Google 


Über dieses Buch 


Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Regalen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfügbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 


Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun Öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 


Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei — eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 


Nutzungsrichtlinien 


Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nichtsdestotrotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu verhindern. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 


Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 


+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 


+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 


+ Beibehaltung von Google-Markenelementen Das "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 


+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 


Über Google Buchsuche 


Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser Welt zu entdecken, und unterstützt Autoren und Verleger dabei, neue Zielgruppen zu erreichen. 


Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter|http: //books.google.comldurchsuchen. 


we * 


* 
* 
: 
Y 
¥ 
. 
4 
4 
1 
2 

ET 
2 
ee 

* 
N 
» 


iA 
Wr 


sh 
pet ts AND 
rn 


n 


Wr 5 = 22 


NN 
ward 
1 


% 


7er 
ROA 


9 sone 
ty 
2 9 NA 


1 


. 


HARVARD LAW LIBRARY 


Received J UN 1 1 1971 


ill 


— gun 


tee 


a ee eee as eee nn. une 


os 


Digitized by Google = 


. 


Blätter 
N | | . für 
Rechtspflege 
in Thüringen und Anhalt 


herausgegeben 


von 


Dr. B. Sammer, 


DPberlandesgerichtsrat in Jena 


Der ganzen Folge 57. Band. 
Nene Folge XXXVIL Sand. 


Jena, | 
Druck und Verlag von Hermann Pohle 
Großherzogl. Sächſ. Hofbuchdruckerei. 
1910. 


— 


JUN 1¢ 1971 


Sachregiſter 
zum ſiebenunddreißigſten Band der Neuen Folge. 
(Band 57 der ganzen Reihe.) 


Allgemeines. 


Ausbildung der Juriſten. Von OL GRat R. Deinhardt in Jena. 177. 

Erfahrungen und Anregungen zur Kunſt der Rechtspflege. Zweiter Teil: 
Vom Schreibwerk in der Rechtspflege. 53. 

Karl Blomeyer + am 18. Mai 1910. 161. 

Sprachecke. 289. 

Veränderungen im Beſtande der im Bezirk des Oberlandesgerichts Jena an⸗ 
geſtellten Richter, Staatsawälte, eee im Jahre 1909. Von 
Helmrich in Jena. 234. 

Veränderungen im Perſonalbeſtande der Rechtsanwälte Von Helmrich in 
Jena. 236. 

Verzeichnis der im Jahre 1909 bei dem Oberlandesgericht geprüften Gerichts⸗ 
aſſeſſoren und Referendare. Von Helmrich in Jena. 237 

Zum Wechſel im Präſidium des gemeinſchaftlichen Thüringiſchen Oberlandes⸗ 
gerichts in Jena am 1. Januar 1910. 1. 


Zuſammenſtellung der beſprochenen Literatur. 


Arnold, philoſ. Betrachtungen 312, | Fuld, Dienſtvertrag der Bureaubeamten. 
Backhaus, Arbeiterfrage in der Südſee. 300. 

304. Gmelin, Pſychologie der Ausſage. 303. 
Beſeler, Verwaltungsgemeinſchaft. 307. Göſſer, gewerbl. Arbeits⸗ und Lehr⸗ 
Blumental, Verwahrloſte in Amerika. verhältnis. 301. 

304. Gonſer, Alkohol u. Verbrechen. 303. 
v. Boſe, Vereinsrecht. 311. Haeger, franz. Zivilprozeß u. deutſche 
Braecklein, gewerbl. Arbeitsvertrag. 30 1. Zivilprozeßreform. 306. 

Cuno, Dienſtvertrag der Techniker. 300. Hatſchek, Interpellationsrecht. 309. 


Delius, ZPO. 240. Heimberger, neues Strafgeſetzbuch. 303. 
Eheberg, Reichsfinanzweſen. 298. — Strafprozeßreform. 305. 
Fleſch, GewO. 240. Hellwig, Verbrechen u. Aberglaube. 300. 


Frank, Vergeltungsſtrafe. 302. Hübner, deutſches Privatrecht. 294. 


v. Inama⸗Sternegg, deutſche Wirt⸗ 
ſchaftsgeſchichte. 297. 
Ipſen, Gottesläſterung. 
Joniak, moderner Wucher. 307. 
Kade, Strafverfolgungspflicht. 305. 
v. Kalckſtein, Rechtsauskunftsſtellen. 
301. 
Kantorowicz, richtiges Recht. 306. 
Knetſch, weimar. Staats u. Verwal⸗ 
tungsrecht. 292. 
Kreß, Beſitz und Recht. 291. 
Krug, letztwill. Verfügungen. 
Liepmann, Strafprozeßreform. 
Lütkemann, Notariat. 310. 
Mahler, politiſche Parteien. 299. 
Meurer, Luftſchiffahrtsrecht. 299. 
Meyer, gemeinſchaftl. Teſtament. 309. 


302. 


398. 
303. 


Neher, Lage der Dienſtboten. 301. 

Neubecker, Mitgift. 307. 

Neumiller, ZPO. 240. 

Pohlmann ⸗Hohenaſpe, Reichsfinanz⸗ 
reform. 311. 

Pomme, Vorſtellungstheorie. 302. 


Poſadowsky⸗Wehner, Luxus u. Spar⸗ 
ſamkeit. 299. 

Potthoff, Privatbeamtenrecht. 301. 

Pritzl, Bienen. 302. 

Reichel, forenſiſche Pſychologie. 

Reincke, BBO. 239. 

Roſcher, Haftung f. Tierſchaden. 307. 


290. 


IV 


Rudolf, Ein Kind. 308. 

Scherer, Verſchiedenheit des ſchweizer. 
368. und des deutſchen BGB. 
298. 

Schmoller, Finanzen. 298. 

Schücking, Organiſation der Welt. 298. 

Schwarz & Co., preuß. Jagdordnung. 
309. 

Schwedler, Recht und Unrecht in Eng⸗ 
land. 310. 

Schweitzers Textausgaben, ZPO. 240. 

Sinzheimer, Privatrechtswiſſenſchaft. 
306. 

Sohlich, Erfinderſchutz. 301. 

Sommer, Waiſenrat. 308. 

Spann, uneheliche Kinder. 308. 

v. Staudinger, BGB., Komm. 239. 

Stauff, Duell. 300. 

Stenglein, ſtrafr. Nebengeſetze. 4. Aufl. 
160. 

Stier⸗Somlo, Jahrbuch des Verwal⸗ 
tungsrechts. 295. 

Sydow⸗Buſch, ZPO., 12. Aufl. 240. 

Viezens, Bureaukraten u. Lords. 311. 

Warneyer, BRO, 239. 

Wittmaack, Schiffahrtsabgaben. 310. 

Wuttke, Reichs⸗ u. Landesfinanzen. 
299. 

Zehnter, Verſicherungsvertrag. 240. 


Abhandlungen und Entſcheidungen. 
1. Bürgerliches Geſetzbuch. 


Aneignung herrenloſer 
Abhandl. von Lotz, Gotha. 


S.⸗Meiningen. 


Formmangels). 264. 


Darlehen. $ 326 anwendbar? 152. 


Eigentümerhypothek und ⸗Grundſchuld. 
211. 
Grundſtücke, 
Abhandl. von Lotz, Gotha. 


Aneignung herrenloſer. 
244. 


Grundſtücke. Hypothek. Umwandlung in Marimal- 
244. 
Beurkundung von Grundſtückskaufver⸗ 

trägen durch Gemeindevorſteher in 
(Nichtigkeit wegen 


hypotheken. 211. 

Kündigung aus wichtigem Grunde. 
8 626 BGB.; § 70 HGB.; 
§ 124 b u. 133 a Gew. Wb: 
handl. v. OLGRat a. D. Francke. 
241. 

Lebensverſicherung, Uebertragung des 
Bezugsrechts. 268. 

Uebertragung des Bezugsrechts aus 
einer Lebensverſicherung. 268. 


Tr > 


Verjährung der Werkvergütung. 205. | Werkabnahme, Verpflichtung dazu, wenn 
Werkvergütung, ihre Verjährung. 205. Teile fehlen. 205 


2. Nebengefeke 3. 868. 
a) Freiwillige Gerichtsbarkeit. 
Berufung der Mutter zur Vormünderin freiwill. Gerichtsbarkeit ſ. Anlage: 


bei früherer Uebergehung. 223. band. zum 
Beſchwerde, weitere, in Vormundſchafts⸗ ee und Verläge des Vormunds. 


fachen. aes 8 Vormund, Feſtſetzung von Vergütung 
Entſcheidungen in Angelegenheiten der und Verlägen. 220. 


b) Grundbuchordnung. 


Eigentümerhypothek u.⸗Grundſchuld.2 11. Hypothek. Umwandlung in Marimal- 
Entſcheidungen in Angelegenheiten des hypotheken. 211. 
Grundbuchrechts ſ. Anlageband. 


3. Zivilprozeßordnung. 


Armenanwalt, Koſtenfeſtſetzung für die Prozeßbevollmächtigter. Der erſtinſtanz⸗ 
arme Partei. 248. liche Pr. muß zur Wahrnehmung 
Ausſetzung des Verfahrens. 204. eines Beweisaufnahmetermins be⸗ 
Koſtenerſtattung der armen Partei un⸗ ſonderen Auftrag haben. 145. 
abhängig von der Bezahlung des Prozeßvollmacht. Kann der erſtinſtanz⸗ 
eigenen Anwalts. 248. liche Vertreter ohne weitere Vollmacht 
— bei Annahme eines nicht am Beweisaufnahmetermine wahrnehmen, 
Wohnort der Partei anſäſſigen wenn der Prozeß in der Berufungs⸗ 
Anwalts. 250. | inſtanz anhängig tft? 145. 


4. Landeszivilrecht. 
a) Großherzogtum S.⸗Weimar. 
Mühlenrecht. Abhandl. v. Landgerichtsdirektor Dr. Fürbringer in Eiſenach. 16. 
b) Herzogtum S.⸗Meiningen. 


Beurkundung von Grundſtückskaufverträgen durch Gemeindevorſteher. (Nichtig⸗ 
keit wegen Formmangels.) 264. 


c) Herzogtum S.⸗Altenburg. 


Gerichtskoſten. Unterliegen GK. in Angelegenheiten, auf die das deutſche 
Gerichtskoſtengeſetz Anwendung findet, der ſofortigen zwangsweiſen Bei: 


VI 


treibung im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens? Abhandl. v. Rechts⸗ 


anwalt C. Rothe in Altenburg. 


196. 
desgl. von Geier, Geh. Regierungsrat daſ. . 
Vergleichsgebühr, wenn nicht anhängige Anſprüche mit erledigt find. 


247. 
155. 


d) Herzogtum S.⸗Coburg u. Gotha. 


Arzt, Verſchulden beim Fehlen der Ein⸗ 
willigung in eine Operation. 270. 

Beamtenhaftung. 270. 

Gemeindegeſetz (goth.) und Straßen⸗ 
reinigungspflicht. 147. 

Haftung des Staats und des Beamten 
270. 

Koſten und Wertabgabe für die Grund: 
ſtücksauflaſſung auf Grund eines 


Vermächtniſſes oder einer Erbaus⸗ 
einanderſetzung. 257. 


Straßenreinigungspflicht und goth. Ge⸗ 


meindegeſetz. 147. 


Wertabgabe und Koſten für die Grund⸗ 


ſtücksauflaſſung auf Grund eines 
Vermächtniſſes oder einer Erbaus⸗ 
einanderſetzung. 257. 


5. Strafrecht. 


Bahnpolizeiliche Anordnungen. 

Beginn u. Fortſetzung des Straf⸗ 
verfahrens in $ 69 StGB. 226. 

Eventualvorſatz bewußte Fahr⸗ 
läſſigkeit. 274. 

Fahrläſſigkeit, bewußte. — Eventual⸗ 
vorſatz — 274. 

Forſt⸗ u. Feldrügegeſetze, landesrechtliche, 
gehen den Beſtimmungen des StGB. 
— auch § 370 Ziff. 5 — ge 
mäß § 2 des CG. z. StGB. 
vor. 274. 

Gebrauchs⸗ u. Geſchmacksmuſter, be⸗ 
grifflicher Unterſchied. 272. 

Nahrungsmittelfälſchung, Begriff. (Mehl: 
zuſatz zu Brühwurſt.) 232. 

Polizeiliche Anordnungen der Bahnver⸗ 
waltung. 159. 

Polizeiliche Verordnung, Gültigkeit bei 
Verbot nächtlicher Muſik? 229. 

Polizeiverordnung, Gultigkeit bei Ruhe⸗ 
ſtörungen in Grundſtücken? 227. 


159. Portier, Verbot der Warteſäle. 


159. 

Reinigungspflicht der Straßenanlieger. 
275. 

Ruheſtörung in Grundſtücken. 227. 

Strafverfahren, Beginn u. Fortſetzung 
in § 69 StGB. 226. 

Straßenanlieger, Reinigungspflicht.2 75. 

Straßenreinigungspflicht der Anlieger 
nach altenburg. Recht; Städteordnung 
u. Gemeindeleiſtungsgeſetz, Ortsſtatut, 
Polizeiverordnung u. § 366 Nr. 10 
StGB. 277. 

Tatbeſtand des § 370 Ziff. 5 StGB. 
274. 

Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 
bei Mitteilungen unter Eheleuten. 
281. 

Warteſäle, Verbot für Portiers. 159, 

Wechſelſtempelgeſetz, Anwendung des 
8 2 Abſ. 2 StGB. 229. 

Zwangserziehungskoſten, ihre Nicht⸗ 
erſtattung iſt nicht ſtrafbar. 157. 


6. Strafprozeß. 


Beginn u. Fortſetzung des Straf: Berufung. 


verfahrens in § 69 StGB. 226. 


Wirkung der vom 
Staatsanwalt eingelegten Beru⸗ 


— VI — 


Strafverfahren, Beginn u. Fortſetzung 


me zugunſten des Angeklagten. 
in § 69 StB. 226. 


7. Koſten. 
a) Gerichtskoſtengeſetz. 


Auslegung des § 101 GKG. 
155. 

Beweisgebühr bei Verbindung mehrerer 
Prozeſſe. 254. 


b) Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 


Gebühr für einen Antrag nach § 715 Gebühr nach § 45 GO. 145. 
BPO. 251. Korreſpondenzgebühr. 145. 


Vergleichsgebühr, wenn nicht anhängige 
Anſprüche mit erledigt ſind. 155. 

Verhandlungsgebühr bei Verbindung 
mehrerer Prozeſſe. 254. 


Verzeichnis der Einſender. 


Böckel, Dr. Rechtsanwalt in Jena. Bücherbeſprechungen 292 — 298. 

Deinhardt, R. OL GRat, in Jena. Die Ausbildung der Juriſten. 177— 
195. — Bücherbeſprechung. 290. 

Francke, W. Ch., OL GRat a. D., in Hannover. Zur Kündigung aus 
wichtigem Grunde. $ 626 BGB., § 70 HGB.; 124 b u. 133 a Gewd, 
241 — 244. — Bücherbeſprechungen. 298— 312. 

Für bringer, Dr. Landgerichtsdirektor, in Eiſenach. Das Mühlenrecht im 
Großherzogtum S.⸗Weimar, 16— 53. 

Geier, Geh. Regierungsrat in Altenburg. Unterliegen im Herzogtum Alten⸗ 
burg Gerichtskoſten, auf die das deutſche Gerichtskoſtengeſetz Anwendung 
findet, der ſofortigen zwangsweiſen Beitreibung im Wege des Verwaltungs⸗ 
zwangs verfahrens? 247 — 248. 

Lotz, Dr. Fr., Landratsamtsaſſeſſor in Gotha. Aneignung herrenloſer Grund⸗ 
ſtücke. 244— 247. 

Rothe, C., Rechtsanwalt, in Altenburg. Abhandl. über den gleichen Gegen⸗ 
ſtand wie Geier. 196— 204. 

Unger, Dr. A., München. Bücherbeſprechung. 291. 


Digitized by Google 


Zum Wechſel im Präſidium des gemeinſchaftlichen 
Ahüringiſchen Oberlandesgerichts in Jena 
am 1. Januar 1910. 


Am 1. Januar 1910 iſt der Präſident des Oberlandesgerichts 
Dr. Blomeyer aus Rückſichten auf ſeine Geſundheit von ſeinem 
Amte zurückgetreten, mit ihm aus gleichem Grunde Oberlandesgerichts— 
rat Geh. Juſtizrat Dr. Schellbach. An die Stelle des Präſidenten 
iſt von den an der Oberlandesgerichtsgemeinſchaft beteiligten Regierungen 
der Senatspräſident Dr. Borngen berufen worden. Ihn ſoll als 
»Präſident eines Senats der Oberlandesgerichtsrat A. Stichling ere 
ſetzen. Die Einführung der neu ernannten Herren hat am 31. Dezember 
1909 durch den Vertreter der geſchäftsführenden Regierung, den 
Großherzogl. Sächſiſchen Staatsminiſter Dr. Rothe aus Weimar, 
in Gegenwart der Beamten des Oberlandesgerichts, der Staats— 
anwaltſchaft beim Oberlandesgericht und der Rechtsanwaltſchaft ftatt- 
gefunden. Die Feier bot bedeutſame Momente, ſo daß es keiner 
beſonderen Rechtfertigung bedarf, wenn in dieſen Blättern ein Bericht 
über ſie erſcheint. 

Seine Exzellenz der Staatsminiſter gab nach einleitender 
Begrüßung der Erſchienenen die Veränderungen im Gerichtshof be— 
kannt und würdigte ſodann die Verdienſte des ſcheidenden Oberlandes- 
gerichtspräſidenten. Die Perſönlichkeit Dr. Blomeyers ſei allen aus 
nächſter Nähe bekannt. Alle ſtimmten darin überein, daß Dr. Blo- 
meyer ſeine Stellung in einer Weiſe ausgefüllt habe, daß man ihn 
nur mit großem Bedauern aus ſeinem Amt ſcheiden ſehe. Nicht nur 
der Dienſt, den er zu verſehen hatte, habe ihm am Herzen gelegen, 
ſondern auch das Wohl der Beamten. Die Regierungen hätten 
Dr. Blomeyer ſchon auf verſchiedene Weiſe die höchſte An- 
erkennung zuteil werden laſſen, er fühle ſich aber verpflichtet, den 
Dank auch an dieſer Stelle zu wiederholen. 


Auf Dr. Blomeyers Vorſchlag fei Senatspräſident 


Dr. Börngen zum Nachfolger ernannt worden. Dieſer ſei ſchon 
Blätter für Rechtspfl. LVII. N. F. XXXVII. 1 


— 2 — 


ſeit langer Zeit im Kollegium tätig und kenne die Obliegenheiten des 
Gerichtshofes. Als Vorſitzender der Prüfungskommiſſion für die 
zweite juriſtiſche Staatsprüfung habe er Gelegenheit gehabt, den jungen 
Nachwuchs der Thüringer Juriſten kennen zu lernen und heranzubilden. 
Seine bisherige Tätigkeit werde ihn auch befähigen, an der oberſten 
Spitze zum Wohl des Gerichts und zum Wohl der Thüringer Juſtiz— 
gemeinſchaft zu wirken. Das Vertrauensverhältnis zwiſchen dem 
Gericht und der Anwaltſchaft, wie es bisher zum Segen der Geſchäfte 
beſtanden habe, möge auch unter ſeiner Führung erhalten bleiben. 
Ebenſo die gute Kühlung mit den Gerichten und Staatsanwaltſchaften 
der Thüringer Juſtizgemeinſchaft. | 

Mit dem Wuuſche, daß ihm die neue Stellung Anlaß geben 
möge zu einer gedeihlichen Entwickelung ſeiner Kräfte, daß ſie ihm 
aber auch perſönliche Genugtuung geben möge, wies Seine Exzellenz 
den Präſidenten in ſein neues Amt ein und hieß ihn darin willkommen. 

Dem ſchloß ſich die Einführung des Senatspräſidenten Stichling 
in ſein Amt an. Dann gedachte der Staatsminiſter des Geheimen 
Juſtizrats Dr. Schellbach. Dieſer, ein preußiſches Mitglied des 
Oberlandesgerichts, fet in ausgezeichneter Weiſe im Dienſte des Gerichts 
tätig geweſen. Er habe es vortrefflich verſtanden, ſich in die Thüringer 
Verhältniſſe einzuleben. Nur ungern ſehe man ihn aus ſeinem Amte 
ſcheiden. 

Hierauf ergriff. der Oberlandesgerichtspräſident Dr. 
Börngen das Wort zu folgender Anſprache: 


Hochzuverehrender Herr Staatsminiſter! 


Geſtatten Eure Exzellenz, daß ich Ihnen meinen tiefempfundenen 
Dank ausſpreche für die herzlichen und mich in ſo hohem Maße 
ehrenden Worte, mit denen Sie mich in mein neues Amt eingewieſen 
haben. Dieſes Amt verdanke ich der Huld und Gnade der zur 
Thüringer Gerichtsgemeinſchaft verbündeten Landesherren. Dieſen 
Durchlauchtigſten Fürſten an erſter Stelle in feierlicher Stunde meinen 
untertänigſten Dank auszuſprechen, iſt mir Ehre und Pflicht. Mit 
dieſem Danke verbinde ich meinen ehrerbietigen Dank an die ver— 
antwortlichen Berater der Hohen Souveräne, als deren erſten wir 
Eure Exellenz heute hier begrüßen können. Sie tragen die Bere 
antwortung dafür, daß ich in das hohe Amt, in das Amt des erſten 
Richters in Thüringen, berufen worden bin. Ich weiß das Vertrauen, 
das aus dieſer Berufung ſpricht, in vollem Umfange zu würdigen- 
Ich werde ernſtlich beſtrebt ſein zu zeigen, daß es auf keinen Un⸗ 
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würdigen gefallen iſt. Meine ganze Kraft werde lid in den Dienft 
des mir anvertrauten Amtes ſtellen. 

Indem ich das Amt antrete, tritt vor meine Seele das Bild des 
Mannes, der bisher auf dem Stuhl, den ich jetzt einnehmen ſoll, geſeſſen 
hat, das Bild des Oberlandesgerichtspräſidenten Dr. Karl Blomeyer. 
Dieſer Mann iſt ſicherlich einer der hervorragendſten Juriſten, die 
Thüringen hervorgebracht hat, uns war er aber mehr, er war der 
treue Eckart des Oberlandesgerichts. Der Thüringer Gerichts— 
gemeinſchaft und ſpeziell dem Oberlandesgericht galt die Sorge ſeines 
Herzens, die Arbeit ſeines Lebens. Schon ehe der Gerichtshof ent— 
ſtand, war er für ihn tätig. Der Akzeſſionsvertrag vom 23. April 1878 
trägt neben anderen Unterſchriften feinen Namen. Bald nach Errich— 
tung des Gerichts trat er in die Reihe ſeiner Räte. 1888 wurde er 
Senatspräſident, um dann 1904 an die Spitze des Gerichthofes zu 
treten. Was er in faſt dreißig Jahren im Oberlandesgericht und für 
das Oberlandesgericht geleiſtet hat, wer könnte es mit wenigen Worten 
ſagen? Jedenfalls hat er den Stempel ſeines Geiſtes der Rechtspflege 
Thüringens auf Jahrzehnte hinaus an die Stirne geheftet. Aber von 
uns ſcheidet heute nicht nur der hervorragende Juriſt, wir verlieren 
in ihm auch den ausgezeichneten Menſchen und den vornehmen, gütigen 
und allzeit gerechten Vorgeſetzten. Wenn ein ſolcher Mann durch eine 
tückiſche, quälende Krankheit gezwungen wird, vorzeitig von uns zu gehen, 
wie ſollte uns da nicht tiefe Trauer und Wehmut erfaſſen? Und mit 
Trauer und Wehmut im Herzen ſcheidet auch er von uns. Seine 
Geſundheit verbietet ihm, heute mit hier zu ſein. Aber was er in 
dieſer Stunde empfindet, das ſagt ein Schreiben, das zu verleſen 
Eure Exzellenz mir geſtatten wollen. 


Jena, den 31. Dezember 1909. 
Hochzuverehrender Herr Oberlandesgerichtspräſident! 


Der an mich ergangenen Einladung zur heutigen Einführungsfeierlichkeit 
würde ich ſehr gern folgen. Ich würde dadurch Gelegenheit erhalten, vor 
allen bei ihr Anweſenden meiner Freude Ausdruck zu geben, daß die hohen 
Regierungen Sie zu meinem Nachfolger erwählt haben, meine Ueberzeugung 
darzulegen, daß Sie, hochzuverehrender Herr Oberlandesgerichtspräſident, un⸗ 
ausgeſetzt und mit gutem Erfolg beſtrebt ſein werden, das Anſehen, deſſen 
ſich das Oberlandesgericht in der Juriſtenwelt erfreut, und das Vertrauen, 
das es in der Bevölkerung genießt, aufrecht zu erhalten, zu ſtärken und zu 
mehren. Ich hätte dabei auch die beſte Gelegenheit, von allen denen, die 
bisher mit mir oder unter mir gearbeitet haben, perſönlich Abſchied zu nehmen. 

Aber mein derzeitiger Geſundheitszuſtand geſtattet mir ſolches nicht. 
Schon geringfügige pfychiſche Erregungen pflegen ihn alsbald ſehr unliebſam 
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zu ſtören, und ein perſönliches Abſchiednehmen von all' meinen Mitarbeitern 
wäre eine mir nahegehende Sache, die mich hochgradig zu erregen wohl ge⸗ 
eignet ſein würde. 

Iſt doch der weitaus größere Teil der beruflichen Tätigkeit meines Lebens 
mit dem gemeinſchaftlichen Thüringiſchen Oberlandesgericht eng verknüpft ge⸗ 
weſen! Schon vor 32 Jahren war es mir vergönnt, an den Beratungen 
über die endgültige Geſtaltung des damals im Werden begriffenen Gerichts 
hofes teilzunehmen. Vor 29 Jahreu bin ich ſodann als Mitglied in das 
Kollegium eingetreten; volle 21 Jahre habe ich einen Zivilſenat geleitet, 
13 Jahre den Vorſitz in einer Prüfungskommiſſion des Oberlandesgerichts 
geführt und 6 Jahre lang die Ehre gehabt, an der Spitze des Gerichts⸗ 
hofs zu ſtehen. Es bedarf daher wohl kaum der Verſicherung, daß mir meine 
Tätigkeit am Oberlandesgericht ans Herz gewachſen iſt, und daß es mir ſchwer 
fällt, aus dieſem zu ſcheiden. 

Aber ich habe mir ſagen müſſen, daß es für das Oberlandesgericht 
beſſer iſt, wenn ich einer rüſtigeren Kraft Platz mache. Das Oberlandesgericht 
ſowohl wie deſſen zweiter Zivilſenat brauchen als Leiter jemanden, der nicht 
wie ich ſeines Geſundheitszuſtandes wegen aller Augenblicke einmal ſich vertreten 
zu laſſen genötigt iſt. Nun iſt aber das Intereſſe des Oberlandesgerichts, 
das Intereſſe daran, daß dieſes ſich ſeiner hohen Aufgabe, der Gerechtigkeit 
zu dienen, nach allen Richtungen hin voll gewachſen zeige, für mich, — 
wenigſtens ſeitdem ich vor 21 Jahren in eine leitende Stellung aufgerückt 
bin — ſtets die Hauptrichtſchnur meiner beruflichen Tätigkeit geweſen. Nie⸗ 
mals iſt bei mir das Beſtreben, das Oberlandesgericht auf der Höhe zu halten, 
hinter anderen Rückſichten zurückgetreten. Wenn ich vor 6 Jahren trotz 
ſchwerer, aus meinem Geſundheitszuſtand ſich ergebender Bedenken, auf die ich 
bereits bei meiner Einführung hingewieſen habe, und trotz meiner Vorliebe 
für eine rein richterliche Tätigkeit den Poſten des Oberlandesgerichtspräſidenten 
anzunehmen mich entſchloſſen habe, ſo iſt dies vor allem deshalb geſchehen, weil 
ich glaubte, daß es für das Oberlandesgericht wünſchenswert ſei, einen mit 
ſeinen Verhältniſſen und ſeinen Bedürfniſſen wohlvertrauten Präſidenten zu 
erhalten. Ä 

Ebenſo ijt aber auch hinwiederum, als ich vor wenigen Monaten um 
meine Penſionierung bat, das Beſtreben, das Oberlandesgericht zu fördern, 
für mich in erſter Linie maßgebend geweſen. Freilich hat ſich ſeitdem mein 
Geſundheitszuſtand derartig verſchlechtert, daß ich auch im eigenen Intereſſe 
jetzt wohl nicht länger auf meinem Poſten würde bleiben können. 

Neben dem Bewußtſein, unentwegt für das Gedeihen des Oberlandesgerichts, 
für eine erfreuliche Geſtaltung ſeiner Rechtſprechung nach meinen Kräften be⸗ 
müht geweſen zu ſein, und neben der dankbaren Erinnerung an die freundlichen 
Worte der Anerkennung, mit denen die hohen Regierungen meinem Abſchieds⸗ 
geſuch ſtattgegeben haben und für welche ich mich beſonders dem hohen Chef 
des geſchäftsführenden Großherzoglichen Juſtizdepartements zu wärmſtem Dank 
verpflichtet fühle, nehme ich das wohltuende Gefühl in den Ruheſtand mit 
hinüber, daß ich mit meinen Kollegen wie auch mit den Herrn Anwälten, 
denen gegenüber ich die Schwierigkeit ihrer Aufgaben niemals unterſchätzt zu 
haben glaube, immer ſehr gut ausgekommen, und daß ich allen, die unter 
mir gearbeitet haben, nie anders als wohlwollend begegnet bin. 
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Ich habe als Präſident des Oberlandesgerichts eine ziemlich ſchwere 
Zeit durchzumachen gehabt wegen des außerordentlichen ſtarken Wechſels, der 
in dem Beſtand ſeiner Mitglieder ſich in den letzten 6 Jahren vollzogen hat. 
Ich glaube, daß höchſt ſelten ein großer Gerichtshof von einem ſolchen 
Wandel betroffen worden iſt. Naturgemäß iſt dadurch dem Oberlandesgericht 
und insbeſondere auch mir die Bewältigung der zu erledigenden Aufgaben 
erheblich erſchwert worden. Mit den heute ſich vollziehenden Perſonal⸗ 
veränderungen aber gelangt hoffentlich dieſer beklagenswerte Wechſel zu einem 
Abſchluß. Nach menſchlichem Ermeſſen darf erwartet werden, daß es den 
jetzigen Herren Präſidenten und Räten vergönnt fein wird, ſich gründlich in 
ihre Aufgaben einzuleben und ſich völlig miteinander einzuarbeiten zu Nutz 
und Frommen der Rechtſprechung. 

Mit dem Wunſch, daß ſich dieſe Hoffnung erfüllen möge, und mit der 
Bitte an alle, mit denen ich dienſtlich zu verkehren hatte, mir ein gutes An⸗ 
denken zu bewahren, möchte ich von den bei der heutigen Einführungsfeierlichkeit 
anweſenden Herren Abſchied nehmen, und ich bitte Sie daher, hochzuverehrender 
Herr Oberlandesgerichtspräſident, mein gegenwärtiges Schreiben vor ihnen 
nach Ihrer Einführung gütigſt vorzuleſen und ſodann den Akten einverleiben 
zu laſſen. 


Mit bekannter vorzüglichſter Hochſchätzung 
gez.: Dr. C. Blomeyer 
Oberlandesgerichtspräſident. 


Ich weiß mich mit Ihnen eins, wenn ich dem ſcheidenden Herrn 
Präſidenten ſage: Wir bewahren Ihnen ein gutes Andenken, wir 
vergeſſen nie den vortrefflichen Mann, den ausgezeichneten Juriſten 
und den gütigen und gerechten Vorgeſetzten. 

Es iſt eine eigentümliche Tragik des Geſchicks, daß mit dem 
Präſidenten Dr. Blomeyer ein anderer geht, der Oberlandesgerichts— 
rat Geheimer Juſtizrat Dr. Schellbach, der treue Anhänger, Ver— 
ehrer und Waffengefährte Blomeyers, daß auch er geht vorzeitig, 
durch ſchweres körperliches Leiden bezwungen. Am 1. Oktober 1879 
hatte der Beruf die beiden Männer beim Landgericht in Rudolſtadt 
zuſammengeführt. Später fanden ſie ſich am Oberlandesgericht wieder, 
und nun haben ſie vereint bis zum Ende miteinander gearbeitet. 
Schellbach, ſelbſt ein Großer auf dem Felde des Rechts, trat immer 
willig hinter dem Größeren zurück. Nur wenn dieſer krank hinter 
der Schlachtreihe lag, ergriff er entſchloſſen die Feldzeichen und trug 
ſie, oft mit Aufwendung der letzten Kraft, in die vorderſte Reihe. 
Auch Schellbach, den ſeine Krankheit heute von hier fern hält, 
drückt uns im Geiſte die Hand zum Abſchiede. Wir werden auch 
dieſem treuen Kollegen und Freund immer ein gutes Andenken be— 
wahren. 
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Aber nun von den Scheidenden den Blick gerichtet auf die, die 
zurückgeblieben ſind! Er fällt zunächſt auf den Mann, der heute das 
Amt einnehmen ſoll, aus dem ich ſcheide, auf Alexander Stichling. 
Schon einmal hatten wir ihn beſeſſen, dann verloren wir ihn. Aber 
ſchon nach wenigen Jahren fand er den Weg zu uns zurück, zurück 
mit einer Selbſtverleugnung, ja Selbſtaufopferung, die in unſerer 
materiell gerichteten Zeit einen Idealismus, den des Berufs zeigte, 
wie er wohl uns nicht ſo bald wieder entgegentreten wird. Wir kennen 
die ideale Richtung des Geiſtes dieſes Mannes, wir kennen ſeine 
große Berufsfreudigkeit, ſeine bedeutenden Fähigkeiten haben wir 
genugſam erprobt, wir alle zweifeln demnach nicht, er werde den 
Poſten, der ihm jetzt anvertraut wird, voll ausfüllen, und auch in 
dem neuen Amt das leiſten, was er bisher immer geleiſtet hat, Her— 
vorragendes. In dieſem Sinne begrüße ich den Herrn Senats— 
präſidenten Stichling von ganzem Herzen. 

Von ihm wende ich mich an die anderen lieben Kollegen, die, 
an der Spitze mein verehrter Freund Herr Senatspräſident Seifarth, 
vollzählig erſchienen ſind. 

Meine Herren, Sie kennen mich ſeit über 16 Jahren. Neues 
kann ich Ihnen über mich nicht ſagen. Ich trat in das Oberlandes— 
gericht ein als junger Mann, belaftet alſo mit dem Fehler der Jugend, 
der manchem meiner Kollegen als einziger nachgerühmt worden iſt. 
Jetzt beginnt die Fülle der Jahre bereits meinen Scheitel zu lichten 
und zu bleichen. Ich habe im Verlauf von über anderthalb Sabre 
zehnten im Oberlandesgericht ſo manchen gehen, ſo manchen kommen 
ſehen. Aber eines iſt immer geblieben, der Geiſt des Vertrauens, der 
Kollegialität und der Freundſchaft, die uns alle vom erſten bis zum 
letzten verbunden hat. Es erfüllt mich mit Stolz, daß ich jetzt an die 
Spitze eines Gerichtshofes treten ſoll, der ſoviel vortreffliche Männer 
und hervorragende Juriſten zu den ſeinen zählt. Freudig bewegt aber 
bin ich bei dem Gedanken, daß es mir von heute ab ganz beſondere 
Pflicht ſein ſoll, den guten Geiſt, der immer unter allen Gliedern 
des Oberlandesgerichts geherrſcht hat, zu fördern und zu pflegen. 
Ich bin der Alte geblieben und komme Ihnen mit dem alten vollen 
Vertrauen entgegen. Ich bitte Sie, meine geehrten Herren Kollegen, 
bleiben auch Sie die Alten und ſchenken Sie mir Ihr Vertrauen 
wie bisher. 

Dann fällt mein Blick auf die Staatsanwaltſchaft beim Ober— 
landesgericht, die, voran der Herr Oberſtaatsanwalt Trautvetter, 
zur heutigen Feier erſchienen iſt. Der Staatsanwaltſchaft bin ich 


8 


kein Fremder. In den vielen Jahren meiner Praxis bin ich immer 
Zivilrichter und daneben Strafrichter geweſen. In der letzten Zeit 
vor meinem Eintritt in das Oberlandesgericht war ich Leiter der 
Staatsanwaltſchaft beim Landgericht in Altenburg, beim Oberlandes— 
gericht war ich ſtets Mitglied des Strafſenats, in den letzten 6 Jahren 
Vorſitzender dieſes Senats, über 10 Jahre war ich Vorſitzender eines 
Schwurgerichts. Immer waren die Beziehungen zur Staatsanwalt- 
ſchaft, deren Bedeutung und Aufgaben ich voll erkannt zu haben 
meine, vortrefflich. Ich zweifle nicht, daß das auch in Zukunft ſo 
bleiben wird. Die ſichere Gewähr dafür bietet mir ſchon die Per: 
ſönlichkeit des Herrn Oberſtaatsanwaltes, ſeine ruhige Sachlichkeit und 
vornehme Denfungdart. 

Neben den Gerichten ſteht, in feſter, ſtarker Organiſation jue 
ſammengeſchloſſen, die Rechtsanwaltſchaft. Wir freuen uns, daß die 
Thüringiſchen Anwälte einen Vertreter zur heutigen Feier abgeordnet 
haben, und ich perſönlich begrüße mit Freude in dieſem Vertreter 
Herrn Juſtizrat Dr. Wernick, einen Mann, dem ich wiederholt 
ſchon amtlich begegnet bin, und der dabei immer den beſten Eindruck 
bei mir hervorgerufen hat. 

Meine Herren! Man kann darüber ſtreiten, ob die Befug- 
niſſe der Anwaltſchaft von der Geſetzgebung ganz richtig begrenzt 
ſind, ob ihr nicht das eine Prozeßgeſetz zu wenig und das andere 
etwas zuviel der Rechte gibt. Aber darüber kann man nicht im 
Zweifel ſein, die Organiſation, die die Anwälte ſeit 1879 beſitzen, 
iſt nützlich und notwendig. Seitdem ſteht die Anwaltſchaft als große, 
ſtolze, unabhängige, machtvolle Korporation da, die ihre Schickſale 
kraftvoll ſelbſt beſtimmt. Die Thüringiſche Anwaltſchaft ſteht hinter 
keiner aus anderen Teilen Deutſchlands zurück. Ich werde nunmehr 
mit ihr mehr als bisher in amtliche Berührung treten. Dabei wird mich 
ſtets die Ueberzeugung leiten nicht von der Exiſtenzberechtigung, 
ſondern von der Exiſtenznotwendigkeit einer Anwaltſchaft, ſo wie wir 
ſie jetzt haben. 

Auch die Anwälte des Oberlandesgerichts find mit ihrem vere 
ehrten Senior Herrn Juſtizrat Dr. Zeiß zu meiner Freude zahlreich 
erſchienen. Ich habe ſchon früher einmal bemerkt, die Anwälte 
ſeien die fähigſten Beurteiler und die berufenſten Kritiker der Richter 
des Gerichts, bei dem ſie zugelaſſen ſind. Es klingt faſt un⸗ 
beſcheiden, wenn ich in dieſem Zuſammenhange ſage, ich glaube, wieder— 
holt Ihre Anerkennung gefunden zu haben. Jedenfalls haben Sie 
mir immer Ihr Vertrauen geſchenkt, namentlich damals, als ich 
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den feſtgetretenen Weg, die ausgefahrenen Geleiſe verließ und Sie 
einen neuen Weg führte, der oft raſcher zum Ziele führt. Für dieſes 
Vertrauen danke ich Ihnen heute noch ganz beſonders. Ich kenne, 
wie mein Herr Amtsvorgänger, die Schwierigkeiten, mit denen der 
Anwaltsberuf zu kämpfen hat. Ich meine deshalb, unſere Aufgabe 
iſt, nicht gleichgültig neben Ihnen herzugehen, ſondern mit Ihnen in 
wahrhaft kollegialem Sinne zuſammen zu arbeiten und Ihnen auch 
helfend und fördernd zur Seite zu ſtehen da, wo es die Gerechtigkeit 
erheiſcht und das Geſetz es erlaubt. In dieſer Geſinnung wollen wir 
auch fernerhin zueinander ſtehen. 

Nun zu den Herren Beamten des Oberlandesgerichts, mittleren 
und unteren! Auch Sie kennen mich und wiſſen, was Sie von mir 
zu erwarten haben. Ich will nur das ſagen: Als ich früher in 
leitender Stellung war, habe ich meine Ehre darein geſetzt, das Bue 
trauen und die Liebe der mir unterſtellten Beamten zu gewinnen. Ich 
werde auch jetzt Ihnen allen ein gütiger Vorgeſetzter ſein. Ich will 
auch in dieſer Beziehung meinem Herrn Amtsvorgänger nacheifern. 
Nach dem Ruhme eines allzeit bequemen Vorgeſetzten geize ich nicht. 
Gegen Pflichtverletzungen werde ich ſtets ohne Anſehen der Perſon 
einſchreiten. Aber ich darf hoffen, daß Sie alle Ihre Pflicht getreu 
erfüllen werden, und zweifle deshalb nicht, ich werde Ihnen immer 
ein angenehmer, jedenfalls werde ich allezeit ein einſichtiger und ge— 
rechter Vorgeſetzter ſein. 

Und jetzt gehen wir mit vereinter Kraft an die Arbeit, die unſer 
harrt! Sie iſt nicht leicht, Die Jahrhunderte, in denen die Redhtde 
pflege unter verrotteten Zuſtänden ein beſchauliches Stillleben führte, 
ſind unwiederbringlich dahin. Das Reich hat uns eine Fülle, ja eine 
Ueberfülle moderner Geſetze gebracht, die der einzelne kaum mehr zu 
bewältigen vermag. Das letzte halbe Jahrhundert hat eine Um— 
wälzung in politiſcher, wirtſchaftlicher und ſozialer Beziehung bewirkt, 
wie ſie in der Geſchichte der Kultur faſt einzig daſteht. In Deutſch— 
land insbeſondere wächſt der Reichtum, wächſt die Bevölkerung mit 
einer Kraft, die unverſiegbar erſcheint. Werfen wir einen Blick aus 
den Fenſtern dieſes Saales! Zu unſeren Füßen liegt eine Stadt, 
die in der Zeit von wenig über 10 Jahren die Zahl ihrer Einwohner 
verdoppelt hat. Und ähnlich wie hier iſt es an andern Orten. Solche 
Wandlung kann nicht ohne Einfluß ſein auf die Aufgaben, die der 
Rechtspflege geſtellt ſind. 

Haben wir uns der neuen ſchweren Aufgabe immer gewachſen 
gezeigt? Das tft die bange Frage, die fic) wohl {chon mancher von 
uns in ernſter Stunde vorgelegt hat. 
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Die Unbeſtechlichkeit, Ehrlichkeit, der Fleiß und die Gründlichkeit 
des deutſchen Richters beſtreitet kein Menſch. Sie iſt für uns ſelbſt⸗ 
verſtändlich. Man macht davon kein Aufheben. Man muß ſchon 
ins Ausland gehen, wo dieſe unſchätzbaren Werte nicht ſo ohne 
weiteres als ſelbſtverſtändlich erſcheinen, um ein Wort der Anerkennung 
darob zu hören. 

Aber ſonſt findet der Richter kein Wort des Lobs, er findet nur 
Tadel. Sehen wir nur auf die Preſſe! Täglich begegnet man da 
ſcharfer, ja gehäſſiger Kritik. Den Richter zu ſchelten, war nun 
freilich immer ein Recht des deutſchen Mannes, es gehörte zu ſeinen 
Grundrechten, {chon ehe dieſe geſchrieben waren. Früher mußte der 
Richter mit dem Schwerte in der Fauſt ſein Urteil verteidigen, jetzt 
ſind die Sitten milder geworden. Nicht mehr mit dem Schwerte, 
mit der Feder greift man ihn an, und da man ſich nur zu oft 
ſcheut, den Streit auf den rechtlichen Boden zu tragen, macht man ſich's 
bequem, man ſagt, der Richter verſtehe von dem Leben nichts, er ſei 
weltfremd. Dieſer Vorwurf, anfänglich nicht beachtet und nicht geglaubt, 
jetzt hat er Glauben gefunden. Cato Censorius war fürwahr 
ein großer Menſchenkenner und Volkspſychologe, mit der fortgeſetzten 
Wiederholung ſeines Ceterum censeo hat er Karthago ſchließlich 
doch zu Falle gebracht! 

Nun könnten wir wohl mit Gleichmut über das Urteil der Menge 
hinweggehen, wiſſen wir doch, daß ſie, die heute das „Kreuzige“ 
dem Richter entgegenſchreit, morgen in einem „Hoſianna“ aufjubelt, 
wenn die Freirechtler ihr vorreden, der Geſetzgeber müſſe herunter 
von ſeinem hohen Thron, und hinaufſteigen müſſe der Richter. Man 
denke, der weltfremde Richter, der nicht fähig iſt, Geſetzesvollzieher 
zu ſein, er ſoll der Geſetzgeber werden! Wahrlich, difficile est, 
satiram non scribere. 

Aber legen wir felbft die Hand aufs Herz und fragen wir uns: 
Iſt im Hauſe der Frau Juſtitia alles ſo beſtellt, wie es ſein ſollte, 
iſt alles ſo, wie wir es wünſchen müſſen? 

Gewiß, alles Menſchliche iſt Stückwerk, aber könnte nicht ſo 
manches doch beſſer ſein, als es iſt? Ich rede hier nicht von Thüringen, 
ich blicke auf ganz Deutſchland. Ich rede nicht nur von den Richtern, 
ich habe alle im Auge, die mit der Rechtspflege zu tun haben, Richter 
wie Anwälte. 

Was find denn die hauptſächlichſten Mängel, auf deren Bee 
ſeitigung wir ſinnen müſſen? 

Zunächſt das Juriſtendeutſch! Die Klage darüber iſt nicht 


er HG es 


unbegründet. Hier laftet noch ein Stück Mittelalter auf uns. Früher 
ſtanden die Regierenden und die Regierten ſich unvermitelt gegenüber. 
Die Regierenden, die Bürokratie, war eine beſondere, ſtreng abge⸗ 
ſchloſſene Kaſte. Sie hob ſich in Sitten, Tracht und Sprache ab von 
den Regierten. Sie ſprach und ſchrieb, wie ſie es in den veralteten 
Lateinſchulen gelernt hatte, und was ſie ſprach und ſchrieb, die Regierten 
verſtanden es nicht, aber in gläubiger Verehrung nahmen ſie es hin 
als höhere Weisheit. Jetzt iſt das anders geworden. Die Regierten 
ſind an Intelligenz gewachſen, ſie wollen teilnehmen an der Regierung. 
Auch in der Juſtiz regieren ſie ſchon mit, und wo ſie nicht mittaten 
können, da wollen ſie mitraten. Alles wird einer ſcharfen Kritik 
unterzogen. Iſt es in einer ſolchen Zeit noch am Platze, um nur 
einiges hervorzuheben, auch da, wo man einfache Dinge zu ſagen 
hat, geſchraubt, gekünſtelt und auf Stelzen einherzugehen? Dürfen 
wir jetzt noch unſere Gedanken in Schachtelſätzen zuſammendrücken 
und in Bandwurmſätzen aneinanderketten, dürfen wir jetzt noch ein 
Deutſch ſchreiben, das nicht den Namen eines Deutſch verdient, 
ſondern ein lateiniſch-deutſches Kauderwelſch iſt? Meine Herren, auf 
dieſem Gebiet muß noch vieles anders werden. Das bitte ich mir 
zu glauben, der ich nun über anderthalb Jahrzehnt aus den Prüfungs— 
arbeiten weiß, wie der junge Juriſt ſchreibt. Bedenken wir doch, wir 
haben nichts gemein mit Cicero, unſere Volksgenoſſen ſind Goethe, 
Leſſing und wie ſie alle heißen. Ihnen wollen wir nachſtreben! 
Man wende nicht ein, das ſei eine Aeußerlichkeit. Aeußerlichkeiten 
haben Bedeutung für den einzelnen und für den Staat, und dann 
ſteht das Aeußerliche — namentlich gilt das vom Stil — immer im 
Zuſammenhange mit dem Innern. 

Und nun die Klage über die Langſamkeit der Juſtiz, 
eine Klage, die ſchon dazu geführt hat, daß einige ſtattliche Zweige 
vom ſtolzen Baume der Rechtspflege gefallen ſind. Gewiß ſind dieſe 
Klagen zum Teil unberechtigt, gewiß ſollten ſie ſich mitunter gegen den 
Geſetzgeber richten, und gewiß ſind ſie oft unbegründet. Denn öfters 
hindert das Geſetz ſelbſt mit ſeinen Formen, die ſo oft zwecklos gehäuft 
ſind, die raſche Tat des Richters, und ſicherlich kann die Entſcheidung 
eines Rechtsfalles, meiſt nicht einfachen Rechtsfalles, nicht aus den 
Aermeln geſchüttelt werden. Aber damit iſt die Sache nicht abgetan. 
Wir alle, denen die Rechtspflege anvertraut iſt, wir müſſen uns jeden 
Tag und jede Stunde immer wieder ſagen, es handelt ſich um wichtige 
Intereſſen anderer, vielleicht um Intereſſen, die deren Schickſale ente 
ſcheiden. Wenn wir das unausgeſetzt im Auge behalten, werden 
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wir jede nicht durch die Sache unbedingt gebotene Verzögerung peinlich 
vermeiden. Tue nur jeder, der erſte, wie der letzte, zu jeder Stunde ſeine 
Pflicht, dann wird gar manche Klage verſtummen. Wir leben in einer 
Zeit, wo das Dampfroß und der Kraftwagen die Lande durchbrauſen, wo 
das Dampfſchiff pfeilſchnell die Wogen durchſchneidet, wo das Luftfahr⸗ 
zeug am Firmament erſcheint und alsbald wieder verſchwindet, wo der 
elektriſche Funke mit und ohne Draht den Erdball umzuckt. Und nun 
gehen wir in unſere Gerichtsſtuben! Meint man da nicht mitunter, durch 
die Fenſter draußen die alte Poſtkutſche noch vorbeirumpeln zu hören? 

Weiter das Verfahren. Die Zeiten, in denen der gemeine Prozeß 
ſich zu einem öffentlichen Skandal ausgewachſen hatte, liegen, Gott 
fei Dank, 30 Jahre hinter uns. Die Reichsjuſtizgeſetze haben damit 
aufgeräumt. Mit welchen Hoffnungen wurden dieſe Geſetze mit ihren 
großen modernen Grundſätzen begrüßt! Aber ſind dieſe Hoffnungen 
alle in Erfüllung gegangen? Sind die Blütenträume alle ausgereift? 
Wir wiſſen es, gar manche Blüte iſt geknickt. Ohne Ruh und Raſt 
iſt man an der Arbeit, an den Geſetzen zu ändern und zu beſſern. 
Freilich, der großzügige Geſetzgeber, der Oeſterreich in der Perſon von 
Franz Klein beſchert wurde, er iſt uns noch nicht erſtanden. 
Aber auf dem Gebiete des Prozeßverfahrens gilt mehr wie wo anders: 
Nicht Maßregeln entſcheiden, Männer ſind nötig. Der ſchlechte Richter 
wird auch mit dem beſten Prozeßgeſetz nichts leiſten, der gute kommt 
auch bei einem Verfahren, das zu wünſchen übrig läßt, zum Ziele. 
Man verſtehe nur das Weſen und die Bedeutung des Verfahrens! 
Der engliſche Richter gibt ſich die Verfahrensvorſchriften ſelbſt. 
Bei uns ſtehen ſie in dem Geſetzblatt und werden von ſo manchem 
Juriſten wie eine Gottheit angebetet, neben der er keine anderen 
Götter haben ſoll. Es iſt aber ganz zweifellos, daß neben jedem 
Prozeßgeſetz noch Grundſätze der geſunden Vernunft fortgelten, die 
kein Prozeßgeſetz erwähnen wird, aber auch kein Prozeß ausſchließen 
will und kann. Und ebenſo zweifellos ijt es, daß das Prozeßver— 
fahren immer nur Mittel zum Zweck, nicht Selbſtzweck iſt. Es ſoll 
zum Ziele führen, und das Ziel iſt eine gerechte und billige Ent⸗ 
ſcheidung des Rechtsſtreits der Parteien. Nun laſſen ſich zwar 
Prozeßſtreitfragen nicht völlig ausſchließen und umgehen. Aber wird 
nicht häufig der Prozeß unnötig aufgehalten durch Streitereien 
über Prozeßfragen, die ſich mit Leichtigkeit vermeiden laſſen? Iſt 
bei Behandlung ſolcher Fragen immer jedermann ſich klar, daß es 
heißt, den Parteien Steine zu geben, wo ſie Brot verlangen, wenn 
man bei ihnen unnötig lange verweilt? Der Prozeß iſt der 
Wagen, der den Richter zum Ziele führen ſoll. Fahre ich in einem 
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Wagen, ſo klage ich, wenn der Wagen kreiſcht, den Wagenführer an, 
er halte ihn nicht ordentlich im Sand. Eine Prozeßordnung muß 
ſo behandelt werden, daß man von ihr möglichſt wenig hört, ſie 
muß ſein, wie eine Frau, die deſto beſſer iſt, je weniger man von ihr 
redet. Freilich iſt das die Frau des alten Stils, die moderne wünſcht 
ſich anderes. — Es ließe ſich über dieſen Punkt noch vieles ſagen. 
Nur noch eins. Die großen Grundſätze des Prozeßverfahrens, über- 
ſpannen wir ſie nicht mitunter und verwandeln ſo Vernunft in Unſinn, 
Wohltat in Plage? Die Mündlichkeit iſt wahrlich ein richtiges Prinzip. 
Keine Partei ſoll verurteilt werden, bevor fie nicht in der Lage ge= 
weſen iſt, ihr Recht uneingeſchränkt vor dem Richter mündlich dar— 
zulegen. Deshalb ſind die Gerichte ſcharf zu tadeln, die, ſtatt mündlich 
zu verhandeln, auf die Schriftſätze Bezug nehmen laſſen. Die Ent⸗ 
ſchuldigung, ſie kämen ſonſt nicht zu Ende, iſt lahm. Sie mögen 
nur die Sache an der richtigen Stelle anfaſſen, dann wird, dann 
muß es gehen. Aber erfordert wirklich das Prinzip der Mündlichkeit, 
daß lange Reden gehalten werden dann, wenn jeder im Gerichtsſaal 
weiß, daß Beweis nötig tft, erfordert der mündliche Vortrag ein Vor— 
leſen von langatmigen Aktenſtücken (etwa Gutachten), wenn von vorn⸗ 
herein klar ift, daß niemand klug daraus werden wird? Mündlich vor— 
tragen bedeutet doch nicht vorleſen, ſondern den Prozeßſtoff mündlich ſo zur 
Kenntnis des Richters bringen, daß er über ihn entſcheiden kann. Wo das 
Vorleſen unſinnig iſt, da beſchränke man man ſich auf Wiedergabe 
des Inhalts. Weiter: Wenn der Vorſitzende vor Beginn des Vortrags 
weiß, daß er Fragen ſtellen, Bedenken erheben muß, welcher Ver- 
nünftige wird dann von ihm verlangen, daß er die Parteien erſt lange 
zwecklos reden laſſe! Das Verhandlungsprinzip iſt gewiß richtig. 
Es geht davon aus, daß jede Partei das, was ihr dienlich, auch vor— 
bringen werde. Iſt damit aber geſagt, daß der Richter ſchweigen ſoll, 
wo er weiß, daß Verſehen oder andere Gründe die Partei verhindern, 
etwas vorzubringen, worauf ſie ſicher nicht verzichten will? Die Ver⸗ 
handlungsmaxime verhindert, daß der Partei vom Richter etwas auf— 
gedrängt wird, ſie hindert aber den Richter nicht einzugreifen da, wo 
ohne ſein Eingreifen das gute Recht zerſchmettert am Boden liegen 
würde. Wer das leugnet, mäſtet das Prinzip und läßt die Gerechtigkeit 
den Hungertod leiden, verkennt, daß es neben der lex scripta der 
Prozeßordnung noch andere leges non scriptae gibt, die jedem an⸗ 
ſtändigen Mann zur Richtſchnur dienen. 

Endlich zum materiellen Recht! Hier tönt die Klage am 
lauteſten, die Klage über Konſtruktionsjurisprudenz und über Begriffs⸗ 
jurisprudenz. Die Jurisprudenz iſt eine Wiſſenſchaft und eine Wiſſen⸗ 


ſchaft ohne Begriffe, ohne Konſtruktion ift undenkbar. Vereinigt man 
die Begriffe zu einem Syſtem, ſo hat man den Begriffshimmel. 
Sorgen wir nur, daß der juriſtiſche Begriffshimmel in rechter Diſtanz 
zur Erde ſteht. Welcher Art ſind denn die rechtlichen Begriffe? Sie 
entſtehen nicht frei im Kopfe des Juriſten, ſo wie die Melodie im 
Kopfe des Komponiſten. Die Begriffe des Rechtslebens werden ab— 
genommen von Typen, die das wirkliche Leben zeigt. Fegen Sie 
alle Juriſten mit allen ihren Begriffen heute vom Erdboden weg, 
morgen gibt es Eigentum, morgen wird gekauft, morgen wird geſtohlen, 
morgen wird Notzucht getrieben, wie es geſtern geſchehen. Das lehrt 
uns: Derjenige, der in den juriſtiſchen Begriffshimmel ſteigt, er ſoll 
dafür ſorgen, daß er den Blick für das wirkliche Leben nicht verliert. 
Und hier hat das römiſche Recht gefehlt, ſchwer gefehlt. Zunächſt 
wurden ſeine Begriffe gebildet von Männern, die nicht unſeres Blutes 
waren, ſie wurden gebildet auf Grund eines Lebens, das in politiſcher, 
wirtſchaftlicher und ſozialer Beziehung dem unſeren fernſteht. Und 
dann verfeinerte eine geſchäftige Theorie durch viele Jahrhunderte 
hindurch dieſe Begriffe und rückte ſie in eine weltfremde Höhe, daß 
der, der zu ihr hinaufſtieg, über das feſte und engverknüpfte Begriffs 
gewebe nicht mehr hinausſah, und daß ſein Blick die weit unten 
liegende Welt nicht mehr zu erkennen vermochte. Zu welchen Zu— 
ſtänden man gelangte, zeigte mir ein Fall in meiner juriſtiſchen Jugend, 
der mich aus einem Saulus zu einem Paulus machte. Beim Land- 
gericht hatte ein Grundſtücksbeſitzer geklagt, weil ihn der Nachbar 
durch eine Mauer ſchädige oder gefährde. Der Nachbar führte durch 
ſeinen Anwalt, einen romaniſtiſch feingebildeten Juriſten aus, die 
Klage finde nach römiſchem Recht nicht ſtatt. Der Kläger erwiderte, 
er wolle auf die rechtlichen Einzelheiten im Vortrag des Beklagten 
nicht eingehen, daß er gegen die Mauer ſeines Nachbarn geſchützt 
werden müſſe, das ſage der geſunde Menſchenverſtand. Aber da kam 
er bei dem Beklagten ſchön an. Mit erhobener Stimme rief er 
erregt in den Gerichtsſaal hinein: „Hier handelt es ſich um das 
römiſche Recht und nur um das römiſche Recht, und das hat mit 
dem geſunden Menſchenverſtand gar nichts zu tun.“ Und nun geſchah 
das Unglaubliche. Es erhob ſich keine Fauſt, um auf den Tiſch des 
Hauſes niederzufallen und jo lauten Proteſt. zu erheben gegen dieſe 
Schändung des Tempels der Themis. Alles ſchwieg ſtill, ſelbſt der 
Anwalt des Klägers wurde kleinlaut, freilich, im heiligen Wind— 
ſcheid war zwar von grammatiſcher und logiſcher Auslegung der Ge— 
ſetze, von Geſetzes- und Rechtsanalogie die Rede, es ſtand aber nichts 
davon verzeichnet, daß auch der geſunde Menſchenverſtand ein Brunnen 
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fei, aus dem der Richter immer und immer wieder zu ſchöpfen habe. 
Nun iſt es ja allerdings in der Beziehung jetzt bei uns beſſer geworden. 
Ich möchte jetzt keinem raten, in einem deutſchen Gerichtsſaal eine 
ſolche Aeußerung über den geſunden Menſchenverſtand zu wagen, 
eine moraliſche Steinigung wäre ihm ſicher. Aber müſſen wir nicht 
noch tagtäglich unſeren jüngeren Juriſten ſagen: Nicht das macht den 
Richter, nicht das befähigt zum Anwalt, daß Ihr den Kopf voll 
Paragraphen füllt, auch das nicht, daß Ihr die Paragraphen im 
Kopfe zu einem geordneten Syſtem verbindet, alles das genügt 
noch lange nicht. Wollt Ihr nicht nur abſtrakte Rechtsfragen beurteilen, 
ſondern wollt Ihr als Richter und Anwälte über Rechts- und Tatfragen 
richtig urteilen, ſo müßt Ihr mehr können. Ihr müßt berüdjichtigen, 
daß der Kläger A ein anderer iſt als der Kläger B, daß der Zeuge C 
grundverſchieden iſt von dem Zeugen D. Ihr müßt die Zwecke und Ziele, 
die die Menſchen mit ihren Handlungen verfolgen, zu erkennen ſuchen, 
Ihr müßt den Verkehr ſtudieren auf der Straße und auf dem Markte. 
Ihr müßt wiſſen, wie der gewöhnliche Mann und wie der gebildete 
Mann fühlt, denkt und redet, und Ihr müßt noch viel anderes wiſſen 
und können, wovon in Geſetzbüchern und Rechtsſyſtemen kein Wort ſteht. 

Und noch eine andere ſchwere Sünde des römiſchen Rechts! 
Das römiſche Recht war auf uns gekommen, ſo wie es die Juriſten 
des ſinkenden Kaiſerreichs zuſammengeſtellt hatten. Gewaltſam unter- 
drückte es die Rechtsgebilde, die auf deutſchem Boden gewachſen 
waren, gewaltſam hinderte es hier das Aufblühen neuer Rechtsgedanken. 
Es ſteht nicht geſchrieben in den Quellen, ſagten gegenüber den vere 
heißungsvollſten neuen Rechtserſcheinungen kaltherzig die Juriſten. Noch 
bei der Begründung des erſten Entwurfs des BGB. erklärte man oft, 
nur zu oft: Das iſt nicht zu konſtruieren. Als wenn das Leben ſich nach 
der Konſtruktion richtete und nicht die Konſtruktion ſich nach dem Leben zu 
richten hätte! Dieſer Geiſt der Verknöcherung, der das gemeine Recht 
beherrſchte, verkannte ein Grundgeſetz der Natur, daß Leben Veränderung 
und nur der Tod Stillſtand iſt. Sehen wir uns in einigen Jahren 
wieder, ſo ſind wir noch dieſelben, und doch wird uns der Phyſiologe 
ſagen, daß wir völlig geändert ſind, und doch wird ein pſychologiſch 
geſchärftes Auge auch die größten Wandlungen in unſerem Innern feft- 
ſtellen. Und dieſes Geſetz, daß Geburt und Grab ein ewiges Meer iſt 
auch während des Lebens eines einzelnen, dieſes Geſetz verkannte zum 
Schaden des Rechtſuchenden ſo lange die Rechtswiſſenſchaft, alſo die 
Wiſſenſchaft des Rechts, das von Menſchen für Menſchen gemacht iſt. 
Erſt viel zu ſpät hat man gefunden, daß jedes Recht ſich ſtetig unmerklich 
aber unaufhaltſam ſelbſt verändert. 
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Meine Herren! Ich gehöre nicht zu den Freunden einer Aequitäts⸗ 
jurisprudenz, die und am Ende mit dem letzten Dorfſchöppen auf 
eine Stufe ſtellt. Ich will nichts wiſſen von der Freirechtsſchule, 
die in hochentwickelten Verhältniſſen, wie wir ſie haben, zur Barbarei 
führen müßte. Was ich will, das iſt das: Wir müſſen das Recht 
ſtudieren, mit Eifer ſtudieren, gründlich ſtudieren, fort und fort 
ſtudieren. Aber wir dürfen in den Paragraphen der Geſetze nicht 
ſtecken bleiben. Wir dürfen uns den Kopf mit ihnen nicht fo ane 
füllen, daß für anderes kein Raum mehr übrig bleibt. Wir müſſen 
durch die Theorie hindurch hinauf auf eine ragende Höhe. Da müſſen 
wir Stellung nehmen, da müſſen wir Umſchau halten. Unter uns 
liegen dann die goldenen, ſchimmernden, feinen Fäden der Rechtstheorie 
und dicht unter dieſen, von ihnen hellbeſtrahlt, das kraftvoll ſproſſende, 
grüne Leben. 

So müſſen wir und ſo wollen wir an unſere Arbeit gehen. 
Dann wird es uns gelingen, das hohe Anſehen, das das Ober— 
landesgericht in Jena als Pflegeſtätte wahren Rechts immer genoſſen 
hat, zu erhalten, dann wird es uns beſchieden ſein, der Thüringiſchen 
Rechtspflege die Stelle zu behaupten, die ihr gebührt. Es iſt dies 
kein Platz im Winkel, fie gehört in die vorderſte Reihe der flaat- 
lichen Tätigkeit, das alte justitia fundamentum regnorum gilt 
trotz allem auch heute noch. Und zu ſolcher Arbeit ſchenke uns Gott 
ſeinen Segen, dazu er gebe uns allen Geſundheit und volle Kraft 
des Körpers und des Geiſtes! Mit dieſem Wunſche möchte ich ſchließen. 


Es erfolgten Worte des Dankes aus dem Munde des Senats— 
präſidenten Stichling und Beglückwünſchungen der Neuernannten 
durch den Senatspräſidenten Seifarth im Namen der Mitglieder 
des Gerichtshofes, den Oberſtaatsanwalt Trautvetter, den Rechts⸗ 
anwalt Juſtizrat Dr. Wernick aus Eiſenach als Vorſitzenden der 
Thüringiſchen Anwaltskammer und Rechtsanwalt Juſtizrat Dr. Zeiß 
als Vertreter der beim Oberlandesgericht zugelaſſenen Rechtsanwälte 
in Jena. 

Ihnen allen dankte Seine Exzellenz der Staatsminiſter, indem 
er ausführte: die gehörten Worte gäben die Gewähr, daß die Wahl, 
die die vereinigten Regierungen getroffen hätten, dem Oberlandesgericht 
jelbft wie auch dem ganzen Thüringer Lande zum Vorteil und Segen 
gereichen würde. Das ſei die feſte Ueberzeugung, die jeder aus dieſer 
Stunde mit hinwegnehme. 

Damit war der Einführungsakt beendet. 


Abhandlungen, Beſprechungen von Rechtsfällen rc. 


Das Mühlenrecht im Großherzogtum Sachſen⸗Weimar. 


Von Landgerichtsdirektor Dr. Fürbringer in Eiſenach. 
I. Allgemeines. Gegenwärkiger Stand der Rechtſprechung. 


„In einem kühlen Grunde, da geht ein Mühlenrad.“ — So 
ſang man früher und ſo ſingt man heute noch. Die Waſſermühlen 
ſind von jeher mit einem poetiſchen Zauber umwoben geweſen, und 
das kam nicht allein von ihrer in der Regel idylliſchen, weil einſamen 
und dabei landſchaftlich reizvollen Lage her, ſondern zugleich auch von 
dem guten Ertrag, der mit dem Mühlenbetrieb erzielt wurde, und von 
dem Wohlſtand, der infolgedeſſen auf Mühlen zu herrſchen pflegte. 

Aber die Zeiten, da die Waſſermühlen in ihrer großen Mehrzahl 
ein beſchauliches, vom Getriebe der Welt unangefochtenes Daſein 
führten, da ſich mit einer Waſſermühle unwillkuͤrlich der Gedanke an 
einen wohlhabenden, in glücklichen Erwerbsverhältniſſen lebenden Bee 
ſitzer verband, ſind vorüber. Die moderne wirtſchaftliche und in— 
duſtrielle Entwickelung, namentlich das durch die ſtetig wachſende 
Macht des Großkapitals begünſtigte Umſichgreifen des maſchinellen 
Betriebs hat den kleineren Mühlen — wir denken dabei vorzugsweiſe 
an die Mahlmühlen — einen Konkurrenzkampf aufgezwungen, dem 
ſie nur da noch gewachſen ſind, wo die Eigenart der lokalen Verhältniſſe 
ihnen beſonders günſtige Exiſtenzbedingungen ſichert. Die großen 
Handelsmühlen dehnen das Netz ihrer geſchäftlichen Beziehungen bis 
in die kleinſten und entfernteſten Orte aus und bieten das Mehl zu 
Preiſen an, bei denen die kleineren Mühlen nur ein ſehr mäßiges 
Einkommen zu erzielen und auf die Dauer überhaupt nicht weiterzu⸗ 
arbeiten vermögen. 

Aber ſchlimmer noch iſt für die kleineren Mühlen eine andere 
Gefahr. Ihr höchſtes Gut, die Grundbedingung ihres Daſeins, bei 
deren Wegfall die Waſſermühle zu einem weſenloſen Scheingebilde 
wird, — ihre Waſſerkraft wird immer häufiger in ihrem Fortbeſtand 
bedroht. | 

Der fo außerordentlich geſunde Zug der Zeit, auch die kleinſten 
Orte mit gutem Waſſer für Menſch und Vieh ſowie mit ausreichendem 
Waſſer für Feuerlöſchzwecke zu verſehen, und namentlich das durch 


die Notwendigkeit gebotene Beſtreben der größeren wie der ganz großen 
Städte, ihren ungeheuren Bedarf an gutem Waſſer durch Zuleitung 
ganzer Bäche — oft von weiter Entfernung her — zu befriedigen, 
hat ſchon zahlreiche kleine Waſſermühlen zum Stillſtand gebracht und 
bedroht eine noch größere Anzahl mit der gleichen Gefahr. 

Die kleineren Waſſermühlen kämpfen den Kampf ums Daſein, 
und mehr und mehr werden fie in dem Kampfe unterliegen. Das iſt 
eine Folge der fortſchreitenden kulturellen Entwickelung und braucht 
an und für ſich nicht bedauert zu werden: überall, wo Größeres, 
Vollkommeneres geſchaffen werden ſoll, muß das weniger Wichtige, 
Unvollkommenere weichen. 

Die Angehörigen des Müllereigewerbes, die ſich wie andere Be: 
rufsſtände ſeit Jahren zur gemeinſchaftlichen Wahrung ihrer Intereſſen 
zuſammengeſchloſſen haben, ſuchen zwar dieſen Gang der Entwickelung 
nach Kräften aufzuhalten, verſchließen ſich aber im allgemeinen nicht 
der Einſicht, daß ihre Intereſſen hinter den Anforderungen der fort⸗ 
ſchreitenden Kultur zurückſtehen müſſen. Sie haben allmählich den 
Widerſtand dagegen aufgegeben, daß dem Eigentümer des Quellen- 
grundſtücks das Recht zuſtehen ſoll, über das auf ſeinem Grundſtück 
zutage tretende Waſſer nach ſeinem Ermeſſen frei zu verfügen, auch 
wenn dadurch die Waſſerkraft der Triebwerke, für deren Betrieb das 
betreffende Waſſer erforderlich iſt, ſchwer beeinträchtigt oder ganz 
aufgehoben wird, und beklagen ſich im weſentlichen nur darüber, daß 
dies möglich ſein ſoll, ohne daß aus ſolchem Eingriff in ihre wirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen die Verpflichtung zu angemeſſener 
Entſchädigung erwächſt. 

Dieſe Klage iſt {don bei zahlreichen, mehr oder minder gee 
eigneten Gelegenheiten erhoben worden. Sie tft unter anderen Bee 
ſchwerden auch Gegenſtand einer Eingabe, mit der ſich in jüngſter 
Zeit die Müllerinnung für den V. Verwaltungsbezirk zu Triptis 
Rechtsſchutz heiſchend an die Großherzogliche Staatsregierung und an 
den Landtag des Großherzogtums gewendet hat. Denn in der Ein— 
gabe, die der Hauptſache nach von „unterirdiſch fließendem“ Waſſer 
handelt, wird u. a. auch verlangt, daß die „Entziehung der Quellen 
von jetzt ab nur noch mit der Bedingung eines vollen Schadendserſatzes 
geſtattet werden möge, und bei Begründung dieſes Verlangens wird 
ausgeführt, daß in dem Geſetz über den Schutz gegen fließende Ge— 
wäſſer und über die Benutzung derſelben vom 16. Februar 1854 
ganz einſeitig die Rechte des Quellenbeſitzers geſchützt, die Waſſer— 
nutzungsrechte der Triebwerkbeſitzer dagegen trotz ihres amen jahr⸗ 
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hunderte langen Beſtehens ſchutzlos gelaffen ſeien. Dabei gehen fie 
von der Annahme aus, daß der Quellenbeſitzer über das auf 
ſeinem Grundſtück zutage tretende Waſſer frei verfügen und es nach 
ſeinem Belieben vollſtändig für ſich verbrauchen oder auch anderen 
überlaſſen dürfe, der Triebwerkbeſitzer aber die Entziehung des 
für ſeinen Betrieb erforderlichen Waſſers nicht nur nicht verhindern 
könne, ſondern nicht einmal berechtigt ſei, Erſatz des ihm durch die 
Entziehung entſtehenden Schadens zu verlangen, falls er nicht ein 
beſonderes Recht am Waſſer erworben habe. 

Wenn dies richtig wäre, ſo würde allerdings eine ſchleunige 
Aenderung des beſtehenden Rechts dringend geboten ſein. 

Die volkswirtſchaftliche Bedeutung der kleineren Waſſermühlen 
iſt heutigentages eine geringe, an ihrem Fortbeſtand hat die Allgemein⸗ 
heit nur ein untergeordnetes Intereſſe, deshalb kann eine Verpflichtung 
des Staates, den ihnen ungünſtigen Gang der Entwickelung durch 
geſetzliche Maßnahmen aufzuhalten, nicht anerkannt werden. Dagegen 
würde es vom Standpunkt unſeres heutigen Rechtsſtaates nicht ruhig 
mit angeſehen werden dürfen, wenn ein ganzer ehrenwerter Berufs- 
ſtand, der Jahrhunderte hindurch eine nicht zu unterſchätzende volks— 
wirtſchaftliche Aufgabe erfüllt hat und auch heute noch als ein wert- 
volles Glied unſerer Volkswirtſchaft anerkannt wird, — ſ. Landtags⸗ 
verhandlungen vom Jahre 1909, Schriftenwechſel S. 751, Protokolle 
S. 1135 ff. namentlich S. 1136, 1144 u. 1145 — der ſtändigen 
Gefahr ausgeſetzt wäre, die Grundlage ſeiner wirtſchaftlichen Exiſtenz 
zu verlieren, ohne für ſolche Benachteiligung entſprechenden Werts⸗ 
erſatz verlangen zu können. 

Wenn daher dem Verlangen der Müller näher getreten werden 
ſoll, ſo muß zunächſt genau geprüft werden, ob das zurzeit geltende 
Recht den Müllern tatſächlich ſo wenig Schutz bietet, wie von ihnen 
behauptet wird. 

Nach dem gegenwärtigen Stande der Rechtſprechung, wie er in 
einem Urteile des Gemeinſchaftlichen Thüringiſchen Oberlandesgerichts 
zu Jena vom 19. Juli 1888 — ſ. Thüringer Blätter 36, 171 ff. — 
zum Ausdruck gelangt iſt, ſcheint dieſe Frage bejaht werden zu müſſen. 

In dem Urteil wird u. a. ausgeführt, daß die ſtaatlich verliehene 
Mahlgerechtigkeit nicht zu den wohlerworbenen Rechten gehöre, durch 
die der Eigentümer des Quellengrundſtücks nach § 32 des Geſetzes 
in der Verfügung über das Waſſer der Quelle beſchränkt iſt, daß 
vielmehr der Vorbehalt: „ſoweit nicht wohlerworbene Rechte Anderer 
entgegenſtehen“ ein auf privatrechlichem Titel beruhendes Verbietungs— 
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recht, namentlich eine entgegenſtehende Servitut im Auge habe, und 
mithin ein Müller auf Grund ſeiner Mahlgerechtigkeit den Eigentümer 
des Quellengrundſtücks an der Verfügung über das Waſſer der Quelle 
nicht irgendwie hindern und ihm insbeſondere die Ableitung der 
Quelle nicht verbieten könne. Damit hat das OLG. — mittelbar 
wenigſtens — auch die Frage verneint, ob der Müller, wenn ihm 
das zum Betrieb feiner Mühle erforderliche Waſſer durch eine Bere 
fügung des Quelleneigentümers über das Waſſer der Quelle ge- 
ſchmälert oder gänzlich entzogen wird, Schadenerſatz von dieſem ver— 
langen könne. Denn wenn die ſtaatlich verliehene Mahlgerechtigkeit 
nicht zu den wohlerworbenen Rechten gehören ſoll, durch die der 
Eigentümer des Quellengrundſtücks allein in der Verfügung über 
das Waſſer der Quelle beſchränkt iſt, ſo kann logiſcherweiſe der Eigen⸗ 
tümer des Quellengrundſtücks auch für den Schaden, den er durch 
eine ſolche Verfügung dem Inhaber der Mahlgerechtigkeit verurſacht, 
nicht haftbar gemacht werden. 

Jedenfalls hat man bisher allgemein angenommen, daß nach 
der vorerwähnten Geſetzesauslegung des OL GO. dem Müller ein 
Anſpruch auf Schadenserſatz gegen den Eigentümer des Quellen— 
grundſtücks nicht zuzuerkennen ſei, und dieſe Meinung, iſt, ſoweit uns 
bekannt, auch von den Gerichten geteilt und in der Rechtſprechung 
ſtändig zur Geltung gebracht worden. 

Demnach würde die Klage der Müller, daß das geltende Recht 
ihnen nicht den nötigen Schutz gegenüber der Verfügungsfreiheit der 
Quelleneigentümer gewähre, im weſentlichen begründet ſein, denn es 
kann keinem Zweifel unterliegen, daß der weitaus größte Teil der 
Müller ein auf privatrechtlichem Titel beruhendes Verbietungsrecht, 
wie es vom OLG. verlangt wird, nicht nachzuweiſen vermag. 

Iſt aber jene Geſetzesauslegung nun auch gerechtfertigt? Das 
Geſetz bezeichnet die Befugniſſe, die jemand durch die ſtaatliche Er— 
laubnis zur Anlegung eines Waſſertriebwerks erlangt, in § 37 als 
„dingliche Berechtigung“ und in § 39 als „Gerechtigkeit“. Worin 
kann es da begründet liegen, daß eine ſolche auf geſetzlich vorge— 
ſchriebenem Wege erworbene Berechtigung oder Gerechtigkeit den 
Begriff eines wohlerworbenem Rechtes nicht erfüllen ſoll? Das 
OLG. hat feiner Auslegung eine nähere Begründung nicht beigegeben. 
Es erſcheint deshalb unerläßlich, das Weſen und den Umfang dieſer 
Berechtigung oder Gerechtigkeit genau zu ermitteln. 

Hierzu bedarf es aber erſt einer Verſtändigung darüber, welches 


Recht hierbei zur Anwendung zu bringen iſt. 
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II. Welches Recht hat Anwendung zu finden, ſoweit das Gefek 
vom 16. Februar 1854 keine Leſtimmungen enthält? 


Das BGB. befaßt ſich bekanntlich nicht mit dem Waſſerrechte. 
In Art. 65 CG. iſt ausdrücklich beſtimmt, daß die landesgeſetzlichen 
Vorſchriften, die dem Waſſerrecht angehören, mit Einſchluß des Mühlen⸗ 
rechts uſw. unberührt bleiben. Eine Aenderung der landesgeſetzlichen 
Vorſchriften, wie ſie nach Art. 218 zuläſſig geweſen wäre, hat aber 
nicht ſtattgefunden, vielmehr iſt in § 117 Abſ. 2 Weim AG. z. BGB. 
vom 5. April 1899 beſtimmt, daß die dem Waſſerrecht angehörigen 
Vorſchriften, die das Eigentum an Grundſtücken noch anderen als 
den im BGB. beſtimmten Beſchränkungen unterwerfen, unberührt 
bleiben. 


Das Landesgeſetz über den Schutz fließender Gewäſſer und über 
Benutzung derſelben vom 16. Februar 1854 enthält nun zwar in 
feinem zweiten Abſchnitt über die Benutzung der Gewäſſer (§§ 25—65) 
recht eingehende Vorſchriften hinſichtlich der Bedingungen, die zu erfüllen 
ſind, um ein fließendes Waſſer als Triebkraft für Mühlen oder ähn⸗ 
liche Vorrichtungen benutzen zu können, gibt aber über das Weſen 
und den Umfang des Rechts, das nach Erfüllung dieſer Bedingungen 
durch Erlangung der Erlaubnis zur Benutzung des fließenden Waſſers 
erworben wird, keinen direkten Aufſchluß. Die Motive zu dem Geſetz, 
die hinſichtlich der Benutzung — im Gegenſatz zu dem Schutz — 
fließender Gewäſſer überhaupt außerordentlich knapp gefaßt ſind, ſprechen 
ſich ebenfalls hierüber nicht aus. Sie erwähnen nur zu § 24 des 
erſten Entwurfs (ſ. Landtagsſchriftenwechſel vom Jahre 1847/48, 
Anlagen hinter S. 353 Nr. IX), daß die Auferlegung eines Kanons 
oder die Forderung einer Kaufſumme bei Erteilung der Erlaubnis 
zur Anlegung eines Triebwerks ihre Rechtfertigung darin finde, daß 
der Konzeſſionar durch die Erlaubniserteilung „regelmäßig in den 
Beſitz eines Realprivilegiums kommt, welches als ſolches ſchon einen 
beſtimmten Kaufwert hat“, und zu §§ 59, 60 Ziffer 1, daß die Be⸗ 
ſtimmung, nach der wohlerworbene Rechte gegenüber den Rechten 
des Quelleneigentümers gewahrt bleiben müſſen und der natürliche 
Ablauf des Waſſers nicht auf eine den nachbarlichen Grundſtücken 
ſchädliche Weiſe verändert werden darf, „ſich ganz den beſtehenden 
Rechten anſchließt“, während fie ſich zu §§ 59, 60 Ziffer 2 über 
die Befugniſſe der Waſſerbaubehörde verbreiten. 

Das OLG. meint nun in dem oben unter beſprochenen Urteil: 
durch das Geſetz ſei die Materie der Benutzung fließender Gewäſſer 
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von Grund aus neu geordnet worden, deshalb dürfe bei der Ent» 
ſcheidung diesbezüglicher Rechtsfragen nicht auf das gemeine, insbe⸗ 
ſondere römiſche Recht, aber auch nicht auf das alte ſächſiſche Recht, 
insbeſondere auf die vielfache Zweifel erregende Beſtimmung des 
Sachſenſpiegels (Buch II Art. 28 § 1 u. 4) zurückgegriffen werden. 

Dieſer Meinung, die ſich offenbar auf die Schlußvorſchrift des 
Geſetzes gründet, kann jedoch nicht beigepflichtet werden. 

Die Schlußvorſchrift des Geſetzes lautet wörtlich: 

„Das Geſetz über die Verbindlichkeit zum Waſſer⸗ und Uferbau 
vom 15. Mai 1821 iſt ſeinem ganzen Inhalte nach aufgehoben; 
ebenſo treten alle andere allgemeine und beſondere Geſetze und Ge- 
wohnheiten, welche den Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes 
entgegenſtehen, außer Kraft.“ 

Aufgehoben ſind alſo nach dem zweiten Satze dieſer Vorſchrift 
nur diejenigen allgemeinen und beſonderen Geſetze und Gewohnheiten, 
die den Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes entgegenſtehen. 
und daraus ergibt ſich per argumentum e contrario mit voller 
Klarheit, daß der Geſetzgeber das beſtehende Recht, ſoweit es den 
Beſtimmungen des Geſetzes nicht entgegenſteht — und das iſt 
namentlich auch überall da der Fall, wo das Geſetz keine Beſtimmungen 
trifft — hat unberührt laſſen wollen. Inſoweit iſt demnach ein Zurück⸗ 
greifen auf das vor Erlaſſung des Geſetzes in Geltung geweſene Recht 
nicht nur mit dem Geſetze vereinbar, ſondern geradezu geboten. 

Aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes ) im Zuſammenhalt 
mit dem Umſtand, daß die Motive eine umfaſſende Begründung nur 


1) In ſeiner Interzeſſionalſchrift vom 1. Mai 1844 (Schriftenwechſel S. 171, 
Z. 17) hatte der Landtag den Wunſch ausgeſpochen, es möchte „in Anerkenntnis 
des Nutzens, welcher aus einer erhöhten Wieſenkultur für den Landbau hervorgeht“, 
zur Beſeitigung der Hinderniſſe, auf welche die Wieſenwäſſerung in ihrer Aus⸗ 
führung durch die Eigentums⸗ oder anderen Rechte der anliegenden Grundſtücke 
und der zu benutzenden Gewäſſer ſtößt, ein den Verhältniſſen des Großherzogtums 
angepaßter Geſetzentwurf vorgelegt werden. 

Auf dieſe Aeußerung des Landtags erklärte Anfang des Jahres 1847 (Schriftenw. 
S. 25 Z. 30) die Großherzogl. Staatsregierung: die Bearbeitung eines Geſetzes 
über die Inſtandhaltung und Benutzug der Gewäſſer ſei einer eigenen Immediat⸗ 
kommiſion aufgegeben worden; der Entwurf werde wahrſcheinlich dem nahe bevor⸗ 
ſtehenden ordentlichen Landtage mit zu ſeiner verfaſſungsmäßigen Erklärung vorgelegt 
werden können. 

Tatſächlich wurde der Entwurf mit Dekret vom 21. Februar 1847 (Schriftenw. 
1847/48 S. 3 ff. insbeſondere S. 10, Ziffer 17 unter 6) dem Landtag vorgelegt. 
Er befindet ſich nebſt den Motiven unter den Anlagen zu dem Dekret — die An⸗ 
lagen ſind nicht mit Seitenzahlen verſehen — unter Ziffer IX. 
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zu den Beſtimmungen über den Schutz der fließenden Gewäſſer und 
über die Verbindlichkeit zu Waſſerſchutzbauten geben, hinſichtlich der 
Benutzung der fließenden Gewäſſer aber ſich auf wenige, in ſich 


Der Landtag gab dieſen Entwurf mittels Erklärungsſchrift vom 9. November 
1849 (Schriftenw. 1849/50 S. 329) mit dem Antrage an die Staatsregierung 
zurück, den Entwurf einer auch durch die Umgeſtaltung der Staatsbehörden nötig 
werdenden Reviſion zu unterziehen und dann dem Landtage wieder vorlegen zu laſſen, 
was durch Dekret vom 10. Februar 1850 (Schriftenw. 1849/50 S. 653 II 11) zu⸗ 
geſichert wurde. 

Mit der Propoſttionsſchrift vom 15. November 1850 (Schriftenw. 1850 S. 59 
und 107 109) wurde jedoch ſtatt deſſen zunächſt nur der Entwurf eines Nach⸗ 
trages zu dem Geſetz über die Verbindlichkeit zum Waſſer⸗ und Uferbau vorgelegt. 

In den Motiven zu dieſem Entwurf (Schriftenw. S. 108 u. 109) iſt nichts 
enthalten, was für die Auslegung der Beſtimmungen des Geſetzes vom 16. Februar 
1854 über die Benutzung der fließenden Gewäſſer in Betracht kommen könnte. 

Nachdem dieſer Entwurf abgelehnt worden war (ſ. Erklärungsſchrift vom 
7. März 1851, Schriftenw. 1850 S. 480 Nr. 162), wurde dem Landtag ſchließlich 
mit Dekret vom 7. April 1853 (Schriftenw. S. 2 ff. insbeſondere S. 6, Z. 22, 
S. 397 ff., 419 ff.) ein neuer Geſetzentwurf über Waſſer⸗ und W ſowie über bie 
Benutzung der fließenden Gewäſſer vorgelegt. 

In der Einleitung zu den Motiven wird geſagt: 

„Nach dieſen Vorgängen hatte man zwar bei der Bearbeitung des jetzt vor⸗ 
liegenden Geſetzes den Entwurf des Jahres 1847 als eine gegebene Grundlage 
zu betrachten und die nächſte Aufgabe nur in einer Reviſion desſelben zu ſuchen. 
Aber ausgeſchloſſen war keineswegs die Aufſtellung neuer Grundſätze und die 
materielle und formelle Abänderung jenes Entwurfs. Von dieſer Ermächtigung 
iſt, wie aus einer Vergleichung des jetzigen Entwurfs mit dem vom Jahre 1847 
ſofort hervorgeht, in umfaſſender Weiſe Gebrauch gemacht worden, weshalb eine 
bloße Bezugnahme auf die dem letzteren beigefügten Motive nicht genügt, vielmehr 
zur Begründung der Anſichten, von welchen der neue Entwurf getragen wird, 
einiges beizufügen iſt.“ 

Von dieſen Hinzufügungen kommt hier jedoch nur dasjenige in Betracht, 

was am Schluſſe unter Ziffer 6 (S. 423) ausgeführt iſt und folgendermaßen lautet: 

„Die bedeutenden verkäuflichen Vorteile, welche ein Bauunternehmer durch 
ein von der Staatsgewalt ihm erteiltes Realrecht erlangt, rechtfertigen, auch im 
Hinblick auf den durch das Geſetz vom 5. März 1851 erlaſſenen Nachtrag zum 
Sportelgeſetze, die im § 37 ausgeſprochene Beſtimmung. Der Schlußſatz des 
gedachten Paragraphen entſpricht derjenigen Obſervanz, welche bisher ſchon bei 
Verleihung der Konzeſſion zu neuen Mühlen und Mahlgängen aus billiger 
Rückſicht auf die oft mit ſehr beträchtlichen Realabgaben belaſteten älteren Mühl⸗ 
anlagen befolgt werden. 

Der Landtag hat an den 88 32—37 des Entwurfs, wie ſich aus dem Ausſchuß⸗ 
bericht und der Erklärungsſchrift (Schriftenw. 1853 S. 539 ff. u. 682 ff.) ſowie aus 
den bezüglichen Protokollen ergibt, nichts auszuſetzen gefunden. Er iſt allerdings 
in eine Einzelberatung dieſer Paragraphen wie überhaupt der 4 letzten Abſchnitte 
des Entwurfs (SS 25—87) nicht eingetreten, ſondern hat dieſe 4 Abſchnitte in Ge⸗ 


nicht zuſammenhängende Bemerkungen befchränfen , darf gefchloffen 
werden, daß der Geſetzgeber mit den Beſtimmungen über die Bee 
nutzung nur das beſtehende Recht hat beſtätigen und feſtlegen, nicht 
aber neues Recht hat ſchaffen wollen, und zwar um ſo mehr, als 
dieſer Abſchnitt des Geſetzes zu irgendwelchen Auseinanderſetzungen 
im Landtage keine Veranlaſſung gegeben hat. Das dürfte übrigend 
auch in dem S. 20 mitgeteilten Satz der Motive zu den 88 59, 60 
Ziffer 1 eine gewiſſe Beſtätigung finden. 

Bis zur Erlaſſung des Geſetzes iſt aber im Großherzogtum wie 
in den übrigen Thüringiſchen Ländern auf dem Gebiete der waſſer— 
rechtlichen Beziehungen an dem alten ſächſiſchen Recht feſtgehalten 
worden. Namentlich hat in den Thüringiſchen Ländern das römiſche 
Recht auf dieſem Gebiete keinen Einfluß zu gewinnen vermocht. (Vergl. 


mäßheit eines vom Abgeordneten Müller⸗Neuſtadt u. Gen. eingebrachten Antrags 
(Prot. S. 1689 ff.), ohne Beratung im einzelnen, im ganzen angenommen. 

Nach den Ausführungen des Abgeordneten Thon, der dieſen Antrag am 
heftigſten bekämpfte und deſſen Annahme durch den Landtag, weil er ſie für un⸗ 
vereinbar mit der Verfaſſung bezw. mit den Rechten der einzelnen Abgeordneten 
hielt, ſein Mandat niederlegte (Prot. S. 1700), iſt jedoch nicht anzunehmen, daß 
hinſichtlich der Beſtimmungen über die Benutzung der fließenden Gewäſſer zu Mühlen 
und anderen Triebwerken abweichende Meinungen beſtanden haben, da der Ab⸗ 
geordnete Thon (ſ. Prot. S. 1690/91) lediglich in Anſehung des § 35, und zwar 
nur inſoweit ein Bedenken äußerte, als er meinte, daß ein vom Landtag zu § 3 
des Entwurfs beſchloſſener, ſpäter übrigens wieder fallen gelaſſener Zuſatz (vergl. Prot. 
S. 1566, 1569, Schriftenw. S. 669, Prot. S. 1929) eine Ergänzung des § 35 
zur Folge haben müſſe. 

Bemerkenswert ſind folgende Sätze des Miniſterialdekrets vom 10. Dezember 

1853 (Schriftenw. S. 696): 

„Diejenigen Perſonen, welche nach dem § 34 um die Erlaubnis zur An⸗ 
legung von Triebwerken nachſuchen, verfolgen hierbei regelmäßig nicht Zwecke 
des öffentlichen Wohls, ſondern des Privatvorteils. Es würde daher nicht mit 
den für Enteignungsgeſetze beſtehenden Grundſätzen zu vereinigen ſein, zum 
Beſten einer ſolchen Privatſpekulation andere bereits beſtehende Gerechtſame zu 
beſchränken oder aufzuheben. Darum ordnet der § 35 für den Zweck der polizei⸗ 
lichen Erlaubniserteilung zwar eine ſorgfältige Erörterung etwa möglicher 
Widerſpruchsrechte an; aber er knüpft an die im Verwaltungswege unterlaſſene 
Anmeldung nicht (wie es bei anderen im allgemeinen Intereſſe beabſichtigten 
Unternehmungen geſchehen iſt, z. B. im Falle des § 55 nnd 56) den Verluſt 
beſtehender Rechtsanſprüche, ſondern will die Verwaltungsbehörde nur in den 
Stand ſetzen, zu beurteilen, ob es bedenklich ſein kann, dem Antragſteller die 
nachgeſuchte Erlaubnis zu erteilen. Nach der Anſicht der Großherzoglichen 
Staatsregierung muß in den Fällen des § 35 der im § 3 ausgeſprochene 
Grundſatz: daß durch die polizeiliche Erlaubniserteilung beſtehende Privatrechts⸗ 
anſprüche nicht verloren gehen ſollen, feſtgehalten werden. 
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Arno Kloeß, Das deutſche Waſſerrecht und das Waſſerrecht der 
Bundesſtaaten des Deutſchen Reiches, Halle a. S. 1908.) 

Das Weſen und der Umfang der Mahlgerechtigkeit, wie 
wir die Berechtigung zum Betrieb einer Mühle oder eines ſonſtigen 
Waſſertriebwerks hinfort kurz nennen wollen, ift daher im Großherzog— 
tum, ſoweit das Geſetz keine Beſtimmungen enthält, nach ſächſiſchem 
Recht zu beſtimmen. 


III. Weſen der Mahlgerechtigkeit nach dem Geſetz 
vom 16. Februar 1854. 


Suchen wir nun das Weſen und den Umfang der Mahlgerechtig- 
keit zunächſt aus dem Geſetze ſelbſt zu beſtimmen, fo muß voraus 
geſchickt werden, daß die hierfür in Betracht kommenden Vorſchriften 
ziemlich ſyſtemlos aneinandergereiht find 4). 


An der Spitze ſteht der Grundſatz des § 25, durch den jedwede 
Art der Benutzung fließender Gewäſſer ohne Unterſchied ſo weit frei⸗ 
gegeben iſt, als ſie mit der öffentlichen Wohlfahrt übereinſtimmt, 
namentlich auch die Schiffahrt und die Flößerei nicht hindert. Daran 
ſchließt ſich der Satz des § 26, daß innerhalb der Schranken des 
§ 25 insbeſondere freigegeben iſt: der ohne beſondere Vorrichtungen 
vorgenommene Gebrauch des fließenden Waſſers, durch den weder 
die Beſchaffenheit noch der Lauf des Waſſers weſentlich verändert 
wird, und daraus ergibt ſich von ſelbſt der weitere Satz, daß nicht 
freigegeben iſt der mit beſonderen Vorrichtungen vorgenommene Gee 
brauch fließenden Waſſers. Ein ſolcher Gebrauch mit beſonderen 
Vorrichtungen iſt der Gebrauch zu einer Mühle oder einem anderen 
Triebwerk. Dieſer iſt nur mit ſtaatlicher Erlaubnis geſtattet. Das 
Recht zur Anlegung und zum Betrieb einer Mühle oder eines anderen 
Triebwerks hat nur derjenige, dem es nach Abſetzung des in den § 34ff. 
geordneten Verfahrens beſonders verliehen worden iſt. 


Das Geſetz bezeichnet dieſes Recht, wie bereits erwähnt, als 
„dingliche Berechtigung“ und als „Gerechtigkeit“. Es beſtimmt in 
§ 37, daß bei Erteilung der dinglichen Berechtigung zu einem Waſſer⸗ 


1) Wenn Richard Glaß in ſeinem Buche: „Die waſſerrechtliche Geſetzgebung 
auf dem Standpunkt der Gegenwart, Altenburg 1856“ auf Seite 79 über das 
weimariſche Geſetz ſagt: „Die eigentlichen Prinzipienfragen ſind entweder ganz zu 
vermiſſen, oder treten an Stellen auf, die ſie nicht in dem verdienten Lichte er⸗ 
ſcheinen laſſen“, ſo muß letzteres als zutreffend anerkannt werden, mane der 
erftere Vorwurf entſchieden unberechtigt ift. 
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triebwerk eine Kaufſumme neben der geſetzlichen Gebühr ausbedungen 
und dem Eigentümer (des Grundſtücks, auf dem das Triebwerk er— 
richtet wird) außerdem eine andere, hier nicht weiter in Betracht 
kommende Verpflichtung auferlegt werden kann. Weiter beſtimmt es 
in § 39, daß die Gerechtigkeit dem Inhaber zur Strafe für wieder⸗ 
holte eigenmächtige Veränderung des Sicherpfahles oder Pfahlbaumes — 
neben der in § 75 angedrohten Geldſtrafe — entzogen werden kann. 

Zwiſchen den Vorſchriften über die allgemeine Benutzbarkeit 
(88 25 und 26) und den Vorſchriften über die Benutzung zu Mühlen 
und anderen Triebwerken (§ 34ff.), die ſich wie auch die 88 27 bis 31 
ſämtlich auf fließende Gewäſſer beziehen, find in § 32 eingeflochten 
die Beſtimmungen über die Benutzung von Waſſeranſammlungen in 
Quellen, Teichen, Ziſternen, Brunnen und Hältern, alſo über die 
Rechte am ſogenannten geſchloſſenen Waſſer. Doch findet ſich im 
Geſetze nichts, was auf das Beſtehen irgendwelcher Beziehungen zwiſchen 
der Mahlgerechtigkeit und den Rechten des Quellenbeſitzers, insbeſondere 
darauf hindeuten könnte, daß die Mahlgerechtigkeit in irgendwelcher 
Weiſe von den Rechten des Quellenbeſitzers abhängig oder gar ihnen 
untergeordnet ſein ſolle. 

Aus alledem dürfte ſich für das Weſen der Mahlgerechtigkeit 
folgendes ergeben: | 

Sie ift ein ſelbſtändig neben dem Eigentum des Quellenbeſitzers 
beſtehendes, von dieſem unabhängiges Recht auf Benutzung des fließen⸗ 
den Waſſers als Triebkraft. 

Dieſes Recht iſt ein dingliches, denn es haftet an dem Grund— 
ſtück, auf dem das Triebwerk errichtet iſt. 

Seine Grundlage beſteht in dem Eigentum an dem Grund— 
ſtück, das an einem fließenden Waſſer gelegen ſein muß. Denn erſte 
Vorausſetzung für Erteilung der Erlaubnis zur Triebwerkserrichtung 
iſt, daß derjenige, der um die Erlaubnis nachſucht, Eigentümer des 
Grundſtücks iſt, auf dem er das Triebwerk errichten will. — 

Die Machtbefugniſſe, die das Eigentum an einer Sache gewährt, 
ſind ſelbſtverſtändlich verſchieden je nach der natürlichen Beſchaffenheit 
der Sache. Die Lage eines Grundſtücks an einem fließenden Waſſer 
bringt daher auch eigenartige Befugniſſe für den Eigentümer des 
Grundſtücks, kurz Uferanlieger genannt, hinſichtlich des Waſſers mit ſich. 

Das natürliche Verhältnis des Uferanliegers zu dem fließenden 
Waſſer bewirkt von ſelbſt, daß der Uferanlieger hinſichtlich der in § 25 
des Geſetzes feſtgeſetzten allgemeinen Benutzbarkeit des Waſſers 
eine bevorzugte Stellung einnimmt. Vermöge ſeines Eigentums an 
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dem Grundſtück ift ihm vor allen anderen Privatperſonen die unmittele 
bare Möglichkeit gegeben, das Waſſer ſeinerſeits zu benutzen und andere 
Privatperſonen, ſofern ſie nicht ein beſonderes, ſein Eigentum be— 
ſchränkendes Recht erworben haben, von der Benutzung auszuſchließen. 
Die allgemeine Benutzbarkeit des Waſſers verdichtet ſich alſo bei dem 
Uferanlieger zu einem Vorzugs⸗ oder Sonderrecht, über das er fret 
verfügen kann, in das kein anderer ohne beſonderen Rechtsgrund 
eingreifen darf. Dieſes Recht iſt freilich kein ſelbſtändig für ſich be⸗ 
ſtehendes Recht, ſondern ein Ausfluß des Eigentums am Grundftüd 
und mit dieſem untrennbar verbunden. Wie bei Grundſtücken, auf 
denen Waſſer in Quellen ſich befindet oder ſonſt infolge der natürlichen 
Bodenbeſchaffenheit ſich ſammelt, das durch § 32 des Geſetzes noch 
beſonders gewährleiſtete Recht der freien Verfügung über das Waſſer 
in dem Grundſtückseigentum mitenthalten iſt, ſo iſt bei Grundſtücken, 
an denen ein Waſſer vorbeifließt, das Recht auf vorzugsweiſe Bee 
nutzung des fließenden Waſſers in dem Grundſtückseigentum der be— 
treffenden Anlieger mitenthalten dergeſtalt, daß es einen Beſtandteil 
des Grundſtückseigentums bildet. 

Das bezieht ſich allerdings zunächſt nur auf die Benutzung des 
Waſſers ohne beſondere Vorrichtungen, da nur dieſe durch § 2 des 
Geſetzes freigegeben iſt. Das Recht zur Benutzung mit beſonderen 
Vorrichtungen, namentlich alſo der Benutzung zu einem Waffertrieb- 
werk, muß nach Vorſchrift der §§ 34 ff. des Geſetzes beſonders erworben 
werden; es gelangt erſt durch die ſtaatliche Erlaubniderteilung zur Ent— 
ſtehung. Immerhin wird auch dieſes Recht alsbald mit feiner Ent⸗ 
ſtehung ein Beſtandteil des Grundſtückseigentums, da es, wie aus 
ſeiner Bezeichnung als „dingliche Berechtigung“ hervorgeht, immer 
nur für ein beſtimmtes Grundſtück, und zwar der Natur der Sache 
nach für ein an dem fließenden Waſſer gelegenes Grundſtück verliehen 
werden kann, und das Eigentum an einem ſolchen Grnndſtück auf 
ſeiten des Nachſuchenden die unerläßliche Vorausſetzung der ſtaatlichen 
Erlaubniserteilung bildet. 

Nach dem Geſetz kann die ſtaatliche Erlaubnis mit Einſchränkungen 
erteilt oder ganz verſagt werden. Wird ſie erteilt, ſo kann der Grund— 
ſtückseigentümer das an feinem Grundſtück vorbeifließende Waſſer, 
die Waſſerwelle, innerhalb der ihm bei der Erlaubniserteilung gezogenen 
Grenzen voll zum Betrieb ſeines Triebwerkes ausnutzen, und das 
Recht dazu iff dann in feinem Eigentum am Ufergrundſtücke in gleicher 
Weiſe mitenthalten wie das Recht zur freien Verfügung über das 
Waſſer in dem Eigentum des Quellenbeſitzers an dem Quellengrundſtück. 


Der Rechtsgrund der ſtaatlichen Genehmigung ift aber ein doppelter. 
Er beſteht einerſeits in dem ſtaatlichen Oberaufſichtsrechts über alle 
fließenden Gewäſſer, in der Waſſer polizei des Staates, andererſeits 
in dem ſogenannten Mühlenregal, kraft deſſen dem Staate die 
Genehmigung von Waſſertriebwerken als ein Privatrecht, das Ver⸗ 
mögenswert für ihn hat, vorbehalten iſt ). 

Letzteres ergibt ſich mit voller Klarheit aus der Beſtimmung des 
§ 37 des Geſetzes, wonach bei Erteilung der dinglichen Berechtigung 
zu einem Waſſertriebwerk eine Kaufſumme ausbedungen und dem 
Konzeſſionar außerdem eine andere Verpflichtung auferlegt werden 
kann. Denn ſolche vermögensrechtliche Maßnahmen haben mit der 
Waſſerpolizei des Staates zweifellos nichts zu tun, ſie können ſich 
nur auf privatrechtliche Befugniſſe des Staates als Inhabers von 
Vermögensrechten gründen, wie fie im Mühlenregal enthalten find. 
Und das wird überſehen, wenn man der Mahlgerechtigkeit den Charakter 
eines wohlerworbenen Rechts abſpricht?). Das Mühlenregal hat zwar, wie 
alle Regalien, inſofern eine öffentlichrechtliche Seite, als es von jeher nur 
dem Staate oder dem Landesherrn als Staatsoberhaupt zugeſtanden hat. 
Das kann aber ſeinem privatrechtlichen Charakter, den es für den Staat 
als Rechtsſubjekt und Inhaber von Vermögensrechten hat, keinen Eintrag 
tun, und zwar um ſo weniger, als bei Erteilung der dinglichen Berechti— 
gung naturgemäß dem privatrechtlichen Geſichtspunkt die Priorität zu⸗ 
kommt. Denn es liegt auf der Hand, daß die polizeiliche Prüfung überhaupt 
nicht in Betracht kommen kann, ſolange der Staat als Inhaber des 
Regals nicht bereit iſt, ſeine Genehmigung — ſei es mit, ſei es ohne 
Auflage an den Konzeſſionar — zu erteilen. Durch die polizeiliche 
Prüfung wird nur feſtgeſtellt, ob und bezw. innerhalb welcher Grenzen 
die Ausübung des dinglichen Rechts mit den allgemeinen ſtaatlichen 
Intereſſen vereinbar iſt. Der Staat hat als Inhaber der Waſſer⸗ 
polizei darüber zu wachen, daß die Anlegung und Benutzung des 
Triebwerks mit der öffentlichen Wohlfahrt übereinſtimmt, insbeſondere 


1) Vergl. hierzu C. G. Schwab, Die Konflikte der Waſſerfahrt auf den Flüſſen 
uſw., Beitrag zur Lehre vom Waſſerrechte, 1847, namentlich die 88 45, 48, 49, 
49 b, 63, 66c, 67. 

2) In Sachſen⸗Altenburg (§ 11 des Gef. v. 18. 10. 1865) in Sachſen⸗Coburg 

12. 4. 1855 
und Gotha (§ 21 des Gef. v. 7. 2. 1871. in Schwarzburg⸗Rudolſtadt (§ 21 des 
Gef. v. 7. 2. 1868) und in Reuß j. L. (§ 21 des Gef. v. 6. 4. 1872) gehörten 
die Rechte, die ſich „auf eine ordnungsmäßige Konzeſſion“, auf „eine nach vorgängigem 
Ediktalverfahren erteilte Erlaubnis“ gründen, nach ausdrücklicher Geſetzesbeſtimmung 
zu den wohlerworbenen Rechten. 


auch die Schiffahrt und Flößerei nicht hindert (§ 25), daß dadurd- 
weder die Beſchaffenheit noch der Lauf des Waſſers weſentlich ver- 
ändert wird (§ 26). Und dieſem Zwecke dienen die in den $ 34—36- 
des Geſetzes gegebenen beſonderen Vorſchriften über das Verfahren, 
das bei Anlegung neuer Triebwerke und nach § 40 bei weſent⸗ 
licher Veränderung beſtehender Triebwerke eingehalten werden muß. 

Iſt ſonach die ſtaatliche Genehmigung des Triebwerks und damit 
die Entſtehung der Mahlgerechtigkeit in erſter Linie der Ausfluß eines 
Privatrechts, wenn auch eines dem Staate zuſtehendes Privatrechts, 
ſo iſt auch der privatrechtliche Charakter der Mahlgerechtigkeit nicht 
zu bezweifeln. Die Beſtimmung des § 39 des Geſetzes, wonach die 
Gerechtigkeit dem Inhaber zur Strafe für wiederholte eigenmächtige 
Veränderung des Sicherpfahls oder Fachbaums durch einſeitige Vere 
fügung des Staatsminiſteriums entzogen werden kann, kommt hierbei 
nicht in Betracht, da ſie lediglich das Verhältnis des Konzeſſionars zum 
Staate betrifft, das Verhältnis des Konzeſſionars zu dritten Perſonen 
dagegen unberührt läßt; ſie bildet eine Beſonderheit des Mühlenrechts, 
die ebenſowohl in der Waſſerpolizei wie in dem Regal ihre Wurzel 
haben kann. 

Demzufolge kann dem mehrerwähnten Urteil des OLG. zu Jena 
auch in ſeinen Schlußausführungen (Thüringer Blätter 36, 174, 175), die 
ſich auf § 3 Satz 2 des Geſetzes beziehen, nicht beigepflichtet werden. 

Die vorgedachte Geſetzesbeſtimmung lautet wörtlich folgender 
maßen: 

„Dagegen bleibt demjenigen, welcher durch dieſe Erlaubnis (zur 
Anlegung eines Triebwerks) in ſeinen Privatrechten verletzt zu 
ſein behauptet, die Verfolgung etwaiger Anſprüche im Rechtswege 
gegen denjenigen vorbehalten, zu deſſen Gunſten die Erlaubnis er⸗ 
teilt wurde.“ 

Mit Bezug hierauf jagt das OL G., daß ein folder Anſpruch, 
möge er ein bloßer Entſchädigungsanſpruch ſein oder ein Anſpruch auf 
Wiederentfernung der Anlage, ein auf privatrechtlichem Titel beruhendes 
ſpezielles Recht vorausſetze und der im Verwaltungswege zu erledigende 
Anſpruch auf Ausnutzung des öffentlichen Waſſers nicht genüge. — 
womit doch wohl geſagt ſein ſoll, daß die Mahlgerechtigkeit nicht 
zu den Privatrechten im Sinne dieſer Geſetzesbeſtimmung gehöre, 
deren Verletzung durch eine neue Erlaubniderteilung im Rechtswege 
geltend gemacht werden könne. 

Auf welchen Erwägungen dieſe Auslegung beruht, iſt in dem 
Urteil nicht angegeben. Sie dürfte ſich daraus erklären, daß man ſich im 
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Banne gemeinrechtlicher Begriffe und Anſchauungen gewöhnt hat, die 
Mahlgerechtigkeit nicht als ein ſelbſtändig für ſich beſtehendes (wenn 
auch an dem Waſſergrundſtück haftendes), ſondern als ein von dem 
Eigentum des Quellenbeſitzers und den Rechten der oberen Uſeranlieger 
abhängiges Recht anzuſehen, und daß man das Weſen der Mahl⸗ 
gerechtigkeit lediglich nach dem einen Element, der ſtaatlichen Erlaubnis⸗ 
erteilung auf Grund der polizeilichen Oberaufſicht des Staates be— 
urteilt, das überaus wichtige andere Element, die Ausübung des 
Regalrechtes, aber außer Betracht gelaſſen hat. 

Wir kommen zu dem Ergebnis: Die Mahlgerechtigkeit iſt ein 
vollgewichtiges, wenn auch eigenartig geſtaltetes Privatrecht. Sie iſt 
Beſtandteil des Eigentums an dem Grundftüd, für das fie erteilt iſt. 
Aus ihrer Verletzung oder Beinträchtigung durch einen Dritten er. 
wachſen daher dem Inhaber der Mahlgerechtigkeit die Anſprüche des 
Grundſtückseigentümers auf Unterlaſſung der Störung und Beſeitigung 
der ſtörenden Anlage, ſowie auf Erſatz des entſtandenen Schadens. 

Dieſe Anſprüche ſind wie andere Zivilanſprüche im Rechtswege 
geltend zu machen. Ausgenommen hiervon iſt allein der Fall, daß die 
angeblich ſtörende Anlage auf einer neuen ſtaatlichen Erlaubniserteilung 
beruht. In dieſem Falle kann die Beſeitigung oder Aenderung der 
angeblich ſtörenden Anlage nach der ausdrücklichen Vorſchrift in § 3 
Satz 1 des Geſetzes, nach der die Betretung des Rechtsweges gegen 
eine von der zuſtändigen Verwaltungsbehörde auf Grund des Geſetzes 
erteilte Erlaubnis überhaupt nicht ſtattfindet, nur im Berwaltungs⸗ 
wege angeſtrebt werden, während etwaige Anſprüche auf Schadens⸗ 
erſatz nach Satz 2 des angeführten § 3 im Rechtswege geltend zu 
machen ſind. | 

Es ift jedoch dem Verletzten bei allen im Rechtswege zu vere 
folgenden Anſprüchen unbenommen, die Entſcheidung der Verwal⸗ 
tungsbehörde darüber anzurufen, ob und wieweit die als Störung 
der Mahlgerechtigkeit angeſprochene Maßnahme des Dritten eine Ver⸗ 
letzung waſſerpolizeilicher Vorſchriften oder Anordnungen enthält. Denn 
es handelt ſich inſoweit um ein Rechtsverhältnis, das von der Ver⸗ 
waltungsbehörde feſtzuſtellen iſt und das eben deshalb, wenn es im 
Rechtswege ſtreitig wird, dem Gericht Veranlaſſung geben kann und 
regelmäßig geben wird, die Verhandlung bis zur Entſcheidung der 
Verwaltungsbehörde auszuſetzen (vergl. § 148 ZPO.). 

Iſt ſonach das Weſen der Mahlgerechtigkeit aus dem Geſetze 
ſelbſt mit aller nur wünſchenswerten Genauigkeit zu beſtimmen, ſo 
läßt ſich von ihrem Umfang, namentlich im Verhältnis zu den 
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Rechten des Quelleneigentümers und zu den an demſelben fließenden 
Waſſer beſtehenden Triebwerksberechtigungen nicht das Gleiche ſagen. 

Das Geſetz ſpricht an einer einzigen Stelle von dem Umfang 
der Mahlgerechtigkeit (Triebwerksberechtigung), nämlich in § 47, wo 
es ſich um Wäſſerungsanlagen für Zwecke der Landeskultur, ins⸗ 
beſondere um den Fall handelt, daß durch eine ſolche Anlage einem 
rechtmäßig beſtehenden Triebwerk das zum Betriebe „in dem rechts— 
begründeten Umfang“ notwendige Waſſer entzogen wird. Allein 
dieſer Ausdruck bezeichnet nur im allgemeinen den Umfang der ein— 
zelnen Berechtigung, wie er ſich aus den bei der Verleihung gezogenen 
Grenzen ergibt, und bietet keinerlei Anhalt für die Beurteilung ihres 
Verhältniſſes zu anderen Rechten. Inſoweit muß daher auf das bis 
zur Erlaſſung des Geſetzes in Geltung geweſene Recht, das ja für 
die Beurteilung aller derjenigen Waſſertriebwerke, deren Entſtehung 
vor dieſem Zeitpunkt liegt, überhaupt von maßgebender Bedeutung 
bleibt, zurückgegriffen werden. 


IV. Das ſächſtſche Recht. Rechtsentwickelung bis zur Erlaſſung 
des Geſetzes vom 16. Februar 1854. 


In der Zeit, als die einzelnen germaniſchen Stämme ſeßhaft 
wurden und ſich aus Nomaden allmählich zu Ackerbauern entwickelten, 
war der von dem einzelnen Volksſtamme in Beſitz genommene Land— 
ſtrich und mit ihm das darin auftretende Waſſer Gemeingut des 
Stammes. Das dauerte ſo lange, bis ſich bei dem einzelnen Stamm 
die Scheidung nach Gauen in Gaugenoſſenſchaften und bei dieſen hin— 
wiederum in Hundertſchaften, Sippen und Geſchlechter vollzog. Dieſe 
Scheidung führte dann in den inzwiſchen entſtandenen Ortſchaften zu 
einer Teilung in die Dorfflur, d. i. das dem Flurzwang unterworfene be- 
baute Ackerland, und in die unbebaute Mark, die Allmende. Die Dorf⸗ 
flur wurde in einzelnen Loſen zur Benutzung unter die Markgenoſſen ver: 
teilt, und daraus entwickelte ſich im Laufe der Zeit ein bevorzugtes 
Nutzungsrecht des betreffenden Markgenoſſen, das man als „Eigen“ 
bezeichnete. 

Es ſind dies die erſten Anfänge des Sondereigentums, das ſich 
von ſelbſt auf das in dem betreffenden Los befindliche geſchloſſene 
Waſſer, auf Teiche und ſonſtige Waſſeranſammlungen erſtreckte, 
während alle übrigen Gewäſſer oder Strecken von ſolchen, namentlich 
auch die Quellen, als Allmendgewäſſer dem Gebrauche aller Mark- 
genoſſen vorbehalten blieben. 


An den Allmendgewäſſern hatten die Markgenoſſen urſprünglich 
gleiche Befugniſſe, ihre Benutzbarkeit namentlich in Bezug auf Fiſcherei 
war allen Markgenoſſen gleichmäßig freigegeben. 

Allmählich bildeten ſich aber, wie bei anderen Beſtandteilen des 
Allmendgutes, Sonderrechte an den gemeinen Gewäſſern, und zwar 
in erſter Linie Sonderrechte der Anlieger, die naturgemäß beſſer wie 
andere Markgenoſſen in der Lage waren, das Waſſer für ihre Zwecke 
zu benutzen. Als dann ſpäter die Fiſchzucht und noch ſpäter die 
Müllerei in Aufnahme kam, deren Betrieb die verſchiedenartigſten 
Anlagen im und am Waſſer nötig machte, wurde hierdurch der Ge— 
meingebrauch, obwohl er grundſätzlich aufrecht erhalten blieb, auf die— 
jenigen Arten der Benutzung zurückgedrängt, die nicht an Uferbeſitz 
gebunden find. Auf dieſe Weiſe entwickelten ſich aus den WAllmende: 
nutzungsrechten der Markgenoſſen über den Gemeingebrauch hinaus 
beſondere Eigenrechte der Anlieger, die an das Eigentum am Ufer— 
grundſtück gefeſſelt waren. 

Des näheren ſei in dieſer Hinſicht auf das vortreffliche Werk 
von Arno Kloeß, „Das deutſche Waſſerrecht und das Waſſerrecht 
der Bundesſtaaten des Deutſchen Reichs, Halle a. S. 1908“ ver⸗ 
wieſen, das dem Verfaſſer übrigens erſt bekannt wurde, nachdem er 
feine oben unter III entwickelte Anſicht bereits in einem bei dem 
Landgericht Eiſenach anhängig geweſenen Zivilprozeß unter voller Zu— 
ſtimmung ſeiner beiden Mitrichter zur Geltung gebracht hatte. 

Im Mittelalter, zu der Zeit, als die alten deutſchen Volksrechte 
aufgezeichnet wurden, hatte die vorſtehend kurz gekennzeichnete Ent— 
wickelung einen gewiſſen Abſchluß gefunden. Man unterſchied jetzt 
— indbefondere nach dem Rechte des Sachſenſpiegels — im weſent— 
lichen zwiſchen künſtlichem oder unfreiem, auch gehegtem 
Waſſer einerſeits und freiem Waſſer andererſeits. Unter erſterem 
verſtand man das von Menſchenhand in Teichen, Mühlgräben, Fiſch⸗ 
gruben uſw. gefaßte oder ſonſt ringsum eingeſchloſſene Waſſer, unter 
freiem Waſſer dagegen alles übrige Waſſer, namentlich alſo alle 
(ſtromweiſe) fließenden Gewäſſer. 

Das unfreie Waſſer war dem unbeſchränkten Benutzungs- und 
Verfügungsrecht des Grundſtückseigentümers unterworfen, es gehörte 
dieſem als ein Beſtandteil des Grundeigentums. 

Das freie oder öffentliche Waſſer blieb grundſätzlich dem 
Gemeingebrauche vorbehalten, war aber durch die Sonderrechte 
der Anlieger vielfach beſchränkt. 
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Die freien Gewäſſer wurden eingeteilt in ſchiffreiche und 
nicht ſchiffreiche, je nachdem ſie vermöge ihrer Lage, Waſſermenge 
und ſonſtigen Beſchaffenheit geeignet oder nicht geeignet waren, als 
Verkehrsſtraßen zur Laſt⸗ und Handelsſchiffahrt benutzt zu werden. 
Dieſe Unterſcheidung war u. a. inſofern von rechtlicher Bedeutung, 
als bei ſchiffreichen Gewäſſern Sondernutzungsrechte nur am Ufer— 
waſſer erworben werden konnten, weil die Mitte des Gewäſſers in der 
Breite von 2 Schiffen (24 Fuß) für den Handelsverkehr frei bleiben 
mußte. 

Zu den nicht ſchiffreichen Gewäſſern gehörten gemäß der 
oben angegebenen Bedeutung von „ ſchiffreich“ alle weniger bedeutenden 
Gewäſſer: die kleineren Flüſſe und Bäche. Selbſtverſtändlich unter⸗ 
lagen dieſe in gleicher Weiſe wie die ſchiffreichen Gewäſſer dem Ge— 
meingebrauche. Da ſie aber infolge ihrer geringen Stärke und Breite 
zumeiſt in den dauernden faſt ausſchließlichen Nutzungsbeſitz der Anlieger 
gelangten, ſo wurden ſie nach der Rezeption des römiſchen Rechts 
(fälſchlich) als Privatgewäſſer bezeichnet, — im Gegenſatz zu 
den ſchiffreichen Gewäſſern, die nun vorzugsweiſe als öffentliche 
Gewäſſer bezeichnet wurden. (Vergl. Kloeß a. a. O. S. 25 u. 48.) 

Zu den freien Gewäſſern gehörten auch die Quellen. Auch 
ſie waren daher grundſätzlich dem Gemeingebrauche unterworfen. Bei 
ihnen trat aber, entſprechend der weiteren Ausbildung des Sonder— 
eigentums an dem Grundſtück, der Gemeingebrauch mehr und mehr 
zurück; er fand ſchon im 13. Jahrhundert nur noch an ſolchen Quellen 
ſtatt, die entlang der Grenze zweier aneinanderſtoßenden Grundſtück— 
ſtücke abfloſſen, während er bei Quellen, deren Abfluß nur auf einem 
Grundſtück lag, — alſo bei den weitaus meiſten Quellen — bald voll- 
ſtändig aufhörte. Vergl. Kloeß, „Das Recht an der Quelle und am 
Grundwaſſer“ in der Zeitſchrift für die geſamte Waſſerwirtſchaft, 
IV. Jahrg. Heft 19 vom 5. Oktober 1909 S. 318. 

Das Recht des Grundeigentümers wurde aber auch bei den 
Quellen der letzteren Art kein unbeſchränktes. Der Charakter der 
Quelle als früheres Allmendgut blieb bis zu einem gewiſſen Grade 
gewahrt, inſofern Verfügungen über das Waſſer der Quelle, die die 
Unterlieger ſchädigten, verboten waren. Die Quelle behielt bis zu 
einem gewiſſen Grade auch weiterhin ihren Charakter als Allmendgut, 
nämlich inſoweit, als das ihr entſtrömende Waſſer den Markgenoſſen, 
die durch Gebrauch während rechtsverjährter Zeit oder in ſonſt rechts⸗ 
wirkſamer Weiſe Sondernutzungsrechte daran erworben hatten, nicht 
entzogen werden durfte. Dafür liefert einen wichtigten Beleg die 
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vielbeſprochene, auch von Kloeß herangezogene Stelle aus der Gloffe 
zum Sachſenſpiegel, Lehnrecht Kapitel 71. 

| Es wird hier zunächſt klar ausgeſprochen, daß der Eigentümer 
eines Grundſtücks, auf dem eine Quelle entſpringt, über das Waſſer 
der Quelle, ſolange es auf ſeinem Grundſtück fließt, frei verfügen 
kann, daß er die Quelle, ſofern dem Nachbar dadurch kein Schaden 
entſteht, nach freiem Belieben (wie er wölt) faſſen und namentlich 
auch zu einem Teich aufſtauen kann, und daß er, ſolange das Waſſer 
auf ſeinem Acker fließt — da es nit in wildem strome fleust — 
jedermann wehren kann, darin zu fiſchen, daß dagegen die Herrſchaft 
über das Waſſer aufhört, ſobald es den Acker verlaſſen hat (so ist es 
nimmer mein, wiewol das der ursprung des waßers mein ist). 

Der Gloſſator kommt ſodann auf nachbarliche Verhältniſſe zu 
ſprechen, wobei er kurz den beſonderen Fall behandelt, daß eine 
Quelle entlang der Grenze zweier aneinanderſtoßender Grundſtücke 
fließt. Schließlich kehrt er zu dem regelmäßigen Fall, daß die auf 
nur einem Grundſtück entſpringende Quelle in ein fremdes Grund⸗ 
ſtück fließt, zurück und erklärt: 

Ist aber seins nachbaurn acker daran, auf den ein frembd 
waßer kompt, und hat der born sein fließ gehabt dreißig 
jar, man mag in im nicht nemen. Ist es aber seines 
nachbaurn schaden, und klagete er dem den schaden, als 
recht ist, er muß den schaden wandeln. 

Hiernach ift dem Eigentümer des Quellengrundſtücks eine gee 
wiſſe Schranke hinſichtlich der Verfügung über das Waſſer inſoweit 
geſetzt, als er, wenn er das Waſſer 30 Jahre lang hat ablaufen 
laſſen, die unteren Uferanlieger (Unterlieger) in ihren inzwiſchen er⸗ 
worbenen Sondernutzungsrechten nicht beeinträchtigen darf. Geſchieht 
letzteres, ſo können die Unterlieger Einſpruch dagegen erheben und 
Schadenserſatz verlangen. „Man mag in (den fliebenden born) im 
nicht nemen“; das kann nur bedeuten: Der Nachbar (Unterlieger) 
kann vom Verurſacher der Beeinträchtigung verlangen, daß er die 
beeinträchtigende Maßnahme rückgängig macht, eine dazu hergeſtellte 
Anlage beſeitigt und für den entſtandenen Schaden Erſatz leiſtet. 

Weitere Belege für dieſen von der bisherigen Lehre abweichenden 
Rechtsſtandpunkt werden — das darf man nach dem oben auf⸗ 
geführten Aufſatz von Kloeß erwarten — der Oeffentlichkeit bald 
zugänglich gemacht werden. Kloeß, der noch in ſeinem „Waſſer⸗ 
recht“ eine abweichende Meinung vertrat, hat inzwiſchen, wie er in 
dieſem Aufſatz mitteilt, mehrere Gerichtsurteile aus dem Mittelalter 
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aufgefunden, die das Widerfpruchdrecht der Nutzungsberechtigten gegen 
Waſſerentziehung außer Zweifel ſtellen. Er erklärt mit Beſtimmtheit, 
daß die Triebwerksbeſitzer nunmehr weſentliche Waſſerentziehungen 
aus Quellen, Bächen und Flüſſen, ja teilweiſe ſogar Einwirkungen 
auf das Grundwaſſer verbieten und dafür Schadenserſatz fordern 
können; er verleiht ſogar der Meinung Ausdruck, daß in einzelnen 
Fällen, in denen Prozeſſe auf Grund des falſch angewendeten römiſchen 
Rechts zu Ungunſten der Triebwerksbeſitzer entſchieden worden ſeien, 
das Wiederaufnahmeverfahren nach § 580 Ziffer 7b ZPO. werde 
eingeleitet werden können. 

Vorausſetzung des Widerſpruchsrechts und des Anſpruchs auf 
Schadenserſatz ift ſelbſtverſtändlich, daß der Unterlieger ein Recht auf 
Benutzung des Waſſers zu einem beſtimmten wirtſchaftlichen Zweck 
bereits erworben hat, denn anderenfalls kann eine Beeinträchtigung 
und die Entſtehung eines Schadens für ihn nicht in Frage kommen. 
Der Erwerb ſolcher Rechte erfolgte aber zumeiſt — d. h. von den 
weniger zahlreichen Fällen der Verleihung und Auflaſſung abgeſehen — 
durch tatſächliche ungehinderte Ausübung der Nutzung während rechts⸗ 
verjährter Zeit auf der Grundlage des Märkerrechts, d. h. der Bugebdrig- 
keit zur Markgenoſſenſchaft. 

Dias kann allerdings nicht aus der oben beſprochenen Gloſſe 
gefolgert werden. Denn die 30 jährige Friſt, von der dort die Rede 
iſt, hat prozeßrechtlichen Charakter. Sie ſtammt aus dem alten 
Immobiliarprozeß. nach dem die Immobiliarklage einer 30-jährigen 
Verjährung unterlag. (Vergl. Schröder, Lehrbuch der deutſchen 
Rechtsgeſchichte“, Leipzig 1902, § 37 S. 378). Wohl aber darf es 
gefolgert werden aus der bekannten Beſtimmung in Buch I § 29 
des Sachſenſpiegels: 

„An eigene und an hüven mag sich der Sachse verswigen 

binnen drizig jären und järe und tage und & nicht.“ 

Dieſe Beſtimmung iſt zweifellos eine zwilrechtliche. Sie befagt, 
daß der Sachſe, d. h. in dieſem Falle der Eigentümer eines Grund- 
ſtücks, wenn er während eines Zeitraums von 30 Jahren und Jahr 
und Tag — d. i. die alte ſächſiſche Friſt von 31 Jahren 6 Wochen 
3 Tagen — dazu ſchweigt, daß ein Anderer fortgeſetzt etwas tut, was, 
wenn ein Recht dazu beſtände, die Befugniſſe des Grundeigentümers 
nach der betreffenden Richtung hin beſchränken würde, inſoweit 
fein Eigentümerrecht verliert (ſich an feinem Eigentum verfchweigt). 
Darin liegt zugleich die poſitive Beſtimmung, daß der Andere mit 
Ablauf der Friſt ein Recht auf jenes Tun erwirbt, daß alſo mit 
der Verſchweigung eine erwerbende Verjährung Hand in Hand geht. 


| Zum Belege hierfür dürfen wir das Urteil des vormaligen Ober⸗ 
appellationsgerichts zu Jena vom Jahre 1829 und das Urteil des 
Oberappellationsgerichts zu Dresden vom Jahre 1845 — |. Emming⸗ 
haus, Pandekten des gemeinen ſächſiſchen Rechts S. 195 Z. 21, 
S. 197, 3. 28 — anführen, die, wenn auch auf anderem Wege, 
im weſentlichen zu dem gleichen Ergebnis gelangen. 

Im erſteren heißt es: 

„Hat ein Müller, lange Zeit durch, das Waſſer eines Baches 
mittelſt künſtlicher Leitung benutzt, um die Mühle zu treiben, ſo ſpricht 
dies für wirkliche Berechtigung zu ausſchließendem Gebrauche desſelben, 
nicht für ein Precarium. Es erſcheint ein opus manufactum, 
unterſtützt durch vetustas, die keineswegs unvordenkliche Dauer er⸗ 
fordert, ſondern 31 Jahre 6 Wochen 3 Tage genügen.“ 

In dem Urteil vom Jahre 1845 aber wird ausgeführt: 

„Wenn lange Zeit hindurch das auf einem Privatgrundſtück 
entſpringende Quellwaſſer in künſtlich angelegten Kanälen oder 
wenigſtens in einem beſtimmten durch die Gewalt des Waſſers nach 
und nach gebildeten Graben zwiſchen Grundſtücken fremder Beſitzer 
hindurchgefloſſen und von dieſen mehr oder weniger benutzt worden, 
alsdann (iſt) anzunehmen, daß in der gleichförmigen Beachtung 
dieſes Sachverhältniſſes der Geſamtwille der Intereſſenten in einer 
die Dispoſitionsfreiheitdes Quelleneigentümers be— 
ſchränkenden consuetudo ſich ausgeſprochen habe, und daher 
nunmehr der status quo eine Rechtsnorm bilde, gegen die vom 
Eigner gegen den Willen der Adjazenten nicht gehandelt werden 
darf.“ 

Man wird Klo eß zuſtimmen müſſen, wenn er (a. a. O. S. 318) ere 
klärt, daß im mittelalterlichen Recht aus dem Grundſatz, daß die Im⸗ 
mobiliarflage nach 30 Jahren durch Verſchweigung anfechtungsbe⸗ 
rechtigter Gegner verjähre, das Inſtitut der rechten Gewere auf 
Grund des unangefochtenen Beſitzes einer Sache 
während 30 Jahren ſich entwickelt habe, und dieſes Inſtitut, das 
anfangs nur für Sachen beſtanden habe, ſpäter auch auf Eigenrechte 
angewendet worden ſei. 

Zuerſt entſtanden auf dieſem Wege Sondernutzungsrechte hin⸗ 
ſichtlich der Fiſcherei. Die Ausübung der Fifcheret ſtand an und für 
ſich jedem Markgenoſſen zu. Wenn aber zwecks ausgiebigeren Betriebs 
das Waſſerbett beſonders vorgerichtet oder Anlagen daran hergeſtellt 
werden ſollten, ſo war hierzu die Genehmigung der Markgemeinde 
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erforderlich. Dieſe wurde als ſtillſchweigend erteilt angenommen, 
wenn der Markgenoſſe die Fiſcherei unter Benutzung der Vorrichtung 
oder Anlage 30 Jahre lang (und Jahr und Tag) ungehindert aus⸗ 
geübt hatte; die übrigen Markgenoſſen hatten ſich dann an ihren 
Rechten „verſchwiegen“. 

In gleicher Weiſe wurde es dann auch hinſichtlich der Ben 
der freien (gemeinen) Gewäſſer zu anderen wirtſchaftlichen Zwecken, 
ſchließlich auch hinſichtlich der Benutzung zum Mühlenbetrieb gehalten. 

Die erſten Mühlen wurden wohl von den Markgemeinden ſelbſt 
errichtet. Als ſpäter ſeitens einzelner Markgenoſſen Mühlen errichtet 
wurden, blieb der Markgemeinde ein maßgebender Einfluß dabei gee 
wahrt, es bedurfte regelmäßig ihrer Zuſtimmung. Wenn im einzelnen 
Falle die Zuſtimmung der Markgemeinde nicht eingeholt war, die 
Mühle aber 30 Jahre hindurch (und Jahr und Tag) unangefochten 
betrieben wurde, ſo erwarb der Müller mit Ablauf dieſes Zeitraums 
ein Sonderrecht zur Benutzung des freien Waſſers über den Gemeine 
gebrauch hinaus, und dieſes Sonderrecht befugte ihn, jeder ſeinen 
Betrieb ſchädigenden Waſſerentziehung zu widerſprechen und für den 
entſtandenen Schaden Erſatz zu verlangen. (Vergl. Kloeß in der 
Zeitſchrift für das geſamte techniſche und gewerbliche Recht, S. 46 und 47). 

Dieſen Charakter und Inhalt behielt das Mühlenrecht bis in 
die neueſte Zeit. 

Ein bedeutſamer Wandel vollzog ſich aber in bezug auf den 
Erwerb des Rechts, als im weiteren Verlauf des Mittelalters mit 
dem Erſtarken des Königtums ſich das Lehnsweſen entwickelte. 

Die allgemeinen Volksrechte gingen nunmehr auf den König 
über. Das herrenloſe Land, das weder bebaut war noch der Nutzung 
der Markgenoſſen diente, war ſeinem Aneignungsrechte unterworfen 
und durfte nur mit ſeiner Genehmigung in Beſitz genommen werden. 
Auch die Allmende kam mehr oder weniger unter den Einfluß der 
Königsmacht. Es bildeten ſich Vorrechte des Königs oder Staates 
an vielem, was an und für ſich dem Gemeingebrauch oder doch dem 
Zugriff und der Nutzung der Markgenoſſen unterlag, — die Regal⸗ 
rechte oder Regalien, die ſich allmählich zu wichtigen Einnahmequellen 
auswuchſen, darunter das Recht der Zollerhebung (für Benutzung der 
ſchiffreichen Gewäſſer zur Schiffahrt) und das Mühlenregal. Damit 
erwachte aber naturgemäß das Intereſſe der Staatsgewalt an der 
Inſtandhaltung und Regelung der Flußläufe, und das führte zum 
Stromhoheitsrecht des Staates oder Landesherrn und zur Waffer- 
polizei. 
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Es bedurfte nunmehr jeder, der an einem freien (öffentlichen) 
Waſſer eine Anlage zwecks Benutzung des Waſſers zu einem Trieb— 
werke errichten wollte, einer beſonderen ſtaatlichen oder landesherrlichen 
Erlaubnis, bei deren Erteilung die Anlage in bezug auf Stauhöhe, 
Schleußen, Anzahl der Mahlgänge uſw., genau beſtimmt wurde, und 
für die ſich der Staat oder Landesherr, namentlich wenn er dem 
Müller zugleich Bannrechte verlieh, gewiſſe Vorteile (Grundzinſen, Erb⸗ 
zinſen und ſonſtige Abgaben) ausmachte. (Vergl. Emminghaus 
a. a. O. 187 Z. 6.) 

Urſprünglich konnte allerdings eine ſolche Erlaubniserteilung oder 
Verleihung (Konzeſſion), die ſich vielfach im Wege der Belehnung voll— 
zog, nur an den öffentlichen Gewäſſern im engeren Sinne, alſo 
an den größeren Flüſſen ſtattfinden, da nur dieſe als früheres allge— 
meines Volksgut dem Mühlenregal unterfielen. 

Allein im Laufe der Zeit nahm der Staat (Landesherr) auch 
hinſichtlich der übrigen fließenden Gewäſſer, der Privatgewäſſer, 
wie die nicht ſchiffreichen Gewäſſer im Gegenſatz zu den öffentlichen 
(ſchiffreichen) Gewäſſern genannt wurden, das polizeiliche Oberauf— 
ſichtsrecht, kraft deſſen die Anlegung neuer und die Erweiterung be⸗ 
ſtehender Waſſertriebwerke von einer beſonderen ſtaatlichen oder lande2- 
herrlichen Erlaubnis abhängig gemacht wurde, in Anſpruch. Und 
zwar geſchah dies wegen des häufigen Widerſtreits der Intereſſen 
verſchiedener Berechtigter, wegen der Gefährdung von Landesfulture 
intereſſen, die der Mühlenbetrieb im allgemeinen mit ſich bringt, und 
aus anderen öffentlichrechtlichen Gründen. Dieſes Oberaufſichts⸗ 
und Konzeſſionsrecht wurde durch die Praxis der Gerichte, die ſich 
gerade in den Ländern des ſächſiſchen Rechts zu einem ſehr bedeut⸗ 
ſamen Faktor der Rechtsbildung auswuchs (vergl. Heimbach, ſächſ. 
Privatrecht § 220; Stobbe, Syſtem des deutſchen Privatrechts § 63 
Note 1), anerkannt und zur Geltung gebracht. Siehe die beiden Ur— 
teile der Fakultät Jena aus den Jahren 1842 und 1841, bei 
Emminghaus S. 188 Z. 11, S. 189 Z. 12. 

Nach erſterem Urteile iſt übrigens anzunehmen, daß das Ober⸗ 
aufſichts⸗ und Konzeſſionsrecht für die weimariſchen Lande durch 
Kapitel 90 der Landedordnung von 1556 und Kapitel 95 der Landes⸗ 
ordnung von 1598 noch beſonders feſtgelegt iſt, inſofern in deren 
Eingang die Einhaltung der „folgenden Mühlordnung“, die freilich 
keine unmittelbaren Vorſchriften darüber enthält, allen Obrigkeiten und 
Gerichtsherren zur Pflicht gemacht iſt. 

Die Mühlenrechte gelangten alſo nunmehr durch einen Akt der 
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Staatsgewalt zur Entſtehung und hatten, falls nur das Eigentum 
an dem Grundbeſitz, für den fie verliehen wurden, unanfechtbar war, 
alsbald mit ihrer Entſtehung volle Wirkſamkeit auch Dritten gegen⸗ 
über, ſo daß es bei ihnen des Nachweiſes der Ausübung während 
rechtsverjährter Zeit zur Begründung der Schadendserſatzklage gegen 
den Verurſacher der Schädigung nicht mehr bedurfte. 

Die Rezeption des römiſchen Rechts hatte auf dieſen Rechtszu⸗ 
ſtand keinen Einfluß, da die thüringiſchen Länder wie auch das 
Königreich Sachſen auf dem Gebiete des Waſſerrechts unentwegt an 
dem alten ſächſiſchen Recht feſthielten. (Siehe Kloeß, Waſſerrecht § 6; 
derſelbe in der Zeitſchrift für das geſamte techniſche und gewerbliche 
Recht, Jahrg. 1909 S. 45.) 

Auch durch die Landesgeſetzgebung wurde hieran in der Folge- 
zeit nichts geändert, namentlich nicht durch das weimariſche Geſetz 
über die Verbindlichkeit zum Waffer- und Uferbau vom 15. Mai 1821. 
Dieſes ſpricht allerdings mehrfach vom „Eigentümer des Gewäſſers“ 
und vom „Waſſereigentümer“. Da es jedoch hinſichtlich der Be⸗ 
nutzung fließender Gewäſſer überhaupt keine Beſtimmungen enthält, 
ſo iſt anzunehmen, daß jenen Ausdrücken eine für das zugrunde⸗ 
liegende Rechtsverhältnis maßgebende Bedeutung nicht zukommt. 
Keinesfalls lag ihnen der Eigentumsbegriff des gemeinen (römiſchen) 
Rechts zugrunde, da dieſes Eigentum an fließendem Waſſer überhaupt 
nicht kennt. Zwar findet die auf 1. 1 88 1—4 und 10 D. de flum. 
43. 12 geſtützte Anſicht, daß kleinere Flüſſe (Bäche), die dem Gemein⸗ 
gebrauche nicht unterliegen, Privateigentum der Anlieger ſeien, und 
demgemäß die Rechtsgrundſätze über Eigentum, Servituten und ge⸗ 
richtliche Schutzmittel auf das Waſſer in Bächen anwendbar ſeien, 
auch heute noch zahlreiche Vertreter. Allein dieſer Anſicht kann nicht 
beigepflichtet werden, vielmehr iſt mit der herrſchenden Lehre anzu⸗ 
nehmen, daß Privateigentum an fließenden Gewäſſern, ohne 
Unterſchied zwiſchen Flüſſen und Bächen, nach gemeinem Recht un⸗ 
möglich iſt. (Vergl. Brückner, das deutſche Waſſerrecht, in den 
Annalen des Deutſchen Reichs für Geſetzgebung, Verwaltung und 
Stat., Jahrg. 1877 S. 3 ff., Windſcheid, Pandekten, I, 146 3. 3.) 

Dem alten ſächſiſchen Recht war aber der Begriff des Eigentums 
an fließendem Waſſer ebenfalls fremd. Das deutſchrechtliche Eigen⸗ 
tum war ja überhaupt mehr ein vererbliches Nutzungsrecht als ein 
unbeſchränktes Herrſchafts⸗ und Verfügungsrecht. Der Grundeigen⸗ 
tümer war nach deutſchem Recht mannigfachen Beſchränkungen durch 
die Nachbarrechte und in ſpäterer Zeit, nach dem Umſichgreifen des 
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Lehnweſens, durch Regalien und andere Hoheitsrechte unterworfen. 
(Vergl. Kloeß a. a. O. S. 46; DIzZ. Jahrg. XIV ©. 823.) 

Auf die Rechte an fließendem Waſſer, wenn ſolche auch gelegentlich 
als „eigen“ bezeichnet wurden, fand der Begriff des Eigentums keine 
Anwendung, vielmehr wurde dieſe Bezeichnung nur in dem allgemeinen 
Sinne von „zugehörig“ gebraucht. Es darf daher angenommen werden, 
daß jene Ausdrücke in dem Geſetz vom 21. Mai 1821 (Eigentümer 
des Gewäſſers, Waſſereigentümer) nur als Sammelnamen gebraucht 
ſind, um in landläufiger Weiſe alle diejenigen, denen beſondere Rechte 
an einem fließenden Waſſer zuſtehen, kurz und zuſammenfaſſend zu 
bezeichnen. 

Für den Rechtszuſtand zur Zeit der Erlaſſung des Geſetzes vom 
16. Februar 1854 ergibt ſich hiernach: 

1) daß der Eigentümer des Quellengrundſtücks in der Ver⸗ 
fügung über das der Quelle entſtrömende Waſſer inſoweit beſchränkt 
war, als er die Rechte der Unterlieger auf Benutzung des fließenden 
Waſſers zu beſtimmten wirtſchaftlichen Zwecken, insbeſondere zu 
Triebwerken, durch Waſſerentziehung nicht ſchädigen durfte; 

2) daß Rechte auf Benutzung des fließenden Waſſers nicht bloß 
derivativ durch Verleihung, Auflaſſung oder Servitutenbeſtellung 
von ſeiten des Grundherrn oder Quelleneigentümers, ſondern auch 
originär — früher auf der Grundlage des Märkerrechts, ſpäter 
ohne ſolche Grundlage durch ſtaatliche Erlaubniserteilung — ere 
worben werden konnten; 

3) daß Rechte der letzteren Art in gleicher Weiſe wie die deri⸗ 
vativ erworbenen Rechte gegen ſchädigende Waſſerentziehung ſeitens 
des Quelleneigentümers geſchützt wurden. 


V. Umfang der Mahlgerechtigkeit nach dem Geſetz vom 
16. Februar 1854 und dem in Geltung gebliebenen ſächſiſchen Recht. 


Vergleicht man nun den § 32 des Geſetzes, der für das Ber 
hältnis der Mahlgerechtigkeit zu den Rechten des Quelleneigentümers 
allein in Betracht kommt, mit dem vor Erlaſſung des Geſetzes in 
Geltung geweſenen Recht, und zieht man in Betracht, daß die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des Geſetzes, wie oben dargelegt, keinen Anhalt da- 
für bietet, daß der Geſetzgeber mit den Beſtimmungen über die Be- 
nutzung der fließenden Gewäſſer etwas Neues, von dem geltenden 
Recht Abweichendes habe ſchaffen wollen, daß vielmehr aller Grund 
für die Annahme beſteht, daß der Geſetzgeber inſoweit lediglich das⸗ 
jenige habe beſtätigen und feſtlegen wollen, was bis dahin durch 
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mehr als taufendjährige gewohnheitsrechtliche Uebung und Fortent⸗ 
wickelung geltendes Recht geworden war, ſo gelangt man unabweis bar 
zu dem Ergebnis, daß auch hier etwas von dem bisherigen Recht 
Abweichendes nicht hat vorgeſchrieben werden ſollen. 

Der § 32 beſtimmt, daß das Waſſer, das in Quellen, Teichen 
uſw. ſich ſammelt, dem freien Verfügungsrechte des Grundeigen⸗ 
tümers überlaſſen iſt, ſchränkt aber dieſe Beſtimmung durch den Vor⸗ 
behalt ein: 

„ſoweit nicht wohlerworbene Rechte entgegenſtehen“. 

Unter „wohlerworbenen Rechten“ ſind allgemein diejenigen Rechte 
einer Perſon zu verftehen, die auf einem beſonderen Rechts— 
titel beruhen, — im Gegenſatz zu den ſogenannten geſetzlichen 
Rechten, die für alle Perſonen gleichmäßig auf Grund einer allge⸗ 
meinen Rechtsvorſchrift eintreten. (Siehe Stobbe, Handbuch des 
deutſchen Privatrechts Bd. 1 § 27 unter III.) 

Zu den wohlerworbenen Rechten gehören daher auch die auf 
erwerbender Verjährung und ſtaatlicher Erlaubniserteilung beruhenden 
Sondernutzungsrechte an fließenden Gewäſſern, namentlich die Mahl⸗ 
gerechtigkeit, denn das Erfordernis des beſonderen Rechtstitels iſt bei 
ihnen zweifellos erfüllt. Jedenfalls iſt kein Grund erfindlich, weshalb 
dieſe Rechte, die ſchon vor Erlaſſung des Geſetzes vollen Schutz gegen⸗ 
über dem Quelleneigentümer genoſſen hatten, von dem ganz all— 
gemein zu gunſten „wohlerworbener Rechte“ gemachten Vorbehalt 
ausgeſchloſſen ſein ſollten. Die Annahme, daß der Vorbehalt ſich nur 
auf vertragsmäßig erworbene Verbietungsrechte, insbeſondere auf 
Dienſtbarkeiten zu Laſten des Quellengrundſtücks beziehe, erweiſt ſich 
ſchon deshalb als unhaltbar, weil der Geſetzgeber diesfalls etwas 
ganz Selbſtverſtändliches und Ueberflüſſiges beſtimmt haben würde. 

Der § 32 enthält nur inſofern eine Abweichung vom bisherigen 
Recht, als er das in Quellen ſich ſammelnde Waſſer einſchließlich der 
Quellenabflüſſe bis zur Grenze des Urſprungsgrundſtücks dem Be⸗ 
griffe des geſchloſſenen Waſſers unterſtellt. Dieſe Abweichung 
beruht aber offenbar nur auf geſetzestechniſchen Gründen. Sie 
hängt damit zuſammen, daß das Geſetz nicht mehr zwiſchen ſchiffreichen 
und nicht fchiffreichen, zwiſchen öffentlichen und privaten Gewäſſern, ſon⸗ 
dern nur noch zwiſchen geſchloſſenem und fließendem Waſſer unter⸗ 
ſcheidet, und iſt rechtlich deshalb ohne Belang, weil das grundſätzlich 
gewährleiſtete „freie Verfügungsrecht“ des Grundeigentümers durch 
eben jenen Vorbehalt in ſo erheblicher Weiſe wieder eingeſchränkt 
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wird, daß im Grunde an dem bisherigen Rechtszuſtand nichts ge- 
ändert iſt. 

Demnach dürfte nicht zu bezweifeln fein, daß der Quellen- 
eigentümer nach dem Geſetz in gleicher Weiſe wie vor deſſen Er⸗ 
laſſung durch die Mahlgerechtigkeit in der Verfügung über die Sub⸗ 
ſtanz des Waſſers beſchränkt iſt, und daß andererſeits der Müller 
(Inhaber der Mahlgerechtigkeit) das Recht hat, eine feinen Mühlen⸗ 
betrieb ſchädigende Waſſerentziehung ſeitens des Quelleneigentümers 
zu verbieten und Beſeitigung der zur Ableitung des Waſſers her⸗ 
geſtellten Anlagen ſowie Erſatz des entſtandenen Schadens vom 
Quelleneigentümer zu verlangen. 

Der Schadenserſatzanſpruch iſt indeſſen nicht in jedem Falle 
gegeben, in dem das Waſſer einer Quelle vom Eigentümer des 
Quellengrundſtücks oder mit deſſen Bewilligung ganz oder teilweiſe 
abgefangen oder ſonſt verbraucht wird, denn nicht in jedem derartigen 
Falle bewirkt die Entziehung des Waſſers eine Schädigung des Trieb— 
werks. Vielmehr ſteht dem betreffenden Triebwerksbeſitzer ein Anſpruch 
auf Schadenderfag nur dann und nur inſoweit zu, wenn und ſoweit 
die Entziehung des Waſſers eine Beeinträchtigung ſeines Betriebes 
zur Folge hat. Fließt ihm alſo trotz vollſtändigen oder teilweiſen Ab» 
fangens einer Quelle noch ſo viel Waſſer zu, als er nötig hat, um 
ſeinen Betrieb in dem bisherigen Umfang bezw. innerhalb der ihm 
von der Verwaltungsbehörde beſtimmten Grenzen fortzuſetzen, ſo iſt 
ſchon begrifflich jeder Anſpruch auf Schadenserſatz ausgeſchloſſen. 

Was den Umfang der Mahlgerechtigkeit im Verhältnis zu an⸗ 
deren an demſelben fließenden Waſſer beſtehenden Sondernutzungs⸗ 
rechten, insbeſondere zu anderen Mahlgerechtigkeiten anlangt, ſo findet 
ſich zwar in einzelnen obergerichtlichen Urteilen die Anſicht vertreten, 
daß der Müller auf andere Sondernutzungsrechte gebührend Rückſicht 
zu nehmen habe und namentlich in waſſerarmen Zeiten ſeinen Betrieb 
nicht in ſolchem Umfang ausüben dürfe, daß dadurch anderen Mahl⸗ 
berechtigten der Betrieb ihrer Werke unmöglich gemacht werde. Allein 
beſtimmte diesbezügliche Rechtsſätze ſcheinen ſich durch die Gerichts— 
praxis nicht gebildet zu haben. 

Aus den Vorſchriften des Geſetzes über das Konzeſſionierungs⸗ 
verfahren im Zuſammenhalt damit, daß der Geſetzgeber auch inſoweit 
nur das geltende Recht hat feſtlegen wollen, darf angenommen werden, 
daß die einzelnen Berechtigungen, in der Regel ſelbſtändig nebenein⸗ 
ander beſtehen und jede von ihnen denjenigen Umfang hat, den ſie 
bei ihrer Entſtehung erlangt oder zugewieſen erhalten hat. 
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Nach den §§ 34 bis 36 und 40 des Geſetzes find für die Ent- 
ſcheidung über ein Geſuch um Erlaubniderteilung zur Anlegung eines 
neuen wie zur weſentlichen Aenderung eines beſtehenden Triebwerks 
die gleichen Rückſichten maßgebend, die ſeinerzeit dazu geführt haben, 
die fließenden Gewäſſer überhaupt unter ſtaatliche Aufſicht zu ſtellen. 

Die Verwaltungsbehörde hat daher ein folches Geſuch — ab⸗ 
geſehen von den vermögensrechtlichen Intereſſen, die für den Staat 
als Inhaber des Mühlenregals in Betracht kommen — in erſter 
Linie vom waſſerpolizeilichen Standpunkt, vom Standpunkt der Wah⸗ 
rung öffentlicher Intereſſen aus zu prüfen. 

Daneben hat ſie indeſſen auch darauf zu achten, daß Privatrechte 
Dritter durch das neue oder geänderte Triebwerk nicht beeinträchtigt 
werden, eine Gefahr, die der Natur der Sache nach ſtets eine ſehr 
naheliegende iſt. Denn jedes Triebwerk bedarf einer Stau vorrichtung, 
um der Triebkraft des fließenden Waſſers an der Stelle, an der das 
zu bewegende Rad eingeſetzt wird, die für den Betrieb des Werkes 
erforderliche Stärke zu verleihen und dergeſtalt zu regeln, daß die Be⸗ 
wegung des Rades eine möglichſt gleichmäßige wird. Das Stauen 
des Waſſers kann aber zur Folge haben, daß die an dem Oberwaſſer 
liegenden Grundſtücke hinſichtlich der Grundwaſſerverhältniſſe und da⸗ 
mit hinſichtlich ihrer wirtſchaftlichen Benutzbarkeit nachteilig beeinflußt 
oder gar überſchwemmt werden, daß die Ufer beſchädigt werden und 
daß die Triebkraft des oberhalb wie des unterhalb gelegenen Trieb⸗ 
werks gelähmt oder aufgehoben wird (die des oberhalb gelegenen 
Triebwerks dadurch, daß das zurückgeſtaute oder nicht mehr hin⸗ 
länglich abfließende und ſtehenbleibende Waſſer die Bewegungsfähigkeit 
des Triebrades hemmt, — die des unterhalb gelegenen Triebwerks 
dadurch, daß ihm nicht mehr genügendes Waſſer zufließt). 

Demgemäß wird die der Verwaltungsbehörde in § 36 des Gee 
ſetzes zugewieſene Aufgabe, die Beſeitigung der bei ihr eingegangenen 
Widerſprüche im Wege gütlicher Vereinbarung zu verſuchen, auch auf 
ſolche Widerſprüche bezogen werden müſſen, mit denen ein Privat⸗ 
recht, namentlich eine bereits beſtehende Triebwerksberechtigung geltend 
gemacht wird. 

Aber weſentlich iſt ihre diesbezügliche Wirkſamkeit nicht für 
die neu entſtehende Berechtigung, weil ein ſolcher Widerſpruch, wie 
ſich aus § 3 Abſ. 1 des Geſetzes ergibt, grundſätzlich kein Hindernis 
für die Erlaubniserteilung bildet. Gelingt es der Verwaltungsbehörde 
nicht, eine gütliche Einigung herbeizuführen, ſo hat ſie den Widerſprechen⸗ 
den auf den Rechtsweg zu verweiſen. Das iſt zwar erſt durch die Ge⸗ 
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werbeordnung (8 19 i. Verb. m. § 16) ausdrücklich vorgeſchrieben, 
war aber zweifellos ſchon lange vordem allgemeine Uebung, wie ſie 
ſich aus der Trennung von Juſtiz und Verwaltung, ſeitdem dieſe 
ſtrenger durchgeführt wurde, von ſelbſt ergab. Der in § 3 Satz 2 
des Geſetzes gemachte Vorbehalt enthält daher, ſoweit er die An⸗ 
ſprüche Dritter auf den Rechtsweg verweiſt, im Grunde genommen 


etwas Selbſtverſtändliches; ſeine eigentliche Bedeutung beſteht darin, 


daß er ſolche Anſprüche nur gegen den Konzeſſionar zuläßt und 
damit gegen den Staat, deſſen Haftbarkeit wegen ſeiner Beteiligung 
als Inhaber des Mühlenregals wohl in Frage kommen könnte, aude 
ſchließt. 

Weſentlich für die neu entſtehende Berechtigung iſt dagegen, 


daß die Erlaubnis zur Benutzung des fließenden Waſſers mittels 


Triebwerks von der Verwaltungsbehörde unter Berückſichtigung aller 
an dem betreffenden Waſſer bereits beſtehenden Rechte, ſoweit ſolche 
zuverläſſig bekannt geworden, feſt begrenzt, daß die größte zuläſſige 
Stauhöhe, die Größe, Stärke und ſonſtige Beſchaffenheit der Trieb⸗ 
räder, die Anzahl der Mahlgänge u. a. m. bei Erteilung der Erlaub- 
nis genau beſtimmt wird. Denn daraus iſt zu entnehmen, daß die 
Berechtigung alsbald mit ihrer Entſtehung den Charakter eines von 
der Rechtsordnung geſchützten Privatrechts hat, das von den Rechten 
der Quellenbeſitzer wie von den früher entſtandenen Triebwerksberech⸗ 
tigungen in keiner Weiſe abhängig iſt, ſondern ſelbſtändig neben 
ihnen beſteht 4). 

Der Umfang der Berechtigung wird alſo durch die ihr von der 
Verwaltungsbehörde bei Erteilung der Konzeſſion gezogenen Grenzen 
beſtimmt. Der Konzeſſionar darf die Berechtigung innerhalb dieſer 
Grenzen in vollem Umfang, ſoweit es für ſeinen Betrieb erforderlich 
oder nützlich ift, ausüben und braucht dabei namentlich auf das Be⸗ 
dürfnis anderer an demſelben Waſſer gelegener Triebwerke keine 
Rückſicht zu nehmen. Die Beſitzer der letzteren haben in dem der 
Erlaubniserteilung vorausgegangenen Verfahren Gelegenheit gehabt, 
alles dasjenige geltend zu machen, was nach ihrer Meinung eine 
Beeinträchtigung ihrer Rechte durch das neue Triebwerk, wenn dieſes 


1) Vergl. hierzu W. Endmann, Das in Kurheſſen geltende ländliche Waſſer⸗ 
recht, Raffel 1862, namentlich § 7, wo er ausführt: „Im ganzen erſcheint aber 
ſchon die Konzeſſion, da ſie ein dingliches Recht gibt, nicht bloß als eine öffentliche 
Geſtattung, ſondern als l eines wirklichen Privatrechts.“ 
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genehmigt würde, mit fic) bringen würde, und über ihre diesbezüg⸗ 
lichen Einwendungen iſt daher mittelbar durch Erteilung der Erlaub⸗ 
nis von der Verwaltungsbehörde mit entſchieden worden. 


Jeder einzelne Triebwerksbeſitzer hat alſo die Befugnis, das an 
ſeinem Triebwerk vorbeifließende Waſſer innerhalb der ihm von der 
Verwaltungsbehörde geſetzten Grenzen voll für feinen Betrieb auszu⸗ 
nutzen ). Das geht fo weit, daß er in waſſerarmen Zeiten, falls 
es für ſein Triebwerk notwendig oder nützlich iſt, das Waſſer bis zu 
der von der Verwaltungsbehörde geſetzten Grenze auch dann aufe 
ſtauen und anſammeln darf, wenn dadurch die Triebkraft des unter⸗ 
halb gelegenen Triebwerks beeinträchtigt oder ganz aufgehoben wird. 
Dem Untermüller ſteht ein Widerſpruchsrecht und bei Nichtbeachtung 
des Widerſpruchs ein Anſpruch auf Schadenserſatz nur inſoweit zu, 
als der Oberlieger das ihm zuſtehende Recht in chikanöſer Weiſe 
zu feinem, des Untermüllers, Schaden mißbraucht. (Siehe Emming⸗ 
haus a. a. O. Z. 22 S. 195.) 

Die Mittel, mit denen er ſich gegen Eingriffe in ſein Recht 
ſchützen kann, ſind im allgemeinen diejenigen des Eigentümers. Auf 
Grund des Eigentums an dem Grundftüd, deſſen Beſtandteil die 
Berechtigung iſt, kann er, je nachdem der Eingriff durch eine dauernde 
Anlage oder durch eine einmalige Maßnahme erfolgt iſt, gegen den 
Verurſacher der Störung auf Beſeitigung der Anlage oder Unter⸗ 
laſſung der Störung und Erſatz des entſtandenen Schadens klagen. 
Daneben kann er zwar, wenn nach ſeiner Meinung die Anlage oder 
ſonſtige Maßnahme des Dritten ein Zuwiderhandeln gegen waſſer⸗ 
polizeiliche Vorſchriften oder Anordnungen in ſich ſchließt, die Feſt⸗ 
ſtellung dieſes Rechtsverhältniſſes im Verwaltungswege betreiben. 
Aber genötigt iſt er zunächſt nicht dazu, vielmehr kann er damit 
warten, bis das Gericht, wozu es jederzeit befugt iſt, die Beibringung 
einer diesbezüglichen Entſcheidung der Verwaltungsbehörde anordnet 
und zu dieſem Zwecke die Verhandlung ausſetzt. Ausgeſchloſſen iſt 
der Rechtsweg nach der ausdrücklichen Vorſchrift in § 3 Satz 1 des 
Geſetzes nur dann, wenn die ſtörende Anlage zufolge einer von der 
zuſtändigen Verwaltungsbehörde auf Grund des Geſetzes erteilten 
Erlaubnis errichtet iſt, und auch dann nur inſoweit, als Beſeitigung 
oder Aenderung der Anlage verlangt wird. 


1) Endemanna. a. O. § 10: „Durch Bewilligung des Staates erhält der 
Müller oder die Mühle ein Recht auf die Benutzung des öffentlichen Waſſers in 
dem Umfange, wie es zum Betrieb der genehmigten Mühlenanlage nötig iſt.“ 
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Das Recht der Ausnutzung des Waſſers innerhalb der von der 
Verwalungsbehörde geſetzten Grenzen iſt nur einer, aber allerdings 
einer ſehr wichtigen Beſchränkung unterworfen. Sie beſteht darin, 
daß der beſondere Charakter des fließenden Waſſers — das im 
weſentlichen gleichmäßige Weiterfließen der ſtetig wechſelnden Waſſer⸗ 
ſubſtanz — erhalten bleiben muß, bezw. daß der Konzeſſionar nichts 
tun darf, was die Erhaltung dieſes Charakters beeinträchtigt. Das 
iſt ſtillſchweigende, aber auch ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung jeder 
Konzeſſionierung eines Triebwerks. An dem im weſentlichen gleich 
mäßigen Weiterfließen der Waſſerſubſtanz, an der Erhaltung der 
Waſſerwelle als ſolcher, haben alle beteiligten Triebwerke das gleiche 
rechtliche Intereſſe, zum mindeſten jedes unterhalb gelegene Triebwerk 
gegenüber allen oberhalb gelegenen Triebwerken. 

Es würde deshalb nicht nur eine ſchreiende Ungerechtigkeit, 
ſondern geradezu ein innerer Widerſpruch des ganzen Konzeſſionsrechts 
ſein, wenn es dem einzelnen Konzeſſionar geſtattet ſein ſollte, dieſe 
wichtigſte Grundlage ſämlicher erteilten Konzeſſionen willkürlich auf⸗ 
zuheben. 

Bis zu einem gewiſſen Grade bewirkt allerdings jedes Aufſtauen 
des Waſſers eine Unterbrechung des gleichmäßigen Weiterfließens 
der Waſſerwelle, und es kann daher, ſoweit das Aufſtauen des Waſſers 
erlaubt iſt, auch eine ſolche Unterbrechung keine Rechtsverletzung 
in ſich ſchließen. Denn die Befugnis zum Aufſtauen des Waſſers iſt 
für jedes Triebwerk unbedingt notwendig, um den Schwierigkeiten zu 
begegnen, die ſich daraus ergeben, daß die Triebkraft des Waſſers 
den natürlichen Verhältniſſen, namentlich den Witterungsverhälte 
niſſen entſprechend ſteten Veränderungen unterworfen iſt. Das Auf⸗ 
ſtauen des Waſſers (und bezw. das Wiederabſtauen) bildet die 
wichtigſte Handhabe für eine fachgemäße Regelung der Triebkraft 
des Waſſers, und die Befugnis dazu wird daher regelmäßig bei der 
Konzeſſionierung, wenn auch nur mittelbar, dadurch erteilt, daß die 
größte zuläſſige Stauhöhe von vornherein genau beſtimmt wird. 

Von dieſer Befugnis darf indeſſen nur ſoweit Gebrauch gemacht 
werden, als es zur Erreichung jenes Zweckes, die Triebkraft des Waſſers 
den natürlichen Verhältniſſen entſprechend zu regeln, erforderlich iſt. 
Die durch das Aufſtauen herbeigeführte Unterbrechung des gleich⸗ 
mäßigen Weiterfließens der Waſſerwelle darf nur andauern, bis jener 
Zweck erreicht iſt. Die Unterbrechung muß alſo endigen, ſobald die 
durch die natürlichen Verhältniſſe bedingten Schwierigkeiten über⸗ 
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wunden find, ſobald die für den Betrieb erforderliche Stauhöhe ere 
reicht iſt. Und das geſchieht von ſelbſt, wenn die Stauung beſtehen 
bleibt, ſolange die natürlichen Verhältniſſe, durch die ſie veranlaßt 
wurde, andauern. Denn von dem Zeitpunkt ab, mit dem das 
Waſſer über das Stauwerk zu fließen beginnt, nimmt es allmählich 
wieder einen im weſentlichen gleichmäßigen, wenn auch vielleicht lang⸗ 
ſameren Lauf an. Die Unterbrechung iſt diesfalls eine nur vorüber⸗ 
gehende geweſen und kann deshalb für die unterhalb gelegenen Trieb⸗ 
werke keine weſentlichen Nachteile haben, ſofern der Waſſermangel 
nicht ſo groß und das Gefälle ſo gering iſt, daß das über das Stau⸗ 
werk fließende Waſſer nicht weiterfließt, ſondern ſtehen bleibt oder 
verſickert. Letzterenfalls ſind es die natürlichen Verhältniſſe, die im 
Verein mit den Wirkungen des ordnungsmäßigen Stauens eine 
länger andauernde Unterbrechung des gleichmäßigen Weiterfließens der 
Waſſerwelle herbeiführen, und bei ſolcher Sachlage kann daher auch 
eine Rechtswidrigkeit gegenüber den Beſitzern unterhalb gelegener 
Triebwerke nicht als vorliegend erachtet werden. 

Der Konzeſſionar darf alſo das ihm zufließende Waſſer — ſelbſt⸗ 
verſtändlich nur innerhalb der ihm von der Verwaltungs behörde ge⸗ 
ſetzten Grenzen — jederzeit ſo weit aufſtauen, als es in Anbetracht der 
natürlichen Waſſerverhältniſſe für ſeinen Betrieb nötig oder nützlich iſt. 
Er darf das Waſſer auch jederzeit wieder abſtauen, weil das Auf⸗ 
ſtauen, wie oben gezeigt, an und für ſich nur eine vorübergehende 
und für die unterhalb gelegenen Triebwerke in der Regel unſchädliche, 
jedenfalls durch die Natur der Sache begründete Unterbrechung des 
gleichmäßigen Weiterfließens der Waſſerwelle, das A bſtauen aber 
überhaupt keine ſolche Unterbrechung, ſondern höchſtens eine Be— 
ſchleunigung des Weiterfließens der Waſſerwelle mit ſich bringt. 
Wenn er aber das Waſſer wieder abſtaut, ohne daß dies durch die 
natürlichen Waſſerverhältniſſe, d. h. in der Regel durch vermehrten 
Waſſerzufluß bedingt iſt, ſo darf er es nicht willkürlich lediglich im 
Intereſſe feined Betriebes wiederaufſtauen. Denn mit jeder Wieder- 
holung des Aufſtauens wird das gleichmäßige Weiterfließen der 
Waſſerwelle nachhaltiger unterbrochen, und eine ſolche Unterbrechung 
ſtellt ſich, eben weil fie nicht lediglich durch die natürlichen Waffer- 
verhältniſſe ſondern durch das vorausgegangene willkürliche A b ſtauen 
bedingt iſt, als ein rechtswidriger Eingriff in den Machtbereich der 
Beſitzer unterhalb gelegener Triebwerke dar. Deren Eigentum, in⸗ 
ſofern dieſes die gleich ſtarke Befugnis zur Benutzung der Waſſerwelle 
enthält, wird dadurch in empfindlichſter Weiſe beeinträchtigt, und 
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gegen folche Beeinträchtigung können fie fic) mit den ihnen als Eigen⸗ 
tümern zuſtehenden Rechtsbehelfen ſchützen 4). 

Dieſe Beſchränkung beſteht, wie geſagt, gleichmäßig für alle 
Triebwerksbeſitzer. Jeder von ihnen hat an und für fih ein gleich 
ſtarkes Recht gegenüber dem anderen; jeder von ihnen iſt aber in⸗ 
ſoweit auch gleicherweiſe in der Ausübung ſeines Rechtes beſchränkt. 


VI. Geſamtergebnis der Unterſuchung. 
Das Ergebnis unſerer Erörterungen faſſen wir — der Uebere 
ſichtlichkeit wegen zum großen Teile bereits Geſagtes wiederholend — 
in folgenden Sätzen zuſammen: 


1 In dieſem Sinne wurde im Jahre 1908 von der II. Zivilkammer des 
Landesgerichts Eiſenach zweitinſtanzlich ein Prozeß entſchieden, der bei dem Amts⸗ 
gericht Geiſa anhängig geworden war. Kläger war Eigentümer der am „Kohlbach“ 
gelegenen Untermühle in S., Beklagter dagegen Eigentümer der gleichfalls am 
Kohlbach gelegenen Obermühle in S. Letztere war vom Beklagten in den Jahren 
1897/98 mit Genehmigung der zuſtändigen Verwaltungsbehörde zu einer Korkſtopfen⸗ 
fabrik mit Turbinenbetrieb ungewandelt worden und in dem vorausgegangenen 
Genehmigungsverfahren war die Aufſtauhöhe an der Abſtellſchleuße für die Tur⸗ 
binenanlage auf 55 cm feſtgeſetzt worden. 

Während der beiden letzten, der Klagerhebung vorangegangenen Jahre hatte 
nun der Beklagte in waſſerarmen Zeiten das Waſſer des Kohlbachs, um deſſen 
Triebkraft zu ſteigern, an den Wochentagen Amal täglich und zwar vor Beginn 
des Fabrikbetriebs und während der drei Arbeitspauſen innerhalb der feſtgeſetzten 
Stauhöhe von 55 cm durch gleichzeitiges Schließen der Turbine und der Abzugs⸗ 
ſchleuße aufſtauen laſſen, um es je beim Beginn bezw. Wiederbeginn der Arbeits⸗ 
zeit um ſo kräftiger in die Turbine hineinſtrömen zu laſſen. Infolge hiervon 
war der Mühlenbetrieb des Klägers zu den betreffenden Zeiten in empfindlichſter 
Weiſe geſtört werden, da ſich deſſen Mühlrad während des vom Beklagten ver⸗ 
anlaßten Stauens wegen mangelnden Waſſerzufluſſes nur noch außerordentlich 
langſam drehte und häufig ganz ſtehen blieb. 

Vom Amtsgericht wurde der Beklagte — im weſentlichen dem Klagantrag 
entſprechend — verurteilt, ſich jeder Handlung zu enthalten, durch welche dem Kläger 
das zum Betriebe ſeiner Mühle in S. erforderliche Waſſer des Kohlbaches zeitweiſe 
entzogen und der gewöhnliche Waſſerzufluß aufgehalten wird. 

Dieſes Urteil wurde in der Berufungsinſtanz, in der namentlich auch der 
Urteilstenor vom Beklagten als viel zu unbeſtimmt bemängelt worden war, mit 
der Maßnahme beſtätigt, daß der Beklagte verurteilt wurde: 

„ſich jeder Störung des Klägers in der Benutzung des Kohlbachwaſſers zum 
Mühlenbetrieb, ſoweit ſolche nicht durch ordnungsmäßiges Stauen (bis zur 
Stauhöhe von 55 cm) herbeigeführt wird, zu enthalten, d. h. nichts zu tun, 
was — von ordnungsmäßigem Stauen abgeſehen — den Charakter des Kohl⸗ 
bachs als eines im weſeutlichen gleichmäßig, wenn auch in waſſerarmen Zeiten 
ſchwach fließenden Waſſers beeinträchtigen kann, insbeſondere ſeine, des Be⸗ 
klagten, Turbine nicht zu ſchließen, ohne vorher oder gleichzeitig ſeine, des Be⸗ 
klagten, Abſtellſchlenße zu öffnen“. 
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1. Die Mahlgerechtigkeit, d. i. das Recht, ein fließendes Waſſer 
zum Betriebe einer Mühle zu benutzen, wird durch ſtaatliche Erlaubnis⸗ 
erteilung (Verleihung) nach Maßgabe der §§ 34ff. des Geſetzes ere 
worben. 

2. Für den Erwerb vor Erlaſſung des Geſetzes genügt der 
Nachweis ſtaatlicher oder landesherrlicher Verleihung (Belehnung) in 
früherer Zeit oder, wenn dieſer nicht erbracht werden kann, der Nach⸗ 
weis, daß der Eigentümer des Ufergrundſtücks bezw. ſeine Rechtsvor⸗ 
gänger den Mühlenbetrieb ungehindert während eines Zeitraums von 
31 Jahren 6 Wochen 3 Tagen entweder ſelbſt oder durch Dritte 
ausgeübt haben (erwerbende Verjährung). Der letztere Nachweis 
wird regelmäßig ſchon dann als erbracht angeſehen werden können, 
wenn Erwerbsurkunden vorgelegt werden, aus denen hervorgeht, 
daß das Ufergrundſtück während eines ſolchen Zeitraums im Grund⸗ 
ſteuerkataſter als „Mühle“ oder „Mühlenhofraite“ bezeichnet 
worden iſt. 

3. Nach Erlaſſung des Geſetzes kann eine erwerbende Verjährung 
nicht mehr begonnen, wohl aber eine begonnene vollendet werden. 

4. Die originär erworbene Mahlgerechtigkeit, mag ſie vor oder 
nach Erlaſſung des Geſetzes zur Entſtehung gelangt fein, iſt ein felb- 
ſtändiges, von den Rechten der Quellenbeſitzer wie von anderen Triebe 
werksberechtigungen unabhängiges Privatrecht. Sie iſt ein woble 
erworbenes Recht im Sinne der 88 25, 29, 32, 42 Abſ. 2 Z. 3 
des Geſetzes. Und zwar iſt fie ein dingliches, mit dem Grundſtück, 
auf dem das Triebwerk errichtet iſt, untrennbar verbundenes Recht 
und bildet einen Beſtandteil des Grundſtückseigentums. 

5. Inhaber der Mahlgerechtigkeit kann immer nur der Eigen⸗ 
tümer des Grundſtücks ſein, auf dem das Triebwerk errichtet iſt. 

6. Der Inhaber einer Mahlgerechtigkeit kann das an ſeiner 
Mühle vorbeifließende Waſſer innerhalb der ihm von der Verwaltungs⸗ 
behörde geſetzten Grenzen ohne Rückſicht auf den Waſſerbedarf anderer 
an demſelben fließenden Waſſer gelegenen Triebwerke für ſeinen Betrieb 
voll, d. h. ſoweit es für dieſen nötig oder nützlich iſt, ausnutzen. 
Er iſt hierin nur inſoweit beſchränkt, als er den Charakter des fließen⸗ 
den Waſſers d. h. fein im weſentlichen gleichmäßiges Weiterfließen — 
von ordnungsmäßigem Stauen abgeſehen — nicht beeinträchtigen darf. 

7. Dem Inhaber der Mahlgerechtigkeit ſtehen bei deren Beeins 
trächtigung die Rechtsbehelfe des Grundſtückseigentümers zu. Er kann 
daher namentlich auch vom Quelleneigentümer, der eine den Mühlen⸗ 
betrieb ſchädigende Waſſerentziehung vornimmt, Beſeitigung der zur 
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Ableitung des Waſſers hergeſtellten Anlagen und Erſatz des entſtandenen 
Schadens verlangen und ihm ſolche Waſſerentziehung für die Zukunft 
verbieten, bezw. unter Androhung der geſetzlichen Zwangsmittel ver⸗ 
bieten laſſen. 

8. Der Anſpruch auf Schadenderfag gegen den Quelleneigentümer 
ſteht dem Inhaber der Mahlgerechtigkeit nur dann und inſoweit zu, 
wenn und ſoweit die von dieſem bewirkte Waſſerentziehung eine Bee 
einträchtigung der Mahlgerechtigkeit zu Folge hat. Er unterliegt der 
Verjährung nach den Vorſchriften in § 852 BGB. 

9. Hat der Quelleneigentümer die Ausübung ſeines Rechtes, 
über das Waſſer der Quelle zu verfügen, einem Dritten überlaſſen, 
und hat auf Grund deſſen der Dritte die Quelle ganz oder teilweiſe 
abgefangen, ſo haftet jeder von beiden — der Quelleneigentümer und 
der Dritte — dem Inhaber einer durch die Waſſerentziehung bee 
einträchtigten Mahlgerechtigkeit für den entſtandenen Schaden. (Vergl. 
§ 830 BGB.) 

10. Wird das an einer Mühle vorbeifließende Waſſer durch den 
Zuſammenfluß mehrerer Quellen gebildet, und iſt das Waſſer ſo ſtark, 
daß die Mühle, wenn die eine oder andere dieſer Quellen abgefangen 
wird, in dem bisherigen Umfange weiterbetrieben werden kann, ſo 
erwächſt dem Inhaber der Mahlgerechtigkeit ein Schadenserſatzanſpruch 
erſt dann, wenn durch das Abfangen einer weiteren Quelle das Waſſer 
in dem Maße verringert wird, daß das Triebwerk nicht mehr in dem 
bisherigen Umfang, bezw. innerhalb der von der Verwaltungsbehörde 
feſtgeſetzten Grenzen weiterbetrieben werden kann. Und zwar erwächſt 
ihm dieſer Anſpruch nur gegen denjenigen Quelleneigentümer, durch 
den dieſe letzte Verringernng verurſacht wird. Für denjenigen oder 
diejenigen Quelleneigentümer, die vorher ihre Quelle abgefangen haben, 
ohne daß dadurch der Mühlenbetrieb beeinträchtigt worden iſt, gilt 
der Satz: prior tempore, potior jure; ſie können für den entſtandenen 
Schaden nicht mitverantwortlich gemacht werden. 

11. Die Mahlgerechtigkeit kann im Wege der ſervitutiſchen Bee 
laſtung des Grundſtücks, mit dem ſie verbunden iſt, zugunſten des 
jeweiligen Eigentümens eines anderen Grundſtücks beſchränkt werden. 
Belaſtet wird ſolchenfalls das Grundſtück inſoweit, als die einen 
Beſtandteil des Grundſtückseigentums bildende Gerechtigkeit nicht mehr 
in dem Maße, wie es vorher zuläſſig war, ausgeübt werden darf. 

12. Mit der Mahlgerechtigkeit ſind häufig Rechte verbunden, die 
aus ihr oder aus den bei ihrer Entſtehung übernommenen Pflichten 
entſpringen, z. B. das Recht zum Abſchlagen des A, dad Recht 
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zum Betreten und zu ſonſtiger Benutzung fremder Grundſtücke. Der- 
artige Rechte find ebenfalls Beſtandteile des Grundſtückseigentums 
und können wie die Gerechtigkeit ſelbſt durch entſprechende ſervitutiſche 
Belaſtung des Grundſtücks beſchränkt werden. 

13. Die Geltendmachung der Mahlgerechtigkeit und der mit ihr 
verbundenen Berechtigungen hat im Rechtswege zu erfolgen, jedoch mit 
der Maßgabe, daß Streitigkeiten darüber, ob eine als Störung der 
Mahlgerechtigkeit angeſprochene Maßnahme eines Dritten gegen waſſer— 
polizeiliche Vorſchriften oder Anordnungen verſtößt, im Verwaltungs⸗ 
wege zum Austrag zu bringen ſind. 

Der Rechtsweg iſt nur ſoweit ausgeſchloſſen, als dies in § 3 
des Geſetzes ausdrücklich beſtimmt iſt. 


VII. Rechtsfall aus der Rechtſprechung des Landgerichts Weimar. 


Zum Schluß ſei eine zweitinſtanzliche Entſcheidung mitgeteilt, die 
das Landgericht Weimar im Jahre 1899 im weſentlichen auf der 
gleichen Rechtsauffaſſung wie der oben entwickelten in einer Ser⸗ 
vitutenangelegenheit erteilte. 

Der Sachverhalt war folgender: 

Durch den Amtsgerichtsbezirk Allſtedt, und zwar durch die Fluren 
Niederröblingen und Allſtedt fließt die „kleine Helme“, ein Seitenarm 
der „großen Helme“, der in früherer Zeit durch Anlegung eines 
Wehres von der großen Helme abgezweigt worden iſt, um den beiden 
noch jetzt vorhandenen Triebwerken,“ der Niederröblinger und der All— 
ſtedter oder Curtsgehofener Mühle, das erforderliche Betriebswaſſer 
zuzuführen bezw. um die Anlegung dieſer Mühlen zu ermöglichen. 
Das Wehr befindet ſich auf preußiſchem Gebiet in größerer Entfer— 
nung von der weimariſchen Grenze; von dort aus wird auch das 
Waſſer der kleinen Helme zwecks Reinigung des Waſſerbettes regel- 
mäßig, fo oft es erforderlich iſt, abgeſchlagen. Den jeweiligen Eigen- 
tümern der beiden Mühlen liegt ſeit Menſchengedenken die Verpflich⸗ 
tung ob, das Waſſerbett der kleinen Helme — je ſoweit es in der 
Flur Niederröblingen oder in der Flur Allſtedt liegt — regelmäßig zu 
reinigen und in gutem baulichen Zuſtand zu erhalten, ſowie die ge=- 
meinſchaftliche Verpflichtung, das auf preußiſchem Gebiet in der 
Oberröblinger Flur gelegene Wehr in gutem baulichen Zuſtand zu 
erhalten. 

Anfang des Jahres 1899 räumte die Eigentümerin der All⸗ 
ftedter Mühle für ſich und ihre Rechtsnachfolger den Inhabern der 
Firma S. & Co. als Eigentümern der auf preußiſchem Gebiet in 
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der Flur Oberröblingen a. H. gelegenen Zuckerfabrik Oberröblingen 
und deren Rechtsnachfolgern durch notariellen Vertrag die Berech- 
tigung ein, aus dem ſogenannten Mühlgraben (der kleinen Helme) in 
unbeſchränktem Umfang Waſſer zu entnehmen und mittels der bereits 
vorhandenen offenen Gräben in den Mühlgraben zurückzuleiten, und 
unterwarf ſich dabei zugleich für ihre Rechtsnachfolger der Verpflich- 
tung, während des Fabrikbetriebs den Mühlgraben nicht abzuſchlagen. 

Als ſie, wozu ſie ſich in dem betreffenden Vertrage verpflichtet 
hatte, die gerichtliche Beſtätigung der eingeräumten Rechte gemäß 
§ 139 des weimariſchen Pfandgeſetzes vom 6. Mai 1839 beantragte, 
lehnte das Amtsgericht Allſtedt dieſen Antrag ab im weſentlichen mit 
der Begründung, daß es an der notwendigen Vorausſetzung für die 
Begründung einer Grunddienſtbarkeit, nämlich an der Belaſtung 
eines Grundſtücks fehle und damit die Füglichkeit einer nach § 139 
des Pfandgeſetzes auszuſprechenden gerichtlichen Beſtätigung der eine 
geräumten Rechte entfalle. 

Auf eingelegte Berufung (§ 333 des Pfandgeſetzes) hob die 
I. Zivilkammer des Landgerichts Weimar durch Entſcheidung vom 
6. November 1899 den angefochtenen Beſchluß auf und veranlaßte 
das Amtsgericht, dem Antrag auf gerichtliche Beſtätigung der ein— 
geräumten Rechte ſtattzugeben. 

In den Entſcheidungsgründen wurde zunächſt dargelegt, daß dem 
jeweiligen Eigentümer der Allſtedter (Curtsgehofener) Mühle das Recht 
auf Benutzung des Waſſers der „kleinen Helme“ zum Mühlenbetriebe 
zuſtehe und dieſes Recht als Beſtandteil des Eigentums am Mühlen⸗ 
grundſtück anzuſehen ſei: 

Des weiteren wurde ausgeführt: 

„Demnach ſind aber alle Erforderniſſe für die in Frage ſtehende 
Servitutenbeſtellung gegeben, denn indem die Antragſtellerin für ſich 
und ihre Rechtsnachfolger im Beſitz der Mühle den Inhabern der 
Firma S. & Co. und deren Rechtsnachfolgern die Berechtigung 
einräumt, aus dem ſogenannten Mühlgraben in unbeſchränktem Um⸗ 
fang Waſſer zu entnehmen und mittels der bereits vorhandenen 
offenen Gräben in den Mühlgraben zurückzuleiten, und indem ſie 
ſich der Verpflichtung unterwirft, während des Fabrikbetriebs der 
genannten Firma den Mühlgraben nicht abzuſchlagen, belaſtet ſie 
das ihr gehörige Mühlengrundſtück, ſofern und ſoweit mit ihm 
das Recht auf Benutzung der Waſſerwelle zum Mühlenbetrieb ver- 
bunden iſt. Das Eigentum gewährt in dieſem Falle neben den ſon⸗ 
ſtigen Befugniſſen eine dieſem Grundſtück eigentümliche Befugnis, 
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und dadurch, daß der Eigentümer dieſe Befugnis zugunſten eines 
anderen Grundſtücks für ſich und ſeine Rechtsnachfolger beſchränkt, 
belaſtet er ſein Grundſtück bezw. das Eigentum an demſelben, 
denn dieſes gewährt infolgedeſſen die vorher gewährte Befugnis 
nicht mehr in demſelben Umfang wie vorher. 

Was ſpeziell die Befugnis zum Abſchlagen des Mühlgrabens 
anlangt, fo kann die .. .. Anſicht, daß die Befugnis nur auf 
beſonderem Rechtstitel beruhen und nur entweder als ein öffentlich- 
rechtliches Sonderrecht im Gebrauch des Mühlgrabens oder als ein 
auf privatrechtlichen Titel ſich ſtützendes Recht an einer fremden 
Sache zu gunſten des Mühlengrundſtücks angeſprochen werden 
könne, nicht aufrecht erhalten werden. Dieſe Befugnis iſt vielmehr 
in dem Recht auf Benutzung der Waſſerwelle zum Mühlenbetrieb 
mitenthalten, und zwar ſchon deshalb, weil die Ausübung des 
letzteren ein regelmäßiges Reinigen des Mühlgrabens erfordert, und 
und dieſes nur nach Abſchlagung des Waſſers möglich iſt. 

Im Grunde handelt es ſich hier aber überhaupt nicht um eine 
Befugnis, ſondern im Gegenteil um eine Verpflichtung, nämlich 
um die Verpflichtung zum regelmäßigen Reinigen der kleinen Helme 
und zur Erhaltung des Flußbettes in gutem baulichen Zuſtand, 
welche laut der vorgelegten Beſcheinigungen der Gemeindevorſtände 
von Allſtedt, Niederröblingen und Oberröblingen der Niederröb— 
linger und der Curtsgehofener Mühle — je ſoweit die kleine Helme 
in der Flur Niederröblingen bezw. in der Flur Allſtedt gelegen iſt — 
ſeit Menſchengedenken obliegt, und zwar neben der gemeinſchaft— 
lichen Verpflichtung zur Erhaltung des auf preußiſchem Gebiet 
in Oberröblinger Flur gelegenen Wehres, durch das die beiden 
Mühlen ihr Betriebswaſſer von der großen Helme abgezweigt er— 
halten. 

Selbſtverſtändliche und notwendige Vorausſetzung der Erfüllung 
dieſer Verpflichtungen iſt das Abſchlagen des Mühlgrabens. So⸗ 
fern daher den jeweiligen Eigentümern der beiden Mühlen die Bee 
fugnis zum Abſchlagen des Mühlgrabens zu dieſem Zwecke 
zuſteht — für die Annahme einer weitergehenden Befugnis fehlt 
es an jeder tatſächlichen Unterlage — hat dieſelbe nicht den Chae 
rakter eines ſelbſtändigen Rechts, ſondern erſcheint als ein Ausfluß 
bezw. als ein annexum des Rechts auf Benutzung der Waſſerwelle 
zum Mühlenbetrieb. Offenbar iſt ihre Entſtehung auf die Herſtellung 
(Anlegung) der kleinen Helme als eines von der großen Helme 
abgezweigten Mühlgrabens zurückzuführen, da von den Gemeinde⸗ 


ke SE en 


vorſtänden zu Allſtedt und Niederröblingen in den obgedachten 
Beſcheinigungen übereinſtimmend bezeugt wird, daß die Reinigung 
der kleinen Helme von Alters her bezw. ſeit Menſchen— 
gedenken, weil fie als Mühlgraben diene, der Niederröb- 
linger und Curtsgehofener Mühle obliege. Ein beſonderer Nach- 
weis ihrer Entſtehung iſt indeſſen überhaupt nicht erforderlich, da 
ſie, wie geſagt, kein ſelbſtändiges Recht iſt, ſondern von der Er⸗ 
füllung jener Pflichten zum Reinigen uſw. abhängt, aus der ſie 
fic) von ſelbſt ergibt. Das Zugeſtändnis der Antragſtellerin, den 
Mühlgraben während des Fabrikbetriebes der Firma S. & Co. 
nicht abzuſchlagen, enthält daher im Grunde nur eine Erſchwerung 
der Verpflichtung zum Reinigen und damit, weil dieſe ein Korrelat 
des Rechts auf Benutzung der Waſſerwelle iſt, eine Belaſtung 
des Grundſtücks. | 

Nach alledem war das Rechtsmittel in vollem Umfang für bee 
gründet zu erkennen uſw.“ 


Erfahrungen und Anregungen zur Kunſt der Rechtspflege. 


Zweiter Teil: vom Schreibwerk in der Rechtspflege. 
Schreibt einfach und nützlich! 

1. Das innere Weſen der Rechtspflege, Vertiefung in das Tat⸗ 
ſächliche, Beobachtung des Wirklichen, Willensentſcheidungen, nicht 
mühſam ausgeklügelte Spiegelfechtereien mit bloßen Worten und Be⸗ 
griffen, all das muß auch in der äußeren Form, in dem Ausdruck und der 
Sprache ſich zeigen. Die Sprache iſt das Mittel, Gedanken zur Tat 
werden zu laſſen, in ihr wird, was uns im tiefſten Innern bewegt, 
lebendig. Was wir wollen im Recht, iſt kein neues Ideal, keine neue 
Rechtsordnung, ſondern nur ein anderer Weg, zum Ziele zu kommen. 
Schon die Sprache als ſichtbarer Ausdruck inneren Weſens macht den 
Weg freier, gangbarer. Sie iſt das erſte Werkzeug, womit wir den 
Bau der erneuerten Rechtspflege aufführen. Sie iſt, wie Gierke 
einmal ſagt, der wahre Leib des Rechts. 

Achten wir auf die Ausdrucksweiſe, ſo erfüllen wir auch die 
Forderung, außerhalb der juriſtiſchen Begriffswelt in der Wirklichkeit 
uns umzuſehen, wir merken nach und nach, wo die Quellen der 
Zeit rieſeln. Wir werden ſchon weniger Scholaſtiker, entgehen der 


un BA ess 


Gefahr, nur für einen Winkel geſchärfte Augen zu haben, ſehen leichter 
über die Zäune weg. Wir bleiben nicht in der Einſeitigkeit des Gee 
lernthabens, des Fachwiſſens ſtecken, wir werden von ſelbſt auf ere 
lebtes Wiſſen, wirkliche Bildung, allgemeine Bildung hingewieſen, 
ſtreifen Kulturträgheit ab, die trotz vielem Wiſſen überall klebt. 
Ein Strahl vom Lichte der Zeit leuchtet herein. Zum Gebildetſein 
gehört vor allen Dingen Geſchmack, Gefühl für das Maß. Dem 
Mangel an Geiſtesfreiheit iſt zumeiſt Unfreiheit im Geſchmack ge- 
ſellt. Das Aeußere muß aus dem Innern hervorwachſen, was aus 
der Tiefe geſchaut iſt, iſt die Grundlage, auf ihr baut ſich eine 
eigene Form auf, wie ſie dem Zweckbedürfnis der Gegenwart ent⸗ 
ſpricht. Der Ausdruck muß inneren Gehalt haben. Es iſt aber 
auch eine ſtetige Wechſelwirkung zwiſchen beiden. Das Aeußere iſt nicht 
nur Ausdrucksmittel, es hat für ſich Wert, es fördert das Innere, 
es ruft in ewiger Fruchtbarkeit neue Gedanken hervor. Wo beides 
ſich deckt, empfinden wir Befriedigung. „Natur hat weder Kern noch 
Schale, ſie iſt alles mit einem Male.“ 

Der erlöſende Grundſatz der Zweckerfüllung und unbedingten Echt⸗ 
heit und Ehrlichkeit iſt auch die innerliche Schöpferkraft, die die Form 
erzeugt und beherrſcht. Der Richter muß auch Geſtalter ſein, muß 
den Stoff zum Kunſtwerk formen, alles, was er in die äußere Cre 
ſcheinung bringt, was er in Beſchlüſſen und Urteilen ſchreibt, was er 
unterſchreibt, muß vom Zweckgedanken geleitet ſein, es iſt nichts um 
ſeiner ſelbſt willen da. Wenns der Zweck fordert, muß geſchrieben 
werden; ſolange es nicht unbedingt notwendig iſt, muß man es ſich 
ſparen. Der Zweck, der den Dingen innewohnt, muß klar und ſcharf; 
äußerlich hervortreten, aus ihm muß ſich ſchlicht und zwanglos die 
Form entwickeln. Ueberall muß ein Ganzes entſtehen, in guten Verhält⸗ 
niſſen, gut durchdacht in der Anordnung, Einteilung, in durchſichtiger Klar⸗ 
heit, in einfacher Natürlichkeit. Weniger Papier und Schema, mehr 
Wirtſchaft und Anpaſſung! Zu Werte ſchaffender Arbeit wollen 
wir uns überall durchringen. In der Abkehr von unfruchtbarer 
Theorie, in der Wendung vom Grübeln zum Schaffen, in dem Drange 
zur Tat, liegt, wie Windelband in ſeinem „Willen zur Wahrheit“ 
ſagt, das Weſen der Zeit, im Willen der Sinn aller Wirklichkeit. 

Wie unſere Zeit in den angewandten Künſten, wenn ſie etwas 
zu geſtalten hat in Stein oder Holz, auf Leinwand oder Papier, im 
Leben oder auf der Bühne, den Zweck betont, jedes Ding aus ſich 
heraus gliedert und formt, Ueberflüſſiges, Zweckloſes, Zweckwidriges 
vermeidet, in dieſem Sinne künſtleriſch muß der Richter frei nach der Zweck⸗ 


mäßigkeit in Form und Ausdruck ſchaffen. Das, worauf es ankommt, 
muß die Darſtellung beherrſchen. Die Gedanken müſſen ſich in ſchöner, 
gehaltvoller Form verkörpern und die beſte Schönheit ift die Sachlich— 
keit, die einfach und gut zum Ausdruck kommt. Ein künſtleriſcher 
Aufbau gibt nur die bezeichnenden Züge und unterdrückt alles Unweſent⸗ 
liche, er befriedigt durch Unaufdringlichkeit und einfache Selbſtver⸗ 
ſtändlichkeit. Jede erſtarkte Kunſt kennzeichnet ſich dadurch, daß ſie 
zum Einfachen zurückkehrt. Wer mag jetzt noch Räume, Gebrauchs⸗ 
gegenſtände, die überladen ſind mit angepapptem Stuck, mit Prunk, 
der dem Zweck fremd iſt? Es iſt das innere Weſen des guten Stils, 
die Kunſt der Künſte, mit wenigem viel zu ſagen. Geläuterter Ge⸗ 
ſchmack ſoll herrſchen. Ueberflüſſiger Luxus ſpricht nicht für ſolchen. 
Wer Kunſt ſagt, ſagt Einfachheit. Ueberladung macht ſich breit, 
wo Mittel und Abſichten in Fülle da ſind, das Lebendige aber beim 
Schaffen verarmt. Nichts erfaſſen die Menſchen ſchwerer, als welchen 
Reichtum einfache Natürlichkeit birgt. Es iſt ſchon beſſer geworden, 
wir haben anders ſehen gelernt, für Natur und Kunſt haben wir 
andere Augen, wir ſehen ſchärſer, was hinter den Dingen ſteckt. An⸗ 
ſätze zur Beſſerung ſehen wir überall, aber gerade für die Sprache 
gilt meiſt noch, was neueſtens Lamprecht einmal ſagt, daß man 
an dieſem allgemeinen Durchgangsmittel aller unferer geiſtigen Tätig- 
keit, ihrer reißend zunehmenden Verwilderung, den lebhafteſten Eindruck 
unſeres Rückganges, dem übrigens neue Kräfte entgegenwirkten, empfinde. 
In den Formen der Rechtspflege, in ihrem äußeren Gehaben mangelt 
uns das geſchulte Auge noch vollſtändig. Das Unechte und Schau— 
ſpieleriſche macht ſich noch breit, wir ſtecken noch zu ſehr in einer ſonſt 
abgeſtorbenen Vergangenheit. 

Auch da muß Einfachheit, Klarheit und Gliederung, Zweckmäßig⸗ 
keit, körnige Gedrängtheit, ſtraffe Zuſammenfaſſung, Blick für das 
Weſentliche, Sinn für das Schlicht⸗Notwendige, Sachliche herrſchen. 
Wir wollen nicht eingeklemmt in einen Winkel Irrläufer im Leben ſein. 
das ringsum toſt. Die Nebel müſſen zerrreißen und umher liegt in 
Klarheit und Helle und fruchtbarer Kraft das Land des Lebens. 

Mit umfaſſender Bildung muß der Richter die Sprache beherrſchen 
und fo ſchreiben, wie es die guten Sebrififteller tun. Es darf nicht 
ſo weitergehen, daß es jedem iſt, als redete man vom Fabellande, 
wenn man vom guten Schreiben ſpricht. Es verwelkt das Lebendige 
bei dem Juriſten, deſſen Leſeſtoff nur Auszüge aus Entſcheidungen 
bilden, der, wenn er juriſtiſch ſchreibt, das vergißt, was er ſonſt von 
den Beſten ſeines Volkes geleſen hat, wie er ſonſt als gebildeter Menſch 
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redet und ſchreibt. Ein Deutſchverderber iſt ſo mancher, und manchem 
müßte es in den Ohren widerklingen, was Nietzſche, wie anere 
kannt, ein Zeuger, Verkündiger und Wegefinder einer guten Sprache, 
mahnt: Ich meine, ein Mann müßte doch wiſſen, daß die Sprache 
ein von den Vorfahren überkommenes und den Nachkommen zu hinter⸗ 
laſſendes Erbſtück iſt, vor dem man Ehrfurcht haben ſoll als vor etwas 
Heiligem und Unſchätzbarem und Unverletzlichem. Sind Eure Ohren 
ſtumpf geworden, nun ſo fragt, ſchlagt Wörterbücher nach, gebraucht 
gute Grammatiken, aber wagt es nicht, fo in den Tag hinein fort- 
zuſündigen. (Unzeitgemäße Betrachtungen: David Strauß.) 

Wir ſollen über die Sprache wachen, die Darſtellung ſoll Freude 
an der Mutterſprache zeigen, ihre Einfachheit und Schönheit und 
Anſpruchsloſigkeit ſoll in uns wach werden. Einfach, friſch, leicht 
verſtändlich, anſchaulich, bezeichnend, dem Gegenſtand angegoſſen ſoll 
ſie ſein, nicht abſtrakt, leblos, verkünſtelt, geſchraubt, unbeholfen, eckig 
und ſteif, nicht die einfachſte Sache mit vielen Worten bombaſtiſch 
ausdrückend, mit gehäuftem Ausdruck wenig ſagend. Sie ſoll nicht 
papieren fein, ſondern lebendig, am Wort, das einfach und gut gee 
ſprochen wird, am Gehör ſich bilden. Gefühl für das Innere müſſen 
wir haben, daß nicht ohne Empfindung für den eigentlichen Inhalt 
ein Wortgetön ſich ableiert, ein Mißverhältnis zwiſchen Inhalt und 
Ausdruck entſteht. Gerade auch hier ſoll ſich zeigen, daß das Recht 
etwas Lebendiges iſt. 

Deutlich und deutſch, offen und ehrlich, verſtändlich und kurz 
ſoll man den Leuten ſagen, was Recht iſt in ihrem Streit. Das 
Ding ſoll man immer friſch und mutig beim rechten Namen nennen! 
Mit Klarheit und Redlichkeit ſollen wir für das, was wahr empfunden 
iſt, den wahrſten, unmittelbarſten Ausdruck ſuchen, die nach Wahrhaftig— 
keit ſtrebende Geſinnung auch wahrhaftig zum Ausdruck bringen. 
Am Gefühl hat ſich die Gelehrſamkeit als richtig zu erweiſen, das wahre 
Gefühl zeigt ſich aber nur, wenn auch der Ausdruck wahrhaftig iſt. 
Einige bezeichnende Worte machen die Sache anſchaulicher, als ein 
Wortwuſt. Umſtändlichkeit und Weitſchweifigkeit find zweckwidrig, fie 
langweilen, ermüden, verwirren, hinterlaſſen keinen Eindruck, regen 
nicht an. Das aber iſt doch bei jedem Schreiben das Ziel. Das 
Ueberflüfſige iſt Feind des Notwendigen. „Das Gezierte und Une 
wahre macht augenblicklich langweilig; denn nichts als die Wahrheit 
kann Teilnahme erwecken“ (Moltke). Gute und friſche Gedanken ver⸗ 
lieren ihre Eigenart nicht dadurch, daß man fie in allgemein ver— 
ſtändlicher Sprache ausdrückt. Man denke daran, was Luther ſagt: 


Man muß nicht die Buchſtaben in der lateinischen Sprache fragen, 
wie man ſoll deutſch reden, ſondern man muß die Mutter im Hauſe, 
die Kinder auf den Gaſſen, den gemeinen Mann auf dem Markte 
darum fragen und denſelbigen aufs Maul ſehen, wie ſie reden und 
darnach dolmetſchen, ſo verſtehen ſie es dann und merken, daß man 
deutſch mit ihnen redet. Das ſollte auch der Juriſt erſtreben, mag 
er es auch im jetzigen Recht ſeiner abſtrakten Natur nach nicht ganz er⸗ 
reichen. Auch Bismarck beſſerte mit rührendem Fleiße am Ausdruck 
und Satzbau; das Vorbild für ihn war, wie er ſagte, Luthers Bibel. 
Selbſt beim Zeitungsleſen erboſte er ſich über Verſtöße ſo, daß der 
Bleiſtift arbeiten mußte. 

Erleben wir den Prozeß mit allen Seelenkräften, iſt er uns nicht 
bloß Wiſſen, totes Wiſſen und erſtarrte Lebloſigkeit der Begriffe, ſo 
müſſen wir auch ſeine Ergebniſſe in einer erlebten Sprache, in natür⸗ 
lichem, anſchaulichem Ausdruck, nicht in einem fremden und über⸗ 
ſetzten Ding, das von Anſchauung und Empfindung losgelöſt iſt 
darſtellen. Wir wollen nicht mehr der Juriſtenwut nach Allgemein 
begriffen, durch die man vom Begriffe gewöhnlich mehr ſagt, als in 
ihm liegt, fröhnen, nicht in Anſchauungsformen eines toten Volks denken. 
Denken und Sprechen, das mehr konkret iſt, tut not. Wir ſchreiben 
trotz deutſcher Worte noch ſo oft halb lateiniſch, und denken halb 
oder ganz ſcholaſtiſch. Die ſchiefen Beziehungen zur Wirklichkeit müſſen 
ſchwinden. Mehr in uns ſelbſt müſſen wir auch hier bleiben, wir 
ſollen nicht Abſchreiber ſein, Wiſſenſchaft und Parteibehauptungen 
und Wirklichkeit ſollen wir verarbeiten von uns aus. Wir ſollen 
nicht ein Abklatſch anderer oder von Stückchen anderer fein, nicht 
Papier, nicht abkleckſendes Löſchpapier. Der ſtarke Richter, nicht der 
ſchwache, wie ihn die Schablone mancher politiſchen Partei wünſcht, 
ſei unſer Leitziel. Eine ſcharfe, friſche Luft muß wehen, nicht die 
Stickluft geiſtiger Weichlichkeit, die Flauen und Lauen können uns 
nicht helfen. Der Charakter der Rechtspflege muß die Darſtellung 
bis hinein in die Einzelheiten des Satzgefüges durchdringen, wir 
müſſen uns auf deutſche Art und Kunſt beſinnen. Für die neue Zeit 
in der Rechtspflege eine einfach ſchöne Sprache! 

Wenn der Juriſt als Referendar in die Praxis kommt, unterliegt 
er hilflos dem banauſiſchen Schreiberdeutſch, den Formularen, dem 
Schema und der Schablone, die unſchöne Aeußerlichkeiten als Grund⸗ 
feſten anſehen und ſich krampfhaft an ſie klammern. In bewundernder 
Nacheiferung macht er die ſonderbarſten Kleinigkeiten des Aktenſchreibers 
nach. Z. B. ſetzt er den Urteilsſpruch oder die Strafe, die darin aus⸗ 
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geſprochen wird, in Gänſefüßchen, weil's fo einmal einem Gerichtsſchreiber 
gefallen hat. Gerade das Unſchöne übt eine merkwürdige Anziehungskraft 
aus, reizt den Nachahmungstrieb. Der junge Juriſt kommt in einen ab⸗ 
geſchloſſenen Stand, er wird einſeitig, ſieht die Einſeitigkeit als das Weſent⸗ 
liche an, betrachtet als einen Schwarmgeiſt, wer noch für anderes Sinn 
hat, er wird Teil einer Maſſe und unterliegt Maſſeneinflüſſen. Als 
Grunderſcheinung der Maſſe beobachtet man ja aber immer mehr 
den Nachahmungstrieb, er macht den größten Teil des Antriebs 
aus. Die Maſſe verflacht auch. Der Geiſt des Subalternen 
kommt über viele, die in den Dienſt der Rechtspflege treten, haltlos 
verfallen ſie ihm, ſie ſind nicht ſtark genug, abzuſtoßen und wegzu⸗ 
blaſen, was ein Verſtändiger als Flitterwerk erkennen ſollte. Und fo 
bleibts. Es gibt in der Maſſe zu wenig Gelegenheit, eigene Ver⸗ 
antwortung zu zeigen, Raum, wo die Luſt an eigener Kraftbetätigung 
geweckt wird, wo die Freude am Können raſtlos vorwärtstreibt. Die 
Amme Gewohnheit ſchläfert uns ein. Man wagt gar nicht mehr zu 
prüfen, obs einen inneren Grund hat, das nachzuſchreiben, was irgend 
einer vor uns geſchrieben hat. Was im lieben Schlendrian übernommen 
wird, was gläubig nachgebetet wird, die Vergangenheit, die Mächte des 
Beharrens, der Bequemlichkeit, des Bürokratismus umgarnen uns, 
drohen uns zu erſticken. Jedes Zeitalter hinterläßt Dinge, die es für 
wichtig hält, für die Nachkommen aber ſind ſie Wuſt und Gerümpel. 
Lebendiges wächſt, Altes ſtirbt. Man muß auch einmal vergeſſen 
können, was überliefert iſt, es muß gelingen, das Erbe der Vergangen⸗ 
heit zu meiſtern, wollen wir weiter kommen. Schwer iſts; denn 
die Sprache hat auch eine kulturhemmende Wirkung; die Gewalt 
der Spracherbſchaft knebelt mit manchmal unlösbaren Feſſeln unſer 
Denken und Tun, verfälſcht die Dinge. Es ſind Worte und mit 
ihnen Formen vererbt, die wir nicht mehr klar fühlen, wir gebrauchen 
ſie gedankenlos. Erſt wenn wir zweifeln, ob das Beſtehende, 
Ueberkommene wahr iſt, gelangen wir zur Wahrheit. Die durch die 
Ueberlieferung ehrwürdig gewordenen Hüllen können die neuen Trieb- 
kräfte nicht mehr in ſich bergen. Freie Beſtimmung muß die alte 
Form zerſprengen. 

Wer weiß, daß alle kräftigen Antriebe von außen kommen müſſen, 
daß das Ueberlieferte, die Vergangenheit, und das Schöpferiſche, die 
Zukunft, Gegenſätze ſind, daß nichts, was beſteht, ſich von ſelbſt 
aufgibt, daß der Gegenſatz im Kampf zum Ausgleich führt, ſieht ein, 
daß jeder Fortſchritt nicht in zunftmäßig beglaubigter und abgeſtempelter 
Form das Licht erblickt, daß nicht zünftige Juriſten, ſolche, die ſich 
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in der herrſchenden Anſchauung wohl fühlen, Beſſerung ſchaffen können, 
daß von außen kommende Anregung beleben muß. Der Schlendrian 
muß aufgerüttelt werden, die Augen müſſen dafür geöffnet werden, 
wie andere ſchreiben. Das Friſche, Neue ſagt uns nur, wer nichts 
weiß von der Tabulatur. Auch hier iſts nötig, 

Daß man die Regel ſelbſt probier, 

Ob in der Gewohnheit trägem Gleiſe 

Ihr Kraft und Leben ſich nicht verlier. 
Daß man „die alten Meiſter ehre,“ die wirklich ſolche waren, daran 
braucht man nicht zu mahnen, die Stetigkeit im Kulurwandel läßt 
das Ererbte unbeugſam ohnedem weiter wirken. Aber was die Juſtiz 
zu Zeiten, da ſie als wichtigſte, beinahe einzige ſtaatliche Tätigkeit 
galt, in behaglicher Ruhe altmodiſcher Bequemlichkeit in weitſchweifiger 
Breite für ſich formte, gilt nicht mehr für unſere Zeit, für Arbeits⸗ 
menſchen der raſchen Zeit, gilt nicht, ſeit das Volk immer mehr teil⸗ 
nimmt an allem, was im Staatsleben geſchieht, das Geheimnisvolle 
auch bei der Juſtiz ſchwinden muß. Die Verwilderung des 
Geſchmacks, ein Fluch früherer Jahre, wuchert noch ſtark in den 
Formen und der Sprache der Juriſten. Unendliche Häßlichkeit, 
Pedanterte, Gezwungenheit, Kleinlichkeit, Verſchrobenheit, Protzig⸗ 
keit und Eitelkeit find Erbfehler. Es iſt ein gefährlicher Bue 
ſtand, dieſe Geſchmackloſigkeit. Wir haben ſonſt die häßliche Haut 
der Vergangenheit von und abgeſtreift, ſchlüpfen wir in die Juſtiz 
unter, fo werfen wir das alte Fell noch einmal über uns. Im Ernſt 
des Berufs ſoll um Gottes willen alles beim Alten bleiben, be⸗ 
ſonderd im Aeußerlichen. Wehe, wenn man das Philiſterweſen hier 
ablegt! Aber auch hier muß ſich einmal das deutſche Gewiſſen auf— 
bäumen. Neue Sehnſuchten durchfluten überall die Kreiſe der Ge— 
bildeten, neue Werte tauchen auf in der Flut, die Knoſpe ſchwillt 
mächtig, die Blüte will ſich zeigen. 

Die Richter alter Schule, und dazu gehören auch ſolche jung 
an Jahren, ſind zu erhaben, ſich um dieſe Dinge zu kümmern; 
ein überlegenes Lächeln iſt alles. Sie ſchwelgen im Wiſſen oder 
deſſen Schein und der Hochmut war ja zu allen Zeiten „das Laſter 
der Wiſſenden“. Es iſt aber etwas Großes, eine heilige Pflicht, ſich 
um Form und Sprache zu mühen und zu ſorgen. Unſere hohe Büro⸗ 
kratie erfüllt auch hier ihre Aufgabe nicht. Ueber dem Wiſſen ver⸗ 
nachläſſigt ſie die Bildung. 

Am Anfang iſt das Wort, das Nachdenken im Wort iſt der 
Beginn des Nachdenkens im Stoff. Jedes einzelne Wort beeinflußt 
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den Satz, den ganzen Aufbau und am letzten Ende auch den inneren 
Geiſt. Wer klar und volkstümlich ſchreibt, der denkt, urteilt und 
handelt auch im guten Geiſte der Zeit. Er gewöhnt ſich, das 
Wort mit dem, was das Auge geſehen, das Herz empfunden, der 
Verſtand gedacht, in Uebereinſtimmung zu bringen, ſich über das 
Geſchaute, Empfundene, Gedachte klar zu werden, es ſcharf und 
mannigfaltig zu erfaſſen, nicht in ſeichten Allgemeinheiten, fließendem 
Nebel, Wortgetön und finnlofem Scharffinn ſtecken zu bleiben. Beſſer 
ſchreiben, heißt zugleich auch beſſer denken (Nietzſche). Die ſprachliche 
Durchſichtigkeit fällt zuſammen mit der Durchdringung der rechtlichen 
Seite. Wer auf die Einfachheit der Sprache achtet, wird auch bei 
dem Stoff das Weſentliche erfaſſen und ſich nicht in nebenſächlichen, 
unwichtigen Dingen verlieren. Die Sprache iſt das luftige Bild der 
Gedanken. Reinigt ſie ſich von Roſt und Moder, ſo wird auch das 
Recht blank und rein. Auch aus ihr vollzieht ſich die Umgeſtaltung 
der Rechtspflege, auch durch ſie erhält das Recht Verbindung mit 
dem Volksganzen, ſaugt Kraft aus ihm, wächſt mit ihm fort, lebt 
mit ihm. Ohne die Sprache iſt nichts, alles gute oder ſchlechte Tun 
hängt von ihr ab. Denn das Aeußere, die Erſcheinung, haben wir 
in der Gewalt, wenigſtens etwas, von da aus bezwingen wir auch 
das Innere, die gute Sprache erzieht zu einer geſunden und freien 
Praxis, ſtellt den Einklang mit dem Leben der Geſamtheit her. 

Die Einfachheit, der wir zuſtreben, entſpricht dem Geiſte der 
Rechtspflege, die wir fordern, die von der Beobachtung der Dinge 
ausgeht, die mit kräftigem Wirklichkeitsſinn in den Tatſachen des 
Lebens Fuß faßt und mit tatkräftigem Willen dem Ziele zuſtrebt. 
Je mehr wir die Dinge mit Wirklichkeitsſinn und Entſchlußkraft be⸗ 
trachten, deſto mehr vereinfachen ſie ſich. Der Wille führt dazu, 
kurzen Prozeß zu machen. 

Die Einfachheit erwächſt aber auch aus dem, was die Zeit ſonſt 
fordert. „Das Geſetz iſt mächtig, mächtiger iſt die Not.“ Ein 
ſchaffendes, arbeitendes Volk kann ſich nicht in Schwülſtigkeiten, Formen 
ohne Gehalt, Spielereien und Geziertheiten verbrauchen, es kann 
nicht mehr äußere Form vertragen und mit ſeinem Gelde bezahlen, 
als die geformten Dinge es fordern. Die Umwandlung unſerer 
ganzen Verhältniſſe verlangt das aus ſich heraus. Mit kühnem Sprunge 
find wir in neue Staats- und Wirtſchaftsformen geraten, in der Juriſterei 
ſtecken wir zu einem großen Teile noch in der Enge, Kleinlichkeit, 
Dürftigkeit ſpieß bürgerlichen rückſtändigen Lebens. 

Wenn wir die Schwerfälligkeit der Amtsſtuben beſeitigen, den 
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Geſchäftsgang vereinfachen wollen, jo müſſen wir auch von unten 
anfangen, uns ſelbſt helfen, von Stufe zu Stufe müſſen wir weiter 
ſteigen. Aber wir müſſen beginnen, endlich einmal zu ſteigen. Erſt 
dann wird die Geſetzgebung fördernd nachkommen können. Ueberall 
ſpricht man davon, den Geſchäftsgang zu vereinfachen, der Gegenwart 
anzupaſſen. Man redet, zur Tat kommt man ſelten, meiſt nur An⸗ 
läufe, die auf Umwegen, mit Zeitverluſt vielleicht einmal zum Ziele 
führen. Bei allen Gerichten müſſen die Verwaltungs- und Geſchäfts⸗ 
einrichtungen, Formulare, herkömmlichen Gebräuche in Wort und Form 
darauf angeſehen werden, ob ſie ihren Zwecken entſprechen, ob ſie 
nicht zu umſtändlich ſind und vereinfacht werden können. Das iſt 
eine drängende Aufgabe für jeden, der ein Gericht oder eine Ab⸗ 
teilung zu leiten hat. Widerſtandsgelüſten, die fic) bei Bedenken⸗ 
räten in Schreibſtuben und Beratungszimmern zeigen, muß, wer 
Macht und Einfluß hat, mit aller Schärfe entgegentreten! Gegen 
Gedankenloſigkeit, Gleichgiltigkeit und Böswilligkeit! 

Kaum in einem Zweige ſtaatlicher Tätigkeit wird ſo viel geſchrieben, 
geſchrieben nach ſchlechten Vorlagen und Schema, wie in der Juſtiz. 
Bei dieſer Menge kann viel geſpart werden. Vieles wird jetzt ge⸗ 
ſchrieben, was nicht geſchrieben zu werden brauchte. Auch die Kleinig— 
keiten machen dabei viel aus, es wird etwas erreicht, wenn man ſie 
bekämpft. Jeder Zopf beſteht aus Härchen, und auch der dickſte Zopf 
verſchwindet einmal, wenn man nur Geduld hat, die Härchen einzeln 
herauszureißen. Weniger gelingt's ſchon, ihn zu beſeitigen, wenn man 
ſich vermißt, ihn mit einem Male abzuſchneiden, das kränkt die Zopf⸗ 
träger, es tut weh. 

Man mache ſich immer klar, wozu man ſchreibt. Was haben die 
Parteien davon? Wirds geleſen, was Du ſchreibſt? So oft iſt's doch 
der einzige Erfolg, daß die Archive, die ungeheuren Friedhöfe, gefüllt 
werden, wir ſind die nimmermüden Totengräber. Die Archive ſind 
die Papierkörbe mit dem großen Rachen, wir die Papierſammler. 
Dort ruht, was vom Fleiß des Verfaſſers, vom Schema Zeugnis 
ablegt und ſtehet nimmer auf. Man habe vor Augen, ob das, was 
man ſchreibt, der Partei oder ſonſt jemandem von Nutzen iſt. Wird 
auf eine Beſchwerde ein Haftbefehl aufgehoben, fo ift’3 eine Ungeheuer— 
lichkeit, es auf 25 Seiten zu begründen. Die Würdigung der Beweiſe, 
die doch immer nur vorlaüfig ſein kann, ſteht manchmal dem Ergebnis 
der Hauptverhandlung bedenklich im Wege. Der Verhaftete iſt voll⸗ 
ſtändig damit zufrieden, daß er möglichſt raſch entlaſſen wird. 

Auch das große Leichenfeld der gedruckten Entſcheidungen braucht 
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nicht fo unheimlich zu wachſen, es iſt nicht alles fo grundſätzlich, fo 
nachahmenswert, wiſſenswert. Man unterſtützt nur die Leichenſammler, 
die Leichenſchau in Entſcheidungsſammlungen und Kommentaren. 
Nur was Keime für die Zukunft bringt, follte man unter dem Gee 
ſichtspunkte, daß es gedruckt werde, ausarbeiten. 

Nicht nur in dem, was man ſchreibt, auch in dem, wie man 
ſchreibt, kann man viel Ueberflüſſiges vermeiden. Es iſt nicht nur 
darum, daß Geld beim Schreiben und Abſchreiben geſpart wird, der 
ganze Prozeßgang wird leichter, beweglicher, ſchneller, paßt ſich 
mehr der Sache an. Der Richter muß gut ſchreiben, dann kommt 
alles von ſelbſt; Schönheit, Einfachheit, Schnelligkeit, Nützlichkeit reichen 
ſich die Hand, damit der Prozeß in allem gefördert werde. Jetzt iſt's 
ſo oft der Anſtrich, der ſo viel koſtet, ſo hoch bezahlt wird. 

In manchen Fällen gehört allerdings Nachdenken, alſo Arbeit und 
Zeit dazu, eine Sache kurz zu faſſen; — hätte ich mehr Zeit gehabt, 
ſo hätte ich kürzer geſchrieben, ſind Briefſchlüſſe ſo ſcharfer Denker, wie 
Leſſings und Moltkes — ſehr oft handelt es ſich aber bei den Gedanken- 
gängen, die ſich nach dem Betrieb der Rechtſprechung wiederholen, 
um Dinge, die ſich, wenn ſie einmal erkannt ſind, ohne Mühe an⸗ 
wenden laſſen. Da wird dann Zeit und Arbeit geſpart und, da 
mehrere Abſchriften und Ausfertigungen dazu kommen, was man bei 
dem begrifflichen Denken überſieht, wird die Erſparnis allemal ver⸗ 
vielfacht. 

Die Mahnung, ſich um Form, Ausdruck, Sprache zu kümmern, 
verbittet ſich mancher mehr oder minder höflich, indem er ſagt, jeder 
habe feine eigene Ausdrucksweiſe und da dürfe ihm niemand hinein⸗ 
reden. Es handelt ſich bei dem, was an Kanzleiformen und Ju⸗ 
riſtenſtil zu tadeln iſt, um nichts, was aus dem tiefſten Innern der 
Perſon herauswüchſe und als angeſtammtes Menſchenrecht unverletz⸗ 
lich wäre. Niemand kann aus ſeiner Haut heraus, ſoll es ſchließlich 
auch nicht. Es iſt jedoch ſchon viel gewonnen, wenn man auf Fehler 
achtet. Es gilt der Kampf aber in erſter Linie der Schablone, die 
der Perſönlichkeit als Ganzem fremd iſt, nur von außen abfärbt, nach 
dem Geſetz der Trägheit, des Schlendrians forterbt. Wir wollen uns 
doch nicht einbilden, angemalte Masken hätten die Eigenart von frohen 
lebendigen Geſichtern. Das Gefühl, was in einer Darſtellung ſchön 
oder häßlich iſt, mag verſchieden ſein. Ueber den Geſchmack ſoll man 
nicht ſtreiten, ſagt man wohl. Das iſt aber nur bedingt wahr und 
nur eine Regel der kleinlichen Klugheit, die ernſthafte Erörterungen 
vermeiden will, ſoll nicht Lebensgrundſatz ſein. Es gibt Geſchmack⸗ 
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loſigkeiten, über die keine Meinungsverſchiedenheit möglich ift, die der 
Durchſchnitt der Verſtändigen, Gebildeten allgemein als häßlich empfindet. 
Man muß aber auch über den Geſchmack ſtreiten. Jene Regel be— 
deutet nicht, daß man den Geſchmack der reinen Willkür überlaſſen 
ſoll. Es gibt einen guten und einen ſchlechten Geſchmack. Die Frage 
danach berührt allerdings ſehr ſtark das Innerſte des Menſchen, 
aber das iſt doch nicht gerade beim Geſchmack in der Sprache 
ein Kräutchen Rührmichnichtan. Der Schulung kann auch hier 
niemand entbehren, was nie gepflegt und geübt wird, wird auch 
nicht gelernt. Unwahr im Ausdruck ſein iſt nicht nur unſchön, ſondern 
bringt auch etwas Schlechtes in die Seele. Lüderlichkeit, Zuchtloſig— 
keit, Verwilderung ſind das Ende. 

Auch der Juriſt in ſeinen Werken iſt nicht über den guten Ge— 
ſchmack erhaben. Es iſt nicht unanſtändig für ihn, welchen zu haben. 
In Haltung und Kleidung achtet jeder darauf. Wohlan, die Sprache 
iſt der Stoff, der über alles geht, Geiſt und Gemütsleben abformt. 
Wer ſich nicht ſelber aufgeben will, muß ſein alltägliches Handeln 
immer wieder prüfen, das Unwahre, bloß Nachgemachte abſtoßen. 

Der Juriſt hat einen beſonderen Grund, mit dem er das Schelten 
gegen ſeine Sprachſünden abwehrt. Es iſt ja deutſches Bedürfnis, 
bei jeder Gelegenheit „berechtigte“ Eigentümlichkeiten zu vertreten. Das 
Recht ſei immer begrifflicher und abſtrakter geworden, dem müſſe der 
Ausdruck folgen, und dann müſſe er auch in beſonderem Maße 
genau ſein. Das iſt doch nur Vornehmtuerei und Streben nach 
gelehrtem Schein! Zunächſt das Begriffliche. Nicht überall gleich 
iſt, was der Juriſt zu tun hat. Er verkehrt ſchriftlich mit Behörden 
und Publikum, geſchäftlich wie irgend jemand anders. Weiter als 
daß er ſich gewandt und verſtändlich ausdrückt, iſt dabei nichts er⸗ 
forderlich. Akten überſchicken braucht nicht gleich in „Verſendung der 
Akten erfolgt“ umgewandelt zu werden. Er hat den Sachverhalt 
bei Zeugenvernehmungen und ſonſt feſtzuſtellen. A ſagte: Unterſteh 
Dich noch einmal! B antwortete: Du willſt ſtechen, Du Kerl, tu 
den Stock weg! — Wenn das in der Niederſchrift ſo wiedergegeben 
wird: A forderte den B zur Wiederholung des Vorwurfs auf, B 
erwiderte mit einer Beleidigung und verlangte die Weglegung der 
Waffe, ſo iſt das eine Ueberſetzung, die den Hergang ul eine 
ſchiefe Darſtellung. (Beleidigung? Waffe 2) 

Der Juriſt hat Vorgänge darzuſtellen, zu erzählen, was geſchehen 
ift, auch da iſt es beſſer, gegenſtändlich, anſchaulich, finnfällig zu ſchildern, 
als in Begriffen zu reden. Er hat die Vorgänge nach rechtlichen Geſichts— 
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punkten zu zergliedern. Man kann auch die unentbehrlichen juriſtiſchen 
Begriffsbezeichnungen in einen klaren, wohllautenden Satzbau bringen, 
ſie können ihre Schärfe behalten und doch Leben annehmen, ſie ſind 
doch auch nur aus Lebendigem emporgewachſen. Es wird oft nur noch 
ein Abſtraktionsapparat abgehaſpelt und die lebendige Sprache 
entflieht, wenn das Menſchliche verloren geht. Es beſteht aber auch 
daneben, was ſich nicht mit allgemeinen Begriffen ſagen läßt, es gilt, 
die feinen Schwingungen feſtzuhalten, die die Dinge umſchweben. 
Man ſoll ſich überhaupt an das Anſchauungsvermögen und das 
Gefühl wenden. Was darauf wirkt, das wird verſtändlich, durch⸗ 
ſichtig und klar, das aber iſt's doch, was wir wollen. Nicht ab⸗ 
ſtrahierende Wiſſer, blutleere Gelehrte, ſondern im Leben ſtehende 
Könner ſollen wir ſein. Unſer Volk iſt es müde, mit Gemachtem ab⸗ 
gefunden zu werden. Wir ſchaffen für die Allgemeinheit, reden wir 
auch mit der Sprache der Allgemeinheit! 

Das Uebermaß in der Deutlichkeit führt zu Weitſchweifigkeit, 
Schwulſt, hohlem Pathos. 

Wenn eine ganz bedeutungsloſe Eingabe kommt, was im Zeit⸗ 
alter der Rechthaberei und Vielſchreiberei gar nicht ſo ſelten geſchieht, 
erledigt man ſie dadurch, daß man kurz darauf ſchreibt: zu den Akten, 
wenn ſolche Eingaben Maſſenerſcheinungen ſind, ſchreibt man: Z. 
d. A. Ein ſchlechtes Augenmaß verrät es und eine Verirrung iſt es, 
wenn jemand eine langatmige Ueberſchrift drüberſetzt und dann ſchreibt: 
Dieſe Eingabe iſt ohne weiteres den diesſeitigen Akten einzuverleiben. Ein 
Bürokrat vergangener Zeiten, dem ein Schriftſtück eine ſeltene Erſcheinung 
war, der ſeine Aktentätigkeit mit einem Nimbus umgeben wollte, mußte, 
wenn er etwas zu den Akten legte, es ſo ſchätzen und geſchätzt haben 
wollen, wie wenn ein Kurfürſt eine Stadt auf Ewigkeit an ſein Land 
kettete, ſie dem „diesſeitigen“ Lande „einverleibte“. Aber im Jahre 1910 
in einem freien Volkstum iſt die Wertung doch anders. Es merkt doch 
allmählich jeder, auf wie obenhin grabende Art nach augenblicklichen Be⸗ 
dürfniſſen, ohne weite Geſichtspunkte regiert wird — von Beamten und 
Parlament — und Menſchliches, Allzumenſchliches da nicht fehlt, für 
Myſtiſches durchaus kein Raum iſt. 

Der Hang der Juſtiz, ſich langatmig und umſtändlich auszulaſſen, 
ſcheint allerdings unausrottbar zu ſein. Schon Friedrich der Große 
mußte verordnen: Ich erinnere Euch nochmalen, nicht ſo abſcheulich 
weitläuftig zu fein, ſondern gleich ad rem zu kommen und nicht 
100 Worte zu einer Sache zu brauchen, die mit 2 Worten geſagt 
werden kann.“ Die Preußiſche Gerichtsordnung von 1793 empfahl 
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den Beamten, fic des verworrenen dunkelen und weitſchweifigen foe 
genannten alten Kanzleiſtils gänzlich zu enthalten. 

Das Aeußere und Aeußerlichſte der Dinge hat aber auch jetzt oft eine 
tueriſche Wichtigkeit angenommen, daß die Frage nach dem Inhalt 
und Wert zurücktritt. Für jedes Nichtsſagende will man die Voll⸗ 
ſtändigkeit des Nebenſächlichen, des Moders erreichen, als Sammler 
von gepreßten Blättern fühlt man ſich ſo oft, ſieht nicht den wachſen⸗ 
den Baum. | 

Es muß ein Reinigungswerk einſetzen. Selbſtverſtändliche Dinge, 
ſolche, von denen die Parteien ſelbſt ausgehen, die niemand bezweifelt, 
Dinge, die immer wiederkehren, braucht man nicht immer wieder 
anzuführen, man kann ſie als bekannt vorausſetzen. Auch durch 
Schweigen kann man manches abmachen. Man wirkt überall auf⸗ 
dringlich, wenn man betont, was ſich von ſelber verſteht. Darüber 
meint ſich der Juriſt wegſetzen zu können. Und doch hat auch er 
Dinge, mit denen er täglich hantieren muß, die für ihn das tägliche 
Handwerkzeug ſind. Atmen iſt Luft einziehen und ausſtoßen, das 
ſagt man aber nicht bei jedem Atemzug, man achtet ſchon gar nicht 
darauf; kümmerte man ſich beſonders darum, ſo wäre etwas nicht 
in Ordnung, es wäre wirklich krank oder das Kümmern wäre franf- 
haft. Keine Kunſt, kein Beruf, kein Handwerk tun es ſonſt, daß ſie 
die Vorkenntniſſe, ohne die man ſich in ihnen gar nicht bewegen 
kann, bei jeder Bewegung oder Leiſtung betonen, man lebt natürlich 
Hund ungezwungen darin. Bei einem Gemälde darf man nicht mehr 
die Hilfslinien und Farbenſtudien erkennen, wenn der Maler nicht 
zum Geſpött werden ſoll. Wenn das Haus fertig iſt, bleibt das 
Gerüſt nicht ſtehen, der Bauſchutt wird weggefahren. Paradeſchritt 
macht man nicht bei einem gewöhnlichen Gang, übt man nicht im 
Kampfgetümmel. Aber auch auf dem Paradefeld hört man nicht bei 
jedem Schritt und auch ſonſt nicht bei jeder alltäglichen Uebung, Be⸗ 
wegung das Zählen des Kommandotones. Sollte es in der Rechts⸗ 
pflege ſo ganz anders, abſonderlich ſein, muß gerade in ihr alles dem 
Menſchlichen ſchnurſtracks zuwiderlaufen? 

Rettet die Juriſterei aus der Umklammerung der Pedanten und 
Banauſen! 

Es iſt ein äußerliches Getue und entſpricht dem Zweck nicht, 
die alltäglichſte Sache mit einem Wortreichtum zu bedecken und in 
ein umfangreiches Satzgewirr einzukleiden. Wir wollen ablaſſen davon, 
das Begriffene wieder ins Unbegriffene umzubilden, das Aufgetrennte 
wieder zu verknoten. 
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Wenn wir Kürze fordern, fo wollen wir nicht Oberflächlichkeit; 
in der richtig verſtandenen und angewandten Kürze ſteckt mehr Ver⸗ 
tiefung, als in der üblichen Weitſchweifigkeit. Worte ohne Gehalt. 
Plattheiten, leerer Klingklang täuſchen nur Gründlichkeit vor, laſſen 
aber das Weſentliche beiſeite oder tun es nur nebenbei ab. Die 
Vielſchreiberei iſt ſo oft nur Gedankenloſigkeit, man überlegt ſich nicht, 
worauf es ankommt. Etwas Kurzgefaßtes kann die Frucht und Ernte 
von vielem Langgedachten ſein. Es iſt reif. Unter Kürze darf natür⸗ 
lich nie die Deutlichkeit leiden. Gegenüber der Weitſchweifigkeit, wie 
ſie jetzt herrſcht, iſt Schlichtheit, ſelbſt abſichtlich bis zur Grenze getrieben, 
notwendig, um einmal den Gegenſatz herauszuarbeiten, den alten 
Bogen zum Brechen zu bringen. Es kommt dann Maß und Mitte. 
Nicht breite Bettelſuppen wollen wir kochen; was die Sachen an Breite 
verlieren, ſollen ſie an Tiefe gewinnen. Hüten wir uns vor allen 
Dingen, uns in Kleinigkeiten zu verlieren. Das hat uns Juriſten 
mit Recht den Vorwurf eingetragen, wir ſeien Kleinigkeitskrämer, ſteif⸗ 
leinene, unbeholfene Formenmenſchen, Pedanten. Es gilt doch überall: 

| Getretener Quark 
wird breit, nicht ſtark. 

So oft lieſt man: 

Die vom erſten Richter feſtgeſetzten Geldſtrafen von ... waren bei 
„voller“ Würdigung der von „demſelben“ für Bemeſſung „derſelben“ in Betracht 
gezogenen, im Urteil „näher“ angegebenen Gründe für nicht zu hoch „bemeſſene“ 
anzuſehen, die heutige Hauptverhandlung hat nichts ergeben, was eine Herab⸗ 
ſetzung „derſelben“ für „angezeigt“ erſcheinen laſſen könnte. 

Oder: | = | 

Bei der Schwere der Verletzung und unter „fernerer“ Berückſichtigung der 
vom erſten Richter „weiterhin“ bezüglich des Strafmaßes angeſtellten Erwägungen, 
denen die jetzt erkennenden Richter nur beitreten konnten, lag auch keine Ver⸗ 
anlaſſung vor, eine Herabſetzung der „in erſter Inſtanz erkannten“ Strafe, die 
als angemeſſene Sühne „der begangenen Straftat“ anzuſehen war, eintreten 
zu laſſen. | 

Das bedeutet doch alles weiter nichts, als: die erkannten Strafen 
ſind gerechtfertigt, ſind nicht zu hoch. Der Stoff ſelbſt wird gar nicht 
angepackt, keine Tatſachen und Gedanken, nur abgegriffene, hergebrachte 
Redensarten zu einem Brei zuſammen gerührt, keine Anſchauung, ein 
Schwelgen in inhaltsleeren Wendungen. 

Man will unter allen Umſtänden den Eindruck der Wichtigkeit 
erregen. Iſt auch der Inhalt unbedeutend, man quält ſich ab, die 
Form anſpruchsvoll zu machen, die Sache ſoll einen vornehmen Anſtrich 
haben. Bismarck meinte, je ſchlichter das Wort, deſto größer der 
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Eindruck, und unbarmherzig pflegte er die Superlative zu ſtreichen. 
Sie ſind aber nur ein Teil des protzenden Beiwerks. Man hüte 
ſich überhaupt vor Uebertreibungen, vor dem Grellen, Bunten. Man 
muß die Form hüten und wahren, aber man übertreibt, macht ſie 
zum Selbſtzweck, man muß begründen, aber man übertreibt, begründet 
das Unweſentliche. Man muß deutlich ſein, aber man übertreibt, wird 
übergenau. Wenn man fic) mit Gewalt verſtändlich machen will, 
wird man unverſtändlich. Der Wille iſt ſchwankend, aber man 
gebraucht mit Vorliebe große Worte, man übertreibt. Er beſtritt die 
Behauptungen des Klägers „allenthalben“, ſagt nicht mehr, als: er 
beſtritt die Behauptungen. Man darf nicht wähnen, es ſei alles groß, 
Kleines gäbe es gar nicht. Unwichtige Einzelzüge herauszuheben, ſtatt 
ſie abzuſchleifen, iſt eine Folge der Einſeitigkeit, die in der Abgeſchloſſen⸗ 
heit des Standes gedeiht. Fragt man, weshalb dieſes oder jenes ein⸗ 
gefügt worden ſei, ſo hört man oft als Entſchuldigung, es wäre 
nicht nötig geweſen, aber die Sache hätte ſonſt fo dürftig aus⸗ 
geſehen. Die Worte ſind hohl, haben keinen Schall mehr, es ſoll 
aber klingen. Es iſt eine Unwahrheit, Dingen, die innerlich un⸗ 
bedeutend ſind, durch aufputzende Zutaten ein bedeutungsvolles Aus⸗ 
ſehen zu geben. Es genügt ein geſcheiter Sperling, Gedankenpuppen 
als Stroh zu erkennen. Man hüte ſich, Worte zu gebrauchen, die 
ihren Inhalt verloren haben. Es gehen manche um, wie Münzen, 
die ſo abgegriffen ſind, daß man ihre Prägung gar nicht mehr fühlt. 
Weg mit der Weitſchweifigkeit Ciceronianiſchen Andenkens! Man 
verabſcheue die Phraſe; laſſe dieſe müheloſeſte Form der Aus⸗ 
drucksweiſe nicht übermächtig werden! Wer jahrzehntelang immer 
nur Reviſionen zu bearbeiten hat, merkt gar nicht, wie ſtelzbeinig, 
verkünſtelt es iſt, daß er immer wieder ſchreibt: der eingelegten 
Reviſion war der Erfolg nicht zu verſagen. Wie ſein Ausdruck, ſo 
verſteinert er ſelbſt. Eine Mahnung, daß das Lob der Unveränderlichkeit 
bei der Beſetzung der Stellen oft recht wenig angebracht iſt. Er⸗ 
neuerung, Auffriſchung des Bluts iſt für den einzelnen und die 
Körperſchaft auch gut. 

Die Formen des Maſſenbetriebs müſſen von ſelbſt die Feier⸗ 
lichkeit abſtreifen; was alle Tage geſchieht in ſich immer wiederholender 
Gleichmäßigkeit, verliert ſeinen Wert und ſein Anſehen. Feierlichkeiten 
wollen wir für die Sachen aufſparen, die wirklich vom Standpunkt der 
Allgemeinheit ſich herausheben. Mehr Empfindung für eine Sache 
zeigen wollen, als man hat, verdirbt den Stil in der Sprache und 
in allen Künſten. 
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Erfter Grundſatz fei auch hier: tu und ſchreibe, was wahr ift. 
Die Haupturſache unſerer ſo oft beklagten, aber immer wachſenden 
Vielſchreiberei liegt in der Unwahrhaftigkeit. Die Unaufrichtigkeit 
wollen wir erkennen, der Aufrichtigkeit wollen wir dienen. Man ſchreibt 
gewöhnlich nicht um der Sache willen, um den Beteiligten, dem Volke 
einen Dienſt zu erweiſen, ſondern um der Vorſchrift, die man möglichſt 
äußerlich auffaßt, der man alle lebendige Bedeutung und Beziehung 
nimmt, zu genügen, ſchematiſch die Sache zu erledigen, daß es nur 
ja ausſieht, man habe wunders was geleiſtet. Man gibt die einzelnen 
Arbeiten als Schauſtücke. 

Der einzelne vergißt oft, daß er im Dienſte der Allgemeinheit ſteht, 
daher kommen oft auch die Reibereien zwiſchen Behörden; wenn ſie als 
feindliche Mächte untereinander kämpfen, braucht ſich ſchon darin ein gut 
Teil der Arbeitskraft auf und Vielſchreiberei wird erzeugt. Man über⸗ 
treibe die Stellung als einzelner Beamter nicht, fet nicht gar zu ſtolz auf fie. 

Man denkt nicht an die Parteien, das praktiſche Bedürfnis, wozu 
man dies und das ſchreibt, nur an ſich ſelbſt. Die große Gebärde, 
das Selbſtgeſpräch auf der Bühne iſt die Hauptſache. In dem Be⸗ 
ſtreben, den Eindruck großen Fleißes, juriſtiſcher Auffaſſung und tiefer 
Gelehrſamkeit zu machen, gibt man langatmige Schilderungen der pro- 
zeſſualen Vorgänge, erzählt Prozeßgeſchichte, erzählt ſie ſo, wie Voß in 
ſeiner Luiſe. Man gibt auch gelehrte Auseinanderſetzungen über die 
verſchiedenen Anſichten zu einer Streitfrage, man hat ja was gelernt oder 
nachgeſchlagen. Derweile war die juriſtiſche Streitfrage, wenn man das 
Tatſächliche ſchärfer erfaßt hätte, gar nicht zu erwähnen, ſie ſchrumpfte 
zur Bedeutungsloſigkeit zuſammen. Aber über Erforſchen des Sach⸗ 
verhalts, Tatſachenbeurteilung gibt's ja keine Kollegien, das iſt noch nicht 
zunftfähig gemacht, noch nicht als gelehrt bezeugt und abgeſtempelt. 
Für Wiſſens⸗ und Formenprotzentum ijt kein Platz in der neuen 
Rechtspflege. Wir richten nicht Ständer auf, an denen man den 
Trödel früherer Jahrzehnte aufhängt. Das Bedürfnis zu prunken 
haben nur kleinliche Menſchen, Philiſterſeelen; nur aus der Schwäche 
der Perſönlichkeit wächſt der Aufputz hervor, er ſoll die innere Leere 
verdecken. Er tut's aber nicht, er iſt der Giftträger, der die Abneigung 
gegen die Juſtiz weiter freſſen läßt. Es ſoll geſchrieben werden, da⸗ 
mit die Parteien wiſſen, worum es ſich handelt, klar ſehen, weshalb 
ſo oder ſo entſchieden worden iſt, nicht aber, damit ihnen zu Gemüte 
geführt wird, der Verfaſſer habe viel gewußt, oder damit eine Uebungs⸗ 
arbeit nach dem Schema geſchrieben wird. Man ſtrebe mehr danach, 
verſtanden, als danach, angeſtaunt zu werden. 
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Die Vorherrſchaft der theoretiſchen Erwägungen muß ſchwinden. 
Kennen für ſich allein iſt Stillſtand, auch Erkennen führt noch nicht 
viel weiter, Erkennen mit dem Willen zur Tat gibt erſt das wahre 
Leben. | 

Die Ueberſchätzung der Worte und Formen und Formeln muß 
abgetan werden, unnütze ſchwerfällige Formen müſſen zerſchlagen 
werden, es müſſen die Weitläufigkeiten fallen, die im Zuſammenhang 
des Ganzen bedeutungslos ſind, das Beiwerk muß beſchränkt werden, 
verſtaubte Ecken müſſen einmal gründlich durchſucht, der Schutt und 
das Gerümpel, die motſchen, hinfälligen Ueberbleibſel einer formalen 
Scholaſtik müſſen weggefegt werden, der alte abgeſtandene Schema⸗ 
tismus muß hinausfliegen, viel freier von Formen und treuer zur 
Sache müſſen wir ſein. 

Der eingewurzelten Vorliebe für Formalitäten, die die Würde 
kennzeichnen ſollen, wollen wir nicht weiter folgen. Würde und 
Schönheit iſt etwas anderes als Aufputzen und Prunken und Bore 
machen. Ä 
Man ſoll ſich im Ausdruck nicht ſklaviſch an den Wortlaut der 
Geſetze klammern, Geſetzesworte nicht blind wiederholen, ſondern den 
Sinn erfaſſen und die Form frei mit Geſchmack aus ſich heraus nach 
dem Zweck bilden. Auch Geſetzesworte ſind nicht eiſerne Feſſeln, 
nicht ehern eingegraben, nicht immer wohlerwogen ſo gewählt, daß 
nur ſie angewandt werden können. Sie ſind oft loſe, zufällige 
Hüllen, der Sinn, der unter ihnen ſteckt, iſt das Bleibende, Feſt⸗ 
zuhaltende. Man ſoll das Geſetz nicht noch zu überſchnörkeln trachten 
in Form, Sprache und Stil. Uebergenauigkeit, ſinnloſer Scharfſinn, 
Hinweiſen auf Nichtsſagendes, Betonen jeder, aber auch jeder Kleinig⸗ 
keit läßt das Weſentliche nicht hervortreten, ſtiftet gerade Unklarheit 
und Verwirrung. 

Die Aengſtlichkeit, die in dem Haften an dem Formalen, an dem 
Buchſtaben oft erſchreckend zutage tritt, die ſich lieber vorſchreiben 
läßt, um nur abzuſchreiben, ſtatt ſelbſt zu denken, nimmt auch die 
innere Selbſtändigkeit, das unſichere Taſten nach einem feſten Halt 
zeigt die Schwächlichkeit. Die Aeußerlichkeiten können nicht den Halt 
geben. Es iſt das nur eine deukfaule Genauigkeit, eine denkfeige 
Formaliſtik, Gedankenarmut. 

Das ſind vielleicht alles bekannte Dinge. Wir wiſſen ſie, handeln 
aber nicht danach. 

Um es zu lernen, müſſen wir Gegenſätze haben, ſehen, wo etwas 
mangelt. Man muß vergleichen, und wenn man Mugen ziehen will, 
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muß man vieles vergleichen. Mißratenes führt am beften dazu, den 
Vorgang, wie etwas geſchaffen wird, zu ſehen, am Bruchſtück erkennt 
man, was zum Ganzen noch fehlt. Das Unfertige bringt uns zur 
Einſicht, auf den Weg zur Beſſerung, nicht das Vollendete; denn das 
Fertige darf nicht die Mühe erkennen laſſen, die es gemacht hat. 
Das Unfertige iſt inſofern bildender. Deshalb bringen wir Beiſpiele, 
wie ſie ſich zufällig bieten, nicht beſondere Ausnahmefälle, die mit 
Bosheit herausgeſucht wären. Je mehr an Mißratenem, Unfertigem 
vor Augen geführt wird, deſto beſſer für unſer Ziel, anzuregen, daß 
man Hand anlegt, endlich ans Werk geht, anders zu ſchaffen. 

2. Die Entſcheidungen ſollen nicht alles wiedergeben, was der 
Richter geprüft hat. Man ſuche nicht die Bedenken, ſtolpere nicht 
über die eigenen Bedenken. Die meiſten ſchreiben ſchlecht, weil ſie 
nicht nur die Gedanken, ſondern anch das Denken der Gedanken 
mitteilen. Es ſollen nicht Fragen um ihrer ſelbſt willen entſchieden 
werden, der Fall mag noch ſo ſchön ſein. Man ſei ſtreng gegen ſich 
ſelbſt, übe ſcharfe Prüfung, gebe ſich nichts nach, ſei nicht eitel, 
jammere nicht den Spänen nach, die fliegen. Die Arbeit wird um ſo 
beſſer, je mehr unter den Tiſch fällt. Wenn man ſich mit einem Ausdrucke 
quälen muß, ohne daß man trotz allen Ausklügelns zu einem richtigen 
Ende kommt, laſſe man die Sache weg, am Sinn geht nichts verloren. 
Das iſt in manchen Fällen ein Hausmittel, das überraſchend hilft. 
Schreiben können viele, ſtreichen wenige, und doch zeigt ſich erſt 
darin der Meiſter. Man kommt dahinter, wie gut die Sache wird, 
wenn man aus dem Vollen ſchöpfen kann und doch nur zuſammen⸗ 
gedrängt das Beſte gibt. Man vergeſſe nicht über den Kleinigkeiten 
das Ganze, man muß die Pflicht in ſich fühlen, mehr den menſch⸗ 
lichen lebendigen Kern fühlen zu laſſen. Rechtspflege iſt praktiſche 
Tätigkeit. Schlichte Erwägungen ſollen die Entſcheidungen rechtfertigen. 
Dem Volke kommt es, wie Hellwig einmal ſagt, auf den Inhalt 
der Entſcheidung an, nicht auf die Gründe, zumal wenn ſie in einer un⸗ 
verſtändlichen Form dargeboten werden. So erfreulich die Zeichen 
peinlichſter Erwägung ſind, ſo wenig ſind ſie manchmal geeignet, das 
Vertrauen in die Sicherheit und Klarheit der Rechtſprechung zu ſtärken. 
Man ſagt oft zuviel oder will verſchiedenen Meinungen, die ſich gegen⸗ 
übergeſtanden haben, gerecht werden und wird zu vorſichtig, unklar, da⸗ 
durch gibt man erſt den Anlaß, daß allerlei verſucht wird, lockt Klagen, 
Anträge, Rechtsmittel hervor; denn jeder glaubt ſich auf irgendeine 
Bemerkung ſtützen zu können. Beſchränkt man ſich ſtreng auf das 
Notwendigſte, fo gibt man die Gelegenheit dazu nicht. Werden gee 
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wiſſe Einzelzüge zurüdgeftelli, jo wird es dem Verfaſſer und Lefer 
möglich, das Viele zu einer einzigen ruhigen Anſchauung zuſammen⸗ 
zunehmen, überſchauend auf dem Ganzen zu verweilen, das Wichtige 
zu erfaſſen und nicht, wie es ſonſt geſchieht, mit haſtiger Bewegung 
überall herumzuirren. Klare Erkenntnis deſſen, was weſentlich iſt, 
und Vermeiden der geiſttötenden Schablone wird die Form ſchaffen, 
die für die einzelne Sache geeignet iſt. 

Das ſcharfe Erfaſſen der Tatſachen und Umſtände und das 
Deuten von Erklärungen, das in jedem Teil des Prozeſſes Aufgabe 
des Richters iſt, muß bei dem Urteile in beſonderem Maße eintreten, 
es muß ſich aber beſchränken auf das, was zu entſcheiden übrig ge⸗ 
blieben iſt. Es iſt die letzte abſchließende Prüfung des Gerichts. 
Die Tatſachen müſſen ſcharf im einzelnen angeſehen werden, man 
vermeidet dann, mit a verſchwommenen Redensarten eine 
Sache abzutun. 

Man lieſt oft ſehr fleißige Auseinanderſetzungen über Abſtrak⸗ 
tionen, mit Luſt und Liebe ſind ſie gearbeitet, für die Tatſachen des 
Lebens iſt man blind, man ſieht ſie nicht, oder man berührt ſie kaum. 
Ein Schauturnen mit halsbrecheriſchen Kunſtſtücken iſt's oft, zu ſtehen 
und zu gehen wie Gott uns geſchaffen hat, bleibt als gleichgültig 
außer Augen. Man redet nicht kurz entſchloſſen, wie der Schnabel 
gewachſen iſt, man meint die kurze Spanne Zeit, die der Menſch zur 
Tätigkeit hat, in gierigem Jagen nach Kleinigkeiten verzetteln zu müſſen. 

Entſcheidungsgründe ſind in bündiger Kürze abzufaſſen, man 
hat ſich ſtreng zu beſchränken auf den Gegenſtand der Entſcheidung 
und das, was zu ihrer Rechtfertigung notwendig iſt. Klarheit in 
der Sache, Einſicht in das, was der Entſcheidung bedarf, wird dazu 
beitragen, in der Abfaſſung knapp zu ſein. 

Nur die poſitiven Gründe, ſolche, die die Entſcheidung tragen, 
ſind auszuführen, aber beſtimmt und ſicher, nicht zweifelnd und er⸗ 
wägend. Sagt eine Erörterung am Schluſſe, daß es darauf nicht 
ankomme, ſo zeigt ſich darin, daß ſie die Entſcheidung nicht begründet, 
alſo nicht notwendig war. 

Zweifelsgründe ſind nur dann hervorzuheben und zu widerlegen, 
wenn eine Partei fie vorgebracht oder der Ausſpruch der Vorinſtanz 
ſie angeregt hat. Bei Abweiſungen verleitet die Sucht, ſie recht feſt 
zu machen, dazu, auch bedenkliche Gründe heranzuziehen. Es genügt 
ein ſicherer Grund. Gutachten und Urteil ſind zweierlei. 

3. Ueber die Abfaſſung der Urteile hat das bayeriſche Juſtiz⸗ 
miniſterium den Gerichten am 9. September 1907 gute Anweiſungen 


ug, 


gegeben. Sie können hier wiederholt werden. Nur einiges mag zur 
Ergänzung eingeſchaltet und am Ausdruck geändert werden. 

„Nach § 313 Abſ. 1 Nr. 3 ZPO. ſoll der Tatbeſtand eine gee 
drängte Darſtellung des Sach- und Streitſtandes auf Grund der 
mündlichen Vorträge der Parteien ſein, die Anträge ſollen hervorgehoben 
werden. Eine verbreitete Uebung gibt als „Tatbeſtand“ eine Prozeß⸗ 
geſchichte: den Inhalt der Klageſchrift und der vorbereitenden Schrift⸗ 
ſätze, daran anſchließend die Aenderungen und Zuſätze, die ſich in der 
mündlichen Verhandlung ergeben haben, und wenn dieſe in mehreren 
Terminen ſtattgefunden hat, das Ergebnis jedes Termins be- 
ſonders. Eine ſolche Prozeßgeſchichte iſt eine Sammlung des 
Stoffes für den Tatbeſtand, aber nicht ein Tatbeſtand im Sinne 
des Geſetzes.“ — Auch hier ein Steckenbleiben, kein Herausringen. 
Man gibt eine Vorbereitung zum Beſten, zeigt ſich als Sammler 
und zwar ſchlechteſter Sorte, nicht als Ordner, nicht als Darſteller. — 
„Zur Anfertigung eines Tatbeſtandes muß der Stoff zu einer gedrängten 
Darſtellung des Sach- und Streitſtandes verarbeitet werden, der 
geſamte Inhalt der Verhandlungen muß ſo zuſammengefaßt werden, 
wie er den Gegenſtand der richterlichen Beurteilung bildet.“ 

„Das Bedürfnis, den Stoff zuſammenzufaſſen (der Zuſammen⸗ 
faſſung des Stoffes), empfinden in der Regel auch die Urteilsverfaſſer 
(wird empfunden), fie beginnen deshalb die „Entſcheidungsgründe“ da- 
mit, den Sachverhalt anzuführen, über den entſchieden werden ſoll, 
glauben aber dabei, ſie brauchten nicht vollſtändig zu ſein, weil ſie 
die Prozeßgeſchichte, die als Tatbeſtand bezeichnet iſt, vorausgeſchickt 
haben. Die Prozeßgeſchichte iff im § 313 der ZPO. überhaupt nicht 
verlangt, ſie gehört auch nicht in das Urteil. Durch ſie bekommen 
die Urteile oft einen übermäßigen Umfang, der die Gerichtsſchreiberei 
mit nutzloſem Schreibwerk beſchwert, den Parteien überflüſſige Koften 
macht und der wünſchenswerten Raſchheit bei der Ausfertigung des 
Urteils hinderlich iſt.“ — Es wird das Tatſächliche oft dreimal ge⸗ 
bracht, im Tatbeſtande, zu Beginn der Gründe und bei der Beweis— 
würdigung. — 

„Gegenſtand der richterlichen Beurteilung iſt nur das, was in 
der mündlichen Verhandlung vorgetragen worden iſt, und die münd⸗ 
liche Verhandlung gilt, auch wenn ſie in mehreren Terminen ſtattfindet, 
rechtlich als Einheit. Im Tatbeſtande iſt deshalb das tatſächliche 
Vorbringen der Parteien in der Geſtalt anzuführen, in der es der 
richterlichen Beurteilung unterbreitet iſt, alſo nach dem Stande zur 
letzten mündlichen Verhandlung.“ — Ueberflüſſig iſt: die Parteien 
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blieben bei ihren An⸗ und Ausführungen allenthalben ſtehen. — 
„Aenderungen im Laufe der Verhandlungen brauchen nur ſoweit er⸗ 
wähnt zu werden, als zu entſcheiden iſt, ob ſie ſtatthaft ſind (Klage⸗ 
änderung, Widerruf eines Geſtändniſſes) oder ob ſie eine beſondere 
Rechtsfolge haben (§§ 278, 279, 540 der ZPO.). 

Von der Bezugnahme auf den Inhalt der vorbereitenden Schrift⸗ 
füge ſoll nur ausnahmsweiſe Gebrauch gemacht werden. Eine Per: 
weiſung auf Schriftſätze, die keine für den Tatbeſtand verwendbare 
Darſtellung enthalten, ſo daß der Leſer ſich den Tatbeſtand erſt 
zuſammenſuchen muß, leiſtet der Vorſchrift des Geſetzes nicht Genüge. 

Gehen die Parteien übereinſtimmend von gewiſſen Umſtänden 
aus, die die Grundlage für die Aufſtellungen von beiden bilden, 
ſo empfiehlt es ſich im allgemeinen, dieſe voranzuſtellen und ihnen 
die Behauptungen folgen zu laſſen, auf die ſie ihre Anträge ſtützen.“ 

Das Weſentliche im Streit muß ſich hervorheben, erkennbar ſein, 
im einzelnen gegeben werden. Unbeſtrittenes, von niemandem Be⸗ 
zweifeltes muß kurz gefaßt, zuſammengedrängt, zuſammengearbeitet 
werden. Im allgemeinen mag es richtig ſein, das Unbeſtrittene als 
Geſchichtserzählung aneinanderzureihen, oft kann aber die Durchſichtig⸗ 
keit verlangen, daß es nicht etwa mechaniſch nach der Zeitfolge zu⸗ 
ſammengebracht, ſondern an den Stellen eingearbeitet wird, an die 
es nach der rechtlichen Beziehung — Klage, Einrede, Replik — gehört. 

Dieſen Anforderungen entſpricht nicht ein Tatbeſtand, bei dem 
ſchematiſch begonnen wird, der Kläger hat folgende Klage vorgetragen: 
und nun erzählt wird, was der Kläger behauptet hat, was der Beklagte 
— die Schriftſätze wörtlich abgeſchrieben — entgegnet, und der Kläger 
wieder darauf geantwortet hat. Es ergeben ſich dadurch ſo viele Wieder⸗ 
holungen und Weitſchweifigkeiten. Es iſt das durchaus verwerflich, aus 
jeder Sache läßt ſich herausſchälen, was der eigentliche Streitpunkt iſt, 
es läßt ſich eine Geſchichtserzählung voranſchicken. Es muß der Stoff 
denkend durchdrungen und geordnet werden. Wie es jetzt iſt, iſt der Tat⸗ 
beſtand ſehr oft ein Durcheinander. 

Iſt mit den Parteien erörtert, auf welche Punkte es tatſächlich 
und rechtlich ankommt, ſo werden von ſelbſt Widerſprüche, Mißverſtänd⸗ 
niſſe, unerhebliche Ausführungen wegfallen. Die Partei braucht dann 
nicht Zeit und Geld für Rechtsmittel zu opfern. 

Es ſtellt ſich dann ſchon in der erſten Inſtanz heraus, was der 
weſentliche Streitpunkt iſt, und dieſer kann in den Gründen entſprechend 
behandelt werden, während jetzt oft erſt die zweite Inſtanz das Material 
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fammeln muß. Es wird oft an einen ungeklärten Punkt angeknüpft 
und von dieſem aus die Sache zu Ende gebracht, während ſich bei 
Klärung herausgeſtellt hätte, daß die Sache ganz anders zu behandeln 
geweſen wäre. — 

„Rechtsausführungen der Parteien ſollen nur ſoweit erwähnt 
werden, als es zum Verſtändnis des Standpunktes der Partei er⸗ 
forderlich iſt.“ Dasſelbe gilt von der Beweiswürdigung. Es braucht 
nicht mit aller Umſtändlichkeit erzählt zu werden, wie ein Anwalt 
eine Ausſage zergliedert. 

„Die Entſcheidungsgründe haben nach § 286 Abſ. 1 ZPO. 
die doppelte Aufgabe, unter Angabe der Gründe, die für die richterliche 
Ueberzeugung leitend geweſen ſind, feſtzuſtellen, welche Behauptungen 
tatſächlicher Art das Gericht für wahr und welche es für nicht wahr 
hält, und die Entſcheidung, die es hieraus gewinnt, in rechtlicher Be⸗ 
ziehung zu begründen. Sowohl bei der Feſtſtellung der Tatſachen 
als auch bei der rechtlichen Begründung ergehen ſich die Urteile zu⸗ 
weilen in weitſchweifigen Erörterungen. Kürze und Beſtimmtheit find 
für die Entſcheidungsgründe ebenſo wichtige Eigenſchaften wie für 
den Tatbeſtand“. — Was nach dem Tatbeſtand als zugeſtanden oder als 
nicht beſtritten feſtſteht, braucht nicht nochmals gebracht zu werden. — 
„Bei der rechtlichen Begründung genügt es in der Regel, die maß⸗ 
gebenden Geſichtspunkte hervorzuheben und dabei auf die Geſetzes⸗ 
ſtellen und eine oder einige der am meiſten gebrauchten wiſſenſchaft⸗ 
lichen Bearbeitungen oder Entſcheidungsſammlungen zu verweiſen. 
Nur in Ausnahmefällen kann es nützlich ſein, auf Einwendungen 
einzugehen, die der rechtlichen Beurteilung, die das Gericht annimmt, 
entgegengehalten werden könnten, aber von den Parteien nicht geltend 
gemacht worden ſind, oder neben der rechtlichen Begründung, die 
durchſchlägt, eine zweite zu verſuchen. In der Mehrzahl der Fälle 
wird ein ſolches Streben nach Gründlichkeit nur die unerwünſchte 
Wirkung haben, den Anſchein hervorzurufen, als ſei das Gericht 
unſicher. 

Kommt eine ſtreitige Rechtsfrage in Betracht, ſo iſt es nicht 
Aufgabe des Urteils, ſie nach der Art einer Abhandlung unter Dar⸗ 
legung der verſchiedenen Meinungen und der Gründe, die für ſie 
geltend gemacht werden, zu erörtern. Beſteht eine Anſicht, die ald 
überwiegend bezeichnet werden kann, und ſchließt ſich das Gericht ihr 
an, ſo genügt es in der Regel, dies auszuſprechen. Andernfalls ſind 
die Erwägungen, die für das Gericht ausſchlaggebend ſind, nur in 
ihren Grundzügen darzulegen.“ 
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4. Da Beiſpiele am beſten beweiſen, mag ein Urteil angeführt 
werden, wie es zu machen war und wie es, planlos mit Ueberflüſſigem 
und Wiederholungen gefertigt worden iſt. 

Ein Bauunternehmer klagt aus dem Bau eines Logierhauſes 
gegen die Bauherrin, Gaſtwirtin X und den Geldgeber, Brauer Y 
auf Zahlung des Werklohns, gegen den Brauer nur auf einen Teil. 
Das Landgericht erläßt ein Teilurteil, in dem es die Klage gegen Y 
abweiſt. Nur was ſich auf die Klage gegen Y bezog, durfte angeführt 
werden, alles andere mußte, um Klarheit zu ſchaffen, wegbleiben; 
was ſich auf Y bezog, durfte nur einmal gebracht werden. Es mußte 
der Tatbeſtand alſo ungefähr ſo lauten: 

Der Kläger hatte nach einem ſchriftlichen Bauvertrag vom 11. Jan. 
07 für die Beklagte X ein Logierhaus gebaut. Es war eine Bau: 
ſumme von 23 100 M. ausgemacht. Die Deckung von 20 000 M. bleibt 
außer Betracht. Den Reſt von 3100 M. ſollte nach dem Vertrag der 
Beklagte Y, der ihn auch unterſchrieben hat, in Raten bis zur Fertigſtellung 
des Baues je nach ſeinem Fortſchreiten bezahlen. Er hat 2000 M. gezahlt. 
Der Kläger beantragt, den Beklagten Y als Geſamtſchuldner mit der Be⸗ 
klagten X zur Zahlung des Reſtes von 1100 M. mit 4 v. H. Zinſen ſeit dem 
1. Okt. 07 zu verurteilen. 

Er führt an: er habe zwar einen Teich und Garten, für die 1500 M. 
im Koſtenanſchlage vorgeſehen ſeien, auf Anweiſung des bauleitenden Architekten 
und des Bevollmächtigten der Beklagten X nicht ausgeführt, dafür aber auf 
Beſtellung für 3000 M. Mehrarbeiten im Hauſe gefertigt und 50 M. Ver⸗ 
ſicherungsprämie ausgelegt. Seine Forderung betrüge alſo (23 100 + 
8000 + 50) == 26150 M., für 1100 M. davon (3100 — 2000) 
müſſe der Beklagte Y noch aufkommen. 

Der Beklagte Y beantragt, die Klage abzuweiſen und führt aus: 
Er habe für 3100 M. zu haften, und da 1500 M. abgingen für 
den Teich, nur für 1600 M.; da er 2000 M. gezahlt habe, habe er ſchon 
zuviel gezahlt. Für die Mehrarbeiten, deren Umfang er beſtreite, und für 
die Verſicherungsprämie haſte er nicht. Er habe hierzu keine Genehmigung 
erteilt. Außerdem hafte er nicht, weil das Haus Mängel habe und noch 
nicht fertiggeſtellt ſei, die Bauherrin auch nicht angeordnet habe, daß die 
Anlegung des Teiches unterbleibe. 

Der Kläger behauptete, nach dem Vertrage hafte der Beklagte für die 
Mehrarbeiten innerhalb 23 100 M., es fei ihm nur auf dieſe Begrenzung 
angekommen, aber nicht darauf, ob dafür nun gerade der Teich ausgeführt 
werde, oder ſtatt deſſen das Haus durch Verbeſſerungen wertvoller gemacht 
werde. Er beſtritt die übrigen Ausführungen des Beklagten. 

In dem Bauvertrag heißt es, daß ſich der Kläger verpflichtet, ein Logier⸗ 
haus zu dem laut Koſtenanſchlag vereinbarten Preiſe von 23 100 M. laut 
der Zeichnung und Teichanlage zu bauen. Die Summe von 23 100 M. 
wird als Bauſumme und Baugelderforderung bezeichnet und es wird aus⸗ 
gemacht, daß die Bauanlage die Bauſumme von 23 100 M. nicht überſchreiten 
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darf. Der Anſchlag bezeichnet fih als Koſtenanſchlag zum Logierhaus und 
enthält unter 8 Poſten mit runden Summen als letzten: Teich und Garten⸗ 
anlage 1500 M. (Statt dieſes Abſatzes kann geſagt werden: „Der Bau⸗ 
vertrag und Anſchlag ſind vorgetragen worden“ und die Einzelheiten werden 
in den Gründen bei der Auslegung gebracht.) 

In den Gründen konnte das Landgericht nun damit beginnen, 
ſeine Anſicht zu begründen, daß der Geldgeber zwar für den Teich 
1500 M. habe geben wollen, aber daß damit ausgeſchloſſen ſei, 
habe für eine beſſere Ausſtattung des Hauſes ſo viel bewilligen wollen 
und daß ſein Wille nicht allgemein dahin gegangen ſei, für das An⸗ 
weſen, wenn es auch mit geringen Abweichungen ausgeführt werde, 
im Ganzen 21 300 M., allerdings nicht mehr, zu zahlen. 

Statt deſſen iſt der Tatbeſtand mehr als in doppelter Länge ſo 
ausgeführt: 

Unterm 11. Jan. 07 haben die Parteien den Bl. 15 b, 

16 d. A. erſichtlichen, beiderſeits anerkannten Bauvertrag über 
ein von dem Kläger für Beklagte auf dem ihr gehörigen Grund: 
ſtück, die (1) Schöffenwieſe bei E. zu errichtendes Logierhaus ab: 
geſchloſſen, in welchem als Werklohn der Betrag von 28 100 M. 
vereinbart war. 

Mit der „vorliegenden“ Klage forderte „Kläger“ für Her⸗ 
ſtellung des Logierhauſes „dieſen“ Werklohn „in Höhe“ von . 28100 M. 
ferner für Arbeiten, die er auf Beſtellung des bauleitenden _ 
Architekten S. und des Bevollmächtigten der Beklagten zu 1), 

Alex X auf Grund von Nachtragszeichnungen ausgeführt hat 
bez. (I) für hierzu gelieferte Materialien und für Tagelöhne (cf. 
die Klagbeilagen 1 und 2, auf die hier (!) Bezug genommen 


wird) als angeblich angemeſſene Preiſe in Summa () . . . 3000 M. 
ſowie an verlegter n lh ee He 50 M. 
in Summa ſonach nn... 26150 M. 
läßt fic) jedoch hiervon den Betrag von 1500 M. 


kürzen, da er eine Garten⸗ und Teichanlage, und zwar angeblich 
auf Verlangen des S. und mit Zuſtimmung des Alex X — des 
Bevollmächtigten der Beklagten zu 1) — nicht ausgeführt habe, 
ſo dass „V3444 650 M. 
verbleiben. Von dieſem Betrag ſind, wie „Kläger“ ausführt: 
4000 M. erſt im Jahre 1909 fällig, 
2000 M. hat Beklagter zu 2 bar angezahlt, 
6000 M. 

jo daß noch ein Betrag von 18 650 M. 
rückſtändig bleibt. 

Dieſer Betrag ſei vertragsmäßig je nach dem Fortſchreiten des Baues 
zu bezahlen. 

Sudem Kläger behauptet, daß der Betrag von 18 650 M. fällig ſei, 
daß der Beklagte zu 2) in Höhe von 5100 M. von dem jedoch, „wie er 
bemerkt, 4000 M. erſt 1909 fällig ſeien“, als Geſamtſchuldner neben der 
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Beklagten zu 1) hafte, daß endlich durch einſtweilige Verfügung des Herzogl. 
Amtsgerichts L. die Eintragung einer Vormerkung zwecks Sicherung ſeines 
Anſpruchs auf Beſtellung einer Sicherungshypothek wegen ihrer noch un: 
gedeckten Bauhandwerkerforderung in Höhe von 2761,09 M. angeordnet 
worden ſei, hat er den im Schriftſatz vom 20. Mai 08 enthaltenen Klagantrag 
„dahin“ verleſen: 
beide Beklagte zu verurteilen, als Geſamtſchuldner dem Kläger 1100 M. 
nebſt 4 Proz. Zinſen ſeit 1. Okt. 07 zu zahlen, die Beklagte zu 1) weiter 
zu verurteilen, dem Kläger 17 550 M. nebſt 4 Proz. Zinſen ſeit 1. Okt. 07 
zu zahlen und die mit der einſtweiligen Verfügung vom 6. Mai 07 ver⸗ 
knüpften Koſten zu tragen, beiden Beklagten auch die übrigen Koſten des 
Rechtsſtreits aufzuerlegen, und zwar dem Beklagten zu 2) zum entſprechenden 
Teil unter geſamtſchuldneriſcher Haftung mit der Beklagten zu 1), das 
Urteil auch gegen Sicherheitsleiſtung für vorläufig vollſtreckbar zu erklären. 
Zum Beweiſe für ſeine Behauptungen hat er ſich auf das Zeugnis 
des Architekten S.⸗Ohrdruf, des Alex X.⸗Elgersburg, der Arbeiter Emil K., Rich. 
S. und Max Sch.⸗Langewieſen, auf die Quittung über die verlegte Feuer⸗ 
verſicherungsprämie und auf den Bauvertrag vom 11. Jan. 07 bezogen. 
Die Beklagten haben koſtenpflichtige Klagabweiſung beantragt. 
Hinſichtlich des Beklagten zu 2) haben ſie ausgeführt, daß dieſer zurzeit 
zu einer Zahlung nach Inhalt des Bauvertrags, auf den ſie ſich auch 
yihrerſeits“ „bezogen haben“, nicht verpflichtet fei und haben nach dieſer Richtung 
hin den Inhalt ihres Schriftſatzes vom 2. Mai 08 sub I vorgetragen, auf 
den „hier“ „Bezug genommen wird“. 
Die Ausführung der in Rechnung geſtellten Nachtragsarbeiten hat er 
„im vollen Umfange“ beſtritten, jedoch nicht in Abrede geſtellt, daß an Stelle 
nicht ausgeführter, nach dem Bauvertrag herzuſtellender Arbeiten andere aus⸗ 
geführt worden ſind, jedenfalls hat er gerügt, daß „aus der Klaganlage“ 
nicht erſichtlich ſei, inwiefern die darin verzeichneten Arbeiten nicht unter die 
für den vereinbarten Werklohn auszuführenden gehören (!), und für welche Arbeiten 
die in der Klagbeilage 2 berechneten Tagelöhne und Materialien gefordert 
werden () und hat „nach dieſer Richtung hin“ die Ausführung des Schriftſatzes 
vom 2. Mai 08 sub II. auf die „hier“ „verwieſen wird“, vorgetragen, auch 
„ſich“ auf die daſelbſt angegebenen Beweismittel „bezogen“. 
Daß die Ausführung der Garten⸗ und Teichanlage auf Verlangen des 
Architekten S. und des Alex & unterblieben fei, hat er ausdrücklich beſtritten. 
Weiter hat er ausgeführt, daß das Logierhaus überhaupt noch nicht 
fertiggeſtellt, ſoweit es aber fertiggeſtellt fei, mit vielfachen groben Mängeln 
und vielfach abweichend von der Bauzeichnung ausgeführt ſei. Nach dieſer 
Richtung hin hat er den Inhalt des „vorgenannten“ Schriftſatzes sub III, 
auf den „hier“ „Bezug genommen wird“, vorgetragen, ſich ebenfalls auf die 
darin genannten Beweismittel „bezogen“. Die Zahlung der Feuerverſicherungs⸗ 
prämie „ſeitens“ des Klägers hat er zugegeben. 
Kläger hat die Ausführung des Beklagten „durchweg“ beſtritten und die 
im Schriftſatz vom 20. Mai 08 — auf den „hier“ „verwiefen wird“ — 
enthaltene Gegendarſtellung unter „Bezugnahme“ auf die „daſelbſt“ angegebenen 
Beweismittel gegeben, insbeſondere sub IV dieſes Schriftſatzes darauf „hinge⸗ 
wieſen“, daß die Mitbeklagte X fic) aller Rechte auf Bemängelung begeben habe. 
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„Beklagte“ haben „letzteres“ „in Abrede geſtellt“ und ſind „im übrigen“ 
bei ihren Behauptungen „ſtehen geblieben“. 


Auf den Bauvertrag vom 11. Jan. 07, der vorgetragen worden iſt, 
wird „hier“ „Bezug genommen“. 

Neunmal wird da „bezug genommen“. Ein Laie kann beinahe 
glauben, der ganze Prozeß hinge von dieſem wunderbaren Wörtlein 
ab! Die Gründe beginnen mit vollſtändig Nebenſächlichem und 
Wiederholungen. 

Nach § 2 des [von den Parteien anerkannten (ſteht ſchon oben !)] 
Bauvertrags vom 11. Jan. 07 hat ſich der Kläger verpflichtet, der Be⸗ 
klagten zu 1) [auf dem ihr gehörigen Grundſtück 1348 d, der Schöffenwieſe 
in E.], ein Logierhaus zu dem laut Koſtenanſchlag vereinbarten Betrag von 
23 100 M. laut der am 31. Dez. 06 genehmigten Zeichnung und Teichanlage 
zu bauen. Zur abſchlägigen Begleichung der Baugeldforderung hat nach § 3 
des Vertrags die Beklagte zu 1) den Kläger ermächtigt, den Betrag der auf 
das zu errichtende Gebäude und (!) Grundſtück aufzunehmenden erſten Hypotheken 
in Höhe bis zu 16 000 M. von dem Darleiher direkt nach Fortſchreiten des 
Baues in Empfang zu nehmen, während nach § 4 den nach Zahlung der 
erſten Hypothek verbleibenden Reſtbetrag der Bauſumme von 7100 M. der 
Brauer Y in J., der Beklagte zu 2), an den Kläger in der Weiſe zu zahlen 
hat, daß 3100 M. in Raten nach Aufnahme der erſten 16000 M. beim 
Fortſchreiten des Baues „ſeitens“ des Beklagten zu 2) gezahlt werden, für die 
dem Kläger eine Hypothek in Höhe von 4000 M. hinter den 16 000 M. 
eingeräumt wird. 

5. Die Tatbeſtände ſind nach dem jetzt geltenden Schema meiſt nur 
wörtliche Wiederholungen der Schriftſätze, dieſe werden oft ohne jede 
Ueberlegung, ohne Sinn und Verſtand abgeſchrieben. Es iſt ja ſo 
bequem, man braucht den Kopf nicht zu bemühen, die Hand tut ihren 
Dienſt, es iſt auch ganz ſicher, es fehlt nichts von dem, was die Parteien 
vorgebracht haben, verſtändlich wird's aber nicht und zu ſolchen Tat⸗ 
beſtänden braucht man nicht einmal einen beſſeren Schreiber, noch viel 
weniger einen Juriſten. Der Anwalt hat für ſeine Klagen Formulare, 
er bringt vorſichtshalber manches hinein, weil er nicht weiß, was ent⸗ 
gegnet wird, und er möglichſt auf alles gerüſtet ſein will. Iſt aber 
jahrelang verhandelt, entſchleiert, wie der Beklagte ſich verteidigt oder 
unterwirft, ſo fallen die Scheinangriffe doch alle weg. Es iſt gerade die 
Aufgabe des Urteils verfaſſers, herauszuſchälen, was der Streitpunkt iſt, 
Richter iſt er, ſelbſtändiges Urteil ſoll er zeigen, nicht ängſtliche Schreiber⸗ 
ſeele ſein. Ein Tatbeſtand führt, wenn er richtig gemacht iſt, dazu, den 
Stoff zu durchdringen, ſich Klarheit zu verſchaffen. Wird aber beinahe 
ſinnlos abgeſchrieben, ſo iſt er wahrhaftig etwas Ueberflüſſiges. 

Nicht ein Referendar, ſondern ein Richter, De lang im ale 
it, hat folgenden Tatbeſtand geliefert: 


Aus einer Kartoffellieferung, über welche nach Quantität und Preis⸗ 
vereinbarung Uebereinſtimmung beſteht (J), ſeitens des Klägers an Beklagten (!) 
lieferte Beklagter (!) 400 Ztr. Kartoffeln im Mai 1908 an den Gutspächter 
B. Unter den Parteien war ausgemacht, daß ſortenreine Magnum bonum- 
Kartoffeln geliefert werden ſollten. Die Klage iſt am 8. Sept. 08 dem 
Beklagten zugeſtellt. Hierüber find die Parteien einverſtanden (). Kläger 
beantragte. . .. Zur Begründung dieſes Antrags (wozu ſonſt 2) trug er 
vor: Durch die Kartoffelſendungen am 25. März, am 3. und 5. Mai 08 
ſei Beklagter 1731,45 M. ſchuldig geworden und habe durch Zahlung und 
Verrechnung von verlegter Fracht die Schuld bis auf ein Saldo von 110,40 M. 
getilgt. Die Preiſe ſeien vereinbart und üblich (). Beklagter habe die Ware 
zu ſeinem Nutzen verwendet und über dieſelbe verfügt (1). Beweis 
Zahlung des Saldos weigere Beklagter. Beklagter beantragt Abweiſung. 

Von der letzten Sendung von 600 Ztr. habe er 400 Ztr. an den Guts⸗ 
pächter B. geliefert. Dieſe Kartoffeln ſeien nicht vereinbarungsgemäß gelieſert 
worden. Es ſeien keine ſortenreine Magnum bonum Kartoffeln geweſen, ſondern 
alle möglichen Sorten Kartoffeln. 

Sie ſeien dieſerhalb () nicht als Saatkartoffeln, ſondern als Speiſe⸗ 
kartoffeln zu verwenden geweſen und ſeien minderwertig. Es folgt dann, daß 
die Kartoffeln zur Verfügung geſtellt worden ſeien. 

Es iſt wirklich nicht leicht, daraus klug zu werden. Dabei iſt 
der Sachverhalt ganz einfach: 

Der Beklagte kaufte vom Kläger am 25. März, 3. und 6. Mai 08 
ſortenreine Saatkartoffeln (Magnum bonum) für 173 1,45 M. und ließ 
von der Sendung am 6. Mai 400 Ztr. unmittelbar an den Gutspächter 
B., einen ſeiner Abnehmer, liefern. Der Kaufpreis iſt bis auf 110,40 M. 
getilgt. Dieſe klagt der Kläger mit Zinſen vom 8. Sept. ein. Der Beklagte 
beantragt ... und bringt vor, die an B. gelieferten Kartoffeln ſeien nicht 
ſortenrein, außerdem für Saatkartoffeln zu groß geweſen, fie hätten nur als 
Speiſekartoffeln verwendet werden können und ſeien um mindeſtens 110,40 M. 
minderwertig geweſen. 

Die Menge und der Preis waren gar nicht in Streit, trotzdem 
hat der Verfaſſer geglaubt, dreimal darüber reden zu müſſen, einmal 
heißt's: nach Quantität und Preisvereinbarung beſteht Uebereinſtimmung, 
dann hierüber ſind die Parteien einverſtanden, das dritte Mal iſt das 
Formular gedankenlos abgeſchrieben. „Zum Nutzen verwendet“, „ver⸗ 
fügt“ „Zahlung weigere der Beklagte“ iſt ja nach der Sachlage ganz 
belanglos. Man ſtümpert und ſtochert hier und da an der Sache 
herum, nichts Ganzes, überall nur halb und ſchwach! 

So mechaniſch ſchreibt man Schriftſätze ab, daß man in Tat⸗ 
beſtänden lieſt: | 
er beantragte zu Händen des unterzeichneten Anwalts zu zahlen; — der Kläger 
hat folgendes ausgeführt: Beklagter ſei auf das Büro der unterzeichneten 


Anwälte beſtellt worden; als Parteien ſich auf dem Büro derunter zeichneten 
Anwälte eingefunden hätten. — 


Sehr naiv heißt es im Tatbeſtande eines Urteils, das Jahr und Tag nach 
der Pfändung ergangen iſt, ganz im Anſchluß an die Klagſchrift: Sie haben 
vorgetragen, der Gerichtsvollzieher K. habe vor einigen Tagen gepfändet. 

6. Die Wiederholungsſucht und die Weitſchweifigkeitsliebhaberei 
tummelt ſich mehr in Zivilurteilen als in Strafurteilen. Strafurteile 
geben ſich im allgemeinen einfacher, natürlicher, ſachlicher. Ein all⸗ 
gemeiner Grund mag der ſein, daß ſich in der Ziviljuſtiz die beſondere 
juriſtiſche Feinheit, die mit Genauigkeit und Haarſpalterei und Würde 
prunkt, die das Formale noch für das eigentlich Juriſtiſche hält, mehr 
zeigen will, als in der Strafjuſtiz, die dem feinen Juriſten nicht für 
voll gilt. In ihr macht ſich auch von ſelbſt das Leben mehr fühlbar, die 
Nöte des Lebens greifen mehr an das Herz. Es hat aber noch ſeine be⸗ 
ſonderen Gründe. Einer iſt der, daß in Strafurteilen nicht zwiſchen tat⸗ 
ſächlichem Material und Gründen getrennt wird, man ſchreibt dort 
mehr im Zuſammenhang und daher mit Ueberſicht, und dieſeſ läßt 
Wiederholungen vermeiden. 

Obgleich in § 313 Ziffer 5 ZPO. nur vorgeſchrieben iſt, daß die 
Entſcheidungsformel äußerlich zu ſondern iſt, macht man auch im 
übrigen beſondere Abſchnitte und ſetzt die Ueberſchrift: Tatbeſtand, dann 
die: Entſcheidungsgründe drüber, der Zuſammenhang iſt gelöſt, jeder 
Abſchnitt wird fein ſäuberlich für ſich behandelt, abgeſchloſſen in ſich, 
ganz ſelbſtändig packt man in jeden hinein, was man weiß, nimmt 
jeden Teil für ſich, als ob der andere gar nicht beſtände, es iſt jedes 
ein ſelbſtändiges Werkchen, nicht mehr Teil des zuſammenhängenden 
Ganzen, des Urteils. Der einzelne Richter will noch feiner und ge⸗ 
nauer ſein als das Geſetz. Zopf⸗ und Gamaſchendienſt! Der lederne 
Charakter des Philiſters wird allem aufgedrängt. Zu klaſſifizieren, 
zu rubrizieren iſt ja ſeine Hauptſtärke. Womöglich noch Unterabtei⸗ 
lungen: große lateiniſche Buchſtaben A, B, C, dann kleine a, b, c, 
dann griechiſche a, 8, 7, und wenn's nicht reicht, dieſe ver⸗ 
doppelt aa, BB, uſw. 

Das Urteil iſt eine Einheit, der Tatbeſtand und die Gründe 
ſind nur ein Teil, man betrachte ſie auch als Teil des Ganzen, ſiehe 
jedes Ding nicht als das Ganze, ſondern als unſelbſtändigen Teil, 
beachte dabei das Ganze; den Tatbeſtand als Teil des Urteils, das 
Urteil als Teil des Prozeſſes, den Prozeß als Glied des Verkehrslebens. 

Beſonders die Trennung der Ueberſchriften Tatbeſtand — Gründe 
(man ſtreitet ſogar darüber, ob nicht allein richtig nur „Entſcheidungs⸗ 
gründe“ ſei) iſt ſchuld an dem Mangel der Durcharbeitung, an dem 
Schwulſt, der Unbeholfenheit. In Formularſachen kann man die Ueber⸗ 


ſchriften überhaupt weglaſſen, man kann die Urteilsformel auch ohne fie 
äußerlich ſondern, die formelhaften Worte bei einem Verſäumnisurteile, 
Läuterungsurteile uſw. bedürfen wirklich nicht der Bezeichnung: „Tat⸗ 
beſtand und Entſcheidungsgründe“; auch ſonſt mag ſich die Weglaſſung 
aus der Sache als praktiſch ergeben, der inneren Bedeutung angemeſſen 
ſein; die Einteilung drüber zu ſchreiben, iſt bei kurzen Arbeiten mehr als 
pedantiſche Schulmeiſterei. Im übrigen wird man ſich in vielen Fällen 
die Abfaſſung erleichtern und eine beſſere Form finden, als ſie jetzt 
in der Regel iſt, wenn man nach der Urteilsformel ſetzt: Tatbeſtand 
und Gründe, wenigſtens in Gedanken beides als Einheit faßt und in 
einem fort ſchreibt. Man wird ſich dadurch vor nutzloſen Wiederholungen 
behüten. Der Fehler, daß ohne Durcharbeitung zuſammengeſchrieben, 
wiedergekäut, ſinnlos abgeſchrieben, ein Ganzes ſtückweiſe und ellen- 
weiſe genommen wird, erhält durch die Trennung in Tatbeſtand und 
Gründe viel Nahrungsſtoff. Einige Beispiele mögen das zeigen: 

a) Im Tatbeſtand heißt es: 

Die Klägerin hatte behauptet, ſie habe am 11. Dezember 1908 der 
Beklagten die in der Klagrechnung verzeichneten Waren käuflich geliefert. Als 
Kaufpreis ſei derjenige Kaufpreis vereinbart worden, den die gelieferten Ge⸗ 
genſtände (fie!) der Klägerin ſelbſt bei der Anſchaffung gekoſtet hätten. Dieſer 
Anſchaffungspreis () betrage insgeſamt 2000 M., wie aus der Klagrechnung 
erſichtlich fei (!). Und nun als ſelbſtändige Tatſache: Die Klägerin hat die 
Klagrechnung vorgetragen (2 Seiten mit vielen Bruchzahlen 7), es wird 
darauf Bezug genommen! Ihren Antrag hat die Beklagte, wie folgt (!), be⸗ 
gründet: es ſei richtig, daß die Beklagte (kurz: ſie habe) vom Kläger die in 
der Klagrechnung angegebenen Waren käuflich geliefert erhalten habe. Richtig 
ſei auch, daß als Kaufpreis derjenige Preis vereinbart worden ſei, den dieſe 
Gegenſtände der Klägerin ſelbſt bei ihrer Anſchaffung gekoſtet hätten. 

Wie leicht hätte das kurz zuſammengefaßt werden können, ein⸗ 
fad) ohne Wichtigtun! Aber erſt die Gründe faſſen zuſammen, und 
nun kommt dasſelbe zum dritten Male: 

Die Klägerin hat verſchiedene Waren zu dem Preis, den dieſe Sachen 
(ſiel) ihr ſelbſt gekoſtet haben — zum Anſchaffungspreis — (wozu die 
Wiederholung, die Abmachung iſt gar nicht in Streit!) — an die Beklagte 
verkauft und fordert nun Zahlung der Summe der in der Klagrechnung auf⸗ 
geführten einzelnen Beträge mit der Behauptung, daß dieſe Einzelbeträge die 
Anſchaffungspreiſe ſeien. Die Beklagte beſtreitet dies nicht (alſo, wozu die 
Worte !), auch nicht den Empfang der Waren, meint aber erſt dann zur Zahlung 
verpflichtet zu fein, wenn ihr die Fakturen über die Anſchaffungspreiſe vor: 
gelegt worden wären. 

Hätte man das noch ſehr gekürzt und ſo in den Tatbeſtand 
gebracht, ſo wäre es beſſer geweſen. 

b) Der Tatbeſtand beginnt: 
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Die Geſchäftsverbindung beruht auf einem am 11. Februar 1907 ab⸗ 
geſchloſſenen Vertrage. Zum Beweiſe für ſeine Behauptungen hat der 
Beklagte eine Abſchrift des von ihm in Bezug genommenen Vertrags vom 
11. Februar 1907 übergeben. Dieſer vom Beklagten ſeinem Inhalte nach 
vorgetragene Vertrag iſt von dem Kläger anerkannt worden. 


Die Gründe drehen in ermüdender Langweiligkeit denſelben Faden 
nochmals: 


Der zwiſchen den Parteien am 11. Februar abgeſchloſſene, ſeinem In⸗ 
halte nach von den Parteien anerkannte Vertrag. 


c) Das Streben, im Beginn der Gründe eine gedrängte Ueber— 
ſicht zu geben, führt zu einem törichten Zuſammenpreſſen von Worten. 
Die Sachen werden unklar. Herrlich, etwas dunkel zwar, aber es 
klingt recht wunderbar, eine geſchraubte Sprache, ein Hexeneinmaleins 
in Hauptwörtern: 

Der Beklagte hat hinterlegt in einem Zwangsvollſtreckungsverfahren zur 
Abwendung bezw. Aufhebung feiner Verhaftung behuſs Erzwingung der 
Ableiſtung des Offenbarungseides durch ihn als Liquidator jener G. m. b. H. 
als Schuldnerin des Klägers. ..“ 

Geſchmacklos und überflüſſig iſt es, es geht aber ſo mit Wieder⸗ 
holungen weiter. Banauſiſche Lohnſchreiberei, keine Rechtſprechung! 

d) Ein anderes Beiſpiel. Anfang der Gründe: 

Der Beklagte beſtreitet zunächſt, dem Kläger zur Anfertigung der geklagten 
Arbeiten Auftrag erteilt zu haben. Der Kläger hat nicht behauptet, daß 
Beklagter (1) ſelbſt ihm den Auftrag zur Anfertigung der Gasleitung gegeben 
habe, ſondern (!) daß der Auftrag in dem beklagtiſchen () Namen von der Frau T. 
ihm erteilt worden jet, daß die Frau T. zu dieſer Auftragserteilung (1) Boll: 
macht vom Beklagten gehabt habe oder daß dieſer wenigſtens die Auftrags⸗ 
erteilung in ſeinem Namen genehmigt habe. Der Kläger ſtützt ſich alſo auf 
einen im Namen des Beklagten von einem Anderen mit Kläger () abgeſchloſſenen 
Werkvertrag. Der Beweis, daß die Andere den Auftrag zum Abſchluß des 
Werkvertrags gehabt hat (habe!), iſt nicht erhoben worden, da, ſelbſt wenn ein 
ſolcher Auftrag ſeitens des Beklagten nicht vorgelegen hätte, dieſer doch aus 
der nachträglichen Zuſtimmung des Beklagten gefolgert werden könnte. Dieſe 
Zuſtimmung konnte ſowohl dem Beauftragten — der Frau T. — als auch 
dem anderen Vertragskontrahenten — dem Kläger — gegenüber erklärt werden 
($ 182 BGB.). Aus den von (J) Kläger zu den Akten übergebenen Brief und 
Karten geht mit Deutlichkeit hervor, daß der Beklagte ſich bezüglich der e 
Arbeiten als Beſteller angeſehen hat. 

Es genügen, um all das zu ſagen, drei kurze Sätze: 

Der Kläger hat auf Werklohn geklagt ($ 631 BGB.). Es kann 
dahingeſtellt bleiben, ob der Beklagte die Frau T. bevollmächtigt hatte, den 
Werkvertrag zu ſchließen, er hat den Abſchluß genehmigt. Das beweiſen 
ſeine Briefe. 

Es ſtand ſchon alles im Tatbeſtand, es wird unnütz und noch 
dazu mit den falſchen Ausdrücken der Parteien wiederholt; Auftrag? 
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Vollmacht? Wäre man kürzer geweſen, fo hätte man auch andere 
Fehler vermieden: ein Auftrag, der ſeitens der Beklagten gar nicht 
vorgelegen hat, wird gefolgert! Der Werkvertrag muß gefolgert 
werden! Die Beziehung von „dieſer“ iſt unklar. 

e) Andere Beiſpiele! 


Die Parteien ſind darüber einig, daß die in der Klagrechnung aufge⸗ 
führten Lieferungen an Beklagten und daß die daſelbſt aufgeführten Zahlungen 
und Lieferung von zwei Ziegenfellen ſeitens des Beklagten erfolgt ſind. 

Die Entſtehung der Klagforderung wird von dem Beklagten nicht beſtritten. 
Er behauptet, Tilgung derſelben durch Aufrechnung mit einer Forderung ſeiner⸗ 
ſeits ſei dadurch entſtanden, daß der Kläger eine ihm abgetretene Forderung 
der klägeriſchen Ehefrau an den Zimmermann S. ſtatt am 1. Okt. 1905 
erſt am 31. Okt. 1905 bezahlt habe. 

Oder: 


Dem von dem Kläger zufolge des von ihm auf der Treppe der Wirtſchaft 
des Beklagten erlittenen (1) Unfalls erhobenen (1) Anſpruch gegenüber (Atem 
holen!) iſt ſeitens des Beklagten eingewendet worden, daß 1. 2. 3. 


Dabei wird bereits Geſagtes vollſtändig wiederholt Die Ein⸗ 
teilung (Dispoſition) konnte man ſchon im Tatbeſtand hervortreten 
laſſen. 

f) Der Tatbeſtand beginnt: 


Für den Kläger ijt aus der Klage der Antrag verleſen worden. ... Zur Be⸗ 
gründung iſt vorgetragen worden (die geſpreizte Paſſivform!): der Beklagte habe 
vom Kläger die in der (Häufung einſilbiger Wörter!) der Klagſchrift beigefügten 
— zum Vortrag gebrachten — Rechnung, auf die man Bezug nimmt, verzeichneten 
Arbeiten und Materialien zu den in der Rechnung angeſetzten, vereinbarten, auch 
angemeſſenen Preiſen im Geſamtbetrage von 490 M. auf vorherige Beſtellung käuf⸗ 
lich geliefert erhalten, auch mit der Klagrechnung übereinſtimmende Rechnung, ohne 
begründete Einwendungen zu erheben, angenommen, ſomit Preis und Beſchaffen⸗ 
heit der fr. () Arbeiten und Materialien genehmigt. Ein Zahlungsziel ſei nicht 
vereinbart, Zahlung bisher trotz Mahnung nicht geleiſtet und ſomit die geſamte 
fällige Schuld vom Tage der Klagzuſtellung ab mit 4% zu verzinſen. 
Eventuell hafte der Beklagte aus der nützlichen Verwendung. Der Beklagte 
hat folgende Poſten beſtritten: ... Hiernach jeien am Klagbetrage von 490 M. 
zu kürzen 24 M. Im übrigen wurden die Klagbehauptungen tatſächlicher 
Natur zugegeben.. . . Die Klage anlangend, hat der Beklagte zu den 
von ihm beſtrittenen Geſellenſtunden die Edition der Stundenzettel durch Kläger 
beantragt, Kläger hat darauf erklärt, daß er die vom Beklagten beſtrittenen 
Klagpoſten zwar nicht fallen laſſe, aber zurzeit keinen Beweis für ſeine 
Behauptungen antreten wolle. 

Die Gründe ſagen: 

Der Klaganſpruch iſt an ſich in Höhe von 466 M. nicht ſtreitig und 
nur in Höhe von insgeſamt 24 M. beſtritten. Für die beſtrittenen Poſten 
hat Kläger ausdrücklich ſich () der Beweisantretung enthalten. Inſoweit iſt dem⸗ 
nach die Klage unbegründet, während ſie hinſichtlich der nicht ſtreitigen Poſten 
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in Höhe von 466 M. rechtlich wie tatſächlich (wozu dieſe Beifügung?) an 
ſich begründet iſt. Die Einrede der Aufrechnung iſt dagegen unbegründet. 

Es iſt doch vollkommen ſinnlos, wie das Formular der Klage 
abgeſchrieben wird. 

Ob „vereinbart, auch angemeſſen“ iſt ja, ſoweit der Preis 
zugeſtanden iſt, einerlei; die einzelnen Poſten ſind nun auch be⸗ 
langlos, „ohne begründete Einwendungen zu erheben“ iſt ja ſchon 
für die Klage ganz verkehrt; hat der Beklagte Einwendungen erhoben, 
ſo ſind die Preiſe nicht genehmigt, daß der Kläger die Einwendungen 
nicht für begründet hält und deshalb eingeflickt hat „begründete,“ iſt 
gleichgültig, ſo ſchafft man keinen neuen Klaggrund. Daß gemahnt 
worden iſt, braucht den Urteilsverfaſſer nicht zu kümmern. Da Ab- 
weiſung beantragt worden iſt, iſt es unerheblich, der Kläger hätte nur 
für den Fall, daß der Beklagte anerkannt hätte, ſich damit gegen die 
Koſten verteidigen können; daß nicht gezahlt worden ſei, liegt in der⸗ 
ſelben Richtung, es iſt erledigt, der Beklagte behauptet gar nicht, daß 
er gezahlt habe. Klagbehauptungen tatſächlicher Natur! Gibt's ſolche 
rechtlicher Natur? Und was hätte das Zugeſtändnis ſolcher zu bedeuten? 

Es kann ſtatt der Schreiberei mit „beigefügt“, „zum Vortrag 
gebracht“, „Bezug nimmt“, „verzeichnet“, „fr.“, „die Klage anlangend“, 
kurz und verſtändlich heißen: 

Der Kläger verlangt für Zimmerarbeiten 490 M., der Beklagte 
beſtreitet 24 M.; der Kläger tritt dafür keinen Beweis an, ſoweit iſt 
er ohne weiteres abzuweiſen, gegen 466 M. rechnet der Beklagte mit 
einer Schadenforderung auf. . 

Was man zur Verteidigung der Gewohnheit, die Gründe mit 
einer Zuſammenfaſſung einzuleiten, ſagt, iſt hinfällig. Wenn man 
ſich auch nur die Gründe anſehe, bekäme man einen Ueberblick? 
Haben das die Beiſpiele bewieſen? Und wäre es wirklich ſo, kann 
man nicht ſchon den Tatbeſtand fo ausnutzen, durch ein paar Stich— 
worte die Richtlinien zeichnen, wie der Streitſtoff liegt? Man kann 
ſchon die Einleitung des Tatbeſtandes ſo faſſen, daß jeder ohne weiteres 
ins Bild kommt. | 

Das gelingt allerdings nicht, wenn man im Tatbeſtand nur bee 
richtet, daß das erſtinſtanzliche Urteil und folgende 10 Briefe und Proto- 
kolle vorgetragen worden ſind und der Kläger dann neu folgendes 
ausgeführt hat. 

Erſtens bleibt da die Sache unverſtändlich und zweitens iſt ein 
ſolcher Tatbeſtand, der nur aufzählt, was für Urkunden vorgetragen 
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worden find, ein Verhandlungsbericht, aber keine Darſtellung des 
Sach⸗ und Streitverhältniſſes. 

7. Auch ſonſt bringt der Regiſtratorenſtandpunkt, Abteilungen 
zu machen und ſie für ſich zu bearbeiten, daß man die Teile in der 
Hand hat und leider das geiſtige Band fehlt, viel von der Pedanterei, 
den Ueberfluß an Schreiberei, den Mangel an ſtraffer Durcharbeitung. 

In der Urteilsformel eines Berufungsurteils, die dem Eingang une 
mittelbar folgt, pflegen die meiſten zu ſagen: „Auf die Berufung des Be⸗ 
klagten“ wird das Urteil ... . abgeändert. Die Berufung „des Beklagten“ 
gegen das Urteil des Herzoglichen Landgerichts in . .. vom 17. Okt. 1909 
wird zurückgewieſen. Es genügt: Das Urteil .. .. wird abgeändert. 
Die Berufung gegen das Urteil .. .. wird zurückgewieſen. Daß 
es ein Berufungsurteil iſt, daß auf eine Berufung erkannt wird, ergibt 
ſich ſchon aus der Einleitung, in der in aller Ausführlichkeit ſteht, 
daß ein Berufungskläger da iſt und wer es iſt. Was anderes iſt 
es, wenn es ſich um Berufung und Anſchlußberufung handelt. Da 
kann man unterſcheiden. 

Der Tatbeſtand beginnt, als ob gar nicht die Formel eben zu 
Ende wäre und noch nachklänge. Es wird ganz ohne Rückſicht darauf bee 
gonnen: Der Beklagte hat gegen das am 17. Okt. 1909 verkündete 
Urteil des Herzoglichen Landgerichts in X forme und friſtgerecht Berufung 
eingelegt. — Der Beklagte iſt durch das am 17. Okt. verkündete Urteil 
des Herzoglichen Landgerichts zu X verurteilt worden. : 
Gegen dieſes ihn verurteilende Erkenntnis hat der Beklagte das 
Rechtsmittel der Berufung zur Hand genommen... 

Oder: Gegen das vorbezeichnete Urteil iſt von dem Beklagten 
Berufung eingelegt worden. Die Formalien dieſer Berufung mb 
ausweislich des Protokolls nachgewieſen worden. 

Einfach und erſchöpfend kann es heißen: Der Beklagte verlangt 
mit der Berufung, daß der Kläger abgewieſen werde. Auch vorbe— 
zeichnet iſt überflüſſig, das Urteil genügt, es handelt fic in der Regel 
nur um das eine. 

Am Schluß der Gründe meint der Verfaſſer pedantiſch und 
würdevoll wieder auf die Urteilsformel verweiſen zu müſſen: Nach 
„alledem“ war, „wie geſchehen“, zu erkennen. Die Gründe rechtfertigen 
ſo wie ſo die Entſcheidung, nichts anderes, das iſt ihr Zweck. Die 
feierlich nichtsſagende Wendung, „es war, wie geſchehen, zu erkennen“, 
it vollkommen überflüſſig. Schon Daubenſpeck tadelt dieſe ehr⸗ 
würdige Ruine einer alten preußiſchen Schablone und ihre unter⸗ 
würfigen Verehrer unter den Oberlandesgerichtsräten. (Referat. 


Votum, Urteil S. 197). Man fühlt fic) fo wie der Herrſcher, 
für den geſchrieben wird: So geſchehen und gegeben. Das 
Ineinandergreifen des Schluſſes mit dem Anfang iſt auch da, wenn 
es heißt: die Berufung iſt unbegründet; denn daraus ergibt ſich die 
Urteilsformel: ſie wird zurückgewieſen. Es iſt doch pedantiſch: ſie war 
zurückzuweiſen und wird zurückgewieſen. Ebenſo genügen: der Angriff 
iſt verfehlt, die Klage iſt nicht ſchlüſſig oder was ſonſt gewöhnlich 
vorhergeht: denn es folgt daraus von ſelber die Urteilsformel: die 
Klage wird abgewieſen. Es bedarf keines überflüſſigen Bindegliedes. 
Man ſetzt ſo oft im Urteil drei Kreiſe nebeneinander, jeder beſteht für 
ſich, fie ſchneiden einander. Das Urteil ſoll aber in einer Linie in 
ſich ſelbſt zurücklaufen, nur einen Kreis bilden. Das Ende ſoll ohne 
weiteres auf den Anfang paſſen. 

Mehr Abrundung muß man bei allem erſtreben. Sie erreicht 
man, wenn man einfach die Gründe als ſolche gibt. Denn die 
Wiederholung kommt daher, daß man das überſieht und einen 
Bericht gibt, wie die Entſcheidung zuſtande gekommen iſt, man erzählt, 
berichtet, was geſchehen iſt: „man hat daher den Beweis für nicht 
geführt angeſehen“, „der Senat iſt der Meinung geweſen“, „die 
Berufung iſt daher verworfen worden“, „die Reviſion iſt daher zurück⸗ 
gewieſen worden“ uſw. 

Auch hier das Liebäugeln mit dem Schematiſchen, äußerlich Ge— 
ſchichtlichen. Wozu das? Eine richtige Begründung gibt den Grund, 
wie er liegt, ſetzt ihn nicht in die Vergangenheit, ſie ſagt: der Beweis 
iſt nicht geführt, der Senat meint (wenn man ſich überhaupt ſo 
ſubjektiv ausdrücken will), die Berufung iſt unbegründet. 

8. Ein anderer Grund, daß die Zivilurteile ſo viel umſtändlicher 
abgefaßt werden als die Strafurteile, liegt darin, daß man im Zivil— 
prozeß die Mündlichkeit für etwas ſo Neues, alles Ueberſtrahlendes 
hält, daß man ihr auch im Tatbeſtand beſondere Reverenz machen 
zu müſſen meint. Im Strafprozeß gilt auch Mündlichkeit, verſtändige 
Mündlichkeit, aber man ſchreibt in Strafurteilen meiſt friſch darauf 
los: Am Abend des 1. Dez. 1909 ging der Zeuge Müller durch 
die Krautgaſſe, er ſah den Angeklagten ... So wie man da 
nicht im Urteil braucht, daß auf Grund Zuhörens, mündlichen Ge⸗ 
ſtändniſſes, mündlicher Zeugenausſagen entſchieden werde, ſo braucht 
man's auch nicht im Tatbeſtand des Zivilurteils, beſonders da es ſich 
da oft um eine maskierte Mündlichkeit handelt, die erſt im Tatbeſtande 
künſtlich lebendig wird. Wie der Streitſtoff dem Richter nahe gebracht 
worden iſt, durch Tinte und Papier oder durch Vorleſen oder freie 
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Rede, iſt doch gleichgültig da, wo der Streitſtoff, fo wie er liegt, dare 
geſtellt werden ſoll. Das Mittel für die Herbeiſchaffung liegt doch 
außerhalb der Darſtellung des Herbeigeſchafften, liegt vorher; zum 
Nachweis, daß mündlich verhandelt worden iſt, ſind die Protokolle da. 
In dem Urteil wird nur der Streitſtoff ſelbſt gegeben, nicht, wie er 
gewonnen worden iſt. Die Mündlichkeit iſt nur ein Mittel, dies hat 
ſeinen Zweck erfüllt, ſobald es gebraucht worden iſt, die Verhandlung 
vorüber iſt, ſie muß nicht auch noch weiter mit dem Nimbus, der um 
ſie gewoben iſt, in das Urteil verſetzt werden. Wenn es heißt: die 
Partei ſelbſt gab folgende Darſtellung, ſo hat die Mündlichkeit hohe 
Bedeutung, man erfährt oft da erſt die ſo unendlich feinen Färbungen 
des Vorgangs. Aber die üblichen Redensarten: der Brief wurde zum 
Gegenſtand der mündlichen Verhandlung gemacht, über die Zeugen⸗ 
ausſagen wurde von den Parteien mündlich verhandelt, der Brief wurde 
vorgetragen, bedeutet doch alles weiter nichts, als daß man geſetzlich, nicht 
ungeſetzlich verfahren iſt. Das verſteht ſich von ſelbſt; auch die ſonſtigen 
Vorſchriften, Oeffentlichkeit, Beſetzung mit Gerichtsſchreiber uſw. hebt man 
doch nicht in dem Tatbeſtande hervor. Es ſteht durch Zugeſtändnis 
feſt, die Behauptung iſt beſtritten worden, es iſt behauptet — all das 
kann ebenſogut nach einem ſchriftlichen wie mündlichen Vorgang 
geſchehen ſein. Es wurde das Urteil erſter Inſtanz vorgetragen, iſt 
nur ein Ausdruck dafür, was der zweite Richter an Streitſtoff hat, 
man kann dafür auch andere ſetzen: Es iſt dasſelbe Material, wie 
in erſter Inſtanz zu beurteilen, es ſind dieſelben Behauptungen wie 
in erſter Inſtanz aufgeſtellt worden. Es iſt der Sachſtand nach dem 
Urteil erſter Inſtanz gegeben worden, das Sachverhältnis ergibt ſich 
aus dem erſten Urteil. Das Wort „vortragen“ iſt kein Allheilmittel 
für alles. 

9. Den andern Fehler, daß Rechtsausführungen in dem Tat⸗ 
beſtand gebracht werden, zeigt folgendes Beiſpiel: 

Ein Gaſtwirt will von einem Bierabnahmevertrag loskommen 
und behauptet, er ſei gegen die guten Sitten; im Tatbeſtand wird 
fortgefahren: In dieſem Sinne ſei auch eine in Holdheims Monats⸗ 
ſchrift für Handelsrecht und Bankweſen, Steuern und Stempelfragen 
Bd. .. S. . . abgedruckte Entſcheidung des Reichsgerichts ergangen. 

Die Beklagte hat vorgebracht: die Rechtſprechung ſpreche ſich 
durchgängig dahin aus, daß Bierbezugsverträge uſw. Es ſei ihr als letzte 
ihrem Standpunkte günſtige Entſcheidung eine des Cölner Oberlandes— 
gerichts (II. Zivilſenat) vom 28. April 1908 bekannt geworden. Da habe 
ſich ein Wirt einer Brauerei gegenüber verpflichtet, bei ihr auf 6 Jahre 
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den ganzen Bierbedarf zu decken und nun wird der Fall eine Seite 
lang erzählt und angefügt: Auch die Ausführungen Kohlers im Archiv 
f. bürgerl. Recht Bd. .. Heft... und die dort angeführte Entſcheidung 
des Reichsgerichts ſprächen für ihre Auffaſſung. 

10. Wird in erſter Inſtanz die Sache gründlich geklärt und ein 
guter Tatbeſtand geſchaffen, ſo wird in zweiter Inſtanz die Arbeit 
für Parteien und Richter erleichtert, unnütze Mühe geſpart. Es läßt 
ſich für den zweiten Anwalt leichter beurteilen, ob er die Berufung 
wagen ſoll, die Verhandlung wird klarer, durchſichtiger, die Faſſung 
des Urteils zweiter Inſtanz wird auch einfacher. 

Es kann einfach heißen: Der Streitſtoff erſter Inſtanz iſt zu 
beurteilen, von dem Streitſtoff erſter Inſtanz iſt nur das auf den oder 
jenen Punkt Bezügliche zu beurteilen. Dabei genügt es, die großen 
entſcheidenden Züge des Vorbringens und was wirklich neu iſt, 
anzugeben. Was ſchon im erſten Tatbeſtande ſteht, braucht da nicht 
wiederholt zu werden. 

Iſt kein Rechtsmittel mehr gegeben, und behandeln die Gründe 
die Sache genau, ſo iſt es nicht erforderlich, die Ausführungen, von 
denen die Gründe ſagen, es komme darauf nichts an, in aller Aus⸗ 
führlichkeit zu geben. Es iſt das vollkommen vergeblich, zwecklos, 
und unnützes Schreibwerk. Was helfen z. B. da die Blattzahlen beim 
Antrag? Die Verweiſungen auf Schriftſätze und derartige Sachen? 
Es vergleicht dieſe doch niemand mehr! 

Beſonders dann tritt die Ausführlichkeit als überflüſſig hervor, 
wenn die Berufung ſchon aus den Gründen des erſten Richters zurück⸗ 
gewieſen wird und der Berufungsbeklagte nur vorſichtshalber noch 
umfangreiches Vorbringen einführt und Beweis antritt. Hat man 
es nicht ſchon in der Verhandlung beiſeite geſchoben, ſo genügt im 
Urteil, die Richtungslinien anzugeben. In der Sache ſollen die Urteile 
natürlich nicht weniger genau ſein, es wird nur zweckloſes reines 
Schreibwerk getadelt und deſſen Beſchränkung empfohlen. 

11. Was in Beſchlüſſe gehört, iſt eine Frage der Zweckmäßigkeit 
und Logik. Es iſt keineswegs das beſte, eine vollſtändige, ganz genaue 
pedantiſche zeitliche Herzählung der ganzen Prozeßgeſchichte und aller 
Einzelheiten zu geben. Ein Beiſpiel, wie man einen Beſchluß auf eine 
Beſchwerde im Koſtenfeſtſetzungs verfahren nicht begründen ſoll. 

Auf Grund ihres rechtskräftigen Urteils vom 30. März 1908, nach 
dem der Kläger ¼, der Beklagte / der Koſten des Rechtsſtreits zu tragen 


hat, hat die 1. Zivilkammer des gemeinſchaftlichen Landgerichts zu X mit 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß vom 14. Juli 1908 die Koſten auf 245 M. feſt⸗ 
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geſetzt und „gleichzeitig“ (mußte das nicht vorhergehen?) als nicht erſtattungsfähig 
abgeſetzt, 

ee 5 32 M. Gebühr des von der Klägerin als Korreſpondenzanwalts 
zugezogenen Rechtsanwalts Z. in Dresden (88 9, 44 d. GO. f. RA.) uſw., 

b) 17 M. Gebühr desſelben nach . .. weil die Zuziehung dieſes Anwalts 
zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung nicht notwendig geweſen ſei. 

Gegen den „erlaſſenen“ Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß hatte der Kläger recht⸗ 
zeitig und in der vorgeſchriebenen Form fofortige Beſchwerde eingelegt. Die 
Beſchwerde hatte an erſter Stelle gerügt, daß von dem Landgericht folgende 
Anſätze: 32 M. Prozeßgebühr uſw. abgeſetzt worden ſeien, demgemäß hatte 
der Beſchwerdeführer beantragt, 32 + 17 + 10 M. hinzuzuſetzen — wird 
weiter ausgeführt. — 

Die ſofortige Beſchwerde war zurückzuweiſen, denn dem Landgericht war 
darin beizutreten, daß der Kläger ſelbſt imſtande war. 

Der Beſchluß muß aus ſich heraus verſtändlich ſein, das wird 
aber auch erreicht, wenn man nach der Formel ſogleich beginnt: 

Das Landgericht hat die Gebühr des Vermittlungsanwalts mit Recht 
geſtrichen; denn der Kläger, ein gebildeter Kaufmann, war imſtande, unmittelbar 
den Anwalt in R. zu unterweiſen. Daß er, wie gewöhnlich, ſeinen Anwalt 
in Dresden zuzog, diente ſeiner Bequemlichkeit, war aber nicht notwendig. 

Die Ueberſchrift „Gründe“ braucht man nicht immer. Bei kleinen 
Arbeiten ſieht man die Einteilung auch ohne Ueberſchrift. Man braucht 
nicht zu ſagen, daß die Gründe auch wirklich „Gründe“ ſind. Durch 
die Ueberſchrift allein werden ſie es nicht. Andere Behörden kommen 
ohne die pedantiſche Ueberſchrift aus. Es ſetzt ſich niemand ans 
Stadttor und ſagt: Hier iſt's Stadttor. 

Daß zu dem Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß ein Urteil gehört, ob dies 
rechtskräftig oder vollſtreckbar iſt, von welchem Datum es iſt, wie die 
Koſten verteilt ſind, iſt ja in dem Falle vollkommen gleichgültig. Der 
Geſchichtserzählung bedarf es nicht; all das hat den Geſchmack des 
Schuljungenhaften, Kommandierten. Es iſt als könne die feſtgeleierte 
Maſchine gar nicht ſelbſtändig gehen. All das iſt unehrliche Ueber⸗ 
treibung und Aufbauſchung. Der Schwerfällige wählt die Geſchwätzig— 
keit und Feierlichkeit zur Bundesgenoſſin. Er will durch Langſamkeit 
Würde erzielen. Die Begründung der Beſchwerde braucht nicht für 
ſich gebracht zu werden, fie läßt ſich in die Gründe, die zur Zurück⸗ 
weiſung führen, bringen und daraus leicht erkennen. „Die Beſchwerde 
war zurückzuweiſen“, iſt unnütze Erzählung des Hergangs, als Be⸗ 
gründung genügt: Es iſt dem Landgericht beizutreten uſw. 

12. Ebenſo überflüſſig iſt bei einem Beſchluſſe auf eine Rechts⸗ 
beſchwerde in der freiwilligen Gerichtsbarkeit die ganze Prozeßgeſchichte: 
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Das Großh. S. Amtsgericht zu J. als Vormundſchaftsgericht hat durch 
Beſchluß vom 12. November 1907 dem E. H. das Recht der Fürſorge für 
die Perſon des Kindes R. ſowie deſſen Vertretung in perſönlichen Angelegen⸗ 
heiten entzogen. Die hiergegen von E. H. eingelegte Beſchwerde hat das Großh. 
S. Landgericht, Zivilkammer II zu W. unter dem 17. Februar 1908 zurück⸗ 
gewieſen. Gegen dieſen Beſchluß richtet ſich die von E. H. unter Beobachtung 
der Formvorſchriften in § 29 Abſ. 1 FG. eingelegte weitere Beſchwerde, die 
ſich übrigens nicht — wie es in der Beſchwerdeſchrift vom 7. März 1908 
heißt — als „ſofortige weitere Beſchwerde“ darſtellt (vergl. SS 20, 57 
Abſ. 1 Ziffer 9, § 60 und § 63 ¥G.). 

Das Rechtsmittel erſcheint zuläſſig mit der Maßgabe, daß der beſchließende 
Senat lediglich zu prüfen hat, ob die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts auf 
einer Verletzuug des Geſetzes beruht (vergl. § 27 ¥GG.). Der Beſchwerde⸗ 
führer rügt, daß die Vorausſetzungen des § 1666 BGB., auf Grund deſſen 
die amtsgerichtlichen Maßregeln getroffen worden ſind, nicht gegeben ſeien, daß 
ſomit der angefochtene Beſchluß auf einer falſchen Anwendung des Geſetzes beruhe.“ 

Daß das Großh. S. Landgericht, 2. Zivilkammer zu W. „unter“ 
dem 17. Febr. 08 erkannt hat, daß hiergegen Beſchwerde eingelegt 
iſt, ſtand im Eingang, es nun wieder anzuführen iſt Wiederholung, 
daß die Beſchwerde nicht die ſofortige iſt, iſt überflüſſige Belehrung, 
daß das Gericht nur die Rechtsverletzung zu prüfen hat, iſt nicht zu 
erwähnen, das Gericht muß es wiſſen und dem Beſchwerdeführer 
wird nichts Neues geſagt, da die Beſchwerde ſelbſt davon ausgeht. 
Es iſt alſo ein Selbſtgeſpräch, das der Richter führt, um vor ſich zu 
ſpielen. Daher: „Das Landgericht hat als Mißbrauch angeſehen, daß .. 
Das iſt nicht rechtsirrig; denn nach § 1666 BGB.. Auch im 
übrigen liegt kein Rechtsirrtum vor.“ 

13. Ueber die Abfaſſung der Urteile in Strafſachen ſpricht ſich die 
Verfügung des bayriſchen Juſtizminiſteriums folgendermaßen aus: 

„Der § 266 der StPO. fordert für den Fall der Verurteilung, 
daß das Gericht in den Gründen die Tatſachen angibt, die es für 
erwieſen hält und in denen die geſetzlichen Merkmale der ſtrafbaren 
Handlung ſich finden. Dieſe Aufgabe, die Beurteilung, Verbindung 
und Aufbau erfordert, wird nicht dadurch erfüllt, daß die Gründe des 
Urteils eine weitläufige Schilderung des Verlaufs der Hauptverhandlung 
geben, die häufig auch noch durch die im allgemeinen unnötige 
Wiedergabe des Eröffnungsbeſchluſſes eingeleitet wird, umſtändlich 
über die Ausſagen der Zeugen und Sachverſtändigen und über ſonſtige 
Vorkommniſſe der Hauptverhandlung berichten und an dieſe Geſchichts⸗ 
erzählung unvermittelt eine Schlußfeſtſtellung anknüpfen, die bloß aus 
der Anführung des Wortlauts des angewendeten Strafgeſetzes beſteht.“ 
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— Die Schlußfeſtſtellung iſt nicht geboten und im allgemeinen 
für ſich allein nicht ausreichend. Sind vorher die Tatſachen, in denen 
die geſetzlichen Merkmale der Tat zu finden ſind, nicht angegeben, ſo 
heilt das die mechaniſch angefügte Schlußfeſtſtellung nicht. Ob ſie 
zur Zuſammenfaſſung einer längeren Erzählung zweckmäßig ift, ergibt der 
einzelne Fall. Bei alternativen Tatbeſtänden mag fie oft nötig fein. — 

„Die Gründe des Urteils haben vielmehr die Tatſachen, 
die das Gericht auf Grund der Hauptverhandlung als tatſächlich 
feſtgeſtellt erachtet und als rechtlich bedeutſam erkannt hat, mit den 
Beweistatſachen, die etwa dazu gehören, beſtimmt und erſchöpfend 
darzuſtellen. Sie müſſen die feſtgeſtellten Tatſachen mit dem ange⸗ 
wendeten Strafgeſetze in eine ſo klare Beziehung ſetzen, daß unzwei⸗ 
deutig erkennbar wird, welche einzelnen Tatſachen der Feſtſtellung eines 
jeden einzelnen Tatbeſtandsmerkmals zugrunde gelegt worden ſind. Nur 
hierdurch wird es dem Reviſionsgericht möglich, zu prüfen, ob jedes 
Merkmal des Tatbeſtandes die vom Geſetz gewollte Begründung er⸗ 
fahren hat.“ — Die rein hiſtoriſche Erzählung iſt auch hier vom 
Uebel. Man muß ordnen und gliedern, objektive Tatbeſtandsmerkmale 
dürfen nicht ungeordnet mit ſubjektiven zuſammen gebracht werden! — 

14. Beſondere Erforderniſſe für die Berufungsurteile in Straf⸗ 
ſachen ſind nicht gegeben. Die Zweckmäßigkeit und Logik muß auch 
hier entſcheiden. 

Iſt die zweite Inſtanz auch ein neues Verfahren und bringt ein 
neues Urteil, ſo kann man ſich doch nicht darüber hinwegſetzen, daß 
ſchon ein Urteil vorliegt, dieſes iſt zu würdigen und es iſt auf die 
Punkte, die angegriffen oder zweifelhaft ſind, beſondere Rückſicht zu 
nehmen. Das andere iſt kurz abzutun und nur, ſoweit es zum Ver⸗ 
ſtändnis nötig iſt, zu geben. 

Umſtändliche Prozeßgeſchichte braucht auch hier nicht gegeben zu 
werden. 

Es iſt keine prunkartige Erzählung notwendig, daß ein Straf⸗ 
befehl erlaſſen, daß der Angeklagte form- und friſtgerecht Einſpruch er⸗ 
hoben, daß dann das Schöffengericht Hauptverhandlung anberaumt 
hat, daß das Urteil von dem und dem Tage iſt, daß die Berufung 
da und da eingegangen iſt. 

Das iſt doch nur eine Genauigkeit, und Gründlichkeit, Kinder 
zu ſchrecken. Ueberflüſſiger Schreibballaſt! 

Eine Wiedergabe der Berufungsausführungen, die Angaben, daß 
die Ausſagen der Zeugen S. und U. verleſen und andere Zeugen neu 
vernommen ſeien, iſt überflüffig. 
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Auf jeden Fall falſch ift es zu ſagen, daß das Gericht den Felts 
ſtellungen des Vorderrichters „im weſentlichen“ beitrete. Es wird da⸗ 
durch nicht klar, was hat feſtgeſtellt werden ſollen. Wird etwas ge 
ändert an den erſtinſtanzlichen Feſtſtellungen, ſo muß ganz klar her⸗ 
vortreten, was nun eigentlich gilt. Man darf nicht, wie es ſo oft 
geſchieht, an ihnen hie und da herumzupfen, drum herumreden, daß 
der Lefer gar nicht weiß. was eigentlich feſtgeſtellt if. Unklarheit 
und Unſicherheit kommt ſo oft durch den zweiten Richter hinein. 

Liegt ein guter erſter Tatbeſtand vor, und iſt weder etwas hinwegzu⸗ 
nehmen noch hinzuzuſetzen, und will z. B. der Beſchwerdeführer nur die 
Rechtsfrage geprüft haben, ſo kann man ſich unter Umſtänden mit den erſt⸗ 
inſtanzlichen Feſtſtellungen begnügen; denn mechaniſches Abſchreiben 
zu verlangen, kann nicht der Wille des Geſetzes ſein, es muß doch 
alles einen Sinn haben. Man braucht ſich dann aber auch nicht 
auf das Wort „bezug nehmen“ zu beſchränken, kann ſagen: man iſt 
zu denſelben Feſtſtellungen gelangt, wie die Vorinſtanz, hält ſie auf⸗ 
recht, tritt ihnen bei. Das Streben, unter allen Umſtänden noch 
einmal eine Feſtſtellung zu treffen, führt manchmal dazu, es nicht 
beſſer zu machen als der Schöffenrichter, ſondern ſchlechter, man will es 
anders machen und kommt dadurch auf falſche Wege. 

15. Für Reviſionsurteile iſt die Art zu empfehlen, wie das Reichs⸗ 
gericht ſie abfaßt: 

Der Begriff der Beleidigung iſt nicht verkannt, das Landgericht 
ſtellt feſt, daß der Angeklagte Mißachtung zum Ausdruck gebracht 
habe. Was ſonſt vorgebracht wird, bewegt ſich auf dem tatſächlichen 
Gebiet und kann nach § 376 StPO. nicht berückſichtigt werden. 

Eine Diebin hat Reviſion eingelegt: ich fechte das Urteil an, 
weil die §§ 242, 243 StGB. verletzt find. Ganz offenbar iſt fie 
nur durch die Beweiswürdigung benachteiligt, ſie legt Reviſion ein, 
weil es überhaupt noch eine Inſtanz gibt, und es iſt ihr gleichgültig 
und unverſtändlich, ob dieſe über die Tatfrage oder die Rechtsfrage 
zu entſcheiden hat. In dem Reichsgerichtsurteile heißt es: 

Gründe. Die Geſetzesanwendung auf den feſtgeſtellten Gad 
verhalt läßt keinen Rechtsirrtum erkennen. 7 Unterſchriften. — 

Kein Wort weiter. Ein Pedant ſagt, da braucht man überhaupt 
keine Gründe. Ob es wohl eine andere Leiſtung wäre, wenn es hieße, 
das Landgericht hat feſtgeſtellt, daß die Angeklagte ½ Ztr. Kartoffeln aus 
dem Keller ihrer Nachbarin, deſſen Schloß ſie zerbrach, weggetragen und 
verkauft hat uſw. Nicht rechtsirrig iſt, daß Kartoffeln bewegliche Sachen 
ſind, daß ſie für die Angeklagte fremd waren uſw. Daher war die 
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Reviſion, die an ſich in der gehörigen Form und Friſt eingelegt 
worden war, als ſachlich unbegründet zu verwerfen, wad , gleichzeitig“ nach 
8505 StPO. die Folge hatte, daß der Angeklagten die Koſten ihres erfolg⸗ 
loſen Rechtsmittels aufzuerlegen waren. Das ſteht ja alles in gar keinem 
Verhältnis zu der innern Bedeutung, zu dem, was die Angeklagte 
will. Sie will die Beweisfrage nachgeprüft haben, das geht nicht, 
was ſoll man ihr ſonnenklare Dinge weitläufig audeinanderjegen, fie 
verſteht ſie doch nicht und ſie helfen ihr nichts. Schon „Im Namen 
des Reichs“ und die 7 Unterſchriften laſſen bei einem derartigen Urteile 
den Widerſpruch zu der inneren Bedeutung kraß hervortreten. Und 
dann vergeſſe man nicht, das Recht iſt eine Göttin, das Schwert hat 
ſie in der Hand; wer ihr dient, ſoll ſie nicht in die Rolle einer ge— 
ſchwätzigen altjüngferlichen Tante bringen und mit Strickſtrumpf und 
Pompadour auf ein bequemes Sofa ſetzen! Männliche Ideale, Kraft, 
Tat, Handeln ſollen in ihr herrſchen, wir wollen die verkehrte Welt nicht 
mitmachen, die in weitſchweifigem Altweibergeſchwätz ihr Beſtes aufgibt. 

Man braucht keineswegs das Sachverhältnis, die ganze Prozeß⸗ 
geſchichte, die Reviſionsangriffe im einzelnen und ſelbſtändig zu erzählen. 
Bei Beſprechung der Reviſionsangriffe, bei ihrer Widerlegung wird 
das Sachverhältnis, aber nur, ſoweit es notwendig iſt zum Verſtänd⸗ 
nis, erwähnt. 

Das Reichsgericht würde ſich das Schreiben erleichtern und ein 
gutes Vorbild für ganz Deutſchland geben, wenn es auch in Zivil— 
ſachen weniger ſchriebe! 

Viel Nichtigkeiten und müßige Gleichgültigkeiten häuft Zeile für 
Zeile aufeinander folgende Faſſung, die gar nicht berückſichtigt, was 
die Aufgabe des Reviſionsrichters bei dem Oberlandesgericht iſt. 


Der Angeklagte, gegen welchen durch Strafbeſcheid des Stadtrats zu 
Gera vom 20. März ... wegen Hinterziehung ſtädtiſcher Eingangsabgaben 
„im Betrage“ von 30,27 Mt. eine Geldſtraſe von 308,10 M. feſtgeſetzt worden 
war, hatte „gegen dieſen Strafbeſcheid“ „auf“ gerichtliche Entſcheidung „ange⸗ 
tragen“ und iſt durch Urteil des Fürſtlichen Schöffengerichts zu Gera vom 
23. Nov. . . . von der Anklage freigeſprochen, die ſeitens der Stadtgemeinde, 
welche ſich unter Benennung des Rechtsanwalts M. in Gera, als ihren Vertreters, 
der Verfolgung als Nebenklägerin angeſchloſſen hatte, eingewendete Berufung 
iſt durch Urteil der Strafkammer 11 des gemeinſchaftlichen Landgerichts in 
Gera vom 1. Dez. . . zurückgewieſen worden. 

Gegen dieſes „zurückweiſende“ Erkenntnis (dagegen! oder noch einfacher: 
Die Nebenklägerin hat .. .) hat die Nebenklägerin friſt⸗ und formgerecht 
Reviſion eingelegt, fie hat ihren Reviſionsantrag und deſſen Begründung in 
der geſetzlichen Form und Friſt angebracht und haben überhaupt die Formalien 
des eingewendeten (!) Rechtsmittels zu einem Bedenken Anlaß nicht (keinem 


u, OAV, <= 


Bedenken) gegeben (wie wichtigtueriſch!). Durch die vorinſtanzlichen Urteile 
ſind folgende tatſächlichen Feſtſtellungen getroffen worden. — Nun kommt die 
Tatſachenfeſtſtellung zum dritten Male — und zwar recht breitſpurig. Nachdem 
noch Feſtſtellungen, als in den Ausführungen des Landgerichts liegend, angeführt 
worden ſind, wird fortgefahren: 

Von der Reviſion wird Nicht⸗, bezüglich nicht richtige Anwendung der 
Beſtimmungen des mehrgedachten (!) Ortsſtatuts und insbeſondere () eine rechts⸗ 
irrtümliche Anwendung des Begriffs Durchgangsware mit Rückſicht auf die 
„ſtattgehabten“ Erhebungen behauptet, wobei darauf hingewieſen ſein mag, daß 
entgegen den Ausführungen der Reviſionsſchrift durch die Vorinſtanzen nicht 
feſtgeſtellt worden iſt, daß .. . . und nicht feſtgeſtellt worden iſt, das 

Die Staatsanwaltſchaft hat eine beſtätigende Entſcheidung 
anheimgeſtellt (ö) 

Die Verteidigung hat unter Hinweis auf die erwähnte Unrichtigkeit der 
in der Reviſionsſchrift enthaltenen, die tatſächlichen Feſtſtellungen des 
„angefochtenen“ Urteils betreffenden Behauptungen Zurückweiſung der 
Reviſion beantragt. Den Ausführungen der Verteidigung, welche im weſentlichen 
darin gipfeln, daß „die in Frage kommenden“ Waren „im zur (2 Präpoſitionen 
nebeneinander!) Entſcheidung ſtehenden Falle“ nach den Feſtſtellungen des 
Vorderrichters als durchgehende Waren anzuſehen ſeien, iſt beizutreten. 


Und nun nach 5 Seiten überflüſſiger Schreiberei kommt das, 
was weſentlich iſt, womit die Gründe hätten anfangen ſollen. „Unter 
durchgehender Ware (§ 2 des Statuts) ſind zu verſtehen Waren, 
NN 

Und am Schluß wieder Weitſchweifigkeiten: 

Wenn danach der Vorderrichter auf Grund ſeiner Erhebungen die „in 
Frage kommenden“ Waren als durchgehende, im Sinn von § 2 des „mehr: 
zitierten“ Ortsſtatuts der Stadt Gera „angeſehen“ und darum als von der 
Abgabe befreit „erachtet hat“, ſo kann hierin eine rechtsirrtümliche Anwendung 
jener geſetzlichen Beſtimmung „erkennbar“ nicht „gefunden werden“. Es war 
daher die Reviſion zurückzuweiſen, was „gleichzeitig“ die Verurteilung der 
Nebenklägerin als der unterlegenen Beſchwerdeführerin zu den Koſten der 
„gegenwärtigen“ Inſtanz nach § 505 StPO. zur Folge haben mußte. 

Daubenſpeck bezeichnet eine derartige Darſtellung als gänzlich 
überflüſſig und das Zurückgehen auf die erſte Inſtanz als ungehörig. 

Lieſt man jetzt Urteile desſelben Strafſenats, ſo kann man doch 
erkennen, daß der Fortſchritt zur Einfachheit langſam kommt! 

16. Auf einzelne Fehler in den Entſcheidungen mag beſonders 
hingewieſen werden. 

Urteile find keine Abhandlungen, Differtationen, ſondern Willens⸗ 
entſchließungen, Staatsakte, ſie üben ein ſtaatliches Hoheitsrecht aus, 
dienen der Aufrechterhaltung der Rechtsordnung, verwirklichen die 
Juſtizhoheit des Staats. Die Ausübung ſtaatlicher Hoheitsrechte iſt 
nicht Gegenſtand der Wiſſenſchaft. Der Richter hat zwar die Recht⸗ 


ſprechung und Literatur zu prüfen, ehe er die Entſcheidung abfaßt, 
in Gutachten ſie auch anzuführen, er erhält mancherlei Anregungen 
und Gedanken durch ſie. Aber der Doktor ſteckt ihm oft noch zu 
ſehr im Leibe! Vielleicht ſpukt auch noch Talmudweisheit! Nicht zu 
billigen iſt die prunkende, gehäufte Anführung von Präjudizien und 
Schriftſtellern; bei den Hilfsmitteln, die heutzutage aufſchießen wie 
die Pilze an einem warmen Regentage, beweiſen ſie gar nichts dafür, 
daß der Verfaſſer den Stoff durchdrungen habe, in dem Schrifttum 
lebe oder auch nur fleißig geweſen ſei. 

Und ſelbſt wenn er fleißig geweſen iſt, das wirkliche Leben beruht 
nicht auf der Fülle des Erworbenen, ſondern auf der Ausbildung 
des Innewohnenden. Was helfen uns regiſterkundige Buchhalter— 
und Magazinaufſeherexiſtenzen in der Rechtspflege? Wandelnde Reper⸗ 
torien? Bildungstünche? Wenn Goethe meinte, es ſei zu hoffen, daß 
wir in hundert Jahren gelernt hätten, nicht mehr abſtrakte Gelehrte, 
ſondern Menſchen zu ſein, ſo ſind wir noch weit vom Ziel. Der 
Schritt zur Freiheit iſt auch hier noch zu tun! Der überkommene 
Reichtum erdrückt uns, nötigt uns, nicht wir ſelbſt zu ſein. Die 
Wiſſenſchaft der Zettel iſt der Geiſt, der das Gute will, aber das 
Böſe ſchafft. Alles Urteilen wird jo büchermäßig einförmig, feelen- 
loſe Erinnerungen an Redensarten in Entſcheidungen vertreten die 
Stelle wirklicher Einſicht, das Konkrete wird überſehen! Man ſei 
wiſſenſchaftlich, tue nicht ſo. Alles Unechte iſt unfein. 

Leider hat die Praxis gar kein Ohr gehabt für das, was Bähr 
vor mehr als 25 Jahren in ſeinen „Urteilen des Reichsgerichts“ 
geſchrieben hat. Und doch war er ein Juriſt, der, wie ſelten einer, mit 
einem Sinn für tiefe Gelehrſamkeit einen klaren Blick für die Bedürfniſſe 
der Praxis, des Lebens, verband. Es hieß bei ihm: „Das Urteil ſoll 
nie in doktrinäre Redſeligkeit verfallen. Der Richter hat nicht den 
Beruf, alles, was ihm dabei durch den Kopf geht, offen zu legen. 
Wiſſenſchaftliche Autoritäten gehören nicht in das Urteil, noch weniger 
Streit und Auseinanderſetzungen mit ſolchen. Der Richter ſoll mit 
feiner Anſicht ſelbſtändig auftreten. Wie er ſich ſeine Anſichten ge- 
bildet hat, gehört nicht zur Sache. Was würde man dazu ſagen, 
wenn Regierungsbehörden ihre Entſcheidungen mit der Erörterung 
von Zweifeln füllen oder mit Zitaten von Schriftſtellern ſpicken wollten. 
Leider hat man bei vielen Gerichten für eine ſolche knappe Form der 
Urteile den Sinn verloren. Die Entſcheidungsgründe geſtalten ſich 
zu umfangreichen Ergüſſen doktrinärer Art. Es ſind in das Urteil 
hineingeſchriebene Relationen mit allen ihren Subjektivismen. Das 


Kollegium kann gar nicht alle einzelnen Gedanken, in denen ein folcher 
Entwurf ſich ergeht, alle die Zitate von Schriftſtellern uſw. nachprüfen. 
Es hat dazu weder Zeit noch Kraft.“ Auch der Vorſitzende, fügen 
wir hinzu, kann's nicht, und ſelbſt wenn er's könnte, wär's Ver⸗ 
ſchwendung. — „So ſind die Entſcheidungsgründe nur allzuleicht 
eine perſönliche Auslaſſung des Berichterſtatters, der die übrigen Mit⸗ 
glieder notgedrungen ihren Namen leihen.“ — Greift man einen Satz 
aus einer Reichsgerichtsentſcheidung heraus, jo iſt es oft leerer Schein, 
zu ſagen, das Reichsgericht hat entſchieden, man erfaßt die Wirklich⸗ 
keit auch noch nicht, wenn man ſagt, der oder jener Senat hat mit 
4 gegen 3 entſchieden, ſondern oft iſt die innere Bedeutung, Reichs⸗ 
gerichtsrat ſo und ſo hat gelegentlich gemeint. Der Wahrheit und 
Aufrichtigkeit werden wir auch hier dienen, wenn wir uns auf das 
Allerweſentlichſte beſchränken; denn dabei läßt ſich noch am eheſten 
herbeiführen, daß alle Unterzeichner auch wirklich die Verantwortung 
tragen. Beſonders verwerflich iſt die Sucht mit Zitaten zu glänzen, 
die nur aus einer Handausgabe wiedergegeben werden, die oft gar 
nicht nachgeſehen ſind. Bei Nebendingen die Entſcheidung mit Zitaten 
wie mit einem Wettermantel zu ſchirmen, iſt ebenſo überflüſſig. Man 
trägt keinen Winterüberzieher im Sommer. | 

Auch im übrigen ift die gehäufte Anführung nicht dem Zweck 
entſprechend und dient nicht dem Anſehen der Juſtiz. Sie erweckt oft 
den Anſchein, als ob die Entſcheidung vom Zufall abhinge, je nachdem 
man ſich für Planck, oder Staudinger, Eck uſw. entſcheidet, 
oder im Sörgel, Warneyer, Neumann oder Kaufmann 
uſw. etwas findet, oder 6 Kommentatoren ſo und 4 anders ſich ent⸗ 
ſcheiden, wobei nicht berückſichtigt wird, wieviele dabei voneinander ab- 
geſchrieben haben. Selbſt beim Theater iſt der Spieler ſchlecht, der 
immer nach dem Kaſten des Einbläſers hinhorcht und nur nachſpricht. 
Kraftvoll ſelbſtändig aufzutreten iſt der Stellung des Richters würdiger 
und dem Anſehen der Rechtſprechung dienlicher. Hängt doch ſein Erfolg, 
wie der jedes Menſchen, mehr von ethiſchen als intellektuellen Werten ab. 
An Stelle der Phraſe, muß die Wirklichkeit treten, jene ſpricht man nach, 
dieſe erlebt man. Die Schemen müſſen verſchwinden, der Fall iſt alles. 

In wirklich zweifelhaften Fällen und bei ganz ausſchlaggebender 
Bedeutung von Entſcheidungen und Anſichten iſt die ſparſame Ver⸗ 
wendung zu empfehlen. Doch muß man ſich da vor Geſchmacks⸗ 
ſünden hüten, auf eine zweckmäßige Einfügung achten und Ein⸗ 
ſchachtelungen in den Satz vermeiden, darf nicht die Wörter eines 
Satzes durch Zitate zerreißen. Ä 


Als abſchreckendes Beiſpiel in jeder Beziehung diene z. B. die 
Entſcheidung des Reichsgerichts 68, 301: 


. . . „Es fragte ſich .., ob die gegen das Ergänzungsurteil eingelegte 
Reviſion trotz § 99 Abſ. 1 und § 546 BPO. zuläſſig fei. Daraus, daß 
das Reichsgericht in gleichmäßiger, auch in der Literatur allgemein gebilligter 
Rechtſprechung im Falle „vorgängiger“ Erlaſſung eines Teilurteils die Reviſion 
gegen das Schlußurteil „in Anſehung“ derjenigen Koſten, die zu der in jenem 
Teilurteil entſchiedenen Hauptſache gehören, dann für ſchlechthin zuläſſig erklärt 
hat, wenn nun auch gegen das „fragliche“ Teilurteil in zuläſſiger Weiſe von 
derſelben Partei Reviſion eingelegt ſei oder gleichzeitig eingelegt werde, 

vergl. Seuff A., Bd. 43 Nr. 167 (nebſt darin angeführtem älteren Urteil 
des III. Zivilſenats des RG.), und JW. von 1888 S. 11 Nr. 11, 
ferner JW. von 1888 S. 333 Nr. 2 und weitere Anführungen bet 
Gaupp⸗Stein ZPO. (8. u. 9. Aufl.) Bd. 1 Bem. IV. zu § 99 
S. 288 fg. und bei Skonietzki und Gelpke, BPO. Bem. 5 zu 
8 99 S. 255, 
würde ſich entſprechend die Zuläſſigkeit auch dieser Reviſion ergeben; denn 
zwiſchen dem Verhältniſſe des Ergänzungsurteils zum Haupturteile iſt kein 
innerer Unterſchied zu entdecken. Nichtsdeſtoweniger erklärt nicht nur Gaupp⸗ 
Stein a. a. O. Bd. 1 Bem, III zu § 321 S. 756 und Bd. 2 Sem. III 
zu § 517 S. 23, die Berufung und folglich auch die Reviſion für einen 
ſolchen Fall für ausgeſchloſſen, ſondern es hat ſich auch der III. Zivilſenat 
des Reichsgerichts (E. i. ZivS. 23, 422 fg.) wenigſtens grundſätzlich in dem⸗ 
ſelben Sinne ausgeſprochen. Der erkennende Senat kann ſich jedoch dieſer 
Anſicht nicht anſchließen, ſondern folgt der entgegengeſetzten, die auch z. B. 
von Seuffert, Kommentar zur ZPO. (9. Aufl.) Bd. 1 Bem. 160 8 und 
Bem. 3 e zu 8 99 S. 164 und 166 und Bd. 2 Vem. 1 zu § 517 und 
von Nöldeke, 33P. 28, 432, ſowie vom VII. Zivilſenate des Reichs⸗ 
gerichts laut der Entſcheidung in ZivS. 46, 393 fg. (wo nur nicht gerade 
die jetzt vorliegende Frage unmittelbar zu entſcheiden war) vertreten iſt. Jenes 
Urteil des III. Zivilſenats ſteht dabei nicht etwa im Sinne des $ 137 Abſ. 1 
GVG. entgegen; denn die dort unmittelbar zu entſcheidende u war von 
der jetzigen verſchieden. 

Die hiernach zuläſſige Reviſion gegen das Ergänzungsurteil . 

Der zweite Satz iſt bandwurmartig, die Einfügung der . 
Hört den Zuſammenhang, und im übrigen beſteht das Urteil nur 
aus Zitaten, und kein Menſch ſieht etwa, weshalb ſich der Senat der 
entgegengeſetzten Anſicht angeſchloſſen hat. Daß ein gewiſſer Nöldeke 
ebenſo denkt wie das Reichsgericht, mag dem Reviſionskläger ebenſo 
einerlei ſein, wie die übrigen Zitate. 

17. Ein Urteil, das nicht die Sachlage einfach darſtellt und 
natürlich begründet, ſondern einzig und allein das Beſtreben hat, die 
Sache gegen Reviſionsangriffe feſtzumachen, geht ungefähr dahin: 

Der Angeklagte bringt mit dem Brief dem Privatkläger gegenüber ſeine 
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weiſe ift fic) der Angeklagte bewußt geweſen. Das Verhalten ſtellt ſonach 
eine Beleidigung nach $ 185 StGB. dar. Der Schutz des § 193 kommt 
dem Angeklagten nicht zuſtatten. Er hat mit ſeinem Verhalten nicht den 
Zweck verfolgt, fic) gegenüber den Vorwürfen . . zu verteidigen. Dazu 
war auch ſein Verhalten gar nicht geeignet, deſſen war er ſich bewußt. Wenn 
er wirklich Vorwürfe hätte abwehren wollen, ſo hätte er dies, wie er wohl 
wußte, in anderer Weife tun können. Er verfolgte allein den Zweck, den 
Privatkläger herabzuſetzen. Selbſt wenn man aber auch annehmen wollte . . ., 
ſo würde er trotzdem nicht ſtraffrei zu laſſen ſein, denn die Beleidigungsabſicht 
geht aus der Form der Aeußerung hervor. Die Form iſt das Gewand 
Er hätte es in anderer als der von ihm gewählten Form tun können. Deſſen 
iſt er ſich bewußt geweſen. Die Strafe iſt nach den angegebenen Gründen 
angemeſſen. Das Berufungsgericht würde, wie „ſomit“ feſtgeſtellt wird, auf 
dieſelbe Strafe erkannt haben, auch wenn es den Schutz des § 198 zuerkannt 
und nur wegen der Form zur Verurteilung gekommen wäre. Und wegen 
der Widerklage: 

Das Berufungsgericht würde, wie „ſomit“ feſtgeſtellt wird, auf die oben 
angegebenen Strafen auch erkannt haben, wenn die den Gegenſtand der 
Widerklage bildenden Beleidigungen, ſoweit fie oben als ſolche nach § 185 
beurteilt ſind, als ſolche nach § 186 anzuſehen wären, oder ſoweit ſie oben 
nach § 186 beurteilt find, Beleidigungen nach § 185 darſtellen, oder ſoweit 
fie oben als ſolche gleichzeitig nach 8 185 und 186 beurteilt find, als ſolche 
nur nach 185 oder nur nach 186 anzuſehen wären. Die Strafen wären 
in allen Fällen, mag es ſich dabei um Beleidigungen nach § 185 oder nach 
§ 186 oder nach § 185, 186 zugleich handeln, die gleichen geweſen. Ferner 
würde das Berufungsgericht, wie „ſomit“ feſtgeſtellt wird, auf die oben 
angegebene Strafe auch erkannt haben, wenn es davon ausgegangen wäre, 
daß der Wiederangeklagte kein berechtigtes Intereſſe hat (habe!) wahrnehmen, 
vielmehr nur hat (habe!) beleidigen wollen. 


18. Ein Fehler iſt das ängſtliche, mechaniſche Haften an den 
Buchſtaben und Worten des Geſetzes. „Geiſtloſe Worthelden“ hat 
Puchta einmal die Juriſten benamſet. Sie plappern nach, wie die 
Heiden; ſind Philiſter mit eingeengter vertrockneter Seele. Phariſäertum 
breitet ſich aus, ſie tun des Geſetzes Werke, die Seele, der richtige 
Maßſtab für geiſtige Werte fehlt. Götzendienſt! Das Kleben am 
Wort, die Wortanbetung tritt auch hier als Grund aller Sünden 
hervor. Nur wer innere Freiheit hat, kann ein guter Juriſt werden. 
Es gibt eine gedankenloſe Genauigkeit. 

Weil es in § 459 BRO. heißt: Der Eid wird dahin geleiſtet, 
daß die Tatſache wahr oder nicht wahr ſei, wird jeder Eidſpruch ge⸗ 
faßt: Ich ſchwöre, daß es wahr iſt (nicht wahr iſt), daß ich geſagt 
habe oder dergl. 

Jene Vorſchrift will doch nur ſagen, daß der Eid über gewiſſe 
Tatſachen bejahend oder verneinend lauten ſoll, ſie will aber nichts 
beſtimmen über die wörtliche Faſſung und nicht die Worte: daß es 


wahr iſt, als unverrückbares Sprachgefüge feftftellen. Daß das 
Reichsgericht ſich einmal darüber hat ausſprechen müſſen, iſt bezeichnend 
dafür, wie die Buchſtabenverehrung den Juriſten in den Knochen ſteckt. 

Man kann dem Sinn des Geſetzes entſprechend einfach ſagen: 
Schwört der Kläger: Ich habe nicht geſagt, das Pferd ſei frei von 
Fehlern; oder: Ich habe dem Kläger auf ſeine Frage, was ich für 
die angebotene Kuh verlange, geantwortet, ich fordere 100 M., und 
er hat darauf erklärt, dafür nehme er ſie. Man entgeht dadurch der 
Unbequemlichkeit, eine lange Reihe von abhängigen Sätzen mit „daß“ 
beginnen zu müſſen, vermeidet Satzgewirre. 

Die Eidesformel: Ich ſchwöre bei Gott uſw., und die Beteuerungs⸗ 
formel: So wahr mir Gott helfe, brauchten nicht mit in dem Urteil 
abgeſchrieben zu werden. Sie waren geſetzliche Formeln bei jedem Eid. 
Man ſchreibt doch auch nicht den Zeugeneid in die Protokolle ab. 
Daran denkt niemand, man hat das Formular. Einer Abſchrift des 
Geſetzestextes bedurfte es doch wahrlich auch beim Parteieid nicht. 

Bei der neuen Faſſung des § 481 ZPO. wird man nicht in 
Verſuchung kommen, Eingangs- und Eidesformeln in das Urteil zu 
ſetzen. 

Beim Zeugeneide braucht es nicht zu heißen: Sie ſchwören .. ., 
daß Sie ... . gefagt ... haben (§ 392), ſondern es kann geſagt 
werden: Sie ſchwören .. ., geſagt .. . zu haben (So der Entwurf 
zur StPO. § 62). 

§ 515 BRO. lautet: Die Zurücknahme hat den Verluſt des 
Rechtsmittels und die Verpflichtung zur Folge, die durch das Rechts⸗ 
mittel entſtandenen () Koſten zu tragen. Deshalb ſagt man: Beklagter 
wird des Rechtsmittels der Berufung für verluſtig erklärt. 

Nach gutem Geſchmack heißt es einfach: der Berufung verluſtig 
erklärt, oder iſt der Berufung verluſtig. Das entſpricht auch dem 
Worte des Geſetzes. Die Berufung iſt das Rechtsmittel, von dem 
es ſpricht. | | 

Ebenſo iff zu ſagen: Gegen dieſen Beſchluß iſt Beſchwerde zu⸗ 
läſſig (nicht: das Rechtsmittel der Beſchwerde). 

Im Beweisbeſchluß foll nach § 259 ZPO. die Bezeichnung der 
ſtreitigen Tatſachen angegeben werden. Deshalb braucht's aber 
in dem konkreten Beſchluſſe nicht zu heißen: Es iſt über die „ſtreitigen“ 
oder beſtrittenen Behauptungen der und der Zeuge zu vernehmen. 
Daß die Behauptung ſtrittig iſt, liegt außerhalb des Beſchluſſes, iſt 
ſeine Vorausſetzung. 

7* 
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Wird in der zweiten Inſtanz das Gegenteil von dem erkannt, 
was die erſte Inſtanz entſchieden hat, z. B. die erſte Inſtanz hat 
abgewieſen, die zweite verurteilt den Beklagten, ſo bleibt von dem 
erſten Urteil, der Abweiſung mit Koſtenlaſt des Klägers, nichts übrig, 
es fällt alles weg, wird beſeitigt. Wer natürlich empfindet, ſpricht 
deshalb vom Aufheben des erſten Urteils, er wird nicht auf den 
Ausdruck „abändern“ kommen. Wenn etwas untergeht, wird's nicht 
bloß geändert. Weiß iſt nicht beinahe ſchwarz! Trotzdem dünken ſich 
die beſonders klug und juriſtiſch, die ſagen, das Urteil wird dahin 
abgeändert, daß der Beklagte verurteilt wird .... Wenn es in 
8 536 ZPO. heißt, das Urteil darf nur inſoweit „abgeändert“ 
werden, als eine „Abänderung“ beantragt iſt, ſo ſetzt das voraus, 
daß ſich die Anfechtung nur auf einen Teil bezieht, es ſoll aber nichts 
beſtimmen, ob abändern oder aufheben anzuwenden iſt. Die Be⸗ 
ſtimmung hat keine andere Tragweite als § 308 für die erſte Inſtanz. 
Es iſt auch nicht richtig, daß Aufhebung nur bei Zurückverweiſung 
gebraucht würde. Auch das Reichsgericht (z. B. 12, 358) und Kommentare, 
z. B. Gaupp⸗Stein zu § 537, ſprechen bei einer entgegengeſetzten 
Entſcheidung von Aufheben. (OL GRat Fuchs, Recht 05, 159.) 

Man ſoll nicht ſagen: teilweiſe abändern. Das iſt Ueberfülle 
des Ausdrucks. 

Die Urteilsformulare haben regelmäßig den Vordruck: „erkennt“ 
die Kammer, der Senat, das Gericht. Damit iſt ſchon geſagt, daß es 
ſich bei der Urteilsformel um einen Spruch, eine Erklärung handelt. 
In der Formel braucht es dann nicht nochmals zu heißen: 

Der Beklagte „wird verurteilt“ zu zahlen, 
ſondern es genügt: 

Der Beklagte hat zu zahlen, hat zu räumen, die Vollſtreckung 
iſt unzuläſſig. Der Beklagte trägt die Koſten. Man kann dann auch 
fortfahren: Das Urteil iſt vorläufig vollſtreckbar (ſtatt: „wird erklärt“). 

Es braucht nicht immer zu heißen: Dem Beleidigten wird die Be⸗ 
fugnis zugeſprochen. Es genügt: Er darf... | 

In § 363 Abſ. 2 und § 543 der BPO. heißt es, eine Bezug⸗ 
nahme fet nicht ausgeſchloſſen. Vernunft wird Unſinn, Wohltat Plage! 
Die Beſtimmung ſoll's dem Richter erleichtern, was aber wird daraus? 
Wenn ein Laie Urteile lieſt, muß er in den Glauben kommen, es ſei 
der Eckſtein jedes Urteils, daß die Wörter „Bezug nehmen“ wiederkehrten, 
und zwar möglichſt oft, daß etwas fehle, wenn ſie nicht da ſeien. So 
ängſtlich, faſt kindiſch, klebt man an dem Wort und wird geſchmacklos. 
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Auch das vom Kläger in Bezug genommene Schiedmannsprotokoll iſt 
abſchriftlich beigezogen und vorgetragen worden, es wird hierauf gleichfalls Be⸗ 
zug genommen. — Man nimmt Bezug auf die Ausſage unter Hinweiſung auf 
das Protokoll vom . . . — Das Protokoll wird in Bezug genommen, auf die 
vorgetragenen Zeugenausſagen „erfolgt“ hierdurch Bezugnahme. 

„Erfolgen“ darf natürlich nicht fehlen. 

Wenn ſich das Streben nach Abwechſelung regt, bringt man es 
höchſtens dazu, daß man ſtatt Bezug nehmen ſagt: verweiſen. Wer 
aber ein Urteil durch Worte beſonders feſt machen will, ſagt beides 
nebeneinander: es wird Bezug genommen und verwieſen. Dann kann's 
ja nicht fehlen! Dem landläufigen Juriſtenſtil entſpricht auch: | 

Die Briefe des Beklagten an den Kläger vom 16. Juli und 26. Juli, 
deren „Inhalt zum Gegenſtand der mündlichen Verhandlung gemacht worden 
iſt“ und die „abſchriftlich zu den Akten gebracht worden find” (alles leeres 
Getön!), hat der Kläger als echt anerkannt, das gleiche (was?) gilt vom 
Briefe des Klägers an den Beklagten vom 1. Nov., der „ebenfalls“ vor⸗ 
getragen und „abſchriftlich zu den Akten überreicht worden iſt“. Auf ihren 
Inhalt wird „hier“ (wo fonft!) verwieſen (genügt noch nicht) und Bezug 
genommen. Der Kläger behauptet, daß ihm durch den Vorgang vom 19. Juli, 
den er ſo geſchildert hat, wie in ſeinem Schriftſatz vom 22. Nov. angegeben 
iſt, worauf auch hier „zugleich“ (?) verwieſen und Bezug genommen wird, 
der Fortbetrieb des Geſchäfts unmöglich gemacht worden ſei. 

Alles das iſt ja nur Tand und Schund, Verſchleuderung, eine 
geradezu nervöſe Furcht vor der oberen Inſtanz, vor dem Geſetzes⸗ 
buchſtaben. Es handelt ſich hierbei um Nebenſächliches. Man ſehe 
aber dieſes Aufblaſen, daß Briefe übergeben werden! Ein Wort⸗ 
ſchwall, Wiederkäuen einzelner Worte, man kann danach ermeſſen, 
wie der Tatbeſtand im ganzen geweſen iſt. Ein ungeordnetes, wirres 
Durcheinander! Kein Ordnen nach Klage, nach den einzelnen An- 
ſprüchen, die in ihr enthalten ſind, keine Ordnung nach Einrede und 
Erwiderung. Den Nebendingen entſpricht das Ergebnis in der Sache: 
nach 5 Jahren Prozeſſierens ein rohe8 und wüſtes Wirrſal von 
Ausführungen und ein kümmerliches Urteil, das die Sache nicht zu 
Ende bringt. | 

Nimmt ein Verſäumnisurteil, das doch nur aus Schema beſteht, 
wegen der Zuſtellung auf das Protokoll Bezug, ſo ſagt ein Formular: 
wie das Sitzungsprotokoll von heute (von wann ſonſt? nach dem 
vorhergeht: im heutigen Termin), auf welches „inſoweit“ (wie weit 
ſonſt?) hiermit (wodurch ſonſt?) Bezug genommen wird. Es will 
ja jedes Wort auffallen, ſieh her, wie genau ich bin! Es ſchreit 
die Genauigkeit! Es tönt alles wie Paukenſchläge. Die Bezug⸗ 
nahme liegt vollſtändig klar und deutlich vor, wenn es heißt: „nach 
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dem Sipungsprotofoll iſt nachgewieſen, daß der Kläger rechtzeitig 
geladen iſt“; oder: „Es iff nachgewieſen, daß der Kläger rechtzeitig 
geladen iſt“ (vgl. Sitzungs protokoll). 

Die Erwähnung des Protokolls, der Schriftſätze, des Vorder⸗ 
urteils iſt ſchon Bezugnahme. „Das Sach⸗ und Streitverhältnis ergibt 
ſich aus dem erſten Urteile.“ „Der Beklagte führte aus den Protokollen 
aus“, „der Beklagte machte die Verjährungseinrede geltend und gab 
dazu die Ausführungen des Schriftſatzes vom 6. April unter Ziffer 2.“ 

Daß im Tatbeſtande geſagt wird, die Anträge ſeien „verleſen“, 
iſt nicht vorgeſchrieben; die Wahrung der Förmlichkeiten nachzuweiſen, 
iſt nicht Zweck des Tatbeſtandes. Nicht: Beklagter hat „koſtenpflichtige“ 
Klagabweiſung beantragt und den „diesbezüglichen“ Antrag (Bl. d. A.) 
verleſen. Dafür: Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweiſen. 

Wenn beſtimmt wird, der Gerichtsſchreiber habe Beſchlüſſe zu 
veröffentlichen, ſo braucht es in der Veröffentlichung nicht zu heißen: 

Vorſtehender Beſchluß wird hiermit auszugsweiſe veröffentlicht. Der Ge⸗ 
richtsſchreiber. 

Das Geſetz hat er erfüllt, indem er den Beſchluß an die Zeitung 
geſchickt hat. Auch ſonſt kann man ſich ſparen: es wird „hiermit“ 
veröffentlicht,“ daß .... Man braucht nicht zu veröffentlichen 
oder mitzuteilen, daß man etwas veröffentlicht oder mitteilt. Es 
ſieht jeder, daß es zu keinem andern Zweck in der Zeitung 
ſteht, als daß es veröffentlicht wird. Das iſt doch der Zweck aller An⸗ 
zeigen. Sonſt ſagt's ja auch keiner, der etwas einrückt. „Es wird öffent⸗ 
lich bekannt gemacht, daß“ ich ein Dienſtmädchen ſuche, lieſt man nicht. 

Wird etwas bekannt gemacht, nicht bloß damit es bekannt wird, 
ſondern weil in der Bekanntmachung z. B. Anerkennung liegt, ſo iſt 
es etwas anderes. 

Nach der Strafprozeßordnung und der Zivilprozeßordnung hat der 
Richter nach ſeiner aus der Verhandlung („Inbegriff“ der Verhandlung) 
gewonnenen (geſchöpften!) Ueberzeugung zu entſcheiden. Dieſer Grund⸗ 
ſatz des Verfahrens braucht nun aber nicht in jedem Urteile hervor⸗ 
gehoben zu werden. | 

Zwecklos iſt es, und infolge Kroſchels Einfluß läßt man es 
immer mehr weg, die Gründe der Strafurteile mit den Worten zu 
beginnen: Nach dem Ergebnis der heutigen Hauptverhandlung hat 
das Gericht folgendes für erwieſen erachtet — hat ſich als erwieſen 
folgendes herausgeſtellt. Iſt trotzdem eine Feſtſtellung ungeſetzlich 
getroffen, ſo wird ſie durch eine derartige Floskel nicht geſtützt. 
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Man ſchließe ſich nicht bis zur Geſchmackloſigkeit den Geſetzes⸗ 
worten an, fet auch hier nicht kleinlich ⸗ peinlich! Es iſt abgeſchmackt, 
bei einem Diebſtahl immer zu wiederholen, daß ein Geldſtück eine be⸗ 
wegliche Sache iſt, um ſo mehr kann das wegbleiben, da man ja etwas 
Unbewegliches nicht wegnehmen kann. Daß der Beſtohlene Müller 
oder Schulze ein „anderer“ iſt, bedarf auch nicht der Wiederholung. 

Wo ein gutes Wort, ſei es noch ſo klein, entſcheidende Be⸗ 
deutung hat, muß man darauf achten. „Zur“ Wahrnehmung be⸗ 
rechtigter Intereſſen, gibt den Zweck an, der mit den beleidigenden 
Aeußerungen verfolgt wird, ſagt man „in“ Wahrnehmung, ſo tritt 
der Zweck nicht hervor. | 

Der Angeklagte iſt Angeklagter und fo zu bezeichnen, wenn auch 
das Verfahren auf Privatklage eröffnet worden iſt. Falſch iſt Privat⸗ 
beklagter, wie mancher beſonders klüglich ſich ausdrücken zu müſſen meint. 

19. Wenn im Tatbeſtand der Zivilurteile auch Anträge hervor⸗ 
gehoben werden ſollen, ſo iſt doch nicht erforderlich, alles Unerhebliche 
und Unſchöne einfach abzuſchreiben. Man braucht nicht zu ſchreiben: 
die „vom Gegner eingewendete“ Berufung, die „eingelegte“ Berufung, die 
„gegneriſche“ Berufung zurückzuweiſen und das Urteil in „Gemäßheit 
des 8 711 BRO.” für vorläufig vollſtreckbar zu erklären; es genügt: 
Die Berufung zurückzuweiſen und das Urteil für vorläufig vollſtreck⸗ 
bar zu erklären. Von einer anderen Berufung als der des Gegners, 
die eben erwähnt iſt, iſt ja nicht die Rede, ebenſowenig von einer, 
die gar nicht eingelegt worden iſt, der Anwalt hat nur ſeinen Schrift⸗ 
ſatz vor ſich, der Richter bei ſeiner Darſtellung hat eben die Berufung 
erwähnt, es genügt dann: die Berufung (ſie) zurückzuweiſen. Es 
bedarf auch nicht durchaus des Teils der Anträge, der ſich auf die 
Koſten bezieht, da, was hierzu beantragt wird, vollkommen gleich⸗ 
gültig iſt. Daraus, daß die Anträge verleſen werden müſſen, folgt 
noch nicht, daß, wenn nun im Zuſammenhang geſchrieben wird, jedes 
Wort nachgemalt werden müßte! Was beachtlich iſt an den ſchrift⸗ 
lichen Anträgen des Anwalts, worüber entſchieden wird, gibt man 
ja auch ohnedem wieder. Alſo auch hier ohne Wiederkäuen. Das 
Juriſtentum, das ſich fürchtete, Zivilprozeßordnung mit Z zu ſchreiben, 
weil das Reichsgeſetzblatt fie ſeinerzeit mit C geſchrieben hatte, ſollte 
doch ausgeſtorben ſein! 

20. Selbſtverſtändliche Dinge, beſondere Formalien bekommen 
durch Anführung an hervorragender Stelle oder breite Erörterung 
eine Wichtigkeit, die im Mißverhältnis zur ſachlichen Bedeutung ſteht. 
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Sie dienen nur als heuchleriſche phariſäiſche Maske, nicht dem Intereſſe 
der Parteien. 

Kleinlich iſt der Verfaſſer eines Reichsgerichtsurteils, der im Ein⸗ 
gang zu der Bezeichnung der Partei, Stadtgemeinde X, hinzufügt: 
vertreten durch den Oberbürgermeiſter, und nun die Gründe mit einer 
Vorleſung über § 313 Ziff. 1 beginnt. Ein einfaches formales Ueber- 
ſehen kann ohne eitele Begründung abgeändert werden, des Lapidar⸗ 
ſtils bedarf es dazu nicht. 

Wenn auch von Amtswegen die Zuläſſigkeit von Rechtsmitteln 
zu prüfen iſt, ſo iſt damit noch keineswegs gefordert oder notwendig, 
daß bei Verwerfung aus materiellen Gründen in Zivil⸗ und Straf⸗ 
urteilen ſchablonenmäßig mit Wichtigkeit begonnen wird, die Zuläſſig⸗ 
keit zu erörtern. Wenn die Parteien gar nicht in Zweifel ſind, das 
Gericht auch gar keinen Zweifel hat, bedarf's keiner Worte, wenn das 
Gericht nichts dazu ſagt, iſt die Zuläſſigkeit von ſelbſt bejaht. Den 
Parteien und Anwälten ſagt man mit der Erörterung doch gar nichts. 

Um Kleinſtes ſoll ſich der Richter nicht kümmern — minima non 
curat praetor —, damit mache man nun endlich Ernſt. Man dehne 
das aus, auch Selbſtverſtändliches kümmert den Richter bei der Nieder⸗ 
ſchrift nicht, das tut nur der Philiſter, der keinen eigenen Mittelpunkt hat. 

Nur wenn Zweifel hervorgetreten ſind — in den ſeltenſten 
Fällen trifft das zu — iſt's nötig, die Zuläſſigkeit beſonders feſtzuſtellen. 

Wird die Berufung formell zurückgewieſen, ſo muß man das 
nur mit formellen Gründen, wird ſie ſachlich zurückgewieſen, ſo muß 
man es mit Gründen in der Sache belegen. Die formelle Zuläſſig⸗ 
keit hier zu erwähnen, bringt nur einen Grund für eine Entſcheidung, 
wie ſie nicht getroffen worden iſt. Man hüte ſich, zu hiſtoriſch zu 
ſein. Das liegt ja alles vor dem Urteil, das ſachlich entſcheidet. 
Schon ehe man ſchreibt, das Urteil wird abgeändert, hat man ſich 
entſchieden, daß die Berufung zuläſſig iſt. Man laſſe es damit genug 
ſein, daß man in der Verhandlung ſeine Zeit damit verbracht hat. 
Keinesfalls iſt es zu erörtern im Gefüge des Urteils ſo weſentlich, 
daß man es an die erſte Stelle ſetzt oder einen breiten Raum ge⸗ 
währt. Es müßte ſich zurückhaltend dem Ganzen einordnen. Nur das 
Entſcheidende darf hervortreten. Man ſehe die Rechtſprechung von 
einer höheren Warte, von wo die formalen Dinge verſchwinden und 
nur das Sachliche dem Auge erſcheint. Froſchperſpektive iſt für 
Menſchen nicht geſchaffen. 

Deshalb iſt es unnötig, daß man die Gründe beginnt in dem 
unaufhörlichen Tropfenfall gleicher Wendungen und Wörter: Das 
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Rechtsmittel der Berufung iff zuläſſig und in der gehörigen Form 
und Friſt eingelegt, und nun feierlich die Paragraphen, die irgendwie 
einſchlagen könnten, aufzählt. Oder: Gegen das vorbezeichnete Urteil 
hat der Beklagte in der gehörigen Form und Friſt Berufung ergriffen 
(zur Hand genommen!) und den Antrag geftellt. — Unbewußt drechſelt 
der Subalterne 2 Hexameter! Er ſchreitet gewöhnlich auf Stelzen. 
Ohne Feierlichkeit und Schwung tut er's ſelten. Beſonders liebt er 
fie für Dinge, die fic) von ſelbſt verſtehen. Der Feierlichkeit iſt's zu 
viel für einen Vorgang, der ſich wiederholt und mit demſelben 
Gleichmut abſpielt, wie irgend etwas im Alltag. Die Partei legt 
unentwegt darauf los Berufung ein, wie wenn ſie eine Anſichts⸗ 
poſtkarte ſchriebe. Die Formen ſoll man nicht zu gewichtig nehmen; 
es gibt Dinge, die man ſich an den Schuhſohlen abgelaufen hat. 

Muß man einem alten Zuchthäusler, der zum 7. oder 10. Male 
ein unbegründetes Wiederaufnahmegeſuch einreicht, immer wieder 
honigſüß beſcheinigen, daß ſein Geſuch nach den Paragraphen ſo und 
ſo formell zuläſſig, aber — nun kommt die Kralle — in der Sache 
unbegründet iſt, daß dem formell nicht zu beanſtandenden (Zungen⸗ 
übung) Rechtsmittel ſachlich ein Erfolg nicht (ein nicht = kein) zuteil 
werden konnte. Mit derartigem Vormachen kann man doch ihn und andere 
verſchonen. Lebensformen und Lebensbedürfniſſe haben fic) geändert, 
alte Tafeln werden zerbrochen! Wir machen doch keine Schulexerzitien! 
Mehr Felddienſt als Exerzierdienſt, ſei auch hier die Forderung des Tages! 

Berufungsurteile in Strafſachen können einfach beginnen: 

Die Angeklagten, die wegen Diebſtahls verurteilt worden ſind, machen geltend, 
es liege höchſtens Unterſchlagung vor. Sie haben 50 M., die fie liegen ſahen, 

Ein Beiſpiel von Schreibſeligkeit und geiſttötender Langeweile 
iſt folgender Eingang: 

Durch Urteil des Herzogl. Schöffengerichts zu . vom 29. Juni 09 
(das enthält ſchon der Eingang (Rubrum, Kopf, Ueberſchrift), Titel und Zeit⸗ 
angabe ſind nicht ſo bedeutungsvoll, daß ſie zweimal geſetzt werden müßten) 
ſind die beiden Angeklagten, die Fabrikarbeiter Paul Wilhelm G. und Guſtav W. 
zu B. (die Namenkarte ſteht auch ſchon ausführlich genug vorher, andere 
Angeklagte gibt's in den Akten nicht) von der Anklage des Jagdvergehens 
nach §§ 292 und 293 StGB. koſtenlos (iſt doch auch ſelbſtverſtändlich!) frei⸗ 
geſprochen worden. Dieſe (welche ſonſt?) Anklage ging nach dem Eröffnungsbe⸗ 
ſchluſſe der Strafkammer des Herzogl. Landgerichts zu X vom 20. April 09 (wozu 
dieſe Einzelheiten, die Zeit?) dahin, daß fie hinreichend verdächtig ſeien, 
(ed folgt überflüſſig der ganze Eröffnungsbeſchluß). Gegen dieſes () frei⸗ 
ſprechende (1) Urteil (wozu die Wiederholung fo hölzern mit denſelben Worten? 
Es kann heißen: der Amtsanwalt hat...) hat der Amtsanwalt bei dem Herzogl. 
Amtsgerichte X durch ſchriftliche Eingabe ohne Datum, nach Ausweis der Akten 
aber eingegangen bei dem Amtsgerichte X am 5. Juli 09, alſo in rechter 
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Form und Friſt () zuläſſigerweiſe () Berufung eingelegt, os genügt Bo 
nicht!) deren Förmlichkeiten gewahrt find. 

Da iſt doch jedes Dingchen doppelt und dreifach geſagt, mit Trompeten. 
ſchall verkündet. Aber noch nicht genug! Am Schluß heißt's wieder: 

Demnach iſt die gegen das freiſprechende Urteil des Herzogl. Schöffen⸗ 
gerichts X vom 29. Juni 09 gerichtete Berufung des Amtsanwalts zu 9 
ſachlich begründet und es müſſen unter Aufhebung des angefochtenen Urteils 
die beiden Angeklagten wegen dieſes Jagdvergehens beſtraft werden. 


Man ſucht doch da die Dinge mit der Nachtwächterlaterne. 
Mancher, der aus dem Geleiſe, in dem er eingefahren iſt, nicht heraus 
kann, hält es für unmöglich, ohne ſolche Schnörkel überhaupt juriſtiſch 
zu ſchreiben! So klein, armſelig, geiſtverlaſſen iſt noch oft der Aus⸗ 
ſchnitt des Lebens, der ſich in der Juriſterei ſpiegelt. Das Wort 
Juriſt wird dadurch gleichbedeutend mit Formaliſt. Das Klein⸗ 
krämertum des Famulus Wagner beherrſcht uns. Einleitungs⸗ und 
Schlußformeln ſchießen übermäßig empor. Man wird hier an die Be⸗ 
griffsbeſtimmung der Gründlichkeit erinnert: ein Nocheinmalſagen alles 
vorher ſchon oftmals Nocheinmalgeſagten. Durch die wichtigtuende Be⸗ 
ſchäftigung mit den formalen Sachen geht das Gefühl für das innere 
Weſen der Menſchen und Dinge verloren! Die Feierlichkeit und 
Uebergenauigkeit führt zum Ekel und Ueberdruß. Das Auswendig⸗ 
gelernte, das formal Geſchehene wird ausgebreitet wie ein Kurioſitäten⸗ 
kramladen, Verſtändnis für die innere Bedeutung fehlt. Laut lallt 
man die Töne; ſie genügten als Untertöne, aber werden als führende 
Stimme bewertet. Man ſieht, der Aneignung der äußerlichen Formen 
gibt's übergenug, das innerliche Erfaſſen fehlt, es iſt alles äußer⸗ 
lich, formal, inhaltsleer, es mangelt die Einheitlichkeit des geiſtigen 
Schaffens, Fühlens und Empfinden. Als zufriedener Herrſcher thront 
der Richter in dem imponierenden Bewußtſein formalen Betriebs. Auch 
begrifflich denken kann er meiſt, woran es fehlt, das iſt das einfache Sehen, 
das muß er lernen. Daran hindern ihn die volltönenden Redens⸗ 
arten, die glitzernden Gemeinplätze, ſie ſtumpfen die Organe des An⸗ 
ſchauens völlig ab. Die Dinge ſelbſt in ſcharf umriſſenen Tatſachen 
ſprechen gar nicht mehr auf uns ein, wir ſind mit der Oberfläche 
zufrieden. Man lernt wahrhaftig eher großartig ſchreiben als leicht 
und ſchlicht, die Gründe verlieren fic) ins Moraliſche, ſagt Nietzſche. 

Es könnte ſtatt der angeführten Einleitungd- und Schlußworte 
einfach heißen: 

Die Freiſprechung läßt ſich nicht halten. Die Angeklagten ſind des Jagd⸗ 
ne nach 88 292, 293 ſchuldig. Sie haben am ... im Forſtorte . 
ein Reh 
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Der Reiz der Sachen muß im Praktiſchen und Bedeutenden 
liegen. Die Reize der Mittel ſind nicht die Hauptſache, ſondern nur 
das, was fie ausdrücken! Mehr Sein als Schein! In Rechtskunſt, 
Gerechtigkeitskunſt fein, leben, nicht nur ſo tun! 

Der Vorſchlag, die Formen zurückzudrängen, iſt nur ein Beiſpiel, 
ein Anfang, das Schreibwerk zu vereinfachen, überſichtlicher, ſachlicher 
zu machen, mehr zu werten, auch in den Ausdrucksmitteln den Richter 
frei und ſtark zu machen, ſoweit das eine Geſetzgebung, die ihn im 
kleinſten bindet, es zuläßt. Es kann aber nur von da aus der Weg 
zu größerer Sicherheit, Freiheit, Beweglichkeit und Lebensluſt in den 
Formen geebnet werden. Hüter ſollen ſein das Gewiſſen und die 
Kraft! Dadurch kommen wir heran an die Allmachtſtellung des 
Formalen, die niederdrückt. 

Die Form iſt keine Zwangsjacke, die einſchnürt, hindert und drückt, 
und kein Plunder und Flitter, der überall herumhängt, ſondern ein 
zweckmäßig ſitzendes Gewand, das man gar nicht merkt, das freie 
Bewegung zuläßt. Die Form erzieht zwar, aber fortwährende Erziehung 
wird zur Plage, ſie wird der Widerſchein eines kleinlichen Menſchen⸗ 
geiſtes. „Ich finde nicht die Spur von einem Geiſt und alles iſt 
Dreſſur!“ Nur in Freiheit kann jeder ſein Beſtes leiſten. Die 
Paukenſchläge, die die Genauigkeit künden ſollen, klingen als Ketten⸗ 
geraſſel ſelbſtgewählter Sklaverei. 

In Reichsgerichtsurteilen lieſt man die wichtigtuenden Eingänge 
über Formalien ziemlich gar nicht, und auch Urteilsverfaſſer am Ober⸗ 
landesgericht wagen es allmählich ſchüchtern, ſich davon freizuhalten. 

21. Die Entſcheidung iſt zu begründen. Auch das gilt doch nur 
mit dem Körnchen Salz. Auch „begründen“ iſt nicht rein begrifflich 
zu nehmen, nicht rein logiſch und mathematiſch iſt ein Urteil, Beſchluß 
von Anfang bis Ende zu begründen. Wird jemand, der etwas zu 
berechnen hat, immer damit anfangen, daß 1 mehr 1 gleich 2 iſt? 
Es würde mehr als kindiſch ausſehen! Auf die Spitze getriebene 
Konſequenzmacherei iſt auch hier ſchädlich. Auch hier dürfen wir doch 
die praktiſche Vernunft des Lebens zu uns hereinleuchten laſſen. Sie 
verlangt, daß das begründet wird, was den Parteien oder dem Gericht 
zweifelhaft iſt. Man hat nach dem Buchſtaben bewieſen, daß eine 
Koſtenentſcheidung nicht durch Anführung der Geſetzesparagraphen 
begründet zu werden brauche (Nroſchel S. 13 und Aufſätze im 
„Recht“). Ob es gerade mit dieſen Worten ſtimmt, kann dahingeſtellt 
bleiben. Nur iſt auch hier das Schema ein greulicher Tyrann; wie 
man mit der formellen Zuläſſigkeit beginnt, ſo meint man nicht anders 
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zu können, als daß man mit den Koſten⸗ und Vollſtreckbarkeits⸗ 
paragraphen aufhört. Es iſt ja ſo bequem, man braucht nicht zu 
denken, kann's beinahe im Schlaf ſchreiben, es gibt juriſtiſches Anſehen, 
aber man begnügt ſich ſo oft mit dieſem Schein, verzichtet auf den 
ſeeliſchen Gehalt und geiſtigen Aufbau, was dazwiſchen ſteht, iſt herz⸗ 
lich flach! Es iſt, als ob es beim Dichten auf's Reimen an⸗ 
käme. Der Fluch der Verknöcherung ereilt jede Tätigkeit, die nur 
auf Paragraphen fußt, innerlich nicht wertet. Durch flache Un⸗ 
bedeutenheit ſchleppt man ſich durch! In den einfachen regelmäßig 
wiederkehrenden Fällen (§ 91, 97 BPO., 497, 505 SiPO.) if 
die Geſetzesſtelle fo bekannt und ihre Anwendung ſo ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, daß nicht unbedingt erforderlich iſt, ſie anzuführen, daß ohne ſie 
das Urteil nicht beſtände. Wer verliert, bezahlt, das wenigſtens weiß 
unſer Volk, wenn ihm auch ſonſt kraft ſtaats bürgerlicher Unwiſſenheit 
die Geſetze ein Buch mit ſieben Siegeln ſind. Auch die Urteilsver⸗ 
faſſer am Reichsgericht ſind hier nicht pedantiſch, meiſt laſſen ſie die 
Koſtenbegründung weg. 

Um ſo mehr iſt auch dabei zu beachten, ſolche Fälle klar zu 
begründen, die von der Regel abweichen und zu Zweifeln Anlaß geben. 

22. Daß das Armenrecht erteilt worden iſt, braucht weder im 
Tatbeſtand noch in der Urteilsformel erwähnt zu werden, es gehört nicht 
zum Sach⸗ und Streitſtande, betrifft nur die Verwaltung des Koſten⸗ 
weſens und das Verhältnis der Partei zu ihrem Anwalt. Im Tat⸗ 
beſtande braucht's nicht zu heißen: Beide Parteien ſtreiten im Armen⸗ 
recht, im Urteil nicht: unter Vorbehalt des Armenrechts. 

Ebenſo ſprechen für Fleiß, aber nicht für Unterſcheidungsvermögen 
folgende Stellen eines Cheſcheidungsurteils: 

„Herzogliche () Staatsanwaltſchaft, die durch Aktenvorlage vom 
Stand der Sache ſtets in Kenntnis geſetzt und von den anberaumten 
Terminen rechtzeitig benachrichtigt worden iſt — wofür man ſich 
auf die Akten bezieht () — hat keinen Antrag geſtellt. 

Die Prozeßbevollmächtigten beider Parteien haben Vollmacht 
überreicht. Die Vorſchriften des Verfahrens in Eheſachen (8 606 ZPO.) 
ſind gewahrt.“ 

Wenn man alles bringt, was geſchehen, ſo iſt das genug und 
übergenug. Noch zu ſagen, was nicht geſchehen iſt, iſt allzuviel. 
Wozu: das Gericht erkennt ohne mündliche Verhandlung in nicht⸗ 
öffentlicher Sitzung? 

Man ſoll doch möglichſt ſchon in der Referendarzeit die Kinder⸗ 
ſchuhe austreten und auch die Nebendinge ſachlicher Art kurz abtun, 
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nicht viel Aufhebens davon machen. Qualm iſt ein Zeichen ſchlecht 
brennenden Feuers. Ä 
Beiſpiel: 

Durch den Inhalt der vorgetragenen Heiratsurkunde ſteht feſt, daß die 
Parteien am 2. Februar 1900 vor dem Standesbeamten in X die Che mit⸗ 
einander geſchloſſen haben. Auch ergibt ſich aus ihr (verbeſſert aus: derſelben, 
warum nicht: daraus?) mit hinreichender Sicherheit, daß ſowohl der Kläger 
wie die Beklagte (beide!) durch Abſtammung von deutſchen Eltern die Staats⸗ 
angehörigkeit beſitzen, ſo daß das Recht des BGB. auf den vorliegenden Ehe⸗ 
ſcheidungsprozeß (worauf ſonſt?) anzuwenden ijt, — 

Es genügt: die Parteien (Deutſche) haben ſich am 2. Februar 
1900 verheiratet. Wie fein ausgeklügelt: durch den Inhalt der 
Urkunde, ob „durch die Urkunde“ nicht ebenſo deutlich wäre. Welche 
Angſt, daß der obere Richter ſagen könnte, die Urkunde ſei nicht vor⸗ 
getragen. Als ob eine Mündlichkeit, bei der darauf beſtanden wird, 
daß das ſtandesamtliche Formular vorgeleſen wird, auch nur den 
allergeringſten Wert hätte! Der Oberrichter, der an ſolchen Dingen 
hängt, ſollte feinen Lohn dahin haben. Im übrigen mag logiſch 
die Sache unanfechtbar ſein, aber wieviel Worte ſind verſchwendet 
an Selbſtverſtändlichkeiten. Wenn jemand geſchieden ſein will, muß 
er ſich verheiratet haben. Aber wer ladet ſich einen Scheidungs⸗ 
prozeß auf den Hals, ohne verheiratet zu ſein? Wo in aller 
Welt kommt denn das vor? Aber es kann ein Mangel bei der 
Eheſchließung fein! Erſtens wird man das der Urkunde gewöhn— 
lich nicht anſehen, zweitens braucht man nicht jedes Wenn und 
Aber, das vielleicht einmal unter Umſtänden vorkommen könnte, bei 
den Haaren herbeizuziehen, drittens iſt's nicht nötig, wenn man {don 
an Grillenfängerei leidet, es den Leuten auch noch zu ſagen. Man 
denke ſich die Partei, die von der Qual erlöſt ſein will, die auf die 
Scheidung wartet, ſie lieſt nun ausführlich, daß ſie wirklich ver⸗ 
heiratet ſei. Wenn jemand ſtreiten will, muß er geboren ſein; welcher 
Richter würde ſich aber immer den Geburtsſchein vorlegen laſſen? 
Es iſt durch eine Miniſterialverfügung vorgeſchrieben, anzugeben, ob 
die Parteien Deutſche ſind. Aber man kann das doch kurz machen. 

Im allgemeinen haben wir es im Deutſchen Reich doch nur mit 
Deutſchen zu tun, die geſchieden ſein wollen. Muß bei der fernen. 
Möglichkeit, daß auch einmal ein Ausländer ſich ſcheiden laſſen will, 
dem Friedrich Chriſtoph Wilhelm Dobermann, der nie aus ſeinem 
Heimatsorte herausgekommen iſt, umſtändlich beſcheinigt werden, daß 
er Deutſcher iſt? Das ergibt die Sachlage! Allzu juriſtiſch iſt ſchon 
nicht mehr juriſtiſch. 
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Welcher Poſtbeamte wiegt jeden Brief, der eine Zehnpfennigmarke 
hat? Er könnte ja ſchwerer fein als 20 g, das Gefühl täuſcht! 
Welcher Bahnſteigſchaffner fragt jedes Kind, das eine halbe Fahrkarte 
hat, wie alt es ſei! Der Betrieb ſtockte! Wenn er ſagte, der Augen⸗ 
ſchein könnte täuſchen, ein Kind könnte nach Wuchs und Ausſehen 
zurückgeblieben ſein, nur das Geburtszeugnis beweiſe, würde man ihn 
mit Recht auslachen und ſagen, er möge gefälligſt warten, bis einmal 
ein ſolcher Fall komme, wegen eines möglichen Ausnahmefalles brauche 
er nicht jedes Kind anzuhalten. Das iſt praktiſche Vernunft, wie ſie 
das Leben gibt und gebietet. Nur ſo kann ein Betrieb ſich regeln. 
Muß es in der Juriſterei fo ganz anders fein? Iſt's hier wirklich 
das Wichtigſte, offene Türen einzurennen, an verſchloſſenen aber recht 
oft achtlos vorüber zu gehen? 

Man driſcht in Förmlichkeiten und Nebenſächlichkeiten zu viel leeres 
Stroh, ſchichtet Spreuhaufen auf! 

Das Hängen am Buchſtaben, das Hervorheben ſelbſtverſtändlicher 
Formen, das Betonen des Einzelnen und Kleinlichſten macht die Urteile 
ſo ermüdend, läßt den Leſer ſo ohne jede Anregung zum Selbſtdenken. 
Es iſt als ob ihm eine audgequetfchte Zitrone, eine Frucht, ausgekaut 
und ausgeſpuckt, hingeworſen würde. Man hat nicht das Leben, die 
Natur, einen blühenden Baum, ſondern geſpaltenes Holz, im Her⸗ 
barium gepreßte Blätter! Des Lebens goldener Baum verdorrt. 

Ein friſcher Zug und Kraft kommt in die Urteile, wenn man 
das Kleinliche, Selbſtverſtändliche nicht überall aufdringlich anbringt 
und aufhäuft. Nur harmloſe Gemüter oder Banauſen ſehen darin 
Durchdringen des Stoffes, Fleiß und Genauigkeit; wirkliche Leiſtung, 
juriſtiſches Schaffen iſt es nicht. Wer die Genauigkeit ſo zeigen muß, 
läßt merken, daß er auch reichlich vom Gegenteil hat. Wenig, noch 
jo ſchlicht, aber gute Gedanken, das iſt'8s, was anſpricht. Iſt etwas 
Kleinliches nicht zu vermeiden, ſo muß es eingeordnet und untergeordnet 
werden ins Ganze. 

In der Lehre von der Kunſt, der Schönheit, und ganz bezeichnend 
auch von der Geſundheitspflege tft ein fo einfaches und doch fo viel Kraft 
ſchaffendes Gebot: du ſollſt nicht pimpeln; es gilt auch für den Richter. 

Es ſind nur Beiſpiele, die herausgegriffen ſind. Sie betreffen 
Alltäglichkeiten, ſind aber darum bezeichnend für den Geiſt, der ſich 
in dem juriſtiſchen Berufe breit macht. Zopf und Buchſtabe, nicht 
Geiſt und Geſetz regieren. Achtet man darauf, ſo wird man 
vieles Hergebrachte, Anempfundene erkennen, das ohne Schaden 
abgeſtoßen werden kann. Wenn man ſich über das, was viele jetzt 
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für das Weſen der Rechtspflege halten, klar machen will, kann man 
viel aus ſolchen Dingen lernen. Man ſpiegelt vor und entſtellt. 
Das Innere, Wahre kommt zu kurz. Man ſieht aus der Aus⸗ 
drucksweiſe, wie ein Hochmut künſtlich groß gezüchtet wird. Das 
führt zu falſchem Sehen, Hören, Denken. Man muß mehr ab⸗ 
feben vom eigenen Ich, der Menſch iſt nicht der Mittelpunkt der 
Dinge, und um den Juriſten dreht ſich nicht alles in Staat und Ge⸗ 
ſellſchaft. Der einzelne iſt doch ſo geringfügig. Es iſt die Sucht 
zur Ueberhebung, die ſich ſolche Dinge ausſucht, um aufzufallen. Es 
führt aber zur Verſimpelung, ſie ſo hoch zu ſchätzen. 

23. Man kann Beweisbeſchlüſſe leſen in folgender Faſſung: 

Verkündet am 1. Oktober 1909. 

In Sachen 

des Tiſchlermeiſters Karl Johann Chriſtoph Heinrich Müller in 
Klägers und Berufungsklägers, vertreten durch die Rechtsanwälte Juſtizrat 
J. und R. in .. . „, gegen die verehelichte Katharina Luiſe Schulze 
in .. . . Beklagte und Berufungsbeklagte, geſetzlich vertreten durch ihren 
Vormund, den Schuhmacher Karl Traugott Anacker in 

im Prozeß vertreten durch die Rechtsanwälte 

wegen Kaufgelderforderung von 301 M. 
hat der .. Zivilſenat des Oberlandesgerichts in X auf die münd- 
liche Verhandlung vom .... durch die unterzeichneten Richter für Recht 
erkannt: 

An Stelle des im Beweisbeſchluſſe vom 6. Juli angegebenen Zeugen 

Wagner iſt der Geſelle X zu vernehmen. 
5 Unterjdriften. 

Das iſt zuviel Beiwerk für den ſachlichen Inhalt. Man über⸗ 
trumpft das Geſetz in den Aeußerlichkeiten. Für den Beweisbeſchluß 
hat die BRO. nicht die Form vorgeſchrieben, wie fie § 313 Ziffer 1 
u. 2 für das Urteil verlangt. Und das hat einen inneren Sinn. 
Das Urteil ſchließt ab, ſetzt Recht, die Parteien wiſſen nun, was gilt. 
Aber ein Beweisbeſchluß? Er iſt nur prozeßleitend, es fehlt ja voll⸗ 
ſtändig der innere Maßſtab, wenn er fo feierlich weitſchweifig gefaßt 
wird. Nichts wird für Recht erkannt, heute will man, daß der 
Zeuge X vernommen werde, nach ein paar Wochen will man's anders. 
Der Verkündungsvermerk beim Urteil hat feinen beſonderen Zweck, 
dieſer iſt beim Beweisbeſchluß nicht da. Solcher kann viel einfacher fein. 
In die Gefahr, ſo ganz ohne Augenmaß Schreibwerk zu liefern um 
einer geringfügigen Sache willen, wie oben, kommt man nicht, wenn 
man den Beweisbeſchluß gleich im Termin verkündet. 

Wenn in dem Termin keine Partei erſcheint und ſonſt nichts 
geſchieht, bedarf's nicht eines feierlichen Protokolls, daß die und die 
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Richter wieder einmal vergeblich zu der und der Sache dageſeſſen 
haben. Es genügt eine kurze Bemerkung: 

J., den 5. März 1910. 

Von den Parteien erſchien niemand im Termin. 

Müller. 

Um noch Alltäglicheres handelt es ſich, wenn Akten überſchickt 
werden. Man achte aber darauf, was das für eine Wichtigkeit annimmt. 
Ein kleinliches Räderwerk nicht zum beſſern Betrieb, ſondern aus Freude 
am Weitläufigen, Verzwickten. 

Bericht in der Strafſache gegen den wegen 

In nebenbezeichneter Strafſache werden auf die von dem Angeklagten 
gegen das Urteil der Strafkammer des Herzogl. Landgerichts zu X vom 
30. April 1909 eingelegte Reviſion die aus einem Band von 15 Blatt 
beſtehenden Akten in Gemäßheit des § 387 Abſ. 2 der StPO. gehorſamſt 
uüberſendeet 

Eine Abſchrift des angefochtenen Urteils mit den diesſeitigen Handakten 
iſt beigefügt. f 

„Mit 1 Heft Handakten 

1 Abſchrift des Urteils 
1 Band Hauptakten“ 

Schreibt man bei der Ueberſendung von Zivilakten, wieviel Blatt 
ſie haben, müſſen die Beilagen zweimal bezeichnet werden? Daß er 
auf eine Reviſion die Akten „in Gemäßheit“ des § 387 bekommt, weiß 
der Herr Oberſtaatsanwalt, und es iſt nicht zu erkennen, wem dieſe 
Art, Geſetzeskenntnis zu beweiſen, nutzt. Aber in „Gemäßheit von §“ 
anzuführen, iſt ja ſo erhaben. Vielleicht ſagt man noch, wenn man 
zur Sitzung die weiße Binde umtut, daß man es in Gemäßheit der 
Verordnung von dem und dem Tage tue. 

Andere Ueberſendungsſchreiben: 

Zufolge dortſeitigen (dortigen, jenſeitigen) Erſuchens werden dem geehrten 
Landgericht in .. . die diesſeits ergangenen Akten Müller . Schulze ergebenſt 
mit der Bitte um Rückgabe nach gemachtem Gebrauche überſandt, oder: mit 
dem Erſuchen ergebenſt überſandt, dieſelben nach gemachtem Gebrauche „anher“ 
wieder zurückzuſenden. Es genügt: Anbei die gewünſchten Akten, vielleicht 
noch: Rückgabe erbeten. — 

Der Empfänger weiß, daß und um was er erſucht hatte, darum 
braucht man's ihm nicht zu ſagen. Wenn etwas zurückkommen ſoll, 
ſo muß es wohl an die Abſendungsſtelle, alſo „anher“ gehen, ſonſt 
wäre es nicht zurück! Manche Gerichtsſchreibereien ſind die muffigen 
Anſteckungsherde, die den Geſchäftsverkehr mit ſolchem wahrhaft ſinnloſen 
Scharfſinn verſeuchen. Doch mag’s auch mit von oben kommen, da 
manchmal eine „diesſeitige“ Behörde „die jenſeitige“ ergebenſt erſucht. 
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Auch ſonſt foll innerhalb des Behördenverkehrs möglichſt wenig gee 
ſchrieben werden. 

Innerhalb derſelben Behörde bedarf man nicht ſchriftlichen Ver⸗ 
kehrs. Vorſitzender und beauftragter Richter brauchen keine Vorlage⸗ 
beſchlüſſe mit weitläufigen Amtsbezeichnungen und Amtsunterſchriften. 

Jeder Richter ſollte von Anfang an auf die Gerichtsſchreiberei und 
die Formulare achten und unbarmherzig dort reinigend eingreifen. 
Das andere wird ſchon von ſelbſt folgen. Aber man ſchreibt fie nach, zu 
ändern wagt fie kaum einer, und fo haben fie beinahe ewiges Leben! 

Auch die Vorſitzenden in ihrem Kollegium ſollteu darauf achten, 
daß alle Mitglieder ihre Arbeiten kurz und bündig, einfach und klar 
abfaßten, daß ein einheitlicher Geiſt in dieſer Beziehung entſtehe und 
ihm gefolgt werde. Er hat das Ganze vor ſich und kann mehr 
darauf achten als der einzelne Verfaſſer, der leicht den Blick für den 
Geſamteindruck verliert, weil er an Einzelheiten hängen bleibt. 

24. Eine Häßlichkeit ergibt ſich daraus, daß Selbſtverſtändliches 
hervorgehoben und breit getreten wird, daß man zur Uebergenauigkeit 
neigt. Vorzüge, die man übertreibt, werden zu Fehlern. Die Dinge 
verkehren ſich mit der Zeit in ihr Gegenteil. Brauch und Mißbrauch 
grenzen ſo nah aneinander. 

Das übermäßige Streben deutlich zu ſein, nach dem Zuſammen⸗ 
hang ganz klare Beziehungen noch deutlicher zu machen, verdunkelt 
oft gerade die Durchſichtigkeit, führt zu Weitſchweifigkeit, iſt auch eine 
Verletzung der Rückſicht, die man dem Leſer ſchuldig iſt. Zu der ge⸗ 
dankenloſen Genauigkeit kommt die gedankentötende Genauigkeit. 

Die Ueberdeutlichkeit, Uebergründlichkeit ſcheint nur mit Leſern zu 
rechnen, die den Zuſammenhang eines Wortes nach vorwärts und rüd- 
wärts ſchon nach zwei Wörtern vergeſſen und doppelt oder noch mehrmals 
darauf geſtoßen werden müſſen. Die Leute, die die Genauigkeit gepachtet 
zu haben glauben, vergeſſen ganz, daß ohne Verſtand, ohne etwas Phan⸗ 
taſie, die notwendigſte Vor⸗ und Mitarbeiterin des Verſtandes, keine 
Sprache, auch die ausgetüftelſte nicht, verſtanden werden kann. 
Die Schwiegermütter Uebergenauigkeit und Weisheit erſticken das 
zarte Seelchen Phantaſie! So ſtolz find manche auf die Genauig- 
keit, daß ſie nicht merken, wie geſchmacklos ſie wird. So oft ſagen ſie etwas 
doppelt, um genau zu ſein, vermengen ſie Wendungen, die gar nicht zu⸗ 
einander paſſen, ſo genau werden ſie, daß es Unſinn wird. Wenn ein 
einziger Brief, ein Vertrag beſprochen wird, weiß der Leſer, um welchen es 
ſich handelt, er iſt nicht ſo blöde, daß ihm das immer wieder durch „der 
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treffende, „quäſtionierte“, qu., fragliche, fr.“, unter die Augen gehalten 
wird. Im 18. Jahrhundert ſagte man: an obbemeldetem Delinquenten 
wurde die Exekution vollzogen. So reden wir doch nicht mehr! 

Es braucht nicht „vorerſichtlicher“ Antrag zu heißen, wenn 
überhaupt nur ein Antrag da iſt. 

Nicht: Er habe im April 1908, alſo nach dem qu. Vorfall, ge⸗ 
ſagt. Die greuliche Bildung: quäſtioniert kann einfach wegbleiben. 

Nicht: Der Angeklagte arbeitete am 15. Mai im Hauſe. Als 
am Mittage des „genannten“ Tages ... Das iſt alte Chronikenbreite. 

Es kann heißen: Es war zu prüfen, ob die Verfügung von der 
Behörde innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaſſen ſei (nicht „betreffenden“ 
Behörde). 

Statt: Der Kläger fordert mit der „vorliegenden“ Klage — 
mit der Klage —; denn es handelt ſich nur um die eine im Eingang 
bezeichnete (anders iſt es, wenn ein Gegenſatz zu einer anderen Klage 
beſteht). Nicht: Der Kläger hat beantragt und den diesbezüglichen An⸗ 
trag verleſen. Es iſt ohne „diesbezüglich“ klar, welcher Antrag verleſen 
worden iſt, abgeſehen davon, daß das Verleſen nicht feſtgeſtellt zu 
werden braucht. | 

„Seitens“ der Parteien find folgende Schriftſtücke „zum Vortrag gebracht 
worden“: 

Die Protokolle a, b, c, der Vertragsentwurf und die Auskunft. Es 
wird auf die vorſtehend bezeichneten Schriftſtücke Bezug genommen. 

Daß das „folgende“ Schriftſtücke ſind, ſieht der geehrte Leſer, ebenſo 
daß das, worauf Bezug genommen wird, „Schriftſtücke“ ſind, und 
daß es dieſelben wie vorher ſind. Trotzdem wird nochmals geſagt, 
Schriftſtücke, auch das genügt nicht, die „bezeichneten“ Schriftſtücke, 
und weil das immer noch nicht breitſpurig genug iſt: die „vorſtehend“ 
„bezeichneten“ Schriftſtücke. Sogar an ſolchen Worten muß man ſich 
berauſchen. Kurz: Die Parteien trugen vor: die Protokolle uſw. 
Eine Wiederholung ohne Verarbeitung: 

Endlich, ſo hat der Kläger behauptet, ſchulde ihm der Beklagte noch 
12 M. Kaufpreis für in (!) der Zeit vom 16.— 23. Juli geliefertes Bier. 
Zum Beweis dafür hat der Kläger dem Beklagten über dieſe Tatſache (Schuld?) 
den Eid zugeſchoben. Auch die Kaufpreisforderung von 12 M. iſt ſchließlich 
vom Beklagten beſtritten worden. Den ihm deswegen zugeſchobenen Eid hat 
der Beklagte zurückgegeben. Der Kläger hat den zurückgegebenen Eid an⸗ 
genommen (1) 

— Soweit der Zettel als Beweis dafür dient, daß derſelbe nicht von 
A, ſondern B geſchrieben iſt, muß dieſem Beweismittel die Erheblichkeit im 
Sinne von § 399 3. 5 verſagt werden. Das gleiche hat aber auch in 
bezug auf den Inhalt des gedachten (I) Schriftſtücks (1) zu gelten! Der An⸗ 


— 15 — 


geflagte will aus den Eingangsworten (desſelben) gefolgert willen, daß ..., 
Eine ſolche Folgerung kann nicht als richtig angeſehen werden, denn die Ein⸗ 
gangsworte des fraglichen Schriftftüds! ] 

— In den Ausgeboten der Amtsgerichte ſteht, die Grund— 
ſtücke werden durch das unterzeichnete Amtsgericht verſteigert. Als 
ob bei einem gerichtlichen Ausgebot jemand auf den Gedanken kommen 
könnte, daß das Amtsgericht etwas bekannt mache, was ihm gar 
nichts anginge, als ob das Amtsgericht in Schilda bekannt mache, 
daß das Amtsgericht in Buxtehude verſteigere. 

So oft lieſt man: 

Berufung in Sachen des A. J. Müller gegen Y. Schulze. 

„In nebenbezeichneter Sache“ (in rubrizierter Sache) lege ich Be⸗ 
rufung ein. 

Man glaubt kaum, wieviel Ueberflüſſiges wir ſchreiben. Als ob 
jemand in der Sache Müller /. Schulze die Berufung in Sache 
Meyer ) Meier einlegte. Einfach: Ich lege Berufung ein. 

Zu betont iſt: Dieſes Urteil wird für vorläufig vollſtreckbar er⸗ 
klärt. „Das“ Urteil genügt, welches andere ſollte denn für vorläufig 
vollſtreckbar erklärt werden? 

Wenn im Eingang geſagt iſt, auf die ſofortige Beſchwerde von 
dem und dem Tage werde erkannt, braucht es nicht in der nächſten 
Zeile zu heißen: Die ſofortige Beſchwerde wird zurückgewieſen; es ge⸗ 
nügt „die Beſchwerde“, es kann ſich um keine andere handeln als 
die, auf die erkannt wird, und ſie wird als Beſchwerde, ganz ohne 
Rückſicht auf ihre Eigenſchaft, verworfen (ein Gegenſatz: aber die ein⸗ 
fache nicht, beſteht nicht). 

Beſonders geſchmacklos iſt es, wenn dann in den Gründen noch 
fortgefahren wird: 

Das Amtsgericht hat durch Beſchluß vom... dahin erkannt: . . gegen 
dieſen Beſchluß richtet ſich die weitere ſofortige Beſchwerde ... Sonach 
war die weitere ſofortige Beſchwerde zu verwerfen. — 

Oder: 

Auf Antrag des „Gläubigers“ ſind vom Amtsgericht dem „Gläubiger“ 
wegen eines Anſpruchs von 100 M. durch Pfändungs- und Ueberweiſungs⸗ 
beſchluß vom 17. März 1908 die Forderungen auf Höhe des „genannten“ 
Anſpruchs gepfändet worden. 

Auf gegen (zwei Präpoſitionen!) dieſen Pfändungs⸗ und Ueberweiſungs⸗ 
beſchluß erhobene Einwendungen hat das Amtsgericht unterm 12. Juni 1908 
den „mehrerwähnten“ Pfändungsbeſchluß wieder aufgehoben. 

Gegen dieſen „aufhebenden“ Beſchluß (warum nicht: dagegen?) hat der 
Gläubiger ſofortige Beſchwerde erhoben, mit dem Antrage: 

8* 
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den Beſchluß des „Fürſtl.“ Amtsgerichts vom . . . . wieder aufzuheben 
und den Pfändungs⸗ und Ueberweiſungsbeſchluß aufrechtzuerhalten. 
und hat dieſen Antrag in ſeiner Beſchwerdebegründung dahin motiviert, die 
Pfändung für zuläſſig zu erklären. — Die ſofortige Beſchwerde iſt formell 
„bedenkenfrei“, in der Sache ſelbſt aber nicht begründet. — 

Jedes Urteil, jeder Beſchluß iſt als Ganzes, Zuſammenhängended 
zu nehmen. Man muß das Ganze ſehen, nicht wie der Maulwurf 
bloß einzelne Erdſtückchen. . 

Wenn es im Eingang des Urteils heißt: Das Landgericht erkennt 
auf die vom Angeklagten gegen das Urteil des Großherzogl. Schöffen 
gerichts zu Weimar vom 6. April 1909 eingelegte Berufung (befier 
auf die Berufung des Angeklagten gegen .. ): jo genügt die Urteil 
formel: „Die Berufung wird zurückgewieſen, der Angeklagte trägt die 
Koſten“. 

Unſchön iſt dann: „Die Berufung — des Angeklagten — gegen 
das Urteil des Großherzogl. Schöffengerichts zu Weimar vom 6. April 
1908 — wird zurückgewieſen.“ 

Die Gründe brauchen auch nicht wieder zu beginnen: „der An⸗ 
geklagte hat gegen das Urteil des Großherzogl. Schöffengerichts zu 
Weimar vom 6. April 1909 forme und friſtgerecht Berufung eingelegt.“ 
Es braucht nicht immer wiederholt zu werden: das „angefochtene“ 
Urteil des Schöffengerichts. „Das Urteil“ genügt. 

Der Tatbeſtand braucht nicht zu beginnen: Gegen das „vorbe 
zeichnete“ (obbemeldete?) Urteil iſt klägeriſcherſeits (beklagtiſcherſeits) 
Berufung eingelegt worden mit dem Antrage: 

Ein beſtimmtes Urteil, kein anderes kommt in Frage, daher if 
„vorbezeichnet“ überflüſſig, es iſt genug: Der Berufungskläger be⸗ 
antragt: .. . 

In Berufungsurteilen genügt es, die Parteien — nachdem im 
Eingang die Parteiſtellungen angegeben find — einfach als Kläger 
und als Beklagte zu bezeichnen. Verwirrend, umſtändlich und unſchön 
iſt es, immer die beiden Eigenſchaften aufzuführen: Der Kläger und 
Berufungsbeklagte behauptete; der Beklagte und Berufungskläger ents 
gegnete. Es iſt ausreichend und ſachentſprechend: Der Kläger trug 
vor. Noch verwickelter würde es, wenn man in der Reviſionsinſtanz 
dieſe ſinnloſe Uebergenauigkeit ſo weiter treiben wollte: Der Kläger, 
Berufungsbeklagte und Reviſionskläger, und wenn noch die Stellung als 
Widerkläger oder Widerbeklagter hinzukäme. Derartige Genauigkeit if 
nicht mehr als Spielerei. Ueberflüſſig iſt auch: Der Anwalt (Sachwalter! 
des Klägers trug vor; oder gar: „Der miniſteriell beſtellte Vertreter 
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des Prozeßbevollmächtigten des Berufungsklägers und Beklagten trug 
vol“. Es gilt direkte Vertretung. Nur wenn die Partei ſelbſt eine 
Erklärung abgibt und Gewicht darauf gelegt wird, weil etwa ein 
Widerſpruch zutage kommt, iſt die andere Bezeichnung notwendig; 
alſo auch hier innerer Geiſt, nicht geiſtloſe Schablone. 


25. Der Würde und Genauigkeit in der Bezeichnung der Gerichte 
iſt vollſtändig Rechnung getragen, wenn der Titel einmal in der 
Urteils⸗ oder Beſchlußformel, die ihr Beſonderes, Feierliches haben, 
angegeben iſt. Sonſt aber braucht man nicht die ganze Titulatur, 
wie auf einer Namenkarte, zu wiederholen. Das Landgericht als 
oberes Gericht ſpricht von dem Amtsgericht als unterer Inſtanz oder 
als erſuchtem Gericht, das Oberlandesgericht von Landgericht und 
Amtsgericht. Es klingt ſteif, wenn es in einem Tatbeſtande heißt: 

Aus den Protokollen des „Fürſtlich Reuß j. L.“ Amtsgerichts Gera vom 
16. Dezember 1908 und des Königlich Preußiſchen Amtsgerichts zu Halle 
vom ... iſt Vortrag erſtattet worden. Ebenſo: Herzogl. Amtsgericht in S. 
hat darauf lediglich Abgabe der Akten an die I. Strafkammer in R. zwecks 
Entſcheidung über das Ablehnungsgeſuch des Angeklagten verfügt. Die I. Straf⸗ 
kammer hat darauf durch Beſchluß vom 10. Okt. 07 den Ablehnungsantrag 
des Angeklagten zurückgewieſen. Herzogl. Amtsgericht in S. hat zu dem, „wie 
erwähnt“, (auch ſo ein unnützes Füllſel!) auf den 11. Okt. anberaumten 
Verhandlungstermin die Akten beigezogen. Der Hauptverhandlungstermin 
des Herzogl. Schöffengerichts zu S. führte zur Freiſprechung. 


Das Aufſtecken der Amtsmiene iſt hierbei doch ganz vom Uebel. 


26. Die klippſchulmäßige Vorſicht, falſche Genauigkeit und übel 
angebrachte Würde, gewichtige Miene iſt es, die auch die Sprach⸗ 
ſünden des papiernen Stils hervorruft. 

Da iſt zunächſt die Abneigung gegen die Fürwörter: er, ſie, es, 
und mein, dein, ſein. Sie ſind ſo kurz, leicht, machen die Rede ſo 
flüſſig, dafür fehlt ihnen allerdings zu mancher Leide die Feierlichkeit. 
Deshalb nehmen die viel zu vielen: derſelbe, dieſelbe, dasſelbe, da 
kommt Nachdruck auf das unbedeutendſte Ding. Das Wort , derſelbe“ 
ift der papierne Gernegroß. „Derſelbige“ würde noch mehr betonen, aber 
das klingt doch ſchon zu ſehr nach Chronikenſtil. Alſo: Der Kläger 
beanſprucht 30 M. Derſelbe macht geltend. Der Juriſt benutzt es 
ſogar in ſeiner gezierten mündlichen Rede, er ſcheint ſich zu beſinnen, 
auszuruhen, als ob er tief nachdächte, ſo ſagt auch etwa ein Schön⸗ 
redner im Gerichtsſaal: Bee — —klagter beſtreitet mit aller Ent⸗ 
ſchiedenheit. Der friſche Hörer erkennt derartige Redeweiſe doch als 
Verlegenheitspauſen und Papierſprache. Derſelbe iſt das Pronomen 
der Bequemlichkeit, man braucht wenig zu denken, nicht Ueberſicht 
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über das Ganze zu haben, fondern man leimt zuſammen. Man 
nimmt zuerſt das Hauptwort für ſich und ſetzt dann erſt ſeine Be⸗ 
ziehung, irgendeinen Fall von derſelbe hinterher: die Beſchwerde 
desſelben. Man braucht ſich nicht vorher zu beſinnen, nicht die ganze 
Wendung vorher zu überdenken, wie wenn man ſagt: ſeine Beſchwerde. 
Doch friſch, durch Phantaſie belebt, erfüllt die Sprache mehr ihren 
Zweck, als wenn die Worte äußerlich aneinandergereiht werden. Trefflich 
hat ein Gerichtsdiener die Ausdrucksweiſe ſeiner Vorgeſetzten abgeguckt, 
indem er berichtet: Ich begab mich ſofort in das Landgericht, um 
Herrn Aktuar W. zu beſtellen, traf denſelben aber nicht an, da derſelbe 
in K. war. Nicht: Auf die Berufung des Angeklagten wird derſelbe 
freigeſprochen, ſondern: auf ſeine Berufung wird der Angeklagte frei⸗ 
geſprochen. 

Der Wesfall desſelben wird oft in lateiniſcher Beifügung — 
ejus — geſetzt, im Deutſchen laſſen wir dagegen die Beziehung weg. 

Der Kläger hat dem Abweſenden nach Abſchluß des Vertrags von dem 
Inhalte „desſelben“ Mitteilung gemacht und hat „derſelbe“ mit dem Inhalte 
„desſelben“ ſich einverſtanden erklärt. 

— Die Berufung iſt formell bedenkenfrei, namentlich iſt die Friſt zur 
Einlegung „derſelben“ gewahrt. 

Man kann Latein lernen, ohne ſich ſein Deutſch verderben zu müſſen. 

Derſelbe iſt aufzuſparen für die Fälle, wo wirklich der Ton darauf 
liegt, wo es an Stelle eines Eigenſchaftswortes ſteht in der Be⸗ 
deutung: der nämliche, der ſelbe. In demſelben Augenblicke. 

Derſelbe Geiſt törichter Vorſicht und unlebendiger Sprache waltet 
über Verbindungen wie: 
über denſelben (einfach: hinüber), auf denſelben (darauf), hinter denſelben 
(dahinter), von demſelben (davon), in demſelben (darin, hinein). Sie haben 
das Teſtament anerkannt und in Gemäßheit desſelben die Erbſchaft ange: 
treten (darnach). 

Man darf, wo man ſchwerfällig in den Formen von derſelbe 
gedacht hat, nun nicht mechaniſch übertragen und er, mein uſw. an 
ſeine Stelle ſetzen. Der Angeklagte X beging eine Unterſchlagung und 
der Angeklagte Y leiſtete ihm bei ihr Hilfe. Das ſieht aus, als ob 
man noch nicht der Stelzen entraten könnte, einfach: leiſtete ihm 
dabei Hilfe. 

27. Unter dem Einfluß des Strebens nach Uebergenauigkeit ſteht 
auch die Hinweiſung: der Letztere. Schon die Bildung iſt verdächtig, 
aus einem Superlativ wird ein Komparativ gemacht. Unſinn wird 
aber die Anwendung, wenn gar keine Zweiteilung da iſt, kein Erſterer 
vorhergeht: 
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Die Rechtsbeſtändigkeit der Stiftungsurkunde folgt nicht ſchon daraus, 
daß letztere (ſie) richterlich beſtätigt iſt, vielmehr iſt nach dem zur Anwendung 
kommenden Recht über die Frage der Rechtsbeſtändigkeit derſelben unbedingt 
richterliches Gehör geſtattet. Kurz: daß ſie richterlich beſtätigt iſt, iſt vielmehr 
frei zu prüfen. 

„Der Angeklagte macht neue Beweismittel geltend, die geeignet ſein 
ſollen, die Freiſprechung desſelben herbeizuführen. Letztere Eigenſchaft kann 
jedoch den betreffenden Beweismitteln nicht beigelegt werden“. Kurz: Die 
neuen Beweismittel des Angeklagten ſind nicht geeignet, zu ſeiner Freiſprechung 
zu führen. — Aus dieſen Leiſtungen des Ludwig an Beklagten iſt der letztere 
dem Ludwig einen höheren Betrag ſchuldig geworden. Richtig: L. hat für 
ſeine Leiſtungen vom Beklagten einen höheren Betrag zu fordern, oder: Der 
Beklagte iſt L. für deſſen Leiſtung einen höheren Betrag ſchuldig geworden. 

Erſteres gebraucht man nicht ſoviel, ein Zeichen, daß es ſich auch 
bei „letzterer“ gar nicht um eine Zweiteilung handelt, ſondern um 
einen ſchwülſtigen Hinweis: der, er, das, es. 

28. „Derjenige, welcher“ ſtehen nach Umfang und Schwere in 
keinem Verhältnis zu der Bedeutung, hängen uns nur an aus dem 
Erläuterungsſtil des Elementargrammatikers. Der Juriſt liebäugelt 
damit, weil ſie ſo würdevoll, dürr und ſteif ſind, er aber das Flüſſige 
und Biegſame haßt. Auch ſie verdanken ihre häuſige Anwendung 
dem Beſtreben, überall, beſonders aber an falſchen Stellen Nachdruck 
anzubringen. Man gebrauche: der und wer! Nur wer die Sehnſucht 
kennt, weiß, was ich leide. Der Mann, der das Wenn und das Aber 
erdacht. „Derjenige, welcher“ hat ſchon einen Unterton von Spott 
in ſich, jo verdächtig iſt es uns geworden. „Sie find alſo der- 
jenige, welcher!“ 

29. Aus dem Regen in die Traufe kommt man, wenn man 
derſelbe dadurch vermeiden will, daß man dieſelben Hauptwörter 
wiederholt oder durch andere erſetzt. Eintönig, ſteif oder unklar wird 
die Sprache, die Unfreiheit zeigt ſich dabei erſchreckend. 

„Der Angeklagte hat Berufung eingelegt. Nach dem Eröffnungsbeſchluß 
it der Angeklagte verdächtig, . . . Das Schöffengericht hat dem Angeklagten 
30 M. Geldſtrafe auferlegt. Das Rechtsmittel des Angeklagten iſt formell 
zuläſſig. Sachlich konnte dem Angeklagten Erfolg nicht zuteil werden“. 

Ein friſcher Menſch ſieht die Worte nicht einzeln, er hört ſie im 
Zuſammenhang und wenn er einmal „der Angeklagte“ gehört hat, 
klingt ihm das nach. Die Sprache iſt mehr als lockere Folge einzelner 
Wörter. Jedes Wort hat nur Wert durch den Zuſammenhang. 

Auch die ſinnloſe Abwechſelung zwiſchen gleichbedeutenden Wörtern 
iſt lebloſe Künſtelei und zu vermeiden. Es iſt nicht zu ſagen: Die 
Beſchwerde wird verworfen, die Koſten des „Rechtsmittels“ treffen 
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den Beſchwerdeführer. Das Rechtsmittel wird hier einmal konkret, 
das andere Mal abſtrakt bezeichnet. Indem man innerlich den 
Zuſammenhang hört, ſagt man richtig und einfach: Die (Ihre) Koſten 
trägt . .. Anders iſt es, wenn ein Gegenſatz zu Rechtsmittel beſteht z. B. 
Hauptſache oder erſte Inſtanz. Das iſt aber meiſt nicht der Fall. 
Aehnliches Aneinanderreihen lieſt man oft: 

Geſtern hörte der Kaiſer bald nach Ankunft des Chefs des Zivilkabinets 
den Vortrag des Herrn v. Valentini. 

Wer's nicht weiß, kann's vielleicht erraten, daß v. Valentini der 
Chef iſt. 

Eine Veröffentlichung von geſchichtlicher Bedeutung: 

In der heute dem Reichskanzler gewährten Audienz hörte Se. Maj. den 
Vortrag des Fürſten v. Bülow. Demnächſt billigte Se. Maj. die Aus⸗ 
führungen des Reichskanzlers im Reichstage und verſicherte den Fürſten 
v. Bülow Seines fortdauernden Vertrauens. 

Wie beim Kaſperletheater kommt dieſelbe Perſon bald ſo bald 
ſo zum Vorſchein. 

Ein Sprachlehrbuch ſpottet über dieſe Art Abwechſelung: Mein 
Freund Lorenz hat ein Haus gekauft, das der Aſſeſſor in dieſen 
Tagen beziehen wird; Karl ſagt, daß er 30000 M. dafür gezahlt 
habe. Es iſt nämlich von dem Aſſeſſor Karl Lorenz die Rede. 

30. Fehlerhaft iſt's, wie's immer mehr geſchieht, die einfachen 
Zeitwörter zu fliehen, ſie zu zerlegen und Hauptwörter mit den farb⸗ 
loſen Behelfen: erfolgen, ſtattfinden, ziehen, bringen uſw. zu ſetzen. 

Die Vernehmung eines öffentlichen Beamten findet nicht ſtatt 
= ein öffentlicher Beamter kann nicht vernommen werden. 

Der Brief vom 3. Aug. 07 iſt von dem Beklagten vorgelegt worden 
und deſſen Anerkennung ſeitens des Klägers erfolgt (= und vom Kläger 
anerkannt worden). — Dieſe vom Geſetz vorgeſchriebene Feſtſetzung hat ſeitens 
der beklagten Firma niemals ſtattgefunden. — Der Privatkläger beantragte, 
den Artikel zum Zwecke der Beweisaufnahme zur Verleſung zu bringen, es 
erging der Beſchluß: der Artikel fol zum .. . zur Verleſung gelangen. — 
Zur Verſendung bringen, zur Auszahlung bringen, zum Vortrag bringen, zur 
Vorlage bringen, zur Verleſung kommen, Erwähnung tun, zum Beſcheid ge⸗ 
reichen, es ergeht die Aufforderung. 


Aber auch ſonſt überwuchern die Hauptwörter, beſonders nicht 
ganz gewöhnliche, die Rede. Man kann ſich gar nicht genug tun, 
klangvoll zu ſchreiben. Es mag etwas noch ſo einfach und nüchtern 
ſein, es wird in ein auffallendes, bunt ſchillerndes Gewand gekleidet. 

Es iſt der Hang zum Deklamatoriſchen, der Ausdruck, der auf 

theatraliſche Wirkung zielt. 
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Es ergeht zur Entſcheidung. — Die Formalien des Rechtsmittels gehen 
in Ordnung. — Hinſichtlich der Form und friſtgerechten Berufungseinlegungen 
gehen dem Gericht keine Bedenken bei. — Das von dem Landgericht erlaſſene 
Urteil (d. U. des Landgerichts) beſchreitet die Rechtskraft. 

Es wird beinahe kein Urteil mehr einfach rechtskräftig. Schreiten, 
welcher Schwung, womöglich auf ellenhohen Socken! Und dod ges 
ſchieht gar nichts. Gerade das Nichtgeſchehen, das Einfachſte, was 
es gibt, macht die Rechtskraft. Unſer Sprechen denkt nicht mehr, 
hat keine Anſchauung mehr. 

Der Kläger hat letztere Ausführungen des Beklagten in Abrede genommen 
(hat es beſtritten). — Der Kläger hat mit dem Beklagten am... auf Grund 
mündlicher und ſchriftlicher Verhandlungen einen Kaufvertrag betr. einen von 
ihm vorzunehmenden Ankauf der... gelegenen Bauſtellen abgeſchloſſen. — 
Der Angeklagte wurde in Haft genommen (verhaftet). — Das Gericht nahm 
Umgang, in Rückſicht nehmen. — Man ſcheut in der Sucht, ein einfaches 
Wort aufzublaten, nicht zurück davor, zu ſchreiben: Der Komparent nahm 
ſeinen Abtritt. 

Und doch iſt alles klangloſes Getön; wo der Inhalt fehlt, muß 
das Aeußerlichſte herhalten. Man hält es, Hauptwörter zu gebrauchen, 
für wiſſenſchaftlicher, gelehrter. Die geſuchten Ausdrücke machen die 
Sache aber nicht anſchaulicher, ſind unwahr, unſachgemäß, widerſpruchs⸗ 
voll. Man überſieht die Kluft zwiſchen einer Prunkrede und einer ein⸗ 
fachen Feſtſtellung. Es iſt der Hauptgrund für die Verderbnis des 
Ausdrucks, wenn mehr Empfindung ſcheinen ſoll, als da iſt. Die 
Hauptwortſucht iſt ſchuld an der Schwerfälligkeit und Geſpreiztheit der 
juriſtiſchen Arbeiten, ſie läßt erkennen, daß das Gefühl für das 
Natürliche abgeſtumpft, ja beinahe abgeſtorben iſt. Geſchwollene 
Würde macht die Sprache arm und verödet ſie. Wenn man zu „erfolgen“, 
„ſtattfinden“, ein Hauptwort ſetzt, braucht man kein anderes Zeitwort 
mehr: es erfolgt die Verleſung, die Beſtattung, Zurdispoſitionſtellung, 
Inbrandſetzung, Inangriffnahme, Geburt, Heirat, Beförderung uſw. 
Es iſt greiſenhafte Blutloſigkeit ohne Kraft und Saft, das kindiſche 
Lallen des Alters. Auch beim Kind muß ein Wort für viele Dinge 
ausreichen. 

Man macht die Sprache anſchaulicher, kräftiger, flüſſiger, wenn 
man darauf ſieht, in Zeitwörtern zu reden und zu ſchreiben, ſtatt in 
Hauptwörtern. Man bilde Sätze, nicht Wörter. Das fo wand— 
lungsreiche Zeitwort iſt lebenatmende, lebenſpendende Kraft der 
Sprache. Die Hauptwörter find begrifflich erſtarrt, ihr Ueber- 
wuchern ſind Spuren und Zeichen dafür, wie wir mit Begriffen 
überfüttert worden ſind und uns noch immer nicht vom Leben nähren. 
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Es ſcheint den Suriften der lebendige Ausdruck fo körperroh peinlich 
und nur der Abglanz im Begriff geiſtig genug. Die Augen haben 
ſie im Dunſt und die Füße auf Stelzen. Wir machen doch keine 
Uebungen am Phantom! Es iſt auch hier die Flucht vor dem 
perſönlichen Ausdruck und der Eifer, feine Unterſchiede, begriffliche 
Gattungen zu machen. Das Leben läßt ſich aber nicht in abgeſchloſſene 
Käſtchen bringen, die man nur aufzuziehen braucht, um die richtige 
Marke zu finden, überall find Zuſammenhänge und gleitende Ueber⸗ 
gänge. Man hüte ſich vor dem allzu Begriffsmäßigen. Begriffe 
ſind doch erſt gewachſen am Stamme des Lebens und bleiben nur 
lebendig, wenn ſie daran weiterwachſen und Saft ziehen. Aus dem 
Begriffshimmel ins Leben, ins Volk! Chemiſch reines Waſſer iſt 
ungeſund, chemiſch reine Begriffe ſind tödlich. Lebendige Geſtalten 
gelten mehr als tote Begriffe! Wir wollen nicht an Leichen arbeiten. 
Abgezogene Begriffe gehen auf Koſten der Anſchaulichkeit und Deutlich⸗ 
keit. Mit Hauptwörtern werden lange Vorſtellungsreihen ausgeſponnen, 
inhaltsüberladen und dann durch Verhältniswörter verwickelt und 
abgekürzt. Es iſt wie bei einer lateiniſchen Periode immer auf das 
Ergebnis der ganzen Entwickelung abgeſehen, die meiſt ſchwer ver⸗ 
ſtändlich iſt. Begriffe werden leichter aufgefaßt und verdaut, wenn 
ſie einzeln, als wenn ſie haufenweiſe zuſammengeſchüttet kommen. Sie 
betäuben da! Wenn man wirklich durch Hauptwörter abkürzt, ſo iſt 
es eine dunkele Kürze. Das Zeitwort ſtellt einen Vorgang lebendig, leib⸗ 
haftig und klar für ſich vor Augen, die wirkliche Entwickelung der Ge⸗ 
danken tritt anſchaulich hin. Es iſt eine herzerhebende Weisheit, daß 
Anſchauung höher ſteht, als Erkenntnis. 

Wer innerlich zu einer friſchen Rechtspflege kommen will, wer 
danach ſtrebt, von allzu Begriffsmäßigem ſich frei zu machen, anzu⸗ 
ſchauen, was iſt, und zu handeln, zu erreichen, was ſein ſoll, nehme 
ſich ernſtlich vor, wo es angeht, in Zeitwörtern zu reden. Er kommt 
dem friſchen Pulsſchlag des Lebens näher, kommt heraus aus den 
Feſſeln der Begriffsſprache, hilft mit dazu, die begriffsmäßige Kon⸗ 
ſtruktion einzudämmen. Aus dem Moraſt der Phraſe kommt man 
auf den feſten Boden des Tatſächlichen. Zum Schlichten und Kon⸗ 
kreten, zum Einfachen und Ungeſuchten ſteigen wir empor. 

31. Beſonders beliebt ſind die Hauptwörter mit ung. Das 
Anſchauliche, Körperliche entflieht und der abgezogene Begriff bleibt. 
Der Juriſt würde, wenn er nicht außerhalb ſeines Berufs die Amts⸗ 
rüſtung ablegte, zur Trinkung eines anderweiten Schoppens vere 
ſchreiten, wie Treitſchke ſpottet. 
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Auf dieſe neue Behauptung hat mangels Inſtruktion des klägeriſchen 
Anwalts eine Gegenerklärung nicht (eine nicht — keine) ſtattgefunden — wie 
aufgeblaſen! - Der Anwalt des Klägers konnte ſich darüber nicht erklären! — 
Danach iſt die Unberechtigung der vom Kläger erhobenen Anſprüche nach⸗ 
gewieſen. Richtig: Danach ſind die Anſprüche des Kägers unberechtigt, oder: 
hieraus ergibt ſich das Unberechtigte... — Um baldigſte Erteilung einer 
Ausfertigung wird gebeten. — Er hat ſich einer Verächtlichm achung ſchuldig 
gemacht. — Weiterbegebung, Inbrandſetzung, Zuvielforderung, Inanklageſtand⸗ 
verſetzung, Beweisantretung, Stattgebung der Beſchwerde (). — Dem Kläger 
ſteht hiernach gegen den Beklagten ein Anſpruch auf den geklagten Betrag zu, 
mochte er zur Beſeitigung des mehrerwähnten Mangels die Her⸗ 
ſtellung eines Daches oder die Anbringung einer hinreichend ſtarken 
Zementdecke bewirken laſſen. Dieſer Anſpruch würde aber freilich dann nicht 
beſtehen, wenn, wie Beklagter behauptet, der Kläger dieſem während der Aus⸗ 
führung des Umbaues erklärt hätte, er wolle keine ſtarke Decke haben. 
Nachdem die bezüglichen () mit Vernehmung der von dem Beklagten benannten (ö) 
Zeugen ſtattgehabten () Beweiserhebungen reſultatlos geblieben find, iſt zur 
Erlangung von Gewißheit über die Behauptung des Beklagten auf den 
zugeſchobenen Eid zu erkennen. — Eine Verzögerung der Kenntnis- 
erlangung ſteht nicht in Frage. — Es wurde die Genehmigung zur Be⸗ 
ſchreitung des Prozeßwegs erteilt. — Der Vernehmung des Zeugen Buſch 
ſtand der Mangel der Ermittelung ſeiner Wohnung entgegen. (Buſch konnte 
nicht vernommen werden, weil er nicht zu finden war.) — Angeklagter will ſich 
nun inhalts ſeines Schriftſatzes wegen Nichtverwirklichung der „mehrfach 
erwähnten“ angeblichen Vertragsbedingung zunächſt nicht zur Lieferung für 
verpflichtet gehalten haben — Weil der Kläger nicht vorher gezahlt hat, hat 
ſich der Angeklagte nicht für verpflichtet gehalten zu liefern. — In Er⸗ 
mangelung des Schnees habe eine Verpflichtung zur Beſeitigung desſelben 
nicht beſtanden = da es nicht geſchneit habe, habe er nicht zu kehren brauchen. 

Der Kläger verlangt weiter 1,50 M. für ein von dem klägeriſchen Prozeß⸗ 
bevollmächtigten vor der Klagerhebung behufs Geltendmachung der 
klägeriſchen Schadenserſatzforder ungen an den Beklagten gerichtetes (!) Schreiben. 
(d. i.: Der Kläger verlangt weiter 1,50 M. für das Mahnſchreiben ſeines 
Anwalts vom...) — Die Berufung des Beklagten iſt auf gänzliche Ent: 
bindung des Beklagten von der Klage, die Anſchlußberufung des Klägers 
auf Ver u rteilung desſelben nach dem urſprünglichen Klagantrage gerichtet. 

Nach der im Verkehr geltenden Vorſchrift über Treu und Glauben — 
§ 157 BGB. — konnte die Beklagte mit Recht erwarten, daß die Aus⸗ 
händigung der Fäſſer nunmehr in Ordnung gehen durfte (d. h.: daß 
die Fäſſer abgeliefert würden). — 

Bei dieſer Sach⸗ und Beweislage kann für die „letztgenannte“ ſtreitige 
Tatſache zur Begründung der richterlichen Ueberzeugung von der Wahrheit 
derſelben nur die Zuerkennung eines richterlichen Eides in Betracht kommen. 
Es iſt dann „erwieſenermaßen“ jene „erſterwähnte“ Verabredung der Parteien, 
von der an ſich der Beklagte nicht beſtreitet, daß ſie ſtattgefunden hat, auch 
als die endgültige Abmachung anzuſehen. — 

Der Käger ließ den Beklagten auch über den Umfang der ausgeführten 
Arbeiten mit Rückſicht auf die an die einzelnen Handwerker zu bewirkenden 
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Zahlungen im Stich. (Das ſoll heißen: Der Kläger gab dem Beklagten nicht 
an, wieviel er für Arbeiten an die einzelnen Handwerker zu zahlen hätte.) 

. . . in ſoweit vielmehr durch Verſtattung des Berufungsklägers zum 
Erfüllungseide zugunſten des letzteren (!) erkannt worden war. S. Arch. 63, 78. — 

Die Darſtellung des Klägers, daß er erſt durch Rückgängigmachung 
des Geſchäfts ſeitens der Firma X zur Weiterveräußerung der Sachen 
veranlaßt worden ſei und damit die Rückgängigmachung ſei in ſolchem 
Grade wahrſcheinlic h. 

Statt: das Landgericht iſt zu einer Verneinung der letzteren Frage 
gekommen, richtig: das L. hat das verneint. — 

Bezüglich der Eidesleiſtung des Klägers und Nichtabnahme des 
vom mitbeklagten Ehemann zu leiſtenden Eides wird auf das Sitzungsprotokoll 
(Bl. 25) verwieſen. Statt deſſen klarer und ſachlicher: Der Kläger hat den 
ihm durch Beweisbeſchluß auferlegten Eid geſchworen, den Eid des Beklagten 
hat das Gericht zurückgenommen. — 

Landrichter Dr. H. iſt zufolge Beurlaubung an der Unter⸗ 
zeichnung verhindert. Wozu hat man das Wort Urlaub? „Verhindert 
zu unterſchreiben“ iſt auch nicht ſchlecht! 

32. Neubildungen von Wörtern mit den Endſilben keit und heit 
wachſen oft nicht natürlich aus dem Sprachgeiſte hervor, ſondern ſind 
Künſteleien, zuſammengerenkte Mißgeburten. Solche Wörter laſſen 
ſich gewöhnlich nur von Haupt⸗ und Eigenſchaftswörtern bilden, ſehr 
ſelten von Mittelwörtern. 

Die Begründetheit des in der Klage geltend gemachten Anſpruchs 
die Klage war begründet. — Bei der Unbeſtrittenheit des Klag⸗ 
anſpruchs iſt der Beklagte zu verurteilen (da die Klage unbeſtritten 
iſt, war der Beklagte ... .). 

Häßlich ſind die Neubildungen: Verzichtleiſtung, Empfangnahme, 
Kenntnisnahme, Inhaftnahme; die einfachen Wörter: Verzicht, Empfang, 
Kenntnis, Haft, Verhaftung reichen aus, ebenſo ſchlecht Rückäußerung 
(Antwort), Inbetrachtnahme (Erwägung). 

33. Verkehrt iſt es im allgemeinen, die Subſtantiven, die von 
Verben abgeleitet ſind, in breitere Verben zurückzuwandeln: ausgeben, 
Ausgabe, verausgaben; einnehmen, Einnahme, vereinnahmen, zur 
Vereinnahmung kommen; abziehen, Abzug, verabzugen: liegen, Lage, 
der Fall iſt gelagert. Eine ganz gute Färbung kann geben: der 
Kaufmann hat verausgabt, nämlich in ſeinen Büchern in Ausgabe 
geſtellt. Wahllos das neumodiſche Wort überall anzuwenden, iſt 
geiſt⸗ und geſchmacklos: der Dieb hat das Geld verausgabt?! — 

A. hat zuſtändigen Orts niemals ſolche Beſchwerden verlautbaren 
laſſen. — 

Zerrbilder ſchlimmſter Sorte ſind: Es wird um Anhernachrichts⸗ 
gabe wegen Dahinübernahme gebeten. 
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Um Behinderungsgrundangabe wird gebeten. Inbetrachtnahme, 
Inangriffnahme, Ingebrauchnahme, Inbenutzungnahme, Inhaftnahme. 
34. Die Tatform bevorzuge man vor der ſtelzbeinigen Leideform. 
Der deutſche Sprachgeiſt denkt unzweifelhaft durchaus aktiviſch. Die 
Paſſivform iſt mehr lateiniſch, nicht deutſch; ſie iſt die Form der Ruhe, 
des Duldens, des Ueberſichergehenlaſſens, wie man ganz hübſch 
geſagt hat, ſie hat etwas ſo Aeußerliches, Mechaniſches, ſchwerfällig 
Maſchinenmäßiges, das innere, lebendige Gefühl wird tot. Das Aktiv 
macht die Sprache viel handlicher und gelenkiger. Vollkommene 
Natürlichkeit iſt die erſte Vorbedingung aller ſchöpferiſchen Kraft. 
Für kräftiges Wollen, friſches, tätiges Leben iſt die ſaft⸗ und kraft⸗ 
loſe Leideform nicht der geeignete Ausdruck. Das Abſtrakte, Un- 
perſönliche wird auch hier übertrieben und alles über einen Kamm 
geſchoren. Die eigene Perſon ſoll beſcheiden zurücktreten. Das gilt 
von dem Richter, iſt aber nicht auf jedes Subjekt zu übertragen. 
Um das Paſſiv zu vermeiden, darf allerdings nicht immer „man“ 
angewandt werden. „Man“ bezeichnet meiſt den Gegenſatz zum 
Sprecher, der Leſer iſt die unbeſtimmte Perſon. 

Ganz häßlich wird die Darſtellung, wenn die Leideform mit 
vielen abhängigen Hauptwörtern verbunden wird. 

Der Normaljuriſt jagt nicht: der Kläger beantragt .... Für 
dieſe Einfachheit, Schönheit hat er keinen Sinn. Abſtrakt und prunk⸗ 
voll beginnt er: Seitens (von Seiten) des Klägers wird beantragt, 
oder da es noch weitläufiger iſt: iſt beantragt worden, folgender Antrag 
verleſen worden. — : 

Beklagter habe nunmehr erklärt, daß er dem Kläger zur Lieferung nod 
eine Friſt von 8 Tagen ſetze und daß nach Ablauf derſelben Schadenserſatz 


(Schadenerſatz iſt beſſer!) verlangt werden werde (und nach ihrem Ablauf 
Schadenerſatz verlange). 


Der Deutſche nimmt die Konjugation nicht ſo zimperlich peinlich, 
wie der lateiniſche Grammatiker, das Paſſiv liegt ihm fern, das Futur 
des Paſſiv kennt er beinahe gar nicht. 

Da die Verzichtserklärung ſeitens der Beklagten nicht angenommen 
wurde (da die Beklagte den Verzicht nicht annahm, das iſt gefälliger und 
deutlicher, als die unklare Stellung von ſeitens). — Im Laufe des Prozefies 
wurden ſeitens des Anwalts des Beklagten als weitere Zeugen benannt 
Der Brief vom .... iſt von dem Beklagten vorgelegt worden und deſſen 
Anerkennung ſeitens des Klägers erfolgt. 

Das Paſſivum und das geſpreizte „ſeitens“ geben die rechte 
Miſchung zu der ſchlechten Amtsſprache. 


35. Fehlerhaft werden oft Mittelwörter (Partizipien) angewandt. 
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Dies gilt von denen der Gegenwart im Aktiv — fie bezeichnen nur 
etwas Zuſtändliches — und denen der Vergangenheit in der Leideform. 
Lateiniſche Ueberſetzung iſt: nach eingetretener Rechtskraft. Es ſoll 
heißen: Eintritt der Rechtskraft, das Hauptwort muß ſtehen, weil 
es das Wichtigſte enthält. Wegbleiben können ſie in folgenden Fällen: 

Nach dem Inhalt der ergangenen Strafakten (nach den Straf⸗ 
akten iſt ebenſo genau, es ſoll auch ein Unterſchied zwiſchen Inhalt 
und Form gar nicht gemacht werden). Ich bitte um Vorlage der 
ergangenen Akten (ich bitte, mir die Akten vorzulegen). Akten, die 
nicht ergangen ſind, können gar nicht vorgelegt werden, darum 
bittet alſo auch niemand. Nach dem Inhalt der ſtattgehabten 
(falſches Partizip!) Ermittelungen. Nach erfolgter Abhaltung des 
Schlußtermins, nach genommenem Abſchied, nach erfolgtem 
Ableben, trotz gericht sſeits erfolgter Aufforderung, die erhobene 
Klage wird abgewieſen, der geſtellte Wiederaufnahmeantrag war 
daher zu verwerfen, — der Kläger beantragte ... Dem geftellten 
Antrage entſprechend wurde der Termin verlegt (darauf wurde 
der Termin verlegt). Dieſe Erwägungen rechtfertigten die getroffene 
Entſcheidung. Auf eingelegte Berufung. 

In manchen Fällen kann allerdings das Mittelwort anſchaulicher 
ſein als das Hauptwort mit dem beſtimmten Artikel, es kann malen: 
nach getaner Arbeit iſt gut ruhn, nach geſchehener Tat erfaßt 
ihn die Reue; das geſchieht aber in den angeführten Fällen nicht. 

Gegenüber dieſer Feſtſtellung war die von dem Angeklagten 
aufgeſtellte Behauptung als widerlegt zu erachten, der Angeklagte 
vielmehr als überführt zu erachten (danach iſt die Behauptung des 
Angeklagten widerlegt und er überführt). — Der geklagte Anſpruch 
muß für gerechtfertigt anerkannt werden. Der Referendar, der das Urteil 
entworfen hatte, hatte geſchrieben: Der Anſpruch des Klägers ...., 
das iſt ebenſo beſtimmt und flüſſiger. Der Berichterſtatter hatte es 
„verbeſſert“, ſo werden Keime zu Beſſerem erſtickt und es bleibt bei 
der alten Verwilderung. So ſagt man auch: die dem Kläger er⸗ 
wachſenen notwendigen Auslagen (die Auslagen des Klägers). Man 
erinnert ſich kaum, daß man im Deutſchen noch einen Wesfall hat. 

Undurchſichtig wird die Darſtellung, wenn die Partizipien gehäuft 
werden: | 
Nad dem in der Berufungshauptverhandlung vorgetragenen Ergebnis 
der in der erſten Inſtanz erfolgten Beweisaufnahme war die vom Vorder⸗ 
richter getroffene, auf das Beweisaufnahmeergebnis gegründete tat⸗ 
ſächliche Feſtſtellung in jeder Beziehung als eine zutreffende zu erachten, ſo 
daß auf fie, wie hiermit geſchieht (das macht's feit!), „allenthalben“ Bezug 
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genommen werden kann, es iſt hiernach insbeſondere als erwieſen anzuſehen. — 
Sache des Schöffengerichts war es in erſter Linie, dieſe nach vorſtehendem 
in einer für genügend anzuerkennenden Weile veröffentlichte Ver⸗ 
ordnung daraufhin zu prüfen, ob dieſelbe in dem Geſetz vom .... die nötige 
geſetzliche Unterlage findet. — Zufolge der von dem vom Angeklagten als 
Zeugen benannten Bürgermeiſter an der Hand der beigezogenen Akten 
des Großh. Bezirksdirektors gemachten Bekundungen ... — 

Die von der Klagepartei auf Beſtellung der beklagten Firma gemäß 
den ſpeziellen Betriebserforderniſſen nach beſonderen Plänen erſtellten (ö) den 
beſonderen örtlichen Verhältniſſen angepaßten beiden Geſamtanlagen in 
und I) ftellen ſich jede in ihrer Geſamtheit als nicht vertretbare Sachen dar. — 

Werden die Partizipien gehäuft, ſo tritt dazu, daß Präpoſitionen 
in ſprachwidriger unſchöner Weiſe aufeinanderfolgen: 

Er verlangt den durch den im () Einverſtändnis beider Prozeß⸗ 
parteien erfolgten Verkauf erzielten und hinterlegten Erlös. 

„aus“ „in“ „vor“ dem Landgericht anhängig geweſenen Sachen ent⸗ 
haltenen Zeugenausſagen — „abgeſehen“ „von“ „durch“ „mit“ anderweiten 
Beſtimmungen verknüpften Auflagen. 

Wenn einſilbige Wörter hintereinander gehäuft werden, ſo iſt 
das überhaupt häßlich, das Ohr iſt völlig taub für den Wohllaut 
(Rhythmus) in der Rede: 

Der Schade, der aus der für ſie mit der Beförderung ver⸗ 
bundenen Gefahr entſteht. 

36. Zu mißbilligen iſt die Sucht, Eigenſchaftswörter als Satz⸗ 
ausfagen zu beugen, wie wenn fie Beifügungen mit dem wiederholten 
Subjekte wären und noch dazu ein bedeutungsloſes Wort hinzuzu⸗ 
ſetzen und ſo um die Dinge herumzuſchreiben. Statt: die Begründung 
tft falſch, lieſt man, weil's gewichtiger und vornehmer klingt, nur noch 
breitſpurig: Die Begründung muß als eine falſch e — nicht richtig e — 
bezeichnet werden. Statt: Die Klage iſt unbegründet, die Klage 
kann als eine begründete n ich t angeſehen werden — als eine ſchlüſſig e 
nicht angeſprochen werden —, es muß die dieſerhalb getroffene 
Feſtſtellung als eine durchaus nicht einwandfrei e und als eine durch⸗ 
aus ungenügende um fo mehr angeſprochen werden .... Seine 
Zuwiderhandlungen erſcheinen danach als ſchuldhafte und ftrafbare, 
Aus dem einfachen Präſens macht man ein Partizip und wandelt 
es, man ſagt meiſt nicht: die Darſtellung trifft zu, widerſpricht, 
ſondern: die Darſtellung iſt eine zutreffende, widerſprechende. 

Man will zuviel Feinheit anwenden, macht einen Denkfehler. 
Die Linie iſt eine gerade, eine krumme, der Winkel iſt ein ſtumpfer, 
ſagt der Mathematiker, und mit Recht. Er hat eine feſte Einteilung, 
ordnet ein. Die Beſchwerde iſt die einfache, ſofortige, iſt richtig, es 
gibt zwei Sorten. Das darf man aber nicht überall hin übertragen. 


IM 
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Verkehrt iſt's, überall Begriffskäſtchen zu machen und hineinzuleſen 
Es wird überall nur noch ſortiert, ſagt Wuſtmann, nirgends mehr 
geurteilt. Und doch iſt's gerade die Aufgabe des Juriſten, fein Ure 
teil auszuſprechen, ſchlicht auszuſagen, und nicht einzuteilen. Die Klage 
iſt begründet, der Verdacht iſt dringend, die Annahme iſt irrig. Aber 
das könnte ja nicht voll genug klingen, nicht genug füllen! 

37. Die Umſchreibungen mit ſcheinen, gar: erſcheinen, anerkannt 
werden, ſind oft überflüſſig. Sein Ruf iſt als ein „guter“ zu „be⸗ 
zeichnen“! Sein Ruf iſt gut: daß das viel beſſer klingt, das ſchlichte 
Urteil mehr ſagt, dem Menſchen mehr gerecht wird, empfindet die 
papierne Seele nicht. 

Das Gericht hat einen vollen Beweis nicht für erbracht angeſehen, ein 
ausreichender Beweis für die Zuſicherung kann ſeitens des Gerichts nicht als 
geführt angeſehen werden. — Das Gericht hat die Ausſage desſelben nicht für 
eine ausſchlaggebende anſehen können. — Seine Ausſage konnte als gänzlich 
einwandfreie nicht erſcheinen. — Die Anſicht des Klägers iſt als eine zutreffende 
nicht zu erachten. — Daher hatte von vornherein als widerlegt zu gelten, daß 
der geltend gemachte Schadenerſatzanſpruch dem Grunde nach gerechtfertigt 
iſt (ſeil). Dem Beweismittel muß die Erheblichkeit abgeſprochen werden (das 
Beweismittel iſt nicht erheblich). — Ein weiterer wichtiger Grund iſt darin 
zu finden. — Weiter muß die Tatſache als wichtiger Grund betrachtet werden. — 
Da auch durch eine Beſtätigung der „diesbezüglichen“ klägeriſchen Behauptung 
die vorſtehend erwähnten Tatſachen nicht für genügend würden „angeſehen“ 
werden können 

Man wage friſch, aufrecht und furchtlos zu ſagen, was iſt, was man 
meint, wovon man überzeugt iſt. Die juriſtiſche Wahrheit iſt allerdings 
nicht vollkommene Gewißheit, ſondern ein minderer Grad davon, gewiſſe 
Wahrſcheinlichkeit. Das liegt aber in dem Weſen des richterlichen Berufs 
drin, die Urteile enthalten das fon in ſich, es brauchen deshalb nicht 
die einfachſten Dinge vorſichtig umſchrieben zu werden, es genügt in 
beſonderen Fällen hervorzuheben, daß es ſich nur um ein Fürwahr⸗ 


halten handelt. Auch wer ſonſt etwas darzuſtellen hat, z. B. hiſtoriſch 


oder philoſophiſch, gibt nur ſeine Erkenntnis wieder, er ſetzt voraus, daß 
ſeine Leſer das wiſſen, betont es aber nicht überall. Schließlich ſind 
auch beim Juriſten die Umſchreibungen nur Nachklänge des lateiniſchen: 
videtur esse. 

Oder es ſind nur Zimperlichkeiten, Furcht vor der Wahrheit, 
Scheu, etwas gerade herauszuſagen; Zaghaftigkeit in der Sache und 
im Ausdruck: Ich verfehle nicht darauf hinzuweiſen, kann nicht umhin 
zu betonen, er ſah ſich genötigt, das ſind die verwandten Wendungen, 
die man nur in der äußerſten Not anwenden ſoll. 
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38. Beſonders breit macht ſich der Schwulſt, das Schmarotzertum, 
auf dem Gebiete der Verhältniswörter. Sie ſind ſo kurz und überaus 
häufig. Bläſt man ſie auf, ſo wird ſchon allein dadurch die Rede 
viel vornehmer. Man iſt viel feiner, drückt ſich nicht ſo aus, wie der 
Volksmund, iſt über den Alltagsausdruck hoch erhaben. 

Der größte Greuel (Wuſtmann) iſt das beliebte Kanzleiwort 
„ſeitens“ für das einfache „von“, „bei“ oder den Wesfall. Es iſt der 
würdige Begleiter der Paffivformen. Es tötet den einfachen Genetiv, 
er könnte ja mißverſtanden werden. — Die Erklärung ſeitens der 
Partei war als eine mangelhafte zu bezeichnen. Seitens des Gerichts 
wurde gefragt (das Gericht fragte). — Doch beſeitigt es nicht jedes 
Mißverſtändnis, führt es ſogar herbei; es wurde auch die Erklärung 
ſeitens des Beklagten beanſtandet. Gehört „ſeitens“ zu dem Verb 
oder zu Erklärung? 


Die, Präpoſition zeugt die Adjektive. Gerichtſeitig wurde be: 
ſchloſſen "und verkündet. — (Der Vorſitzende verkündete) — Partei⸗ 
ſeitig, privatklägeriſcherſeits, verkaufenderſeits wurde bedungen. — Man 
hat ſich aber beklagtiſcherſeits der Berufung nicht angeſchloſſen. Die 
Beifügungen: diesſeitig, jenſeitig ſind ſchlecht, überflüſſig und müſſen 
verſchwinden. Nur ſcherzeshalber ſei folgendes angeführt. Es iſt 
unbewußte Karrikatur, in der ſich die Einſeitigkeit ſchreckhaft ſteigert, 
Wirklichkeit, nicht erfunden: 

Mit dem ergebenſten Bemerken zurück, daß diesſeitig unterzeichneter Richter 
bei jenſeitigem Schreibeneingang bereits jenſeits der Alpen war, infolgedeſſen 
diesſeits eine Entſcheidung für jenſeits nicht gefällt werden konnte, bei ſchon 
erwähntem Nichtgegenwärtigſein dieſelbe aber diesſeitigen Erachtens nicht zu 
treffen iſt. 

Schon Ihering (Zweck im Recht) hat geſagt, den Ort ſtatt der 
Perſon zu nennen, erinnere an das Japaniſche, das keine perſönlichen 
Fürwörter beſitze. Daß es im Prozeß zwei Seiten gibt, iſt dem 
Juriſten ſo neu und auffällig, daß er die Seite immer wiederholen 
muß. Die „beiderſeitige“ Darſtellung! 

Wegzulaſſen iſt das überflüſſige meinerſeits, ſeinerſeits uſw. 

Die Klägerin hat den Eid angenommen und (hat) (ihrerſeits) (noch) aus⸗ 


geſührt. — 
Gegenwärtig iſt jedoch für eine desfallſige wirkſame Beanſtandung 
nicht mehr Raum ... — Rechtswirkungen, die ſich aus der ſeinerzeitigen 


Anfechtung des Geſchäfts für ihn ergeben haben. — Von einem Widerrufe der 
ſeitherigen Geſchichtserzählung iſt aber nirgends die Rede. S. * 63, 4. 


Vermittelſt — wird gebraucht ſtatt: mit, durch uſw. — 
Blätter für Rechtspflege L. VII. N. F. XXXVII. 9 


— 130 — 


Daß vereinbart ijt, das Malz zu egalifieren, beſtätigt der Brief, mittelſt 
welchem der Kläger die Unterredung beſtätigt hat. (== durch den. Kürzer: 
ergibt der Beſtätigungsbrief). 

In Anſehung, in betreff, betreffs, hinſichts, in Hinſicht, im Hin⸗ 
blick ſtehen für: nach, über. 

In Hinſicht auf § 6 iſt die Klage abgewieſen (nach 8) — Ob in 
dem Verhalten des Angeklagten eine Verfehlung gegen § 125 StGB. er⸗ 
blickt werden kann, erſcheint im Hinblick auf die Entſcheidung des Reichsgerichts 
in Goltdammers Archiv Bd. . .. zweifelhaft. Dafür: Ob die Tat nach 
§ 125 StGB. beſtraft werden kann, ijt zweifelhaft (RG. in Goltd. Arch). — 

Im Hinblick auf die Beſchwerde gelangen die Akten an die Strafkammer 
mit dem Bemerken, daß auch die anderen Angeklagten den Anwälten Voll⸗ 
macht zum Antrag auf Aufhebung des Haftbefehls erteilt haben und der Ein⸗ 
gang der diesbezüglichen Beſchwerde jede Stunde zu erwarten iſt. 

„Im Hinblick“ iſt überflüffig, „diesbezüglich“ iſt überflüſſig, welche 
anderen Beſchwerden ſollten in Frage kommen? Die Häufung der 
Subſtantive iſt nicht ſchön. Demnach: 

„Auf die Beſchwerde gelangen die Akten. ... Auch die anderen An⸗ 
geklagten haben die Anwälte bevollmächtigt, die Aufhebung der Haftbefehle zu 
beantragen. Die Beſchwerden können jede Stunde eingehen“ oder noch kürzer: 
„Auch von den anderen Angeklagten ſind Beſchwerden jede Stunde zu erwarten.“ 

Nicht: 

Dagegen hat man es mit Rückſicht auf die nach den Handakten des 
Rechtsanwalts M. von dieſem in dem Hauptverfahren entwickelte 
Tätigkeit für zuläſſig erachtet, dem Rechtsanwalt M. eine Gebühr nach 
§ 89 zuzubilligen und dieſe in Anſehung der nicht umfangreichen Betäti⸗ 
gung auf 10 M. 6feſtgeſetzt. 
ſondern: 

Da aber Rechtsanwalt M. nach ſeinen Handakten im Hauptverfahren 
tätig geworden iſt, hat man ihm eine Gebühr nach § 89 zugeſprochen. Man 
hat ſie auf 10 M. feſtgeſetzt, da ſeine Tätigkeit nicht umfangreich geweſen iſt. 

Daraus ergibt ſich, hingeſehen auf die Beſtimmung des § 97 — 
kurz: nach § 97; 

Zuzüglich, zuſätzlich ſtatt zu; 

Anläßlich — bei, durch 

Hinſichtlich — wegen; 

Rückſichtlich der Empfangnahme — wegen (bei) der Annahme; 

Ausweislich, inhaltlich, inhalts des Protokolls — nach; der Ver⸗ 
trag, inhalts deſſen (nach dem) 

Antwortlich des Schreibens — auf, nach 

Insbeſondere — beſonders 

Gelegentlich, — bei 

Gemäß, in Gemäßheit nach Maßgabe von N 100, — einfach: 


nach § 100 
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Beziehentlich, behufs, zwecks, — zu, für, wegen, um zu mit einem 
Zeitwort. Es wurde verkündet, daß ſeitens des Gerichts Termin 
behufs Eidesleiſtung anberaumt werde werden = daß das Gericht 
Eidestermin anberaumen werde. — Termin zum Zwecke des Sühne⸗ 
verſuchs = Sühnetermin; Beweistermin, Verkündungstermin. 

„Gleichzeitig“ wird zum Ueberfluß eingeflochten. Daß etwas zu 
derſelben Zeit geſchieht, iſt ſehr oft ganz unerheblich, braucht nicht 
hervorgehoben zu werden, man ſetzt „gleichzeitig“ aus geiſtloſer Ueber⸗ 
genauigkeit mit Vorliebe ſtatt der einfachen Erzählung, daß dies und 
das geſchieht. Oft wird es falſch gebraucht. Es muß etwas vorher⸗ 
gehen oder nachherkommen. Sehr oft ſteht es würdevoll für: dann. 

„Ebenmäßig“ wird erſucht. 

„Demnächſt“ iſt auch beliebtes Kanzleiwort. — Zu unterſuchen 
und „demnächſt“ „anher“ zu berichten. 

Schwülſtig iſt es, für die Zeitbezeichnung „am“ überall „unterm“ 
zu gebrauchen. Wenn der Kaiſer ein Geſetz unterzeichnet, bleibt's 
immer das Geſetz von dem und dem Tage, man legt Nachdruck auf 
den Tag, wenn man ſagt „unterm“ 18. Auguſt 1896 vollzog der 
Kaiſer das Bürgerliche Geſetzbuch. Aber das von Hinz unterm 
18. Auguſt angebrachte Geſuch „behufs“ — „zum Zwecke“ der Er- 
langung des Armenrechts iſt abgelehnt worden, klingt abgeſchmackt 
(einfach: Das Armenrechtsgeſuch des H. vom 18. Auguſt). 

Zu ſtark aufgetragen wird auch mit „des öfteren“, „zu wiederholten 
Malen“, „allenthalben“. „Nach alledem“ ſtatt: danach. 

Dem ſtelzbeinigen Schreiten angepaßt iſt es, daß möglichſt alles 
„im Wege“ abgemacht wird: im Wege der einſtweiligen Verfügung 
wird angeordnet, im Wege der Zwangsvollſtreckung wird verſteigert, 
im Wege des Beſchluſſes ſchreitet man zur Abnahme des angenommenen 
Eides (Gruch Beitr. 45, 107) (den Eid durch Beſchluß abnehmen). 
Auf dem Beſchwerdewege und dem Klagewege findet man den Juriſten 
oft. Das einfache „durch“ ſagt ganz dasſelbe. Natürlich gibt's auch 
„abwegige“ Entſcheidungen. 

Unſchön ſind auch „vorbehaltlich“, „einſchließlich“, „ausſchließlich“. 

Das Juwel des Kanzleimenſchen ſind: reſp., bez., bezw., dies⸗ 
bezüglich. Der diesbezügliche Schriftſatz. — Man läßt die Pedantereien 
ganz weg, ſagt: und, oder. 

Altertümlicher Kanzleiſchwung ſind auch meiſt: daſelbſt ſtatt dort, 
hierſelbſt ſtatt hier, ebendaſelbſt, ebenda, allhier, dortſelbſt, dermalen (die 
Rechtsverfolgung iſt „dermalen“ nicht für ausſichtslos zu erachten, ſchreibt 
das Reichsgericht am 11. März 1910), derweilen, ehedem, ingleichen. 

9 * 
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Die Scheu vor dem Alltäglichen und die Sucht nach dem Ungewöhn⸗ 
lichen läßt das Verbindungswort „und“ nicht unangetaſtet, „ſowie“ iſt 
die Liebe. Der Dieb nahm Schinken und Würſte mit, dafür ſagt 
man: Schinken ſowie Würſte, oder: ſowohl Schinken als auch Würſte. 
„Sowie“ iſt vergleichend oder fügt etwas bei, was nicht gleich wichtig iſt. 

Ein greuliches Flickwort iſt auch „hiermit“: dieſes wird „hiermit“ 
veröffentlicht. Wodurch denn ſonſt? Verſtändige Zeitungen laſſen 
längſt nicht mehr zu, daß Verlobte ihre Verlobung „hiermit“ „hier⸗ 
durch“ anzeigen. 

Die Klage wird „hiermit“ „hierdurch“ abgewieſen, wagt ſich nicht 
hervor, aber bei Beſchwerden können viele die Flickwörter nicht laſſen. 

Unter den Schwulſt gehört es auch, daß man mit zweifellos, offenbar, 
bekanntlich, wenn etwas möglichſt unbekannt iſt, den Mund voll nimmt. 

39. Wie Schwulſt und Breitſpurigkeit zu vermeiden ſind, ſo 
auch ſprachwidrige Abkürzungen. 

Der Kläger, Beklagte, Angeklagte, die Parteien ſind beſtimmte 
Perſonen, keine Eigennamen, keine allgemeinen Begriffe. Auch im Aus⸗ 
druck ſieht man ſie aber oft als Schemen an oder will zwiſchen all 
dem vielen Breitſpurigen doch wenigſtens einmal kurz ſein, allerdings 
an der unrechten Stelle, oder ſagt im Nachklang an das Lateiniſche: 
Actor certus esse debet: Kläger muß beſtimmt ſein. 

— Kläger trug vor. — Und Parteien einigten ſich dahin, daß Be⸗ 
klagter ... — Kläger war es einerlei, — Parteien wurde eröffnet (man ſieht 
gar nicht, um welchen Fall es ſich handelt). — Der Antrag des Rechts⸗ 


anwalts X um Anweiſung und Zahlung von .. . wird abgelehnt, da An⸗ 
tragſteller ihm .. . anguweifen, wird abgelehnt, da er 


Wie gerade die Häßlichkeiten der Sprache eines Kreiſes am 
liebſten nachgemacht werden, ſieht man hier aus Landtagsverhand⸗ 
lungen. Ein Abgeordneter ſchreibt: Beantrage, Landtag möge be⸗ 
ſchließen. „Ich“ wegzulaſſen, hat er aus der Kaufmannsſprache, und 
daß es vornehm iſt, den Artikel zu unterſchlagen, iſt ihm an der 
Juriſtenſprache aufgefallen. Aber ſo unſelbſtändig iſt er, kann ſich 
in ſeine Würde nicht finden, daß er das als etwas Beſonderes, 
Eigenartiges, Nachahmenswertes anſieht, ſtatt einfachen Sinnes ſolche 
Albernheiten weit von ſich zu weiſen und ſie nicht nachzuäffen. 

40. Unrichtig und widerwärtig iſt die Bildung: beklagtiſch; ein 
Partizip, das zum Hauptwort geworden iſt, kann nicht zu einem 
Eigenſchaftswort umgebildet werden, (verlobtiſche Brief ?). Aber auch 
klägeriſch iſt nicht empfehlenswert. (Kriegeriſch bedeutet: mit kriegeriſchem 
Sinn. Der Helm des Kriegers, nicht der kriegeriſche Helm. Das 
Pferd des Reiters, nicht: das reiteriſche Pferd.) 
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Der klägeriſche Vertreter, die beklagtiſche Forderung, das klägeriſche 
Offertſchreiben, die beklagtiſche Poſtkarte, die beklagtiſche Gegenforderung wird 
auf § 326 geſtützt, die beklagtiſche Behauptung, das wird auch von be⸗ 
klagtiſcher Seite nicht beſtritten, war ſonach die beklagtiſche Gegenforderung 
als unbegründet anzusehen. 

Zugeſtändlich zu einer ſpäteren Stunde (S. Arch. 63, 80) — wie zu⸗ 
geſtanden. 

Der Satz: Hieraus ergibt ſich die Verurteilung und die Folge, 
daß der Angeklagte verpflichtet iſt, die Koſten zu tragen, kann nicht 
zuſammengezogen werden: Hieraus ergibt ſich die Verurteilung mit 
„Koſtenfolge.“ Man kann nicht einige Worte weglaſſen und die übrig⸗ 
bleibenden Worte: Koſten und Folge zuſammenſchieben, leimen. 
Folge der Koſten iſt etwas anderes. Kriegsfolgen ſind die Verluſte. 
Folge der Koſten iſt, daß eine Partei arm wird. 

„Koſtenpflichtige Klagabweiſung“ ſcheint ſich Bürgerrecht erworben 
zu haben, wie portopflichtige Dienſtſache und ähnliche Ausdrücke; 
immerhin achte man darauf, ob's wirklich notwendig iſt, ſich fo aude 
zudrücken, ob man die Wendung nicht vermeiden kann: ſie klingt nicht 
ſchön und erinnert doch auch etwas an die „reitende Artilleriekaſerne“ 
oder den „ledernen Handſchuhmacher“. 

41. Zur Abkürzung ſoll auch beitragen, daß man, wenn mehrere 
Perſonen angeführt worden ſind, ſie nicht wiederholt, ſondern ſagt: der 
zu 1) uſw. 

Aus einem amtsgerichtlichen Protokoll: 

Es erſcheinen 1) 2) 3). Gerichtsſeits geſchieht zunächſt Eröffnung, 
daß der heutige Termin zur Vernehmung des zu 1) genannten gemäß § 654 
BRO. beſtimmt fet. Ferner geſchieht gerichtsſeits Vortrag aus der 
Vorlage des zu 1) genannten vom 31. Mai 1906 und wiederholt der zu 


1) genannte den darin geſtellten Antrag auf Zulaſſung des zu 3) genannten 
zum heutigen Termin. 


Es iſt gar keine Abkürzung, wenigſtens keine verſtändige, prak⸗ 
tiſche. Die Namen ſind oft ebenſo ſchnell geſchrieben. Auf jeden 
Fall aber werden durch die törichte Mode die Protokolle ſchwerfällig, 
unüberſichtlich, die Verſtändlichkeit leidet ſehr. 

42. Ferner iſt zu vermeiden: „Unter Verwerfung der Berufung“ 
werden dem Angeklagten die Koſten „derſelben“ auferlegt, oder: Unter 
Verwerfung der Berufung des Angeklagten werden demſelben die 
Koſten derſelben auferlegt. Denn die Koſten ſind regelmäßig die 
Nebenſache und dürfen nicht als Hauptteil der Entſcheidung erſcheinen. 

43. Legt man die Sucht ab, als Juriſt anders als andere Menſchen 
zu fein, fo wird man auch nicht mehr danach trachten, äußerlich auf- 
zufallen und in geſuchten, gezierten, abſonderlichen Wortbildungen ſich 
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zu ergehen. Das Seltene, Fremdartige vorzuziehen, iſt ein Zeichen 
ungereiften, verderbten Geſchmacks. Der allgemeine Gebrauch entſcheidet 
über die Entwickelung der Sprache und beſtimmt, wie man ſich zu einer 
Zeit gut ausdrückt. Der Juriſt, der für ſeine Zeit, in ſeinem Volke 
lebt, fol fic) in kein ſprachliches Sondertum, keine gekünſtelte Berufs⸗ 
ſprache einſchließen. Zierereien wird auch er als ſolche empfinden, wenn 
er einmal darauf achtet. Eine Auswahl mag folgen: 

Wohl iſt es fehlſam, wenn der Vorderrichter . .. S. Arch. 63, 4. 

Die Bezugnahme auf die neuere Entſcheidung des Reichsgerichts 
iſt durchaus unbehelflich. Beide Urteile gehen in dem Grundſatz einig 
S. Arch. 63, 38. 

Der Beklagte hat nicht abredig ſein können. 

Das ijt aber völlig abwegig ... S. Arch. 63, 366. 

Er beſaß eigentümlich, damit meint der Juriſt nicht etwa: auf eigen⸗ 
tümliche Weiſe, ſondern zu Eigentum, als Eigentümer, zu Eigen. 

„Möglich“ ſcheint zu einfach zu ſein: tunlich, angängig, gang⸗ 
bar ſagt der Juriſt. Nur nichts Einfaches, kein kurzes Wort, das haßt 
er, gibt's keine Zuſammenſetzung, ſo macht er welche, ſie ſind aber auch 
danach. Das gute Wort „reif“ iſt zu anſpruchslos, reif wird jeder Apfel 
am Baume. Etwas Anderes! Statt einer Silbe könnte man zwei machen, 
alſo gereift, aber ſo ſagt ja jeder, da nämlich, wo es paßt. Darum: 

Sie ſind erwieſen, ſo daß der Streit nach dieſer Richtung zur Entſcheidung 
bereift iſt. S. Arch. 63, 69. 

Bei bereift zeigt ſich der Juriſt in ſeiner ganzen Herrlichkeit, 
hoffentlich iſt ihm dabei nichts bereift und eingefroren! 

Gruch Beitr. 45, 107: Von ſeiten der Klägerin iſt die Zurückweiſung 
der gegenteiligen (1) Anträge begehrt, vom Landgericht aber dahin erkannt 
worden: es wird ausgeſprochen, daß der Rechtsſtreit beruht. (d. i. ruht). 

Der gewöhnliche Sterbliche ſagt: die in der Flur X liegenden 
oder gelegenen Grundſtücke, ſo kann ſich der Juriſt nicht ausdrücken, 
für ihn gibt's nur die be legenen Grundftüde. 

Aehnlich: be finden (das Gericht be fand), be heben, benötigen, 
verbleiben, ver bringen, verſtatten, ver fterben. 

1000 M. zu ſchulden, ſcheint ſo gemein und niedrig, daß man 
es wenigſtens in der Sprache höher hebt. Man lieſt immer häufiger: 
verſchulden. | 

Der Beklagte hat von der Klägerin Korn... käuflich er- 
worben () und verſchuldet der Klägerin „auf den Kaufpreis“ noch 
1000 M. 

Statt des vorhandenen Wortes Schuld wendet man oft ohne 
Not als Subſtantiv die Nennform: Das Verſchulden, an. „Der Be⸗ 
klagte war hieran ohne ſein Verſchulden verhindert.“ 
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Jeder Menſch, Fürſt oder Bauer, im Roman oder Leben, macht 
Schulden, kommen ſie aber in den Prozeß, ſo werden ſie gewirkt. — 
Auf Schulden, welche von dem Mitbeklagten X (bereits) vor dem 
1. Januar 1908 gewirkt worden ſind, erſtreckt ſich die Bürgſchaft 
nicht. Es muß wohl vornehmer ſein. 

Das verſchrobenſte Kanzleideutſch ift „untergebens“. — Untergebens 
war dieſer Meinung kein Beifall zu geben. — Es iſt entſtanden aus: 
im untergebenen Falle, und dies ſteht an Stelle des einfachen: im 
gegebenen Falle = hier. 

Statt: der Geſuchte iſt nicht da, lieſt man meiſt: er iſt nicht 
aufhältlich. Aehnlich: Wenn daher die in der Klagebeantwortung ange— 
gebenen Tatſachen ſich in Richtigkeit verhalten, ſo iſt doch der 
hieraus gezogene Schluß ein unrichtig er. — 

Mit der Rechtskraft des Beſchluſſes, durch welchen der Konkurs 
über das Vermögen des Mannes eröffnet worden iſt, hat deſſen Ver⸗ 
waltung und Nutznießung ihre Endſchaft erreicht. — 

Auch einzelne Wortſtellungen ſind bezeichnend für den Juriſten: 
In Sachen uſw. erwidern auf das gefällige Schreiben wir ganz ergebenſt. 
Wer einer Tätlichkeit ſich ſchuldig macht. Sich uſw. müſſen möglichſt 
weit nach vorn kommen, der Satz wird dadurch fließender und über⸗ 
ſichtlicher. | 

Auch die Verneinung „nicht“ ſchiebt man oft vorſichtig zu weit 
nach hinten. Es hängt das damit zuſammen, daß der Juriſt vermeidet: 
nichts, kein. Das iſt zu alltäglich; ohne beſonderen Anlaß ſagt er: 
ein ... nicht, etwas ... nicht. Das wird dann verkünſtelt und 
unnatürlich und verſchroben, unlogiſch dazu. 

Dem Kläger konnte ein Mehreres nicht zugebilligt werden (konnte 
nicht mehr). — Die Ausſetzung des Prozeſſes darf nicht ſtattfinden, wenn im 
anderen Prozeſſe ein Präjudizialpunkt „nicht“ entſchieden wird. 

„Kein Präjudizialpunkt“ ſoll es heißen; denn es iſt die Frage, 
ob ein Präjudizialpunkt vorliegt oder nicht, alſo keiner, aber es wird 
nicht unterſucht, ob er zwar vorliegt, aber unentſchieden bleibt. 

Kann eine beſtimmte Perſon als Täter oder Teilnehmer nicht verfolgt 
werden, ſo können die Maßnahmen ſelbſtändig erkannt werden. 

Gottlieb Müller kann nicht verfolgt werden, aber z. B. Meyer, 
iſt das gemeint? Nein, es ſoll die Beſtimmtheit der Perſon verneint 
werden: keine beſtimmte Perſon! 

Aehnlich geziert: 

Falls eine Vorunterſuchung nicht ftattgefunden hat (keine Vorunterſuchung), 
— der Einwand bedarf einer weiteren Ueberlegung nicht (keiner weiteren), 
auch darin kann ein Verſchulden nicht erblickt werden — liegt kein Verſchulden. 
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44. Ein kleiner Kreis kann ſich keine eigene Sprache bilden. 
Auch ein örtlicher Sondergeiſt iſt rückſtändig. 

In einem Landgerichtsbezirke gebraucht man „ſomit“, auch wenn 
gar nichts vorgeht, es ſich alſo nicht um eine Schlußfolgerung handelt. 

Wegen ihrer Ausſagen wird ſomit für den Tatbeſtand auf die Protokolle 
Bezug genommen. — Beklagter hat von Klägerin auf vorherige Beſtellung 
die in der Klagrechnung, auf die ſomit Bezug genommen wird, näher ver⸗ 
zeichneten Waren geliefert erhalten. — Der Schriftſatz beginnt: Ich lade 
ſomit den Beklagten. — Somit ſteht an Stelle von „hiermit“, es kann 
ebenſo wegbleiben, wie dies an den meiſten Stellen. 

In demſelben Landgerichtsbezirke „ſtellt“ man auch Aeußerungen 
„ab“, ſagt auch, bei „Abſtellung“ eines Gutachtens, „verſtellt“ zur 
Aufrechnung, und nennt es, wenn jemand einen andern verprügelt, 
er „betätigt ihn“, und die Prügel die „Betätigungen“. 

In einem andern lieſt man in Protokollen: Die Anwälte ver⸗ 
handeln zur Sache und beantragen dann Fortſtellung des Termins 
(Vertagung!) . 

Daß manche Juriſten und Gerichtsſchreiber eine Sache beſchäf— 
tigen, wo andere ſie bearbeiten, vornehmen oder ſich mit ihr beſchäf⸗ 
tigen, ſcheint auch nur ſtrichweiſe vorzukommen. 


Die Vernehmung der Zeugin iſt aber nicht beſchäftigt worden, da 
die Klägerin den ihr aufgegebenen Zeugengebührenvorſchuß nicht eingezahlt 
hat. — Der Gerichtsſchreiber X hat die Prüfung der Rechnung beſchäftigt, 
weil er regelmäßig die Konkursſachen bearbeitet. (Die Zeugin iſt nicht ver⸗ 
nommen worden, der Gerichtsſchreiber hat die Rechnung geprüft!) 

Eine beſondere Ausdrucksweiſe, die nicht als üblich gelten kann, 
iſt „ausgängig.“ 

Ausgängig trat der Beklagte Ende Juni mit Kläger in Verbindung. — 
Beklagter hat Widerklage erhoben zunächſt mit dem aus obenerwähntem Schrift: 
ſatze erſichtlichen Antrage, iſt aber von dieſem Antrage (davon?) au3: 
gängig abgegangen. 

Aehnlich iſt „ergeblich“. 

Die Mundart gibt uns auch in der Sprache Kraft; Erdgeruch 
und Heimat gibt auch gutes Deutſch. Solche Redensarten ſind 
aber nicht bodenſtändig gewachſen, ſondern in der Treibhausluft der 
Kanzleien gezogen. Nicht Sprachbildner, ſondern Sprachpfuſcher haben 
ſie erfunden. „Lebendgem Worte bin ich gut, hat Blut in ſich, und 
was es tut, das Wort ergetzt, — ein totes Wort — ein häßlich Ding, 
ein klapperdürres Kling⸗Kling⸗Kling“. | 

45. Fremdwörter foll man meiden, wo man ſich gut deutſch 
ausdrücken kann. „Wir ſind vielleicht zu antik geweſen, nun wollen 
wir es moderner leſen.“ Man ſoll nicht wörtlich, manchmal ungeſchickt 
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überſetzen, ſondern von vornherein deutſch und einfach denken, Wen⸗ 
dungen gebrauchen, die flüſſig und ungezwungen den Sinn wiedergeben. 
Die Partizipien: bezeichnete, vorbezeichnete, find nur deshalb fo durch⸗ 
gedrungen, weil man meinte, man könne „queſtioniert“ nur beſeitigen, 
wenn man es überſetzte, teilweiſe (eine häßliche Bildung) nur, weil 
man partiell überſetzen wollte (beſchränkt). Neue Wörter müſſen fic. 
durch die Geſchicklichkeit, mit der ſie ſich auf Bekanntes gründen, ein⸗ 
führen. Man darf die Verdeutſchung gar nicht merken. 

Bei der Niederſchrift der Zeugenausſagen iſt die geheimnisvolle 
Formel: c. g. n. und ad gen. nein, zu vermeiden. Sie ſind ſachlich 
und nach dem Ausdrucke verfehlt. Ebenſo muß noch verſchwinden: 
sub, ad, a. c., eod., br. m. (in Urſchr., urſchr.), s. p. r. (g. gef. R., u. 
R. (ückerbittung), Rückg(abe) erb(eten), cf. (vergl.), 1. c., a. u. s. (ſcherz⸗ 
weiſe: aus = zu Ende), i. fr. a., Berufungsbegründung de praes, 
eventuell (oder, ſonſt, unter Umſtänden, dann, in dieſem Falle), und der⸗ 
gleichen; die Hieroglyphen, Geheimzeichen, die der kleine Kanzleibeamte ſo 
gern macht, um ſich beim Publikum in Achtung zu ſetzen, ſind unverein⸗ 
bar mit der Anſchauung, daß alles Volk Fleiſch von unſerm Fleiſch 
iſt, wir mit der uns umgebenden Welt leben ſollen. Es ſind keine 
Wörter, die unſere Sprache verdaut hätte. 

Rekurrent und Revident für den Beſchwerdeführer in Straf⸗ 
ſachen zu ſagen, entſpricht ſchon der Geſetzesſprache nicht. 

In einem Protokoll vom 27. Sept. 1909 lieſt man noch: Es 
werden vernommen 1) der Brandkalamitoſe Gaſtwirt Karl Georg T. 
2) die verehelichte .. .., Ehefrau des Brand kalamitoſen. 

Schlecht iſt die Bildung: die Zurdispoſitionsſtellung, weglaſſen 
kann man: in rubrizierter Sache, es genügt: ich beantrage ufw., ver⸗ 
meiden kann man, ohne daß man weitläufige Umſchreibungen braucht, 
das noch viel gebrauchte „inkriminiert“. —= angegriffen, angeklagt, 
beanftandet, unter Anklage geſtellt. Für Delikt einfach Tat, Handlung, 
vielleicht auch Straftat. 

Wenn man ideale Konkurrenz nicht mehr zu leſen brauchte, 
würde es auch ein Gewinn ſein. Der Angeklagte, der in Strafſachen 
noch Laie iſt, wird, wenn er dieſes Wort hört, je nach ſeinem Bildungs⸗ 
ſtande verſchiedene Begriffe damit verbinden, die ſehr wenig dazu 
paſſen. Und ſchließlich handelt es ſich doch um ihn und es iſt nicht 
zu viel verlangt, daß ihm verſtändlich ſein ſoll, was mit ihm geſchieht. 
Beileibe ſage man aber nicht: in idealem Zuſammenfluß, ſondern man 
gebrauche: wegen Urkundenfälſchung und Betrug, oder: Urkunden⸗ 
fälſchung in Tateinheit mit Betrug oder dergl. 
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46. Es ſind unbedingt kurze, leicht verſtändliche, überſichtliche 
Haupt⸗ und Nebenſätze zu ſchreiben, keine gewundenen weitſchweifigen 
Schachtelſätze. Die Bandwurmſätze, denen der Klang und die Be⸗ 
weglichkeit der lebendigen Sprache ſo ganz abgeht, ſind das ſchlimmſte 
Hemmnis, daß die Dinge verſtändlich werden. Es iſt veraltete Gelehr⸗ 
ſamkeit, ſich in das Dunkel ſchwer verſtändlicher Sätze einzuhüllen. 

Man ſchreibe möglichſt Hauptſätze. Untergeordnete, verſchlungene, 
abhängige, eingeſchachtelte Sätze ſind nicht deutſche, ſondern lateiniſche 
Art. Wenigſtens bei einer Häufung verletzen ſie jegliches Sprachgefühl. 
Sogenannter zerhackter, zerriſſener Stil iſt zwar auch nicht vorbildlich; indes 
als Kampfmittel gegen die Bandwurmperioden ſind die kurzen Sätze, 
die an manchen Stellen allein geeignet ſind, immer vorzuziehen. 
Sie bringen uns aus dem verrufenen lateiniſchen Satzbau heraus. 

Ein Satzungeheuer des Reichsgerichts 65, 171: Es ſchreibt, 
daß es keiner Entſcheidung darüber bedürfe, ob der Klaganſpruch 
auch auf § 419 BGB. geſtützt werden konnte, und fährt fort: 

„Es mag indes nicht unbemerkt bleiben, daß, wenn dies, wie die 
Vorinſtanzen angenommen haben, deshalb zu verneinen wäre, weil die 
zweite der am 13. November 1902 aufgenommenen Urkunden der 
Formvorſchrift in § 311 BGB. nicht entſpricht, die Beſtimmung in 
§ 419 Abſ. 3, wonach die Haftung deſſen, der das Vermögen eines 
andern durch Vertrag übernimmt, gegenüber den Gläubigern durch 
eine Vereinbarung zwiſchen dem Schuldner und dem Uebernehmer 
nicht ausgeſchloſſen werden kann, dieſe Haftung alſo inſoweit zwingenden 
Rechtes ſein ſoll, in allen Fällen verſagen müßte, wo der Schuldner 
und der Uebernehmer es aus irgendeinem Grunde für gut befinden, 
die Vermögensübertragung durch mehrere, je auf beſtimmte Ver⸗ 
mögensbeſtandteile beſchränkte, in an ſich rechtsgültiger Form abs 
geſchloſſene Einzelverträge zur Ausführung zu bringen.“ 

Wer ſoll das verſtehen? Der ſolches Kauderwälſch ſchreibt, 
kann ja gar keine Fühlung mit dem Volkstum und feiner Gefühlsart 
haben, ſein Denken irrt von der Erde ab. 

47. Der zopfige Erwägungsſtil iſt unter allen Umſtänden zu ver⸗ 
meiden. Eine Verkehrtheit ſondergleichen iſt's, daß fic) gerade jüngere 
Juriſten mit ſolchem den Anſchein beſonderer juriſtiſcher Tüchtigkeit 
und Feinheit geben wollen. Sie ſtehen der Zeit ferner als je, es iſt 
ein geräuſchvolles Nachahmen der ſchwülſtigen und ſchnörkelreichen 
Form überlebter Entwickelungszeiten: Barock! Ein Greuel iſt ein 
Satzungetüm von 3 Seiten: 

In Sachen, betr. die Wiederaufnahme .. . . wird in Erwägung, daß 
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die Stellung dieſes Antrags auf Grund einer vom Ehemann erteilten Voll⸗ 
macht in Gemäßheit der Vorſchrift des § 340 StPO. zwar als 
zuläſſig zu erachten iſt, 

in weiterer Erwägung, daß (1 Seite) 

in weiterer Erwägung, daß. . . . (1 Seite) 

ſchließlich in der Erwägung, daß . . . . (½ Seite) 
und unter Anwendung der SS 408, 505 StPO. hinſichtlich der Koſten be- 
ſchloſſen: Das Wiederaufnahmegeſuch der Angeklagten wird verworfen 

Zu ſchwerfällig und umſtändlich iſt z. B., wie das Reichsgericht 
Beſchlüſſe faßt, die Beſchwerden wegen Verſagung des Armenrechts 
zurückweiſen. 

In Sachen 
hat das Reichsgericht III Zivilſenat in der Sitzung vom 29. Juni 1909 
auf die Beſchwerde des Klägers gegen den Beſchluß des Zivilſenats des Ge⸗ 
meinſchaftlichen Thüringiſchen Oberlandesgerichts in Jena vom 10. Juni 1909 

in Erwägung, daß dem Oberlandesgericht auch dem Inhalt der Be⸗ 
ſchwerde gegenüber darin beizutreten iſt, daß die von dem Kläger beabſichtigte 
weitere Rechtsverfolgung ausſichtslos erſcheint, 

in Erwägung, daß deshalb die Beſchwerde als unbegründet zurückzu⸗ 
weiſen ift, und die Koſten des Rechtsmittels dem Beſchwerdefuͤhrer nach $ 97 
BRO. zur Laſt fallen, 

beſchloſſen: 

Die Beſchwerde wird zurückgewieſen, die Koſten des Rechtsmittels werden 
dem Beſchwerdeführer zur Laſt gelegt. 

Man will bei einem ſolchen Beſchluß nichts Greifbares ſagen, 
muß ſich mit Formeln begnügen, da könnte man aber die Sache 
wenigſtens einfacher machen: 

Beſchluß des III. Zivilſenats des Reichsgerichts vom .... Die Be- 
ſchwerde des Klägers gegen den Beſchluß des. vom .. . . wird zurüd- 
gewieſen, der Kläger trägt die Koſten, denn ſeine weitere Rechtsverfolgung 
iſt ausſichtslos (oder das Reichsgericht tritt dem Oberlandesgericht bei). 

48. Plump werden die Schreibereien beſonders dadurch, daß 
die Parteibezeichnung, der Name des erkennenden Gerichts, die Ver— 
anlaſſung zu der Entſcheidung — auf die Berufung, Beſchwerde uſw. 
— alles möglichſt in einen Einleitungsſatz zuſammengezwängt und mit der 
Entſcheidungsformel in einem Satz zuſammengedrängt wird. Es wird 
überſichtlicher, wenn man auch hier trennt und einzelne Gruppen bildet. 

Die . un des Alten meinen ſchreiben zu müſſen: 

In Sachen des 

gegen den 
hat der Zivilſenat des Oberlandesgerichts in X in der Sitzung von 
1910 auf die Vorſtellung des Beklagten vom 19./ 20. März 1910 gegen 
den Beſchluß des erkennenden Senats vom 18. September 1909, durch 
welchen auf die Beſchwerde des Beklagten vom 12./ 14. Juli 1909 unter 
Abänderung des mit dieſer angefochtenen Beſchluſſes der Zivilkammer des 
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Großherzoglichen Landgerichts in ) vom 15. Mai 1909 der Wert des Streit⸗ 
gegenſtandes der Widerklage, ſoweit er nicht mit demjenigen der Vorklage 
identiſch iſt, von 4 Millionen M. auf 2 Millionen 700 000 M. . 
im übrigen aber die Beſchwerde zurückgewieſen worden iſt, 
ohne mündliche Verhandlung beſchloſſen: 

unter Abänderung des Beſchluſſes des erkennenden Senates vom 18. Sep: 
tember 1909 und des mit der Beſchwerde des Beklagten angefochtenen Be: 
ſchluſſes der Zivilkammer des Großh. Landgerichts in ) vom 15. Mai 1909 
wird der Wert des Streitgegenſtandes der Widerklage, ſoweit Vorklage und 
Widerklage nicht denſelben Streitgegenſtand betreffen, auf 400 000 M. hiermit 
feſtgeſetzt, die Beſchwerde des Beklagten aber zurückgewieſen, ſoweit eine weitere 
Herabminderung der Wertfeſtſetzung auf 393000 M. begehrt wird. 


Das Wichtigſte ſcheint danach zu ſein, Beſchlüſſe mit pein⸗ 
licher Angabe ihrer Zeit gewiſſenhaft zu regiſtrieren, zu inventariſieren, 
zu katalogiſieren, und das doppelt zu tun! Ein langer Schlauch, 
wertvoller Inhalt ſcheint darin, wenn man hineinſticht, entweicht nur 
Luft. Es kann einfach heißen: 

. . Oberlandesgericht in X, Zivilſenat. 
Beſchluß vom .... 1910 
in der Sache des 
gegen den 

Die Wertfeſtſetzung in dem Beſchluß vom 18. September 1909 wird 
abgeändert von 2 700 000 M. herab auf 400 000 M. 

Will man ja noch etwas erzählen von dem äußerlichen Hergang, 
jo kann man's in kurzen Sätzen in die Gründe bringen. Nötig iſt's 
aber nicht! Von der regiſtrierenden Geiſtesrichtung kommt wirklich 
nicht das Heil! 

Die Einleitungsformel: „In Sachen“ will uns nicht mehr behagen, 
ſie iſt nichtsſagend, taub und abgeſtorben; „in der Strafſache“ hat 
ſchon Inhalt. Vielleicht kommt man dazu, die Namen und Bezeich⸗ 
nung einfach ohne Verbindung über das Schriftſtück zu ſetzen: 

Kläger: Adam Müller in... 
Beklagter: Friedrich Meyer in ... 


49. Von einem Verſäumnisurteil nach Formular mögen 
die alte und eine neue Faſſung einander gegenübergeſtellt werden. 


Der Beklagte wird des Rechts⸗] Der Beklagte iſt der Berufung 
mittels der Berufung gegen das gegen das Urteil der erſten Zivil⸗ 
am 2. Dezember 1907 verkündete kammer des Herzoglichen Landgerichts 
Urteil der erſten Zivilkammer des in Altenburg vom 2. Dezember 1907 
Herzoglichen Landgerichts zu Altenburg verluſtig. Er trägt die Koſten. 
für verluſtig erklärt. Te 

Die Koſten des Rechtsmittels Die Entſcheidung beruht auf 88 515 
fallen dem Beklagten zur Laſt. Abſ. 3, 542 Abſ. 1, 97 Abſ. 1 BPO. 
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Tatbeſtand und Entſcheidungs⸗] Der Berufungskläger hat feine Be⸗ 


gründe: 

Nachdem der Beklagte die von 
ihm gegen das vorbezeichnete Ur⸗ 
teil eingelegte Berufung mittelſt 
Schriftſatzes vom 31. März 1908 zu⸗ 
rückgezogen hat, hat der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte des Klägers 
und Berufungsbeklagten — wie das 
hiermit inſoweit in Bezug ge⸗ 
nommene Sitzungsprotokoll von 
heute (es ſteht oben: auf die Ver⸗ 
handlung vom 27. April 1908) er⸗ 
gibt —, die ordnungsmäßige Ladung 
des nicht erſchienenen Gegners zum 
heutigen Verhandlungstermin und 
die Zuſtellung des die Zurücknahme 
der Berufung erklärenden Schrift⸗ 
ſatzes vom 31. März 1908 nachge⸗ 
wiefen und beantragt: 

den Beklagten des Rechtsmittels 


der Berufung gegen das am 2. De⸗ 


zember 1907 verkündete Urteil der 

erſten Zivilkammer des Herzoglichen 

Landgerichts zu Altenburg für ver⸗ 

luſtig zu erklären und ihm die 

Koſten des Rechtsmittels 

aufzuerlegen. 

Auf Grund der §$ 515 Abſ. 3, 
542 Abſ. 2, 97 Abſ. 1 der BPO. 
war dieſem Antrage, wie ge⸗ 
ſchehen, zu entſprechen. 


rufung durch Schriftſaß vom 31. März 
1908 zurückgezogen, der Berufungs⸗ 
beklagte beantragt, ihn der Berufung 
für verluſtig zu erklären. 

Jener Schriftſatz und die Ladung zum 
Verhandlungstermin ſind ordnungs⸗ 
mäßig zugeſtellt worden (vergl. Sitzungs⸗ 
protokoll). 


50. Gehäufte Inhaltsſätze mit „daß“ machen den Ausdruck 
ſchwerfällig, man ſehe deshalb zu, ob man nicht an manchen 
Stellen Sätze mit der Nennform (Infinitiv) ſetzen kann. 

Schließlich iſt auch das Vorbringen der Kläger, daß die Verzichtser⸗ 
klärung ſeitens des Beklagten nicht angenommen worden ſei, hinfällig. Beſſer 
und auch klarer, da die Beziehung von „ſeitens“ zweifelhaft iſt: das Vor⸗ 


bringen, die Beklagten hätten den Verzicht nicht angenommen. 


Oder: Die 


Beklagten haben den Verzicht angenommen; denn 


Mit Rückſicht auf die Tatſache, daß — „da“ tut dieſelben Dienſte. 

Gänzlich überflüſſig ſind die inhaltsleeren Einleitungen, Ueber⸗ 
leitungen und Schlußſätze. So die Einleitung oder Ueberleitung mit: 
Was anbetrifft, was anlangt, anlangend. 
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„Um ſchließlich auf den letzten Punkt der Reviſion einzugehen, 
ſo iſt auch die Bemängelung, daß zu Unrecht die Notwehr verneint 
ſei, unbegründet.“ Kurz: Schließlich lag auch keine Notwehr vor. 

Soweit eine Verletzung des § 275 StPO. gerügt wird, ijt das Rechts⸗ 
mittel nach § 380 le. unzuläſſig. Es ijt aber auch im übrigen nach § 376 
Abſ. 1 StPO. unzuläſſig, da, abgeſehen von der Verletzung des § 275 
StPO., die Angriffe ſich nur gegen die tatſächlichen Feſtſtellungen des Vorder: 
richters richten. 

Beſſer: | 

Die Rüge, § 275 StPO. fet verlegt, iſt nach § 380 unzuläſſig. 
Im übrigen greift die Reviſionsbegründung nur tatſächliche deititellungen an, 
fie entſpricht nicht dem § 376 SPD. — . 

Weiter ijt zu bemerken, daß ſeitens der Staatsanwaltſchaft ebenfalls 
Berufung eingelegt worden ijt, daß dieſelbe aber unbegründet iſt. — Die 
Berufung der Staatsanwaltſchaft iſt unbegründet. 

Man braucht nicht zu bemerken, daß man etwas bemerkt. 

„Bemerken“ zu ſagen würde fic) nur empfehlen, wenn man etwas 
bringt, was an ſich überflüſſig iſt, und andeuten will, daß man mit 
der Bemerkung einen beſonderen Zweck verfolgt. 

Falſch iſt es, wenn man Nebendinge in den Hauptſatz, und die 
Hauptſache in einen Nebenſatz bringt. Es iſt auch meiſt geſchmack⸗ 
los, verletzt den Rhythmus. Man darf nicht als Hauptſatz nehmen 
die abgegriffene Redensart: es iſt unzweifelhaft, und nun an den 
kurzen Hauptſatz einen langen Nebenſatz anknüpfen, der die Haupt⸗ 
ſache enthält. 

51. Zu hüten hat man ſich in der Regel vor der Umſtellung 
nach: und. Nicht: Das Schwurgericht beginnt am 15. Oktober und 
ift Herr X zum Vorſitzenden ernannt worden, ſondern: Zum Vor⸗ 
ſitzenden iſt Herr X ernannt worden. Nicht: Angeklagte werden von 
der erhobenen Anklage freigeſprochen und werden die Koſten des 
Verfahrens auf die Staatskaſſe übernommen, ſondern z. B.: Die 
Angeklagten werden freigefprochen, die Koſten trägt die Staatskaſſe. 

52. Von dem Gebrauch der Zeiten der Verben haben viele 
Juriſten keine Ahnung. Bunt durcheinander verwenden ſie Perfekt 
und Imperfekt uſw. ohne Sprachgefühl, wie es ihnen gerade in die 
Feder kommt. Gang und gäbe iſt es auch, in demſelben Satze 
ganz unnötig zu wechſeln. Es erſchien ... und gibt zu Protokoll. 

Auch bei der Anwendung des Modus wird viel gefehlt, man 
ſetzt den Indikativ, wo nur der Konjunktiv richtig ſein kann. 
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Was wir hierher und dorther, aus dem innern Weſen und der 
Ausdrucksweiſe, aus unſerer Rechtspflege herausgegriffen haben, ver⸗ 
fehlte ſeinen Zweck, wenn es als neues Schema betrachtet würde. Wir 
wollen wahrhaftig nicht der Beckmeſſerei, der Schulmeiſterei dienen, ſie 
hat, indem ſie Formeln und Buchſtaben anwendet, die Herrſchaft, es gilt 
gerade ſie zu ſtürzen, für das Freie, Natürliche, Ungezwungene, das 
Werdende, das ewig wirkt und lebt, die Herzen zu gewinnen und die 
Gewiſſen zu ſchärfen. Nicht bevormunden wollen wir, nicht für Worte 
und vergängliche Weisheit ſorgen, ſondern begeiſtern für den ewig be- 
wegten Geiſt, deſſen Diener wir alle ſind, Stimmungen ſchaffen, aus 
denen neue Wirklichkeiten entſtehen, innere Freiheit wecken, die der 
Wahrheit gehorchen kann. Wenn der Inhalt wächſt, darf die Form 
nicht in ſtarrer, beinahe geheiligter Unveränderlichkeit verharren wollen! 

Wirtſchaftlichkeit, Anpaſſung muß der erſte Grundſatz des 
Staates im Ganzen und in jedem ſeiner Betriebe ſein. Der „Sinn 
für das Weſentliche“ muß überall wach werden. 

Wenn wir die Bahn von Schutt und Gerümpel frei machen, 
wollen wir allerdings auch für eine Strecke den Weg weiſen; dann 
aber ſoll jeder ſelbſt, indem er Augen und Ohren offen hält, Zweifel 
da ſehen und hören, erkennen, wo er ſie jetzt nicht ſieht, Altbekanntes 
auch einmal mit den Augen des Fremden anſehen, nicht müde 
werden, immer neu zu prüfen und umzulernen. Er faſſe mit feſter 
Hand in die ſchleimige, zähe Maſſe, die ihn umgibt. Woher nur 
das törichte, das Leben ſo ganz verkennende Streben nach Wandlungs⸗ 
loſigkeit, nach Ruhe? Selbſtzufriedenheit, Selbſtgefälligkeit, ja Selbſt⸗ 
verherrlichung, Behagen an der eigenen Enge und der bequemen 
Ungeſtörtheit breiten ihre fchläfernden Schwingen genug über alles. 
Der ſatte Bildungsphiliſter beſpiegelt ſich ſo gern. So mancher 
Juriſt, der ſich heilig verſchwört, er fei kein Philiſter, wird doch noch 
mit ſoviel unſichtbaren Fäden in der Bildungsphiliſterei feſtgehalten, er 
ſchimpft, wenn Schäden aufgedeckt werden. Und ſie beſtehen noch; wer 
es beſtreitet, hat nicht offenen Auges in den Tagesbetrieb hineingeſehen! 

Es iſt keine Kleinigkeit, um die wir hier kämpfen. Das zeigt 
der Widerſpruch, der erweckt wird. Die Juriſterei werde bloß⸗ 
geſtellt, noch dazu aus ihrem Kreiſe ſelbſt. Man hat dafür ein 
recht bequemes Bild zur Hand. Wir haben gebracht, was zu tadeln 
war; es iſt kein angenehmes Beginnen, es erweckt unfreundliche 
Gefühle bei ſo manchen. Wir haben's nur getan aus dem ehrlichen 
Willen, zur Beſſerung etwas beizutragen. Wer dem Staatsganzen 
dient und nicht kleinlich in ſeinem Stande ſtecken bleibt, darf Schäden. 


nicht verbergen, hat die Pflicht, fie offen zu legen. Nur von unten 
auf, durch unbedingte Wahrhaftigkeit können unſere Zuſtände gebeſſert 
werden. Wenn einer Buße predigt, iſt er der Sünder? 

Wenn man alles ſchön findet, was beſteht, wer ſoll ein Bedürfnis 
empfinden, es anders zu machen, weiterzukommen? Nur aus dem 
Gefühl der Unzulänglichkeit wächſt das Neue. Nur durch Beiſpiel und 
Gegenbeiſpiel aus dem Alltag kann Wirkung erzielt werden, nicht durch 
blutleere theoretiſche Schemen. Gleichgültigkeit, Selbſtgenügſamkeit 
war ſtets das Verderben von Völkern und Ständen. Aus dem 
Tadel ſoll ſich lebendige Begeiſterung entzünden. Da gilt's, feſt zuzu⸗ 
faſſen und manche bequeme, lieb gewordene Gewohnheit ind Wanken 
zu bringen, das wird manchem unbequem, das ſagt ſich jeder, der für 
den kommenden Tag arbeitet. Es wäre töricht, wenn er nur geneigte 
Leſer für ſeine Arbeit erwartete. Sie muß Widerſpruch erwecken bei 
jedem, der ihrer geiſtigen Welt widerſtrebt. Widerſtand hervorzurufen, 
liegt doch in der Natur alles ſtrebenden Lebens, alſo bleibt's nicht aus, 
daß auch Feinde herankriechen. Das Schlimmſte für unſere Taten iſt 
doch die Lauheit, die niemanden weder reizt noch ſchreckt. Woher aber 
der Spott und Hohn, der im Uebermaß gewidmet wird? Als ver⸗ 
ruchteſter Tempelſchänder wird hingeſtellt, wer nicht einſtimmt in die 
Selbſtzufriedenheit an den Formen und der Sprache, wer es wagt, an 
den Knechtsſinn zu rühren, der in Buchſtaben verknöchert und in 
krauſen Schnörkeleien erſtarrt. Woher kommt's? 

In der Sprache enthüllt ſich in ſchneidender Schärfe die innere 
Hohlheit, die gedanken⸗ und gefühlloſes Hangen an der alten Form 
in ſich birgt. Die Selbſtzufriedenheit, die da verwundet wird, die 
Eitelkeit wächſt noch durch den Schmerz. Muß er ſich verteidigen, 
jo ſteigert fic) der Stolz, e8 kann kommen, daß es heißt, nun 
gerade nicht, es bleibt erſt recht beim Alten. Das ſind Seelen⸗ 
ſtimmungen der Maſſe. Man klammert ſich an die fadenſcheinigen 
Reſte der alten Rechtspflege, den Amtston, die geheimnisvollen, 
ſtarren Formen. | 

Man will alles Lahme, Krüppelhafte mit befonderer Fürſorge 
erhalten. Auf jeden Schlag folgt der Gegenſchlag. Der Schmerz, 
ſo tief gefühlt, iſt nicht ohne Grund. Die Wunde geht tiefer, als 
es ſcheint. Es iſt nicht nur, daß äußerlich gekratzt, der Roſt des 
Stillliegenden, der Schimmel des Faulenden abgeſchabt wird. Es 
geht ins Innere: der Staat und die unnahbare Bürokratie bleiben 
nicht mehr myſtiſches Gebilde, das gefürchtet wird, hoch erhaben 
über den Untertanen, die Bürokratie herrſcht nicht mehr in geheimnis⸗ 
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voller, dumpfer, mürriſcher Gewichtigkeit und Abgeſchloſſenheit. Be⸗ 
amtentum und Einrichtungen der Rechtspflege ſollen nicht mehr 
Selbſtzweck ſein. Menſchen, Menſchen moderner Arbeit ſollen auch 
wir fein! Helligkeit, Lebensluſt, Kraft, Geſtaltungswillen und Ge⸗ 
ſtaltungsvermögen ſollen zur Regſamkeit in der Rechtskunſt, Gerechtig⸗ 
keitskunſt anfeuern. Der Aufbau der Juſtiz muß durchlüftet werden. 
Die Rechtſprechung und das Beamtentum greifen immer mehr in alle 
Lebensgebiete ein und umgekehrt faßt das Leben ſie an allen Ecken 
und Enden an. Nicht als Inhaber ſtiller Augurentätigkeit werden 
die Richter mehr verehrt. Von der sella curulis Anträge gewichtig und 
formal „abzuſchmettern“, ſoll nicht mehr ihre innere Befriedigung fein. 
Sie müſſen ſich mehr eingliedern in die Zuſammenhänge des Volks— 
tums. Unter die Menſchen müſſen ſie gehen und ihre Sprache reden, 
wollen ſie Einfluß gewinnen auf die eilende Zeit. Es geht an den 
Beſtand des bürokratiſchen, engherzigen Staats, der verknöcherten 
Rechtspflege! Es finfen die äußeren Zeichen ihrer Herrſchaft; wenn 
der Purpur fällt, muß aber auch der Herzog nach. Angemalte 
Götzen werden geſtürzt, das Lebendige, Menſchliche ſteigt empor! 
Zwar beſcheiden wir uns damit, daß Geſetz und Rechte ſich ſchleppen 
und rücken ſacht von Ort zu Ort, doch es heißt auch: 
Zu neuen Ufern lockt ein neuer Tag! 


Entſcheidungen. 


Aus der Rechtſprechung der Thüringiſchen Gerichte. 


Entſcheidungen des Oberlandesgerichts in Jena. 
Herausgegeben von den Mitgliedern des Gerichtshofes. 


1. Bürgerliches Recht und Verfahren. 


1. Rechte des erſtinſtanzlichen Prozeß bevollmächtigten, 
wenn der Prozeß in der Berufungsinſtanz ſchwebt. 
Während der Rechtsſtreit in der Berufungsinſtanz ſchwebte, fand 

eine Beweisaufnahme vor erſuchtem Richter bei dem Amtsgericht Z. 
ſtatt. Der erſtinſtanzliche Prozeßbevollmächtigte der Kläger, Rechts⸗ 
anwalt A. in Gotha, der durch den derzeitigen Prozeßbevollmächtigten 


Kenntnis von dem Beweisaufnahmetermin erhalten hatte, nahm den 
Blätter für Rechtspflege LVII. N. F. XXXVII. 10 
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Termin wahr und überreichte Prozeßvollmacht von der Partei (aud: 
geſtellt zur Zeit des Prozeßbeginns). 

Nachdem die Erſtattung der Korreſpondenzgebühr abgelehnt worden 
iſt, verlangten die Kläger von der unterlegenen Partei die Erſtattung 
der im § 45 GebO. f. RA. geordneten Prozeßgebühr für die Vor⸗ 
bereitung des Beweisaufnahmetermins. Das Landgericht hat das 
Geſuch abgelehnt, weil der Rechtsanwalt A. weder von dem Prozeß⸗ 
bevollmächtigten der zweiten Inſtanz noch von der Partei ſelbſt mit 
der Vertretung in dem Beweistermine betraut worden ſei, alſo keine 
Gebühr erwachſen ſei, die der Gegner zu erſtatten habe. Den Mangel 
eines dahingehenden Spezialauftrags beſtreiten die Beſchwerdeführer 
nicht, ſie machen dagegen geltend: die Kläger hätten bei Prozeßbeginn 
den Rechtsanwalt A. ganz allgemein mit der Führung des Prozeſſes 
beauftragt. Dieſer Auftrag erlöſche erſt, wenn der Prozeß endgültig 
erledigt und mit dem Auftraggeber abgerechnet worden fei. Daß für 
die zweite Inſtanz am Oberlandesgericht nominell ein anderer Anwalt 
mit der Prozeßführung betraut werde, ändere an dem urſprünglichen 
Auftragsverhältnis nichts. Der Anwalt fet, auch wenn der Prozeß 
jetzt nicht direkt von ihm geführt werde, berechtigt und ſogar ver⸗ 
pflichtet, einen Beweisaufnahmetermin wahrzunehmen, wenn er es im 
Intereſſe feines Auftraggebers für geboten erachte. Eines ſpeziellen 
Auftrages hierzu bedürfe es weder von der Partei noch vom zweit⸗ 
inſtanzlichen Prozeßbevollmächtigten. Die Parteiintereſſen hätten im 
vorliegenden Falle gefordert, daß die Partei im Termine nicht unver⸗ 
treten fei. Der Auftrag der Partei werde durch die überreichte Prozeß⸗ 
vollmacht nachgewieſen. 

Die Beſchwerde iſt nicht begründet. Iſt auch die Stellung des 
Rechtsanwalts als Prozeßbevollmächtigten ihrem Weſen nach eine 
ſelbſtändige, ſo daß für ſeine Entſchließungen, ſoweit keine ſpeziellen 
Weiſungen der Partei vorliegen, ein weiter Spielraum gegeben iſt, 
ſo kommt ihm dieſe freie Stellung doch nur als dem mit der Prozeß⸗ 
führung beauftragten, alſo kraft des Anwaltsvertrags zu und nicht 
als Inhaber der Prozeßvollmacht. Die Vollmacht, welche lediglich 
die Vertretungsbefugnis nach außen regelt, wird häufig in weitgehender 
Weiſe erteilt, damit der Anwalt im Verhältnis zu dritten möglichſt 
unbeſchränkt im Intereſſe der Partei zu handeln in der Lage iſt, ohne 
daß er für jeden einzelnen Fall einer ſpeziellen Legitimation bedarf. 
Die Unterzeichnung einer den Anwalt zur Vertretung in Beweisauf⸗ 
nahmeterminen ermächtigenden Prozeßvollmacht beweiſt deshalb noch 
nichts für die Exiſtenz des Auftrags. Ob ein ſolcher vorliegt oder 
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nicht, tt durch Auslegung des Anwaltsvertrags zu ermitteln. Dae 
nach war der Rechtsanwalt A. mit der Führung des Prozeſſes in 
der erſten Inſtanz einſchließlich der Zwangsvollſtreckung, möglicher⸗ 
weiſe mit der Beſtellung des zweitinſtanzlichen Bevollmächtigten und 
der Vermittelung der Korreſpondenz zwiſchen dem zweitinſtanzlichen 
Anwalt und der Partei beauftragt. Nachdem für die zweite Inſtanz 
ein neuer Rechtsanwalt gewonnen war, ſtanden die Entſchließungen, 
die dem Prozeßbevollmächtigten zukommen, dem einzigen Prozeß⸗ 
bevollmächtigten, den es in der zweiten Inſtanz gab, nämlich 
Rechtsanwalt Dr. H. in Jena zu. Der dem Rechtsanwalt A. in 
Gotha erteilte Auftrag mag noch nicht beendigt geweſen ſein, auf die 
Führung des Prozeſſes, ſolange dieſer in den höheren Inſtanzen 
ſchwebte, erſtreckte er ſich von vornherein nicht. Diejenigen Ent⸗ 
ſchließungen, die der Anwalt frei, d. h. ohne beſondere Inſtruktion 
des Auftraggebers zu treffen hatte, ſtanden dem Prozeßbevollmächtigten, 
alſo H. zu. Er hatte zu entſcheiden, ob die Vertretung im Beweis— 
aufnahmetermin nötig war, und konnte einen Gothaer Rechtsanwalt 
als ſeinen Subſtituten und mittelbaren Vertreter der Partei mit 
der Wahrnehmung des Termins betrauen. Daneben konnte die 
Partei ſelbſt — mit welchen Folgen für ihr Verhältnis zu dem Pro— 
zeß bevollmächtigten, kann hier unerörtert bleiben — einen Rechtsanwalt 
als ihren direkten Vertreter in den Beweisaufnahmetermin ſenden. 
Daß ein derartiger Auftrag erteilt worden fei, können die Beſchwerde— 
führer nicht behaupten. Der dem erſtinſtanzlichen Anwalt beim Pro⸗ 
zeßbeginn erteilte allgemeine Auftrag zur Führung des Prozeſſes 
enthielt ihn nicht. Die Beſchwerde ſtellt das Verhältnis zwiſchen 
dem Korreſpondenzanwalt und dem Prozeßbevollmächtigten, wie es 
dem Geſetz vorſchwebt, geradezu auf den Kopf, wenn es den Ver⸗ 
mittler zur Hauptperſon und den Prozeßbevollmächtigten in der zweiten 
Inſtanz als Marionette hinſtellt, die ihre Glieder nach den Direktiven 
des früheren Prozeßbevollmächtigten bewegt. Sollten ſich auch tat— 
ſächlich die Dinge ſo abſpielen, wie die Beſchwerde ſie darſtellt, das 
Geſetz geht von einem anderen Standpunkte aus: § 45 Gebd. 
fordert Subſtitution des Prozeß bevollmächtigten oder einen neben der in 
erſter Inſtanz erteilten allgemeinen Prozeßvollmacht gegebenen Auftrag. 

Beſchluß des 3. Zivilſenates vom 8. März 1909, W 21/09 
(nach Gotha). 


2. Steht die in Polizeiverordnungen aufgenommene 
Straßenreinigungspflicht der Anlieger im Ein- 
10* 
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klang mit 8 70 Ziff. 8 des Gothaiſchen Gemeinde— 

geſetzes von 1858. 

Die Straßenpolizeiordnung für den Stadtbezirk Gotha vom 
8. Juni 1880 ſchreibt in den §§ 2 und 8 vor, daß die Hausbeſitzer 
an chauſſierten Straßen während des Winters „die betonierten Fuß⸗ 
wege gangbar zu erhalten, ins beſondere bei Schneewetter 
auf ihnen Bahn zu kehren, bei Glätte dieſelben mit Sand oder 
klarem Kies oder mit Aſche zu beſtreuen, auch bei Tauwetter die 
betonierten Fußwege aufzueiſen haben“. 

Außerdem haben ſie die Fußwege während des ganzen Jahres 
zu reinigen, und zwar regelmäßig am Mittwoch und Sonnabend. 

Das Landgericht hat der Polizeiverordnung die Gültigkeit inſo— 
weit abgeſprochen, als ſie Anordnungen bezüglich der Reinigungs- und 
Streupflicht der Straßenanlieger enthalte. Denn dieſe Pflicht liege 
kraft Geſetzes der Gemeinde (§ 70 Goth. GemGeſ. vom 11. Juni 
1858) ob und hieran könne eine Polizeiverordnung nichts ändern. 
Eine ſolche dürfe den beſtehenden Geſetzen nicht widerſprechen; ſie 
könne nur im Rahmen der Geſetze den einzelnen gewiſſe Handlungen 
gebieten oder verbieten, nicht aber über den Umkreis beſtehender Ver⸗ 
pflichtungen hinaus neue Rechtspflichten für den einzelnen begründen. 
Eine Abwälzung der Gemeindelaſt auf die Hausbeſitzer ſei zwar zu⸗ 
läſſig, könne aber nur im Wege des Ortsſtatuts erfolgen. Eine 
Obſervanz älteren Datums, wonach die Anlieger zu ſtreuen hätten, ſei 
nicht feſtzuſtellen. Aber hätte ſie auch beſtanden, ſo ſei ſie durch 
§ 70 des Gemeindegeſetzes aufgehoben. 

Dieſe Auffaſſung iſt rechtsirrig. Es handelt ſich in der Straßen⸗ 
polizeiordnung von 1880 nicht um die Abwälzung einer der Stadt 
obliegenden Pflicht, die allerdings nicht durch Polizeiverordnung er⸗ 
folgen kann. Die Sache verhält ſich anders. 

Die hier in Rede ſtehende Pflicht zur Erhaltung der Sicherheit 
und Ordnung in den öffentlichen Straßen der Stadt Gotha iſt von 
altersher eine Pflicht der Hausbeſitzer geweſen. Wie das gekommen 
iſt, wo der Anfang in der Anliegerheranziehung zu ſuchen iſt, läßt 
ſich nicht ſagen. Einen dokumentariſchen Nachweis für ihr Beſtehen 
bildet die „Straßen⸗Polizeiordnung für die Herzogl. Sächſ. Reſidenz⸗ 
ſtadt Gotha vom 9. April 1840“, die vom Stadtrat erlaſſen iſt 
(vergl. § 94 der landesherrlichen Verordnung über die künftige Ver⸗ 
waltung des gemeinen Weſens der Herzogl. Reſidenzſtadt Gotha vom 
16. Januar 1832 GS. 2, 136). Sie trifft zur Aufrechterhaltung in 
den Straßen der Stadt folgende Anordnungen: 
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1) Jeder Hausbefiger in der Stadt oder deren Vorſtädten hat 
bis zur Mitte der Straße für deren Reinigung längs des Grund⸗ 

ſtücks zu ſorgen. 

2) Regelmäßige Straßenreinigungen müſſen Mittwochs und 
Sonnabends, außerdem ſo oft als notwendig ſtattfinden. 

3) Die Fußwege ſind gangbar zu halten, bei Schneewetter ſind 
ſie jeden Morgen vom Schnee zu ſäubern, bei Glätte mit Sand 
oder klarem Kies, nicht aber mit Aſche oder Sägeſpänen zu be⸗ 
ſtreuen und bei Tauwetter aufzueiſen. 

Dabei handelt es ſich nicht um Neuerungen, wie aus dem Druck— 
ſtück ſelbſt hervorgeht. Es iſt vielmehr — wie die Einleitung ſagt — 
„für angemeſſen befunden worden, die hauptſächlichſten Vorſchriften 
zuſammenzuſtellen und bezugsweiſe zu erneuern, welche für die hieſige 
Straßenpolizei beſtehen und die auf Befehl der Herzoglichen Landes⸗ 
regierung künftig pünktlich befolgt und gehandhabt werden ſollen“. 
Dem Stadtrat ſtand ſchon damals die Ortspolizei als Organ der 
Staatsgewalt zu (88 5, 7 Ziff. 2 des Patents vom 16. Januar 1832), 
er übte ſie unter der Oberaufſicht der Landesregierung aus (§ 193 
daſelbſt). Im vorliegenden Falle lag ein Befehl der Landesregierung 
zur Befolgung der Anordnungen vor. Die Herzogliche Landesregierung 
in Gotha war als obere Landespolizeibehörde (§ 7 ff. der Verordnung 
über den Geſchäftskreis der Landes regierungen Beil. II zum Patent 17 
vom 30. Oktober 1828 über den Verwaltungsorganismus) durch 
eine Konſtitution — die dem Lande erſt 1852 zuteil wurde — nicht 
beſchränkt. Eine Zuſtimmung der Stadtverordneten kam für dieſen 
Erlaß des Stadtrats auch nicht in Frage. Selbſt wenn daher in 
dieſer Straßenpolizeiordnung von 1840, was ſchwerlich der Fall ſein 
dürfte, der Urſprung der Anliegerverpflichtung zu ſuchen wäre, würde 
ein ſtaatsrechtliches Bedenken gegen deren Gültigkeit nicht zu erheben 
ſein. Es iſt auch nicht erhoben. | 

Die neu redigierte, vom Herzoglichen Staatminiſterium genehmigte 
Straßenpolizeiordnung für die Stadt Gotha, erlaſſen vom Stadtrat 
unterm 29. September 1865, publiziert mittels der Gothaiſchen Zeitung 
vom 31. Oktober 1865 wiederholt in den §§ 1 und 7 dieſe Bore 
ſchriften ohne weſentliche Aenderung. Daran ſchließt ſich die Polizei 
verordnung vom 8. Juni 1880 an. 

An der Tatſache, daß ſeit 1840 bis zum Erlaß der Staats- und 
Gemeindeorganiſationsgeſetze vom 11. Juni 1858 und auch weiterhin 
bis in die neueſte Zeit die Uebung in der Stadt Gotha dahin ging, 
daß die Hausbeſitzer die Fußwege im Winter, in der Ueberzeugung, 
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dazu rechtlich verpflichtet zu fein, gangbar erhalten haben, ift nicht zu 
zweifeln. Daraus ergibt fic, daß am 1. Juli 1858, dem Tage des 
Inkrafttretens des ſogenannten Organiſationsgeſetzes und des Ge⸗ 
meindegeſetzes, wenn nicht eine Beſtimmung des geſchriebenen Rechtes, 
durch die die Anliegerpflicht neu eingeführt wäre (nämlich die Straßen⸗ 
polizeiordnung vom 9. April 1840), ſo doch jedenfalls eine Obſervanz 
dieſes Inhalts beſtand. Eine zwingende geſetzliche Beſtimmung, welche 
die Bildung einer derartigen Obſervanz unmöglich machen würde, 
gibt es nicht. Ihre Kraft als Rechtsquelle neben den Statuten- 
geſetzen iſt in der Geſetzgebung wiederholt anerkannt (vergl. z. B. § 6 
unter aa der Verordnung über den Geſchäftskreis der Landes⸗ 
regierungen Beil. II zum Patent 17 vom 30. Oktober 1828 über 
den Verwaltungsorganismus). Die verhältnismäßig kurze Zeit von 
18 Jahren genügt zur Feſtſtellung der Obſervanz hier, wo es ſich 
um eine geringe räumliche Ausdehnung und ein häufiges Vorkommen 
des zu regelnden Verhältniſſes handelt (RG. 52, 426). 

Gegen dieſe Obſervanz kann man nicht den gerichtsbekannten Um⸗ 
ſtand ins Feld führen, daß von jeher die Promenadenwege in den Alleen 
der Stadt nicht von den Anliegern, ſondern von den Eigentümern 
dieſer Anlagen zu reinigen und gangbar zu erhalten geweſen ſind. 
Die Obſervanz, daß die Anlieger vor ihrer Türe zu kehren hatten, 
beſchränkte ſich allerdings auf die öffentlichen ſtädtiſchen Straßen. 
Die Straßenpolizeiordnung vom 9. April 1840 erwähnt dies nicht 
beſonders, und brauchte es nicht zu erwähnen, weil die Polizeigewalt 
des Stadtrats ſich nicht auf den herrſchaftlichen Grundbeſitz bezog 
(8 7 Ziff. 2 der Stadtverfaſſung vom 16. Januar 1832 GS. 2, 
112). In der Straßenpolizeiordnung vom 29. September 1865 
(Schlußſätze zu §§ 1 und 7) iſt dieſe Ausnahme unter Hinweis auf 
den beſtehenden Zuſtand („wie bisher“) auf ausdrückliche Anordnung 
des Staatsminiſteriums vom 1. Juli 1865 (Stadtratsakten Loc. 11 
Nr. 4) aufgenommen, bei der Neuredaktion von 1860 aber auf 
miniſterielle Anweiſung (Verfügung vom 16. Mai 1880, Stadtrats⸗ 
akten Loc. 11 Nr. 17) wieder geſtrichen worden. 

Ob noch weitere Ausnahmen von der Obſervanz für Fälle, die 
nicht zu den Regelfällen gehören, beſtanden haben, etwa für Privat⸗ 
ſtraßen, die dem öffentlichen Verkehr gewidmet worden ſind, kann hier, 
wo es ſich um den Regelfall einer ſtädtiſchen Straße handelt, uner⸗ 
örtert bleiben. 

Das Beſtehen einer Rechtsvorſchrift des geſchriebenen oder un⸗ 
geſchriebenen Rechts über die Verpflichtung der Hausbeſitzer zum 
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Streuen und Kehren uſw. muß man im Auge haben, wenn man 
der hier einſchlagenden Vorſchrift in § 70 des Gemeindegeſetzes vom 
11. Juni 1858 gerecht werden will. Sie lautet: 

Der Gemeindezweck umfaßt alle diejenigen Angelegenheiten, 
welche von den Geſetzen als Gegenſtände von Befugniſſen oder 
Pflichten der Gemeinde bezeichnet werden, namentlich alſo die Er⸗ 
haltung des Gemeindeverbandes ſelbſt, daher (1. 2. uſw.) 

8. die Sorge für die Reinlichkeit und Ordnung in den Orts— 
ſtraßen. 

Zugegeben, damit ſei nicht nur eine Zuſtändigkeitsvorſchrift ge⸗ 
geben (Abgrenzung der Zuſtändigkeit der Gemeindebehörde gegen die 
Staatsbehörde), ſondern der Gemeinde eine Laſt zugewieſen, ſo iſt 
doch mit der Auferlegung der Sorgepflicht noch nicht geſagt, daß 
die Gemeinde die Reinigung, Gangbarmachung uſw. unter allen Um⸗ 
ſtänden zu bewirken habe. Der Stadt iſt die Fürſorge auferlegt. 
Soweit anderweit für dieſe Dinge geſorgt war, war eben die Sorge 
gegenſtandslos. Insbeſondere war dies beim Vorliegen einer Ob⸗ 
ſervanz, wie der hier feſtgeſtellten, der Fall. Eine ſolche Obſervanz 
hat die Bedeutung einer ſelbſtändigen öffentlich⸗rechtlichen Norm, ver⸗ 
möge deren für die Grundbeſitzer an Stelle der Gemeinde die 
Reinigungspflicht begründet iſt, ſo daß ſie gegenüber der zur Fürſorge 
für den Straßenverkehr, die allgemeinen ſanitären Verhältniſſe uſw. 
berufenen Ortspolizeibehörde unmittelbar pflichtig ſind. Man mutet 
dem Geſetze Unverſtändiges zu, wenn man ihm zutraut, es wolle die 
beſtehenden Obſervanzen in den Städten über den Haufen rennen 
und die erneute Feſtſtellung der gleichen Anliegerpflicht, wie ſie ob⸗ 
ſervanzmäßig beſtand, von der Zuſtimmung der Stadtverordneten zu 
einem dahingehenden Ortsſtatut abhängig machen. Es bedurfte zur 
Aufrechterhaltung dieſer eine polizeiliche Laſt der Anlieger an⸗ 
ordnenden Obſervanz keiner Aufrechterhaltungsbeſtimmung, wie fie für 
gewiſſe perſönliche Gemeindedienſte in § 180 des Gemeinde- 
geſetzes gegeben iſt, die neben und vor den Gemeindelaſten des 
$ 182 Gemeindegeſetzes in Kraft bleiben ſollen. Wenn das Gemeinde: 
geſetz beſtimmte, daß die Gemeindebedürfniſſe, ſoweit nicht Vermögen 
und beſondere Fonds zureichen, durch Abgaben zu decken ſind, ſo be⸗ 
durfte es wegen dieſer Beſtimmung beſonderer Vorſchriften, wenn be⸗ 
ſtimmte Gemeindebedürfniſſe durch perſönliche Leiſtungen (Nachtwachen, 
Hand⸗ und Spanndienſte) erfüllt und der beſtehende Zuſtand auf⸗ 
rechterhalten werden ſollte. Anders verhält es ſich mit der hier in 
Rede ſtehenden Obſervanz. Das Gemeindegeſetz will kommunale An⸗ 


— 152 — 


gelegenheiten regeln. Iſt die Pflicht der Anlieger eine Polizeilaſt der 
Polizeibehörde gegenüber, ſo wird ſie vom Gemeindegeſetz überhaupt 
nicht berührt. Das Gemeindegeſetz iſt nicht dazu berufen und Orts⸗ 
ſtatuten ſind nicht in der Lage, dieſe Polizeilaſt zu regeln. 

Als öffentlich⸗ rechtliche Rechtsnorm erſtreckt ſich die Obſervanz auf 
ſämtliche Anlieger und auf alle, auch auf die nach ihrer Ausbildung 
angelegten öffentlichen ſtädtiſchen Straßen, ſofern ſie ſich nicht erweis⸗ 
lich nur für beſtimmte Straßen oder nur für beſtimmte Beſitzer oder 
für beſtimmte Gattungen nicht ausgebildet hat. Es iſt deshalb auch 
daraus kein Einwand gegen die Klage herzuleiten, daß die Dorotheen⸗ 
ſtraße als öffentliche ſtädtiſche Straße erſt in den 80er Jahren des 
vorigen Jahrhunderts angelegt worden iſt, wie gerichtsbekannt iſt. 

Steht die Verpflichtung der Hausbeſitzer als Polizeilaſt obſervanz⸗ 
mäßig feſt, ſo können durch Polizeiverordnung polizeiliche Anordnungen 
über die Art und Weiſe ihrer Erfüllung getroffen werden. Die 
Polizei kann beſtimmen, an welchen Tagen die Pflicht auszuüben, 
womit zu ſtreuen iſt uſw. (Vergl. Germershauſen, Wegerecht und 
Wegeverwaltung in Preußen 1, 74 ff.) 

Die Gothaer Straßenpolizeiverordnung vom 8. Juni 1880 hat 
danach die Verpflichtung der Beſitzer zur Gangbarerhaltung der Straßen 
nicht begründet, fußt vielmehr auf deren Herleitung aus einer anderen 
Rechtsquelle. Ein Bedenken gegen die Gültigkeit der §§ 2 und 8 
beſteht nicht. 


3. Anwendung des 8326 BGB. auf einen Darlehens⸗ 
vertrag. 

Der Kläger forderte vorzeitige Rückzahlung eines auf 10 Jahre 
gewährten Darlehens, weil ihm der Beklagte den verſprochenen 
Hypothekenrang nicht verſchafft hatte. Das Landgericht wies die Klage 
ab und verwies den Kläger auf die Geltendmachung des ihm er⸗ 
wachſenen nachweisbaren Schadens. Das Oberlandesgericht erkannte 
abändernd gemäß dem Klaganſpruch. Aus den Gründen: 

Der Klaganſpruch ſtützt ſich auf die unſtreitige Tatſache, daß die 
Hypothek für das Darlehen von 20000 M. nicht wie zugeſagt, 
nach 36000 M. Vorhypotheken, ſondern nach 39460 M. auf dem 
einen und nach 45460 M. auf dem anderen Grundſtück eingetragen 
iſt. Er fällt jedenfalls, wenn der Kläger nicht beſchwören kann, daß 
er nicht nachträglich auf die Einhaltung der Zuſage verzichtet hat. 

Steht aber feſt, daß der Kläger nicht verzichtet hat, ſo iſt ſein 
Rücktritt vom Darlehnsvertrag begründet. Das Landgericht verneint 
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das und kann ſich dafür auf die faſt einſtimmige Anſicht der Rechts⸗ 
lehrer berufen, wonach das Darlehen, auch das verzinsliche, ein ein⸗ 
ſeitiger Vertrag iſt, auf den alſo die Vorſchrift des § 326 BGB. 
— auf ſie ſtützt der Kläger ſein Rücktrittsrecht — nicht angewendet werden 
kann. Allein für Darlehnsverträge der hier vorliegenden Art kann 
dieſe Anſicht nicht als zutreffend anerkannt werden. 

Das Weſen des gegenſeitigen Vertrags beſteht darin, daß ſich 
beide Teile zu Leiſtungen verpflichten, und daß dieſe die Natur von 
Tauſchleiſtungen, Gegenleiſtungen haben. Schon das erſte Begriffs⸗ 
merkmal ſoll beim Darlehen fehlen. Erſt mit der Hingabe des Dar⸗ 
lehens ſoll eine Verpflichtung entſtehen, aber nur für den Darlehns— 
nehmer. Vorher ſoll lediglich auf Grund eines etwaigen Vorvertrags, 
alfo eines anderen als des Darlehnsvertrags, die, wiederum einſeitige, 
Verpflichtung des das Darlehen Verſprechenden zu feiner Hergabe bee 
ſtehen. Eines Zuſatzvertrags ſoll es bedürfen, wenn auch eine Ver⸗ 
pflichtung zum Nehmen des Darlehns begründet werden ſoll. Vgl. 
Staudinger und die dort Zitierten, auch Planck, Vorbem. III 5 
und V 1 b vor § 607 BGB. Nur im letzten Punkte iſt der 
Staudingerſche Kommentar anderer Anſicht. Er läßt den Vor⸗ 
vertrag den allgemeinen Normen über zweiſeitige Verträge unterworfen 
fein (Vorbem. 2a vor § 607). 

Bei unbefangener Betrachtung kann man kaum zweifelhaft dar- 
über ſein, daß dieſe Konſtruktion mehr rechtshiſtoriſchen Gründen als 
dem Blick für die Wirklichkeit der Gegenwart ihr Daſein verdankt. 
Gegenüber dem langfriſtigen, verzinslichen und dinglich geſicherten 
Darlehen, wie es für das heutige Wirtſchaftsleben hauptſächlich in 
Betracht kommt, erſcheint ſie willkürlich und gekünſtelt. Zugegeben, 
daß ſie auch den Vorſchriften des BGB. über das Darlehn entſpricht, 
ſo ergibt das nur, daß der Darlehnsverkehr in ſeinem Haupttypus 
dieſen Regeln nicht folgt, ſondern ſeine eigenen Wege geht, was ihm 
bei der durchweg dispoſitiven Natur der geſetzlichen Vorſchriften un⸗ 
verwehrt iſt. 

Man wird unbedenklich ſagen dürfen, daß es bei Rechtsverhält⸗ 
niſſen der hier vorliegenden Art keiner Partei, es ſei denn, ſie wäre 
juriſtiſch gebildet, in den Sinn kommen wird, daß ſie zunächſt nur 
einen Vorvertrag abſchließe, der durch die Hingabe des Darlehns erfüllt 
und durch ein neues Vertragsverhältnis erſetzt werde. Das wird ſo 
wenig der Fall ſein, wie etwa der Mieter und Vermieter einer Wohnung 
auf den Gedanken kommen, zunächſt einen Vorvertrag über Einräumung 
der Wohnung und dann erſt den eigentlichen Mietvertrag abzuſchließen. 
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Das ganze Verhältnis wird von vornherein einheitlich gedacht und 
geregelt. Die Auszahlung der Darlehnsvaluta iſt nicht mehr Erfüllung 
des urſprünglichen Vertrags als die Beſtellung der vereinbarten Sicher⸗ 
heit, die Verzinſung und Rückzahlung des Darlehns. Von vornherein 
und ohne Zuſatzvertrag erwartet der Kapitaliſt ſo gut die Abnahme 
des Darlehns wie der andere Teil feine Gewährung. Mit dem 
vereinbarten Termin beginnt die Verzinſung, gleichgültig, ob das Dar⸗ 
lehnskapital abgehoben wurde oder nicht. Nicht in der Hingabe des 
Darlehns erſchöpft ſich die Verpflichtung des Darlehnsgebers. Sie 
wäre wertlos für den anderen Teil, ſtände ihr nicht die Pflicht zur 
Belaſſung des Darlehns während der feſtgeſetzten Zeit zur Seite. 
Dabei kann kein entſcheidendes Gewicht darauf gelegt werden, ob die 
letztere Pflicht juriſtiſch⸗techniſch eine ſelbſtändige Geſtalt annimmt, 
oder ſich in die Form einer Befriſtung des Rückforderungsrechts des 
Darlehnsgläubigers umſetzt. Für die Betrachtung des Verhältniſſes 
in ſeiner Totalität und namentlich die Beurteilung ſeines Charakters 
als eines ſynallagmatiſchen oder nicht ſynallagmatiſchen iſt das eine 
ganz untergeordnete Frage. In der Nutzung des Darlehnskapitals 
einerſeits und ſeiner ſicheren Anlegung und dem Zinsgenuß andererſeits 
liegt Kern und Zweck des rechtlichen Verhaltens beider Teile. Daß 
aber die hierin beſchloſſenen Leiſtungen die Natur von Austauſch⸗ 
leiſtungen haben, bedarf keiner Auseinanderſetzung. Hingabe und 
Rückzahlung des Darlehns, in denen die Theorie den Schwerpunkt 
und das Charakteriſtiſche des Verhältniſſes erblickt, haben in Wirklich⸗ 
keit nur ſekundäre Bedeutung. In jeder Hinſicht gleicht die Kapital⸗ 
miete der Sachmiete, einem Vertrage von anerkannt eminent gegen 
ſeitigem Charakter. 

Die Konſequenzen aus dieſer Betrachtungsweiſe entſprechen allein 
den Anforderungen des redlichen Geſchäftsverkehrs. Daß ſich der 
Darlehnsnehmer, dem der andere Teil vertrauender- oder auch unvor⸗ 
ſichtigerweiſe das Darlehn ausgezahlt hat, ehe die Verpflichtung zur 
bedungenen Sicherſtellung erfüllt war, dieſer Verpflichtung ſoll ent⸗ 
ziehen dürfen, ohne alsbaldige Rückforderung des Kapitals gewärtigen 
zu müſſen, entſpricht gewiß nicht der Forderung von Treu und Glauben 
im Verkehr. Die Verweiſung auf das Schadenderſatzrecht iſt völlig 
ungenügend. Die Annahme, daß die Hergabe unter der „Bedingung“ 
der Sicherſtellung erfolgt und daher kondizierbar fet, wird in den 
meiſten Fällen auf ſchwachen Füßen ſtehen. Ausgeſchloſſen iſt der 
Gedanke an eine Bedingung im Rechtsſinne bei der Verzinſung. 
Und doch erſcheint es nicht minder unerträglich, daß der Darlehn?- 
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ſchuldner fortgeſetzt mit der Zinszahlung ſäumig ſein und doch das 
vielleicht auf 10 und mehr Jahre geliehene Kapital ſoll behalten 
dürfen, wenn der Gläubiger nicht die ihm bei Staudinger 
Dem. VI i zu 8 607 empfohlene Vorſchrift gebraucht hat, ſich für 
dieſen Fall die vorzeitige Rückzahlung beſonders auszubedingen. 

Der Senat iſt daher der Meinung, daß der hier vorliegende 
Vertrag ein zweiſeitiger iſt. Dieſe Meinung deckt ſich mit der in der 
Litteratur von Kohler, Bürgerliches Recht II § 128 und Affolter, 
Arch BürgR. 26, 1 ff. vertretenen. 

Das Reichsgericht erkennt in der Entſcheidung vom 29. März 1909 
(JW. 1909 S. 309) wenigſtens unter Umſtänden Verträge, in denen 
ſich der eine Vertragsteil zur Gewährung eines Darlehns gegen Be— 
ſtellung einer Hypothek durch die Gegenſeite verpflichtet, als gegen⸗ 
ſeitige an, will freilich dabei in weitergehender Weiſe individualiſieren, 
als dies mit dem hier grundſätzlich eingenommenen Standpunkt ver— 
träglich ſein würde. Auch bei einer derartigen mehr individualiſierenden 
Betrachtung ergibt ſich die Natur des vorliegenden Darlehnsvertrags 
als eines gegenſeitigen .. .. (Wird ausgeführt.) 

Urteil des 3. Zivilſenats vom 10. Juni 1909, 3 U 69/09 
(nach Gotha). 


4. Koſtenanſatz bei Hereinziehung nicht anhängiger 

Anſprüche in den gerichtlichen Vergleich. (88 23, 101 

R. GK G.; §§ 1, 39, 31, 111 altenb. GK O.; § 7 Nr. 3, 

Tar. Nr. 34 A altenb. Stemp StG.) 

Zwiſchen den Parteien war ſtreitig geworden, ob ein Gleismiet— 
verhältnis beendigt fei. Die Klägerin klagte den Mietzins auf 3 Biertele 
jahre im Geſamtbetrage von 3750 M. ein. 

Vor dem beauftragten Richter des Oberlandesgerichts kam es 
zu einem Vergleiche, durch den gegen eine Abfindungsſumme von 
30000 M. das ganze Rechtsverhältnis beſeitigt wurde. 

In dem Beſchluſſe über eine Erinnerung gegen die Koſtenrechnung 
heißt es: 

Gegenſtand des vor dem beauftragten Richter am 25. Juni 1909 
zu Protokoll gegebenen Vergleichs war nicht nur der Streitgegen⸗ 
ſtand — der eingeklagte Gleismietzins von 3750 M. — ſondern 
außerdem die Aufhebung aller übrigen gegenwärtigen und künftigen 
Anſprüche der Klägerin an die Beklagte wegen der ſogenannten 
Spora⸗Bahn. Durch Beſchluß vom .. .. ift der Wert des Prozeß⸗ 
gegenſtandes der Berufungsinſtanz auf 3750 M. und der Wert jener 
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außer dem Prozeßgegenſtande in dem Vergleiche noch mitbeurfundeten 
Gegenſtände auf 26250 M. feſtgeſetzt worden. 

Es kann ſelbſtverſtändlich keine Rede davon ſein, daß der über 
den Prozeßgegenſtand hinausgehende Vergleichsgegenſtand koſtenfrei 
mitbeurkundet wird. Es kann alſo nur in Frage kommen, ob die 
Gebühr ganz — von 30000 M. — nach dem Reichs-⸗Gerichtskoſten⸗ 
geſetze zu berechnen iſt, aber dann auch unter Berückſichtigung der nach 
deſſen § 101 vorgeſchriebenen Mindeſthöhe (Summe der landes⸗ 
rechtlichen Beurkundungsgebühr und der landesrechtlichen Stempel⸗ 
ſteuer), oder ob nur der Prozeßgegenſtand für die reichs rechtliche, der 
darüber hinausgehende Vergleichsgegenſtand aber für die landes⸗ 
rechtliche Koſtenberechnung heranzuziehen iſt. Die Frage iſt im An⸗ 
ſchluß an die Rechtſprechung des Reichsgerichts (RGZ. 36, 404) in 
dem letzteren Sinne zu beantworten. Die Gerichtsgebühr für die Be⸗ 
urkundung des Vergleichs iſt alſo, ſoweit er den Streitgegenſtand 
betrifft, nach deſſen Werte und dem Reichs-Gerichtskoſtengeſetze (§ 23 
Abſ. 2) zu berechnen, ſoweit er dagegen außerdem Gegenſtände betrifft, 
die nicht im Prozeß befangen waren, nach den für Beurkundungen 
in freiwilliger Gerichtsbarkeit geltenden landesgeſetzlichen Beſtimmungen, 
daher nach der altenburgiſchen Gerichtskoſtenordnung (§ 31, § 29 
Nr. 27). Zu dieſer Beurkundungsgebühr tritt dann noch die Aus⸗ 
lage des Stempelſteuerbetrags ($ 111 GKO.; § 7 Nr. 3, Tar. 
Nr. 34 A StStG.). 

Daß die Vergleichsurkunde ſtempel ſteuerpflichtig it, hindert 
ſelbſtverſtändlich die Erhebung einer Gerichts gebühr für die Be⸗ 
urkundung nicht. 

Die altenburgiſche Gerichtskoſtenordnung beſchränkt die Anwendung 
ihrer Vorſchriften über die Beurkundungsgebuͤhren auch nicht etwa 
auf die Beurkundungen durch Amts gerichte und nach Maßgabe der 
§§ 167 fg. FG. Sie findet vielmehr auf Beurkundungen der ordent⸗ 
lichen Gerichte aller Inſtanzen Anwendung, ſoweit die Beurkundungen 
vor fie gehören ($ 1 GK O.). Dieſe Zuſtändigkeit war aber auch 
für die nicht eingeklagten Anſprüche gegeben durch § 794 Nr. 1 BPO. 
(Gaupp⸗Stein 8./9. Aufl. Bem. II 1 Abſ. 2 zu § 794). Dann 
aber richtete ſich die Form der Beurkundung auch inſoweit lediglich 
nach der ZPO., nicht nach dem FG. (Gaupp⸗Stein dal. 
8./9. Aufl. II 2 d). 

Beſchluß des 3. Zivilſenats vom 15. November 1909, 3 U 16/09 
(nach Altenburg). 
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2. Strafrecht und Strafverfahren. 


1. Iſt der Vater nach § 361 3.10 StGB. ſtrafbar, 
wenn er die Koſten der öffentlichen Zwangser— 
ziehung nicht erſtattet, obſchon er dazu in der Lage 
und von der Behörde aufgefordert iſt? 


Nach § 361 Z. 10 StGB. wird beſtraft, „wer, obſchon er 
in der Lage iſt, diejenigen, zu deren Ernährung er verpflichtet iſt, zu 
unterhalten, ſich der Unterhaltspflicht trotz der Aufforderung der zu⸗ 
ſtändigen Behörde derart entzieht, daß durch Vermittelung der Behörde 
fremde Hilfe in Anſpruch genommen werden muß“. 

Die Vorſchrift ſoll einen Schutz gewähren gegen die mißbräuchliche 
Inanſpruchnahme der Armenpflege. Sie iſt durch eine Novelle vom 
12. März 1894 zum Reichsgeſetz über den Unterſtützungswohnſitz in 
das Strafgeſetzbuch eingefügt worden, das bis dahin nur Spieler, 
Trinker und Müßiggänger beſtrafte, wenn infolge ihrer Lebensweiſe 
für die von ihnen zu Unterhaltenden fremde Hilfe in Anſpruch genommen 
werden mußte (vgl. § 361 3. 5 StGB.). 

Zum objektiven Tatbeſtand der Uebertretung gehört zunächſt, 
daß der Täter ſich einer Unterhaltspflicht entzieht. Die Vorausſetzungen 
dieſer Unterhaltspflicht ſind aus dem bürgerlichen Recht zu entnehmen. 
Die Entziehung muß aber weiter derart ſein, daß durch Vermittelung 
der Behörde fremde Hilfe in Anſpruch genommen werden muß. 
Wann dieſe einzutreten hat, wie weit ſie geht, beſtimmt das öffentliche 
Recht, ſpeziell die Armengeſetzgebung im Reich und in den Einzel⸗ 
ſtaaten. Es iſt nicht von vornherein ausgemacht, daß jede Nicht⸗ 
erfüllung der Unterhaltspflicht einen Armenpflegefall abgibt. Es iſt 
vielmehr wohl denkbar, daß die Unterhaltspflicht neben dem geſamten 
Lebensbedarf auch die Kindererziehung umfaßt, die Armenbehörde 
aber nur im Falle des Mangels an Lebensbedarf mit öffentlichen 
Mitteln einzuſpringen hat. Beſtrafung könnte dann nicht in dem 
Falle eintreten, wo ein Vater ſich zwar der Pflicht, ſeine Kinder zu 
erziehen, entzieht, aber im übrigen den Unterhalt gewährt. 

Die Möglichkeit von Divergenzen hier führt zu der Frage, wie 
ih das poſitive Recht dazu geſtellt hat. Nach § 8 UWG. vom 
6. Juni 1870 haben die Landesgeſetze zu beſtimmen, was im Falle 
der Hilfsbedürftigkeit als öffentliche Unterſtützung zu gewähren iſt. 
In Reuß ä. L. iſt das: Obdach, Nahrung, Krankenpflege und Be⸗ 
gräbnis, nicht aber Erziehung der Kinder (Geſ. vom 1. Juli 1878). 
Was zum Unterhalt gehört, war nach gemeinem Recht und auch noch 
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ſtreitig. Der Streit betraf gerade den Punkt, ob neben dem geſamten 


Lebensbedarf bei einer der Erziehung bedürftigen Perſon auch die 
Koſten der Erziehung zu gewähren ſeien (Motive zum BGB. 4, 696). 
Wenn bei dieſer Sachlage das Geſetz in § 361 Z. 10 von dem 
Unterhalt derjenigen, zu deren Ernährung jemand verpflichtet iſt, 
ſpricht, ſo iſt damit deutlich zu der beſtehenden Kontroverſe Stellung 
genommen. Es mag zugegeben werden, daß der Ausdruck „Ernährung“ 
nicht wörtlich zu nehmen iſt. Neben der eigentlichen Nahrung ſteht die 
Gewährung von Unterkunft, Kleidung u. a. m. Aber ſo viel iſt 
zu erkennen, daß die Ausbildung und Entwickelung des Geiſtes, 
kurz die Erziehung nicht zu dem Unterhalt zu rechnen iſt, auf den 
ſich dieſe ſtrafrechtliche Vorſchrift bezieht. § 361 Z. 10 bezieht 
ſich alſo auf den Unterhalt in einem engeren Sinne, dem als 
Unterhalt im weiteren Sinne ein Begriff gegenüberſteht, der ſich auf 
den materiellen Lebensbedarf und auf die geiſtige und körperliche 
Erziehung erſtreckt. Iſt dem ſo, ſo hat die Strafvorſchrift auch durch 
das Bürgerliche Geſetzbuch keine Aenderung erfahren, wenn dieſes in 
§ 1610 Abſ. 2 beſtimmt, daß der Unterhalt bei einer der Erziehung 
bedürftigen Perſon auch dieſe Koſten umfaßt. 

Im vorliegenden Falle iſt die Zwangserziehung über den im 
Jahre 1895 geborenen Sohn des Angeklagten verhängt, weil dieſe 
zur Verhütung des völligen ſittlichen Verderbens des Jungen notwendig 
war. Auf Grund des vormundſchaftsgerichtlichen Entziehungsbeſchluſſes 
hat der Gemeindevorſtand von Greiz als zuſtändiges ſtaatliches Fürſorge⸗ 
organ den Jungen auf öffentliche Koſten ſeit dem 27. Sept. 1906 
untergebracht. Nach § 132 des Reuß ä. L. AG. z. BGB. vom 
26. Okt. 1899 ſind die Koſten der Zwangserziehung vom Landarmen⸗ 
verband zu tragen, der ſie ſeinerſeits, wenn, wie hier, ein Unterſtützungs⸗ 
wohnſitz zur Zeit der Anordnung der Zwangserziehung beſteht, auf 
den betr. Ortsarmenverband abwälzen kann. Der endgültig ver⸗ 
pflichtete Ortsarmenverband iſt berechtigt, Erſtattung dieſer Koſten von 
demjenigen zu verlangen, der nach bürgerlichem Recht zum Unterhalt 
gegenüber dem Zwangszögling verpflichtet iſt. Für den Ortsarmen⸗ 
verband Greiz, wo der Angeklagte damals ſeinen Unterſtützungs⸗ 
wohnſitz hatte, hat der Gemeindevorſtand dieſer Stadt wiederholt 
die Erſtattung der entſtehenden Zwangserziehungskoſten verlangt, 
wiewohl vergeblich. 

Auf dieſem Tatbeſtand iſt der § 361 Ziffer 10 nicht anwendbar. 
Der Angeklagte iſt wie bisher zur Ernährung in ſeinem Hauſe in 
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der Lage und bereit. Nicht weil er die Ernährung feines Kindes 
verabſäumt hat, iſt Armenpflege nötig geworden, vielmehr hat der 
Staat, obwohl der Vater den Sohn ferner ernähren will und kann, 
ihm dieſen aus Gründen ſtaatlicher Erziehungsfürſorge entzogen und 
ſo dem Vater die Ernährung des Kindes in ſeinem Hauſe unmöglich 
gemacht. Auch wenn man auf das Wort „Ernährung“ in § 361 
Ziffer 10 kein entſcheidendes Gewicht legt, kommt man zu demſelben 
Ergebniſſe. Dann betrifft der § 361 Ziffer 10 auch die Erziehungs- 
pflicht. Der Angeklagte muß ſeinen Sohn erziehen. Aber doch nur 
in feinem Haufe und durch die Volksſchule. Nicht weil er dieſer Vere 
pflichtung nicht nachgekommen wäre, hat ſich fremde Hilfe nötig 
gemacht. Der Grund dafür iſt der, daß der Staat aus Rückſichten 
auf das öffentliche Wohl die Hauserziehung ausgeſchaltet und an 
ihre Stelle die koſtenſpieligere und jedenfalls den Angeklagten ungleich 
ſchwerer treffende Anſtaltserziehung angeordnet hat .. .. Von miß⸗ 
bräuchlicher Inanſpruchnahme der Armenpflege iſt demnach keine Rede. 
Ein nach dem Reichsgeſetz über den Unterſtützungswohnſitz zu be— 
urteilender Armenpflegefall liegt überhaupt nicht vor (Entſcheidung 
des Bundesamts 25, 79; 36, 52 und des Kammergerichts in Pr. 
J. M. Bl. 1901, 288). Nach Landesrecht haben zwar die Armen⸗ 
verbände die Koſten der Zwangserziehung vorbehaltlich des Rückgriffs 
auf Unterhaltspflichtige zu beſtreiten. Will man deshalb hier von 
einem Armepflegefall ſprechen, ſo iſt die Inanſpruchnahme öffentlicher 
Mittel doch keinesfalls nötig geworden, weil der Vater ſich ſeiner 
Pflicht entzogen habe, dem Kinde Unterhalt in dem hier in Betracht 
kommenden Sinne zu gewähren. 

Urteil des Strafſenates vom 10. Juni 1909. S 37/09 (nach Greiz). 


2. Zuläſſigkeit von eiſenbahnpolizeilichen Anord— 
nungen durch die Bahn verwaltung. Auf welche 
Fälle erſtreckt ſich die Anordnung, die den Haus— 
dienern der Gaſthöfe den Zutritt zu den Warte— 
ſälen unterſagt? 

8 77 der auf Grund der Artikel 42 und 43 der Reichsver⸗ 
faſſung vom Bundesrat erlaſſenen Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebs⸗ 
ordnung vom 4. November 1904 gibt der Bahnverwaltung die Be⸗ 
fugnis, zur Aufrechterhaltung der Ordnung innerhalb des Bahn⸗ 
gebiets und im Bahnverkehr allgemeine Anordnungen zu treffen. 
Die hier in Rede ſtehende Anordnung iſt von der Bahnverwaltung 
zu dem bezeichneten Zweck getroffen. Daraus ergibt ſich ihre Rechts⸗ 
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gültigkeit, ohne daß die Frage, ob die Anordnung zur Erreichung ded 
Zweckes auch geeignet iſt, geprüft werden durfte. 

Die Anordnung unterſagt „den Hausdienern der Gaſthöfe .... 
ſowie allen Perſonen, welche den Reiſenden ihre Dienſte gegen Ent⸗ 
gelt zum Tragen von Gepäck oder zu anderen Verrichtungen anzu⸗ 
bieten beabſichtigen“ u. a. den Zutritt zu den Warteſälen. 

Ohne daß, wie das Landgericht meint, eine einſchränkende Aus⸗ 
legung der Anordnung notwendig wäre, ergibt ihre Faſſung ohne 
weiteres, daß ſie nur Hausdienern, die auf dem Bahnhofe ihre 
Dienſte anzubieten beabſichtigen, den Zutritt zu den Warteſälen ver 
bietet, nicht aber denen, die dieſe Abſicht nicht haben, ſondern etwa 
verreiſen wollen. Das Urteil ſtellt feſt, daß der Angeklagte, als er 
ſich in den Warteſal begab und dort ſein Abendbrot verzehrte, die 
Ankunft eines Zuges erwartete, um Reiſenden ſeine Dienſte an⸗ 
zubieten. Damit iſt die Uebertretung gegeben. Die Abſicht, ſeine 
Dienſte auf dem Bahnhof anzubieten, bleibt auch dann beſtehen, 
wenn der Hausdiener während ſeines Aufenthalts dortſelbſt vorüber⸗ 
gehend anderen Zwecken nachgeht, wenn er etwa ein Glas Bier trinkt 
oder ſein Abendbrot verzehrt. Derartige Umſtände vermögen dahet 
die rechtliche Beurteilung nicht zu berühren. 

Daher war die Reviſion zurückzuweiſen. 

Urteil des Strafſenats vom 25. November 1909, 8 79/09 (nach 
Eiſenach). 


Bücherbeſprechungen. 


1. Stengleins Kommentar zu den Strafrechtlichen Neben⸗ 
geſetzen des Deutſchen Reiches. 4. Aufl. Völlig neu bearbeitet von 
den Reichsgerichtsräten Ebermayer und Galli und dem Senatspräſidenten 
beim Kammergericht Lindenberg. Berlin 1909 u. 1910 (Otto Liebmann). 


ca. 30 M. 

Der Praktiker kennt dieſes Werk, es war ihm unentbehrlich; nur war 
es leider veraltet, da die letzte Auflage 1903 erſchienen und der Geſetzesſtof 
ſeitdem erheblich vermehrt und geändert, die Quelle der Rechtſprechung reichlich ge⸗ 
floſſen war. So bedeutet es ein Ereignis auf dem juriſtiſchen Büchermarkt, daß 
der Verlag mit einer neuen Auflage hervortritt. Sie ſoll 120 ſtrafrechtliche Neben⸗ 
geſetze erläutern und hier natürlich nicht nur den eigentlichen Strafrechtsſatz dar⸗ 
ſtellen, ſondern auch verwaltungs⸗ und zivilrechtliche Beſtimmungen, ſoweit ſie mit 
jenem zuſammenhängen. Bis jetzt ſind 3 Lieferungen erſchienen. Sie zeigen, daß 
Neubearbeitung die gleichen Vorzüge aufweiſt, die an dem Kommentar bisher zu 
rühmen waren. Die Bearbeitung des ſchwierigen Vereinsgeſetzes, um nur ein 
Geſetz herauszugreifen, iſt eine vorzügliche. Die Praxis begrüßt dieſen Führer durch 
die zahlreichen Nebengeſetze auf das lebhafteſte. 


— 


Karl Blomener +. 


Mit dem Hinweis auf den Rücktritt Karl Blomeyers 
von feinem hohen Amte als Präſident des Oberlandesgerichts Jena 
begannen dieſe Blätter das Jahr. Und ſchon heute muß die 
Totenklage ertönen. Das düſtere Verhängnis, das um die 
Jahreswende ſeine Schatten auf den Edlen herabſenkte, hat ſein 
Werk raſch vollendet. Die Pfingſtglocken läuteten einem Sterben⸗ 
den. In der Frühe des 18. Mai ſchied er von uns. Und 
in tiefer Wehmut ſehen wir ihm nach. Es war ein Starker, 
der dahin ging. 
| Karl Guſtav Wilhelm Blome yer wurde am 16. März 
1844 in Meiningen geboren. Er iſt aber nicht Thüringiſchen 
[Stammes. Seine Vorfahren ſaßen als tüchtige Landwirte in 
Weſtfalen. Von dort fam ſein Großvater nach Kurheſſen, 
wo er eine Domäne pachtete. Von deſſen Zwillingsſöhnen FF 
ſtudierte der eine Rechtswiſſenſchaft, der andere Baukunſt. Als 
ſich der Juriſt um ein kurheſſiſches Staatsamt bewarb, wurde FF 
ihm bedeutet, Söhne von Domänenpächtern möchten gefälligſt 
ebenfalls Domänen pachten. Da ging er nach Meiningen, 
wo er ſpäter Miniſter wurde, und zog den Bruder nach ſich. 
Dieſer, der 1837 zum Landbaumeiſter ernannt wurde und 
1871 als folder ftarb, iſt der Vater Karl Blomeyers. 
| Die Zwillingsbrüder heirateten Schweſtern aus der Fae 
milie Bartenſtein. Dieſe war der Familienüberlieferung nach 
in der Hildesheimer Gegend anſäſſig geweſen, im 14. oder 
15. Jahrhundert aber nach Südthüringen und Franken gee 
wandert. Ein Petrus Bartenſtein war ein Freund des Juſtus 
Jonas und der erſte evangeliſche Pfarrer in Eisfeld. Die 
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Ahnenreihe die von dieſen Bartenſtein bis zu Karl Blomeyer 
führt, weiſt lauter angeſehene Männer auf, meiſt Geiſtliche und Be⸗ 
amte. Karls Großvater von der Mutterſeite war Herzoglicher Leib- 
arzt und Hofrat in Hildburghauſen. 

Der Baumeiſter Blomeyer hatte in Meiningen ein großes Haus 
gebaut. Darin wohnten die unzertrennlichen Zwillingsbrüder mit 
ihren und noch einigen anderen kinderreichen Familien. Karl Blos 
meyer, das fünfte von elf Kindern, verlebte hier glückliche Jugend⸗ 
jahre. Er entwickelte ſich körperlich wie geiſtig ungewöhnlich raſch 
und günſtig. Als er ſeinen ſechſten Geburtstag feierte, ſchrieb ſeine 
Mutter in ihr Tagebuch: „Heute iſt unſer Karl ſechs Jahre alt ge⸗ 
worden. Derſelbe iſt ein ſchöner, liebenswürdiger Junge mit aus⸗ 
gezeichneten Anlagen. Er lieſt ſchon ganz gut, oft mit vielem Aus⸗ 
druck, und da er alles verſteht, was er lieſt, ſo lieſt er oft für ſich 
allein. Auch ſchreibt er ziemlich gut. Mit beſonderem Eifer hat et 
das Lateiniſche angefangen, ſo daß er ſchon die Wörter im Wiggert 
und die fünf Deklinationen durch hat und bis zu hic, haec, hoc ge 
kommen iſt. Auch iſt er in der bibliſchen Geſchichte, in der Geographie 
und im Rechnen recht gut, im letzteren ift er ſchon an der Divifion. 
Den trojaniſchen Krieg und die Fahrten des Odyſſeus hat er mit 
großem Intereſſe geleſen. Karl hat ein ſehr gutes Gedächtnis und 
eine ungewöhnlich ſchnelle und richtige Auffaſſungsgabe. Auch if 
er ſehr eifrig. Gott erhalte uns das liebe Kind!“ 

Die ſtolze Mutter hat offenbar vollkommen richtig geſehen. 

Auch auf dem Gymnasium Bernhardinum, das er bereits im 
September 1854 bezog, bewährte ſich ſeine Begabung und ſein Eifer. 
Hier eilte er beſonders in der Mathematik ſeinen Mitſchülern weit 
voraus. Er hat eine Zeitlang daran gedacht, ſich dieſer Wiſſen⸗ 
ſchaft ganz zu widmen, und fein Leben lang eine ausgeſprochene Vor 
liebe für ſie beſeſſen. In ſeinem ſpäteren Berufsleben konnte man 
wohl beobachten, wie er ſich ſeiner überlegenen Rechenkunſt mit be⸗ 
ſonderer Freude bewußt war. 

Wegen ſeiner Jugend ein Jahr zurückgehalten, verließ er das 
Gymnaſium Oſtern 1862 mit dem Reifezeugnis und ging zunächſt 
drei Semeſter nach Heidelberg. Dort hörte er mit großem Intereſſe 
von Vangerow und Zöpfl. Zu ſeinen Studienfreunden gehörte det 
Dichter Rudolf Baumbach und deſſen Bruder Karl, der nachmalige 
Politiker und Oberbürgermeiſter von Danzig. 

Von Michaeli 1863 bis dahin 1865 ſtudierte er ſodann in Jena, 
wohin er ſpäter zweimal, zuletzt für immer zurückgekehrt, und das 
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ihm eine liebe Heimat geworden iſt. Seine juriſtiſchen Lehrer waren 
Leiſt und Endemann (Pandekten, Handelsrecht und Zivilprozeß), 
Hermann (Deutſches Privatrecht), Luden (Kriminalrecht und Kriminal- 
prozeß), v. Hahn (Wechſelrecht und Lehenrecht). Zu Hermann iſt er 
in ein inniges Freundſchaftsverhältnis getreten und hat an deſſen 
wiſſenſchaftlichen Arbeiten lebhaften Anteil genommen. An ſonſtigen 
Freunden gewann er ſchon damals den vortrefflichen Menſchen und 
Mediziner Moritz Seidel. Dieſe Freundſchaft hat ausgehalten bis 
zu ſeiner letzten Stunde. 

In ſeinem letzten Semeſter, am 17. Juni 1865, verdiente er 
ſich den erſten Preis der Carl-Friedrichsſtiftung durch die Löſung 
einer Preisaufgabe der juriſtiſchen Fakultät Jena. Sie lautete: „Ex- 
plicetur vel latino vel vernaculo sermone origo et natura fori 
contractus ex fontibus juris communis.“ Wenige Wochen ſpäter, 
am 8. Auguſt 1865, wurde er von derſelben Fakultät zum Doctor 
juris promoviert. Dabei wurde die Preisarbeit als Doktordiſſertation 
angenommen. 

Am 30. April des folgenden Jahres beſtand er vor dem Her⸗ 
zoglichen Appellationsgericht in Hildburghauſen die „erſte Prüfung 
im Fache der Juſtiz“ mit der erſten Zenſur „vorzüglich“, wurde dare 
aufhin am 24. Mai 1866 „unter die Zahl der Herzoglichen Appel⸗ 
lationsgerichtsauditoren aufgenommen“ und am 2. Juni 1866 als 
ſolcher verpflichtet. In der folgenden Zeit wurde er dann bei den 
Kreisgerichten Meiningen und Hildburghauſen, der Kreisgerichts— 
deputation Heldburg und dem Landgericht Gräfenthal beſchäftigt. 
Der Heldburger Zeit hat er ſich immer beſonders gern erinnert. Er 
hatte zuſammen mit einem guten Freunde auf der herrlich gelegenen 
„Veſte“ ſeine Wohnung und erlangte in dem Städtchen trotz der 
Kürze ſeines Aufenthalts von nur etwa acht Monaten ſolche Beliebtheit, 
daß man ihn nach dreißig Jahren noch nicht vergeſſen hatte. Als er nach 
ſo langer Zeit einmal mit einigen ſeiner Kinder beſuchsweiſe hinkam, 
war das für Heldburg ein freudiges Ereignis. 

Am 5. Oktober 1868 legte er, ebenfalls vor dem Appellations⸗ 
gericht Hildburghauſen, die zweite juriſtiſche Prüfung ab. Er beſtand 
ſie mit der Zenſur „gut“ und wurde nun am 15. Oktober „Appellations⸗ 
gerichtsreferendar“. Den größten Teil dieſer feiner Referendarzeit follte 
er wieder in Jena zubringen, wohin er nach nur kurzer Beſchäftigung 
bei den Landgerichten Gräfenthal und Camburg am 20. April 1869 
verſetzt wurde. Und zwar wurde er dem Geſamtoberappellationsgericht 
als Sekretariatsgehilfe zugewieſen. „Geſamtoberappellationsgerichts⸗ 
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ſekretariatsakzeſſiſt!“ Er hat {pater oft geſcherzt, einen würdigeren 
Titel habe er nie wieder bekommen. Sicher bedeutete die Verleihung 
dieſes Poſtens eine Bevorzugung. Sein Träger durfte den Beratungen 
des Gerichtshofs, der die höchſte der Inſtanzen bildete, beiwohnen, und 
der Referendar Karl Blomeyer tat es nicht nur als bewunderndet 
Zuhörer. Im übrigen freilich war ſeine Tätigkeit von hervorragender 
Subalternität. Dafür hatte ſie den Vorzug, nicht allzu zeitraubend zu 
ſein. Blomeyer hat aber ſeine recht reichlichen Mußeſtunden aus⸗ 
zufüllen verſtanden. Neben der Jagd, die er ſchon in Gräfenthal zu 
üben begonnen hatte, waren die Muſik und das Schachſpiel ſeine 
Lieblingsbeſchäftigungen. Was er aber einmal anfing, das ergriff er 
ganz. „Ganz oder gar nicht“, war ſein Wahlſpruch. Und ſo iſt er 
auch in ſeinen Liebhabereien ein Meiſter geworden. Und allen iſt er 
treu geblieben. Das Waidwerk freilich hat er wohl verhältnismäßig 
früh aufgeben müſſen. Aber wer ihn — auch noch in den letzten 
Monaten ſeines Lebens — in feinem Arbeitszimmer auſſuchte, der 
konnte meiftend das Klavier aufgeklappt und auf dem Schreibtisch 
neben Büchern und Akten das Schachbrett mit Figuren aufgeſtellt 
finden. Schon als Heidelberger Student hatte er mit einem Freunde 
auf Spaziergängen ohne Brett Schach geſpielt. Der Schachklub Jena 
hat ihn den ſcharfſinnigſten Spieler Jenas genannt. In der Muſik hat 
ihm ſein nächſter Vorgeſetzter beim Oberappellationsgericht, der erſte 
Sekretariatsbeamte Juſtizrat Dr. Gille, der Freund Liszts und Richard 
Wagners, manche Anregung gegeben. Durch dieſen kam er z. B. im 
Mai 1872 zur Grundſteinlegung des Bayreuther Bühnenfeſtſpielhauſes 
mit der berühmten Feſtaufführung von Beethovens neunter Sym⸗ 
phonie. Er hat aber Gilles Vorliebe für die Modernen nicht über⸗ 
nommen. Seine Lieblingsmeiſter blieben Bach und Beethoven. Noch in 
ſpäteren Lebensjahren hat er Unterricht in der Harmonielehre genommen. 
Er hat Liederkompoſitionen hinterlaſſen, deren edle Einfalt und un⸗ 
tadelhafte Harmonieführung den Muſiker von vornehmem Geſchmack 
und gediegenſter Schulung erkennen läßt. 

Von Jena aus meldete ſich Karl Blomeyer am 26. Dezember 
1869 beim Appellationsgericht Hildburghauſen zur dritten juriſtiſchen 
Prüfung, die lediglich in der Anfertigung einer größeren wiſſenſchaft⸗ 
lichen Arbeit zu beſtehen hatte. Er erhielt als Aufgabe: „Ueberſichtliche 
Darſtellung des im ehemaligen Fürſtentum Hildburghauſen geltenden 
ehelichen Güter⸗ und Erbrechts einſchließlich der in den Statuten 
vorkommenden Beſtimmungen, nebſt einem Geſetzentwurfe, die Regu⸗ 
lierung der gedachten Rechtsverhältniſſe betreffend, mit Motiven“. 
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Gewiß eine anmutige Ueberſchrift! Die Arbeit ward am 17. Juni 
1871 vollendet. Zuſtatten kam dem Verfaſſer, daß er noch nicht 
verwertetes Quellenmaterial beſaß, nämlich Coburger Stadtratsakten, 
größtenteils aus dem Anfang des 17. Jahrhunderts, die eine größere 


Anzahl von Zeugniſſen des Rats der Stadt Coburg über das damals 


dort geltende eheliche Güterrecht und auf die Abfaſſung und Konfir- 
mation der Coburger Statuten bezügliche ſonſtige Aktenſtücke ent⸗ 
hielten. Die 205 große Folioſeiten umfaſſende Bearbeitung des 
ſchwierigen Themas, das ſpäter auch in dieſen Blättern ) wiederholt 
der Gegenſtand gründlicher und ſcharfſinniger Erörterungen geworden 
iſt, bot weit mehr als gefordert war, indem ſie, offenbar mit Recht, 
dem ſyſtematiſch-dogmatiſchen Teil einen dieſen an Umfang erheb- 
lich übertreffenden hiſtoriſchen Teil voranſchickte. Sie ſtellte une 
fraglich eine höchſt wertvolle wiſſenſchaftliche Leiſtung dar und fand 
auch die volle Anerkennung des Appellationsgerichts. Deſſen Urteil 
rühmt ihr insbeſondere nach Klarheit, ebenſo eingehende wie intereſſante 
hiſtoriſche Entwickelungen, umſichtige Behandlung des Stoffs und 
ſelbſtändiges Urteil. 

Auf Grund deſſen wurde Karl Blomeyer am 31. Auguſt 1871 
zum Gerichtsaſſeſſor ernannt. Auch jetzt blieb er zunächſt in ſeiner 
Stellung beim Sekretariat des Oberappellationsgerichts. Begreiflicher⸗ 
weiſe ſehnte er ſich aber nun aus ihr heraus und nach einer ſelb— 
ſtändigeren und bedeutenderen Betätigung ſeiner gereiften juriſtiſchen 
Kraft. Seiner Sehnſucht ward bald Erfüllung. Schon am 15. Sep⸗ 
tember 1871 wurde er in Jena beurlaubt und zur Aushilfe in 
richterlichen Geſchäften an das Appellationsgericht Hilburghauſen ab— 
geordnet. Am 1. Februar 1872 nach Jena zurückgerufen, erhielt er 
ſchon am 7. April desſelben Jahres ſeine Ernennung zum Hilfsarbeiter 
beim Appellationsgericht mit der Qualifikation eines ſtimmführenden 
Mitglieds. Allein ſo befriedigend ihm ſeine nunmehrige Stellung an 
und für ſich erſcheinen mochte, ſo wenig war das auch mit der 
Remuneration von 900 Gulden (wovon 38 Gulden in Korn und 
37 Gulden 30 Kreuzer in weichem Holz!) der Fall. Ein Geſuch um 
Aufbeſſerung hatte keinen Erfolg, und ſo entſchloß er ſich im Mai 
1873 zur Advokatur überzugehen. Wenigſtens reichte er die Bitte 
um Ausübung der advokatoriſchen Praxis beim Miniſterium ein. 


1) Vgl. beſonders Unger, Verſuch einer Darſtellung der Geſchichte des Ehe⸗ 
güterrechts der zur Pflege Coburg gehörigen Teile des Fürſtentums Hildburghauſen, 
in Bd. 29 und 30; Schack, Nach dem Rechte der Coburger Statuten iſt der 
Ehegatte auch bei beerbter Ehe Alleinerbe, in Bd. 33. 
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Indeſſen ſeine Fähigkeiten waren bereits in einem Maße aner- 
kannt, daß man ein übriges tat, um ihn dem Staatsdienſt zu 
erhalten. Dem Antrag des Appellationsgerichts entſprechend, in dem 
es hieß, eine ſo vorzügliche Kraft wie Blomeyer gehöre unter den 
jungen Juſtizbeamten zu den Seltenheiten, erhielt er zunächſt eine 
außerordentliche einmalige Remuneration von 100 Gulden und die 
Zuſicherung, daß durch eine Vorlage beim nächſten Landtage die 
Möglichkeit geſchaffen werden ſolle, feine Anſtellungs⸗ und Gehaltsver⸗ 
hältniſſe günſtiger zu regeln. Das Geſuch um Zulaſſung zur Advokatur 
wurde mit Stillſchweigen übergangen, und Blo meyer zog es förmlich 
zurück. Am 1. September 1873 erhielt er bereits die Ernennung zum 
Kreisgerichtsaſſeſſor beim Kreisgericht Sonneberg mit einem Gehalt 
von 1150 Gulden, wobei zugleich beſtimmt wurde, daß er nach wie 
vor beim Appellationsgericht Hildburghauſen beſchäftigt werden ſolle. 
Tatſächlich hat er die Sonneberger Stelle niemals angetreten, wurde 
vielmehr ſchon am 1. Januar 1875 zum ſtändigen Hilfsrichter beim 
Appellationsgericht mit dem Prädikat „Appellationsgerichtsaſſeſſor“ 
befördert. 

Die Hildburghäuſer Zeit, die ſich noch bis zum Ende des Jahres 
1877 erſtrecken ſollte, bat Blomeyer ald eine unglückliche bezeichnet. 
Freilich verlor er, nachdem vier ſeiner Geſchwiſter ſchon in den Kinder⸗ 
jahren geſtorben waren, und ihnen im Jahre 1865 ein weiterer 
Bruder als Abiturient in den Tod gefolgt war, im Jahre 1873 
wiederum drei Brüder, die im Laufe von vier Monaten verſchiedenen 
akuten Krankheiten erlagen. Zwei von ihnen waren Offiziere, die 
beide im Feldzug 1870/71 verwundet und mit dem eiſernen Kreuz 
ausgezeichnet worden waren. Das Jahr 1874 brachte eine große 
Brandkataſtrophe in Meiningen, der auch die mütterliche Wohnung 
zum Opfer fiel, und der er um ein Haar ſelbſt bei den Löſch⸗ 
arbeiten zum Opfer gefallen wäre (er befand ſich beim Brande 
zufällig in Meiningen). Im Jahre 1875 ſtürzte er in der Nähe 
der Wartburg jo unglücklich, daß er ſich eine Kniegelenks⸗ und 
Venenentzündung zuzog, die ihn auf ein vier Monate langes ſchweres 
Krankenlager warf und dem Tode nahe brachte. Im Jahre 1876 
endlich ſtarb ſeine jüngſte Schweſter nach nur ſechswöchiger Ehe mit 
dem Oberbürgermeiſter Trinks in Hildburghauſen an Typhus. Dieſe 
raſch aufeinanderfolgenden Schickſalsſchläge find nicht ohne Einfluß 
auf Blomeyers Gemütsbildung geblieben. Nach dem Tode der 
Brüder erſchien es ihm als eine ernſte Pflicht, ſich der Mutter und 
den Schweſtern, die nun allein auf ihn angewieſen waren, zu erhalten. 


— 167 — 


Um ihretwillen hat er ſich ſeitdem gewöhnt, mehr um feine Geſund⸗ 
heit zu ſorgen, als ſeinem energiſchen Naturell von Haus aus ge⸗ 
mäß war. Die Mutter und die oben erwähnte jüngſte Schweſter 
nahm er nach dem Meininger Brande zu ſich. Die Mutter iſt im 
Jahre 1880 in ſeinem Hauſe geſtorben. 

Im Laufe des Jahres 1877 hatte man in Meiningen die Ar⸗ 
beiten zur Ausführung der Reichsjuſtizgeſetze in Angriff genommen. 
Der leitende Miniſter von Uttenhoven, der Blomeyer äußerſt hoch 
ſchätzte, zog ihn als Berater zu dieſen Arbeiten heran. Das führte 
ſchließlich dazu, daß Blomeyer mit dem 1. Januar 1878 als 
Regierungs- und vortragender Rat in das Miniſterium berufen wurde. 
Schon am 5. desſelben Monats ernannte ihn der Herzog neben dem 
Vorſtand der Juſtizabteilung zum Kommiſſar für die Verhandlungen 
mit Preußen und anderen Staaten wegen der zu erlaſſenden Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen zu den Reichsjuſtizgeſetzen und der zu er⸗ 
richtenden gemeinſchaftlichen Behörden. Der Staatsvertrag wegen 
Errichtung des gemeinſchaftlichen Oberlandesgerichts zu Jena war 
allerdings ſchon am 19. Februar 1877 vor Blomeyers Ein⸗ 
tritt in das Miniſterium zuſtande gekommen. Dagegen trägt der 
Staatsvertrag wegen des Beitritts Preußeus zur Oberlandes— 
gerichtsgemeinſchaft vom 23. April 1878 bereits die Mitunterſchrift 
Blomeyers. Das gleiche gilt von dem Staatsvertrag vom 
11. November 1878 wegen Bildung gemeinſchaftlicher Schwurgerichts⸗ 
bezirke und von dem Staatsvertrag vom 17. Oktober 1878 über 
die Begründung einer Gerichtsgemeinſchaft für Gebietsteile von Preußen, 
Coburg und Meiningen. Es iff Blomeyer ſpäter noch einmal bee 
ſchieden geweſen, an gemeinſamen geſetzgeberiſchen Arbeiten der Ree 
gierungen Preußens und der Thüringiſchen Staaten in hervorragender 
Weiſe teilzunehmen. Das war nach zwanzig Jahren bei den Juſtiz— 
konferenzen in Jena, die ſich mit dem Exlaſſe von Ausführungs⸗ 
vorſchriften zum Bürgerlichen Geſetzbuch und ſeinen Nebengeſetzen be⸗ 
faßten. Unter den hohen Richterbeamten, die zu dieſen Konferenzen 
zugezogen wurden, befand ſich damals ſtets und in erſter Linie Carl 
Blomeyer. Bei allen derartigen Verhandlungen hat er in aus⸗ 
gezeichneter Weiſe ſeinen Mann geſtanden. Nicht nur ſeine bedeutende 
Sachkenntnis und ſein Scharfſinn ſicherten bei ihnen ſeiner Stimme 
Beachtung. Er beſaß auch eine ganz ausgeſprochene diplomatiſche 
Begabung. Er verſtand nicht nur zu imponieren, ſondern auch zu 
überzeugen und den Punkt herauszufinden und an das Licht zu ſtellen, 
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wo fich die Intereſſen einer Mehrheit von Beteiligten begegnen. Und ſo 
kann unbedenklich behauptet werden, daß die Beteiligung Blomeyers 
an den 1878er und den ſpäteren Verhandlungen der Gemeinſchafts⸗ 
regierungen für dieſe allemal ein Gewinn geweſen iſt. Das iſt auch 
von den Regierungen voll anerkannt worden. Insbeſondere gilt das 
von der preußiſchen Regierung. Bei den Männern des Juſtiz⸗ 
miniſteriums in Berlin hat Blomeyer bis zuletzt in höchſtem An⸗ 
ſehen geſtanden. Urkundliche Zeugniſſe hierfür neben den ihm ver⸗ 
liehenen Ordensauszeichnungen ſind vorhanden. 

In die Meininger Zeit fällt die Verheiratung Blomeyers. 
Seine Wahl war auf die Tochter eines Vetters, des Amts rats Blomeyer 
in Hornburg gefallen. Am 10. Dezember 1878 führte er ſeine 
Charlotte heim. Sie hat ihm neun Kinder, ſechs Mädchen und drei 
Knaben, und auch ſonſt ein reiches Eheglück geſchenkt. Ueber ſeiner 
Geſundheit, die leider ſchon bald ins Schwanken geraten ſollte, hat 
ſie immer mit liebevollſter Sorgſamkeit gewacht. Wie ſein Leben 
überhaupt, fo bietet insbeſondere das Eheleben Blomeyers das 
Bild ſtrahlender Reinheit. 

Der 1. Oktober 1879, der Tag des Inkrafttretens der deutſchen 
Einheit auf dem Gebiet der Gerichtsverfaſſung und des Prozeſſes, bildet 
auch für Blomeyers Laufbahn einen wichtigen Wendepunkt. Er 
brachte ihm die Ernennung zum Direktor an dem Landgerichte in 
Rudolſtadt, das er als ein für Meiningen, Preußen und Schwarzburg⸗ 
Rudolſtadt gemeinſchaftliches mit hatte begründen helfen. Damit ge⸗ 
langte er in einem Alter von erſt 35 Jahren in eine leitende Stellung im 
Richterdienſt, und das zu einem Zeitpunkt, wo die Aufgabe zur Löſung 
geſtellt ward, neue Grundſätze des Rechtsſtreitverfahrens in das 
Leben einzuführen. Er hat ſich zu keiner Zeit als zu jung für dieſe 
Aufgabe erwieſen. Ohne etwa den neuen Einrichtungen kritiklos 
gegenüberzuſtehen, hatte er ſich in ihren Geiſt und ihr Weſen mit 
voller Klarheit hineingedacht, und es war ihm Gewiſſensſache, ihnen 
in der Praxis in allen Stücken ganz zu ihrem Rechte zu verhelfen. 
Die Wahrnehmung, daß dies noch Jahrzehnte ſpäter nicht überall ge⸗ 
lungen war, hat ihn viel beſchäftigt. In ſeinen nachgelaſſenen 
Papieren finden ſich intereſſante, leider Fragment gebliebene Auf⸗ 
ſätze über dieſen Punkt und über die Gründe, die nach ſeiner Anſicht 
einem vollen Erfolg des großen Geſetzgebungswerks, ſoweit es den 
Zivilprozeß, ſpeziell das Verfahren vor den Kollegialgerichten betrifft, 
entgegengeſtanden haben. 
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Die Geſchäftsverteilung bei dem neuen Gericht dürfte Blomeyerd 
Neigungen nicht ganz entſprochen haben. Sie brachte nicht ihn, der 
ausgeſprochen Ziviliſt war, an die Spitze der Zivilkammer, ſondern 
den Landgerichtspräſidenten, der bis dahin Staatsanwalt geweſen 
war. Er erhielt die Leitung der Strafkammer, und nur die der 
ebenfalls von ihm geleiteten Hilfskammer zugewieſene Erledigung der 
aus dem meiningiſchen Kreiſe Saalfeld und dem Preußiſchen Kreiſe 
Ziegenrück noch unter der Herrſchaft des alten Prozeßrechts anhängig 
gewordenen Zivilſachen gab ihm die erwünſchte Gelegenheit zur Be— 
tätigung auf dem Gebiete des Zivilrechts und Zivilprozeſſes. Im 
übrigen aber hat es Blomeyer in Rudolſtadt ganz wohl gefallen. 
Wie überall, gelang es ihm auch hier, ſchnell einen Freundeskreis 
um ſich zu ſammeln. Auch Schellbach, der nachmals in Jena ſein 
unzertrennlicher juriſtiſcher Gefährte wurde und ſchließlich zuſammen 
mit ihm in den Ruheſtand ging, fand er in Rudolſtadt. Der 
herrlichen Umgebung konnte ſich der damals in vollkommener körper⸗ 
licher Kraft und Elaſtizität Stehende von Herzen erfreuen, und auf 
der Heidecksburg wie in Schwarzburg war er beim Fürſten ein gern 
geſehener Gaſt. 

Indeſſen war ſeines Bleibens in Rudolſtadt nicht lange. Schon 
am 1. Januar 1881 wurde er an Stelle des als Landgerichts— 
präſident nach Meiningen verſetzten Oberlandesgerichts rats Gu ſt a v 
Diez mit Anciennität vom 1. Januar 1878 an das Oberlande3- 
gericht Jena berufen, dem er bis zum 31. Dezember 1888 als Rat, bis 
zum 31. Dezember 1903 als Senatspräſident und bis zum 31. De⸗ 
zember 1909 als Chefpräſident angehört hat. Bei ſeinem Eintritt 
wurde er dem von dem Senatspräſidenten von Plänckner geleiteten 
erſten Zivilſenat zugewieſen. Als er ſelbſt Senatspräſident wurde, 
überließ ihm von Plänckner die Leitung dieſes Zivilſenats und über- 
nahm den zweiten, nur wurde jenem von feinen bisherigen Landgerichts⸗ 
bezirken Altenburg, Meiningen und Rudolſtadt der von Pläncknerſche 
Heimatslandgerichtsbezirk genommen und ſtatt deſſen der Landgerichts⸗ 
bezirk Gotha zugewieſen. Und als im Jahre 1903 ein dritter Zivil⸗ 
ſenat errichtet wurde, gab der Blomeyerſche Senat den Lande 
gerichtsbezirk Gotha an den neuen dritten Zivilſenat ab und nahm die 
Bezeichnung zweiter Zivilſenat an. Blomeyer iſt alſo tatlächlich 
dem Senat, dem er bei ſeinem Eintritt in das Oberlandesgericht 
zugewieſen worden war, bis zu ſeinem Ausſcheiden aus dem Dienſt treu 
geblieben. Am 1. Januar 1890 übernahm er dann auch den Vorſitz 
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der Kommifion für die zweite juriftiihe Prüfung. Dieſe Stellung 
hat er bis Ende 1902 bekleidet, wo ihn die Rückſicht auf ſeine Ge⸗ 
ſundheit, die der Laſt beider Aemter nicht mehr gewachſen war, auf 
das ihm ſehr liebe Prüfungsgeſchäft zu verzichten zwang. Die 
29 Jahre ausfüllende Tätigkeit am Oberlandesgericht bedeutet auch 
inhaltlich das Hauptſtück des Blomeyerſchen Lebens und Wirkens. 
Wie ſie für die Rechtspflege und die Fortentwickelung des Rechts in 
Thüringen von ſegensreichſter Wirkung geweſen iſt, fo iſt fie ihm ſelbſt 
die Quelle höchſten Mannesglücks geweſen. Hier hat er ſich, um dieſes 
ſo viel mißbrauchte Wort einmal zu gebrauchen, ausgelebt und hier 
wollte er ſich ausleben. Die Gelegenheit, in den höchſten deutſchen 
Gerichtshof einzutreten, hat er von der Hand gewieſen. 

Es iſt ein Schickſal von wahrhafter Tragik, daß faſt gleichzeitig 
mit der Erfüllung ſeines Begehrens nach einem ihn voll befriedenden 
Berufs- und Lebensinhalt der blühende Mann von einem Leiden ers 
griffen wurde, das die Axt an die Wurzel feines Daſeins legte. Bee 
reits im Jahre 1882 wurde die Zuckerkrankheit bei ihm feſtgeſtellt. 
Und wenn es auch bei Annahme und ſorgfältiger Beobachtung der 
dieſem tückiſchen Zerſtörer gegenüber gebotenen Lebensweiſe gelang, 
den Kampf mit ihm nahezu drei Jahrzehnte hindurch mit Erfolg zu 
führen, fo hat doch ſelbſtverſtändlich ſchon das Bewußtſein des Leidens 
Blomeyer den Trank des Lebens nicht mehr rein koſten laſſen. 
Schon bei der Uebernahme des Amts als Chefpräſident hatte er Be⸗ 
denken wegen ſeines Geſundheitszuſtandes zu überwinden. Die 
Führung des Amts geſtaltete ſich für ihn nach ſeiner eigenen Angabe 
ſchwierig infolge des ungewöhnlich ſtarken Wechſels im Perſonalbeſtand 
des Oberlandesgerichts, der in ſeine Amtszeit fiel. Es mag wohl 
ſein, daß die Anſtrengungen und Sorgen ſeiner letzten, hohen Stellung, 
deren Verantwortung niemand mehr empfinden kann als er tat, den 
Untergang ſeiner Kräfte beſchleunigt haben. Als Blomeyer fühlte, 
daß dieſer Niedergang ſich immer unaufhaltſamer vollzog, legte 
er, ſicherlich mit blutendem Herzen, am Schluſſe des Jahres 1909 
fein Amt von ſich. Noch einmal durfte er ſich aus dieſem ſchmerz⸗ 
lichen Anlaß der Erkenntnis der hohen und allgemeinen Schätzung 
ſeines Wertes erfreuen. Seine Berufsgenoſſen und Untergebenen 
zeigten ihm in überſtrömendem Empfinden ihre Liebe und Verehrung, die 
Regierungen der Staaten der Oberlandesgerichtsgemeinſchaft begleiteten 
die Bewilligung ſeines Abſchiedsgeſuchs mit Worten der ehrenvollſten 
Anerkennung. Preußen verlieh ihm den Stern zum Kronenorden zweiter 
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Klaſſe, Weimar den Stern zum Komtur des Hausordens vom Weißen 
Falken). Die Stadt Jena ernannte ihn zu ihrem Ehrenbürger. 

Kurze Zeit konnte es dann den weniger Eingeweihten ſcheinen, 
als bewirke das Ausruhen von den Sorgen und Geſchäften des Berufs 
einen Stillſtand des Leidens und Hebung der Kräfte. Allein die auf 
der Grundlage der Zuckerkrankheit eingetretene Gefäßverkalkung und 
die Schwächung des Herzens hatte bereits einen ſo verderblichen 
Grad angenommen, daß es nur noch eines Anſtoßes bedurfte, um 
das koſtbare Leben Blomeyers zu vernichten. Dieſer Anſtoß kam 
im April dieſes Jahres. Ein ſchwerer Herzſchwächeanfall und eine ſich 
anſchließende Lungenentzündung warfen ihn auf das letzte Lager. Der 
Tod war die Erlöſung von ſchweren Qualen. 

In Blomeyer waren die imponierenden Weſenszüge in ganz 
eigener Weiſe mit liebenswürdigen Gemütselementen gemiſcht. Im⸗ 
ponierend war in erſter Linie feine außerordentliche Intelligenz“ 
Schwierigkeiten, an denen andere ſich abmühen, waren für ihn der 
Gegenſtand eines angenehmen Spiels des Geiſtes. Verborgenes auf⸗ 
zuſpüren und Verwirrtes aufzulöſen, war ihm Luſt und Bedürfnis. 
Dieſe Intelligenz, die ihn ohne Zweifel zu höchſt anſehnlichen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Leiſtungen befähigte, war indeſſen durchaus auf das 
Praktiſche gerichtet. Ein Praktiker, ja ein Praktikus im beſten Sinne 
war Blomeyer, wie jeder weiß, der das Glück gehabt hat, an 
ſeiner Seite zu arbeiten. Das Individuelle, der einzelne Menſch, der 
einzelne Fall intereſſierte ihn vor allem. Mit einem wahren Späher⸗ 
blick umfaßte er ihn und ſchnell erkannte er, wo der Angriff am 
ſicherſten Erfolg verſprach. Dabei war feine Sinnesart eine ent- 
ſchieden poſitive. Das Verkehrte, Fehlerhafte an einer Sache oder 
einem Menſchen zu erkennen, bedeutete ihm nicht viel. Aber einem 
ſcheinbar unrettbar verfahrenen Anſpruch dennoch zum verdienten 
Siege zu verhelfen, an einer ungünſtig beurteilten Prüfungsarbeit 
den Vorzug zu entdecken, der ihre Mängel aufwog, das war ihm 
Freude und Gewinn. So wenig die Nüchternheit ſeines Urteils durch 
die glänzendſte Dialektik zu beſtechen war, ſo raſch war er bei der 
Hand, einen bei der Verhandlung oder Beratung in verunglücktem 
Gewand oder auch unausgetragen zutage kommenden aber ge- 


1) An ſonſtigen Ordensauszeichnungen beſaß Blomeyer zuletzt außer dem 
Komtur des Weimariſchen Hausordens vom Weißen Falken und dem Preußiſchen 
Kronenorden 2. Klaſſe mit Stern das Komturkreuz 2. Klaſſe des Sachſen⸗Erneſti⸗ 
niſchen Hausordens, das Schwarzburgiſche Ehrenkreuz 1. Klaſſe, das Reußiſche Ehren⸗ 
kreuz 1. Klafje mit Krone. 
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ſunden Gedanken aufzufangen, zu Ende zu denken und in Form zu 
bringen. | 

Blomeyers Stärke lag aber entfernt nicht allein oder aud 
nur in der Hauptſache in der Leichtigkeit der Auffaſſung und der 
Schärfe des Unterſcheidungs vermögens. Seine Begabung war von 
durchaus originellem Charakter. Er war ein Pfadfinder und Weg⸗ 
weiſer, und es werden nicht allzuviele wichtigere Entſcheidungen in 
ſeinem Senat ergangen ſein, die nicht wenigſtens in dem oder jenem 
Punkte den Stempel ſeines Geiſtes aufgedrückt erhalten hätten. 

Eine Reformatornatur, ein Rufer im Streit war Blomeyer 
nicht. Wohl aber im Rechtſprechen wie in ſeinem ganzen Handeln 
in höchſtem Maße zielbewußt und zielfeſt. Nicht laut, aber zähe ver⸗ 
folgte er ſeine Richtlinien, und wo ſie ihm gefährdet ſchienen, da 
führte er den Kampf, mochte es ſich auch um Geringes handeln, mit 
Hartnäckigkeit bis zum Eigenſinn. 

Aufgewachſen und erzogen in juriſtiſchen Methoden, die uns 
heute vielfach als eng und beengend erſcheinen, erfüllt von Ehrfurcht 
vor dem Unendlichkeitswerte der ſtrengen formalen Logik, nahm er es 
ernſt mit den Forderungen, die ſich ihm daraus ergaben. Aber die 
urſprüngliche und unverwüſtliche Freiheit ſeines Geiſtes und die 
Klarheit ſeines Blickes für die Bedürfniſſe des Lebens gaben ihm die 
Entſchlußkraft und eröffneten ihm ſtets den Weg, wenn nötig trotz dieſer 
Schranken die Entſcheidung zu finden, die die praktiſche Gerechtig⸗ 
keit gebot. 

Als Verhandlungsleiter war er in feiner Art unübertrefflich. Jede 
Partei und jedes Mitglied des Kollegiums kam unbeſchränkt zu ſeinem 
Recht, und dennoch hielt er in jedem Augenblick die Zügel feſt in der 
Hand. Seine ſouveräne Beherrſchung der Streitſachen nach der tate 
ſächlichen wie nach der rechtlichen Seite, ſeine jeder Situation in 
jedem Augenblick gewachſene Sicherheit in der Handhabung der 
Prozeßgeſetze, ſeine natürliche Vornehmheit und Würde erzeugten eine 
Ruhe und Gelaſſenheit, die ſich über das Ganze des Sitzungsbetriebes 
verbreitete. Im allgemeinen ſparſam mit Eingriffen und Anordnungen 
in Bezug auf den Gang der Verhandlung, wußte er, wenn es nötig 
war, mit wenigen Worten die Beteiligten auf den richtigen Weg zu 
führen und zurückzuführen. Dabei war die Zweckmäßigkeit ſeiner 
Fingerzeige faſt immer ſo ohne weiteres einleuchtend, ſeine innere 
Autorität fo groß, daß er die äußerliche feines Amtes kaum ein⸗ 
zuſetzen brauchte. | 

Deren bedurfte er und bediente er ſich auch fonft wenig. Die 
Schlichtheit und Beſcheidenheit, die ihm eigen war, erlaubte ihm 
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nicht, den Vorzug ſeiner hohen Stellung zur Schau zu tragen. Auch 
ſeine inneren Vorzüge trug er nicht zur Schau, ſeine geiſtige Ueber⸗ 
legenheit ließ er mit Abſicht niemand fühlen. Anſpruchslos bewegte 
er ſich im Kreiſe ſeiner Berufsgenoſſen und Mitbürger, mit dem ein⸗ 
fachſten Mann wußte er zu reden, dem harmloſeſten Scherz ſpendete 
er gern Beifall, Freundlichkeiten von Hoch wie Niedrig nahm er mit 
gleicher dankbarer Freude entgegen. Die Seinen, Heimat und Vater⸗ 
land liebte er mit innerlichem Feuer, ſeinen Freunden war er ein 
unwandelbar treuer Freund. Ein vortrefflicher Erzähler, ein ſchlag⸗ 
fertiger Disputierer, gelegentlich ein gemüt⸗ und humorvoller Dichter 
iſt er vielerorten der Mittelpunkt eines fröhlichen Geſellſchaftskreiſes 
geweſen. Wer immer aber ihm einigermaßen nahe trat, empfing den 
Eindruck einer bedeutenden, vornehmen, reichen Perſönlichkeit. 

Am 21. Mai ward ſein Irdiſches durch Feuer beſtattet. Es 
war eine große, tief ergriffene Trauergemeinde. Der Geiſtliche, Diakonus 
Gramms, hielt eine Abſchiedsrede voll weihevoller Empfindung im 
Anſchluß an das Bibelwort: 

„Ich habe einen guten Kampf gekämpft, ich habe den Lauf voll⸗ 

endet, ich habe Glauben gehalten“. 

Nur die Stelle, in der er den Richter Blomeyer würdigte, kann 
hier wiedergegeben werden. Sie lautete: „Wer ſo unbeſtechliches 
Gerechtigkeitsgefühl im Alltagsleben beweiſen kann, wer ſich eines ſo 
beſonnenen, gütigen Urteils befleißigt, wer ſo ritterlich ſeine Lanze 
einlegt, wo ein tüchtiger Menſch verkannt oder mit Unrecht angegriffen 
wird, wie wir es an dem Heimgegangenen oft genug bewundern 
konnten, wer ſo viel Glauben an das Gute im Menſchen hat wie er, 
der erſcheint auch dem Laien ganz dazu geſchaffen, ein Hort der 
Gerechtigkeit zu ſein.“ 

Nach dem Geiſtlichen entboten der Oberlandesgerichtspräſident 
Dr. Börngen und der Oberbürgermeiſter Dr. Singer dem oberſten 
Richter Thüringens und dem Ehrenbürger der Stadt Jena den Scheide⸗ 
gruß. Mit den Worten des erſteren nehmen auch dieſe Blätter von 
dem teuren Toten Abſchied: 

Als das Jahr 1909 zur Rüſte ging, da waren wir, die vom 
Oberlandesgericht, verſammelt, um unſerm Präſidenten Dr. Karl 
Blomeyer Lebewohl zu ſagen; er ſchied aus dem Amte. 

Heute hat das neue Jahr noch nicht die Hälfte ſeines Laufes 
beendet, und wieder ſind wir verſammelt, um Abſchied zu nehmen 
von Karl Blomeyer, den letzten Abſchied. 

Die heutige Verſammlung zeigt uns, daß es vermeſſen wäre, 
wollten wir ihn für uns allein in Anſpruch nehmen. Er gehört neben 
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ſeiner Familie und dem Oberlandesgerichte der Stadt Jena, dem 
Thüringer Lande, ja das ganze Vaterland hat den Heimgang eines 
ſeiner beſten Richter zu beklagen. 

Beim Abſchied um die Jahreswende war Karl Blomeyer 
nicht unter uns, Krankheit feſſelte ihn an ſein Haus, aber von dort 
aus rief er uns freundliche Worte zu. 

Heute haben wir ihn in unſerer Mitte, aber er iſt ein ſtiller 
Mann geworden, er iſt eingetreten durch die Tore des Schweigens 
in das Land, aus dem kein Laut zu uns zurückdringt. Schon harren 
die gierigen Flammen, das zu verzehren, was ſterblich an ihm iſt, 
und in uns zuckt ſchmerzlich der Gedanke: Soll damit alles zu Ende 
ſein, was uns Karl Blomeyer geweſen iſt, ſoll nichts von ihm 
übrig bleiben, als ein Häuflein Aſche? Eine Stimme im Innern 
ſagt uns: Nein und abermals nein! Wir ſtehen hier in Jena nicht 
ſelten an der Bahre von Männern, die uns nicht ſterben, wenngleich ſie 
den letzten Atemzug getan haben. Der Theoretiker lebt fort in ſeinen 
Schülern und Schriften, der Praktiker in ſeinen Schülern und Werken. 
Noch auf lange Zeit hinaus wird keiner in das Gerichtsgebäude am 
Bergabhange im Weſten dieſer Stadt eintreten können, ohne zu meinen, 
es müſſe ihm die ragende Geſtalt Karl Blomeyers entgegentreten. 

Als er von uns ſchied, da haben wir ihn den treuen Eckart des 
Oberlandesgerichts genannt. Das war er in der Tat! In der 
zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts zwang die deutſche Rechts⸗ 
einheit, die Axt an die Wurzel eines alten, ſtolzen Baumes, des Ober⸗ 
appellationsgerichts zu Jena, zu legen. An ſeine Stelle pflanzte man 
einen anderen, verheißungsvollen, das Oberlandesgericht. Der eifrigſte 
Heger und Pfleger dieſes Baumes, ſein pflichtgetreueſter Gärtner iſt 
Karl Blomeyer immer geweſen. Schon zu Beginn der achtziger 
Jahre trat er in das neu gegründete Gericht ein, bald kam er an 
hervorragende Stelle, um ſchließlich an die Spitze des Gerichtshofs zu 
treten, deſſen geiſtiges Haupt er ſchon lange vorher geworden war. 
Dem Gerichtshof iſt er treu geblieben bis an ſein Ende, ſo oft der 
Ruf an ihn herantrat, Jena mit Leipzig zu vertauſchen und in den 
höchſten Gerichtshof des Reichs einzutreten, er hat ihn abgelehnt. 
Nur wenige Monate fehlen an einem Menſchenalter, daß er unermüd- 
lich für das Anſehen des Oberlandesgerichts und an der Förderung 
der Rechtspflege in Thüringen gearbeitet hat. 

Wer einer Gemeinſchaft ſo lange angehört, der wird ihr den 
Stempel ſeines Geiſtes aufdrücken, zumal wenn er an leitender Stelle 
ſteht und eine ſo ſtark ausgeprägte Perſönlichkeit iſt, wie Karl 
Blomeyer. Wir dürfen es ſagen, auf Jahrzente hat Karl 
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Blomeyer der thüringiſchen Rechtspflege die Bahnen vorgezeichnet. 
Aber nicht nur als Richter hat er die Wege gewieſen, als Vorſitzender 
der Kommiſſion für die zweite juriſtiſche Staatsprüfung hat er auf 
die Erziehung, Ausbildung und Schulung des jungen juriſtiſchen Nach⸗ 
wuchſes in Thüringen einen Einfluß gehabt, wie kaum ein anderer. 

Der Thüringer blickt mit Vertrauen und Stolz auf fein Ober- 
landesgericht. Daß dem ſo iſt, das iſt an erſter Stelle dem Manne 
als Verdienſt zuzuſchreiben, dem wir die letzte Ehre erweiſen. 

Blomeyer war ſchon äußerlich das Bild eines deutſchen 
Mannes, er war aber auch der Typus eines Richters, wie wir ihn 
vor Augen haben. 

Ulpianus bezeichnet in feinem liber regularum als prae- 
cepta juris 

honeste vivere, alterum non laedere, suum cuique tribuere. 

Fürwahr dieſe praecepta find immer die Richtlinien im Leben 
und Wirken des teueren Entſchlafenen geweſen! 

Zu feiner Laufbahn brachte Blome yer ein glänzendes Rüſtzeug 
mit: umfaſſendſte Bildung, allſeitige Intereſſen und eine Schärfe des 
Geiſtes, wie ſie nur wenigen beſchieden iſt. Wer ſie nicht hat, wer 
nicht die Fähigkeit beſitzt, abſtrakt zu denken und den abſtrakten Ge⸗ 
danken bis ans letzte Ende zu führen, der wird weder als Theoretiker 
noch als Praktiker auf dem Rechtsgebiete etwas leiſten können. Nur 
läuft der, der gewohnt iſt, ſich im Reiche der Gedanken zu bewegen, 
Gefahr, über dem Abſtrakten den Blick für das Reale zu verlieren. 
Blomeyer iſt dieſer Gefahr niemals erlegen. 

In ſein Mannesalter fiel die Zeit, wo die deutſche Rechtspflege 
von den unerhörten Feſſeln eines veralteten Prozeſſes befreit wurde. 
In der Freude über das Erreichte, in der Bewunderung des Neuen 
vergaß gar mancher über dem Verfahren die Sache, der es doch 
zu dienen beſtimmt war. Blomeyer hat immer den kühlen Kopf 
bewahrt, den Tanz um das goldene Kalb der Prinzipien des neuen 
Verfahrens hat er nicht mitgemacht. Er erkannte alsbald: der Ge- 
richtsſaal iſt nicht ein Laboratorium, in dem Prozeßmaximen in Rein⸗ 
kultur zu züchten ſind, er iſt der Platz, wo wirtſchaftlich Brauchbares 
zu leiſten iſt, wo den Parteien ihr Recht auf kürzeſtem und ſicherſtem 
Wege werden muß. Durch kraftvolle Leitung des Prozeſſes hat er 
immer verſtanden, die Sache durch alle Wirrniſſe des Verfahrens 
ſchnell einer gerechten und billigen Entſcheidung zuzuführen. Das 
Hauptfeld der Tätigkeit Blomeyers war das der Zivilrechtspflege. 
Hier wußte er Beſcheid, wie wenig andere, hier war er ein Meiſter, 
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der nicht viele feines gleichen hatte. Die Gabe, einen Rechtsfall zum 
Zwecke der Entſcheidung aus feiner Umgebung in die Höhe der 
Gedankenwelt hinaufzuheben und nach den Regeln der Kunſt zu kon⸗ 
firuieren, war ihm im hohen Maße eigen. Eine wiſſenſchaftliche 
Rechtspflege kann die Konſtruktion nicht entbehren, nur hüte ſich der 
Konſtruktör, und gerade der geiſtvolle Konſtruktör, dabei die Konturen 
des Falles zu verwiſchen, ſeine Umriſſe zu ändern. Sonſt paßt der 
Fall, wenn er entſchieden iſt und nun in ſeine Umgebung zurück⸗ 
gebracht werden muß, nicht mehr in ſie hinein. In dieſem Punkte 
war Blomeyer muſtergültig. Mit Eifer und Strenge ſah er darauf., 
daß die Ergebniſſe der Konſtruktion den Forderungen des gefunden 
Lebens entſprachen, beſtand hier das geringſte Bedenken, ſo verwarf 
er ohne Zaudern und Schwanken die glanzvollſte Konſtruktion. Wir 
ſehen, Karl Blomeyer war ein moderner Juriſt ſchon zu einer 
Zeit, wo der Modernismus in der Rechtspflege noch nicht in aller 
Munde war. 

Aber wir würden einen Mann wie Karl Blomeyer nicht 
richtig werten, wollten wir von ihm nur als Juriſten, als Richter 
. reden, er war auch ein ſeltener Menſch. 

Wir kennen ihn alle, er hat neben uns, mit uns gelebt. Wir 
wiſſen, er war ein ſtreng gerechter und doch immer gütig milder Mann, 
er war eine vornehme und doch beſcheidene Perſönlichkeit. Aber noch 
eins: er war ein Menſch von ſeltener Reinheit. Was unlauter, un⸗ 
wahr, was unecht war, das lag weit hinter ihm in weſenloſem Scheine. 

Wir kennen ihn alle, und doch kennen ihn nur wenige ganz. 
Eine eigene Zurückhaltung, eine ihm eigentümliche Scheu, ſich zu offen⸗ 
baren, hielt ihn ab, in die Tiefen ſeines Gemüts ſchauen zu laſſen. 
Nur wenige haben einen Blick in ſein Innerſtes getan. Wir aber, 
die die Bande der Berufdarbeit und der Freundſchaft mit ihm ver⸗ 
knüpften, wir kennen ſein Herz und dürfen und müſſen es heute ſagen: 

Auf der Bruſt trug er den Ordenswahlſpruch des angeſtammten 
Fürſtenhauſes „Treu und beſtändig“. Dieſer Wahlſpruch war tief ein⸗ 
gegraben in feiner Bruſt. Wen Karl Blome yer einmal an ſich 
gezogen hatte, den hielt er für immer feſt mit der ganzen Kraft ſeines 
reichen Gemütes. | 

Und Treue um Treue, Beſtändigkeit um Beſtändigkeit. Wir 
ſagen jetzt Lebewohl unſerm verehrten und geliebten Präſidenten, ſein 
Leib mag in Staub zerfallen, ſein Bild wird als leuchtendes Vorbild 
fortleben in unſerm Herzen heute und immerdar! 
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Abhandlungen, Beſprechungen von Rechtsfällen rc, 


Die Ausbildung der Juriſten. 
Von Oberlandesgerichtsrat Richard Deinhardt. 


Von Zeit zu Zeit wird eine Reform des juriſtiſchen Studiums 
angeregt, es wird viel dazu geſchrieben, ein kleiner Lappen wird aufs 
Flickwerk aufgeſetzt, dann ebbt die Flut der Schriften und die Teil⸗ 
nahme weiterer Kreiſe ab, wie bei jeder ſogenannten Reform bleibt 
es im großen und ganzen beim Alten, ein großzügiger, tiefer in dad 
Beſtehende eingreifender Plan wird kaum gefaßt, und wenn er ja 
gefaßt wird, verliert ſich auf dem Wege zur Ausführung vor klein⸗ 
lichen, zufälligen Widerſtänden ſoviel davon, daß kaum etwas übrig bleibt. 

So war es in der zweiten Hälfte der 80 er Jahre des vorigen 
Jahrhunderts, Vorſchläge über Vorſchläge tauchten auf, das Studium 
ſollte geändert werden; die Betonung des Wertes der ſeminariſtiſchen 
Uebungen war das Einzige, was blieb, als ſich die Flut verlaufen 
hatte. Und damit war denn herzlich wenig getan. 

Jetzt kommt wieder eine Flutwelle, ſie wühlt die Strömungen 
tiefer als die früheren auf. Die Ausführungen Zitelmanns haben 
ſtarken Anſtoß gegeben. Vielleicht iſt es diesmal nicht zu kühn, wenn 
die Hoffnung auftaucht, wir würden einen Schritt vorwärts kommen. 
Es handelt ſich nicht mehr bloß um die Reform des juriſtiſchen 
Studiums, man faßt die Sache tiefer und weiter, die Ausbildung 
der Juriſten überhaupt ſteht in Frage. Das Ziel iſt weiter geſteckt 
und wenn es auch nicht erreicht wird, ſo wird die Strecke auf dem 
Wege dazu, wo man ſtecken bleibt, weiter ſein, als wenn das Ziel 
von vornherein nah gewählt iſt. 

Außerdem iſt der Boden diesmal beſſer bereitet, das Fach— 
wiſſen der Juriſten tritt nicht allein und für ſich an die Aufgabe 
heran, die Ausbildungsfragen werden überall tiefer bearbeitet, von 
allen Seiten verbinden ſich die Hände. Auch hier wird die bee 
engende, hindernde Einſeitigkeit abgetan. Von den Außenfragen kommt 
man zu den Innenfragen, vom abſtrakten kehrt man überall zum 
lebendigen, inwendigen Menſchen zurück. Bildungsfragen geben überall 
den Ton an oder klingen wenigſtens überall vernehmbar als Unterton. 
Es genügt wahrhaftig nicht, Ziele der Bildung aufzuſtecken, ſich aber 
jeglicher Sorge zu entſchlagen, wie ſie erreicht werden. Wer ein Ziel 

Blätter für Rechtspflege LVII. N. F. XXXVII. 12 


— 178 — 


aufflefit, muß auch den Weg weiſen, die Mittel angeben, die dahin 
führen. Man hat eingeſehen, daß man zu lange die Zügel hat am 
Boden ſchleifen laſſen. Es ſchien manchen genug, den Menſchen 
Stellung, Macht zu geben und in holdem Wahn zu glauben, ſie 
würden ſelbſt alles tun, was not tut, um die Stellung auszufüllen, mit 
dem Amt komme der Verſtand von ſelbſt. Es war Bequemlichkeit 
und ein vollſtändiges Verkennen der Menſchennatur dazu. Man 
meinte, wenn man überall Gelegenheit ſchaffe, Wiſſen anzuſammeln, 
ſo wäre das genug, es wäre etwas Großes geleiſtet, nun wären auch 
Menſchen da, die als Staatsbürger und Berufsmenſchen allen An⸗ 
forderungen gerecht würden. O heilige Einfalt! Das Gehenlaſſen, 
Geſchehenlaſſen rächt ſich bitter auf allen Gebieten. Auch für die 
Freiheit muß wohl der Menſch erſt erzogen werden, jetzt wenigſtend 
iſt er noch nicht ſo weit. Das Schickſal des Volkes iſt durch den 
Parlamentarismus, die Selbſtverwaltung und ähnliche Dinge in die 
Hand des Volkes ſelbſt gegeben. Wenigſtens in der Theorie. In 
der Wirklichkeit ſchaffen und weben ja noch die Mächte der Vergangenheit 
mit, manchmal wenn auch unbewußt, ganz eingreifend. Aber man 
könnte doch damit rechnen, daß die theoretiſchen Gedankengebilde, die 
Schemen noch mehr durchgeführt würden! Man braucht, ſo iſt die 
Vorſtellung, den Staat nicht wie andere Dinge denen zu überlaſſen, 
die ſich berufsmäßig damit, alſo mit den Fragen des ſtaatlichen Lebens, 
befaſſen, jeder kann ſich zum verſtändigen Staatsbürger ausbilden, daß 
er nicht einem beliebigen Schreier nachläuft! Tut er aber ſelbſt etwas für 
ſeine Bildung? Mit Angſt und Entſetzen ſieht man ſich jetzt vor einem 
Abgrund. Man ruft die Menſchen an und Götter, die Bürgerkunde, 
der ſtaatsbürgerliche Unterricht ſoll retten. Wer tiefer gräbt, ſieht, daß 
auch damit wenig erreicht iſt, ſtaatsbürgerliche Erziehung bezeichnet 
ſchon beſſer das, was not tut. 

Wir haben zwei Reformen der höheren Schulen erlebt, neben die 
Gymnaſien ſind als gleichberechtigt die Realgymnaſien und Ober⸗ 
realſchulen getreten, an den Lehrplänen iſt geändert worden, zwar 
nicht viel, aber neue Gedanken über Erziehung ſind am Werke und 
gerade jetzt ſetzt mit verſtärkter Kraft die Bewegung wieder ein. Eine 
Mädchenſchulreform haben wir bekommen, die großzügig mit weiten 
Geſichtspunkten angelegt iſt. In dem Volksſchulweſen regen ſich die 
neuen Gedanken am meiſten, die Unterrichts- und Erziehungsfragen 
ſtehen im Vordergrund und viel wird da geleiſtet. Lebendiges Er⸗ 
faſſen der Umwelt, der Heimat, Anſchauen, nicht Aufpfropfen von 
fremdem Wiſſen, nicht Wiſſenſchule, ſondern Arbeitſchule! Neue Wege, 
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neue Ziele! Man fiebt ein, daß man es mit verfchieden gearteten 
Seelen zu tun hat, die zu höherem zu lenken und zu leiten ſind. 
Man ſucht zu erforſchen, wie es überhaupt möglich iſt, die Seelen 
zu faſſen und vorwärts zu bringen. 

Auch bei dem Hochſchulweſen kommen die Dinge langſam und 
allmählich in Fluß. Zweifel ertönen immer mehr, ob der Betrieb der 
Hochſchulen in der ängſtlichen Anklammerung an die Ueberlieferung 
über der Pflege der reinen Wiſſenſchaft noch den Zweck erfüllt, die 
Geiſter heranzubilden, zu erziehen, die einmal im Leben Führer des 
Volkes ſein ſollen. Es iſt ja natürlich auch da ein Ausgleich 
zwiſchen der Erfüllung zweier Aufgaben notwendig. Nur ſoll die 
Ausbildung nicht das Aſchenbrödel ſein, das neben der feineren Schweſter 
dem Gelehrtentum, einfach verſchwindet. 

Es erſtehen Handelshochſchulen, Akademien für Ssozialwiſſen⸗ 
ſchaften und dergleichen, Fortbildungskurſe auf verſchiedenen Gebieten, 
alles das ſind Gebilde, die beſtimmt ſind, lebendige Menſchen für 
die Wirklichkeit, für die Aufgaben des Berufs, nicht Abſtraktions⸗ 
maſchinen für eine Scheinwelt heranzuziehen. 

Die Fragen des Unterrichts, der Erziehung, der Ausbildung 
bilden auch ſonſt den Untergrund bei allen Kulturbeſtrebungen, man 
mag das Schrifttum nehmen, welcher Art es auch ſei, von den Er⸗ 
ziehungsromanen bis zu den Programmſchriften, die das Wort Erzieher“ 
oder „Lebensführung“, „Weltanſchauung“, „Kultur“ auf dem Titel tragen. 
Die wiſſenſchaftliche Pſychologie, der Schlüſſel, wie Schmoller ſagt, zu 
allen Geiſteswiſſenſchaften, hat immer mehr auch die Erziehungslehre be⸗ 
einflußt. Man ſoll dabei nur nicht an engherzige Pädagogik, an aus⸗ 
getrocknete Philiſterſeelen denken. Jeder Vater in der Familie, jeder, der 
über andere zu herrſchen hat, Fabrikherr, Geſchäftsleiter, Beamter, jeder 
Mann der Oeffentlichkeit, jeder Staatsmann muß wiſſen, daß richtige 
Menſchenbehandlung die Grundlage aller Betriebe iſt, muß wiſſen, 
wie ſich die Menſchenſeele bilden und führen läßt, wie die Arbeits⸗ 
freudigkeit geſtärkt wird. Eine Pädagogik der ſtaatlichen Kultur muß 
den Abſchluß bilden, alles überſpannen. Ein Zeichen, wie die Bedeutung 
der Erziehungslehre immer mehr erkannt wird, iſt es, daß die Be⸗ 
ſtrebungen, ihr auf den Univerſitäten eigene Lehrſtühle zu gewinnen, 
mehr Erfolg als früher haben. 

Auch bei der Ausbildung der Juriſten verſchwindet immer mehr 
die Vorſtellung von einem abſtrakten Recht, von einem Recht der Ver⸗ 
gangenheit, das losgelöſt von jeder beſonderen Beſtimmung und An⸗ 
wendung beigebracht werden müſſe, das gleichgültig ſein dürfe gegen die 
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Art, wie es angewandt werde. Man verlangt, daß ſich das Recht und die 
Ausbildung im Recht auf den Boden der konkreten Aufgaben ſtellen, 
daß die Ausbildung ſich nach den Forderungen richte, die das an 
Ort und Zeit gebundene Leben ſtellt, daß ſie danach eingerichtet werde, 
uach den Bedürfniſſen der Zukunft ihre Ausgeſtaltung erfahre. Tüchtige 
Beamte, Richterperſönlichkeiten, ſelbſtloſe Anwälte im Dienſte der 
Rechtspflege ſollen herangezogen werden. 

Im preußiſchen Juſtizminiſterium ſind Anfang Juni 1910 Be⸗ 
ratungen mit Männern gepflogen worden, die der Juriſtenausbildung 
ihre beſondere Aufmerkſamkeit zugewendet hatten. Man iſt nun be⸗ 
ſchäftigt, zu ſichten und was dabei etwa übrig bleibt, in Paragraphen 
zu gießen. In Miniſterien anderer Bundesſtaaten „ſchweben“ auch 
ſchon Jahre lang „Erwägungen“ über die Frage. Die neuen Para⸗ 
graphen werden nur dann guten Inhalt haben und in der Praxis 
ſich einleben und befolgt werden, wenn dieſe vorgearbeitet und ge⸗ 
wiſſe Ergebniſſe feſtgelegt hat. Die Faſſung der Paragraphen iſt dann 
nur der letzte Abſchluß, die Ueberführung von dem, was hie und da 
erprobt worden iſt, in die Alltäglichkeit, an die Stellen, denen die 
Kraft und Luſt zu eigenem Fortſchreiten fehlt. 

Anſchauung, Beobachtung, Erfahrung iſt der feſte Grund, auf 
dem ſich jede Kunſt und Wiſſenſchaft verankern muß. So muß auch 
die Ausbildungslehre da einhaken. Die Praxis muß darauf aus 
gehen, auch in der Aufgabe, die künftigen Beamten, Richter, Anwälte 
auszubilden, in der Vorbildung für die Rechtskunſt ſich ſtufenweiſe, 
langſam, aber zielbewußt, mit unermüdlicher Beharrlichkeit ſelbſt zu 
helfen. Selbſthilfe iſt die beſte Hilfe! Es muß alles verſucht, erprobt 
werden, wie man die Vorbildung beſſere, man darf bei Mißerfolgen nicht 
kleinmütig zurückſchrecken; nur durch den Verſuch, die Erfahrungen und 
Beobachtungen, die dabei gewonnen werden, kann die letzte Entſchei⸗ 
dung fallen. So gehen alle großen Umwandelungen allmählich vor ſich. 

Auch in dieſen Fragen darf ſich nicht das engherzige juriſtiſche 
Sondertum auf den Thron ſetzen und allein für fic) die Dinge meiftern 
wollen. Dem Juriſten fällt kein Stein aus ſeiner Krone, wenn er 
ſich, was ſonſt in Erziehungs⸗ und Ausbildungsfragen an Erfahrungen 
geſammelt worden iſt, zu eigen macht und es zu ſeinen beſonderen 
Zwecken verwendet. Es handelt ſich auch bei der Ausbildung des 
juriſtiſchen Nachwuchſes um die praktiſche Beurteilung des Seelen⸗ 
lebens, um ſeine Behandlung für die Aufgaben der Zukunft, um ſeine 
Entwickelung zu tüchtigen Mitgliedern des ſtaatlichen Organismus. 
Es kann nichts ganz beſonderes erfunden werden, nichts ganz Abweich⸗ 


— 131 — 


endes darf aufrecht erhalten werden, es müſſen die Grundſätze gelten, 
die auch anderswo in Erziehungsfragen erprobt worden ſind. 

Es ſoll nicht der Wiſſensmoloch fein unheimliches Werk beginnen, 
das gedächtnismäßige Wiſſen, das Einpauken, Ueberliefern des ge⸗ 
gebenen Stoffs durch den Einpauker oder nach Art des Einpau⸗ 
kers iſt nicht der Sinn und Zweck des Unterrichts und der Er⸗ 
ziehung. Es werden dadurch nur Scheinkönner groß gezogen, die 
hervorſtechen durch den Mangel an tieferem Eindringen in den cin« 
zelnen Gegenſtand ſelbſt, die auffallen durch den Mangel der Gabe, das 
Ganze zu überſehen, Fäden zu verknüpfen, mit dem Verſtand die 
Phantaſie zu paaren. Reine Theorie, einſeitig gewecktes Verſtandesleben 
verführt zur Dialektik und Sophiſterei, ſolche ſind Niedergangserſchei⸗ 
nungen, dürfen auf keinen Fall eine Wiſſenſchaft beherrſchen, die 
praktiſch zu wirken doch als ihre Hauptaufgabe hat. Nicht alte Werte 
zu regiſtrieren, ſondern neue zu ſchaffen, iſt überall die hauptſächlichſte 
Aufgabe. Lebendige Anregung, die zum Weiterdenken hinlenkt, Durch⸗ 
dringung des Stoffs und Entwickelung der eigenen Kraft, daß 
jeder ſelbſt ſchaffen lernt, Anhäufen von Erfahrungen und Beobach⸗ 
tungen, Leben, Erleben, iſt der Grundzug der Erziehungslehre. 
Es kann nichts werden und wachſen, wenn die Grundlage allen Lebens, 
das eigene Beobachten und Sehen, das Hören und Sprechen von 
vornherein ruiniert iſt. Wer beobachten kann, der bewegt ſich weiter, 
lebt wirklich, er ſtammelt nicht und ſchwätzt nicht nur nach. Die ſinn⸗ 
liche Anſchauung reizt die Beobachtungsgabe, ſie darf nicht verkümmern. 
Aus der Stubenhockerei in Freiluft und Freilicht, ſo kann man nicht 
nur in der Malerei, der Körperausbildung, ſondern auch ſonſt das 
unwiderrufliche, neue, belebende Grundgeſetz bezeichnen. Hinaus mit 
dem Bücherwurm ins friſche Leben! 

Kenntniſſe, mit denen er nichts anzufangen weiß, pflegt der geſunde 
Geiſt wieder abzuſchütteln. Nur perſönliche, planmäßige Arbeit ſchafft 
Werte, was jemand nicht ſelbſt erwirbt in ſtrenger Arbeit, wird für 
ihn und feine Umgebung nicht fegendreich, ſondern verhängnisvoll. 

Mit Luſt und Liebe, mit freudigen Gefühlen muß alles Lernen 
vor ſich gehen, nicht in mürriſcher, verdroſſener Gewichtigkeit, es 
braucht nicht alles in ſchematiſcher Vollſtändigkeit, deutſcher Gründ⸗ 
lichkeit, die nicht unterſcheidet, genommen zu werden, es muß eine Aus⸗ 
wahl getroffen werden, die Hälfte, ja ein Achtel kann mehr ſein als 
das Ganze, wenn es anregt und zum Ganzen hinlenkt. Es muß 
das herausgeſucht werden, was Anteil, Hingabe, Luſt erwecken kann, 
es darf nicht die Vorliebe beſonders auf das gerichtet werden, was 
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die freudige Kraft geradezu hinaustreibt. Von dem, was nahe liegt, 
den unverbildeten Menſchen je nach ſeinen Jahren anzieht und packt, 
muß die Erziehung und Ausbildung ausgehen und erſt ſpäter zurück⸗ 
greifen auf das Fernere. Dann erſt, auf dieſem Wege, nicht dem um⸗ 
gekehrten, wird der Zuſammenhang erkennbar und einleuchtend, wie 
ſich die Dinge entwickelt haben. 

Das Menſchliche, die Ausbildung des ganzen Menſchen darf 
über allem Wiſſen nicht verkümmern. Gegenüber der einſeitigen Be⸗ 
tonung der intellektuellen Erziehung wird immer mehr und noch gar nicht 
mit der notwendigen Schärfe und Stoßkraft auf die nicht geringe 
Wichtigkeit der Willenserziehung, Charakterbildung hingewieſen. 
Schlaffe Nachgiebigkeit, Sich⸗gehen⸗laſſen ſchadet uns und anderen. 
Auch geſunde Menſchen werden krank, wenn der Wille nicht regiert. 
Gerade auch der Beruf fordert ſittliche Pflichten, zum ſittlichen Menſchen 
aber wird einer nur dann, wenn er immer ſittlich handelt, das iſt eine 
zweitauſend Jahre alte Grundwahrheit. Es muß eine vertiefte Berufsauf⸗ 
faſſung angeregt, geklärt und geſtärkt werden. Die Probleme und Kon⸗ 
flikte des Berufslebens müſſen erörtert werden. Das Gewiſſen und die 
Kraft müſſen geweckt werden, unbedingte Wahrhaftigkeit, Abſcheu 
gegen alles Scheinweſen, Ehrlichkeit, Schlichtheit, Knappheit, Pünkt⸗ 
lichkeit ſtehen im Vordergrunde. Es muß der Wille ſtahlhart ge⸗ 
macht werden, daß er alle Dinge wahrhaft ſittlich, pünktlich, tat⸗ 
kräftig nach den verſtändigen Bedürfniſſen des Publikums behandelt. 
Das geſchieht durch ſittliche, hoch aufgefaßte Arbeit. Deshalb freudig 
arbeiten lernen, ſich der Verantwortung als Beamter bewußt werden, 
jede Ueberhebung vermeiden, ſich einfügen lernen, Hingabe an die Zwecke 
außer ſich, Rückſichtnahme auf die andern Menſchen. Die Verant⸗ 
wortung gegenüber der Allgemeinheit beſeitigt den Hang, immer miß⸗ 
trauiſch und ſelbſtſüchtig auf die Wahrung der äußerlichen Stellung zu 
achten, die Staatsautorität auf die Perſon zu beziehen, eine Ueber⸗ 
hebung, perſönlichen und korporativen Egoismus groß zu ziehen, die 
in der hergebrachten Stellung der Beamten nur zu leicht kommen. 
Es will die Kunſt des Befehlens und der Einordnung gelernt ſein. 
Unfreie Strenge und Wichtigtuerei zeigen nicht die Reife. Als Zeichen 
eines wahrhaften Charakters muß auch gelten, die Hauptſache und 
die Nebenſache ſtets als ſolche zu erkennen und zu behandeln. 

Auf die Ausbildung, den Bildungswert der äſthetiſchen Gefühle, 
der manchmal überſchätzt, in der Juriſterei aber überhaupt noch nicht 
gewürdigt, ja langſam abgetötet wird, iſt zu achten, das iff eine 
drängende Aufgabe. Muß denn ſo ziemlich alles, was in der Juriſterei 
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hervorgebracht wird, ſchon das einfache Geſchmacksgefühl verletzen, ſchon 
äußerlich abſtoßen? Man muß aber auch ſonſt damit rechnen, daß der 
Menſch gehoben wird in ſeinem Beruf, wenn er für das Schöne, für 
den Ausdruck, die Form Sinn bekommt. Wir müſſen mit einer Menge 
Unnatur in den Formen aufräumen, Dinge ſchaffen, die ſchon durch 
die Uebereinſtimmung zwiſchen Form und Inhalt Genuß bereiten. 

Wer all das überblickt, fühlt, daß das Beſtehende viel zu wünſchen 
übrig läßt. Der Richter muß das Geſetz anwenden. Alſo, ſagt man, 
muß er die Geſetze wiſſen, ihren Inhalt kennen. Die lex lata, das 
gegebene Geſetz, die Vergangenheit wird ſein Feld, er wird rückwärts 
gerichtet, ſeine Tatkraft, der Blick für die Zukunft, wird ſchwach, er 
vergißt, daß es auch ihm möglich iſt, Werte zu ſchaffen, das Leben 
zu ordnen, der inneren Gerechtigkeit zu dienen; das Geſetz bleibt nicht ſein 
Ideal, es wird ihm ein toter Götze, er kräuſelt die Schnitzel der toten 
Buchſtaben, er regiſtriert, was in den Vorarbeiten ſteht, ſucht zuſammen, 
was Kommentatoren darüber geſchrieben oder Gerichte dazu entſchieden 
haben. Totes Wiſſen! Scheinkönnen! Es ſoll herangebildet werden 
lebendiges Rechtsgefühl, das jede Sache friſch anpackt, die Initiative 
nicht vergißt, das ſich erſt dann befriedigt findet, wenn der Streit beendet 
iſt, Rechtsgefühl, das über den Paragraphen auch die ungeſchriebenen 
Geſetze nicht vergißt. 

Es iſt in der Rechtspflege bei ſo manchen eine Tatenloſigkeit, 
Schlaffheit eingezogen, ſie fühlen ſich nur als ſatte Erben der Ver⸗ 
gangenheit, die auf deren Schätzen überwintern, es geht ihnen aber 
das Gefühl ab für eine Zukunft, die beſſeres bringen ſoll; daß einer 
auch Ahne der Zukunft ſein ſoll, dafür fehlt oft ganz das Gefühl, 
wunſchlos wie Fafner laſſen ſie das Wort ertönen, ich lieg und beſitz, laßt 
mich ſchlafen. Die Geſetzgebung in der Juſtiz kommt nur langſam weiter, 
alle Anregungen, neue Wege in der Praxis einzuſchlagen, finden taube 
Ohren: lex lata und die überlieferte Gewohnheit ſind die Götzen, 
von deren Verehrung ſich der Juriſt nur ſchwer frei machen kann. 

Wer beobachtet, wie ſich das Leben ſonſt wandelt, erkennt, wie 
fo ganz anders, als früher, das Gegebene, die Vergangenheit auf- 
gefaßt, wie ſie behandelt wird. Den Ordnungen ſich zu unterwerfen 
und geduldig hinzunehmen, was ſie über ihn verhängt hatten, erſchien 
dem Menſchen von ehedem als ſelbſtverſtändliche Pflicht. Jetzt überall 
ein Rühren und Regen, ein Ankämpfen und Beſiegen von hergebrachten 
Dingen, die man für unüberwindlich hielt, ſelbſt vor der gewaltigſten 
Ueberlieferung, der Natur, gibts kein Stilleſtehen. Wir bekämpfen 
überall, was uns ſchlecht und unbrauchbar ſcheint, wir beſeitigen es 
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und kommen mit Geſchwindigkeit zu neuen Formen. Das iſt der 
Segen davon, daß der Einzelne ſich müht, Verſuche macht, für ſich 
ſtrebt, von der Erfahrung aus Verſuchen Nutzen zieht. Wir erkennen 
wieder, wie wundervoll die Perſönlichkeit wirkt, die ſchaffendfteudig 
ſtrebt, wie fie Gewaltiges erreicht in Technik nnd Induſtrie, in Wohle 
fahrtseinrichtungen. Wir ſind inne geworden, wie das Mechaniſche, 
die Schablone, die Maſſe, die am Kleinlichen, Niedrigen hängt und 
alles zur Mittelmäßigkeit oder noch tiefer herunterdrückt, nicht Grund⸗ 
ſatz geſunden, verſtändig freien Lebens ſein darf. | 

Auch in dem Rechtsweſen muß diefer Geiſt aufrechten Menſchen⸗ 
tums mehr einkehren, wir müſſen es nach unſeren Bedürfniſſen um⸗ 
geſtalten und neu ſchaffen, durch wirkliches Leben müſſen wir und 
die Vergangenheit zu eigen machen, ſie darf nicht fremd, nur Ueber⸗ 
lieferung bleiben, wir müſſen ſie durch unſer Leben tot leben. 

Wertlos iſt es, das, was beſteht, zu verurteilen und ein Neues anzu⸗ 
preifen, wenn nicht gezeigt werden kann, wie von dem Zuſtande, der iff 
der Weg zum Beſſeren geht, gezeigt wird nicht mit Worten allein, 
ſondern mit Taten. Es muß auch hier der Verſuch gemacht werden, 
der die Vorſchläge auf ihre Brauchbarkeit prüft. Wie ſoll man erfahren, 
wie es beſſer zu machen iſt, wenn nicht Verſuche das Beſſere zeigen! 

Die Art des Univerſitätsſtudiums zu ändern, dazu kann von 
den Juriſten der Praxis wenig getan werden. Es gedeiht dort noch 
der ſtreng wiſſenſchaftliche Gelehrte. Düringer hat neuerdings 
wieder mit Recht darauf hingewieſen, wie unmöglich es ſei, daß 
jemand feinen Schülern praktiſche Auffaſſung beibringe, wenn er felbf 
auf dem Gebiet praktiſcher Tätigkeit ſchülerhaft geblieben ſei und ſich 
niemals auf ihm ſelbſtändig bewegt habe. Es iſt fürwahr ungereimt. 
Im Strom der Welt bildet ſich die Rechtskunſt, bildet ſich, wer füt 
ſie ſchulen ſoll, nicht durch Vorleſen vor Hörern und nur aus Büchem. 
Die Rechtswirklichkeit hat eine ſelbſtändige Bedeutung gegenüber der 
Rechtsordnung, ſie iſt mehr oder auch weniger als dieſe. Vieles von 
dieſer iſt tot und vieles Lebendige iſt nicht in ihr. Nur wer 
das Berufsleben aus eigener Erfahrung kennt, weiß feine Zweifel 
und Sorgen, kann fie lebendig darſtellen und dafür weiter ſchaffen. 
Da hatte man doch im Mittelalter eine gute Art der Ausbildung, 
nur bei einem praktiſchen tätigen Meiſter konnte lernen, wer 
aufſteigen wollte zum Meiſter. Am Univerſitätsweſen wird mi 
ganz allmähliches Wachstum die Anpaſſung an neue Berpältnifle 
herbeiführen, gegen eine jahrhundertlange Entwickelung anzukämpfen 
iſt hier beinahe unmöglich. Die Zuſtände ſind mächtiger als die 
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jungen Kämpfer, die es natürlich auch da gibt, die ſelbſt das Vor⸗ 
leſungsweſen der Fakultät, wie es ſo vielfach noch gang und gäbe iſt, 
für überlebt halten. Es kommt als Hauptpunkt dazu, daß das ſtudentiſche 
Leben zum Teil Zwecke verfolgt, die außerhalb der Ausbildung liegen, 
oder die Zeit überhaupt ohne Gedanken totſchlägt. Das Drum und 
Dran, das ſich um das Studentenleben herumſchlängelt, ſaugt ſo 
oft dem ernſten Streben das Mark aus, erdrückt die Entwickelung. 
Gegen derartige Auswüchſe iſt nur die Not als Retterin gegeben. 

Mittelbar kann auf einen andern Ausbildungsbetrieb der Uni⸗ 
verſitäten hingewirkt werden durch die Zuſammenſetzung der Prüfungs⸗ 
kommiſſionen und eine andere Einrichtung der Prüfungen, daß da 
nicht auf Gedächtniskram geſehen wird, ſondern auf praktiſche Ge⸗ 
wandtheit, Fähigkeit, ſelbſtändig die Gedanken zu entwickeln, daß 
in der praktiſchen Rechtskunſt geprüft wird. Wie die Aufſatzthemata 
auf den Gymnaſien, ſo ſind auch hier die Aufgaben oft zu abſtrakt, in 
ihrer Behandlung kann nicht die praktiſche Befähigung gezeigt werden. 
Gerade die abſtrakten Themata ſchleppen ſich oft von einer Kommiſſion 
zur andern. 

Am meiſten kann in der Ausbildung, ohne daß der umſtändliche Weg 
der Geſetzgebung oder miniſterieller Verordnungen eingeſchlagen wird, 
geholfen werden bei der Ausbildung der Referendare. Zeit und Ort 
für die Beſchäftigung ſind hier zwar abgeſteckt, was aber darin zu tun iſt, 
das iſt noch auszufüllen. Die Grenzen in dem Lande ſind gezogen, es 
iſt aber noch Oedland, ed können Dornen und Diſteln weggehackt, 
es kann gerodet und Samen ins Erdreich geworfen werden, der Frucht 
bringt tauſendfach. Der Boden iſt da und auch an Säeleuten fehlt es nicht. 
Es gilt nur zu gemeinſamer Arbeit anzuregen, damit alle Berufenen auch 
wirklich tätig werden und nicht Unkraut ſtehen bleibt, das auch die gute 
Saat verdirbt, daß ſie trotz aller Mühe nicht rein gejätet werden kann. 

Von dieſen Geſichtspunkten aus, in dem Gefühl, daß es aller⸗ 
höchſte Zeit iſt, etwas für die Zukunft zu tun, und daß hier jeder 
Mann nach ſeiner Stellung ſeine Pflicht tun muß, ſind in einer Ver⸗ 
fügung des Oberlandesgerichtspräſidenten Dr. Borngen vom 5. Mai 
1910 die Grundſätze zuſammengeſtellt, wie die Ausbildung der Refe⸗ 
rendare zu handhaben ſei. 

Es handelt ſich bei den Referendaren um junge Leute von 21 
bis 25 Jahren. Die Schulzeit hat ſie abſichtlich in Unſelbſtändigkeit 
gelaſſen, der Uebergang in den anderen Gegenſatz, die vollſtändige, 
regelloſe Ungebundenheit, während der Univerſitätsjahre bringt nicht 
die Selbſtändigkeit, läßt die Haltloſigkeit nur zunehmen. So kommen, 
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vielleicht auch durch die Einpaukerei wieder ſchülerhaft geworden, 
viele der jungen Leute mit einer Unreife und Unſicherheit, wie ſie Leuten 
des gleichen Alters ſonſt im Berufe nicht eigen iſt, in die Praxis; Aus⸗ 
nahmen unter ihnen beſtätigen nur die Regel. Wer ſonſt einen Beruf 
wählt, hat eine Vorliebe dafür und weiß, was ſeiner wartet, 
er hat daher mehr Ernſt für ihn, iſt ſchon mehr in eine feſte, 
zielbewußte Auffaſſung hineingewachſen. Viele widmen ſich dem 
Rechtsſtudium, weil ſie nichts anders zu wählen wiſſen, es mangelt 
ihnen an dem rechten Verhältnis zu ihrem Beruf. Sie ſehen 
nur die äußere Stellung des Beamten, wähnen oft, die Referendar⸗ 
zeit ſei eine Fortſetzung der Studentenzeit mit anderem Titel, auch da 
könne ſich das Leben in bummligen Hindämmern ohne Hingabe an ein 
ernſtes Ziel gedankenlos abſpielen. Sie ſehen noch nicht den Ernſt, den 
Zweck, den Nutzen ihrer angeblichen Beſchäftigung. Unter ſolchen Verhält⸗ 
niſſen iſt die Gewöhnung an eine ſittliche Auffaſſung der Tätigkeit be⸗ 
ſonders die Aufgabe der Richter. Sobald die Referendare eintreten, 
müſſen fie das Gefühl haben, daß nun die Zeit, die der Student fo oft ziel: 
los verbracht hat, vorüber iſt, das Verantwortlichkeitsgefühl, die Pflicht⸗ 
treue, Pünktlichkeit, Abneigung gegen alles Scheinweſen und alle 
Halbheit muß geweckt werden, fie müſſen empfinden, daß der Staats⸗ 
beamte nur durch Tüchtigkeit und gediegene Leiſtungen ſeine Stellung 
ausfüllt, nur durch Tüchtigkeit und Arbeit Anſehen erwerben und 
behalten kann. Man kann keine Erfolge haben, wenn man nichts 
Innerliches, Lebendiges tut, um Erfolge zu gewinnen. 

Nachdem ſie auf der Univerſität ſich gewöhnt haben, zuzuhören, 
nur aufzunehmen, wenn ſie das überhaupt getan haben, müſſen nun 
ſich die jungen Juriſten als Referendare praktiſch regen, ſich zurecht 
finden lernen, das fordert Wirklichkeitsſinn, Entſchlußkraft, Geſtaltungs⸗ 
vermögen und Geſtaltungswillen. Sie müſſen feſt angefaßt werden, 
arbeiten lernen, ernſt und anhaltend beſchäftigt werden. Je leichter 
jemand das Lernen gemacht wird, deſto weniger und oberflächlicher 
lernt er. Erweckung und Stärkung der Selbſttätigkeit muß das Ziel 
ſein. Mit Freude am Beruf müſſen ſie arbeiten lernen. Arbeit, die 
aus dem Gewiſſen kommt, hebt den Menſchen höher, in dieſem 
Alter fördert nur praktiſche Beſchäftigung. Es müſſen zu der Aus⸗ 
bildung geeignete Kräfte herangezogen, erzogen werden, nicht jedem 
liegt es ohne weiteres, ſich um das Fortſchreiten der Referendare 
zu kümmern. Wem der Sinn dafür abgeht, muß ſich aber auch 
ſagen, daß ihm etwas zum Richter fehlt. Hat ſolcher ſich doch 
auch um Menſchenſchickſale zu kümmern und Parteien und ſonſtige 
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Beteiligte mit viel Geduld und Eingehen auf ihr Denken, Leben 
und Schaffen zu dem richtigen Ziele zu führen. Und die ſchwierigſte 
Aufgabe im Beruf iſt es oft nicht, ſelbſt etwas zu leiſten, ſondern 
andere zur Arbeit anzuleiten. Der einzelne Richter muß ſich auch da 
unterordnen und dienen dem höheren Zweck. Wenn man über die 
Jugend, die Referendare klagt, ſo richtet ſich der Vorwurf auch an 
die alten Richter. Wenn jemand nicht erzogen iſt, ſo fehlt es auch 
an den Erziehern. Zu handeln, zu beſſern haben doch in erſter Linie 
die Welteren; das zu tun, iſt beſſer, denn als gekränkte Bieder⸗ 
männer zu klagen. 

Die Verfügung will nicht ihr Daſein friſten, wie ſo manche 
gutgemeinte Anordnung, die, wenn ſie in die Generalakten eingeheftet 
iſt, ihren Lebenslauf erfüllt hat und nun in der Repoſitur den Todes⸗ 
ſchlaf ruht. Jeder Richter in Thüringen ſoll ſie in die Hand bekommen, 
ſie iſt in ſoviel Abzügen verteilt worden, jeder ſollte ſie auf ſeinem 
Schreibtiſch liegen haben und als ſtiller Mahner und Warner ſollte 
ſie ihm dienen. Auch jeder Referendar ſollte ſie bei ſeinem Eintritt 
in den Dienſt bekommen und immer wieder auf die Grundſätze, 
die darin aufgeſtellt ſind, hingewieſen werden, daß er wahrhafte 
Bildung lerne, die in der Fähigkeit beſteht, das Weſentliche vom 
Unweſentlichen zu unterſcheiden und das Weſentliche ernſt zu 
nehmen. Die Verfügung will nicht Papier bleiben, ſondern in die 
Tat umgeſetzt werden. Zwar leicht bei einander wohnen die Ge⸗ 
danken, doch hart im Raume ſtoßen ſich die Sachen. Es iſt für 
den Oberlandesgerichtsbezirk Jena im Großen und Ganzen etwas 
Neues, was da fordernd und fördernd auftritt. Das Neue iſt fremd, 
es macht Arbeit, wird unbequemer Störenfried, weil es lieb gewordene 
Krankheiten heilen will, wird es verhaßt, und ſo iſt man leicht geneigt, 
die Sache entweder abzulehnen oder verſanden zu laſſen. Es iſt ſeit 
Menſchengedenken gegangen, die Juriſten ſtehen — noch — auf der Höhe 
des Staates, warum etwas Neues, das noch dazu Arbeit macht, ein⸗ 
führen? Für Ablehnungen, die ja alter Richtergewohnheit entſprechen, 
war manchmal ſchnell ein Grund gefunden. Sogar die Vorſchriften 
über den juriſtiſchen Vorbereitungsdienſt mußten wohl einmal her⸗ 
halten, um Ausbildungskurſe als direkt unvorſchriftsmäßig abzulehnen. 

Ausbildungskurſe werden nicht zu viel Zeit und Mühe fordern. 
Man muß auch die Erfahrungen anderer benutzen und die Selbſt⸗ 
regierung, mit der manche Schulmänner arbeiten, in weiteſtem Umfang 
walten laſſen. Die Grundſätze der Verfügung ſollen über den Rahmen, 
den ſie nach ihrem Wortlaut hat, hinauswirken, zur Auffriſchung der 
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Rechtspflege auch über den Ausbildungszweck hinaus dienen. Gute 
Beiſpiele ziehen überall an, ſpornen auch die Widerwilligen allmählich 
an, ſchlechte Beiſpiele verderben, was ſonſt gut gemacht worden iſt. 
Auch abgeſehen von der Ausbildungstätigkeit müſſen die Richter 
darauf achten, daß ſie keine ſchlechten Beiſpiele mehr darbieten, nur 
noch ſolche Leiſtungen ſehen laſſen, die beſtehen können vor den 
Anforderungen, wie ſie unſere Zeit ſtellt an die Rechtskunſt. Die 
Berfügung dient damit auch der Fortbildung der Richter. 

Mögen die Seelen empfänglich ſein, die angeregten Gedanken 
aufzunehmen nicht nur, ſondern auch hinauszuwachſen darüber. Es 
wird kein neues Schema eingerichtet, keine Livree dargeboten, ſondern 
eine Fahne vorangetragen, die Alle, alte und junge Juriſten, zuſammen⸗ 
ſcharen und zu einer beſſeren Zukunft führen ſoll. Wenn mancher 
verzagt und lahm, gleichgültig und ſchwach geworden iſt, weil er kein 
Ziel ſah, dem er nachſtreben konnte, wohlan, hier iſt wieder ein Ideal 
aufgerichtet! Das, was not tut, iſt gezeigt! Der Sonntag kann 
die Begeiſterung geben, der Alltag erſt überſetzt alles ins Leben. 
Schlummernde geiſtige Kräfte mögen wach werden, denkende Juriſten 
mögen ſich anregen laſſen und mitwirken, alles bloße Scheinen ver⸗ 
ſchwinde und der Wahrheit diene jedermann, ſie allein kann frei machen. 

Und ſo möge die Verfügung nun für ſich ſelbſt ſprechen und 
auch von hier aus Wege finden zu neuer Wirkung. 

Meine Verfügung vom 25. Februar 1910 hat ſchon jetzt die erfreuliche 
Folge gehabt, daß bei einem großen Teile der Thüringiſchen Landgerichte be⸗ 
ſondere Uebungskurſe zur Ausbildung der Referendare eingerichtet worden ſind 
oder wenigſtens demnächſt eingerichtet werden ſollen 1). Es wird damit das er⸗ 
reicht, was vielfach anderwärts ſchon ſeit Jahren beſteht. z. B. in Preußen 
(Miniſterialverfügung vom 12. April 1893, Juſtizminiſterblatt 1893, S. 119, 
und dazu 1895, S. 109, auch 1893, S. 28), in Bayern (Miniſterial⸗ 
bekanntmachung vom 6. Juli 1899) und in Sachſen (Miniſterialverordnung 
vom 2. Februar 1904). 

Weiter wird ſie aber auch, wie ich hoffe, die Folge haben, daß den Land⸗ 
gerichten und auch den Amtsgerichten immer mehr zum Bewußtſein kommt, 
daß die Ausbildung und Schulung der Referendare ein überaus wichtiger 
Zweig der dienſtlichen Tätigkeit des Richters iſt. Deshalb muß auch unaus⸗ 
geſetzt daran gearbeitet werden, in der Ausbildung beſtehende Mängel zu be⸗ 
ſeitigen. Jedenfalls muß es die beſondere Sorge aller Dienſtaufſichtsſtellen 
ſein, immer neue Anregungen zu geben und fortgeſetzt zu überwachen, daß 
getroffene Anordnungen auch wirklich befolgt werden. 

Zur Ergänzung und Erläuterung der Verfügung ſelbſt habe ich noch 
folgendes zu bemerken. 

Wir leben in einer Zeit des Uebergangs, in der ſich die Anſchauungen 


1) Unterdeß überall ins Werk geſetzt. 
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über die Art und Weiſe, wie Recht gefproden werden foll, umzuwandeln be: 
ginnen. Früher ſah man die Rechtswiſſenſchaft als eine abgeſchloſſene Fach⸗ 
wiſſenſchaft an, losgelöſt von den ihr benachbarten Wiſſensgebieten. Man 
war geneigt, in der Rechtspflege nur mit rein logiſchen Folgerungen zu arbeiten. 
Man beſchränkte ſich im weſentlichen darauf, vom unwandelbaren Begriffe der 
verſchiedenen Rechtsinſtitute auszugehen und im einzelnen Fall zu prüfen, 
unter welche Rubrik er paſſe. Das führte zu einer Art Denkſport im luft⸗ 
leeren Raum, im juriſtiſchen Begriffshimmel, ſo daß die Rechtspflege einem 
Schachſpiel mit juriſtiſchen Begriffen glich. Bei dieſer Methode kam man oft 
zu Entſcheidungen, die den praktiſchen Anſchauungen des geſunden Lebens 
direkt zuwiderliefen. Daran kehrte man ſich aber nicht, ja mancher glaubte 
und glaubt es wohl auch heute noch, er habe etwas beſonderes Wiſſenſchaft⸗ 
liches geleiſtet, wenn ſeine Ergebniſſe dem Laien völlig unbegreiflich erſcheinen. 
Die neue Zeit aber iſt nicht mehr der Welt abgewendet, ſie iſt praktiſch ge⸗ 
worden, praktiſch auf allen Gebieten. Auch die Rechtswiſſenſchaft iſt mehr als 
früher von dem Gedanken beherrſcht, daß fie nicht mit Begriffen ſpielen, 
ſondern Nützliches leiſten ſoll. Man hat weiter gefunden, daß die Rechtſprechung 
nicht lediglich Verſtandesſache iſt, ſondern eine Kunſt: die Kunſt über praktiſche 
Fragen eine praktiſche Entſcheidung zu treffen und ſonach wirtſchaftlich Brauch⸗ 
bares zu ſchaffen. Auch die deutſchen Hochſchulen verkennen dies nicht. Sie 
ſuchen ihren Rechtsunterricht mit der Praxis in Fühlung zu bringen. Immer⸗ 
hin bewegt ſich die akademiſche Vorbereitung der Juriſten noch jetzt vornehmlich 
auf dem Gebiete des Wiſſens und wird ſich auch in Zukunft in der Haupt⸗ 
ſache darauf beſchränken. Der praktiſche Vorbereitungsdienſt ſoll aus dem 
Wiſſer einen Könner machen. Er ſoll die praktiſche Kunſt der Behandlung 
praktiſcher Rechtsfälle lehren. Er iſt demnach von allem Anfang an unter 
Beachtung dieſes Geſichtspunktes zu leiten. 

Nicht immer wird dies erkannt. Zutreffend ſagt die Königl. Sächſ. 
Juſtizminiſterialverordnung vom 2. Februar 1904, die Ausbildung der Re⸗ 
ferendare betreffend, die für die Landgerichte und für die Oberlandesgerichte 
beſondere gemeinſame Uebungen der Referendare vorſchreibt und ihre Einrichtung 
auch bei den Amtsgerichten empfiehlt: 

„Nicht bezweckt iſt, daß der Leiter der Uebungen den Referendaren den 
wiſſenswerten Rechtsſtoff ſyſtematiſch einpräge; die Auffriſchung und Be⸗ 
feſtigung von Rechtsſätzen im Gedächtnis darf dem einzelnen Referendar 
für die häusliche Arbeit oder, was oft noch zweckdienlicher iſt, einer von 
mehreren gemeinſam unternommenen, durch gegenſeitige Anregung befruch⸗ 
teten Lernübung überlaſſen werden. Die Hanptſache iſt vielmehr, daß 
an der Hand wirklich vorgekommener Rechtsfälle den Referendaren gezeigt 
werde, was ſie ſich neben der Kenntnis abſtrakter Lehrſütze 

für die Entſcheidung von Streitſachen und überhaupt für ein künftiges 
Richteramt anzueignen nötig haben“. 

Die akademiſche Vorbereitung übermittelt dem jungen Manne die Kenntnis 
des toten Rechtsſyſtems. Im praktiſchen Vorbereitungsdienſt ſoll er lernen, 
das abſtrakte Wiſſen auf die lebendigen Menſchen und im ſtetig ſich ändern⸗ 
den Rechtsverkehr zu verwenden. Er muß alſo hier vor allen Dingen den 
Menſchen und den Verkehr kennen lernen. 

Die Fähigkeit, Menſchen richtig zu beurteilen, lernt man nun nicht aus 
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Büchern, durch das Studium von Lehrbüchern der Pſychologie und der Pſychiatrie 
wird man noch kein Menſchenkenner. Aber natürliche Begabung und Erfahrung 
machen es auch nicht allein. Eine ſyſtematiſche Grundlage muß gegeben ſein. 
Wer dieſe von der Univerſität nicht mitbringt, der ſäume nicht, ſie ſich im 
Vorbereitungsdienſt zu verſchaffen. 

Billige Hilfsmittel, einen Ueberblick auf dieſen Gebieten zu bekommen find: 
Lipmann, Grundriß der Pſychologie für Juriſten, Leipzig 1908, (2 M.) 
Schäfer, Allgemeine gerichtliche Pſychiatrie für Juriſten uſw., Berlin 

1910, (3 M.) 

Gmelin, Zur Pſychologie der Ausſage, 2. Aufl. Hannover 1909, 

(1,80 M.) 

Anregend und einführend iſt: 
Reichel, Ueber forenſiſche Piychologie, München 1910 (1,80 M.). 

Jedenfalls muß der Referendar von feinem Leiter, fo oft es möglich if, 
zu felbſtändigem Verhör von Parteien und Zeugen verwendet und in jedem 
einzelnen Rechtsfalle, der fic) vor ihm abſpielt, auf das pfychologiſch Be: 
merkenswerte hingewieſen werden — faſt jeder nicht ganz einfache Fall bietet 
dazu Gelegenheit —, ebenſo dürfen pſychiatriſche Geſichtspunkte, ſobald fie 
ſich zeigen, nicht überſehen werden. 

Die Bedeutung der Pſychologie und Pſychiatrie für die Rechtspflege — für 
den Strafrichter und auch für den Zivilrichter — wird ja mit jedem Tage 
mehr erkannt. 

Aber nicht nur mit dem Menſchen als Einzelweſen hat ſich der Referen⸗ 
dar zu beſchäftigen, er ſoll auch den Verkehr der Menſchen miteinander, den 
Rechtsverkehr ſtudieren. Namentlich den landwirtſchaftlichen, gewerblichen, in⸗ 
duſtriellen und kaufmänniſchen Dingen, den Vorgängen bei der Erzeugung und 
dem Umſatze der Güter iſt fortgeſetzt Aufmerkſamkeit zu ſchenken. Jede Gelegen⸗ 
heit, Kenntnis in der kaufmänniſchen Buchführung und von der Bank⸗ und 
Börſentechnik zu erlangen, iſt zu benutzen. In der kaufmänniſchen Buch⸗ 
führung muß jeder Juriſt bewandert ſein. 

Empfehlenswerte billige Hilfsmittel ſind u. a.: 

Stern, Buchführung (Sammlung Göſchen), 3. Aufl., Leipzig 1908, 

(80 Pf. geb.) 

Obſt, Einführung in die Buchführung, Leipzig 1909, (3 M. geb.) 
Dannenbaum, Der Bücherſachverſtändige, 2. und 3. Auflage, Berlin 
1910, (1,20 M.) 


Aber auch in allen den anderen Dingen muß er Beſcheid wiſſen. Dann 
wird er ganz andere Entſcheidungen fällen können, als der, deſſen Kenntnis 
und Intereſſe ſich auf die Geſetzesparagraphen und das Rechtsſyſtem beſchränken, 
dann werden ſeine Entſcheidungen auch den Beifall der Volksgenoſſen finden. 
Dann wird es aufhören, daß der Richter auch in den einfachſten Fragen, ſo⸗ 
fern ſie nicht rein rechtlicher Natur ſind, nach dem Sachverſtändigen ruft und 
ſo dem Verdacht der Weltfremdheit ſelbſt immer von neuem Nahrung gibt. 
Und dann wird der Richter dem Sachverſtändigen gegenüber die richtige Stellung 
gewinnen: er läßt ſich von ihm nicht am Gängelbande führen, er bleibt der 
Herr und der Sachverſtändige wird ſein Gehilfe, und endlich ſteht er dann nicht 
mehr hilflos und ratlos da, wenn die Sachverſtändigen ſich nicht einigen können. 
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Der in den Vorbereitungsdienſt tretende junge Juriſt kommt aus der 
Ungebundenheit des akademiſchen Lebens. Es gilt zunächſt, ihn in die Reihen 
derer einzugliedern, die berufsmäßig für den Staat tätig ſind. Es muß ihm 
zum Bewußtfein kommen, daß er ein kleines Rad in einem großen Betriebs⸗ 
werke iſt, und daß, ſoll nicht der ganze Organismus Schaden leiden, jeder 
einzelne Teil, auch der kleinſte, ordentlich eingreifen und gehen muß. Er iſt 
daher an Ordnung und Pünktlichkeit von Anfang an zu gewöhnen. Beim 
Amtsgericht empfiehlt es ſich wohl, ihm die Einhaltung der Geſchäftsſtunden 
zur Pflicht zu machen. Selbſtverſtändlich muß man ihm dann auch während 
der Dienſtſtunden immer anregende Tätigkeit ermöglichen. 

Nicht unbeachtet follte bleiben, daß es außerordentlich wichtig iſt, daß 
jeder Juriſt, wenn auch nicht ſchön, ſo doch leſerlich ſchreibt. Wer nach dieſer 
Richtung zu wünſchen übrig läßt, muß energiſch angehalten werden, ſich einer 
beſſeren Schrift zu befleißigen. 

Das beſte Ausbildungsmittel iſt die verſtändige Beſchäftigung des Re⸗ 
ferendars mit praktiſchen Obliegenheiten. 

Selbſtverſtändlich muß er den Dienſt des Gerichtsſchreibers gründlich er⸗ 
lernen und dabei auch einen Einblick in die Gerichtsvollziehergeſchäfte und 
das Kaſſenweſen gewinnen. Er muß ordentlich protokollieren lernen, darf 
aber nicht als Protokollführer ausgenutzt werden. Ihm iſt vielmehr bald eine 
eigentlich juriſtiſche Tätigkeit, ſoweit möglich unter eigener Verantwortung, zu⸗ 
zuweiſen. Die Tätigkeit, für die der Referendar vornehmlich vorgebildet werden 
ſoll, gipfelt darin, Entſcheidungen zu finden und ſchriftlich abzufaſſen. Daß 
dem Referendar, namentlich, im Anfange, Akten mit Entſcheidungen als Vor⸗ 
bild zum Studium übergeben werden, iſt gewiß zu billigen. Nur hüte man 
ſich, die einzelnen Akten als Schema, als einziges vorbildliches Muſter, hinzu: 
ſtellen, und in dieſer Weiſe nach ihnen ſklaviſch arbeiten laſſen. Sonſt wird 
der Geiſt der Verknöcherung großgezogen, der dauernd jedem Fortſchritt ab⸗ 
hold iſt und ungemein ſchädlich wirkt. Es muß der Referendar von Anfang 
an dahin geleitet werden, ſelbſtändig und frei von Schema zu lernen und zu 
üben, wie es gemacht werden ſoll. Dazu gibt es treffliche literariſche Hilfs⸗ 
mittel. Ich nenne: 

Küttner, Leitfaden für die Unterweiſung der Referendare im Abfaſſen von 

Urteilen in Zivilſachen, 3. Auflage, Leipzig 1908, (geb. 1,60 M.) 

Küttner, Urteilsbeiſpiele, Leipzig 1908, (geb. 2,20 M.) 
Daubenſpeck, Referat, Votum, Urteil, 10. Auflage, Berlin 1910, 

(5,60 M.) 

Ueber Proberelationen, eine Mitteilung aus der Juſtizprüfungs⸗ 

kommiſſion, 4. Aufl., Berlin 1902, (geb. 2 M.) 

Leonhardt, Anleitung für die juriſtiſchen Uebungs⸗ und Examensarbeiten, 

2. Aufl., Berlin 1908, (geb. 1,20 M.) 

Kroſchel, Die Abfaſſung der Urteile in Strafſachen, 6. Aufl., Berlin 1910. 

(geb. 2,60 M.) | 
Hier fet auch gleich auf 

Stölzel, Schulung für die ziviliſtiſche Praxis, Bd. 1, 8. Aufl., Berlin 1909, 

(8 M.) 

Lucas, Anleitung zur ſtrafrechtlichen Praxis, Bd. 1, 3. Aufl., Berlin 1908; 

Bd. 2, 2. Aufl., 1907, je 8 M. und auf 
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Groß, Handbuch für Unterſuchungsrichter, 5. Aufl., München 1908, 

(geb. 20 M.) und 

Groß, Kriminalpſychologie, 2. Aufl., Leipzig 1905, (geb. 15 M.) 
aufmerkſam gemacht. (Jeder Juriſt ſollte dieſe Bücher von Groß kennen, 
auch der Zivilrichter wird aus ihnen manches lernen, es ſteckt in ihnen viel 
Menſchenkunde, die auch für die Zivilſachen nutzbar gemacht werden kann 
und muß.) 

Fertigt der Referendar die Entſcheidungen, die man ihm zur Ausarbeitung 
übergibt, und die Proberelationen, die man ihm von Anfang an und fort: 
geſetzt während des ganzen Vorbereitungsdienſtes ſtellen ſollte, unter Be⸗ 
nutzung ſolcher Hilfsmittel an, und beſpricht dann der Richter jede Arbeit des 
Referendars gründlich mit ihm, dann kann es nicht vorkommen, daß die ſchriftliche 
Relation in der zweiten Staatsprüfung die Zeichen eines Erſtlingswerkes 
deutlich an der Stirne trägt. Das iſt aber jetzt leider noch oft der Fall. 
Und dann wird auch die Klage verſtummen, daß — im vierten Jahrzehnte 
nach der Geburt der Prozeßgeſetze — die Urteile der Gerichte oft immer noch 
nicht den Vorſchriften dieſer Geſetze entſprechen. 

Die Ausbildung der Referendare iſt aber nicht nur durch ſchriftliche Ar: 
beiten zu fördern, auch ihrem mündlichen Vortrag iſt die Aufmerkſamkeit zu 
zuwenden. | 

Es ift eine betrübende Tatſache, daß ein großer Teil der Referendare im 
zweiten Staatsexamen den vorgeſchriebenen freien Vortrag aus den Alten 
in einer Weiſe hält, die gegen die Grundregeln eines gutgeordneten Be⸗ 
richts verſtößt. Der Vortrag kommt meiſt über einen chronologiſch geordneten 
mündlichen Aktenauszug nicht hinaus. Ueber Referierkunſt wird jetzt, ſoviel 
ich weiß, auf den deutſchen Hochſchulen nicht mehr geleſen. Um fo nötiger 
iſt es, den Referendar vom erſten Tage ſeines Vorbereitungsdienſtes an in 
dieſer Kunſt zu unterweiſen. Es muß ihm klar werden, daß es gilt, den, für 
den der Vortrag beſtimmt ijt, in überſichtlicher wohlgeordneter Darſtellung 
erſchöpfend und doch unter Ausſcheidung alles ganz Nebenſächlichen über einen 
Rechtsfall zu unterrichten und ihn auf kürzeſtem Wege in den Stand zu ver 
ſetzen, eine Entſcheidung zu treffen. Gar oft merkt man dem Vortrag an, 
der Vortragende hat fic) den Stoff angeeignet und ſelbſt Stellung zu det 
Sache genommen, aber damit ſeine Arbeit für beendet angeſehen. Er hat 
vergeſſen, daß ein überaus wichtiges Stück ſeiner vorbereitenden Tätigkeit darin 
beſteht, den Weg zu ergründen, auf dem der Stoff dem Anderen mitgeteilt 
und dieſer befähigt wird, ihn zu beherrſchen und den Fall zu entſcheiden. 
Vor ſolchem Fehler muß der Referendar immer und immer wieder gewarnt 
werden. 

Bei dem mündlichen Vortrag wird, wie bei den ſchriftlichen Arbeiten, 
auf eine gehörige Darſtellung und ein gutes Deutſch zu ſehen ſein. 

Einer der Herren Landgerichtspräſidenten hat ſich geäußert: 

die angehenden Rechtsjünger ſeien gewöhnt, ſtatt in bündiger Kürze und 

klarer Weiſe ihren Gedanken Ausdruck zu geben, ſich in langen, mit ent 
ſetzlichen Schachtelſätzen geſpickten Perioden zu verlieren. 
Das iſt leider ſehr richtig, ich habe es ſchon an anderer Stelle geſagt. Thür. 
Blätter, Bd. 57, S. 10. Dem muß aber nachdrücklich entgegengetreten 
werden. Ich habe den beſtimmten Eindruck, daß dies nicht in ausreichender 
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Weiſe geſchieht. Sehr viele Referendare ſchreiben am Schluß des Vorbereitungs⸗ 
dienſtes ein Deutſch, das wie eine ſchlechte Ueberſetzung aus dem Lateiniſchen 


klingt. Und dieſes ſchlechte Deutſch iſt verbrämt mit einem Schwulſt und 


mit Verſchnörkelungen, wie ſie der Bürokratie einer verfloſſenen Zeit als un⸗ 


entbehrlicher Zierat erſchienen. Auf die Frage, woher ſie das hätten, erhält 
man regelmäßig die Antwort, das hätten ſie bei dem Amtsgericht und bei 


dem Landgericht ſo gelernt. 

Wegen der Sprachſünden verweiſe ich auf: 

Wuſtmann, Allerhand Sprachdummheiten, 4. Aufl., Leipzig 1908. 

(geb. 2,50 M.) 

v. d. Pfordten, Der dienſtliche Verkehr und die Amtsſprache, 2. Aufl., 

München 1908, (geb. 1,80 M.) 

Rothe, Der Kanzleiſtil, 12. Aufl., Berlin 1902, (0,60 M.) 

Dunger, Zur Schärfung des Sprachgefühls, 4. Aufl., Berlin 1910 
(geb. 1,20 M.) und auf 

Die Zeitſchrift des allgemeinen deutſchen Sprachvereins. 

(jährlich 3 M.) 

Auch empfehle ich zu fortgeſetzter Lektüre die temperamentvollen Aus⸗ 
führungen zur Kunſt der Rechtspflege in den Thüringer Blättern Bd. 57, 
S. 53 ff. (vom Schreibwerk in der Rechtspflege) und zugleich Bd. 56, S. 161 ff. 
(beide auch im Sonderdruck bei Pohle, Jena, erſchienen, 1 M. u. 1,20 M.). 

Vor allen Dingen muß aber der Referendar während des Vorbereitungs⸗ 
dienſtes dahin geführt werden, daß er ſelbſt Stellung nimmt zu den Fragen, 
die jetzt die juriſtiſche Welt bewegen, er muß in den Stand geſetzt werden, 
zu unterſcheiden, was von dem Neuen nur Auswuchs iſt und was frucht⸗ 
tragendes Wachstum für die Zukunft verſpricht. Er muß ſelbſt zu der Er⸗ 
kenntnis kommen: Wir können das Leben nicht der reinen Begrifflichkeit 
unterſtellen. Wollen wir das Leben ordnen und meiſtern, wie es ja 
unſere Aufgabe iſt, ſo brauchen wir mehr dazu als Logik. Das Dogma von 
der Lückenloſigkeit und Vollkommenheit der geſetzlichen Beſtimmungen iſt wider⸗ 
legt. Das führt nicht zur Freirechtsſchule, aber zu der Erkenntnis, daß das 
Geſetz nur einzelne feſte Punkte und unverrückbare Richtlinien gibt, die der 
Richter einhalten muß, während er ſich ſonſt frei zu bewegen hat, viel freier 


als man bisher angenommen hat. Denn ſelbſtverſtändlich müſſen die Linien 


weitgezogen werden, ſonſt läßt ſich ihnen das Leben nicht einordnen. 

Das ſind Gedanken, die dem Leſer der neuen Literatur, der Maß zu 
halten verſteht, von ſelbſt kommen. Ich greife nur einige Schriften heraus, 
die in aller Munde ſind: 

Düringer, Richter und Rechtſprechung, Leipzig 1909, (2 M.) 
Oertmann, Geſetzeszwang und Richterfreiheit, Leipzig 1909, (1,20 M.) 
A dickes, Stellung und Tätigkeit des Richters, Dresden 1907, (1 M.) 
Burkhardt, Der Richter, Berlin 1909, (1,80 M.) 

Gnaeus Flavius, Der Kampf um die Rechtswiſſenſchaft, Heidelberg 

1906, (1 M.) 

Ernſt Fuchs, Recht und Wahrheit in unſerer heutigen Juſtiz, Berlin 
1908, (2 M.) 
Ernſt Fuchs, Die Gemeinſchädlichkeit der konſtruktiven Jurisprudenz, Karls⸗ 

ruhe 1909, (3,60 M.) 
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Gmelin, Quosque, Hannover 1910, (2 M.) auch 
Rumpf, Gefeg und Richter, Berlin 1906 fei empſohlen. (4 M.) 

Mit dieſen Schriften oder wenigſtens den hauptſächlichſten von ihnen 
ſollte ſich jeder Referendar vertraut machen. Namentlich an Ernſt Fuchs 
kann kein Juriſt vorübergehen. Mag er auch ſeinen Radikalismus, der ſich 
übrigens nicht auf das Gebiet des Rechts beſchränkt, beklagen und die Maßloſig⸗ 
keit in ſeiner Kampſesart verwerfen, ohne den größten Nutzen wird keiner 
ſeine kenntnisreichen und geiſtvollen Schriften leſen. Selbſtverſtändlich müſſen 
neben ihm auch Düringer und die anderen, die ihm entgegengetreten ſind, 
zu Worte kommen. 

Wird fo die juriſtiſche Jugend zu der Erkenntnis gebracht, daß die Recht⸗ 
ſprechung mehr iſt als Schriftgelehrſamkeit, dann wird man ſich nicht mehr 
wie bisher bei Entſcheidung eines Rechtsfalls zunächſt auf die Kommentare 
und Entſcheidungsſammlungen ſtürzen und den Fall unter eine „paſſende“ 
Entſcheidung bringen, was ſo oft wie beim Prokruſtesbett nicht ohne ſchwere 
Verſtümmelungen abgeht. Man wird die Vorliebe für das Begriffliche ab⸗ 
legen und danach trachten, den Bedürfniſſen des Lebens gerecht zu werden. 
Man wird lernen, zunächſt die Tatſachen, das Beſondere des konkreten 
Falles zu erforſchen, die Abſchattierung des Sachverhalts im einzelnen 
Falle herauszufinden (hier ſpielt eine Rolle die richtige Auslegung der Rechts⸗ 
geſchäfte; dazu Danz, Die Auslegung der Rechtsgeſchäfte, 2. Aufl., Jena 
1906, 6 M.) und wird dann bei der Entſcheidung zu Rate ziehen, was man 
gemeiniglich als geſunden Menſchenverſtand bezeichnet. Er ſtand früher 
tief im Kurſe, der moderne Juriſt und die moderne Welt bewerten ihn aber 
hoch. Jedenfalls muß man beim Rechtſprechen grundſätzlich davon ausgehen, 
daß es in der weit überwiegenden Zahl der Fälle möglich iſt, dem geſunden 
Menſchenverſtand innerhalb der Schranken des Geſetzes zum Siege zu verhelfen. 

Das ſind die Geſichtspunkte, die bei der Leitung der Ausbildung der 
Referendare und namentlich bei den beſonderen Uebungskurſen für ſie zu be⸗ 
achten ſind. 

Nun klagt einer der Herren Landgerichtspräſidenten über die mittelmäßige 
Beanlangung und die Trägheit mancher Referendare, ein anderer über ihre 
Selbſtgefälligkeit und Empfindlichkeit. Zeigen ſich ſolche Charakterfehler, ſo iſt 
ihnen entgegenzutreten, nicht aber dürfen ſie, wie dies in einem Landgerichts⸗ 
bezirke zu geſchehen ſcheint, die Veranlaſſung werden, in der Ausbildung 
nachzulaſſen. Und bei mittelmäßiger Begabung wird zu bedenken ſein, man 
kann nicht erwarten, daß alle geiſtig über dem Durchſchnitt ſtehen. Aufgabe 
des praktiſchen Vorbereitungsdienſtes iſt es aber, alle jungen Juriſten, auch 
die Durchſchnittsjuriſten, und gerade dieſe, durch Leitung und Ueberwachung 
ihrer Tätigkeit zu brauchbaren Richtern oder Rechtsanwälten heranzuziehen. 

Wird alle Kraft an die Heranbildung der juriſtiſchen Jugend geſetzt, 
dann kann es nicht mehr vorkommen, daß Referendare, wenn ſie zum Ober⸗ 
landesgericht kommen, zur Entſchuldigung ihrer mangelhaften Leiſtungen ſagen, 
man habe ſich nicht um ſie gekümmert, ſie ihrem Schickſal überlaſſen. 

Als Hauptbedenken gegen die Uebungskurſe hat man geltend gemacht: 
es fehle dazu die Zeit. Dieſer Einwand iſt hinfällig. Die Ausbildung der 
Referendare iſt ein Zweig des Gerichtsdienſtes, er iſt mindeſtens ebenſo wichtig 
wie alle anderen. Namentlich in der jetzigen Zeit iſt die Ausbildung der 
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jungen Juriſten geradezu die widtigite Frage der Juſtiz. Alle Bemühungen, 
die Rechtspflege dauernd zu fördern, bleiben erfolglos, wenn nicht eine un⸗ 
genügende oder falſche Ausbildung des juriſtiſchen Nachwuchſes beſeitigt wird. 
Ständen alſo wirklich einem Gericht nicht ausreichende Kräfte zur Verfügung, 
um ſeine Referendare richtig auszubilden, ſo dürſte nicht ein ſo wichtiger 
Dienſtzweig einfach vernachläſſigt werden, vielmehr müßten die Arbeitskräfte 
vermehrt werden. Aber zunächſt werden ganz zweifellos gar manche Gerichte 
ſchon durch eine zweckmäßigere Geſtaltung ihrer Arbeit und ihres ganzen 
Geſchäftsbetriebes Zeit gewinnen können. Man fahre nur nicht gemächlich in 
den ausgefahrenen Geleiſen fort, ſondern halte mit kritiſchen Augen Umſchau 
nach neuen, kürzeren Wegen und ſcheue die Mühe nicht, die ein neuer Weg 
zunächſt mit ſich bringt. Und dann, hiervon abgeſehen, es gilt auch hier 
wie ſonſt ſo oft: was man wirklich will, dazu findet man auch die Zeit. 
Bei einem mit ſieben und mehr Richtern beſetzten Gerichte muß ſich ein 
zur Leitung der Kurſe geeigneter Richter finden laſſen, der in der Woche 
einige Stunden für einen Ausbildungskurs für die Referendare erübrigen 
kann. Vielleicht empfiehlt es ſich auch, zwei Mitglieder heranzuziehen, die 
in der Leitung der Kurſe abwechſeln. Dann verteilt ſich die Laſt auf mehrere 
Schultern, und es bleibt dem Kurſe auch wohl eine größere Friſche gewahrt. 
Und hat ſich der Richter erſt einmal eingearbeitet, dann iſt der Zeitaufwand 
für ihn nicht mehr allzu erheblich. In der Hauptſache gibt der Richter doch 
nur Anregung, die Referendare arbeiten. Und je beſſer die Leiſtungen der 
Referendare werden, deſto mehr erleichtern ſie auch wieder die Geſchäftslaſt 
der Richter bei der Erledigung der laufenden Arbeiten. Jedenfalls werden 
die Richter, die ſich der Unterweiſung widmen, als Lohn ihrer Tätigkeit die 


Dankbarkeit der Referendare ernten, die in großer Zahl, von Abſtraktem 


überjättigt, mit einem wahren Wirklichkeitshunger in die Praxis treten und 
jedem dankbar ſind, der dieſen Hunger zu ſtillen beſtrebt iſt. Außerdem 
aber werden die Führer der Referendare das Bewußtſein davontragen, 
andere und ſich ſelbſt gefördert und dem Staate einen beſonders wichtigen 


Dienſt geleiſtet zu haben. 


Auch den Einwand laſſe ich nicht gelten: Uns ſteht keine ausreichende 
Bibliothek zur Verfügung. Gewiß vernachläſſigten bislang unſere Bibliotheken 
über dem Rechtswiſſen das Rechtskönnen, d. h. die Kunſt der Rechtspflege. 
Aber die Landgerichte können ſich die weſentlichſten Bücher, die dem modernen 
Juriſten einfach unentbehrlich ſind, ſofort beſchaffen, und auch beim kleinſten 
Amtsgericht kann bei gutem Willen bald ein Stamm von Büchern vorhanden 
ſein, die über die Kunſt der Rechtsanwendung belehren. Und ſind die Augen 
aller Juriſten erſt einmal auf die Fragen der Kunſt der Rechtſprechung gelenkt, 
die die Geſchicke der Rechtspflege in der Zukunft entſcheiden, dann wird 
ſich mancher auch das oder jenes Buch ſelbſt anſchaffen. Sie alle haben im 
Gegenſatze zu den meiſten Kommentaren, die jetzt noch faſt ausſchließlich gekauft 
werden, den Vorzug, daß fie ihren Wert behalten, auch wenn eine neue Auf: 
lage herauskommt. Und wie man dem Referendare zumutet, für ſeinen 
Unterhalt zu ſorgen, ſo kann man ſchließlich von ihm wohl auch verlangen, 


daß er bei der Beſchaffung geiſtiger Nahrung ſelbſt mit Hand anlegt. 


13* 
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Unterliegen im Herzogtum Sachſen⸗Altenburg Gerichtätofte 
in Angelegenheiten, auf die das deutſche Gerichtskoſtengeſetz 
Auwendung findet, der ſofortigen zwangsweiſen Beitreibung 
im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens? 
Von Rechtsanwalt C. Rothe in Altenburg. 

Man iſt im Vertrauen auf die Richtigkeit eines ſeit Jahrzehnten 
von den Gerichts⸗ und Steuerbehörden im Herzogtume beobachteten 
Verfahrens geneigt, eine Beantwortung vorſtehender Frage in be 
jahendem Sinne als ſo ſelbſtverſtändlich anzuſehen, daß auch der 
Mißtrauiſchſte bei Erhalt eines Koſtenzettels mit dem nie fehlenden 


Nachſatze: 
„Der Betrag dieſer Koſtenrechnung iſt binnen einer Woche vom 
Empfang derſelben ab an. zu entrichten, oder frankiert dahin 


einzuſenden, widrigenfalls die Beitreibung im Verwaltungszwangs⸗ 

verfahren erfolgen wird“ 
dieſer behördlichen Drohung mit dem Exekutor und dem ganzen 
ſonſtigen Aufgebot der ſtaatlichen Machtmittel ohne Arg Glauben 
ſchenkt und entweder ſeufzend den Beutel zieht, oder doch dem baldigen 
Beſuche des Vollſtreckungsbeamten mit allen ſeinen Begleiterſcheinungen 
als einem unentrinnbaren Schickſale bald gefaßt bald mit Zagen ent⸗ 
gegenſieht. Es liegt auf der Hand, daß ein fo fingulärer, regel 
widriger Eingriff in die Rechtsſphäre des Einzelnen, wie ihn das 
Privilegium der Staatskaſſe zur ſofortigen zwangsweiſen Beitreibung 
aller Gerichtskoſten im Sinne des deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes 
— von denen hier allein die Rede fein fol — darſtellt, nicht will 
kürlich, ſondern nur auf Grund beſtimmter geſetzlicher Vorſchriften in 
die Erſcheinung getreten ſein kann. Im Herzogtum Sachſen⸗Alten⸗ 
burg hat man ebenſo wie wohl in den meiſten übrigen Bundesſtaaten 
in der Ueberzeugung, daß dem Staatsfiskus zur zwangsweiſen Ber 
treibung von Gerichtskoſten die vorgängige Beſchaffung eines Voll 
ſtreckungstitels im ordentlichen Rechtswege nicht angeſonnen werden 
könne, das angeſtrebte Ziel auf dem Wege einer Gleichſtellung der 
Gerichtskoſten mit den öffentlichen Steuern und Abgaben ꝛc., deren 
exekutiviſche Beitreibbarkeit im altenburgiſchen Geſetz betr. die Zwangs⸗ 
vollſtreckung wegen Geldleiſtungen in Verwaltungsſachen vom 31. May 
1879 geregelt wird, erreicht, und zwar iſt es § 7 des altenburgiſchen 
Ausführungsgeſetzes zum deutſchen Gerichtskoſtengeſetze (Geſetz vom 
21. April 1879, GSamml. 1879 S. 115), dem der altenburgiſche 
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Staatsfiskus dieſe privilegierte Stellung in Anſehung der Gerichts— 
koſten verdankt. Es heißt darin in Abſ. 1: 
„Die zwangsweiſe Einziehung der Gerichtskoſten erfolgt im Wege 
der adminiſtrativen Zwangsvollſtreckung durch die mit der Ver⸗ 
waltung des Gerichtskoſtenweſens betrauten Beamten oder Behörden 
nach Maßgabe des Geſetzes, die Zwangsvollſtreckung wegen Geld— 
leiſtungen in Verwaltungsſachen betr. vom 31. März 1879“. 
Der altenburgiſche Staat war alſo zweifellos nur in ſeinem Rechte, 
wenn er auf Grund dieſer Beſtimmung in dem bis zum 1. Januar 
1900 reichenden Zeitraume die Gerichtskoſten in Angelegenheiten, die 
dem deutſchen Gerichtskoſtengeſetz unterfielen, unter Beobachtung der 
im Geſetz vom 31. März 1879 vorgeſchriebenen Formalitäten nach 
fruchtloſem Ablauf der dem Schuldner geſetzten Zahlungsfriſt von 
1—3 Wochen ganz ebenſo wie rückſtändige Steuern ꝛc. ſofort beitreiben 
ließ. Hat nun aber auch für den ſeit dem Inkrafttreten des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs datierenden Rechtszuſtand das Gleiche zu gelten? 
Der 1. Januar 1900 iſt nämlich an dem altenburgiſchen Aus⸗ 
führungsgeſetz zum deutſchen Gerichtskoſtengeſetz nicht ſpurlos vor⸗ 
übergegangen, ſondern ihm, wie ſo manchem anderen älteren Geſetz 
verhängnisvoll geworden. Es war die durch die Einführung des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs und ſeiner Nebengeſetze zur Notwendigkeit 
gewordene und gleichzeitig mit dem Bürgerlichen Geſetzbuche in Kraft 
getretene Neuregelung des Gebührenweſens im Herzogtume, wie ſie 
in Geſtalt der beiden Koſtenordnungen für die Gerichte und für die 
Notare und Rechtsanwälte ihren geſetzlichen Niederſchlag gefunden hat, 
die von einſchneidender Bedeutung für eine Anzahl älterer Geſetze 
und Verordnungen koſtenrechtlichen Inhalts, darunter auch das Aus⸗ 
führungsgeſetz zum GKG., geworden iſt. Im 4, mit „Schluß⸗ 
beſtimmungen“ überſchriebenen Teile der Koſtenordnung für die Gerichte 
vom 24. II. 1899 findet ſich nämlich unter § 135 eine Beſtimmung, 
die zunächſt in Abſ. 1 die zeitliche Gültigkeit der neuen Koſtenordnung 
regelt und dann in Abſ. 2 wörtlich folgendes beſagt: 
„Mit dem gleichen Zeitpunkt (d. i. dem 1. I. 1900) werden 
aufgehoben die auf die Entrichtung der Groſchenabgabe ſich be— 
ziehenden Vorſchriften des Geſetzes vom 29. Mai 1879 (GSamml. 
S. 161), insbeſondere die §§ 19 bis 23, ſowie alle dieſer Koſten⸗ 
ordnung entgegenſtehenden Beſtimmungen, insbeſondere die nach⸗ 
ſtehend bezeichneten Vorſchriften, ſoweit ſie gerichtliche Koſten be⸗ 
treffen und nicht ſelbſt andere Geſetze aufheben oder bereits außer 
Kraft getreten ſind: 
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1) Geſetz, die Geridhts-, Sachwalter⸗ und Notariats⸗Gebühren 
betreffend, vom 22. Mai 1841 (GSamml. S. 241), mit 
den Abänderungen in § 5 des Patentes vom 16. April 1849 
(GSamml. S. 107); 

2) Taxordnung für Grund⸗ und Hypothekenſachen vom 13. Oktober 
1852 (GSamml. S. 176); 

3) Patent zur Erläuterung reſp. Abänderung und Ergänzung 
des Geſetzes über die Gerichts-, Sachwalter⸗ und Notariats⸗ 
Gebühren vom 20. Januar 1855 (GSamml. S. 4); 

4) Höchſte Verordnung zur Ausführung des Handelsgeſetzbuchs 
vom 25. November 1863 (GSamml. v. J. 1864 S. 215) 
§§ 71 bis 76; 

5) Höchſte Verordnung, die Herabſetzung, einiger Anſätze der 
Taxordnung für Grund⸗ und Hypothekenſachen betreffend, 
vom 24. Dezember 1864 (GSamml. S. 350); 

6) § 14 der Ausführungsverordnung zu dem Bundesgeſetze, die 
privatrechtliche Stellung der Erwerbs- und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften betreffend, vom 18. Dezember 1868 (GSamml. 
S. 284); 

7) Geſetz, einige Abänderungen und Erläuterungen der Zar 
ordnung für Grunde und Hypothekenſachen betreffend, vom 
23. Dezember 1873 (GSamml. S. 92); 

8) Geſetz, einige Abänderungen der Taxordnung für Sachwalter 
und Notare vom 22. Mai 1841 betreffend, vom 23. Dezember 
1873 (GSamml. S. 93); 

9) § 15 des Geſetzes zur Ausführung der deutſchen Konkurs⸗ 
ordnung vom 26. März 1879 (GSamml. S. 88); 

10) Ausführungsgeſetz zum deutſchen Gerichtskoſtengeſetze und zu 
den Gebührenordnungen für Gerichtsvollzieher und für Zeugen 
und Sachverſtändige vom 21. April 1879 (GSamml. 
S. 115).“ | 

Es wird alfo hier das unter Z. 10 aufgeführte Ausführung 

geſetz zum GKG. ausdrücklich den Vorſchriften zugezählt, die vom 1. Jan. 
1900 ab als aufgehoben zu gelten haben, ſoweit fie gerichtliche 
Koſten betreffen. Soll damit nun geſagt ſein, daß ſeitdem das 
Ausführungsgeſetz zum GKG. im vollen Umfange der in ihm ent⸗ 
haltenen Beſtimmungen über gerichtliche Koſten als kraftlos geworden 
anzuſehen iff — und in dieſem Falle würde auch den § 7 das gleiche 
Schickſal ereilt haben — oder geht eine derartige Auslegung über 
den Rahmen des Geſetzeswillens hinaus? Bei Erörterung dieſer 
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Frage ift davon auszugehen, daß die Koſtenordnung für die Gerichte 
ſich die Regelung des gerichtlichen Koſtenweſens in Angelegenheiten, 
die dem deutſchen Gerichtskoſtengeſetz nicht unterfallen, 
zur Aufgabe geſtellt hat und zu dieſem Behufe in ihrem, die §§ 1 
bis 111 umfaſſenden erſten und Hauptteile die Koſtenanſätzein An⸗ 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit regelt, während der 
zweite Teil in den §§ 112 — 127 Beſtimmungen über die Koften in 
einigen Angelegenheiten der ſtreitigen Gerichtsbarkeit, insbeſondere 
im Zwangsverſteigerungs- und Zwangsverwaltungs verfahren trifft. 
Der dritte Teil handelt von den Gebühren der Gerichtsvollzieher, 
denen fic im vierten Teile noch einige Schlußbeſtimmungen (§§ 134 
bis 136) anreihen. Das materielle Geltungsgebiet der Koſtenordnung 
iſt alſo dem Gerichtskoſtengeſetz gegenüber ſo ſcharf abgegrenzt, daß 
ein Hinübergreifen des einen Geſetzes auf ein dem anderen vor⸗ 
behaltenes Gebiet und überhaupt jede Berührung zwiſchen beiden als 
ausgeſchloſſen erſcheinen müßte, wenn ſich der Geſetzgeber darauf 
beſchränkt hätte, in § 135 Abſ. 2 KO. ganz allgemein die Aufhebung 
aller dieſer Koſtenordnung entgegenſtehenden Beſtimmungen auszu— 
ſprechen. In dieſem Falle könnten irgendwelche Zweifel an der 
fortdauernden Gültigkeit des ja von Gerichtskoſten im Sinne des 
Gerichtskoſtengeſetzes handelnden § 7 des Ausführungsgeſetzes zum 
GKG. überhaupt nicht auftauchen. So aber hat es der Geſetzgeber 
für angezeigt gehalten, die hierfür in Frage kommenden Geſetze ꝛc 
noch einzeln namhaft zu machen und ſie ausdrücklich inſoweit als 

aufgehoben zu bezeichnen, als fie gerichtliche Koſten betrafen. Während 
aber die übrigen, in Z. 1—9 aufgeführten Geſetze und Verordnungen 
bezw. einzelnen Beſtimmungen aus ſolchen inhaltlich ſo beſchaffen ſind, 
daß über den Umfang ihrer Aufhebung kein Zweifel obwalten kann, 
erfährt bei dem an letzter Stelle unter Nr. 10 genannten Ausführungs⸗ 
geſetz zum deutſchen Gerichtskoſtengeſetz die Rechtslage dadurch eine — 
dem Geſetzgeber wohl kaum zum Bewußtſein gelangte — Komplikation, 
daß dieſes Ausführungsgeſetz, abgeſehen von den hier nicht inter⸗ 
eſſierenden Beſtimmungen der §§ 10—14 über Gebühren der Gerichts- 
vollzieher ſowie der Zeugen und Sachverſtändigen und ferner der den 
ſeitherigen Rechtszuſtand für die Koften der Juſtizverwaltung und der 
nicht ſtreitigen Gerichtsbarkeit im weſentlichen aufrecht erhaltenden 
Vorſchrift des § 15, nicht nur durch die Spezialbeſtimmungen der 
SS 1—4 gewiſſe, in koſtenrechtlicher Beziehung der Landesgeſetzgebung 
vorbehaltene Materien ganz oder teilweiſe den Vorſchriften des Gerichts⸗ 
koſtengeſetzes unterſtellt, die dann bei der Neuregelung des Koſten⸗ 


weſens im Jahre 1899 wieder ausgeſchieden und der Koftenordnung 
für die Gerichte zugewieſen worden ſind, ſondern ſich auch mit den 
Gerichtskoſten im Sinne des Gerichtskoſtengeſetzes ganz allgemein befaßt, 
indem es in den 88 5—9 den Anſatz von Gebühren und Auslagen, 
die Einrichtungen und das Verfahren bei Verwaltung des Gerichts 
koſtenweſens, die zwangsweiſe Einziehung von Gerichtskoſten und 
an deres mehr regelt. Sowohl in dieſem, wenn man ſo ſagen darf 
„allgemeinen“ Teile des Ausführungsgeſetzes zum GKG., wie in den 
Sonderbeſtimmungen der §§ 1—4 handelt es ſich ganz zweifel ohne 
um „gerichtliche Koſten“, nur mit dem Unterſchiede, daß die erſtete 
Kategorie im Gerichtskoſtengeſetz ſelbſt ihre geſetzliche Grundlage von 
Anſang an gehabt hat und daher auch heute noch hat, während die 
letztere Kategorie erſt durch das Ausführungsgeſetz zum GKG. zu diefem 
in Beziehungen getreten iſt, die dann mit Erlaß der Koſtenordnung 
ihr Ende erreicht haben. (Man vgl. § 1b des AG. zum GRG. 
und die §§ 116—127 der KO., ferner § 2 des AG. zum GK. 
und § 114 KO.) An und für ſich werden alſo auch die Beſtimmungen 
der §§ 5—9 des AG. durch die Worte „ſoweit ſie gerichtliche Koſten 
betreffen und .... mit gedeckt; hinſichtlich ihrer eine Ausnahme 
von der in § 135 Abſ. 2 der KO. ſtatuierten Außerkraftſetzung zu 
machen, wäre nur dann angängig, wenn die ſonſtige Faſſung odet 
die Entſtehungsgeſchichte der Koſtenordnung zu der Annahme nötigten, 
daß fie an der Gültigkeit dieſer Beſtimmungen nicht habe rütteln, ſondern 
mit der Bezeichnung „gerichtliche Koſten“ nur diejenigen in Angelegen⸗ 
heiten, welche dem deutſchen Gerichtskoſtengeſetz nicht oder ſeit dem 
1. Januar 1900 nicht mehr unterfallen, habe treffen wollen. Indes iſt es 
einzig und allein der ſchon oben hervorgehobene Umſtand, daß in $ 135 
Abſ. 2 der Koſtenordnung zunächſt, vor der Aufzählung der einzelnen 
hierfür in Frage kommenden Geſetze ꝛc., generell „alle dieſer Koſten⸗ 
ordnung entgegenſtehenden Beſtimmungen“ als Gegenſtand der Auf 
hebung bezeichnet werden, der ſich allenfalls zugunſten einer der⸗ 
artig einſchränkenden Interpretation der „gerichtlichen Koſten“ im Sinne 
von § 135 Abſ. 2 der Koſtenordnung ins Feld führen ließe. Man 
könnte darauf hinweiſen, daß die Koſtenordnung ja nur zur ander⸗ 
weiten Regelung des gerichtlichen Koſtenweſens in Angelegenheiten, 
welche dem deutſchen Gerichtskoſtengeſetz nicht unterfallen, beſtimmt 
ſei, und daraus folgern, daß der Geſetzgeber, der mit Abſ. 2 von 
§ 135 ausgeſprochenermaßen nur die Aufhebung „aller dieſer Koſten⸗ 
ordnung entgegenſtehenden Beſtimmungen“ bezweckt habe, 
bei der Aufzählung der einzelnen, der Aufhebung unterliegenden ge 
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ſetzlichen Vorſchriften und der Beſtimmung des Umfangs ihrer Auf⸗ 
hebung demgemäß unter „gerichtlichen Koſten“ auch nur ſolche im 
Sinne der Koſtenordnung ſelbſt habe verſtanden wiſſen wollen. Hier⸗ 
gegen iſt zunächſt zu ſagen, daß es die Rechtsanwendung in erſter 
Linie nicht mit der einer geſetzlichen Beſtimmung zugrunde liegen⸗ 
den Willensmeinung des Geſetzgebers, ſondern mit dem Ausdruck zu 
tun hat, den dieſe Willensmeinung im Geſetz ſelbſt gefunden hat. 
Heranziehung der erſteren als Auslegungsmoment ift doch nur inſoweit 
zuläſſig, als nicht aus dem Geſetz ſelbſt der Geſetzeswille in klarer, 
unzweideutiger Weiſe hervorleuchtet. Wenn alſo hier von „gerichtlichen 
Koſten“ ganz allgemein, ohne jede weitere Einſchränkung die Rede 
iſt, ſo hat damit auch ein anders lautender geſetzgeberiſcher Wille 
eine Formulierung gefunden, die es ſchwer, wenn nicht unmöglich 
macht, entgegen dem an und für ſich klaren Wortlaute des Geſetzes⸗ 
textes auf dem Auslegungswege zu einer weit engeren Fixierung des 
Geſetzeswillens zu gelangen. Letzteres wäre nur dann allenfalls ſtatt⸗ 
haft und am Platze, wenn durch andere Momente außer Zweifel ge- 
ſtellt würde, daß der Geſetzgeber ſich bei der Formulierung des Ge— 
ſetzestextes lediglich in der Wahl des ſprachlichen Ausdrucks vergriffen 
und dadurch eine der Geſetzesanwendung ſtörend in den Weg tre⸗ 
tende Unklarheit des Geſetzeswillens verſchuldet habe. Hier aber fehlt 
es, wenn man die Auslegungsbedürftigkeit des Ausdrucks „gerichtliche 
Koſten“ nicht weiter in Zweifel zieht, an jener Ungenauigkeit oder 
Unvollſtändigkeit, wie ſie dem ſprachlichen Ausdruck gegenüber dem 
in ihm ſich verkörpernden geſetzgeberiſchen Willen zu eigen ſein muß, 
wenn für irgendwelche Auslegungs möglichkeiten überhaupt Raum fein 
ſoll. Nicht darin liegt hier der Fehler des Geſetzgebers, daß er ſich 
bei der Wahl des Ausdrucks nicht der erforderlichen Präziſion be⸗ 
fleißigt hat, ſondern — wenigſtens aller Wahrſcheinlichkeit nach — 
darin, daß er in irrtümlicher Auffaſſung der Sad. und Rechtslage 
eine Beſtimmung getroffen hat, die er in Kenntnis ihrer Tragweite 
in dieſem Umfange ſicherlich nicht getroffen haben würde. Zieht man 
nämlich die Materialien der Koſtenordnung für die Gerichte, ind- 
beſondere die dem Regierungsentwurfe beigegebene Begründung (vgl. 
Altenburger Landtagsblätter, 1898 —1900 II S. 380 flg., insbeſ. 
S. 393) zu Rate, ſo ſtößt man auf folgende, zur ſpeziellen Er⸗ 
läuterung des § 135 Abſ. 2 beſtimmte Ausführungen: 

„Aus der Faſſung geht hervor, daß durch die Aufhebung der 

unter Nr. 1 und 7 bezeichneten Geſetze nicht berührt wird deren 

weitere Gultigkeit für Verwaltungsſachen, ſoweit dies ſeither Rechtens 
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und ſtändige Praxis war. In dieſer Beziehung müſſen die gedachten 
Sätze noch ſo lange weiter gelten, bis ein Koſtengeſetz in Verwaltungs⸗ 
ſachen verabſchiedet iſt. Die Aufhebung derjenigen Teile dieſer 
Geſetze, welche ſich auf Koſten der Notare und Rechtsanwälte be⸗ 
ziehen, erfolgt durch die Koſtenordnung für Notare und Rechts⸗ 
anwälte.“ 

Wenn man ſich freilich lediglich an das hält, was hierin geſagt 
iſt, ſo wird man vergeblich nach Aufſchlüſſen über die hier zur Er⸗ 
örterung geſtellte Zweifelsfrage ſuchen, denn ausdrücklich wird darin 
nur der fortdauernden teilweiſen Gültigkeit zweier hier nicht in Frage 
kommender Geſetze Erwähnung getan. Gerade der Umſtand aber, 
daß der Geſetzgeber es für nötig gehalten hat, dies beſonders zu be⸗ 
tonen und die Fortdauer der Gültigkeit eines Teiles der beiden an 
und für ſich mit als aufgehoben bezeichneten Geſetze, nämlich des von 
den Koſten in Verwaltungsangelegenheiten handelnden Teiles derſelben, 
außer im Geſetzestext ſelbſt, noch expressis verbis in den Motiven 
klarzuſtellen, weiſt andererſeits zwingend darauf hin, daß, wenn es dem 
Geſetzgeber auch um die teilweiſe Aufrechterhaltung von Beſtimmungen 
des Ausführungsgeſetzes zum Gerichskoſtengeſetze zu tun geweſen 
wäre, er auch dieſer Abſicht im Geſetzestext oder doch zum mindeſten 
in der Begründung zu § 135 Abſ. 2 Ausdruck verliehen hätte. Ge⸗ 
rade dieſe bewußte Gegenüberſtellung von „gerichtlichen Koſten“ und 
„Koſten in Verwaltungsangelegenheiten“ beweiſt doch, daß der Ger 
ſetzgeber ſich eingehend mit der Frage, in welchem Umfange die in 
§ 135 Abſ. 2 aufgeführten Geſetze ꝛc. als aufgehoben gelten ſollten, 
beſchäftigt und zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen jene Beſchränkung 
auf „gerichtliche Koſten“ dem Geſetzestext hinzufügen zu müſſen ge 
glaubt hat; es wäre mehr als ſonderbar, wenn ihm dabei nicht auch 
zu Bewußtſein gekommen ſein ſollte, daß es mit dieſer Einſchränkung 
auf „gerichtliche Koſten“ noch nicht getan ſei, und er mit der Möglich⸗ 
keit einer ſich mit dem Wortſinn deckenden verallgemeinernden Auslegung 
dieſer Bezeichnung überhaupt nicht gerechnet haben ſollte. Weit näher 
liegt da doch die Annahme, daß dem Geſetzgeber bei der Formulierung 
des — übrigens von der Landſchaft in der Faſſung des Regierungs⸗ 
entwurfs unverändert angenommenen — § 135 der Inhalt der 
88 5—9 des Ausführungsgeſetze8s zum GKG. nicht mehr gegenwärtig 
geweſen iſt und er infolgedeſſen das gedachte Geſetz ebenſo wie die 
übrigen neun, von den auf verwaltungsrechtliche Koſten bezüglichen 
Vorſchriften abgeſehen, ſeinem ganzen Inhalte nach aufheben zu müſſen 
geglaubt hat. a 
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Dieſe Auffaſſung ſcheint mir nicht nur die an und für ſich nächſt⸗ 
liegende und plauſibelſte zu ſein, ſondern wird nach meinem Dafürhalten 
auch noch dadurch ſehr weſentlich unterſtützt, daß in dem vom Geh. 
Regierungsrat Geier herausgegebenen „Wegweiſer durch die Geſetz⸗ 
ſammlung für das Herzogtum Sachſen⸗Altenburg“ der Verfaſſer, der 
an den geſetzgeberiſchen Arbeiten des Jahres 1899 im Herzogtume 
hervorragenden Anteil genommen hat und von dem auch der Ent⸗ 
wurf der Koſtenordnung nebſt Begründung entweder ſelbſt herrührt 
oder doch vor der Einbringung der betreffenden Geſetzesvorlage ein⸗ 
gehend redigiert uud überarbeitet worden iſt, bei der Aufzählung der 
altenburgiſchen Geſetze aus dem Jahre 1879 das Ausführungsgeſetz 
zum GKG. — mit alleiniger teilweiſer Ausnahme des § 15 — aus⸗ 
ausdrücklich als durch § 135 Abſ. 2 der Koſtenordnung für die Gee 
richte als aufgehoben bezeichnet und ſich dementſprechend bei Erwähnung 
von § 135 der Koſtenordnung auf die Wiedergabe der oben ange⸗ 
zogenen Begründung zu Abſ. 2 derſelben als Erläuterung dieſer ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmungen beſchränkt. 

Ich verkenne keineswegs, daß ein lückenloſer, zwingender Beweis 
für die Richtigkeit der hier vertretenen Auffaſſung ſich nicht erbringen 
läßt und daß auch die gegenteilige, der Aufrechterhaltung von § 7 
des Ausführungsgeſetzes zum GKG. günſtige Anſicht nicht jedweder 
Begründung entbehrt, glaube aber doch, im vorſtehenden gezeigt zu 
haben, daß zurzeit das Recht der Staatskaſſe auf ſofortige zwangs⸗ 
weiſe Beitreibung von Gerichtskoſten im Sinne des Gerichtskoſtengeſetzes 
zum mindeſten auf recht ſchwankendem Boden ſteht. Da eine die 
Rechtslage klärende gerichtliche Entſcheidung als ausgeſchloſſen gelten 
muß, weil die Beitreibung der Gerichtskoſten im Wege des Verwaltung⸗ 
zwangsverfahrens erfolgt, das gemäß § 14 des betreffenden Geſetzes 
nur bei der im Herzogtum nicht ſtattfindenden Zwangsbeitreibung 
durch den Gerichtsvollzieher eine gerichtliche Entſcheidung über An⸗ 
träge, Einwendungen und Erinnerungen, welche die Art und Weiſe 
der Zwangsvollſtreckung cꝛ. betreffen, kennt, andererſeits die Wichtig⸗ 
keit des Gegenſtandes einen zweifelsfreien Rechtszuſtand zur Not⸗ 
wendigkeit macht, ſo erſcheint es angezeigt, daß, vielleicht bei Ge⸗ 
legenheit einer im Zuſammenhang mit der geplanten durchgreifenden 
Aenderung des Gerichtskoſtengeſetzes ꝛc. erfolgenden Reviſion der 
hierländiſchen Koſtengeſetze in dieſer Beziehung auf geſetzlichem Wege 
Klarheit geſchaffen wird. Wie ſehr eine ſorgfältige Neuredaktion 
der Koſtenordnung, wenigſtens in ſprachlicher Beziehnng, not tut 
lehrt u. a. auch § 28 derſelben, wo die wortgetreue Uebernahme 
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des gleichlautenden § 53 des preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes und 
ſeine gleichzeitige Verſetzung in einen anderen als den entſprechenden 
Abſchnitt der altenburgiſchen Koſtenordnung dazu geführt hat, daß 
darin von den „in dieſem Abſchnitte beſtimmten Gebühren“ die 
Rede iſt, während tatſächlich erſt der nächſte — zweite — Abſchnitt 
die betreffenden Gebührenbeſtimmungen enthält. 


Entſcheidungen. 
Aus der Rechtſprechung der Thüringiſchen Gerichte. 


Entſcheidungen des Oberlandesgerichts in Jena. 
Herausgegeben von den Mitgliedern des Gerichtshofes. 


1. Bürgerliches Recht und Verfahren. 


5. Ausſetzung der Verhandlung. Darf ſie erfolgen, 
damit zunächſt über den Widerſpruch gegen eine 
einſtweilige Verfügung entſchieden werde, durch 
die für die klagende vor der Klagerhebung auf- 
gelöſte offene Handelsgeſellſchaft ein Liquidator 
ernannt worden iſt? Ausſetzung im Urkunden⸗ 
prozeß. 

Die Beſchwerde iſt dagegen gerichtet, daß die Verhandlung des 
Rechtsſtreits bis zur Erledigung des Widerſpruchs ausgeſetzt werden 
ſoll, den der Beklagte gegen die einſtweilige Verfügung vom 22. Juni 
1908 erhoben hat. Ihre Zuläſſigkeit beruht auf §S 252 ZPO (vergl. 
Gaupp⸗Stein, ZPO. Bem. IV zu § 148 und die dort angezogenen 
Entſcheidungen). Sie iſt auch begründet, weil ein Fall, in dem 
§ 148 ZPO. die Ausſetzung der Verhandlung geſtattet, nicht vorliegt. 

Es handelt ſich bei der Ausſetzung erſichtlich nur um die Frage, 
ob die klagende Geſellſchaft, die bereits vor der Klagerhebung auf⸗ 
gelöſt und auch im Handelsregiſter gelöſcht worden iſt, noch als 
Partei auftreten kann und bejahendenfalls durch den für ſie auf⸗ 
tretenden Geſellſchafter W. richtig vertreten iſt. Die erwähnte einſt⸗ 
weilige Verfügung ordnet an, daß „für Vertretung der im Stadium 
der Auseinanderſetzung befindlichen offenen Handelsgeſellſchaft“ in dem 
vorliegenden Prozeß „allein W. als Liquidator legitimiert ſein ſoll“. 
Den Gegenſtand des durch den Widerſpruch des Beklagten in Gang | 
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gebrachten weiteren Verfahrens bildet der Anſpruch auf Aufrecht⸗ 
erhaltung der einſtweiligen Verfügung, nicht aber das Beſtehen oder 
Nichtbeſtehen eines Rechtsverhältniſſes, von dem die Entſcheidung des 
vorliegenden Rechtsſtreits abhinge. Von den oben bezeichneten 
beiden Fragen, von denen dieſe Entſcheidung allerdings abhängt, 
bildet die erſte, ob die offene Handelsgeſellſchaft überhaupt noch be⸗ 
ſteht, für den Richter, der die einſtweilige Verfügung zu beſtätigen. 
abzuändern oder aufzuheben hat, einen bloßen Inzidentpunkt, nicht 
den Gegenſtand ſeiner Entſcheidung. Aber auch die gegenwärtige 
Legitimation W's zur Vertretung der einmal als fortbeſtehend voraus⸗ 
geſetzten Geſellſchaft bildet nicht den Gegenſtand dieſer Entſcheidung. 
Hat W. durch die einſtweilige Verfügung zur Vertretung überhaupt 
legitimiert werden können [dagegen allerdings ) Gaupp-Stein, 
ZPO. Vorbem. zum VIII. Buch Abſchnitt 5 Note 4; Lobes 3BlFG. 
8, 357; Holdheims MSch. 15, 197], fo wird dieſe Legitimation auch 
im Falle der Aufhebung der einſtweiligen Verfügung nicht rüd: 
wärts, ſondern nur für die Zukunft aufgehoben (vergl. hierzu RGz. 
29, 357; 30, 321). Hat er aber durch die einſtweilige Verfügung 
nicht legitimiert werden können, fo wird daran auch durch ihre Bee 
ſtätigung nicht das geringſte geändert. Dieſe Beſtätigung hat materiell 
keine andere Kraft und Wirkung als der Beſchluß vom 22. Juni 1908. 
Mit anderen Worten: präjudiziell für die Entſcheidung des vorliegenden 
Rechtsſtreits iſt zurzeit die einſtweilige Verfügung vom 22. Juni 
1908, nicht die künftige Entſcheidung auf den Widerſpruch gegen fie. 
Die Möglichkeit, daß W. ſeine Legitimation durch die letztere für die 
Zukunft verliert, gibt keinen Ausſetzungsgrund ab. 

Uebrigens würde der Ausſetzungsbeſchluß ſelbſt im Falle ſeiner 
Zuläſſigkeit aufgehoben werden müſſen. Das ausgeſetzte Verfahren 
iſt ein Urkundenprozeß. In einem ſolchen iſt eine Ausſetzung auf 
Grund des § 148 BRO. nur ganz ausnahmdweiſe ſachgemäß (vergl. 
Skonietzki und Gelpcke, ZPO., Bem. 2 zu § 148 und die dort 
angegangenen Entſcheidungen). Beſondere Umſtände, die eine Aus⸗ 
nahme als gerechtfertigt erſcheinen laſſen könnten, ſind nicht erſichtlich. 

Beſchluß des 3. Zivilſenats vom 26. Oktober 1908, 3 W 81/08 
(nach Gotha). 


6. Verjährung der Bauwerkvergütung. Iſt bei Neu⸗ 
bauten auf eigenem Grund und Boden des Be— 


1) Wegen § 145 FG., der die Ernennung von Liquidatoren zu einer Ange⸗ 
legenheit der freiwilligen Gerichtsbarkeit macht. 
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ſtellers die „Abnahme“ nach der Befhaffenpeit 

des Werkes ausgeſchloſſen (§ 646 BGB.)? Sit der 

Beſteller zur Abnahme und Zahlung verpflichtet, 

wenn die noch fehlenden Teile des Werkes ver- 

hältnismäßig geringfügig find ($ 640 BGS)? 

Die Klägerin hatte den Beklagten, die Maurermeiſter ſind und 
gemeinſam ein Baugeſchäft betrieben, in der erſten Hälfte des Jahres 1902 
einen Neubau auf ihre — der Klägerin — Rechnung übertragen. 
Die Beklagten ſind auch zur Ausführung des Neubaues tätig geweſen. 
Am 8. Juli 1902 fand die baupolizeiliche Rohbauabnahme durch den 
ſtädtiſchen Baubeamten ſtatt. Die baupolizeiliche Schlußabnahme hat 
bis heute noch nicht ſtattgefunden. Seit November 1902 haben 
vielmehr die Beklagten ihre Tätigkeit an dem Bau eingeſtellt. Ob 
der Bau völlig oder doch in den weſentlichen Teilen fertig geſtelt 
war oder nicht, iſt unter den Parteien ſtreitig. 

Die Beklagten haben eine einſtweilige Verfügung unterm 29. No⸗ 
vember 1902 beantragt und unter dem 6. Dezember 1902 erlangt, 
durch die die Eintragung einer Vormerkung ihres Anſpruchs auf Ein⸗ 
räumung einer Sicherungshypothek für ihre Bauforderung angeordnet 
wurde. Auf Grund der einſtweiligen Verfügung iſt die Vormerkung 
ins Grundbuch eingetragen worden. 

Die Klägerin behauptet nun, die Vormerkung ſei jetzt nicht mehr 
berechtigt, weil der vorgemerkte Anſpruch auf Einräumung der Siche⸗ 
rungshypothek gegenſtandslos ſei, da die Bauforderung, zu deren 
Sicherung die Sicherungshypothek hätte dienen können, inzwiſchen 
verjährt ſei. Sie hat auf Feſtſtellung der Verjährung ge⸗ 
klagt, Die Beklagten haben Abweiſung dieſer Klage begehrt. 

Das Landgericht hat die Klage abgewieſen, weil mangels 
Abnahme des Bauwerks die Verjährung noch gar nicht begonnen habe. 

Die Klägerin hat Berufung eingelegt und beantragt, unter 
Abänderung des Urteils nach dem Klageantrage zu erkennen. Sie 
hat ausgeführt: 

Die Forderung unterliege der kurzen, zweijährigen Verjährung 
nach 8 196 Nr. 1 BGB; das fei nach der Rechtſprechung des 
Reichsgerichts zweifellos. 

Das Landgericht habe aber mit Unrecht angenommen, daß die 
Verjährung noch nicht begonnen habe, weil die dazu erforderliche 
Abnahme noch nicht ſtattgefunden habe. 

Denn einer „Abnahme“ bedürfe es hier nach § 646 BGB. 
überhaupt nicht. Es handle ſich hier um die Aufführung eines Bau⸗ 
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werkes auf dem eigenen Grund und Boden der Beſtellerin, das in⸗ 
folgedeſſen ohne weiteres in den Verfügungskreis der Beſtellerin hinein- 
gewachſen ſei und daher der für den Begriff der Abnahme voraus⸗ 
geſetzten körperlichen Uebernahme gar nicht erſt noch fähig ſei. Es 
komme daher lediglich auf die „Vollendung“ des Werkes an. Dieſe 
habe aber im November bereits vorgelegen. Die Beklagten hätten 
ſich ja auch ſelbſt auf dieſen Standpunkt geſtellt, indem ſie der Klägerin 
die Abrechnung überſandt, die Vormerkung beantragt und den Bau 
verlaſſen hätten. 

Die Rechnung habe mit geringfügigen Abweichungen alle Arbeiten 
umfaßt, die in dem Koſtenanſchlage vorgeſehen geweſen ſeien, der der 
Klägerin am 29. Mai 1902 überſandt, von ihr aber nicht anerkannt 
worden ſei. Die Beklagten könnten ſich nicht etwa darauf berufen, 
daß ihnen die Klägerin die erforderlichen Anweiſungen nicht erteilt 
habe — denn dies ſei im Hinblick auf die Bauzeichnungen gar nicht 
noch notwendig geweſen — oder daß die Klägerin die Arbeiter von 
der Bauſtelle verwieſen habe — denn das ſei nicht wahr und außer⸗ 
dem unerheblich. Daß an dem Baue noch einige Kleinigkeiten ge⸗ 


fehlt hätten, ſei ohne Belang; denn die Klägerin habe darauf kein 


Gewicht gelegt. 
Es würde aber überdies auch das Erfordernis der „Abnahme“ 
erfüllt ſein. Denn eben darin, daß die Klägerin den Bau als eine 


der Hauptſache nach dem Vertrage entſprechende Erfüllüng hinge⸗ 


nommen habe, liege ſchon eine Abnahme. Als „Abnahme“ ſei es 
aber auch anzuſehen, daß die Klägerin die Wohnungen des Neubaues 
wiederholt vermietet und mit Rückſicht darauf die Beklagten wieder- 
holt zur Fertigſtellung des Baues aufgefordert habe. 

Zum mindeſten liege aber eine teilweiſe Abnahme vor. Wie 
nämlich die frühere Zeugenausſage des jetzigen Mitbeklagten ergebe, 
ſei vereinbart worden, daß beim Richten eine Teilzahlung von 2000 M. 
zu gewähren ſei. Da nun im Juli bereits die polizeiliche Rohbau⸗ 
abnahme erfolgt ſei, ſo ſei damals — alſo im Laufe des Jahres 1902 
— ſchon die Abnahme deſſen erfolgt, was bis zum Richten herzu⸗ 
ſtellen geweſen ſei, und demgemäß auch die Teilvergütung von 2000 M. 
fällig geworden, ſo daß mindeſtens dieſer Betrag der Geſamtforderung 
bis zur Klageerhebung verjährt ſei. 

Die Beklagten haben zur Abwehr der Berufung ausgeführt. 

Die Verjährung habe noch nicht begonnen. Dazu habe es — 
jedenfalls bis 1908 — an der „Abnahme“ gefehlt. Abnahme ſei 
aber hier erforderlich, ſie ſei nicht durch die Beſchaffenheit des Werkes 
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ausgeſchloſſen. Auf die Vollendung allein könne alfo nichts ankommen; 
übrigens ſei der Bau auch noch nicht vollendet. Das Vermieten in der 
Erwartung der Fertigſtellung ſei natürlich keine Abnahme. 

Auch eine Ratenzahlung fet nicht vereinbart. Selbſt nach Br's. 
Darſtellung habe die Klägerin nur unverbindlich in Ausſicht geſtellt, daß 
ſie 2000 M. bis zum Richten werde beſchaffen können. Es fehle 
aber auch hier an dem weiteren Erforderniſſe der „Abnahme“ des 
Teiles des Werkes; die baupolizeiliche Rohbauabnahme erfülle dieſes 
Erfordernis nicht. | 

In fpäteren Vorkommniſſen, insbeſondere in der Nichtbeant⸗ 
wortung des Briefes vom 31. Januar 1908, in dem die Beklagten der 
Klägerin die Fertigſtellung des Baues zur demnächſtigen Abnahme 
angeboten hätten, und in der Klageerhebung, mit der die Klägerin 
doch zu erkennen gebe, daß ſie das Haus ſo, wie es ſei, als Erfüllung 
hinnehmen und behalten wolle, könne man wohl eine Abnahme er⸗ 
blicken. Aber im Jahre 1902 und überhaupt vor dieſen Handlungen 
habe eine Abnahme noch nicht ſtattgefunden, eine Verjährung alſo nicht 
beginnen können. 

Die Berufung iſt zurückgewieſen worden aus folgenden Gründen: 

Dem Landgericht iſt darin beizutreten, daß die Verjährung erſt 
mit der Fälligkeit der Werkvergütung beginnt und daß dieſe nach 
8 641 BGB. erſt mit der Abnahme des Baues fällig wird. Denn 
daß im Sinne des § 646 BGB. eine „Abnahme“ hier „nach der 
Beſchaffenheit des Werkes ausgeſchloſſen“ ſei, weil das Haus auf 
einer im Eigentum und Beſitz des Beſtellers ſtehenden Bauſtelle er⸗ 
richtet worden ſei, kann nicht zugegeben werden. Schon der Urſprung 
des 8 646 BGB. ſpricht hiergegen. Dieſer Paragraph entſpricht dem 
8 579 Nr. 1 Entw. I, der, wie noch § 631 Abſ. 2 BGB., zweierlei 
als „Gegenſtand“ des Werkvertrags unterſcheidet: einerſeits die Her⸗ 
ſtellung oder Veränderung einer Sache, andererſeits einen anderen 
durch Arbeit oder Dienſtleiſtung herbeizuführenden Erfolg, und nur 
bei Gegenſtänden dieſer zweiten Art — nicht auch bei Sachherſtellungen 
— die Möglichkeit vorſieht, daß die „Abnahme“ ausgeſchloſſen ſei. 
Diefer § 579 Entw. I iſt dann durch einen neuen Abſ. 3 zu § 573 
Entw. II „wiedergegeben“ worden (Protokolle S. 2225 —2227, 
Mugdan II S. 926—927); dieſer hatte gleichfalls noch die auf 
jene Einteilung anſpielende Faſſung: „Iſt nach dem Gegenſtand 
des Werkvertrags eine Abnahme ausgeſchloſſen. ...“. Daraus iſt 
dann, ohne daß eine ſachliche Aenderung beabſichtigt geweſen wäre, 
redaktionell wieder ein zuſammenfaſſender beſonderer Paragraph (§ 582 
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Entw. II, § 636 RT. Vorlage, § 646 BGB.) geworden. Das ſpricht 
alſo dafür, daß unter den Fällen, in denen die Beſchaffenheit des 
Werkes die Abnahme ausſchließt, andere Erfolge als Sachherſtellungen 
zu verſtehen ſind. 

Aber auch abgeſehen von der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes 
muß man zu dem Ergebniſſe kommen, daß bei einem Neubau eine 
Abnahme nicht „ausgeſchloſſen“ („nicht möglich“, wie Entw. II ſagte) 
iſt. Es iſt zwar richtig, daß zur „Abnahme“ eine gewiſſe „phyſiſche 
Uebernahme“ mit „Annahme als Erfüllung“ gehört. Die bloße 
Billigung allein kann alſo nicht genügen, da ſie ja auch in den Fällen 
des 8 646 BGB. möglich iſt. Das körperliche Moment darf alfo nicht 
ganz fehlen. Aber dieſes Erfordernis darf auch nicht überſpannt 
werden. Der Umſtand, daß das Grundſtück, auf dem das Werk 
errichtet werden ſoll, im Eigentum und Beſitz des Beſtellers iſt und 
bleibt, braucht die Möglichkeit einer phyſiſchen Uebernahme des fertigen 
Werkes nicht auszuſchließen. Bei bloßen Reparaturen an einem 
vom Beſteller weiter bewohnten Hauſe mag das vielleicht zweifelhaft 
ſein, wiewohl ſogar z. B. bei Freskenmalerei an einem ſolchen Hauſe 
die Abnahme für möglich gehalten wird (Oertmann, 2. Aufl. 
Bem. 2a 7 zu § 640 BGB.). Aber bei völligen Neubauten iſt 
eine ausſchließliche phyſiſche Uebernahme des hergeſtellten Gebäudes 
ohne Rückſicht darauf, ob die bebaute Grundfläche im Beſitz des 
Beſtellers ſtand, ſehr wohl möglich und auch tatſächlich vielfach üblich. 

Vgl. Oertmann, 1. Aufl. Bem. 2a (Abſ. 3) zu § 640 BGB: 

das hier ausdrüdlich gebrachte Beiſpiel des Neubaues fehlt zwar 
in der zweiten Auflage (Bem. (2 a 7), aber die Stellungnahme 
Oertmanns zu der Frage iſt auch hier im Grundſatz noch dies 
ſelbe. Staudinger 3, Aufl, Bem. Ile und IVb zu § 640 
OLG. Poſen in Rſpr. 6, 84. 

Eine ſolche phyſiſche Uebernahme als Erfüllung (Abnahme) iſt 
aber hier nicht bewieſen. Die Parteien wechſeln allerdings mit ihren 
Behauptungen die Rollen in dieſem Prozeſſe gegenüber früher. 
Dadurch ſchon mißlingt der Beweis der Abnahme. Die früheren 
Darſtellungen der Beteiligten und die neueſte Eingabe der Klägerin 
beweiſen aber ſogar das Gegenteil der jetzigen Behauptungen der 
Klägerin. In den Eingaben vom Jahre 1904 betonen die Klägerin 
und ihr Ehemann: es ſei vereinbart, der Bau müſſe ihnen ſchlüſſel⸗ 
fertig übergeben werden, eher brauchten ſie nicht abzunehmen, der 
Bau ſei aber durchaus noch nicht fertig, ſie hätten deshalb auch die 
Abnahme verweigert, ſie machten dies auch in einem Prozeſſe geltend, 

Blätter für Rechtspflege LVII. N. F. XXXVIL 14 
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Und in der Tat haben fie in den Prozeſſen St. gegen Gr. und R. gegen 
Gr. dieſen Standpunkt vertreten. In ihrer neueſten Eingabe aber kommt 
die Klägerin ſelbſt auf alle dieſe Behauptungen wieder zurück. Es liegt 
aber auch ſonſt nichts dafür vor, daß die Klägerin den Bau fo, wie et 
lag, als Erfüllung hingenommen habe. Aus der in dem einen Vor⸗ 
prozeſſe erſtatteten Zeugenausſage des jetzigen Mitbeklagten Br. ergibt 
ſich vielmehr, daß der Bau noch nicht vollkommen fertig war, wenn auch 
das Fehlende nicht von ſehr erheblicher Bedeutung geweſen ſein mag, 
und daß die Bauunternehmer nicht wegen Vollendung, ſondern weil 
ſie eine gewünſchte Zahlung oder Teilzahlung nicht erhielten, die 
Fertigſtellung verweigert haben. Das läßt nicht auf ein Ein⸗ 
verſtändnis der Klägerin damit ſchließen, daß die Unternehmer 
weiter nichts taten. Auch inſofern fehlt es alſo an einer Abnahme. 

In der Vermietung aber kann eine Abnahme erſt recht nicht 
erblickt werden. Denn Abnahme feste doch weſentliche Fertigſtellung 
voraus. Die Klägerin hatte aber, wie ſie ſelbſt in den Eingaben 
immer betont hat, vor der Fertigſtellung vermietet, lediglich auf die 
Zuſage hin, das Haus werde zum 1. Juli, 1. September, 1. Oktober 
uſw. fertig werden. Das iſt aber nicht eingetreten, und die Ver⸗ 
mietungen haben deshalb immer wieder rückgängig gemacht werden 
müſſen; zu einem tatſächlichen Bewohnen und Benutzen des Hauſes 
kam es alſo gar nicht. 

Die Verjährung hat alſo noch nicht begonnen. 

Auf die Vollendung für ſich allein kann nach dem Ausgeführten 
nichts ankommen. Es iſt ja aber auch unſtreitig, daß eine vollſtändige 
Fertigſtellung noch gar nicht vorlag. Es genügt aber beim Werle 
vertrage nicht zur Fälligkeit der Vergütung, daß das Werk im weſent⸗ 
lichen fertig iſt und die fehlenden Teile nur von unverhältnismäßig 
geringer Bedeutung ſind. Vielmehr kann auch bei unerheblichen 
Mängeln die Abnahme und damit auch die ganze Bezahlung noch 
verweigert werden; der gegenteilige Satz 2 des dem § 640 BGB. 
entſprechenden § 572 Entw. I ift geſtrichen, nicht etwa nur als über 
flüſſig, ſondern ausgeſprochenermaßen, weil man das Gegenteil wollte 
(Protokolle S. 2216, Mugdan II. S. 924). Es würde alſo ſogar 
dann die Verjährung noch nicht begonnen haben, wenn es nicht auf 
Abnahme, ſondern nur auf Vollendung ankäme. 

Die Verjährung hat aber auch nicht wenigſtens wegen des Zeile 
betrags von 2000 M. begonnen. Denn dies ſetzte voraus, daß ver⸗ 
einbart war, daß der Bau in Bauabſchnitten „abzunehmen“ geweſen 
und abgenommen worden wäre, (es ſei denn, daß dies etwa unmöglich 
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wäre — § 646 —) und daß die Vergütung für die einzelnen Bau⸗ 
abſchnitte beſtimmt worden wäre (§ 641 Abſ. 1 Satz 2 BGB). Aber 
eine ſolche vertragliche Beſtimmung iſt nicht erwieſen. Das von Br. 
in ſeiner Zeugenausſage bekundete Geſpräch ſcheint ſich mehr um die 
Frage des Bedarfs an Hypotheken gedreht zu haben, deren Beſorgung 
die Beklagten übernommen hatten oder übernehmen ſollten, und die 
Klägerin ſcheint dabei nur in Ausſicht geſtellt nicht verbindlich ver⸗ 
ſprochen zu haben: 2000 M. werde ich ſelbſt bis zum Richten auf⸗ 
bringen können, das übrige wird durch Hypotheken beſchafft werden 
müſſen. Mehr kann man nicht feſtſtellen, wenn man weiter Folgendes 
berückſichtigt: Die Klägerin und ihr Mann ſprechen in den Eingaben 
immer von Zahlung erſt nach ſchlüſſelfertiger Uebergabe. Auch der 
Vertragsentwurf der Klägerin ſah nur Zahlung „nach Fertigſtellung 
des Baues“ und nach Prüfung der Schlußrechnung vor. Der Ehe⸗ 
mann P. hat bekundet, der Vertrag ſei mündlich abgeſchloſſen worden 
und die Zahlung habe gemäß dem Koſtenanſchlage zu erfolgen; dieſer 
enthält aber nichts von Teilzahlungen, und P. erwähnt auch nichts 
von einer Vereinbarung folder. Danach iſt auch nicht einmal der Teil⸗ 
betrag von 2000 M. verjährt. 

Urteil des 3. Zivilſenats vom 23. 12. 09, 3 U 91/09 ae 
Altenburg). 


7. Der Grund buchrichter hat die materielle Rechtslage 
nachden vorgelegten Urkundenzuprüfen (Legalitäts⸗ 
prinzip). — Begriff des Betroffenen nach 819 GBO. 
— Entſtehung von Eigentümerhypotheken und 
Eigentümergrundſchulden durch Kapitalabzahlungen 
— Abtretung von Eigentümergrundſchulden und 
gleichzeitige Umwandlung in Hypotheken, Umwand— 
lung feſter Maximalhypotheken. — Die Zuftim- 
mung des Abtretenden zu der gleichzeitig verein- 
barten Umwandlung der Hypothek iſt nicht ere 
forderlich. — Zinſen find beider Maxzimalhypothek 
nicht eintragungsfähig. — Der materielle Konſens 
erſetzt den formellen. 

Auf dem Grundbeſitz der verehelichten Chriſtiane L. find laut 
Hpt.⸗ Ziffer 383 E. Ziffer 1 und 9 des Grundbuchs Teil II von 
Schweina zwei Buchhypotheken eingetragen, nämlich 252 M. nebſt 
4 % Zinſen vom 1. Januar 1901 ab für eine Kaufgeldforderung 


des Handelsmanns M. K. in B. und 600 M. mit 4 % Zinſen vom 
14* 
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15. April 1903 ab für eine vom 1. Januar 1905 ab in zehn gleichen 
Abträgen von je 60 M. zu tilgende Kaufpreisforderung desſelben 
und des Kaufmanns L. N. in F., jedem zur Hälfte zuſtehend. 

Mit Bezug auf dieſe Hypotheken erklärten M. K., L. N., Chriſtiane 
L. deren Ehemann Fr. L. und der Bäckermeiſter A. E. am 19. April 1909 
Folgendes zu Protokoll des Notars X.: 

„Auf die Hypothek von 600 M. ſind auf die Hälfte des L. N. 

150 M. und auf diejenige von 252 M.: 50 M. gezahlt. 

Wir M. K. und L. N., treten die beiden Hypothekforderungen 
nebſt Zinſen an A. E. ab, und ich, Chriſtiane L., bewillige und 
beantrage mit Zuſtimmung meines Ehemanns die Ueberſchrift der 
beiden Hypotheken auf A. E. zur vollen Höhe des Buchbeſtandes, 
indem dieſe beiden Hypotheken für alle Forderungen des A. E. an 
die L'ſchen Eheleuten haften follen. | 

Ich, Fr. L., genehmige die Erklärung meiner Ehefrau. 

Ich, A. E., beantrage Ueberſchrift der beiden vorbezeichneten 
Hypotheken von 600 M. nebſt Zinſen und 252 M. nebſt Zinſen 
auf mich.“ 

Unter Ueberreichung einer Ausfertigung dieſes Protokolls bean⸗ 
tragte der Notar X. unter dem 20/21. April 1909 beim Grundbuch⸗ 
amt (Amtsgericht) in Salzungen die Ueberſchrift der Hypotheken auf 
A. E. Das Grundbuchamt ſetzte ihm gemäß § 18 GBO. mit Ver 
fügung vom 24./27. April 1909 eine einmonatige Friſt zur Hebung 
verſchiedener, der Eintragung entgegenſtehender Hinderniſſe. Es be⸗ 
mängelte die Verfügungsberechtigung der Buchgläubiger, ſoweit Ab⸗ 
zahlungen auf die Hypotheken erfolgt ſeien, und vermißte den Nachweis, 
daß die Grundſtückseigentümerin Chriſtiane L. es gewefen fei, die 
abgezahlt und daher in Höhe der Abzahlungen Eigentümerhyypotheken 
erlangt habe. Bezüglich der Abtretung des verbliebenen Reſtes det 
Hypotheken rügte es den Mangel einer Eintragsbewilligung der Buch⸗ 
gläubiger. Und endlich forderte es eine Aufklärung darüber, inwie⸗ 
weit die den Hypotheken zugrunde liegenden Forderungen durch andere 
erſetzt und ob die etwaigen Eigentümergrundſchulden zugleich mit der 
Abtretung in Hypotheken umgewandelt werden ſollten. Gegen die 
Verfügung des Grundbuchamts legte Notar K. Beſchwerde ein, jedoch 
ohne Erfolg. Das Landgericht in Meiningen begründete ſeine die 
Beſchwerde zurückweiſende Entſcheidung vom 19. Mai / 4. Juni 1909 
ſo: Durch die Abzahlung eines Teils der Hypotheken ſei das Gläubiger⸗ 
recht des M. K. und L. N. inſoweit erloſchen. Es ſei entweder eine 
Hypothek der Eigentümerin oder eine Eigentümergrundſchuld entſtanden 
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oder der erſatzberechtigte perſönliche Schuldner oder ein Dritter habe 
durch feine Zahlung den entſprechenden Teil der Hypothek erworben. 
Welcher dieſer Fälle eingetreten ſei, hänge von einer Reihe von Um⸗ 
ſtänden ab, die möglicherweiſe beim Grundbuchamt offenkundig ſeien 
Es bedürfe indes einer Ergänzung der Feſtſtellungen nicht. Denn 
der beantragten Eintragung ſtehe jedenfalls entgegen, daß es nach 
dem Notariatsprotokoll vom 19. April 1909 an der erforderlichen 
Einigung fehle. Nach der Erklärung der Buchgläubiger ſolle der 
Zeſſionar eine feſte Hypothek (für eine beſtimmte Forderung) erwerben, 
nach derjenigen der Chefrau Chriſtiane L. eine Sicherungshypothek 
(für eine unbeſtimmte Vielheit von Forderungen). Der Eintragung?- 
antrag des Zeſſionars, der ſich auf beide Erklärungen ſtütze, ſei daher 
in ſich widerſprechend. 

Dieſe ihm am 4. Juni 1909 zugeſtellte Entſcheidung des Land⸗ 
gerichts focht der Notar X. unter dem 11. Juni 1909 im Namen 
aller Beteiligten mit der weiteren Beſchwerde an. Mit ihr beane 
tragte er, unter Aufhebung der Vorentſcheidungen die Umſchrift der 
Hypotheken im Grundbuch anzuordnen. Zur Begründung ſeiner 
Rüge, daß die Vorſchriften in 88 13, 19 und 26 GBO. verletzt ſeien 
führt er an: Nach dem Buchſtand ſeien M. K. und L. N. zur Ver⸗ 
fügung über den vollen Betrag der Poſten befugt. Ob der Inhalt 
des Grundbuchs der wirklichen Rechtslage entſpreche, habe das Grund⸗ 
buchamt nicht nachzuprüfen. An der erforderlichen Einigung der 
Beteiligten fehle es nicht. Nach dem notariellen Protokoll ergebe 
ſich als Wille aller Mitwirkenden, daß der Zeſſionar A. E., der die 
Kapitalabzahlungen geleiſtet habe, die Hypotheken als feſte Hypotheken 
für alle ſeine Forderungen an die L'ſchen Eheleute erwerben ſolle. 
Die Unterlegung dieſer Forderungen habe nur den Sinn, daß, falls 
ein Teil der jetzigen noch in voller Höhe beſtehenden Hypothek⸗ 
forderungen getilgt werden ſollte, die Hypotheken auch zur Sicherung 
weiterer Forderungen dienen ſollten. | 

Die weitere Beſchwerde ift zuläffig ($ 78 GBO.) und in richtiger 
Form eingelegt ($ 80 GBO .). Die Befugnis des Notars, für die 
Beteiligten, d. ſ. die Antragsberechtigten Beſchwerde zu führen, ergibt 
ſich aus §§ 15, 80 Abſ. 1 S. 3 EBD. (OLG. Weh 6, 196f, 
7, 333, KG. bei Johow 24 S. A. 91.). 

Sachlich iſt die Beſchwerde unbegründet. Ihr Ausgangspunkt, 
daß das Grundbuchamt die materielle Rechtslage überhaupt nicht 
nachprüfen dürfe, iſt irrig. Aufgabe und Amtspflicht des Grundbuch— 
amtes iſt, das Grundbuch möglichſt mit der Wirklichkeit im Einklang 
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zu halten. Daraus folgt, daß es jedenfalls das von den Beteiligten 
beigebrachte Urkundenmatrial darauf zu prüfen hat, ob ſich der In⸗ 
halt des Grundbuchs mit der wirklichen Rechtslage deckt. Ergibt ſich 
dabei, daß der Buchſtand der Wirklichkeit nicht entſpricht, daß alſo 
das Grundbuch unrichtig geworden iſt, jo darf es das Buchrecht 
nicht als wirkliches Recht behandeln. Denn es iſt zu einem Schein⸗ 
recht geworden, und die formell⸗grundbuchrechtliche Legitimation des 
Buchberechtigten iſt durch den Nachweis der Unrichtigkeit des Grund⸗ 
buchs entkräftet. Für die Richtigkeit diefer Anficht bietet der § 54 GBO. 
eine weſentliche Stütze. Hier iſt beſtimmt, daß das Grundbuchamt 
von Amtswegen einen Widerſpruch einzutragen hat, wenn ſich ergibt, 
daß es unter Verletzung geſetzlicher Vorſchriſten eine Eintragung 
vorgenommen hat, durch die das Grundbuch unrichtig geworden iſt. 
Daraus erhellt deutlich der Wille des Geſetzes, daß für das Grund⸗ 
buchamt der Inhalt des Grundbuchs dann nicht mehr maßgebend 
ſein ſoll, wenn ſeine Unrichtigkeit feſtſteht. Die gegenteilige Annahme 
würde zu der unannehmbaren Forderung führen, daß der Grundbuch⸗ 
richter zu einer Verſchleierung und Verſchiebung der wirklichen Rechts⸗ 
lage ſeine Hand bieten müßte (S. Predari, Grundbuchordnung. 
Nr. 1. zu § 18 S. 286f; RIA. 3, 38 ff; Motive zum 1. Entwurf 
der GBO. S. 73). Ob er darüber hinaus auch berechtigt iſt, die 
auf anderem Wege (durch Einſicht der Grundakten oder ſonſtiger 
Akten) gewonnene amtliche Wiſſenſchaft von der Unrichtigkeit des 
Grundbuchs ohne Anregung der Beteiligten von Amts wegen zur 
Geltung zu bringen, iſt eine hier nicht zu entſcheidende Frage (vgl. 
darüber KG. bei Johow 20 S. 282; 23 ©. 117, RSA. 1, 163). 

Geht man von dem dargelegten Grundſatz aus, fo ergibt ſich 
Folgendes: | | 

Nach dem notariellen Protokoll vom 19. April 1909 iſt die 
Hypothek von 600 M. zum Teilbetrag von 150 M., diejenige von 
252 M. zum Teilbetrag von 50 M. durch Zahlung getilgt worden. 
Daraus folgt, daß das Gläubigerrecht der Buchgläubiger inſoweit 
erloſchen iſt. Und zwar hat ſich dieſe Rechtsänderung kraft Geſetzes 
— außerhalb des Grundbuchs — vollzogen. Das Grundbuch wider⸗ 
ſpricht alſo inſoweit der wirklichen Rechtlage, es iſt unrichtig geworden. 
Die Folge davon iſt, daß die Buchgläubiger über die berichtigten 
Teilpoſten nicht mehr durch Abtretung verfügen können. Denn nach 
§ 19 GBO. erfolgt eine Eintragung nur, wenn derjenige fie bewilligt, 
deſſen Recht von ihr betroffen wird. Daß der „Betroffene“ (Paſſiv⸗ 
beteiligte) im Sinne dieſer Vorſchrift der wahre, nicht der nur buch⸗ 
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mäßig Berechtigte iſt, ergibt fic mit völliger Klarheit aus dem § 40 
der GBO. Danach kann zum Grundbuch nur derjenige verfügen, 
der betroffen und außerdem als Berechtigter eingetragen iſt. 
Die Eintragungsbewilligung muß alſo von dem ausgehen, der ma⸗ 
teriell und formell durch die begehrte Buchung in ſeinem Rechte be⸗ 
rührt wird. Das Gleiche ergibt die Denkſchrift zur GBO. (bei 
Hahn-⸗Mugdan, S. 158). Dort wird ausgeführt, daß die Perſon 
deſſen, der eine Eintragung zu bewilligen habe, im einzelnen Falle 
mit Rückſicht auf den Gegenſtand der beantragten Eintragung an 
der Hand der Vorſchriften des BGB. zu beſtimmen ſei. Das ma⸗ 
terielle Recht entſcheidet alſo über die Legitimation des Betroffenen 
(S. darüber: RFA. 3, 39; 9, 128; KG. bei Johow 23 S. 117; 
28 S. 97, 29 S. 186). 

Soweit Abträge auf die Hypotheken erfolgt ſind, ſind daher 
die Buchgläubiger nicht mehr befugt, die Abtretung zu bewilligen. 
Dies iſt vielmehr Sache des wirklichen Berechtigten, deſſen, auf den 
die Teilpoſten übergegangen ſind. Wer das iſt, iſt nicht klargeſtellt. 
Es beſtehen drei Möglichkeiten. Entweder: Die Zahlung iſt durch 
die Grundſtückseigentümerin erfolgt. Dann hat fie in Höhe der Ab- 
träge eine Eigentümerhypothek erworben und zwar eine forderungs⸗ 
entkleidete Eigentümerhypothek („Eigentümergrundſchuld“), wenn ſie 
zugleich perſönliche Schuldnerin war, eine forderungsbekleidete („Hy⸗ 
pothek des Eigentümers“), wenn ſie nicht mit dem perſönlichen 
Schuldner identiſch war (88 1163, 1177 Abſ. 1 und 2; 1143, 
1153 BGB.). Es bedarf alſo einer Offenlegung des der Hypothek 
zugrunde liegenden Schuldverhältniſſes. Denn dafür, daß die Eigen⸗ 
tümerin zugleich als perſönliche Schuldnerin gezahlt habe, ſtreitet nicht 
etwa eine tatſächliche Vermutung (OLG. Rechtſpr. 2, 320f.; ſiehe 
aber auch RIA. 1, 163). Nachzuweiſen ift ferner auch der Zeit⸗ 
punkt der Zahlung. Denn die Eigentümerhypothek fällt dem Eigen⸗ 
tümer zu, der zur Zeit des Erlöſchens der Forderung Eigentümer 
war (RGZ. 55, 220). In dieſen Richtungen fehlt es bisher an 
urkundlichen Unterlagen. Auch die Feſtſtellungen, die das Grund⸗ 
buchamt nachträglich aus dem Grundbuch getroffen hat, reichen zur 
Klarſtellung nicht aus. Oder: die Abzahlung iſt von dem mit der 
Grundſtückseigentümerin nicht zuſammenfallenden perſönlichen Schuld⸗ 
ner geleiſtet. Dann geht die Hypothek inſoweit auf ihn über, als 
er von der Eigentümerin oder einem Rechtsvorgänger dieſer Erſatz 
verlangen kann, und zwar bei Teilzahlungen mit Rang nach dem 
Reſt (§§ 1164, 1176 BGB.; vergl. auch § 1174 Abſ. 1 daſelbſt). 


Beſteht ein Erſatzanſpruch dagegen nicht, fo erwirbt die Grund: 
ſtückseigentümerin die Hypothek und zwar als Eigentümergrundſchuld 
(§ 1163, Abſ. 1 Satz 2 BGB.). Die Hypothek, die der perſönliche 
Schuldner erwirbt, verbindet fic) kraft Geſetzes mit feiner Erſaz⸗ 
forderung gegen die Eigentümerin (Planck, BGB., III. Nr. 3 zu 
§ 1164, S. 642 und dort Zitierte, abw. Güthe, GBO. I, Anm. 
20 zu § 22 S. 476). Oder endlich: Die Zahlungen find von einem 
Dritten ausgegangen. Dann erwirbt dieſer die Hypothek mit der 
Forderung unter der doppelten Vorausſetzung, daß der Gläubiger 
gerichtlich oder außergerichtlich, z. B. durch Zahlungsaufforderung, 
Befriedigung aus dem Grundſtück verlangt hat, und daß der Zahlende 
ein Recht an dem Grundſtück oder den Beſitz durch die Zwangszvoll⸗ 
ſtreckung zu verlieren Gefahr läuft (z. B. als vor⸗ oder nachein⸗ 
getragener Berechtigter, Mieter, Pächter: ſ. §§ 1150, 1153, 268 
Abſ. 3 BGB.; fog. Ablöſungsrecht, jus offerendi“). Der Uebei⸗ 
gang der Hypothek auf den Dritten iſt nicht, wie das Landgericht 
meint, davon abhängig, daß der Gläubiger bereits die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das Grundſtück betreibt. Es genügt, daß er die Be⸗ 
friedigung aus dem Grundſtück verlangt ($ 1150 BGB., ſ. Proto⸗ 
kolle der 2. Kommiſſion Bd. 3 S. 578). Iſt das nicht der Fall 
oder iſt der zahlende Dritte aus einem ſonſtigen Grunde nicht ablöſungs⸗ 
berechtigt, fo erliſcht die Forderung und die Hypothek geht als Grund 
ſchuld auf den Eigentümer über (§ 1163 Abſ. 1 Satz 2. BGB.). 
Der Ablöſung verwandt iſt der Fall der Zahlung durch den 
Bürgen. Hierbei geht die Forderung des Gläubigers gegen den 
Hauptſchuldner und mit ihr die Hypothek auf den Bürgen über 
(§8 774 Abſ. 1, 1153 BGB., vergl. RGZ. 53, 403; wegen des 
zahlenden Geſamtſchuldners ſ. § 426 Abſ. 2 BGB.). Daß im vor 
liegenden Falle von dem Zeſſionar A. E. als ablöſungsberechtigten 
Dritten oder Bürgen gezahlt worden iſt, iſt nicht dargetan. Die 
Bemerkung in der Beſchwerdeſchrift, daß der A. E. gezahlt habe, 
genügt ſelbſtverſtändlich nicht zum Nachweis dieſer Zahlung, geſchweige 
denn ſeiner Ablöſungsberechtigung. Dazu iſt vielmehr erforderlich, 
daß in urkundlicher, dem § 29 GBO. entſprechender Form das Bor 
liegen der ſämtlichen Vorausſetzungen des § 1150 BGB. dargetan 
wird. Aus alledem ergibt ſich, daß bisher nicht nachgewieſen iſt, wem 
die Verfügung über die abgezahlten Poſten zuſteht. Auch unter Zu⸗ 
hilfenahme der neuerdings von dem Grundbuchamt getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen läßt ſich keine Klarheit darüber gewinnen. Es beſtehen 
nach wie vor verſchiedene Möglichkeiten, darunter die, daß weder die 
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Grundſtückseigentümerin, noch der Zeſſionar A. E. die Teilhypotheken 
erworben hat, ſondern der von ihnen verſchiedene perſönliche Schuldner. 
Ob dieſer überhaupt eine der bei der Verhandlung vom 19. April 
1909 beteiligten Perſon iſt, ſteht dahin. 

Solange dieſe Zweifel noch offen ſind, kann daher die beantragte 
Eintragung nicht erfolgen. 

Im Zuſammenhang damit ſtehen weitere Mängel des be⸗ 
urkundeten Geſchäfts. Wie zuvor dargelegt iſt, kann die Grund⸗ 
ſtückseigentümerin die abgezahlten Poſten als. Eigentümerhypotheken 
oder Eigentümergrundſchulden erworben haben. Ein Nachweis hier⸗ 
über fehlt. Er iſt aber von praktiſcher Bedeutung. Denn während 
die Hypothek des Eigentümers als Hypothek weiter begeben werden 
kann, iſt die Eigentümergrundſchuld nur als Grundſchuld übertragbar, 
muß alſo bei Unterlegung einer neuen Forderung erſt in eine Hypo⸗ 
thek umgewandelt werden (§ 1198 BGB., RIA. 1, 164; ſiehe die 
Muſter bei Oberneck, Reichsgrundbuchrecht, 2. Aufl. S. 925f. 
Nr. 54 und 55). Auch darüber enthält die notarielle Urkunde vom 
19. April 1909 keine deutliche Erklärung. Nun mag freilich die 
Feſtſtellung, ob der Eigentümer die Hypothek als Eigentümerhypothek 
oder Eigentümergrundſchuld erworben hat, entbehrlich ſein, wenn die 
Beteiligten darüber einig find, daß ihr eine neue Forderung unter- 
gelegt werden ſoll. Denn dann entſteht in beiden Fällen das gleiche 
Rechtsobjekt (eine Hypothek mit einer beſtimmten obligatoriſchen 
Unterlage), mag vorher das Rechtsobjekt eine Hypothek oder eine 
Grundſchuld geweſen fein (RSW. 7, 151; Thür. Bl. 56, Anh. ©. 
56 ff.). So liegt aber hier die Sache nicht. Denn es iſt aus dem 
Notariatsprotokoll vom 19. April 1909 nicht mit Sicherheit zu ent⸗ 
nehmen, ob und in welcher Weiſe die etwaigen Eigentümergrund- 
ſchulden wieder mit einer Forderung verbunden werden ſollen. Der 
Beſchwerdeführer ſelbſt ſteht auf dem Standpunkt, daß die Hypo⸗ 
theken mit den urſprünglichen Forderungen in voller Höhe beſtünden. 
Und er will die Stelle des Protokolls, wonach die Hypotheken 
für alle Forderungen des A. E. an die Lſchen Eheleute haften follen, 
ſo gedeutet wiſſen, daß für den Fall der Tilgung der urſprüng⸗ 
ichen Forderungen die Hypotheken zur Sicherung jener weiteren — 
nach Schuldgrund und Betrag unbeſtimmt gelaſſenen — Forderungen 
dienen ſollen. Darin läge eine bedingte Inhaltsänderung der 
Hypotheken. Gegen eine ſolche beſtehen vom Standpunkt des mate⸗ 
riellen Grundbuchrechts aus keine grundſätzlichen Bedenken (Planck, 
BGB. III. Nr. 2 zu § 1180, S. 682; vgl. KG. bei Johow 22 
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S. A. 160). Eine Hypothek des bezeichneten Inhalts iſt aber nicht 
als feſte Hypothek denkbar, da dieſe nur zur Sicherung mehrerer be⸗ 
ſtimmter Forderungen (nacheinander) dienen kann, ſondern allein als 
Maximalhypothek (zur Sicherung einer unbeſtimmten Vielheit von 
Forderungen). Nur bei der Maximalhypothek kann die Feſtſtellung 
der Forderungen vorbehalten bleiben, alſo beſtimmt werden, daß die 
Hypothek für alle Forderungen haften ſolle, die dem Gläubiger gegen 
den Eigentümer zuſtehen und zuſtehen werden (8 1190 BGB., Jur. W. 
1907, 513 15; KG. bei Johow 5, 160.). Bei der gewöhnlichen Hypo⸗ 
thek erfordert das in § 1115 BGB. anerkannte Spezialitäts prinzip, 
daß das Rechtsverhältnis, aus dem die Forderung entſpringen ſoll, 
angegeben und eingetragen werde. Im vorliegenden Falle iſt nun 
in der Urkunde vom 19. April 1909 nicht zu klarem Ausdruck ge⸗ 
langt, daß die bisherige feſte Hypothek in eine Maximalhypothek für 
alle Forderungen des neuen Gläubigers an die Grundſtückseigen⸗ 
tümer umgewandelt werden ſollte (wegen der Zinſen ſ. a. E.). Nach 
dem Inhalt dieſer Urkunde haben die bisherigen Gläubiger die Ab⸗ 
tretung der Hypotheken erklärt, während die Grundſtückseigentümerin 
die Umſchreibung zugleich mit der Unterſchiebung der weiteren For⸗ 
derungen bewilligt und der Zeſſionar dieſe Umſchreibung beantragt 
hat. Daraus ergibt ſich nun nicht, daß die bisherigen Gläubiger 
mit der Unterfchiebung der neuen Forderungen und der Umwandlung 
in eine Maximalhypothek einverſtanden waren. Das iſt indes kein Hin⸗ 
dernis für die Eintragung. Freilich wird nach § 1154. Abſ. 2 BGB. 
die Abtretung einer Buchhypothek erſt mit der Eintragung in das 
Grundbuch wirkſam. Erſt mit ihr erlangt der neue Gläubiger das 
Recht, über die Hypothek zu verfügen. Indeſſen iſt, wenn eine Buch⸗ 
hypothek von dem eingetragenen Gläubiger einem andern in der 
erforderlichen Form zu freiem Eigentum abgetreten (und ihre Um⸗ 
ſchreibung im Grundbuch auf den neuen Gläubiger bewilligt) wird, 
in dieſen Erklärungen bis zum Beweis des Gegenteils auch die 
Einwilligung zu Verfügungen des neuen Gläubigers enthalten, die 
er vor der Umſchreibung der Hypothek vornehmen wird (§ 1851 BGB.; 
RG. 54, 362 ff.). Demgemäß genügte es hier, wenn die Einigung 
über die Umwandlung der Hypotheken zwiſchen dem Zeſſionar und 
der Grundſtückseigentümerin getroffen wurde (§§ 1186, 185 Abſ. 1 
BGB.). Etwas Gegenteiliges folgt auch nicht aus § 1180 BGB. 
Hier wird allerdings die Zuſtimmung des bisherigen Hypotheken⸗ 
gläubigers erfordert, wenn an die Stelle der urſprünglichen Forderung 
eine andere Forderung eines neuen Gläubigers geſetzt werden ſoll. 
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Dies trifft aber den vorliegenden Fall nicht. Die Bedeutung des 
§ 1180 BGB. iſt die, daß die Forderung des bisherigen Hypotheken- 
gläubigers ihre dingliche Sicherung verliert, im übrigen aber unver⸗ 
ändert beſtehen bleibt. Das dingliche Recht geht auf den neuen 
Gläubiger über, nicht weil der alte es ihm überträgt, ſondern weil 
er darauf verzichtet und der Eigentümer über die ihm dadurch zu— 
fallende Hypothek durch deren Verbindung mit einer Forderung ver⸗ 
fügt (ſ. Planck, BGB. III Nr. 4a und b zu § 1180, S. 683 f.). 
Um eine ſolche Rechtsänderung handelt es ſich hier nicht. Viel⸗ 
mehr hat der bisherige Gläubiger ſeine Forderung und mit ihr die 
Hypothek auf den neuen übertragen ($ 1153 BGB.). Danach 
kommt auf die Zuſtimmung der Abtretenden nichts an. Wohl aber 
war eine ſachenrechtliche Einigung der Grundſtückseigentümerin und des 
neuen Gläubigers über die Inhaltsänderung der Hypotheken er⸗ 
forderlich (88 1186, 873 BGB.). Dieſe erhellt aber, wie das Land⸗ 
gericht richtig hervorgehoben hat, aus der Urkunde vom 19. April 
1909 nicht in zweifelsfreier Weiſe. Dem Zeſſionar A. E. lagen zwei 
Offerten vor: diejenige der Zedenten. durch die ihm Abtretung der 
feſten Hypotheken zum Buchbeſtand angetragen wurde (§ 1153, 398 
BGB.) und diejenige der Grundſtückseigentümerin, auf eine nicht 
klar ausgedrückte Umwandlung dieſer Hypotheken in Maximalhypo⸗ 
theken gerichtet. Demgegenüber enthält ſeine Erklärung, daß er „die 
Ueberſchrift der beiden vorbezeichneten Hypotheken von 600 M. nebſt 
Zinſen und 252 M. nebſt Zinſen auf ſich beantrage“, nicht den un⸗ 
zweideutigen Ausdruck des Willens, beide Offerten anzunehmen, alſo die 
Hypotheken mit dem veränderten Inhalt zu erwerben. Dies ſchon 
deshalb nicht, weil ſie die Umſchreibung der Hypotheken nebſt 
Zinſen begehrt. Eine ſolche Eintragung widerſpräche dem Weſen der 
Maximalhypothek. Die bei ihr ſtattfindende Beſchränkung der Haftung 
auf den Höchſtbetrag bezieht ſich nicht nur auf das Kapital, ſondern auch 
auf die rechtsgeſchäftlichen und geſetzlichen Zinſen. Dieſe ſind daher, 
als im Höchſtbetrag enthalten, nicht eintragungsfähig (§ 1190 Abſ. 2 
BGB.; Turnau⸗Förſter, Liegenſchaftsrecht, I. Nr. 5 zu § 1190 
BGB., S. 1017; RIA. 7. 74; KG. bei Johow 13, 150). 

Die hervorgehobenen Mängel ſind alſo zu beheben, ehe die 
begehrte Eintragung erfolgen kann. 

Daß die Zedenten nicht ausdrücklich erklärt haben, ſie bewilligten 
die Abtretung, iſt dagegen nicht zu beanſtanden. Die Eintragungs⸗ 
bewilligung des Betroffenen iſt kein Formalakt. Liegt materieller 
Konſens vor, iſt alſo der übereinſtimmende Wille beider Teile deutlich 
dahin ausgedrückt, daß eine Rechtsänderung eintreten ſolle (Einigung), 
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ſo bedarf es daneben nicht noch des formellen Konſenſes, der Ein⸗ 
tragungsbewilligung des Betroffenen. Denn der materielle Konſens 
erſetzt den formellen, die Erklärung des Berechtigten, er wolle die 
Rechtsänderung, enthält mit Notwendigkeit auch die Erklärung, daß 
er mit der Eintragung einverſtanden fei, fie bewillige (S. RGZ. 54, 
378 ff., inbeſ. S. 383; Jur. Wochenſchr. 1906, 165 fg). 

Beſchluß des zweiten Zivilſenats vom 29. Juni 1909, 2 ¥ 
6/09 (nach Meiningen). 


8. Unzuläffigfeit der weiteren Beſchwerde in Bore 
mundſchaftsſachen, wenn ſie unrichtige Ausübung 
des richterlichen Ermeſſens rügt. — Das Bore 
mundſchaftsgericht kann auch nach Beendigung der 
Vormundſchaft die Vergütung des Vormundes 
(8 1836 BGB.) noch feſtſetzen. — Eine Feſtſetzung 
der Aufwendungen des Vormunds und des Ent- 
gelts für feine Dienſte (§ 1835 BGB)) findet nicht 
ſtatt. — Es iſt unzuläſſig, wenn der Vormundſchafts⸗ 
richter die Vergütung (1836 BGB.) und die Ber- 
lage (§S 1835 BGB.) in einer Pauſchalſumme feſtſetzt. 

Gegen den Landwirt D. in N. wurde im Jahre 1908 zweimal 
das Entmündigungsverfahren wegen Geiſteskrankheit eingeleitet, nach 
kurzer Dauer aber infolge Zurücknahme des Antrags wieder eingeſtellt. 
In beiden Fällen wurde der Rechtsanwalt Dr. R. in C. vom 
dortigen Amtsgericht dem D. zum vorläufigen Vormund beſtellt. 
Nach Beendigung der Vormundſchaften reichte dieſer zwei Koſten⸗ 
rechnungen, über 636,31 M. und 1062,55 M. lautend, bei dem 
Amtsgericht in C. mit dem Antrage ein, ihm für die Führung der 
beiden Vormundſchaften eine Vergütung von 1500 M. (900 M. und 
600 M.) zu bewilligen. In den Koſtenaufſtellungen waren neben 
Anſätzen von Gebühren für Anträge auf einſtweilige Verfügungen, 
auf Eintragung von Vormerkungen, auf Beſtellungen eines Sequeſters 
uſw. zwei Poſten von 100 M. und 300 M. enthalten, die als Bere 
gütungen für die Führung der Vormundſchaften gefordert wurden. 
Das Amtsgericht in C. bewilligte mit Beſchluß vom 15./26. April 1909 
dem Rechtsanwalt Dr. R. außer den Betrag der erſten Koſtenrechnung 
von 636,31 M., den er bereits gezahlt erhalten hatte, 600 M. als 
weitere Vergütung nach § 1836 BGB. Auf die Beſchwerde des D. 
ſetzte das Landgericht in Meiningen mit Beſchluß vom 5./ 13. Mai 
1909 die Geſamtvergütung auf 636,31 M. — den bereits gezahlten 
Betrag — herab. 
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Hiergegen richtet ſich die weitere Beſchwerde des Rechtsanwalts 
Dr. R. vom 18./21. Mai 1909, mit der dieſer die Wiederherſtellung des 
amtsgerichtlichen Beſchluſſes erſtrebt. Begründet iſt die Beſchwerde 
damit, daß bei Berückſichtigung der umfänglichen, verantwortnngsvollen 
und ſchwierigen Tätigkeit des Vormunds die Vergütung von 1236,31 M. 
angemeſſen ſei. 

Nach § 27 FGG. kann die weitere Beſchwerde nur darauf geſtützt 
werden, daß die angefochtene Entſcheidung auf einer Verletzung des 
Geſetzes (§§ 550, 551 BPO.) beruhe. Eine ſolche Geſetzesverletzung 
iſt nicht ausdrücklich gerügt. Die weitere Beſchwerde richtet ſich in⸗ 
ſofern gegen die tatſächliche Würdigung der Vorentſcheidung, als ſie 
auszuführen ſucht, daß die Vergütung von 636,31 M. in Berück⸗ 
ſichtigung der Umſtände des Falles zu gering bemeſſen ſei. So be⸗ 
gründet, iſt das Rechtsmittel unzuläſſig. Die Feſtſetzung der Ver⸗ 
gütung des Vormunds iſt nach 8 1836 BGB. Sache des richterlichen 
Ermeſſens. Dem zur Entſcheidung über die weitere Beſchwerde be- 
rufenen Gericht ſteht eine Nachprüfung der Frage, ob das Ermeſſen 
richtig ausgeübt und die Vergütung angemeſſen iſt, nicht zu (§ 27 
FGG. § 561 ZPO., vgl. Recht 1904, S. 577 Nr. 2509; Bay OLG. 
4.474 ff. RIA. 6,14). Dagegen iſt die weitere Beſchwerde aus einem 
anderen Grunde zuläſſig (ſ. § 27 FGG. verbunden mit § 551 Ziffer 
4 3PO.). Zwar kann darin, daß das Vormundſchaftsgericht erſt nach 
Beendigung der Vormundſchaften dem Vormunde eine Vergütung be⸗ 
willigt hat, eine Geſetzes verletzung nicht erblickt werden. Denn mit 
der herrſchenden Meinung iſt anzunehmen, daß die Amtsgewalt des 
Vormundſchaftsgerichts auch nach Beendigung der Vormundſchaft 
zum Zwecke vollſtändiger Abwicklung der auf der Führung der Vor⸗ 
mundſchaft beruhenden Geſchäfte fortdauert, daß mithin das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht zur Feſtfetzung einer Vergütung für den Vormund 
auch nach dieſem Zeitpunkte noch zuſtändig iſt (RJ A. 2,5 ff; KGS. 21, 
199; RIA. 6,13 f.). Anderenfalls würde der Vormund des An⸗ 
ſpruchs auf eine Vergütung überhaupt verluſtig gehen. Denn der 
Mündel iſt nicht verpflichtet, eine Vergütung zu gewähren; der Vor⸗ 
mund hat gegen ihn nur den Anſpruch auf Bezahlung einer vom 
Vormundſchaftsgericht bewilligten Vergütung, die Bewilligung des 
Gerichts wirkt rechtserzeugend (Planck BGB. IV, Anm. 11 zu 
§ 1836, S. 735). Wohl aber haben die Vorinſtanzen in anderer 
Richtung gegen das Geſetz verſtoßen. Ueberſehen iſt die Vorſchrift 
des § 1835 BGB. und deren Verhältnis zu § 1836 BGB. Wie 
eine Gegenüberſtellung dieſer Paragraphen ergibt, iſt die Erſtattung 
der Aufwendungen des Vormunds und die Bezahlung ſeiner Dienſte 
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(§ 1835 Abſ. 1 und 2 BGB.) vom Geſetze ganz anders behandelt, 
als die Vergütung für die Vormundſchaftsführung (§ 1836 Abſ. 1 
BGB.). Zur Entſcheidung über die in § 1835 BGB. geregelten 
Anſprüche des Vormundes iſt das Vormundſchaftsgericht nicht befugt. 
Darüber hat im Streitfalle allein das Prozeßgericht zu entſcheiden. 
Selbſtverſtändlich kann der Vormundſchaftsrichter eine Feſtſetzung in 
dem Sinne vornehmen, daß er die vom Vormund berechneten Aus⸗ 
lagen und Dienſtvergütungen bei der Rechnungsſtellung⸗ und abnahme 
(1892 Abſ. 2 BGB.) nicht beanſtandet oder daß er, wenn ein vom 
Vormund in Anſatz gebrachter Betrag beſtritten iſt, zwiſchen dem Vor⸗ 
mund und dem Mündel zu vermitteln ſucht. Dadurch, daß der 
Vormundſchaftsrichter Auslagen des Vormunds uſw. in dieſem Sinne 
als gerechtfertigt und erſtattbar anerkennt, wird aber dem Mündel 
(oder deſſen Erben) nicht vorgegriffen. Ebenſowenig iſt der Prozeß⸗ 
richter an die Anſicht des Vormundſchaftsrichters gebunden; er kann 
ohne Rückſicht auf deſſen „Feſtſetzung“ die Erſtattbarkeit der Auslagen 
überhaupt verneinen oder die Höhe beanſtanden (Planck, BGB. IV. 
Anm. 8 zu § 1835 S. 733; OL GRſpr. 4, 415f, KGS. 29, 22 fg.). 

Ganz anders verhält es ſich mit der Vergütung des Vormunds 
nach § 1836 Abſ. 1 BGB. Den Anſpruch auf dieſe Vergütung er⸗ 
langt der Vormund überhaupt erſt durch die Bewilligung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts; vorher kann er nicht auf eine Vergütung klagen 
(KGJ. 27, 179). Die Feſtſetzung des Vormundſchaftsrichters wirkt 
anſprucherzeugend und iſt für den Prozeßrichter bindend (Planck, a. 
a. O., Anm. 10 zu § 1836, S. 734, KGJ. 29, 22 fg.). 

Von dieſem Geſichtspunkte aus iſt die Feſtſetzung der Auslagen 
($ 1835 BGB.) und der Vergütung ($ 1836 BGB.) in einer Pau⸗ 
ſchalſumme unzuläſſig. Denn eine ſolche Zuſammenfaſſung verwiſcht 
die grundſätzlichen Unterſchiede, die zwiſchen den beiden verfchieden- 
artigen Poſten beſtehen, und gibt keine geeignete Grundlage für das 
weitere Verfahren ab. Während die Feſtſetzung der Vergütung nach 
§ 1836 BGB. mit der Beſchwerde im Verfahren der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit anfechtbar iſt (§§ 20, 57 Ziff. 7 FOG., Planck, a. 
a. O. Anm. 9 zu § 1836, S. 734), verliert die „Feſtſetzung“ der 
Auslagen nach § 1835 BGB. bei Widerſpruch und Zahlungs weigerung 
der Beteiligten ihre Bedeutung. Es bleibt dann nur der Austrag 
im ordentlichen Rechtsweg übrig (NGS. 29, 22 fg.). Dies haben 
die Vorinſtanzen verkannt. Wie die Koſtenrechnungen ergeben, hat 
der Vormund Auslagenbeträge, Gebühren für Rechtsanwaltsdienſte 
und Vergütungen nach § 1836 BGB. in Anſatz gebracht. Ueber 
die letzteren mußte der Vormundſchaftsrichter bindend entſcheiden. 


— 223 — 


Bezüglich der anderen Poſten konnte er nur vermitteln; ihre Er⸗ 
ſtattbarkeit beurteilt ſich danach, ob die Dienſte von dem Vor⸗ 
munde nur vermöge ſeines Berufs geleiſtet werden konnten. 
Konnte ſie jeder vornehmen, bedurfte alſo ein als Vormund beſtellter 
Laie nach Lage des Falles nicht der Hilfe eines Rechtsanwalts, ſo 
iſt der Gebührenanſpruch unbegründet. (Planck a. a. O., Anm. 4 
zu § 1835, S. 732; KGS. 13, 79 fg., 16, 40; BayrOL G. 4, 
474 ff.). Darüber hat, wenn dem Vormundſchaftsgericht die Ver⸗ 
mittlung nicht gelingt, der Prozeßrichter zu entſcheiden. Nun wird aller⸗ 
dings der Entſcheidung des Prozeßrichters durch die Einbeziehung der 
Gebühren und Auslagen in die vormundſchaftsgerichtliche Feſtſetzung 
nicht präjudiziert. Indes ſind in den Feſtſetzungen der Vorinſtanzen 
Gebühren, Auslagen und Vergütungen ineinander gerechnet und un⸗ 
trennbar vermiſcht. Das Landgericht geht dabei von dem rechtsirrigen 
Standpunkte aus, daß ein zum Vormund beſtellter Rechtsanwalt Ge⸗ 
bühren für ſeine beruflichen Dienſte überhaupt nicht verlangen könne. 
Es läßt ſich mithin nicht durch einfache Ausſcheidung der Gebühren 
und Auslagen feſtſtellen, welcher Betrag der Geſamtſumme auf die 
nach § 1836 BGB. bewilligte Vergütung entfällt. 

Unter dieſen Umſtänden iſt eine anderweite Feſtſetzung der Ver⸗ 
gütung erforderlich. Zu dieſem Zwecke war die Sache unter Auf⸗ 
hebung der Vorentſcheidungen an das Amtsgericht zurückzuverweiſen 
(über die Zuläſſigkeit dieſes Verfahrens ſiehe Ebert⸗Dudek⸗Lindemann, 
FGG. S. 98, 104). 

Beſchluß des zweiten Zivilſenats vom 15. Juni 1909, 2 Y 5/09 
(nach Meiningen). 


9. Zuläſſigkeit der weiteren Beſchwerde in Vormund⸗ 
ſchaftsſachen, wenn das Beſchwerdegericht aften- 
kundige Tatſachen übergangen hat. — Aufhebung 
der Entſcheidung des Beſchwerdegerichts wegen 
mangelnden Tatbeſtands. — Berufung der leib⸗ 
lichen Mutter zur Vormünderin, auch im Falle 
früherer Uebergehung. 

Die verehelichte Johanna B. in N. die Mutter des wegen 
Geiſteskrankheit entmündigten Karl S. daſelbſt, hatte ſofortige Be⸗ 
ſchwerde dagegen erhoben, daß ihrem Sohn ein gewiſſer Reinhold E. 
zum Vormund beſtellt worden ſei, nicht ſie. Das Landgericht in 
Meiningen verwarf mit Beſchluß vom 18./24. Juni 1909 die ſofortige 
Beſchwerde als unzuläſſig, da die Beſchwerdeführerin nicht geſetzlich 
als Vormünderin berufen und daher nicht zur Einlegung der ſofortigen 


Beſchwerde gemäß § 60 Z. 1 FGG. berechtigt fei. Dagegen bejahte 
es die Zuläſſigkeit des Rechtsmittels als einfacher Beſchwerde nach 
8 57 3. 9 GG., gelangte aber aus ſachlichen Gründen zu ihrer 
Zurückweiſung. Es führte aus: Der Umſtand, daß der Vormund 
ein geſchäftlicher Konkurrent der Schweſter des Mündels ſei, rechtfertige 
den Antrag auf Beſtellung eines anderen Vormunds nicht. | 

Die Vorſchrift des 8 1779 BGB., wonach bei der Auswahl des 
Vormunds auf deſſen perſönliche Verhältniſſe und Vermögenslage, 
ſowie auf die ſonſtigen Umſtände Rückſicht genommen werden ſolle, 
ſei nur inſtruktionell. Ihre Verletzung begründe die Anfechtung nur 
ſolange, als nicht ein endgültiger Rechtszuſtand geſchaffen ſei. Sei 
der Vormund einmal beſtellt, ſo komme nur ſeine Entlaſſung aus 
den in den §§ 1886, 1781 BGB, beſtimmten Gründen in Frage. 
Ein genügender Grund zur Entlaſſung ſei aber nicht dargetan. 

Gegen den Beſchluß des Landgerichts vom 18.24. Juni 1909 
legte die Ehefrau Johanna B. unter dem 30. Juni /1. Juli 1909 
weitere ſofortige Beſchwerde ein. Sie machte geltend, daß der Vater 
des Entmündigten verſtorben, und ſie, als deſſen Mutter nach § 1899 
BGB. zum Amt der Vormünderin geſetzlich berufen ſei. 

Das Rechtsmittel iſt zuläſſig (§ 60 Z. 1 verbunden mit 88 29, 
27, 22 FGG.,; vgl. auch § 57 Z. 9 daſelbſt und dazu OL Ggſpr. 
7, 205) und begründet. 

An ſich dürfen neue Tatſachen, die, wie die hier vorgebrachte, 
in der Beſchwerdeentſcheidung nicht feſtgeſtellt ſind, von dem Gericht 
der weiteren Beſchwerde nicht berückſichtigt werden. Eine Ausnahme 
hiervon gilt inſoweit, als nach § 27 FGG. verbunden mit 88 561, 
554 Z. 20 BBO. die weitere Beſchwerde darauf geſtützt werden kann, 
daß von der Vorinſtanz unter Verletzung des Geſetzes Tatſachen .. 
übergangen ſeien. Dieſer Fall liegt hier vor. Der Inhalt der Akten 
ergibt, daß der leibliche Vater des Mündels, Buchbinder Karl S. 
verſtorben iſt und daß ſich ſeine Mutter — die Beſchwerdeführerin — 
mit dem Kartonnagenfabrikanten Friedmann B. wieder verheiratet 
hat, wobei dieſer dem Mündel zum rechten Vater eingeſetzt und Ein⸗ 
kindſchaft zwiſchen dem Mündel und den Kindern der neuen Ehe 
eingeführt worden iſt. Dieſe erheblichen, bei ihm offenkundigen Tat⸗ 
ſachen durfte das Beſchwerdegericht nicht außer acht laſſen. Es verſtieß 
gegen das in $ 12 FGG. anerkannte Offizialprinzip, indem es fie 
überging (vgl. OLGRipr. 3, 298, BBlIFG. 3, 721). Die Berück⸗ 
ſichtigung dieſer Tatſachen führt aber zu einer Beurteilung, die von 
der des Beſchwerdegerichts abweicht. Nach § 1899 BGB. iſt bei 
Bevormundung Volljähriger vor den Großvätern der Vater und nach 


— 225 — 


ihm die eheliche Mutter als Vormund berufen. Dem leiblichen Vater 
ſteht hierbei der Adoptivvater gleich (8 1757 BGB.). Ob im vor⸗ 
liegenden Falle durch den unter der Herrſchaft des Meiningiſchen Rechts 
geſchloſſene Einkindſchaftsvertrag ein Adoptionsverhältnis begründet 
worden iff, kann indes ununterſucht bleiben (S. Art. 209 CG. z. 
BGG.; Stobbe, Deutſches Privatrecht, IV. § 243, S. 250 bei 
Nr. 14, § 244, ©. 263; Meiningiſches Ausführungsgeſetz zum Pere 
ſonenſtandgeſez vom 27. November 1875. Art. 10; Meiningiſches 
Ausführungsgeſetz zum BGB. vom 9. Auguſt 1899. Art. 24 § 2; 
vgl. noch einerſeits Entſcheidung des BayrObL G. 1, 340 f., 2, 674, 
andererſeits Motive zum Entwurf des EG. zum BGB., S. 288 
und 303). Denn Friedmann B. (der Stiefvater des Mündels) iſt 
mit ſeiner Zuſtimmung wegen Krankheit aus dem Amte als Vormund 
entlaſſen worden. Selbſt wenn er geſetzlich als Vormund berufen 
geweſen wäre, würde daher nunmehr die Beſchwerdeführerin die in erſter 
Linie Berufene jem. (§§ 1899, 1897, 1778 BGB.). Denn der — 
außer dem Falle der Adoption — vor ihr berufene leibliche Vater 
des Mündels iſt, wie bereits erwähnt, verſtorben. Das Recht der Bes 
ſchwerdeführerin, zur Vormundſchaft berufen zu werden, iſt auch dae 
durch nicht berührt worden, daß ſie bereits früher übergangen worden 
iſt und dieſe Uebergehung unangefochten gelaſſen hat. Denn mit der 
Beendigung des Amtes des früheren Vormunds iſt ihre Berufung wieder 
aufgelebt, und ſie hat durch ihre erneute Uebergehung ein neues Be⸗ 
ſchwerderecht erlangt (OL GRſpr. 5, 201, Recht 1904, 226 104). Die 
Beſchwerdeführerin hätte freilich dann ohne ihre Genehmigung über⸗ 
gangen werden dürfen, wenn ihr jetziger Ehemann die nach SS 1897, 
1783 BGB. (vgl. § 1900, Abſ. 1 daſelbſt) zu ihrer Beſtellung als 
Vormünderin erforderliche Zuſtimmung verweigert hätte. In dieſer 
Beziehung iſt indes nichts feſtgeſtellt. 

Selbſt wenn aber der Grundſatz, daß neue Tatſachen von dem 
Gericht der weiteren Beſchwerde nicht zu berückſichtigen ſind, auf 
gerichtskundige Tatſachen ausgedehnt werden müßte, ſo unterliegt doch 
der angefochtene Beſchluß der Aufhebung, da er an einem weiteren 
Mangel leidet. Nach § 25 FGG. iſt die Entſcheidung des Beſchwerde⸗ 
gerichts mit Gründen zu verſehen. Dieſer Vorſchrift entſpricht der 
Beſchluß des Landgerichts vom 18./24. Juni 1909 nicht. Zu einer 
vollſtändigen Begründung gehört eine erſchöpfende Darſtellung des 
für die Beſchwerdeentſcheidung maßgebenden Sachverhalts. Ihre 
Notwendigkeit ergibt ſich daraus, daß das zur Entſcheidung über die 
weitere Beſchwerde berufene Gericht an die in der Beſchwerde— 
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entſcheidung feſtgeſtellten Tatſachen gebunden und auf die Prüfung 
beſchränkt tit, ob das Beſchwerdegericht das Geſetz auf den feſtge⸗ 
ſtellten Sachverhalt richtig angewendet hat (§ 27 FGG. verbunden 
mit 88 561, 550 ZPO). Dieſe Nachprüfung iſt hier nicht möglich. 
Denn die Beſchwerdeentſcheidung enthält ſich jeder tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellung der familienrechtlichen Verhältniſſe des Mündels. Ohne ihre 
Kenntnis läßt ſich aber nicht beurteilen, ob die Beſchwerdeführerin als 
Vormünderin für ihren Sohn Karl S. geſetzlich berufen iſt (§§ 1899, 
1897 verbunden mit §§ 1778, 1783 BGB.). Schon dieſer Umſtand 
rechtfertigt die Aufhebung der angefochtenen Entſcheidung. Daß die 
Beſchwerdeführerin ihn nicht ausdrücklich gerügt hat, iſt gleichgültig. 
Denn das Gericht der weiteren Beſchwerde hat ſich nicht auf die 
Unterſuchung der erhobenen Rügen zu beſchränken, ſondern allſeitig 
zu prüfen, ob die angefochtene Entſcheidung das Geſetz verletzt 
(Recht, 1902, 74 305, 3BlF G 3, 720). 

Beſchluß des zweiten Zivilſenats vom 13. Juli 1909, 2 Y 7/09 
(nach Meiningen). 


2. Strafrecht und Strafverfahren. 


3. Bei der Notwendigkeit einer Vorentſcheidung einer 
Verwaltungsbehörde unterſcheidet § 69 StGB. 
zwiſchen dem Beginn des Strafverfahrens und der 
Fortſetzung als zwei verſchiedenen Fällen. 

Das Landgericht hat den Angeklagten freigeſprochen, weil die 
Strafverfolgung verjährt ſei. Rechtsnormen, insbeſondere die 88 67, 
69 StGB. hat es hierbei nicht verletzt. 

Der § 22 des Weimarifchen Geſetzes über die Beſteuerung des 
Gewerbebetriebes im Umherziehen vom 12. April 1877 erklärt aud 
drücklich alle Zuwiderhandlungen für Uebertretungen, einerlei, ob zum 
Teil auch Strafen verwirkt werden, die die Tat nach dem StGB. 
als Vergehen erſcheinen laſſen. Die Strafverfolgung dieſer Zuwider⸗ 
handlungen verjährt daher nach § 67 Abſ. 3 in 3 Monaten. Die 
Verjährung ruht nach § 69 Abſ. 1 Satz 2, wenn der Beginn oder 
die Fortſetzung eines Strafverfahrens von einer Vorfrage abhängig 
iſt, deren Entſcheidung in einem anderen Verfahren erfolgen muß. 
Das Geſetz unterſcheidet alſo zwei Fälle, in denen das Verfahren 
ruht: den erſten, daß die Verfolgung gar nicht beginnen könne, wenn 
nicht zuvor die Vorfrage entſchieden iſt, in dieſem Falle ruht die Ber 
jährung, indem ſie gar nicht zu laufen beginnt, den zweiten Fall, daß 
die Verfolgung zwar beginnen kann, ohne daß die Vorfrage entſchieden 
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wird, die Fortſetzung aher davon abhängig iſt. Dieſe Unterſcheidung 
hat das Landgericht nicht genügend beachtet. Der Angeklagte konnte 
verfolgt werden, ohne daß es einer Entſcheidung der Verwaltungs behörde 
bedurfte. Der Beginn der Verfolgung war nicht davon abhängig. 

§ 23 des Weimariſchen Geſetzes weiſt die Unterſuchung und 
Entſcheidung der Zuwiderhandlungen den Gerichten zu. Der Abſ. 1 
des § 23 gibt dem Staatsminiſterium das Recht, gegen den Be⸗ 
ſchuldigten eine Geldſtrafe vorläufig feſtzuſetzen und durch deren Be⸗ 
zahlung kann dieſer ein gerichtliches Strafverfahren von fic) ab⸗ 
wenden. Dieſe Beſtimmung enthält lediglich eine Anweiſung für die 
Verwaltungsbehörden, hindert aber das Gericht nicht, das Strafver⸗ 
fahren einzuleiten. Außerdem kam die Beſtimmung des Abſ. 1 für 
den Angeklagten nicht zur Anwendung, da er im Großherzogtum 
Sachſen keinen Wohnſitz hat und es deshalb der vorläufigen Straf⸗ 
feſtſetzung nicht bedurfte (Abſ. 3). Der Beginn des Strafverfahrens 
war alſo nicht von der Entſcheidung einer Vorfrage abhängig. Die 
Verfolgung (gleichgültig iſt die Anzeige, von der das Landgericht 
ſpricht) iſt aber nach den Feſtſtellungen erſt nach dem Ablaufe von 
3 Monaten begonnen worden, alſo zu einer Zeit, wo ſie bereits ver⸗ 
jährt war. Dadurch, daß die Höhe der Strafe von der Feſtſetzung 
der Steuer durch die Verwaltungsbehörde abhing, ruhte nicht der 
Beginn der Verfolgung, ſondern nur die Fortſetzung. War bei 
Beginn der Strafverfolgung die Verjährungszeit ſchon abgelaufen, ſo 
iſt ohne Einfluß, ob der Fortſetzung ein Hindernis entgegenſtand. 
Eine Verjährung, die gar nicht mehr lief, konnte nicht ruhen. 

Daß das Landgericht bei der Urteilsfaſſung Freiſprechung gewähl 
hat, iſt nicht rechtsirrig. 

Urteil des Strafſenats vom 24. Mai 1909, S 34/09 (nach Gera). 


4. Eine Polizeiverordnung, die jede beläſtigende Ruhe⸗ 
ſtörung innerhalb von Gebäuden und Grundſtücken 
verbietet, iſt ungültig, wenn ſie nach dem Zu— 
ſammenhang die ungebührliche Ruheſtörung tref- 
fen ſoll. 

§ 360 Ziff. 11 StGB. ordnet die Materie des ungebührlichen, 
mutwilligen Lärms abſchließend, Polizeiverordnungen können für dieſen 
Tatbeſtand nichts Abweichendes beſtimmen, ſind für dieſe Materie 
ungültig, nur für Töne, Geräuſche des gewöhnlichen Verkehrs, die 
ohne Ungebühr erzeugt werden, iſt eine beſondere Regelung zuläſſig, 
(Thür. Bl. 56, 57.) § 45 der Eiſenacher Straßenordnung vom 
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15. Dezember 1887 beſtimmt: „Verletzung der Ruhe, der guten Sitte 
und des Anſtandes durch Aergernis gebende Handlungen oder Worte 
auf öffentlichen Straßen, Wegen oder Plätzen iſt verboten. 

Auch innerhalb der Gebäude und Grundſtücke iſt jede die An⸗ 
wohner und Paſſanten beläſtigende Ruheſtörung verboten.“ 

Abſatz 1 handelt erkennbar von grobem Unfug und ruheſtörendem 
Lärm, trifft alſo denſelben Tatbeſtand, den § 360 Ziff. 11 regelt, er 
trennt aber und nimmt nur einen Teil, das, was auf Straßen uſw. 
verübt wird, weil das bei einer Straßenordnung zunächſt liegt. 

Der zweite Abſatz regelt, was davon übrig bleibt, was verübt 
wird nicht auf Straßen, ſondern abſeits davon, aber auf die Straßen 
wirkt. Er will aber auch nur die Aergernis erregende, alſo unge⸗ 
bührliche Ruheverletzung treffen. Daß er auch ſonſtige Ruheſtörungen, 
die ohne Ungebühr, habe treffen ſollen, iſt nicht klar zum Ausdruck 
gebracht worden. Als ſelbſtändige Strafbeſtimmung innerhalb der 
Materie des § 360 Ziff. 10 iſt er ungültig, die Beſtrafung daraus 
iſt unzuläſſig, das Urteil iſt aufzuheben. Bei der neuen Verhand- 
lung iſt zu prüfen, ob fic) der Angeklagte nach § 360 Ziff. 11 StGB. 
ſchuldig gemacht hat. Wegen der Würdigung in dieſer Richtung wird 
auf die in den Thür. Bl. 56, 127 und in den Annalen des Sächſ. 
Oberlandesgerichts 16. 205 abgedruckten Entſcheidungen verwieſen. 
Urteil des 1. Strafſenats vom 24. März 1910 (nach Eiſenach), 
1. S. 12/1910. 


5. § 2 Abſ. 2 des StGB. gilt für die Wechſelſtempel— 
geſetze vom 4. März uud 15. Juli 1909 — 8 19 
des Wechſelſtempelgeſetzes. 

Als das Schöffengericht am 15. Mai 1909 urteilte, mußte es 
das Wechſelſtempelgeſetz vom 4. März 1909, das ſeit dem 1. April 
gilt (RGBl. S. 305, 310) anwenden, und das Landgericht mußte 
ſich an die Faſſung vom 15. Juli 1909 halten, die ſeit dem 1. Auguſt 
gilt (RGBl. 740, 825). 

Die durch das Geſetz vom 4. März eingefügten §§ 20, 21 der 
jetzigen Faſſung find milder, als die Beſtimmungen des Wechfel- 
ſtempelſteuergeſetzes vom 10. Juni 1869, die die beiden Inſtanz⸗ 
gerichte angewandt haben. § 2 Abſ. 2 StGB. gilt als allgemeine 
Beſtimmung auch für Strafgeſetze außerhalb des Strafgeſetzbuches. 
Dieſe allgemeine Regel leidet hier keine Ausnahme, die Begründung 
zu dem Entwurf des Abänderungsgeſetzes vom 4. März bringt das 
noch beſonders zum Ausdruck (Reichstags druckſachen 1908, 5406). 
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Nach § 21 die Strafe gegen beide Angeklagte, die Teilhaber 
einer offenen Handelsgeſellſchaft, nur im einmaligen Betrage feſtzu⸗ 
ſetzen, wäre der Senat ſelbſt in der Lage geweſen. | 

Ob aber § 20 anzuwenden, eine Ordnungsſtrafe zu erkennen ift, 
weil die Umſtände ergeben, daß eine Hinterziehung nicht hat verübt 
werden können oder nicht beabſichtigt worden iſt, kann nur nach 
näherer tatſächlicher Erörterung entſchieden werden. 

Die Einwendungen der Reviſionsſchrift ſind verfehlt. Es iſt 
ſtändige Rechtſprechung, daß der Akzeptant die Strafe auch dann 
verwirkt hat, wenn der Ausſteller die Entrichtung nachholt. (RG. 
30, 23.) Es gibt nur eine Strafe wegen Nichtentrichtung des 
Wechſelſtempels, nicht aber wegen nicht rechtzeitiger Entrichtung. Ab⸗ 
ſatz 2 des § 18 iſt keine neue Strafvorſchrift neben der des Abſatz 1, 
ſondern hält ſich im Rahmen von dieſer. § 19 trifft alfo auch den 
Fall, daß der Stempel nicht rechtzeitig verwendet worden iſt, auch 
da liegt eine Nichtverſteuerung vor. Er trifft auch zu, wenn der Ak⸗ 
zeptant den Wechſel nur mit ſeinem Akzept verſehen dem, der ſeinen 
Namen als Ausſteller einſetzen foll, übergibt. 

Es macht ſich nicht nur ſtrafbar, wer den Wechſel unverſteuert 
hinausgibt, wer eine Tätigkeit ausübt, ſondern ſchon, wer die Ver⸗ 
pflichtung zur Verſteuerung unterläßt (RG. 37, 395). 

Urteil des Straffenats vom 18. November 1909 (nach Gotha) 
S. 75/09. | 


6. Eine Polizeiverordnung, die für beſtimmte Nate 
ſtunden das Muſizieren verbietet, ift gültig. 

Der Angeklagte iſt wegen Uebertretung des § 69 Abſatz 2 der 
Geraer Straßenordnung vom 13. Mai 1878 verurteilt worden. Auch 
der Senat hält dieſe Beſtimmung für gültig, indem er an den Grund- 
ſätzen, die er in ſeiner auch vom Landgericht angeführten Entſcheidung 
— Thür. Bl. 56, 57 — ausgeſprochen hat, feſthält. Das Kammer⸗ 
gericht, das früher einen entgegengeſetzten Standpunkt vertreten hatte, 
nähert ſich ihnen auch bereits. D353. 1909, 1093. Indem die Bee 
ſtimmung für die Zeit von 11 Uhr abends bis 5 Uhr früh „felbit” 
kunſtgerechtes Singen und Muſizieren verbietet, nachdem im erſten 
Abſatz überlautes, zu dem Lärmen zu rechnendes Singen und Muſi⸗ 
zieren verboten worden iſt, greift ſie ganz klar über das Gebiet, das 
§ 360 Ziffer 11 StGB. regelt, hinaus. 

Die Nachtruhe auch gegen geregeltes Mufizieren zu ſchützen, liegt 
ein beſonderes dringendes Bedürfnis vor; bei dem Ueberhandnehmen 
des privaten und geſchäftsmäßigen Muſizierens, bei der Verſchiedenheit 
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der Zeit, die der Einzelne als zur Nachtruhe gehörig rechnet, bei der 
Abweichung der Anſchauungen, was der eine je nach ſeinem perſön⸗ 
lichen Standpunkt dem Nachbar in der Nacht an Muſizieren bieten 
zu können glaubt, iſt ohne Rückſicht darauf, was ungebührlich iſt, eine 
Regelung des muſikaliſchen Betriebes in der Nacht durch beſondere 
Polizeiverordnung notwendig erſchienen. 

Sie fällt außerhalb des Rahmens, der durch § 360 Ziffer 11 
gebildet wird, in das freigelaſſene Gebiet, regelt die geordneten Ge⸗ 
räuſche, Töne. 

Willkürlich und deshalb nichtig iſt die Beſtimmung nicht deshalb, 
weil auch das leiſeſte Singen verboten wäre. Daß das Muſizieren 
über die vier Wände hinausdringt, iſt allerdings erforderlich. Um einen 
Schall, der nicht darüber hinausgeht, bekümmert ſich die Straßen⸗ 
ordnung nicht. 

Das Landgericht hat nicht, wie die Reviſion annimmt, bei der 
Prüfung nach § 69 Abſ. 2 der Straßenordnung feſtgeſtellt, daß der 
Angeklagte Lärm erregt habe, das hat es nur bei der Prüfung der 
Frage getan, ob etwa die Tatbeſtandsmerkmale nach § 390 Ziffer 11 
vorlägen. Das Landgericht widerſpricht ſich alſo nicht und hält nicht 
etwa § 69 Abſ. 2 der Straßenordnung lediglich für einen beſonderen 
Anwendungsfall des § 360 Ziffer 11 StGB. 

Auch die ſubjektive Seite iſt ohne Rechtsirrtum feſtgeſtellt worden. 
Das Urteil ſagt, der Angeklagte ſei als Inhaber des Lokals ſtrafbar, 
er ſei perſönlich zur Unterlaſſung des Spieles ermahnt worden, es 
ſei daher gleichgültig, ob er das Orcheſtrion ſelbſt in Bewegung ge⸗ 
ſetzt habe oder ſein Spielen nur geduldet habe. Es will damit ſagen, 
eins von beiden habe er mindeſtens getan, in jedem Falle ſei er 
ſtrafbar. Es iſt alſo feſtgeſtellt, daß er die Uebertretung begangen 
hat, daß er Täter durch poſitive Handlung oder Unterlaſſung geweſen iſt. 

Urteil des 1. Strafſenats (nach Gera) vom 24. März 1910, 
IS 14/10. 


7. Das Rechtsmittel der Staatdanwaltihaft zur Ber- 
ſchärfung der Strafe gibt nicht das Recht, zu 
Gunſten des Angeklagten die Schuldfrage zu prüfen 
und zu verneinen. 

Der Angeklagte kann keine Reviſion mehr einlegen, ſoweit ſeine 
Verurteilung rechtskräftig geworden iſt. Das Schöffengericht hat ihn 
ſchuldig geſprochen und zu der geringſten Strafe, die zuläſſig iſt, 
1 M., verurteilt. Er hat keine Berufung eingelegt, die Staatdan- 
waltſchaft hat es getan, um eine ſchärfere Strafe zu erwirken, iſt damit 
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aber abgewieſen worden. Nunmehr kann er nicht mit der Revifion 
Freiſprechung verlangen. 

Nach 8 343 StPO. kann der höhere Richter bei einem Rechtsmittel, 
das die Staatsanwaltſchaft zu ungunſten des Angeklagten eingelegt hat, 
auch zu feinen gunſten abändern. Nach § 368 unterliegt bei der Be⸗ 
rufung das Urteil der Nachprüfung nur, ſoweit es angefochten iſt. Keine 
von beiden Beſtimmungen gilt für ſich, die eine wird erweitert oder 
beſchränkt durch die andere. Wie die Grenze zu ziehen iſt, iſt ſtreitig. 

Das Reichsgericht, 22, 217, meint, das höhere Gericht finde 
bei einer Berufung, die die Staatsanwaltſchaft zur Strafſchärfung 
einlegt, ſeine Schranke zu gunſten des Angeklagten darin, daß es 
die feſtgeſtellten Tatſachen beſtehen laſſen müſſe, im übrigen könne 
es die Strafe nicht nur mildern, ſondern weiter gehen und ſie ganz 
aufheben, wenn die Tat, wie ſie feſtgeſtellt ſei, überhaupt keinen 
ſtrafbaren Tatbeſtand enthalte, die Verurteilung alſo auf einer falſchen 
Rechtsanſicht beruhe. Die Frage, ob und wie geftraft werden müſſe, 
iſt nach dieſer Anſicht nicht zu trennen. 

Es läßt ſich aber wohl ſcheiden. Die Rechtskraft bei einer derartigen 
Berufung erfaßt nicht nur die Beweiswürdigung, nicht nur einen Teil 
des Schuldigſpruchs, ſondern die Schuldigerklärung im ganzen, Tat⸗ 
ſachenfeſtſtellung und Geſetzesanwendung. Davon läßt fic) trennen das 
Strafmaß. Wie eine Strafe, innerhalb der vom Geſetz vorgeſchriebenen 
Grenzen, bemeſſen wird, darüber entſcheiden beſondere Geſichtspunkte, 
die trennbar ſind von der Unterordnung der Tat unter den geſetzlichen 
Tatbeſtand. Es ſind das Geſinnung des Täters, Folgen der Tat, 
Verhältniſſe des Täters, allgemeines Verhalten des Täters uſw. 

Durch die beſchränkte Rechtskraft wird nicht nur ein Geſtändnis 
des Täters hinſichtlich der Tatſachen angenommen, ſondern eine Unter⸗ 
werfung unter den Schuldigſpruch. Die Beſtrafung an ſich wird 
rechtskräftig. Der höhere Richter kann nur das Strafmaß ändern, aber 
nicht eingreifen in die Beurteilung, ob überhaupt ſchuldig zu ſprechen, ob 
das Strafgeſetz anzuwenden war. Das durfte der Berufungsrichter 
nicht prüfen, er hätte nicht auf Freiſprechung erkennen können, deshalb 
iſt auch die Reviſion, die ſich gegen den Schuldigſpruch richtet, unzuläſſig. 

Beſchluß des 1. Strafſenats vom 17. März 1910, 8 20/10 
(nach Gera). 


8. Wahrnehmung berechtigter Intereſſen bei Mit- 
teilungen unter Eheleuten. | 
Rufgefährdende Mitteilungen können nicht deshalb allein, weil 

ſie vertraulich „unter Diskretion“, oder im Familienkreiſe gemacht 
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worden find, ſtraflos bleiben. Das geltende Recht bietet dafür feinen 
Anhalt. 
Der entſcheidende Geſichtspunkt bleibt auch dabei, ob die Vor 
ausſetzungen vorliegen, die den § 193 StGB. anwendbar wachen. 
Ob der Angeklagte nun vor dem Landgericht geltend gemacht 
hat, er habe ſeine Frau über einen Dorfgenoſſen aufgeklärt, ſie vor 
ihm warnen wollen, es lag nahe, von Amtswegen dieſen Gefidte 
punkt zu prüfen. Bei den engen Beziehungen zwiſchen Ehegatten, 
der innigen Lebensgemeinſchaft, die zum Weſen der Ehe gehört, kann 
der eine Ehegatte ein berechtigtes Intereſſe daran haben, rufgefähr⸗ 
dende Tatſachen über eine Perſon des Verkehrskreiſes zu erfahren, und 
der Mitteilende kann zu dieſem Zwecke mitteilen, was er wahrgenommen 
zu haben glaubt. Es hängt davon ab, wie ſich die Ehegemeinſchaft zu 
dem Dritten ſtellen wird. Der Mann hat das Intereſſe, daß ſeine 
Frau ihn mit feinen Augen anſieht. Ein die Beteiligten nahe an 
gehendes ethiſches, darum berechtigtes Intereſſe liegt dann vor. 
Allein nicht immer muß das der Fall ſein. Nach inneren und 
äußeren Verhältniſſen kann es ausgeſchloſſen ſein. Es iſt das Sache der 
konkreten tatſächlichen Feſtſtellung. Mann und Frau können ſich auch 
Mitteilungen machen ohne Rückſicht auf die geſchützten rechtlichen Intereſſen 
der Ehe, ſie können eine rufgefährdende Tatſache ſich mitteilen, wie ſie 
das zu einer beliebigen anderen Perſon tun. Ein Mann teilt ſeiner Frau 
etwas mit, er teilt es in derſelben Abſicht jemand anders mit. Aehn⸗ 
liche Fälle laſſen ſich noch denken. Die Mitteilung an die Frau iſt 
hier nicht anders zu behandeln, als die an eine andere Perfon. 
Das Landgericht ſchließt aus, daß der Angeklagte öffentliche 
Intereſſen habe wahrnehmen wollen und ſagt dabei: der Angeklagte 
hat vielmehr offenbar den angeblichen Vorfall als eine intereſſante 
Neuigkeit aus Klatſchſucht erzählt. Damit verneint es auch, daß er 
durch beſondere eheliche Intereſſen beſtimmt worden ſei. Wenn es ſeine 
Begründung mit „offenbar“ ſtützt, ſo iſt das nicht unbedingt ver⸗ 
werflich, es verwertet dabei Erfahrungen des täglichen Lebens über 
Klaſchſucht, über Schätzung der tieferen ehelichen Geſinnung je nach 
den Perſönlichkeiten. Solche Erwägungen liegen allerdings nahe. 
Urteil des 1. Strafſenats vom 10. März 1910, V 5/10. 
(nach Weimar). 


9. Mehlzuſatz zu Brühwurſt. Begriff der Nah rungs⸗ 
mittel⸗Verfälſchung. §§ 10,11 NM GG. 

Die Strafkammer hatte die Berufung gegen das freiſprechende 

Urteil des Schöffengerichts zurückgewieſen. Der Staffenat hat auf 
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Reviſion das Urteil mit den Feſtſtellungen, die ihm zugrunde lagen, 
aufgehoben und die Sache zur neuen Verhandlung und Entſcheidung 
an das Landgericht zurückverwieſen. 

Daß eine Verfälſchung vorliege, verneint das Landgericht deshalb, 
weil der Zuſatz an Stärkemehl nur 0,99 Proz. betrage und deshalb ge- 
ringfügig ſei. Damit will es offenbar wiedergeben, was die Unter⸗ 
ſuchungsanſtalt feſtgeſtellt hat, nämlich den Stärkegehalt der Wurſt. 
Wie allgemein aus der Nahrungsmittelliteratur bekannt und daher 
auch vom Reviſionsgericht ohne beſondere Feſtſtellungen zu berückſichtigen 
iſt, iſt einmal der Zuſatz an Mehl größer, als der daraus in der Wurſt 
feſtzuſtellende Stärkegehalt, und bildet ferner das Mehl, indem es etwa 
das Sechsfache feiner Menge an Waſſer an ſich zieht und zuzuſetzen 
geſtattet, einen Kleiſter, der einen Zuſatz zur Wurſt von bedeutend 
größerem Prozentſatz, als 0,99 Proz. ausmacht; man wird nicht fehl⸗ 
gehen, bei etwa 1 Proz. Stärkegehalt den Mehlzuſatz auf etwa 1¼ bis 
1½ Proz. und den Geſamtzuſatz an Kleiſter demnach auf gegen 10 Proz. 
der Wurſtmaſſe zu berechnen (Tätigkeitsbericht 1907 des Nahrungs⸗ 
mittel⸗Unterſuchungsamts Jena S. 8/9. — Dtſch. NMBuch., 2. Aufl. 
S. 275.) Das Landgericht überſieht dieſe Bedeutung des Zuſatzes und 
hat daher nicht die Feſtſtellung getroffen, die für die Beurteilung weſent⸗ 
lich ſind. Das muß zur Aufhebung und Zurückverweiſung führen. 

Hierzu muß weiter auch führen, daß das Landgericht die Ver⸗ 
fälſchung auch deshalb verneint hat, weil bei den Fleiſchern in V. ein 
Zuſatz von Stärkemehl bis zu 2 v. H. zur Brühwurſt allgemein üblich 
ſei. Denn eine ſolche Feſtſtellung reicht nicht aus. Es genügt nicht, 
daß bei den Produzenten ein folder allgemeiner (?) Brauch beſteht, 
ſondern es iſt erforderlich, daß dies auch dem kaufenden Publikum 
allgemein bekannt war und von ihm als das Normale gebilligt 
wurde, nicht etwa nur als Mißbrauch ihm bekannt war. (RG. 
St. 15, 161; Rſpr. RG. 8, 552; RG. 21. 12. 82 bei Menzen. 
NMG.s Anm. 40 zu § 11). Daß es auch auf die Anſicht des 
Publikums mit ankomme, hat auch der Angeklagte empfunden; das 
Landgericht ſtellt ſelbſt feſt, daß er dies vorgebracht habe. Selbſt hat 
aber das Landgericht nicht feſtgeſtellt, daß das Publikum den Zufatz⸗ 
brauch gekannt und gebilligt habe. In dieſer Richtung bedürfen daher 
ſeine Feſtſtellungen noch der Ergänzung. Dabei wird zu erwägen 
ſein, ob eine ſolche Feſtſtellung lediglich auf Grund von Ausſagen 
der Produzenten mit Zuverläſſigkeit getroffen werden kann. 

Urteil des 1. Strafſenats vom 10. 3. 10, S. 10./10., (nach Eiſenach). 
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Veränderungen im Beſtande 


der im Bezirk des Oberlandesgerichts Jena angeſtellten Richter, 
Staatsanwälte, Gerichtsvollzieher im Jahre 1909. 
Zuſammengeſtellt von Gerichtsſekretär Helmrich. 


Oberlandesgericht: Dr. Börngen, Oberlandesgerichtspräſident ſeit 
1. Januar 1910, bisher Senatspräſident, an Stelle des in Ruhe⸗ 
ſtand getretenen Oberlandesgerichtspräſidenten Dr. Blomeyer. — 
Stichling, Senatspräſident ſeit 1. Januar 1910, bisher Ober⸗ 
landesgerichtsrat an Stelle des zum Oberlandesgerichtspräſidenten 
ernannten Senatspräſidenten Dr. Börngen. — Greuner, Ober⸗ 
landesgerichtsrat, erhielt den Titel „Geh. Juſtizrat“. — Prof. Dr. 
Hedemann, Oberlandesgerichtsrat ſeit 1. Oktober 1909, an Stelle 
des ausgeſchiedenen Prof. Dr. Niedner. — Fuhrmann, 
Oberlandesgerichtsrat ſeit 1. Januar 1910, bisher Landrichter in 
Naumburg, an Stelle des in Ruheſtand getretenen Geh. Juſtizrat 
Dr. Schellbach. | 


Altenburg (Landgericht): Krauſe, Landrichter, erhielt den Titel: 
„Landgerichtsrat“ 31./8. 09. 

Eiſenberg (Amtsgericht): Glaſer, Amtsrichter, erhielt den Titel: 
„Amtsgerichtsrat“ 31./8. 09. 

Kahla (Amtsgericht): Dr. Frommelt, Amtsrichter erhielt den Titel: 
„Amtsgerichtsrat“ 31./8. 09. 


Eiſenach (Landgericht): Dr. Mittermüller, bisher Staatsanwalt 
in Weimar und Dr. Doebner, bisher Amtsrichter in Eiſenach, 
Landrichter ſeit 1. Juli 1909 an Stelle des zum Finanzrat in 
Weimar ernannten Landrichter Münzel und des zum Landgerichts⸗ 
direktor in Weimar ernannten Landrichter Weiſer. 

Eiſenach (Amtsgericht): Juſtizrat Piltz, Oberamtsrichter ſeit 1. Sep⸗ 
tember 1909, bisher Oberamtsrichter in Apolda, an Stelle des 
am 5. Juli 1909 verſtorbenen Oberamtsrichter Ratenbacher. — 
Tunder, Amtsrichter erhielt den Titel: „Amtsgerichtsrat“ 10./6. 09. 
— Haenert, Amtsrichter, Juſtizrat ſeit 1. Juli 1909, bisher 
Oberamtsrichter in Neuſtadt a. / O., an Stelle des zum Landrichter 
ernannten Amtsrichter Dr. Doebner. — Graef, Amtsgerichts⸗ 
rat ſeit 1. September, bisher Oberamtsrichter in Geiſa, an Stelle 
des zum Oberamtsrichter in Neuſtadt a.) O. ernannten Amtsgerichts⸗ 
rat Dr. Schenk. — v. Bardeleben, Amtsrichter ſeit 1. No⸗ 
vember 1909, bisher in Weida, an Stelle des zum Landrichter in 
Gera ernannten Amtsrichter Dr. Zeunert. 

Geiſa (Amtsgericht): Dr. Erber, Oberamtsrichter ſeit 1. Oktober 
1909, bisher Amtsrichter in Buttſtädt, an Stelle des ſeit 1. Sep⸗ 
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tember 1909 als Amtsgerichtsrat nach Eiſenach verſetzten Ober⸗ 
amtsrichters Gräf. 


Gera (Landgericht): Wendler, Landgerichtsdirektor, erhielt den Titel: 
„Geh. Juſtizrat“. — Dr. Zeunert, Landrichter ſeit 1. November 
1909, bisher Amtsrichter in Eiſenach, an Stelle des nach Weimar 
verſetzten Landrichter Reinhard. | 

Gera (Amtsgericht): Gerhardt, Amtsrichter, erhielt den Titel: „Amts⸗ 
gerichtsrat“ 24. Februar 1909. — Dr. Bräunlich, Amtsgerichts⸗ 
rat ſeit 1. März 1909, bisher Regierungsrat daſelbſt, an Stelle 
des verſtorbenen Amtsgerichtsrat Dr. Niegold. — Beſcherer, 
Amtsrichter ſeit 1. November 1909, bisher ln. an Stelle 
des in Ruheſtand getretenen Juſtizrat v. Voß. — Lenzner, Gee 
richtsvollzieher, an Stelle von Schmelzpfennig. 

Neuſtadt a./ O. (Amtsgericht): J. R. Dr. Schenk, Oberamtsrichter ſeit 
1. September 1909, bisher Amtsgerichtsrat in Eiſenach, an Stelle 
des am 1. Juli 1909 nach Eiſenach als Amtsrichter verſetzten Ober⸗ 
amtsrichter Juſtizrat Haenert. | 

Weida (Amtsgericht): Friderici, Oberamtsrichter feit 1. Juli 1909, 
bisher Landrichter in Eiſenach, an Stelle des am 29. März 1909 
verſtorbenen Oberamtsrichter Starke. — Schlegel, Amtsrichter 
ſeit 16. November 1909, bisher Gerichtsaſſeſſor, an Stelle des nach 
Eiſenach verſetzten Amtsrichter v. Bardeleben. — Albert, 
Gerichtsvollzieher an Stelle von Schmidt. 


Gotha (Staatsanwaltſchaft): Gläſer, Staatsanwalt ſeit 1. Oktober 
1909, bisher Landratsamtsaſſeſſor in Waltershauſen. 

Liebenſtein (Amtsgericht): Geiger, Amtsrichter ſeit 1. April 1909, 
bisher Gerichtsaſſeſſor. 

Tonna (Amtsgericht): Wadler, Amtsgerichtsrat, ſeit 1. April 1909 
penſioniert. 


Eisfeld (Amtsgericht): Fugmann, Amtsanwalt in Hildburghauſen 
ſeit 1. Januar 1910, an Stelle des zum Amtsrichter in Saalfeld 
ernannten Amtsanwalt Dr. Luthardt. 

Heldburg (Amtsgericht): Fugmann, Amtsanwalt in Hildburghauſen 
ſeit 1. Januar 1910, an Stelle des zum Amtsrichter in Saalfeld 
ernannten Amtsanwalt Dr. Luthardt. 

Hildburghanſen (Amtsgericht): Fug mann, Amtsanwalt ſeit 1. Januar 
1910, bisher Gerichtsaſſeſſor, an Stelle von Dr. Luthardt. 
Römhild (Amtsgericht): Fugmann, Amtsanwalt in Hildburghauſen 
ſeit 1. Januar 1910, an Stelle des zum Amtsrichter in Saalfeld 

ernannten Amtsanwalt Dr. Luthardt. 

Schalkau (Amtsgericht): Höfling, Fr., Amtsgerichtsrat ſeit 1. Ok⸗ 
tober 1909, bisher zur Dispoſition geſtellt, an Stelle des am 1. Juli 
1909 ausgeſchiedenen Amtsrichter Gehring. 

Brotterode (Amtsgericht): Hücker, Amtsrichter ſeit 1. Auguſt 1909, 
bisher Gerichtsaſſeſſor, an Stelle des zum Landrichter in Kaſſel 
ernannten Amtsrichter Gölner. 
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ory „one Dr. Schuhmann, Landgerichtspräſident (et 
1; 1909, bisher Regierungsrat in Gera, an Stelle des in 
Nubeſtand getretenen Landgerichtspräſidenten Dr. Scheibe. 

Greiz (Amtsgericht): Dr. Jahn, Amtsrichter ſeit 1. April 1908, 
bisher Gerichtsaſſeſſor. (am 30. 1909 ausgeſchieden) — Kühn, 
Amtsrichter ſeit 1. Oktober 1909 bisher Gerichtsaſſeſſor, an Stelle 
von Dr. Jahn. 


Königſee (Amtsgericht): Ste de er, Amtsrichter ſeit 1. April 
1909, bisher Gerichtsaſſeſſor. 

Oberweißbach (Amtsgericht): Wißmann, Amtsrichter ſeit 1. April 
1909, bisher Gerichtsaſſeſſor. 

Stadtilm (Amtsgericht): Schreck, Amtsrichter ſeit 1. April 1909, 
bisher Gerichtsaſſeſſor. 

Saalfeld (Amtsgericht) Schubert, Amtsgerichtsrat. zum auſſicht⸗ 
führenden Amtsrichter ernannt ſeit 1. Januar 1910, an Stelle des 
verſtorbenen Amtsgerichtsrat Kr a uj e. — Dr. Lutbardt, Amts⸗ 
richter ſeit 1. Januar 1909, bisher Amtsanwalt in Hildburghauſen, 
an Stelle von Schubert. 


Weimar (Landgericht): Blüher, Landgerichtspräſident ſeit 1. Jul 
1909, bisher Landgerichtsdirektor, an Stelle des am 29. März 
1909 verſtorbenen Landgerichtspräſidenten Bachmann. — Weiler 
Landgerichtsdirektor ſeit 1. Juli 1909, bisher Landgerichtsrat in 
Eiſenach, an Stelle von Blüher. — Reinhard, Landrichter 
feit 1. November 1909, bisher in Gera, an Stelle des zum Ober 
amtsrichter in Apolda ernannten Landgerichtsrat Kromayer. 

Weimar (Staatsanwaltſchaft): Dr. Volk, Staatsanwalt ſeit 1. August 
1909, bisher Amtsrichter in Apolda, an Stelle des zum Landrichtet 
in Eiſenach ernannten Staatsanwalt Dr. Mittermüller. 

Apolda (Amtsgericht): Kromayer, Oberamtsrichter ſeit 1. September 
1909, bisher Landgerichtsrat in Weimar, an Stelle des nach 
Eiſenach verſetzten Juſtizrat Piltz. — Weinberg, Amtarichtet 
ſeit 1. September 1909, bisher in Blankenhain, an Stelle des zum 
Staatsanwalt in Weimar ernannten Amtsrichter Dr. Volk. — 

Blankenhain (Amtsgericht): Salzmann, Amtsrichter ſeit 1. Sep 
tember 1909, bisher e an Stelle des nach Apolda 
verſetzten Amtsrichter Weinberg. 

Buttſtädt (Amtsgericht): Engelhardt, Amtsrichter ſeit 1. Oktober 
1909, bisher Gerichtsaſſeſſor, an Stelle des als Oberamtsrichter nach 
vale verſetzten Amtsrichters Dr. Erber. 


Veränderungen im Perſonalbeſtande der Rechtsanwälte. 


Ernennungen: Salzmann in Apolda, Katzenſtein in Eiſenach 
und R. Jahn in Gera erhielten den Titel: „Juſtizrat“; 
Juſtizrat Dr. Forkel in Koburg erhielt den Titel: „Geh. 


Juſtizrat“. 
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Löſchungen: Geh. Juſtizrat Quarck in Koburg + 1. Juli 1909 
und Keßler in Sonneberg beim Landgericht Meiningen; Bach⸗ 
mann beim Landgericht Eiſenach; Juſtizrat Lommer in Orla⸗ 
münde beim Landgericht Altenburg und Amtsgericht Kahla; 
Landesbankprokurator Wagner beim Landgericht Altenburg + 
25, Oktober 1909. : 

Zulaſſungen: Prof. Dr. Kuhlenbeck und Dr. Rodigaſt beim 
Oberlandesgericht Jena; Dr. Schilling beim Landgericht Alten⸗ 
burg; Kormann beim Amtsgericht Eiſenach; Pracht beim 
Landgericht Eiſenach, bisher beim Amtsgericht Neuſtadt (Orla); 
Dr. Heß beim Amtsgericht Sonneberg, Dr. Baer in Koburg 
und Dr Dreißigacker ſämtlich beim Landgericht Meiningen; 
Gundelach beim Amtsgericht Koburg; Schnell beim Amtsgericht 
Schmalkalden; Zetzſche beim Amtsgericht Saalfeld. 


Verzeichnis 


der im Jahre 1909 bei dem Oberlandesgericht geprüften Gerichts⸗ 
aſſeſſoren und Referendare. 


(Vergl. Bd. 56 S. 70.) 
Zuſammengeſtellt von Gerichtsſekretär Helmrich. 


1. Großherzogtum S.⸗Weimar. 

a) Gerichtsaſſeſſoren: Wilh. Ebeling aus Weimar, 26. Februar. — 
Georg Pracht aus Hötzelsroda, 26. Februar (jetzt Rechtsanwalt in 
Eiſenach. — Paul Lückert aus Jena, 24. April. — Paul Kormann 
aus Oberweyd, 24. April (jetzt Rechtsanwalt in Eiſenach). — Alfr. Müller 
aus Weimar, 24. April. (5 ausreichend beſtanden.) 

b) Referendare: Oskar Schaefer aus Berka a. W., 6. Februar. — Moritz 
Schlegel aus Niederroßla, 19. Juni. — Graf v. Medem aus Weimar, 
17. Juli. — Wilh. Linſenbarth aus Buttſtädk, 17. Juli. — Rob. 
Fiſcher aus Geiſa, 25. Oktober. — Georg Götz aus Jena, 18. De⸗ 
zember. (1 mit Auszeichnung, 5 ausreichend und 8 nicht beſtanden.) 

2. Herzogtum S.⸗ Meiningen. 

a) Gerichtsaſſeſſoren: Dr. Karl Dreißigacker aus Meiningen, 13. November. 
— Dr. Ernſt Gerlach aus Meiningen, 17. Dezember. (1 gut, 1 aus⸗ 
reichend beſtanden.) 

b) Referendare: Friedr. Scherff aus Kranichfeld, 23. Januar. — Guſt. 
Boeſermann aus Hildburghauſen, 4. Auguſt. — Rob. Stein aus 
Meiningen, 4. Auguſt. — Armin Wagner aus Eisfeld, 4. Auguſt. — 
Hugo Schubart aus Eisfeld, 16. Oktober. — Kurt Prelle aus 
Pößneck, 20. November. (6 ausreichend beſtanden.) 


3. Herzogtum S.⸗Altenburg. 
a) Gerichtsaſſeſſoren: Alfr. Kipping aus Altenburg, 24. April. — Dr. 
Albert Patuſchka aus Altenburg, 24. April. — Dr. Joh. Schilling 
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aus Altenburg, 26. Mai (jetzt Rechtsanwalt in Altenburg). — Herm. 
Hammer aus Altenburg, 17. Dezember (jetzt Rechtsanwalt in Altenburg). 
— Dr. Rud. Göring aus Altenburg, 17. Dezember. — Alfr. Voigt 
aus Zehma, 17. Dezember. (1 gut, 5 ausreichend, 1 nicht beſtanden.) 

b) Referendare: Willy Künzel aus Ronneburg, 25. Oktober. — Walter 
Taubert aus Ehrenhain, 6. November. — Ernſt Pöſchmann aus 
Kloſterlausnitz, 18. Dezember. (3 ausreichend, 1 nicht beſtanden.) 

| 4. Herzogtum S.⸗Coburg und -Gotha. 

a) Gerichtsaſſeſſoren: A. Berbig aus Gotha, 13. November. — Paul 
Keßler aus Crawinkel, 13. November. (2 ausreichend, 1 nicht beſtanden.) 

b) Referendare: Rud. Müller aus Gräfentonna, 13. März. — Otto 
Vollrath aus Gotha, 26. Juni. — Freih. v. Ketelhodt aus Coburg, 
17. Juli. — Hans Echarti aus Großtabarz, 6. Auguſt. — Rudi 
Waldvogel aus Coburg, 16. Oktober. — Paul Fichte aus Coburg, 
16. Oktober. — Herm. Schmidt aus Callenberg, 20. November. — 
Hans Zachariae aus Ohrdruf, 4. Dezember. (1 mit Auszeichnung, 
3 gut, 4 ausreichend, 2 nicht beitanden.) 


5. Fürſtentum Schwarzburg⸗Rudolſtadt. 

a) Gerichtsaſſeſſoren: Dr. Wilh. Bangert aus Rudolſtadt, 13. November. 
(1 gut, 1 nicht beſtanden.) 

b) Referendare: Theodor Müller aus Oberweißbach, 24. Juli. — Paul 
Voigt aus Schwarzburg, 31. Juli. (1 gut, 1 ausreichend, 1 nicht 
beſtanden.) | 

6. Fürſtentum Reuß ä. L. 

a) Gerichtsaſſeſſoren: Otto Gäbelein aus Remptendorf, 26. Februar. — Artur 
Püſchel aus Pohlitz, 13. November. (2 ausreichend, 1 nicht beſtanden.) 

b) Referendare: Karl Tröger aus Zeulenroda, 6. Auguſt. — Otto Köhler 
aus Greiz, 6. November. (1 gut, 1 ausreichend, 1 nicht beſtanden.) 


7. Fürſteutum Reuß j. L. | 

a) Gerichtsaſſeſſoren: Otto Buſch aus Gera, 26. Mai. — Mud. Weisker 
aus Gera 26. Mai. — Friedr. Otto aus Schleiz, 13. November. — 
Dr. Joh. Lummer aus Gera, 17. Dezember. — Joh. Bube aus 
Gera, 17. Dezember. (1 gut, 4 ausreichend, 1 nicht beſtanden.) 

b) Referendare: Fritz Hartenſtein aus Schleiz, 6. März. — Walter 
Schenk aus Gera, 15. Mai. — Kurt Grimm aus Gera, 26. Juni 
— Friedr. Grimm aus Gera, 6. Auguſt. (4 ausreichend, 2 nicht be⸗ 
ſtanden.) 


8. Andere Staaten (insbeſondere Preußen). 

Referendare: Walter Puſch aus Polniſch⸗Neukirch, 6. Februar. — Hans 
Gieſe aus Lübeck und Felir Müller aus Güterbog, 20. Februar. — 
Rich. Wienecke aus Magdeburg und Ludw. Greßelmeyer aus Herford, 
6. März. — Karl Emminghaus aus Linz a. Rh., Walter Szag unn 
aus Ganz, Fritz Maaß aus Dramburg und Ad. Schläfke aus Char⸗ 
lottenburg, 13. März. — Hans Roth aus Alsleben, 8. Mai. — Karl 
Gudewill aus Grop-Ludow, Edm. Koehn aus Köhnshaf, Wolfg. 
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Keller aus Münſter und Hans Wagenführ aus Helmſtedt, 12. Juni. 
— Karl Korſch aus Toſtedt, Walter Jacobi aus Erfurt, Joh. Goebel 
aus Lutter und Chriſt. Schäffer aus Bremen, 19. Juni. — Bernh. 
Wolff aus Berlin und Alfr. Rohde aus Hamburg, 26. Juni. — 
Werner Schroth aus Danzig, 17. Juli. — Otto Lange aus Belzig, 
24. Juli. — Rich. Klaucke aus Spremberg, 31. Juli. — Heinr. 
Kalthaff aus Hafelbeck und Martin Kubiſch aus Brieg, 4. Auguſt. — 
Herm. Leitzmann aus Slawentzitz, 6. Auguſt. — Guftav Gerbrecht 
aus Louiſendorf und Heinr. Meyer aus Hamburg, 25. Oktober. — 
Friedr. Hahne aus Erfurt, 6. November. — Erich Dreyer aus Berlin, 
20. November. — Heinr. Behrends aus Wittmund, Herm. Wieſing 
aus Nordhauſen, Gerh. Kröger aus Blankeneſe und Paul Heicke aus 
Angſtedt, 4. Dezember. — Kuno Tiemann aus Berlin und Heinrich 
Oſtermann aus Genf, 18. Dezember. (4 mit Auszeichnung, darunter 
1 aus Mecklenburg, 10 gut, darunter 1 aus Hamburg und 1 aus dem 
Fürſtentum Schwarzburg⸗Sondershauſen, 22 ausreichend, darunter 1 aus 
Braunſchweig, 1 aus Bremen, 1 aus Hamburg, und 1 aus der Schweiz, 
8 nicht beftanden.) 

Summa: Gerichtsaſſeſſoren 28, wovon 4 gut, 19 ausreichend und 5 nicht 
beſtanden. 

Summa: Referendare 90, wovon 6 mit Auszeichnung, 15 gut, 46 aus⸗ 
reichend, 23 nicht beſtanden. 


Bücherbeſprechungen. 


1. v. Staudingers Kommentar zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buche und dem Einführungsgeſetz (München, J. Schweitzer, 1910). 
ſchreitet in der neuen Auflage raſch vorwärts. Der Allgemeine Teil, das Sachenrecht 
und das Familienrecht liegen abgeſchloſſen vor. Vom 2. Band (Schuldverhältniſſe) 
iſt jetzt die zweite Lieferung erſchienen und das Erbrecht ſteht noch gänzlich aus. 


2. Die Novelle zur Zivilprozeßordnung vom 1. Juni 1909, 
die am 1. April 1910 in Kraft getreten iſt, hat eine große Zahl von 
Kommentaren und Handausgaben der Prozeßordnung gezeitigt: 

Reinckes Zivilprozeßordnung 6. Aufl. Neubearbeitet von 
R. Wienſtein (Kammergerichtsrat). Berlin 1910 (H. W. Müller). 20 M. 
liegt abgeſchloſſen vor. Das Buch iſt ein kleiner Kommentar, der an Erläute⸗ 
rungen und Zitaten nur das Notwendige bringt, aber die Ergebniſſe von Wiſſen⸗ 
ſchaft und Rechtſprechung bis zur Gegenwart berückſichtigt. Seine Anſchaffung 
empfiehlt ſich für den, der mehr als eine kommentierte Handausgabe haben will, 
aber die Ausgabe für einen großen Kommentar wie Gaupp⸗Stein ſcheut. 

Warneyer, Dr. Otto, Amtsgerichtsrat in Leipzig, Die Zivil⸗ 
pro zeßord nung. 3. Aufl. Leipzig (Roßberg) 1910. Gbdn. 7 M. 

Dieſe Ausgabe, die ſich raſch bei Gerichten und Rechtsanwälten eingebürgert 
hat, gibt das Geſetz in der jetzigen Faſſung wieder und erläutert die neuen Be⸗ 
ſtimmungen durch kurze Bemerkungen. Die alte Faſſung des Geſetzes iſt unter 
den neuen Text geſetzt, damit die Ausgabe alsbald und auch in der Uebergangszeit 
zu benutzen war. Der Vorzug der Ausgabe liegt in dem überſichtlichen Druck und 
in den Anmerkungen, die die Rechtſprechung kennzeichnen. Die neue Auflage bringt 
auch Literaturnachweiſe zu den einzelnen Abſchnitten und Paragraphen und damit 
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für die Praxis neue Hilfsmittel zur Orientierung. Auch die Novelle von 1900 if 
berückſichtigt. 

Neumiller, Joſef, Oberlandesgerichtsrat in München. Die Zivil⸗ 
prozeßordnung, Nebſt einem Auszug aus dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
3. Aufl. München (Schweitzer) 1910. Gbdn. etwa 7 M. 

Dieſe Ausgabe war beſonders in Süddeutſchland ſehr beliebt. Die neue 
Auflage bringt das Geſetz in der neuen Faſſung. Sie berüdfichtigt jetzt außer der 
Bayeriſchen Geſetzgebung auch die Preußiſche und wird ſich ſicher auch den Norden 
erobern. Ihr Vorzug liegt in der Kürze der Anmerkungen. Im Telegrammſtil 
und in verſtändlichen Wortkürzungen bringt der Verfaſſer eine Fülle von Material, 
fo viel wie man bei dem äußern Umfang kaum vermutet. 3 Lieferungen liegen 
vor, die dritte berückſichtigt ſchon die Novelle von 1910. 

Schweitzers Textausgaben. Die Zivilprozeßordnung 
mit 14 Nebengeſetzen. München (Schweitzer) 1909 Gbdn. 2 M. 

Dieſe Textausgabe mit Paragraphenverweiſungen und Sachregiſter verdient 
eine beſondere Hervorhebung, weil ſie neben der ZPO. das Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz, das Gerichtskoſtengeſetz, die Gebührenordnung für Rechtsanwälte und Zeugen, 
das Haager Abkommen über den Zivilprozeß und die Einführungsgeſetze enthält. 
Dazu kommt ihr handliches Format und ein guter Druck. 

Sydow-Buſch, Zivilprozeßordnung mit Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetz. 12. Aufl. Berlin (Guttentag) 1909. 6,50 M. 

Die bekannte Handausgabe mit Anmerkungen bringt die Novelle im Tert, 
die Reichsgerichtsnovelle im Anhang. 

Delius, Dr. H. (Kammergerichtsrat), Die Zivilprozeßordnung 
nebſt Einführungsgeſetz. Mannheim u. Leipzig (Bensheimer) 1910. Gbdn. 5 M. 

Das Vorwort begründet das Ziel diefer neuen Ausgabe. Es wird als Mangel 
empfunden, daß größere Handausgaben ſich darauf beſchränken, die Entſcheidungen 
der höheren Gerichte in ihren Bemerkungen wiederzugeben. Damit werde der Praxis 
häufig nicht genügt. Denn dieſe ſpiele ſich nicht ſo ab, daß ihren Bedürfniſſen 
immer gleich mit einem Präjudiz geholfen werde. Die Ausgabe will den in der 
Praxis auftauchenden Fragen in erſter Linie nachgehen. Und das tut ſie. Man 
blicke nur einmal auf die umfangreichen Ausführungen über den Wert des Streit⸗ 
gegenſtandes. Die Ausſtattung des Buches iſt geſchmackvoll. 


3. Zehnter, Dr. J. A. (Landgerichtspräſident in Offenburg), Reichs⸗ 
geſetz über den Verſicherungs vertrag vom 30. Mai 1898. 
München (J. Schweitzer) 1908. Gbdn. 6,50 M. 

Die Zahl der mit ausführlichen Anmerkungen verſehenen Handausgaben zum 
neuen Verſtcherungsgeſetz iſt nicht gering. Sie ſind alle auf denſelben Ton geſtimmt. 
Sie bringen das reiche Material, das die Vorentwürfe, die Regierungsvorlage und 
der Porzig'ſche Reichstagskommiſſtonsbericht enthalten, zur Darſtellung und verſtärken 
es durch Hinweiſe auf die Rechtſprechung. Die vorliegende Ausgabe hat ſich als 
durchaus zuverläſſig erwieſen. Sie kann dem Praktiker beſtens empfohlen werden. 

4. Gewerbeordnung für das Deutſche Reich nebſt den für 
das Reich und Preußen erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen. 18. Aufl. 
Guttentag'ſche Ausgabe. Bearbeitet von Stadtrat Dr. Fleſch, M. d. A. in 
Verbindung mit Dr. Hiller und Dr. Luppe. Berlin 1910. Gbdn. 4 M. 

Durch die am 1. Januar 1910 in Kraft getretene Novelle v. 28. Dez. 1908 
ſind zahlreiche und grundlegende Beſtimmungen der Gewerbeordnung geändert 
worden. Die Anſchaffung eines neuen Textes iſt zur Notwendigkeit geworden. 
Da empfiehlt fic) in erſter Linie die der Guttentag'ſchen Ausgabe, die den Leet 
vollſtändig aber knapp erläutert und darüber hinaus vieles Wiſſenswerte bringt. 


Abhandlungen, Beſprechungen von Rechtsfällen. 
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Zur Kündigung aus wichtigem Grunde. 
§ 626 BGB., § 70 HGB; 124 b und 133 a Gemd. 
Von W. Ch. Francke, Os GRat a. D. 


I 


§ 626 BGB. jagt von Dienſtverhältniſſen verſchiedener Art: 
„Das Dienſtverhältnis kann von jedem Teile ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfriſt gekündigt werden, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt.“ 

§ 70 Abſ. 1 HGB. hat vom Verhältnis des Prinzipals und 

des Handlungsgehilfen dieſelben Worte, und die GewO. verfügt 
gleichermaßen in § 124 a hinſichtlich Arbeitgeber einerſeits und Gee 
ſellen und Gehilfen andererſeits, ſowie in § 133 b hinſichtlich Gewerbe⸗ 
unternehmer einerſeits und Betriebsbeamten, Werkmeiſter, Techniker 
andererſeits; § 133 b lautet: Jeder der beiden Teile kann vor Ablauf 
der vertragsmäßigen Zeit und ohne Innehaltung einer Kündigungsfriſt 
die Aufhebung des Dienſtverhältniſſes verlangen, wenn ein wichtiger, 
nach den Umſtänden des Falles die Aufhebung rechtfertigender 
Grund vorliegt. Laut der Juriſt. Monatsſchrift für Poſen, Oſt⸗ und 
Weſtpreußen und Pommern von 1908 S. 157 fg. hat das Ober⸗ 
landesgericht Poſen auf Grund des — von ihm bei dieſer Gelegen- 
heit dem § 133 b GewdO. gleichgeſtellten — § 626 BGB. am 
23. Oktober 1908 ausgeſprochen, daß die Erben eines am 16. Mai 
1906 verſtorbenen Rechtsanwalts ſchon an eben dieſem Tage befugt 
geweſen ſeien, deſſen Bureauvorſteher zu „entlaſſen“. Sollte dieſer 
Ausſpruch des Oberlandesgerichts Pofen Nachahmung finden und zu 
allgemeiner Geltung gelangen, ſo würden in Deutſchland offenbar 
alle Jahr Tauſende bittere Unbill erleiden. Der Ausſpruch iſt aber 
völlig unrichig, und dies im folgenden darzulegen, dürfte um ſo mehr 
Veranlaſſung vorliegen, als wenigſtens vom Schreiber dieſer Zeilen 


in den „Motiven“, in Kommentaren, Lehrbüchern und Einzelſchriften 
Blätter für Rechtspflege I. VII. N. F. XXX VII. 16 
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vergeblich nach einer Erwähnung der einſchlagenden Frage geſucht 
worden iſt. 


II. 


Schon der Ausdruck „kündigen“ müßte zu der Annahme führen, 
daß es hier nicht um eine ſofortige, ſondern um eine auf Zeit geſtellte 
Aufhebung des Dienſtverhältniſſes ſich handelt. Von Kündigung des 
Dienſtverhältniſſes handeln im BGB. die 88 621—629. Da ſprechen 
aber § 621 und 622 von Kündigung für den Schluß eines Kalender⸗ 
viertelſahres und § 621 außerdem von Kündigung für den Schluß 
eines Kalendermonats, für den Schluß einer Kalenderwoche und 
von Kündigung für den folgenden Tag, und zwar verfügen dieſe 
Vorſchriften damit bezüglich aller möglichen Fälle eines unter das 
BGB. fallenden Dienſtvertrages mit Zeitlohn; von einer Kündigung 
für ſofort iſt in keinem der §§ 661—629 die Rede. 

Die 35 zurzeit in Kraft ſtehenden Geſindeordnungen Deutſchlands 
ſind ihrem Inhalte nach dem Schreiber dieſer Zeilen zwar nur etwa zur 
Hälfte bekannt. Aber unter dieſer Hälfte befindet ſich keine, welche 
eine Aufhebung des Dienſtverhältniſſes für ſofort mit „Kündigung“ be⸗ 
zeichnete; vielmehr fetzen ſie Aufhebung durch Kündigen und Auf⸗ 
hebung für ſofort geradezu im Gegenſatz zueinander. So ſagen z. B. 

die altpreußiſche Geſindeordnung vom 8. November 
1810 in 8 117: „Ohne Aufkündigung kann Herrſchaft ein Geſinde ſofort 
entlaſſen, wenn“, und in § 136: „Das Geſinde kann den Dienſt ohne 
vorhergehende Aufkündigung verlaſſen, wenn“; 

die rheiniſche Geſindeordnung vom 19. Auguſt 1844 
in $ 32 und 33 ganz dasſelbe; 

die ſchledwig⸗holſtein ſche Geſindeordnung vom 
25. Februar 1840 in § 22: „Der Beendigung des Dienſtverhältniſſes 
geht in der Regel die Kündigung vorher; die allgemeinen Kündigungs⸗ 
zeiten ſind, wenn der Dienſtvertrag auf ein halbes Jahr oder jahre⸗ 
weiſe geſchloſſen iſt, der 1. Februar und der 1. Auguſt; die Kündigung 
muß in jenem Falle 3 Monate vor Ablauf der Dienſtzeit, bei monate 
licher Dauer derſelben aber 14 Tage vor Ablauf des Monats ge⸗ 
ſchehen“, und in den § 26 und 27: „begründete Urſache zur Ent⸗ 
laſſung des Geſindes außer der Zeit, . . a) Diebſtahl und Unterfchleif, 
Hehlerei“, und: „das Geſinde kann gleichfalls aus Gründen 
ſeine Entlaſſung außer der Zeit fordern; es ſind dahin zu rechnen 
a) tätliche Mißhandlungen oder grundloſe Beſchuldigungen“; 

die Dienſtbotenordnung des Regierungsbezirkes 
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Osnabrück vom 28. April 1838 in Art. 55: „Ohne Kündigung 
kann die Herrſchaft „den Dienſtboten ſofort entlaſſen, wenn“, in 
Art. 56: „Der Dienſtbote kann den Dienſt „ohne Kündigung 
ſofort verlaſſen, wenn“, in § 57: „vor Ablauf der Dienſtzeit, aber 
doch nach vorhergegangener Kündigung dergeſtalt, daß die 
Aufhebung des Vertrages mit dem nächſten Kündigungs- oder 
dem nächſten Wechſeltermine eintritt, kann die Herrſchaft den 
Dienſtboten entlaſſen, wenn“, in § 58: „Der Dienſtbote kann vor 
Ablauf der Dienſtzeit, jedoch nach vorhergegangener Aufe 
kündigung in derſelben Art den Dienſt verlaſſen, wenn“. — 


III. 


8 629 BGB. beſtimmt: „Nach der Kündigung eines dauernden 
Dienſtverhältniſſes hat der Dienſtberechtigte dem Verpflichteten auf 
Verlangen angemeſſene Zeit zum Aufſuchen eines anderen Dienſtver⸗ 
hältniſſes zu gewähren.“ § 629 beſtimmt dies ganz allgemein für 
alle unter das BGB. fallenden Dienſtverhältniſſe, und für alle Fälle 
möglicher Kündigung; er beſtimmt es alſo nicht nur für die mit 
Kündigungsterminen ausdrücklich verſehenen Dienſtverhältniſſe mit 
Lohn, ſondern auch für Dienſtverhältniſſe mit anderer Vergütung als 
Zeitlohn, und nicht nur für die Fälle mit Kündigungsfriſt, ſondern 
auch für die Fälle ohne Kündigungsfriſt. Wenn aber die Aufhebung 
eines Dienſtverhältniſſes mit deſſen Kündigung zu gleicher Zeit erfolgen 
könnte, ſo würde für dieſen Fall kein Raum ſein für Gewährung 
von Urlaub ſeitens des bisherigen Dienſtberechtigten. Indem § 629 
ſolchen Raum auch ſetzt für den Fall der ohne Kündigungsfriſt mög⸗ 
lichen Kündigung eines Dienſtverhältniſſes mit anderer Vergütung 
als Zeitlohn, bekundet er, daß auch dem BGB. Kündigung auf 
ſofort nicht bekannt iſt. | 


IV. 

Wenn nun, wie oben gefehen, für die Dienftverhältniffe mit 
Zeitlohn Kündigungstermine und Kündigungsfriſten beſtehen, in den 
auch auf dieſe Verhältniſſe bezüglichen §§ 624 und 626 über Kündigung 
und daneben nur über Kündigungs friſt und nicht auch über Kün⸗ 
digungstermin verfügt wird, ſo kann damit für die Tatbeſtände 
der §§ 624 und 626 doch nicht jede Anwendung der Vorſchriften 
über Kündigungstermine ausgeſchloſſen ſein, ſondern es muß für 
dieſe Tatbeſtände Kündigung in der Weiſe für gültig erachtet werden, 


wie ſie in den vorſtehenden Paragraphen des BGB. ſich beſtimmt 
| 16* 
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findet, alſo Kündigung mit beſtimmter Kündigungsfriſt und mit be⸗ 
ſtimmtem Kündigungstermin, ſoweit nicht das eine oder das andere 
hier beſonders ausgeſchloſſen oder beſchränkt iſt; und letzteres iſt hier 
nur betreffs Kündigungsfriſt geſchehen. 


V. 

Allerdings erhebt ſich dann die Frage: Auf welchen Zeitpunkt 
iſt ohne Kündigungsfriſt zu kündigen in Dienſtverhältniſſen mit anderer 
Vergütung als Zeitlohn? — Denn wo bei Zeitlohn das Verhältnis 
nicht auch ſofort aufgehoben werden darf, da darf es billigerweiſe 
doch auch nicht bei anderer Vergütung als Zeitlohn auf ſofort auf 
gehoben werden. Die Antwort möchte ſich ergeben aus dem oben 
angegebenen § 629 und dem § 627 Abſ. 2, welcher lautet: „Der 
Verpflichtete darf nur in der Art kündigen, daß ſich der Dienſt⸗ 
berechtigte die Dienſte anderweit beſchaffen kann.“ Denn wenn dieſe 
beiden einander entſprechenden und ergänzenden Sätze auch für andere 
Tatbeſtände ausgeſprochen ſind, ſo ſind ſie doch eben für Dienſtkün⸗ 
digungen ausgeſprochen und werden daher ohne Zweifel zur Ergänzung 
von Vorſchriften über Kündigung von Dienſtverträgen mit anderen 
Tatbeſtänden als eine Grundlage der Auslegung benutzt werden 
können. Danach wird, wenn ein Dienſtverhältnis mit anderer Ver⸗ 
gütung als Zeitlohn aus wichtigem Grunde innerhalb der Vertrags⸗ 
zeit gekündigt werden darf, die Kündigung auf denjenigen Zeitpunkt 
zu ſtellen ſein, bis zu welchem der andere Teil nach billigem Ermeſſen 
bei gehöriger Mühe regelmäßig ſich Erſatz verſchaffen kann. Jedoch 
iſt dabei vorauszuſetzen, daß der andere Teil nicht durch pflichtwidriges 
oder unſittliches Tun den wichtigen Grund ſelbſt ſchaffte und ſomit 
alle billige Rückſicht verwirkte. Nur ſolches Tun pflegt auch nach 
den Geſindeordnungen den anderen Teil zur Aufhebung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes auf ſofort zu befugen; woraus ſich denn auch der 
Unterſchied erklärt, welcher zwiſchen der außerordentlichen einſeitigen 
Dienſtvertrags⸗Aufhebung der Geſindeordnungen und derjenigen des 
BGB., des HGB. und der Gemd. beſteht. : 


Aneignung herrenloſer Grundſtücke. 
Von Dr. Fr. Lotz, Landratsamtsaſſeſſor in Gotha. 
§ 928 Abſ. 2 BGB. beſtimmt: 


Das Recht zur Aneignung des aufgegebenen Grundſtücks ſteht 
dem Fiskus des Bundesſtaats zu, in deſſen Gebiete das Grund- 


— 245 — 


ſtück liegt. Der Fiskus erwirbt das Eigentum dadurch, daß er 

ſich als Eigentümer in das Grundbuch eintragen läßt. 

Das Recht zur Aneignung eines aufgegebenen Grundſtücks ſteht 
hiernach, von den Ausnahmefällen des Art. 129 des EG. zum BGB. 
abgeſehen, im Gegenſatze zum Rechte der Aneignung beweglicher 
Sachen, allein dem betreffenden Staatsfiskus zu. 

Was geſchieht aber mit dem Grundſtück, wenn der Fiskus von 
dieſem Rechte keinen Gebrauch macht? Dem Rechte ſteht eine Pflicht 
nicht gegenüber. Und die Praxis hat gezeigt, daß der Fiskus keines- 
wegs immer gewillt iſt, von dieſem Aneignungsrechte Gebrauch zu 
machen. Sind doch mit der Aneignung eines Grundſtücks, das zu 
behalten der bisherige Eigentümer nicht für geraten hielt, in der 
Regel mehr Laſten als Vorteile verbunden. Man denke an einen 
abgebauten Steinbruch, an ein höchſtens zum Aufforſten brauchbares 
ſteiniges Gelände, oder aber an den erſt kürzlich in der Praxis vor- 
gekommenen Fall der Dereliktion einer öffentlichen, aber im Privat- 
eigentum befindlichen Straße, deren ordnungsmäßige Wiederinſtandſetzung 
und Erhaltung einen großen Koſtenaufwand verurſacht. In der: 
artigen Fällen wird es beim Recht der Aneignung durch den Fiskus 
ſein Bewenden behalten. 

Es ſoll hier unerörtert bleiben, welche Folgen eine ſolche Grund— 
ſtücksdereliktion in öffentlicherechtlicher Beziehung hat, ob fie beiſpiels— 
weiſe auch die Befreiung der auf dem Grundſtücke ruhenden öffent— 
lichen Laſten (Wegeerhaltungspflicht ꝛc.) nach ſich zieht oder nicht, 
vielmehr ſoll nur die Frage aufgeworfen werden, welche zivilrecht— 
lichen Folgen ſich aus der Dereliktion eines Grundſtücks ergeben, ſo— 
fern der Fiskus von dem ihm zuſtehenden Aneignungsrecht keinen 
Gebrauch macht. 

Tatſächlich liegt dann das fragliche Grundſtück völlig herrenlos da, 
und dieſer Zuſtand kann für die Mitwelt ziemlich unerbaulich ſein. 
Abgeſehen davon, daß die damit zuſammenhängende Nichtbewirt⸗ 
ſchaftung des Grundſtücks für die Nachbargrundſtücke Schaden nach 
ſich ziehen kann, ſind auch Fälle denkbar und tatſächlich ſchon vor⸗ 
gekommen, in denen Anlieger und ſonſtige Intereſſenten (z. B. der 
Eiſenbahnfiskus bei Ausbau oder Erweiterung von Bahnlinien) ſolch 
aufgegebene Grundſtücke ganz oder zum Teil benötigten, in Fällen, 
wie den geſchilderten, aber inſofern auf die größte Schwierigkeit ge- 
ſtoßen ſind, als der alsbaldige direkte Eigentumserwerb für ſie 
auf Grund der Beſtimmung des § 928 BGB. unmöglich war. Nur 
der Fiskus iſt aneignungsberechtigt, und erſt wenn dieſer von dem 
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Rechte Gebrauch gemacht hat, ift wieder ein Eigentümer vorhanden, 
von dem das Grundſtück von neuem in andere Hände übergehen 
kann. Selbſt ein Enteignungsverfahren würde mangels Vorhanden⸗ 
ſeins eines Eigentümers nach den jetzt beſtehenden Enteignungsgeſetzen 
nicht zum Ziele führen können. 

Sollte es indeſſen nicht Mittel und Wege geben, um die als⸗ 
baldige direkte Aneignung eines herrenloſen Grundſtücks durch andere 
Perſonen als den Fiskus zu ermöglichen? 

Könnte nicht der Fiskus wenigſtens fein Aneignungsrecht an 
einen anderen, der gewillt iſt, das fragliche Grundſtück 88 
zu übernehmen, abtreten? 

Dies iſt zu verneinen. § 928 BGB. ſpricht allein von dem 
Fiskus als Aneignungsberechtigten und legt auch allein die Art und 
Weiſe feſt, in der eben der Fiskus dieſe Aneignung vollziehen kann. 
Die Möglichkeit, daß andere vielleicht nach Abtretung des Rechtes 
ſeitens des Fiskus ihrerſeits die Aneignung vollziehen können, iſt 
ganz außer Betracht gelaſſen, würde auch dem Geiſte des Ge— 
etzes widerſprechen, das, ſoweit es eine Uebertragung der im BGB. 
geregelten Rechte überhaupt zuläßt, regelmäßig auch beſondere Vor⸗ 
ſchriften über die Art enthält, in welcher die Uebertragung zu erfolgen 
hat. Solche Vorſchriften fehlen für den vorliegenden Fall aber gänzlich. 

Die einzige Möglichkeit des Eigentumserwerbs eines herrenloſen 
Grundſtücks durch einen anderen als den Fiskus iſt vielmehr, ab⸗ 
geſehen vielleicht vom Wege der Zwangsverſteigerung, der Erwerb 
auf Grund des § 927 BGB., d. h. der Erwerbsluſtige muß das 
fragliche Grundſtück 30 Jahre lang in Eigenbeſitz nehmen, um es 
dann endlich auf ſich überſchreiben laſſen zu können, gewiß ein etwas 
langwieriges Verfahren, um auf dem ſchnellſten Wege Eigentümer zu 
werden, zumal wenn dem Beteiligten daran gelegen iſt, baldmöglichſt 
nicht nur Beſitzer, ſondern auch Eigentümer des betreffenden Grund⸗ 
ſtücks zu werden. Dieſer Wunſch kann aber oft recht nahe liegen. 
Der Nachbar, der beiſpielsweiſe einen Teil des herrenloſen Nachbar⸗ 
grundſtücks zu einem Anbau verwenden möchte, wird vielleicht daran 
gehindert, wenn er 30 Jahre lang fürchten muß, der Fiskus könne 
plötzlich aus irgendwelchen Gründen ſich veranlaßt ſehen, ſein An⸗ 
eignungsrecht geltend zu machen und ihn aus feinem Beſitz vertreiben. 
Und dieſer Gefahr würde ſich ſchließlich derjenige, der das herrenloſe 
Grundſtück durch zweckmäßige Bewirtſchaftung hebt, noch mehr aude 
ſetzen, da der Fiskus dann ein um ſo größeres Intereſſe an der An⸗ 
eignung erlangen würde. 
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Es erhellt daraus auch, daß der CigentumBerwerb auf Grund 
des § 927 BGB., ſoweit es fi) um herrenloſe Grundſtücke handelt, 
nicht allzu häufig ſein wird und der durch die Dereliktion geſchaffene 
Zuſtand der Rechtsunſicherheit und Verwahrloſung leicht zu einem 
dauernden werden kann. 

Wollte man dagegen einwenden, daß derjenige, welcher ſich ein 
herrenloſes Grundſtück aneignen will und nach den gegebenen geſetzlichen 
Beſtimmungen daran gehindert wird, im Grunde genommen nicht 
ſchlechter geſtellt iſt als jeder andere, der von einem anderen ein 
Grundſtück benötigt, dasſelbe aber nicht abgetreten erhält, ſo muß 
darauf hingewieſen werden, daß der Fall hier inſofern doch weſentlich 
anders liegt, als dann der Eigentumserwerb am entgegengeſetzten Willen 
des bisherigen Eigentümers ſcheitert, während der direkte Eigentums⸗ 
erwerb durch eine Privatperſon im Falle der Dereliktion durchaus nicht 
infolge Weigerung des bisherigen Eigentümers, ſondern einzig und 
allein infolge des beſtehenden Formalismus unmöglich gemacht wird. 
Dieſer Formalismus darf aber nicht verkehrshindernd wirken; und 
das kann im vorliegenden Fall, wie ausgeführt, ſehr leicht eintreten! 

Will man daher den Fiskus in den Fällen des § 928 BOR. 
nicht auch aneignungspflichtig machen, ſo erſcheint die Geſtaltung 
der Aneignung eines Grundſtücks durch jede beliebige Perſon (wie 
bei beweglichen Sachen) wenigſtens für den Fall angebracht, daß der 
Staat innerhalb einer beſtimmten, nicht allzu langen Friſt von ſeinem 
alleinigen Aneignungsrecht keinen Gebrauch macht; oder es dürfte 
ſich empfehlen, zum mindeſten die Abtretung des Aneignungsrechtes 
des Fiskus an eine andere Perſon zu ermöglichen. 

Jedenfalls drängt die Praxis zu einer Abänderung des § 928 BGB. 


Unterliegen im Herzogtum Altenburg Gerichtskoſten, auf die 
das deutſche Gerichtskoſtengeſetz Anwendung findet, der ſo⸗ 
fortigen zwangsweiſen Beitreibung im Wege des Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahrens? 
Von Geier, Geh. Regierungsrat in Altenburg. 

Dieſe im dritten Hefte des gegenwärtigen Jahrganges der ThürBl. 
S. 196 ff. vom Rechtsanwalt C. Rothe aufgeworfene und als zweifel⸗ 
haft angeſprochene Frage iſt in Uebereinſtimmung mit der ſeither un⸗ 
beanſtandet gehandhabten Praxis unbedingt zu bejahen. 


— 248 — 


Eine Lücke in der Altenburger Geſetzgebung beſteht hinſichtlich 
dieſer Frage nicht. Zwar iſt durch die Sachſ.⸗Altenburgiſche Koſten⸗ 
ordnung für die Gerichte vom 24. Dezember 1899 § 135 Abſ. 2 
Z. 10 das Ausführungsgeſetz zum deutſchen Gerichtskoſtengeſetz vom 
21. April 1879 vollſtändig aufgehoben, und damit auch der hier in 
Betracht kommende § 7 Abſ. 1 dieſes Geſetzes. Allein dieſer § 7 
Abſ. 1 iſt feinem Inhalte nach herübergenommen in § 16 Abſ. 1 
KO. für die Gerichte. Nach ſeiner Stellung in der Gliederung der 
Koſtenordnung bezieht ſich § 16 allerdings nur auf Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, in § 112 Abſ. 1 KO. wird aber 
der § 16 ausdrücklich auch in den Angelegenheiten der ſtreitigen 
Gerichtsbarkeit für anwendbar erklärt. Letztere Regelung iſt zuläſſig 
trotz der Eingangsworte der Koſtenordnung. Denn über die Ver⸗ 
waltung der Gerichtskoſten, insbeſondere auch über deren Einziehung, 
trifft das deutſche Gerichtskoſtengeſetz keine Beſtimmungen und über⸗ 
läßt dieſe Frage ſonach landesgeſetzlicher Regelung als zu den „An 
gelegenheiten“ gehörig, „welche dem deutſchen Gerichtskoſtengeſetz nicht 
unterfallen“. 

Die eingehenden Erörterungen in dem Aufſatz des Rechtsanwalts 
C. Rothe, der die anderweite Regelung der Angelegenheit in der 
Koſtenordnung für die Gerichte nicht mit in Berückſichtigung gezogen 
hat, erledigen ſich hiernach. 


Entſcheidungen. 


Aus der Rechtſprechung der Thüringiſchen Gerichte. 


Entſcheidungen des Oberlandesgerichts in Jena. 
Herausgegeben von den Mitgliedern des Gerichtshofes. 


1. Bürgerliches Recht und Verfahren. 


10. Das Recht der armen Partei auf Koſtenerſtattung 
iſt unabhängig von der Bezahlung des eigenen 
Anwalts. 

Dem Beklagten iſt das Armenrecht bewilligt und es iſt ihm zur 

Wahrnehmung ſeiner Rechte der Rechtsanwalt G. beigeordnet worden. 

Die Klägerin iſt durch rechtskräftiges Urteil zu den Prozeßkoſten ver⸗ 
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urteilt worden und es hat auf Grund dieſes Urteils der Rechtsanwalt 
G. für den Beklagten (nicht für ſich als Armenanwalt) Feſtſetzung 
der dem Beklagten von der Klägerin zu erſtattenden Koften beantragt, 
iſt aber mit dieſem Antrage abgewieſen worden, weil die obſiegende 
arme Partei Koſtenfeſtſetzung für eigene Rechnung nur dann beantragen 
könne, wenn ſie glaubhaft mache, daß ſie ihrerſeits irgendwelche Koſten 
aufgewendet, insbeſondere ihren Armenanwalt bezahlt habe, und weil 
eine ſolche Glaubhaftmachung nicht erfolgt ſei. 

Die hiergegen von dem Beklagten erhobene Beſchwerde iſt be⸗ 
gründet. : 

Es ift ſtreitig, inwieweit durch die Berechtigung des Armen⸗ 
anwalts nach § 124 BPO. feine Gebühren und Auslagen von dem 
in die Prozeßkoſten verurteilten Gegner beizutreiben, das Recht der 
Partei, das ihr nach der Regel des § 91 BPO. zuſteht, beſchränkt 
iſt. Der Streit bewegt ſich um die Frage, auf Grund welchen Rechts- 
vorganges der Anwalt zur Geltendmachung des Erſtattungsanſpruchs 
der armen Partei berufen iſt. 

Der Auffaſſung, daß § 124 ZPO. eine geſetzliche Uebertragung 
des Erſtattungsanſpruchs der armen Partei auf ihren Anwalt bewirke, 
iſt nicht beizutreten, weil dieſe Auffaſſung zu Folgerungen nötigt, die 
weder mit dem Zweck der Vorſchrift, noch mit dem Intereſſe des 
Anwalts oder der armen Partei oder des Gegners in Einklang zu 
bringen ſind. Denn dann könnte die arme Partei, ſelbſt wenn ſie 
ihren Anwalt bezahlt hat, den Erſtattungsanſpruch gegen den Gegner 
nicht geltend machen, weil er ihr durch die Uebertragung verloren 
gegangen wäre, und nur ein förmliche, rechtsgeſchäftliche Rücküber⸗ 
tragung würde ihr die Gläubigerrechte wieder verſchaffen. 

Aus dem Geſetze ſelbſt iſt erſichtlich, und in der Begründung 
dazu (Hahn 209) iſt es ausdrücklich ausgeſprochen, daß dem Armen⸗ 
anwalte das Recht der ſelbſtändigen Beitreibung ſeiner Gebühren und 
Auslagen vom Gegner deshalb verliehen iſt, um ihn für ſeine An⸗ 
ſprüche gegenüber ſchädigenden Verfügungen der armen Partei mög⸗ 
lichſt zu ſichern. Dazu dient in erſter Linie das Pfandrecht. Faßt 
man das Beitreibungsrecht des Anwalts aus § 124 BPO. als Aus⸗ 
fluß eines ihm gewährten geſetzlichen Pfandrechts an dem Erſtattungs⸗ 
anſpruch der armen Partei, ſo ergibt ſich, daß der Sicherungszweck 
des Geſetzes im ſelben Maße erreicht wird, wie durch die Uebertragung, 
ohne daß darüber hinaus die Rechte der einen oder anderen Partei 
unnötig geſchmälert werden. Danach kann auch die arme Partei 
mit Zuſtimmung des Anwalts den Erſtattungsanſpruch geltend machen 
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(§ 1284 BGB.), mithin kann es auch der Anwalt in ihrem Namen. 
Dadurch, daß er den Antrag für ſie ſtellt, ſtimmt er der Einziehung 
der Koſten für ſie zu. 

Der Umſtand, daß die arme Partei gemäß § 115 Ziffer 3 ZRD, 
von der Berichtigung der Gebühren und Auslagen ihres Anwaltes 
einſtweilen befreit tft, ſteht der Geltendmachung des Erſtattungs⸗ 
anſpruchs nicht entgegen. Denn durch die Bewilligung des Armen⸗ 
rechts tritt nur eine Stundung ein, geſchuldet werden die Gebühren 
und Auslagen dem Armenanwalt von Anfang an. Für das Koſten⸗ 
feſtſetzungs verfahren genügt es aber, daß die erſtattungs berechtigte 
Partei die Beträge, deren Erſtattung ſie verlangt, an Dritte zu zahlen 
verpflichtet iſt, die wirklich erfolgte Zahlung braucht ſie in der Regel 
nicht nachzuweiſen. Nur für ſolche Beträge gilt eine Ausnahme, hin⸗ 
ſichtlich deren auch der Gegner dem Dritten haftet. Soweit hierbei 
für den Gegner die Gefahr entſtehen würde, doppelt zahlen zu müſſen, 
kann die obſiegende Partei Erſtattung nur verlangen, wenn fie nade 
weiſt, daß der Dritte befriedigt iſt. Soweit aber eine ſolche Gefaht 
nicht beſteht, bleibt es bei der Regel, auch ſoweit arme Parteien in 
Frage kommen. Die Gefahr, zu doppelter Zahlung der Anwalts⸗ 
koſten genötigt zu werden, iſt aber für den Gegner ausgeſchloſſen, 
wenn die arme Partei den Erftattungdanfpruch mit Zuſtimmung de 
Anwalts geltend macht. Die mit Zuſtimmung des Anwalts erfolgte 
Zahlung erzeugt eine nach § 124 ZPO. in keiner Weiſe ausgeſchloſſene 
Einrede aus der Perſon des Anwalts und befreit den Gegner auch 
dem Anwalte gegenüber. (Vgl. 33%. 31, 334; GruchotsBeitt. 
45, 652.) 

Beſchluß des 1. Zivilſenats vom 17. Oktober 1908, W 184/08 
(nach Gera). 


11. Die Partei braucht nicht der Koſtenerſparnis halber 
einen an ihrem Wohnort anſäſſigen Amtsgerichts⸗ 
anwalt, der am Landgericht zugelaſſen iff, an 
zunehmen; fie kann einen der am Sitz des Land: 
gerichts wohnhaften Anwälte auswählen. 

Der Umſtand, daß der Beklagte, wenn er einen der in Coburg 
anſäſſigen und bei dem Landgericht in Meiningen zugelaſſenen An⸗ 
wälte mit ſeiner Vertretung betraut hätte, zur Information dieſes 
Prozeßbevollmächtigten nur eine Reiſe nach Coburg hätte zu unter⸗ 
nehmen brauchen, iſt unerheblich. Die Rechtsanwaltsordnung hat 
in § 18 Abſ. 1 als Regel aufgeſtellt, daß der Anwalt an dem Orie 
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des Gerichts, bei welchem er zugelaſſen iſt, ſeinen Wohnſitz nehme, 
ſie läßt deshalb nur als Ausnahme zu, daß der bei einem Amts⸗ 
gericht zugelaſſene Anwalt, der nach § 18 Abſ. 4 dort wohnen muß, 
zugleich bei dem übergeordneten Landgerichte zugelaſſen wird (§ 9). 
Sie beſtimmt weiter in § 18 Abſ. 5, daß die Mehrkoſten, die bei 
der Annahme eines ſolchen Anwalts dadurch entſtehen, daß er nicht 
am Orte des Gerichtes wohnt, von der Gegenpartei nicht erſtattet zu 
werden brauchen. Die Folge davon iſt, daß die Partei, die einen 
ſolchen Anwalt bevollmächtigt, dieſem derartige Mehrkoſten, insbeſondere 
die Koften von Reiſen an den Ort des Prozeßgerichts zur Wahr⸗ 
nehmung der Termine, erſetzen muß, ſie aber von dem Gegner nicht 
erſtattet verlangen kann. Dieſen Vermögensnachteil braucht ſich aber 
die Partei nicht deswegen aufzubürden, weil die vom Gegner zu er- 
ſtattenden Koſten bei Annahme eines bei dem Prozeßgericht zugelaſſenen 
Amtsgerichtsanwalts geringer ſein würden als bei Annahme eines 
am Sitz des Prozeßgerichts wohnenden, bei dieſem zugelaſſenen 
Anwalts (vgl. SW. 1894 S. 113). Obwohl daher der Beklagte 
unter den in Coburg wohnenden und bei dem Landgericht in 
Meiningen zugelaſſenen Anwälten eine genügende Auswahl hatte, 
war ihm doch nicht zuzumuten, zu ſeinem Nachteil und im Intereſſe 
des Klägers dieſen vor den in Meiningen wohnenden Vorzug zu geben. 

Beſchluß des 2. Zivilſenats vom 30. Juni 1908, 2 W 51/08 
(nach Meiningen). 


12. Wird die Tätigkeit des Rechtsanwalts der Inſtanz 
bei Stellung eines Antrags nach §715 ZPO. durch 
die Prozeßgebühr (§ 13 der Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte) abgegolten, oder ſteht dem Rechts- 
anwalt dafür die Gebühr des § 24 der Gebühren: 
ordnung neben der Prozeßgebühr zu? 

Die Frage, ob die Tätigkeit des Rechtsanwaltes bei einem 
Antrag nach § 715 BRO. beſonders zu vergüten ſei oder nicht, iſt 
in der Literatur und Rechtſprechung ſtreitig (vgl. die Zuſammen⸗ 
ſtellung bei Willen bücher, Das Koſtenfeſtſetzungsverfahren“ 
130; Walter⸗Joachim, Gebührenordnung für Rechtsanwälte 5 
Anm. 17, 18 zu § 13). Aus § 24 der RAGebO. kann fie jeden⸗ 
falls nicht entſchieden werden, da dort nur über die Höhe der Ge— 
bühr Beſtimmung getroffen iſt. Maßgebend ſind vielmehr die 
Vorſchriften in §§ 29 ff. a. a. O. In § 29 der Gebührenordnung 
wird der Grundſatz an die Spitze geſtellt, daß die Gebühren in § 13 
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GebO. Pauſchalcharakter tragen, daß durch jie die geſamte Tätigkeit 
des Anwalts von dem Auftrage bis zur Beendigung der Inſtanz 
abgegolten wird. Es folgt dann eine Aufzählung von zur Inſtanz 
gehörigen Tätigkeiten, die ſich durch die Eingangsworte: „Zur Inſtanz 
gehören insbeſondere:“ ſelbſt als nicht erſchöpfend bezeichnet. Ez 
kann deshalb aus der Tatſache, daß in Ziffer 6 dieſer Aufzählung nur 
die in § 47 Ziffer 1—12 des Gerichtskoſtengeſetzes aufgeführten Tätig⸗ 
keiten als zur Inſtanz gehörig genannt werden, die Ziffer 16 des § 47 
des GKG., die den Antrag aus § 715 ZPO. mitenthält, dagegen nicht 
erwähnt wird, mit Sicherheit nicht geſchloſſen werden, daß der Anttag 
aus § 715 3PO. nicht im Rahmen der Inſtanz liegt. Die Weglaſſung 
der Ziffer 16 des § 47 des GKG. in § 29 Ziffer 6 RAGebO. erklärt ſich 
übrigens {don daraus, daß die urſprünglich darin genannten Tätig⸗ 
keiten — der Antrag aus § 715 BRO. und der Antrag auf Beſtimmung 
einer Friſt zum Nachweiſe der Zuſtellung eines Schriftſatzes ſind erſt 
durch das Einführungsgeſetz zur Zivilprozeßnovelle vom 17. Mai 1898 
Art. IV Ziffer 15 in den § 47 Ziffer 46 des Gerichtskoſtengeſetzes 
eingeſchaltet worden — als nicht beſonders gebührenpflichtig in § 35 der 
GebO. Erwähnung gefunden haben. Wenn Walter-Joachin 
a. a. O. S. 174 a. E. meint, bei der Annahme, die Tätigkeiten in 
Ziffer 16 des § 47 des alten GKG. ſeien zur Inſtanz zu rechnen, ſei 
dieſe Beſtimmung in § 35 GebO. überflüſſig geweſen, fo überſieht er, 
daß § 35 GebO. nicht allein von den Gebühren des Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten der Inſtanz redet, ſondern auch von den Gebühren des 
lediglich mit der Zwangsvollſtreckung betrauten Anwalts, daß daher 
der Zuſammenhang ergibt, weshalb gerade hier und nicht in § 29 
GebO. hervorgehoben worden iſt, daß dieſe Tätigkeiten auch dem Rechts⸗ 
anwalt der Inſtanz nicht beſonders zu entlohnen ſind. Die Unrichtig⸗ 
keit der Anſicht Walter⸗Joachims, daß dieſe Tätigkeiten nicht 
zur Inſtanz gehören, folgt übrigens klar aus dem Wortlaut des 
§ 35 GebO., wenn es dort heißt: „dem Rechtsanwalte der Inſtanz, 
in welcher dieſelben (Zeugnis der Rechtskraft uſw.) zu erteilen 
find . . .“. Es iſt alſo klar ausgeſprochen, daß die Erteilung des 
Zeugniſſes der Rechtskraft zur Inſtanz gehört. 

Nach den gegebenen Erörterungen kann auch der Anſicht des 
Oberlandesgerichts Dresden (Beſchluß vom 20. März 1905, JW. 
1905 S. 511) nicht beigetreten werden, daß aus der Nichterwähnung 
der Ziffer 13— 16 des § 47 GKG. in der Ziffer 6 des § 29 Gebd. 
zu folgern ſei, die dort bezeichneten Akte ſeien deshalb nicht erwähnt, 
weil fie auf die Zwangsvollſtreckung Bezug hätten und daher nicht 
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zur Inſtanz gehörten. Wenn dies der Standpunkt der Gebühren⸗ 
ordnung wäre, ſo wäre es auch nicht recht verſtändlich, weshalb die 
Höhe der Gebühr für die in § 47 Ziffer 16 GKG. genannten Tätig⸗ 
keiten in § 24 GebO. beſonders auf 7¼0 bemeſſen worden iſt, 
während doch im § 23 a. a. O. die Gebühren für die die Zwangs⸗ 
vollſtreckung betreffenden Tätigkeiten ohne Einſchränkung auf 3/,0 der 
Grundgebühren beſtimmt worden ſind. 

Auch daraus, daß für den dem Antrag aus § 715 ZPO. nahe⸗ 
ſtehenden Antrag aus § 109 ZPO. nach § 30 Ziffer 3 GebO. eine 
beſonders zu erhebende Gebühr feſtgeſetzt worden iſt, läßt ſich für die 
Entſcheidung, ob auch die Tätigkeit beim Antrag aus § 715 ZPO. 
beſonders zu entgelten ſei, mit Sicherheit nichts entnehmen. Denn 
die Tätigkeiten des Anwalts ſind bei dieſen Anträgen doch ſehr ver⸗ 
ſchieden, und es bleibt das Bedenken, daß der Antrag aus § 715 
ZPO. neben dem Antrag aus § 109 ZPO. in der Gebührenordnung 
nicht beſonders erwähnt iſt (ogl. hierzu Beſchlüſſe des Oberlandes⸗ 
gerichts Jena vom 10. Oktober 1900 und 30. April 1903 in der 
Rechtſprechung der Oberlandesgerichte 2, 269; 7, 228; des Ober⸗ 
landesgericht Poſen ebenda 7, 227). 

Es ergibt ſich aus alledem, daß die ſtreitige Frage allein nach 
dem Grundſatz des § 29 GebO. zu entſcheiden iſt. Geht man bei 
der Abgrenzung des die Inſtanz umfaſſenden Rahmens von zivil⸗ 
prozeſſualen Grundſätzen aus, ſo iſt die Inſtanz beendet mit der Zu⸗ 
ſtellung des Urteils (RGEntſch. 44, 360). Auf dieſem Standpunkt 
ſteht der Beſchluß des Oberlandesgerichts Celle vom 21. November 
1902, (JW. 1903 S. 119). Der Senat muß aber bei der in der 
zitierten Entſcheidung des Oberlandesgerichts Jena vom 30. April 
1903 vertretenen Auffaſſung beharren, daß die zivilprozeſſualen Grund⸗ 
ſätze für die Auslegung des § 29 GebO. nicht maßgebend find, daß 
vielmehr zur Inſtanz im Sinne des § 29 GebD. alle Tätigkeiten gehören, 
die zur Durchführung des erhobenen Anſpruchs nötig find (vgl. auch 
Beſchluß des Kammergerichts vom 4. November 1901 OL GRſpr. 4, 
270). Es würden bei folgerichtiger Durchführung dieſes Standpunktes 
auch die Tätigkeiten im Vollſtreckungs verfahren zur Inſtanz gehören, 
doch ſchlagen inſoweit die beſonderen Beſtimmungen in § 31 GebO. ein. 
Daß § 29 GebO. die Inſtanz nicht mit der Zuſtellung des Urteils als 
beendigt anſieht, folgt ohne weiteres aus der Tatſache, daß in der im 
Abſ. 2 des § 29 GebO. gebrachten Aufzählung auch ſolche Tätigkeiten 
enthalten ſind, die nach der Zuſtellung des Urteils liegen oder doch liegen 
können (§ 29 Abſ. 2 Ziffer 1, 6 in Verbindung mit § 47 Ziffer 2, 
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12 GKG. — Verpflichtung zur Nachzahlung von Koſten, Zulaſſung 
eines Aktes der Zwangsvollſtreckung zur Nachtzeit — Ziffer 7 und 8) 
und daß im § 30 Ziffer 3 GebO. der Antrag auf Feſtſetzung der 
Prozeßkoſten für beſonders gebührenpflichtig erklärt wird, was anderen⸗ 
falls überflüſſig geweſen wäre. 

Aus dem vom Senat vertretenen Standpunkt ergibt ſich, daß 
die Tätigkeit bei dem Antrag nach § 715 ZPO. als zur Inſtanz ge 
hörend betrachtet werden muß, und daß ſie, da ſie noch nicht zur 
Zwangsvollſtreckung gehört, daher die Beſtimmung in § 31 Gebo. 
auf fie keine Anwendung findet, und da ferner eine beſondere Be⸗ 
ſtimmung, daß ſie nebenher zu vergüten iſt, nicht beſteht, als durch 
die Prozeßgebühr abgegolten angeſehen werden muß. 

Beſchluß des 1. Zivilſenats vom 4. März 1908, W 30/08 (nach 
Eiſenach). 


13. Berechnung der Verhandlungs⸗ und Beweis gebühr 
bei Verbindung mehrerer Prozeſſe. 

Bei dem Landgericht in Rudolſtadt waren gleichzeitig zwei Klage⸗ 
ſachen derſelben Parteien anhängig, eine Klage der Ehefrau R. gegen 
ihren Ehemann wegen Gewährung einer Unterhaltsrente (O. 271/08), 
die andere von dem Ehemann R. gegen ſeine Frau angeſtrengt und 
auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft gerichtet (R. 37/08). 
Durch Beſchluß vom 12. Oktober 1908 verband das Landgericht 
die beiden Sachen zum Zwecke gleichzeitiger Verhandlung und Ent- 
ſcheidung, und unter dem 19. Oktober 1908/8. Februar 1909 erließ 
es in den verbundenen Sachen je einen gemeinſamen Beweisbeſchluß, 
der in der Folge durch beauftragten Richter erledigt wurde. In der 
nach Abſchluß der Beweisaufnahme angeſetzten Schlußverhandlung 
vom 29. März 1909 hob es jedoch die Verbindung durch verkündeten 
Beſchluß wieder auf, da fie ihm im Hinblick auf § 615 Abſ. 2 BBO. 
unzuläſſig erſchien. Hierauf wurden die beiden Sachen getrennt ver⸗ 
handelt und in jeder von ihnen die Ergebniſſe der Beweisaufnahme 
vorgetragen. 

Unter Zugrundelegung eines Streitwerts von 2100 M. in 
Sachen O. 271/08 und von 2000 M. in Sachen R. 37/08 berechnete 
der Gerichtsſchreiber des Landgerichts in beiden Sachen eine Bee 
weisgebühr von je 44 M. Hiergegen ſtellte die Klägerin unter 
dem 10. Juni 1909 vor, daß die Beweisgebühr nur einmal, und 
zwar nach dem zuſammengerechneten Streitwert beider Prozeſſe, in 
Anſatz kommen dürfe. Ihre Erinnerung wurde jedoch durch Be⸗ 


— 255 — 


ſchluß des Landgerichts vom 6. Juli 1909 zurückgewieſen. Nunmehr 
beantragte fie unter dem 16. Juli 1909 gemäß § 6 GKG. die Be⸗ 
weis⸗ und Verhandlungsgebühr im Betrage von 88 M. in der 
einen Klageſache (O. 271/08) niederzuſchlagen. Zur Begründung 
führte ſie an, die erwähnten Gebühren wären erſpart worden, wenn 
ihrem zuläffigen und ſachlich gerechtfertigten Antrag auf Ausſetzung 
der Klageſache O. 271/08 ſtattgegeben worden wäre; ſtatt deſſen habe 
das Landgericht unzuläſſigerweiſe die Verbindung beider Sachen an⸗ 
geordnet. 

Das Landgericht in Rudolſtadt wies den Antrag durch Beſchluß 
vom 28. Juli 1909 zurück, da die Klägerin die Ausſetzung nicht 
formell beantragt, ſondern nur angeregt habe, und auch dies erſt nach 
Verbindung der Sachen. | 

Hiergegen richtet ſich die vorliegende Beſchwerde der Klägerin 
vom 16. Auguſt 1909. 

Sie iſt zuläſſig und in richtiger Form eingelegt ($ 4 Abſ. 2 
und 3 GKG.). § 4 GKG. bezieht fic auf alle Fälle, in denen durch 
Erinnerung oder im Beſchwerdewege geltend gemacht wird, daß Koſten 
unter Verletzung von Normen des Gerichtskoſtengeſetzes angeſetzt ſeien. 
Solche Normen enthält auch § 6 GKG., durch den den Gerichten 
für beſtimmte Fälle die Niederſchlagung der Gerichtsgebühren gee 
ſtattet wird. Es ſteht daher der Partei, die ſich ohne Erfolg auf 
§ 6 berufen hat, gegen den abweiſenden Gerichtsbeſchluß die Be- 
ſchwerde gemäß $ 4 GKG. zu (NG3. 28, 421 f.) 

Die Beſchwerde iſt auch ſachlich, wenigſten zum Teil, begründet. 
Werden mehrere Prozeſſe nach § 147 BRO. durch Gerichtsbeſchluß 
zum Zwecke gleichzeitiger Verhandlung und Entſcheidung verbunden, 
ſo gelten ſie auf die Dauer der Verbindung hinſichtlich der Berechnung 
der Gerichts- und Anwaltskoſten (und der Reviſionsſumme) als ein 
Prozeß. und es hat daher eine Zuſammenrechnung der Streitwerte 
der einzelnen Prozeſſe nach § 5 BPO. und § 11 GKG. ſtattzufinden 
(RGZ. 44, 419 ff; 30, 335). Demgemäß kann hier die Beweis⸗ 
gebühr nicht mehrfach nach den Objekten der Einzelprozeſſe, ſondern 
nur einmal nach dem addierten Geſamtſtreitwert des vereinheitlichten 
Prozeſſes berechnet werden. Denn die Anordnung der Beweisauf⸗ 
nahme iſt nach der Verbindung der Prozeſſe erfolgt, ſie iſt aber der 
gebührenpflichtige Akt, an deſſen Vornahme ſich die Entſtehung des 
Gebührenanſpruchs der Staotdfafje knüpft (§§ 18 Ziff. 2; 94 Ziff. 1 
GKG.; RGZ. 44, 420; Pfafferoth, Gerichtskoſtenweſen, Einl. 
S. 26 und zu § 18 Ziff. 2 GKG. S. 139/140). Daran kann 
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auch der Umſtand nichts ändern, daß nach Erledigung der Beweid⸗ 
beſchlüſſe die Verbindung der Sachen wieder aufgehoben worden iſt 
($ 150 ZPO) Denn der Trennungsbeſchluß hatte naturgemäß 
nur Wirkung für die Zukunft, er wirkte nicht rückwärts (ex tune) 
in dem Sinne, daß das vorangegangene gemeinſchaftliche Verfahren 
ungeſchehen gemacht worden wäre. Freilich war die Verbindung des 
Unterhaltsprozeſſes mit dem Eheprozeſſe nach § 615 Abſ. 2 FPO. 
von vornherein unzuläſſig. Dies bewirkte jedoch nicht, daß die Ver⸗ 
bindung von Anfang an nichtig war, und die Prozeßeinheit fih 
ſofort wieder von ſelbſt in getrennte Verfahren auflöſte. 

Ebenſowenig kommt darauf etwas an, daß nach der Trennung 
der Prozeſſe in beiden Sachen von den Parteien das Ergebnis der 
Beweisaufnahme vorgetragen worden iſt (vgl. § 285 Abſ. 2 3) O). 
Denn neben der bereits angefallenen Beweisgebühr vom Geſamt⸗ 
ſtreitwert kann nicht noch einmal eine Beweisgebühr von den Einzel 
werten erhoben worden (§ 28 GRG.; Pfafferoth, GKG., Einl. 
S. 26). Dies um fo weniger, als dem Vortrag des Beweisergebniſſes 
in der mündlichen Verhandlung über die Sache O. 271/08 überhaupt 
keine ſelbſtändige Bedeutung für die Gebührenberechnung zukommt. 
Denn er ſchließt höchſtenfalls eine Verwertung der Beweisergebniſſe 
des anderen Prozeſſes im Wege des Urkundenbeweiſes in ſich (§ 420 
ZPO.). Für eine ſolche ohne Anordnung des Gerichts ſtattfindende 
Beweisaufnahme aber kommt die Beweisgebühr des § 18 Ziff. 2 
GKG. nicht zum Anſatz (Pfafferoth a. a. O., Anm. zu § 18 
Nr. 2 S. 139 f.) Danach iſt die Beſchwerde inſoweit begründet, 
als eine doppelte Beweisgebühr von 44 M., anſtatt einer einmaligen 
von 62 M. angeſetzt worden iſt. 

Unbegründet iſt ſie dagegen, ſoweit ſie die Streichung der Ver⸗ 
handlungsgebühr von 44 M. erftrebt, denn über die Verbindung 
mehrerer Prozeſſe kann erſt Beſchluß gefaßt werden, nachdem durch 
mündliche Verhandlung das Sach- und Streitverhältnis feſtgeſtellt 
worden iſt (RGZ. 24, 367 fg.) Demzufolge find die kontradiktoriſchen 
mündlichen Verhandlungen, die nach § 18 Ziff. 1 GKG. zu be⸗ 
ſteuern find, der Verbindung der Prozeffe vorangegangen. Für fie 
find alſo die Gebühren entſprechend dem Grundfag, daß der Gebühren 
anſpruch der Staatskaſſe ſchon mit der Vornahme des gebühren⸗ 
pflichtigen Aktes entſteht, getrennt nach den Einzelwerten der beiden 
Prozeſſe zu erheben (Pfafferoth a. a. O. S. 26). Auch zu einet 
Niederſchlagung der Verhandlungsgebühr, wie fie die Klägerin et 
ſtrebt, liegt kein Anlaß vor. Denn die Ausſetzung der Klageſache 
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O. 271/08 konnte nur auf Grund mündlicher Verhandlung erfolgen, 
nur durch den Vortrag des Streitſtoffs in beiden Sachen wurde das 
Gericht inſtand geſetzt, die Abhängigkeit der Prozeſſe voneinander zu 
prüfen und über die Angemeſſenheit der Ausſetzung zu befinden (vgl. 
RG3Z. 40, 373 ff.). Die Verhandlungsgebühr des § 18 Ziff. 1 
GKG. erwuchs alſo unter allen Umſtänden. Abgeſehen davon hat 
die Klägerin, wie das Landgericht zutreffend ausführt, einen formellen 
Ausſetzungsantrag ausweislich der Akten nicht geſtellt. 

Aus dieſen Erwägungen ergibt ſich die getroffene Entſcheidung. 
Daß die Klägerin mit ihrer jetzigen Beſchwerde nicht Berichtigung der 
Koſtenrechnung aus Rechtsgründen erſtrebt, ſondern Niederſchlagung 
der Koſten aus dem Billigkeitsgrunde des § 6 GKG. iſt gleichgültig. 
Denn das mit der Sache befaßte Beſchwerdegericht iſt nach § 4 
Abſ. 1 S. 2 GKG. befugt, von Amtswegen die Entſcheidung der 
Vorinſtanz zu ändern. 

Beſchluß des zweiten Zivilſenats vom 21. September 1909, 
2 W 59/09 (nach Rudolſtadt). 


14. Zur Auslegung des cob.⸗goth. Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes vom 13. Dezemb N 1899, Koſtentarifs in 
Grundbuchſachen vom 1. Januar 1900 und Wert⸗ 
abgabengeſetzes vom 1. März 1877. Wann erfolgt 
ein Erwerb „auf Grund eines Vermächtniſſes oder 
einer Erbauseinanderſetzung“? Beſchränkt ſich die 
Begünſtigung des §2 des Wertabgabegeſetzes auf 
log. Gutsüberlaſſungs verträge? 

Der Landesökonomierat W. in J. hinterließ bei ſeinem Tode 
ein Teſtament, das dahin ausgelegt wurde, daß die Witwe als Allein⸗ 
erbin, die Kinder als Vermächtnisnehmer eingeſetzt ſeien. Zum Nach⸗ 
laß gehörte das Rittergut E., das der Erblaſſer erſt nach der Errichtung 
des Teſtaments erworben hatte. Laut einer als „Erbteilungsvertrag“ 
bezeichneten Urkunde einigten ſich die Hinterbliebenen dahin, daß dieſes 
Gut einer Tochter W.s, der Frau Ed. E., an Stelle anderer im 
Teſtamente für ſie beſtimmten Vermögenswerte zufallen ſollte. Dem⸗ 
gemäß ließ die Witwe W. das Gut an ihre Tochter Ed. E. auf. Das 
Grundbuchamt liquidierte Koſten und Wertabgabe nach dem vollen 
Satze und dem vollen Werte des Grundſtücks. Das Landgericht 
ſetzte die Koſten auf die Hälfte herab, weil es ſich um die Eintragung 
eines Abkömmlings des Erblaſſers auf Grund der Erbfolge handle, und 


ordnete den Abzug der auf dem Gute haftenden N bei der 
Blätter für Rechtspflege LVII. N. F. XXVII. 
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Wertfeſtſetzung an, weil die Erwerberin ein Deſzendent der Auflaſſenden 
ſei. Die weitere Beſchwerde der Staatskaſſe wurde zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: 
N Die Zuläſſigkeit der weiteren Beſchwerde ergibt ſich aus §§ 24 und 
48 des coburg⸗gothaiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 13. Dezember 
1899. In Satz 2 des § 48: „Ergänzend finden die Beſtimmungen 
des erſten . ... Abſchnitts dieſes Geſetzes auf die Koſten in Grund⸗ 
buchſachen entſprechende Anwendung“, iſt das Wort „Koſten“ aus⸗ 
dehnend dahin auszulegen, daß es auch die Wertabgabe mitumfaft, 
das gebietet ſchon der Zuſammenhang, in den die Wertabgabe mit 
den eigentlichen Koſten im vorhergehenden Satze gebracht iſt, und 
die Erwägung, daß es andernfalls an Beſtimmungen über den Anſaßz 
der Wertabgabe, die Rechtsmittel dagegen und die Beiziehung fehlen 
würde. 

Erfolg kann indeſſen die weitere Beſchwerde nicht haben, vielmehr 
iſt den von ihr angegriffenen Erwägungen des Landgerichts beizutreten. 

Sie richtet ſich einmal dagegen, daß das Landgericht bezüglich 
des Koſtenanſatzes die Begünſtigung des § 1 A 21) des Koftentanfe 
vom 1. Januar 1900 hat eintreten laſſen. Dabei gibt fie dieſer 
Stelle eine Auslegung, die, allzu eng am Wortlaut haftend, ihren 
erkennbaren geſetzgeberiſchen Zweck unberückſichtigt läßt. Dieſer Zweck 
iſt die Begünſtigung der Fortſetzung des Familieneigentums (vgl. 
Mügel, Preußiſche Koftengefege, Bem. 11 zu dem im weſentlichen 
übereinſtimmenden § 582 des preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes). 

Das von dem verſtorbenen Landesökonomierat W. in J. hinter⸗ 
laſſene Teſtament wird vom Nachlaßrichter wie vom Grundbuchamt 
ebenſo wie vom Landgericht ſo aufgefaßt, daß darin die Frau als 
Alleinerbin eingeſetzt iſt und ſämtliche Kinder mit Vermächtniſſen 
bedacht ſind. Es mag ſein, daß dieſe Auffaſſung juriſtiſch zutreffend 
iſt. Immerhin darf nicht außer acht gelaſſen werden, daß in Wirklich 
keit der Erblaſſer mehr eine Erbſchaftsauseinanderſetzung unter feinen 
geſetzlchen Erben im Auge gehabt hat. Das zeigt klar und 
deutlich der diſpoſitive Inhalt des Teſtaments, der es ausſchließlich 
mit den geſetzlichen Erben zu tun hat und überall lediglich das Streben 
nach einer möglichſt gerechten und zweckmäßigen Vermögens verteilung 
als Motiv erkennen läßt, und ganz beſonders die Einleitung, die dieled 


1) „Die Hälfte der Sätze unter A 1 wird erhoben im Falle der Erbfolge 
für die Eintragung des Eigentums von Abkömmlingen des Erblaſſers, ohne Unter 
ſchied, ob der Erwerb unmittelbar oder auf Grund eines Vermächtniſſes oder einet 
Erbauseinanderſetzung erfolgt..“ 
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Motiv eindringlich hervorhebt. So haben auch die Frau und Kinder 
des Erblaſſers das Verhältnis angeſehen. Das beweiſt die Be⸗ 
zeichnung des unter den ſämtlichen Beteiligten unter dem 21. Juli 
1906 abgeſchloſſenen notariellen Vertrags als „Erbteilungsvertrag“. 
Wenn nun in Ausführung dieſes „Erbteilungsvertrags“ die formell 
als Alleineigentümerin erſcheinende Witwe das Rittergut E. an ihre 
Tochter Ed. aufläßt und auf Grund deſſen das Eigentum, das bis 
dahin dem Erblaſſer zugeſchrieben ſtand, auf die Genannte umgeſchrieben 
wird, jo ſtellt ſich dieſer Eigentumsübergang durchaus als ein ſolcher 
auf Grund einer „Erbfolge“ im Sinne des zitierten S 1 A 2 des 
Koſtentarifes dar. Daß unter „Erbfolge“ hier nicht lediglich die 
Rechtsnachfolge des Erben in juriſtiſch⸗techniſchem Sinne zu verſtehen 
iſt, würde ſchon an und für ſich nicht zu bezweifeln ſein (vgl. die 
zitierte Stelle bei Mügel). Zum Ueberfluß hebt das cob.⸗gothaiſche 
Geſetz, abweichend von ſeinem preußiſchen Vorbild, als einen Fall der 
Erbfolge den hervor, daß der Erwerb auf Grund eines Vermächtniſſes 
erfolgt, alſo nicht auf Grund der Erbenſtellung im techniſchen Sinne. 

Hiernach find die Bedingungen des § 1 A 2 des Koſtentarifs 
inſofern erfüllt, als die Eintragung des Eigentums eines Abkömmlings 
des Erblaſſers und der Fall der Erbfolge vorliegt. 

Die weitere Beſchwerde verwertet aber für ſich den weiteren 
Wortlaut der Geſetzesſtelle, inſofern als hier geſagt iſt, es begründe 
für die Begünſtigung keinen Unterſchied, ob der Erwerb unmittelbar 
oder auf Grund eines Vermächtniſſes oder einer Erbauseinanderſetzung 
erfolge und den tatſächlichen Umſtand, daß Frau Ed. E. das Gut E. 
nicht auf Grund einer Teſtamentsbeſtimmung erhalten hat, die ihr 
dieſes Gut zuſpricht. Dabei iſt zu berückſichtigen, daß zur Zeit der 
Teſtamentserrichtung das Gut dem Erblaſſer noch nicht gehörte, und 
Frau Ed. E. mit Geld bedacht war, an deſſen Stelle ſie kraft der 
Vereinbarung mit den übrigen Beteiligten das ſpäter von ihrem Vater 
erworbene Gut E. erhalten hat. 

Der Gedankengang der weiteren Beſchwerde iſt nun der: Ein 
Fall der Erbfolge, wenn er auch nicht eine Rechtsnachfolge kraft Erb- 
rechts im engeren Sinne vorausſetzt, liegt doch jedenfalls nur dann 
vor, wenn dem Nachfolger der Gegenſtand des Rechts vererbt oder 
vermacht iſt. Das zeigt die Unterſcheidung: „unmittelbar oder auf 
Grund eines Vermächtmiſſes oder einer Erbauseinanderſetzung“. Frau 
E. aber hat das Gut weder geerbt und auf Grund einer Erb— 
auseinanderſetzung zugewieſen erhalten, da ſie überhaupt nicht Erbin 


geworden iſt, noch vermacht erhalten. 
17* 
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Es leuchtet ohne weiteres ein, daß, wenn die Beſchwerdeführerin 
hiermit recht hätte, die Begünſtigung des § 1 A 2 des Koſtentarifs 
den Beteiligten lediglich auf Grund einer einſeitig dialektiſchen und 
formal-juriftifhen Betrachtungsweiſe verloren ginge, die der Eigenart 
des Falles in keiner Weiſe gerecht würde. Man würde mit Recht 
fragen, welches Kauſalverhältnis denn dem Eigentumserwerb eigent⸗ 
lich zugrunde liege, wenn es weder Erbſchaft noch Vermächtnis iſt. 
In der Tat zwingt aber die Wortfaſſung zu der Schlußfolgerung der 
Beſchwerdeführerin nicht. Steht feſt, daß das Wort „Erbfolge“ nicht 
in dem engen Sinne von Rechtsnachfolge kraft Erbrechts zu verſtehen 
iſt, ſo nötigt auch nichts, das Wort „Erbauseinanderſetzung“ in der 
engen Bedeutung von Auseinanderſetzung unter Erben im formellen 
Sinne zu nehmen. Vielmehr fällt darunter auch eine Auseinander⸗ 
ſetzung zwiſchen Erben und Vermächtnisnehmern, wie ſie hier nach 
der dem Wfchen Teſtamente gegebenen Auslegung vorliegt. Und 
außerdem hat bei dieſer Auseinanderſetzung Frau Ed. E. das Gut 
auf Grund Vermächtniſſes erhalten. Denn die als Vermächtnis aus⸗ 
gelegte letztwillige Verfügung W.s iſt der Grund des Empfangs, wenn 
die Empfängerin auch infolge der Vereinbarung mit den übrigen Be⸗ 
teiligten nicht das Vermachte ſelbſt, ſondern an ſeiner Stelle etwas 
anderes bekommen hat. 

Wenn die weitere Beſchwerde bemerkt, der § 1 A 2 begünſtige 
zwar die Eintragung des Eigentums an Grundſtücken, die Abkömm⸗ 
lingen durch Vermächtnis zugewieſen ſind, und an ſolchen, die Erben 
bei der Auseinanderſetzung erhalten, beziehe ſich aber nicht auf Fälle, 
bei denen die Beteiligten im Wege der freien Vereinbarung an die 
Stelle von anderen durch Vermächtnis zugewieſenen Vermögenswerten 
Grundſtücke treten laſſen, fo iſt das eine bloße petitio principii. 
Ein innerer Grund, die Frage ausſchließlich auf formaljuriſtiſche Be⸗ 
griffe abzuſtellen, iſt nicht erſichtlich. Umgekehrt ſind die Beweg⸗ 
gründe des Geſetzgebers bei Gewährung der Vergünſtigung aller 
Wahrſcheinlichkeit nach ausſchließlich wirtſchaftliche und ſoziale ge⸗ 
weſen, die in dem vorliegenden Falle ganz ebenſo zutreffen, wie 
in den Fällen, auf die die Beſchwerdeführerin die Begünſtigung be⸗ 
ſchränken will. | 

Der andere Angriff der weiteren Beſchwerde richtet ſich dagegen, 
daß bei der Feſtſtellung der Wertabgabe die auf dem Rittergute 
haftenden Hypotheken von deſſen Wert in Abzug gebracht werden 
ſollen. Dieſe Begünſtigung ſtützt das Landgericht auf § 2 des Werte 
abgabegeſetzes vom 1. März 1877, wonach für die Feſtſtellung des 
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für die Abgabe maßgebenden Wertes die von dem Erwerber über- 
nommenen Schulden des Abtretenden nicht in Anrechnung kommen, 
wenn der Erwerber ein Deſzendent deſſen iſt, der die Auflaſſungs⸗ 
erklärung erſtattet, vorausgeſetzt nur, daß dem Grundbuchamte die 
das Veräußerungsgeſchäft enthaltende Urkunde vorgelegt wird. Die 
Beſchwerdeführerin will die Begünſtigung dagegen auf Abtretungen 
von Grundſtücken mit Rückſicht auf künftige Erbfolge beſchränkt wiſſen. 
Mit Recht hat aber der Vorderrichter darauf hingewieſen, daß der 
Inhalt des § 2 des Wertabgabegeſetzes dieſe Einſchränkung in keiner 
Weiſe rechtfertigen kann. Die Beſchwerdeführerin vermag ſich auch 
für ſie im weſentlichen uur auf die Bemerkung in der Begründung 
des Entwurfs zum Wertabgabegeſetze (Verhandlungen des coburg⸗ 
gothaiſchen Landtags 1873—1876 S. 191) zu berufen: „Die Be⸗ 
ſtimmungen des § 2 entſprechen lediglich den Vorſchriften der gotha- 
iſchen Stempelgeſetze, und erſcheint es durchaus angemeſſen, zur 
Begünſtigung der Abtretungsverträge zwiſchen Aſzendenten und De⸗ 
ſzendenten auch für die Wertabgabe eine gleiche Minderung eintreten 
zu laſſen“, und auf den Umſtand, daß die betreffende Stelle des. 
gothaiſchen Stempeltarifs vom 1. Juli 1868, die in der Begründung 
gemeint iſt, mit den Worten beginnt: „Abtretungsverträge zwiſchen 
Aſzendenten und Deſzendenten“. 

Nun erſcheint es aber zunächſt keineswegs ausgemacht, daß das 
Wort „Abtretungsverträge zwiſchen Aſzendenten und Deſzendenten“ 
lediglich auf die Fälle der ſogenannten vorweggenommenen Erbfolge 
bezogen werden müſſe. 

Die hierfür in der weiteren Beſchwerde angezogenen Belegſtellen 
ſind nicht geeignet, das zu beweiſen. Die Entſcheidung des Kammer⸗ 
gerichts in der OL GRſpr. 7, 242 behandelt den ſchon zitierten § 58? 
des preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes, der den Ausdruck Abtretungs⸗ 
verträge nicht einmal verwendet. Die Entſcheidung des Oberlandes⸗ 
gerichts Jena in den ThürBl. 53, 122 ff. beſchäftigt ſich allerdings 
mit der Wertabgabe des coburg⸗gothaiſchen Wertabgabegeſetzes und 
insbeſondere auch mit der Anwendung des § 2 dieſes Geſetzes, ſpricht 
aber nirgends, weder direkt noch indirekt, den Satz aus, daß dieſer 
nur auf Fälle der vorweggenommenen Erbfolge anzuwenden ſei, 
oder daß der Ausdruck „Abtretungsverträge“ die techniſche Bezeichnung 
für Rechtsgeſchäfte dieſes Inhalts ſei. Richtig iſt, daß dieſer Aus⸗ 
druck, indeſſen meiſtens in der Zuſammenſetzung „Gutsabtretungs⸗ 
vertrag“ ebenſo wie der Ausdruck „Gutsüberlaſſungsvertrag, Ueber⸗ 
tragungsvertrag, Uebertragsvertrag“ und dergleichen in Literatur und 
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Rechtſprechung häufig in dem bezeichneten Sinne vorkommt, daß er 
aber ihn, und nur ihn ohne weiteres haben müſſe, wo immer er 
auch verwendet iſt, dürfte ſich kaum erweiſen laſſen. So hat, als 
die preußiſche Regierung bei Vorlegung des Stempelſteuergeſetzes vom 
31. Juli 1895 den Ausdruck „Uebertragungsverträge“ mit den ihnen 
zugeſtandenen Begünſtigungen aus älteren Geſetzen herübernahm und 
dabei bemerkte, ſie wolle den „zur Begünſtigung der vorweggenommenen 
Erbfolge geſchaffenen Rechtszuſtand“ beibehalten, die Kommiſſion des 
Abgeordnetenhauſes erklärt, der Begriff der Uebertragungsverträge 
ſtehe nicht hinreichend feſt und bedeute in der Sache nichts anderes 
als auf Uebertragung des Eigentums gerichtete Verträge (vgl. Hummel 
und Specht, Preußiſches Stempelſteuergeſetz S. 826 Bem. 88 zu 
Tarifſtelle 32). Es kam auf ihre Initiative bei dieſer Gelegenheit 
zur Stempelfreiheit aller Verträge ohne Unterſchied, durch welche un⸗ 
bewegliche Sachen und gewiſſe andere Sachen und Rechte von Alzen- 
denten an Deſzendenten übertragen werden. 

Nur das iſt zugegeben, daß die in Rede ſtehenden Beſtimmungen 
der älteren preußiſchen Stempelgeſetze, des zitierten gothaiſchen Stempel 
geſetzes und des coburg⸗gothaiſchen Wertabgabegeſetzes, wie das je 
auch in mehreren der vorher angezogenen Stellen direkt geſagt wird, 
der Begünſtigung der vorweggenommenen Erbfolge dienen ſollten. 
Dieſe Tendenz allein aber kann, wenn ſie nicht im Geſetz ſelbſt einen 
genügenden Ausdruck findet, zu der von der weiteren Beſchwerde ver 
tretenen Beſchränkung nicht führen. Sie beweiſt nicht, daß die Be⸗ 
ſchränkung vom Geſetz gewollt iſt. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß 
die Begünſtigung des Spezialfalles der Abtretungen mit Rückſicht 
auf eine künftige Erbfolge zwar das gefeggeberifche Motiv bildete, daß 
aber eine ſich damit deckende Faſſung des Geſetzes nicht beliebt wurde, 
weil man etwa davon ausging, daß in der Praxis der ins Auge 
gefaßte Spezialfall die nahezu ausnahmsloſe Regel bilden werde, 
und daß es wenigſtens keine Bedenken habe, wenn ausnahmsweise 
auch einmal eine andere Abtretung von Aſzendenten an Defzendenten 
die Begünſtigung genieße. Eine derartige Stellungnahme iſt in der 
Praxis der Geſetzgebung nichts Ungewöhnliches. 

Mag man nun aber auch den Ausdruck „Abtretungsverträge“ 
im gothaiſchen Stempeltarif vom Jahre 1868 in dem bezeichneten 
engeren Sinne auslegen, fo iſt er doch in das Wertabgabegeſetz vom 
Jahre 1877 nicht übergegangen. Dieſes ſpricht ganz allgemein von 
dem Falle, daß der „Erwerber ein Defzendent deffen iſt, der die Auf 
laſſungserklärung erſtattet, hat alſo in dieſer allgemeinen Faſſung jede 
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Reminiſzenz an die ſogenannte vorweggenommene Erbfolge abgeſtreift. 
Als eine ſolche Reminiſzenz wird man es auch keinesfalls bezeichnen 
können, wenn im weiteren Verlauf des Paragraphentextes der Ver⸗ 
dußerer wiederholt als „der abtretende“, das veräußerte Objekt als 
das „abgetretene“ Objekt bezeichnet wird. Der erwähnte Hinweis 
in der Begründung des Entwurfs auf die gothaiſchen Stempelgeſetze 
kann unter dieſen Umſtänden für den Standpunkt der Beſchwerde⸗ 
führerin nicht ins Gewicht fallen. Im Gegenteil. Müßte man an⸗ 
nehmen, daß der Geſetzgeber vom Jahre 1877 das Wort „Abtretungs⸗ 
verträge“ im gothaiſchen Stempelgeſetze vom Jahre 1868 in dem 
vorher erörterten Sinne von Vergabungen mit Rückſicht auf künftige 
Erbfolge verſtanden und gleichzeitig Wert darauf gelegt habe, daß die 
hierin liegende Beſchränkung auch in Zukunft gelte, ſo wäre es gerade 
im Hinblick auf die Bemerkung in der Begründung unverſtänd⸗ 
lich, warum er ſich nicht enger an die Faſſung des Stempelgeſetzes 
gehalten und vielmehr eine Faſſung gewählt hat, die jedenfalls den 
Gedanken an jene beſondere Art von Veräußerungen noch weniger 
aufkommen läßt, als das Wort „Abtretungs verträge“. Dagegen 
entſpricht der Geſamtinhalt des § 2 des Wertabgabegeſetzes wie die 
Begründung dazu durchaus einer Auffaſſung, der es wohl in erſter 
Linie um eine Begünſtigung der vorweggenommenen Erbfolge zu 
tun war, der es aber nicht darauf ankam, jede andere Veräußerung 
von Aſzendenten an Deſzendenten von dieſer Begünſtigung aus⸗ 
zuſchließen. 

| Der Hinweis der weiteren Beſchwerde auf den Zuſammenhang 
mit der Preußiſchen Stempelgeſetzgebung führt lediglich zu dem näm⸗ 
lichen Ergebnis. Denn auch dieſe legte nach dem Zeugnis Mügels 
(a. a. O. Bem. 12 zu § 58 GKG.) nicht Wert darauf, ob der 
Vertrag nach feinem Geſamtinhalte als ein „Uebertragsvertrag“ ane 
zuſehen war, ſondern befreite nur beſtimmte einzelne, bei dieſen Ver⸗ 
trägen regelmäßig vorkommende Leiſtungen des Uebernehmers vom 
Wertſtempel, ganz wie das § 2 des coburg⸗gothaiſchen Wertabgabe- 
geſetzes bezüglich der Wertabgabe tut. 

Endlich kann auch nicht zugegeben werden, daß wenn nach dem 
letzteren die Begünſtigung an die Vorausſetzung der Vorlegung der 
Urkunde geknüpft iſt, hierin ein Fingerzeig dafür gegeben ſei, daß das 
Geſetz ſicherſtellen wolle, daß nur Vergabungen mit Rückſicht auf eine 
künftige Erbfolge der Vergünſtigung teilhaftig werden. Das Verlangen 
der Vorlegung der Vertragsurkunde erklärt ſich ſehr einfach ſo, daß 
aus ihr die vom Erwerber übernommenen Verpflichtungen und Gegen⸗ 
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leiſtungen, die bei der Feſtſtellung des für die Abgabe maßgebenden 
Werts nicht anzurechnen ſind, erſehen werden ſollen. 

Beſchluß des 3. Zivilſenats vom 4. März 1900, 3 Y 2/09 (nach 
Gotha). 


15. Nichtigkeit von Grundſtücksverträgen vor dem Gee 
meindevorſteher in Sachſen⸗-⸗Meiningen, wenn in 
dem Protokoll nicht feſtgeſtellt iſt, daß es vorge⸗ 
leſen und von den Beteiligten genehmigt worden iſt. 
Nach § 313 BGB. bedürfen Verträge, welche den Verkauf von 

Grundſtücken zum Gegenſtand haben, zu ihrer Gültigkeit der gericht— 

lichen oder notariellen Beurkundung. Das EG. zum BGB. hat 

aber in Art. 142 die landesgeſetzlichen Vorſchriften unberührt ge⸗ 
laſſen, die in Anſehung der in dem Gebiete des Bundesſtaats liegenden 

Grundſtücke beſtimmen, daß für die Beurkundung des im § 313 BGB. 

bezeichneten Vertrags außer den Gerichten und Notaren auch andere 

Behörden und Beamte zuſtändig ſind. Von dieſer Beſtimmung hat 

Meiningen in Art. 14 § 2 feines AG. zum BGB. vom 9. März 

1899 Gebrauch gemacht, und unter anderen die Vorſteher derjenigen 

Gemeinden, in denen die zu veräußernden Grundſtücke liegen, zur 

Beurkundung von Kaufverträgen über Grundſtücke für zuſtändig erklärt. 
Das BGB. regelt nur hinſichtlich des Teſtaments und des Erb⸗ 

vertrags, was zur öffentlichen Beurkundung von Rechtsgeſchäften 

gehört (§ 2233—2245, 2276). Was zu einer Beurkundung von 
anderen Rechtsgeſchäften durch Gerichte oder Notare erforderlich iſt, 
beſtimmt das FGG. in den §§ 168—179. Die Beurkundung gee 
ſchieht in der Form eines Protokolles (§ 175). Das Protokoll muß 
vorgelefen und von den Beteiligten genehmigt werden. Im Protokoll. 

muß feſtgeſtellt werden, daß dies geſchehen iſt (§ 177 Abſ. 1 Satz 1 

und 2). 

Die Vorleſung und die Genehmigung des Protokolles bildet 
hiernach einen weſentlichen Teil der gerichtlichen und notariellen Be⸗ 
urkundung. Es ſoll dadurch außer jeden Zweifel geſtellt werden, 
daß die Beteiligten das, was die Urkundsperſon niedergeſchrieben hat, 
gewollt haben. Die Vorleſung und Genehmigung darf ſich nicht 
auf den Teil des Protokolls beſchränken, der die rechtsgeſchäftlichen 
Erklärungen der Beteiligten enthält, er muß ſich auf den ganzen 
Inhalt des Protokolls erſtrecken, alſo auch auf die Angabe des Ortes 
und Tages der Verhandlung und die Bezeichnung der Beteiligten und 
der bei der Verhandlung mitwirkenden Perſonen ($ 176 FGG.) 
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Dem Wefen der Beurkundung entſpricht es, daß die Tatſache, daß 
dies geſchehen ſei, aus der Urkunde ſelbſt hervorgeht und andere Be⸗ 
weisniittel den Mangel der Beurkundung nicht erſetzen können. § 177 
Abſ. 1 Satz 2 JGG. verlangt daher, daß dieſe Tatſache im Protokoll 
feftgeftellt werden muß. Geſchieht dies nicht, fo iſt die vorge— 
ſchriebene Form nicht erfüllt und deshalb das Rechtsgeſchäft nach 
8 125 BGB. nichtig (RGeEntſch. 50, 215). Es iſt in der Natur 
der Formvorſchriften begründet, daß die Verſagung der Aner— 
kennung von Rechtsgeſchäften, die gegen die vorgeſchriebene Form 
verſtoßen, ſelbſt dann eintritt, wenn an der Ernſtlichkeit und Wohl⸗ 
überlegtheit der Willenserklärung nicht gezweifelt werden kann. Es 
iſt dies eine vom Geſetz ſelbſt gewollte Härte, die es als das kleinere 
Uebel dem Uebelſtande vorzieht, daß der durch die Form beabſichtigte 
Schutz des Publikums infolge Durchbrechnng der Formvorſchriften 
beeinträchtigt wird. Es iſt etwas anderes, wenn offenbare Unrichtig⸗ 
keiten der Niederſchrift für unſchädlich erklärt werden, als wenn aus 
Gründen der Billigkeit die Vernachläſſigung von Formvorſchriften, die 
das Geſetz ſelbſt als weſentlich erklärt, geduldet wird. Das Geſetz, 
das Formſchranken errichtet, will ſie nicht aus Billigkeitsrückſichten 
beſeitigt ſehen. 

Nun hat zwar das FGG. dieſe Beſtimmungen nur für gericht⸗ 
liche und notarielle Urkunden über Rechtsgeſchäfte getroffen, nicht aber 
für Urkunden, die von anderen nach landesgeſetzlichen Vorſchriften für 
zuſtändig erklärten Behörden und Beamten aufgenommen werden. 
Daß ſie auch für letztere gelten ſollten, iſt nirgends zum Ausdruck 
gebracht und um fo weniger anzunehmen, als das BGB. für Teſtamente 
die von einem Gemeindevorſteher aufgenommen werden, eine aus— 
drückliche Beſtimmung, daß auch dieſe den für gerichtliche Teſtamente 
in den SS 2234 —2246 gegebenen Formvorſchriften unterliegen, für 
notwendig gehalten hat. Es wird deshalb ſowohl in der Denkſchrift 
zum FGG. (Hahn, Materialien S. 82) als auch in der Literatur 
allgemein (Planck, EG. z. BGB. Anm. 2 zu Art. 142, Wellſtein, 
FGG. Anm. 2 zu 2168, Fuchs, FGG. Vorbem. 3 zu Abſchnitt 10, 
Birkenbihl, FGG. Anm. la zu § 168) mit Recht die Anſicht 
vertreten, daß die Beſtimmung der Form derartiger Beurkundungen 
den Landesgeſetzgebungen überlaſſen iſt. Dem entſpricht das Vor⸗ 
gehen der Bundesſtaaten (vgl. PrJMVO. vom 28. Dezember 1899 
§ 92, Art. 51 WeimAG. zum FGG. vom 12. April 1899, Art. 10 
Abſ. 2 GothaAG. zum BGB. vom 20. November 1899). 

Indeſſen gelten die Beſtimmungen der § 168—197 FGG. in 
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Sachſen⸗Meinigen für Beurkundungen von Grundſtücksverträgen durch 
Gemeindevorſteher kraft Landesgeſetzes. Ausdrücklich iſt das zwar 
nirgends ausgeſprochen. Art. 14 § 2 AG. zum BGB. bezeichnet 
nur die neben den Gerichten und Notaren zur Beurkundung von 
Veräußerungsverträgen über Grundſtücke und Auflaſſungen zuſtändigen 
Organe. Das meiningiſche FGG. vom 5. Auguſt 1899 trifft im 
5. Abſchnitt ausdrücklich nur für gerichtliche und notarielle Urkunden 
Beſtimmungen, die das deutſche FGG. ergänzen. Trotzdem läßt ſich 
aus Geiſt und Sinn des meiningiſchen FGG. eine ſolche Vorſchrift 
entnehmen. Es hat die geſamte freiwillige Gerichtsbarkeit, ſoweit nicht 
das Reichsgeſetz Beſtimmungen getroffen hat, erſchöpfend regeln wollen. 
Dies ergibt die Ueberſchrift, die in Art. 2 enthaltene Aufzählung der 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, der Hinweis darauf, 
wann es Vorſchriften betr. die freiwillige Gerichtsbarkeit unberührt 
laſſen will (Art. 5, 121) und der alle entgegenſtehenden Vorſchriften 
der Landesgeſetze aufhebende Art. 126. Soweit es nicht ausdrücklich 
alte Beſtimmungen aufrecht erhielt, wollte es für das neue Recht freie 
Bahn ſchaffen. Es iſt kein Grund erſichtlich, weshalb die Regelung 
der Form der Beurkundung von Rechtsgeſchäften durch Gemeinde⸗ 
vorſteher etwa ausgenommen ſein ſollte. Wenn Art. 5 erklärt, die Vor⸗ 
ſchriften bleiben unberührt, wonach die Aufnahme von Urkunden auch von 
anderen Behörden oder mit öffentlichem Glauben verſehenen Perſonen als 
den Amtsgerichten und Notaren aufgenommen werden können, ſo ſind 
damit nur die Zuſtändigkeitsvorſchriften, darunter Art. 14. § 2 Mein AG. 
zum BGB. gemeint, es ſollte aber nicht die ganze Materie ausgeſchieden 
werden. Das meiningiſche FGG. zieht ferner auch die Tätigkeit der 
Gemeindevorſtände in den Kreis ſeiner Vorſchriften (8. Abſchnitt). 
Es kommt ferner in Betracht, daß ſich die Tendenz des Geſetzes 
offenſichtlich eher auf Verſchärfung als auf Abſchwächung der Form⸗ 
vorſchriften richtet. Es werden in Art. 41—43 Vorſchriften gegeben, 
die zwar nur inſtruktionell, aber doch dazu beſtimmt ſind, die Zweifels⸗ 
freiheit der Beurkundung noch mehr zu ſichern, als es nach dem 
Reichsgeſetz der Fall iſt. In Art. 55 ff. werden die gerichtlichen und 
notariellen Urkunden über andere Gegenſtände als Rechtsgeſchäfte 
behandelt. Hier ſtellt Art. 57 Abſ. 2 es dem Ermeſſen des Richters 
oder Notars anheim, inwieweit das Protokoll den Beteiligten behufs 
Genehmigung vorzuleſen oder zur Durchſicht vorzulegen und von ihnen 
zu unterſchreiben iſt. Alſo nur bei Urkunden, die keine rechtserheblichen 
Willenserklärungen der Parteien enthalten, läßt das Geſetz die Vor⸗ 
leſung und Genehmigung des Protokolles nicht weſentlich ſein. 
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Es iſt weiter nicht einzufehen, weshalb die Beurkundung durch 
Gemeindevorſteher geringeren Formerforderniſſen unterliegen ſollte, 
als diejenige der Gerichte und Notare. Durch die Uebertragung der 
Befugnis erklärt das Geſetz, daß es die Gemeindevorſteher zur Aus⸗ 
übung der oft ſchwierigen Tätigkeit für ebenſo fähig erachtet wie jene. 
Ihnen kann dann aber auch die Einhaltung beſtimmter Formen ebenſo 
zugemutet werden wie jenen. Es bedarf nur der erforderlichen Unter⸗ 
weiſung, um ſie mit der äußeren Form genügend vertraut zu machen. 
In Art. 14 des Meiningiſchen AG. zum BGB. wird zugleich mit ihnen 
dem Bergamt, den Auseinanderfegungd- und Enteignungsbehörden 
und den Gerichtsſchreibern die Beurkundung von Grundſtücksverträgen 
übertragen. Es iſt kein Grund vorhanden, etwa eine Beurkundung 
durch den Gerichtsſchreiber, das Bergamt uſw. an geringere Formen 
zu knüpfen als diejenige durch den Richter. Das Geſetz hat vielmehr 
für alle Beurkundungen von Grundſtücksverträgen die gleiche Form 
aufſtellen wollen. 

Endlich würde, wenn aus dem Geſetz keine Beſtimmung ent- 
wickelt werden könnte, auf den früheren Rechtszuſtand zurückgegriffen 
werden müſſen. Es iſt nun nicht zweifelhaft, daß früher hinſichtlich 
der Form kein Unterſchied gemacht wurde zwiſchen Urkunden, die das 
Gericht oder die Notare, und denen, die die Gemeindevorſteher auf— 
nahmen. War doch deren Tätigkeit nichts anderes als ein Ausfluß 
ihrer verkümmerten Dorfgerichtsbarkeit. Es müßte alſo nach dem 
Jahre 1900 für rechtsgeſchäftliche Urkunden der Gemeindevorſteher 
das frühere Recht betreffend gerichtliche und notarielle Urkunden, für 
gerichtliche und notarielle rechtsgeſchäftliche Urkunden aber das Recht 
des FGG. gelten. Dabei käme in Betracht, daß im gemeinen Recht 
gerade hinſichtlich des Erforderniſſes der Vorleſung und deren Beur⸗ 
kundung eine Unſicherheit herrſchte. Während das Oberappellations⸗ 
gericht in Jena in der Entſcheidung vom 8. November 1821 (Seuff. 
Arch. Bd. 6 Nr. 266) das Vorleſen des Protokolls als weſentlichen Be⸗ 
ſtandteil des Protokolls erklärte, vertrat das Oberappellationsgericht 
in Caſſel den Standpunkt, die Vorleſung und Genehmigung könne, 
wenn ſie nicht im Protokoll ſtehe, anderweitig bewieſen werden, und 
das Oberappellationsgericht in Darmſtadt erklärte ſogar, wenigſtens 
bei gerichtlichen Protokollen, die Vorleſung ſelbſt für nicht weſentlich. 
(Seuff. Arch. Bd. 3 Nr. 380, Bd. 8 Nr. 308). Es iſt deshalb wahr⸗ 
ſcheinlicher, daß der meiningiſche Geſetzgeber davon ausging, auch 
für Urkunden der Gemeindevorſteher ſollten die neuen Beſtimmungen 
gelten. 
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Hiernach ift, wenn auch nicht ausdrücklich ausgeſprochen, fo doch 
aus dem Geſamtinhalt und Zuſammenhang des meiningiſchen FGG. 
zu entnehmen, daß die rechtsgeſchäftlichen Urkunden der Gemeinde⸗ 
vorſteher denſelben Formvorſchriften unterliegen ſollen wie gerichtliche 
und notarielle Urkunden. 

Urteil des 2. Zivilſenats vom 11. Mai 1909 U 38/09 (nach 
Rudolſtadt). 


16. Rechtliche Natur einer auf den Inhaber geſtellten 
Lebensverſicherung. Uebertragung des Bezugs⸗ 
rechts daraus. 

Die Lebensverſicherung des Erblaſſers war in der urſprünglichen 
Form: zugunſten der geſetzlichen Erben und auch in der zweiten Faſſung: 
zugunſten der Eheleute G. ein Vertrag zugunſten Dritter. Die letzte, 
im Jahr 1903 erfolgte Geftaltung, daß der Inhaber der Police em⸗ 
pfangsberechtigt ſein ſollte, hat dem Vertrag zunächſt dieſen Charakter 
genommen. Die Inhaberklauſel beſagt an ſich nichts weiter, als daß 
die Geſellſchaft befugt ſein ſoll, dem Inhaber die Verſicherungsſumme 
nach Eintritt des Verſicherungsfalls auszuzahlen, nicht aber daß der 
Inhaber als ſolcher, falls er nicht auf andere Weiſe ſein Bezugsrecht 
dartut, berechtigt fein ſoll, die Leiſtung zu verlangen (§ 808 BGB., 
RG. 1, 187; 66, 163; Gruchots Beitr. 27, 968; OLG. 8, 86/87). 
Die Police iſt alſo dadurch zu einem Legitimationspapier geworden. Das 
Bezugsrecht ſtand aber beim Erblaſſer, ſolange er nicht ſeine Vertrags⸗ 
rechte einem Dritten abtrat oder wieder einen beſtimmten Dritten als 
den, an den die Leiſtung erfolgen ſollte, der Geſellſchaft gegenüber 
bezeichnete. Iſt dies nicht geſchehen, ſo iſt alſo die Verſicherungs⸗ 
ſumme in den Nachlaß gefallen, mag ſich die Police oder der Pfand⸗ 
ſchein zur Zeit des Todes des Erblaſſers in ſeinem Beſitz befunden 
haben oder nicht. | 

Nach der Darftellung der Beklagten hat ihr der Erblaſſer, ihr 
Ehemann, im Jahre 1905 den Pfandſchein, der die verpfändete 
Police vertrat, mit der Erklärung übergeben, daß er ihr Eigentum 
ſein und ſie berechtigt ſein ſolle, die Verſicherungsſumme zu erheben. 
Eine letztwillige Anordnung in Geſtalt eines Vermächtniſſes oder einer 
letztwilligen Beſtimmung des bezugsberechtigten Dritten im Sinne des 
§ 332 BGB., die der teſtamentariſchen Form bedurft hätten, if 
darin nicht zu finden. Daß ihm eine letztwillige Verfügung fern lag, 
daß er unter Lebenden über das Bezugsrecht verfügen wollte, läßt 
ſich daraus erkennen, daß er die Beklagte ſofort zur Inhaberin der 
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Urkunde machte und es in Geſprächen ausdrücklich von fich wies, 
zugunſten der Beklagten ein Teſtament zu machen, da ſein Vermögen 
nur in der Police beſtehe und er ſie der Beklagten bereits übereignet 
habe. f 
Die Verfügung unter Lebenden läßt ſich rechtlich als Abtretung 
auffaſſen und war als ſolche zweifellos gültig. Es ſtand ihm frei, 
ſeine Rechte aus dem Verſicherungsvertrage abzutreten. Einer Form 
bedurfte die Abtretung nicht, denn in ihr lag nicht ein Schenkungs⸗ 
verſprechen (§ 518 BGB.), ſondern der Vollzug der Schenkung ſelbſt. 
Der Grund der Schenkung war, die Beklagte nach ſeinem Tode vor 
Not zu bewahren. Dieſer Grund wäre weggefallen, wenn die Bee 
klagte vor ihm verſtorben wäre. Für dieſen Fall ſollte alſo ſelbſt⸗ 
verſtändlich die Abtretung nicht gelten, ſie war unter der auflöſenden 
Bedingung geſchehen, daß er ſeine Frau überlebte. Die Uebergabe 
der Urkunde brachte die Abtretung zum Ausdruck, war aber nicht 
Dazu erforderlich, da die Abtretung den Uebergang des Eigentums 
an der Urkunde auch ohne Uebergabe nach ſich zog (§ 952 BGB.), 
und die Frage, an wen die Geſellſchaft mit befreiender Wirkung 
zahlen durfte, mit der Frage, wer der Bezugsberechtigte war, nichts 
zu tun hat (vgl. RG. 66, 163). 

In der Verfügung läßt ſich aber auch eine gültige Beſtimmung 
der Beklagten als der Dritten Bezugsberechtigten gegenüber der Ge— 
ſellſchaft erblicken. Daß der Erblaſſer trotz der Inhaberklauſel einen 
Dritten durch ausdrückliche Erklärung gegenüber der Geſellſchaft be⸗ 
ſtimmen konnte, liegt auf der Hand. Die Inhaberklauſel bedeutete 
aber im Verhältnis zur Geſellſchaft mehr, als daß ſie die Police zum 
Legitimationspapier machte. Sie ſollte dem Verſicherten die Beſtimmung 
des Bezugsberechtigten erleichtern. Es ſollte ihm freiſtehen, als ſolchen 
einen Dritten ohne Erklärung gegenüber der Geſellſchaft nur durch 
Aushändigung der Urkunde zum Zwecke des Berechtigtwerdens zu 
beſtimmen. Eine ſolche Abrede iſt unbedenklich zuläſſig. Der Vor⸗ 
behalt, einen Dritten mit vertragsändernder Wirkung zu beſtimmen, 
kann nicht nur fo vertragsmäßig vorgeſehen werden, daß die Bee 
ſtimmung durch eine dem Schuldner gegenüber abzugebende Erklärung 
erfolgt, es kann ebenſogut verabredet werden, daß die Beſtimmung 
eines Dritten, an den geleiſtet werden ſoll, durch eine andere Hand- 
lung des Verſprechensempfängers geſchieht (vgl. Hellwig, Die Bere 
träge auf Leiſtung an Dritte S. 330 ff.; Seuff A. Bd. 41 Nr. 138). 
Auch in dieſem Falle beruht die Begründung der Pflicht zur Leiſtung 
an einen Dritten auf vertraglicher Vereinbarung. Das vom Reichs⸗ 
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gericht in RG. 66, 163 a. E. geäußerte Bedenken ſteht alſo nicht 
entgegen. 

Mag man nun hiernach die Verfügung als Abtretung an die 
Beklagte oder als die vertragsmäßig zugelaſſene Beſtimmung eines 
Dritten als Bezugsberechtigten anſehen, in beiden Fällen iſt die Be⸗ 
klagte die Bezugsberechtigte geworden und iſt das Recht auf die Ver⸗ 
ſicherungsſumme nicht in den Nachlaß gefallen. 

Urteil des 2. Zivilſenats vom 23. November 1909, 2 U 137/09. 


17. Der § 3 des Art. 18 des coburg⸗gothaiſchen Aus⸗ 
führungsgeſetzes zum BGB. vom 20. November 
1899, wonach der Staat an Stelle ſeiner Beamten 
den Angehörigen anderer Bundesſtaaten nur bei 
Gegenſeitigkeit haftet, iſt wegen Art. 3 der Reichs⸗ 
verfaſſung ungültig. Der Staat haftet an Stelle 
des Beamten nur für die Schäden, die der Beamte 
in Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen Ge⸗ 
walt ſtiftet (Art. 77 EG. zum BGB) Bei Schäden, 
die in Ausübung privatrechtlicher amtlicher Bere 
richtungen geſtiftet werden, können der Staat und 
der Beamte nebeneinander haftbar fein (§ 89, 31, 
831, 839 BGB.) — Verſchulden des Arztes beim 
Fehlen der Einwilligung in eine Operation.“ 

Der Kläger, ein preußiſcher Staatsbürger, war als Kranker 
der Ortskrankenkaſſe in Gotha im dortigen Landkrankenhaus, das 
dem gothaiſchen Staate gehört, wegen eines Fußleidens operiert 
worden. Der Beklagte, der leitende Arzt der chirurgiſchen Abteilung, 
hatte ihm die beiden großen Zehen abgenommen. Der Kläger be⸗ 
hauptete, er ſei durch die Entfernung der Zehen in ſeiner Erwerbsfähig⸗ 
keit beſchränkt worden, und verklagte den Beklagten auf Schadenerſatz. 
Das Landgericht wies die Klage ab, weil der Staat, nicht der Be⸗ 
klagte für den etwa angerichteten Schaden haftbar ſei. Die weitere 
Rechtsverfolgung durch Berufung wurde aus folgenden Gründen für 
ausſichtslos gehalten. 

Für den Schaden, den der Kläger behauptet, müßte der gothaiſche 
Staat an Stelle des Beklagten dann aufkommen, wenn ihn der 
Beklagte in Ausübung einer ihm anvertrauten öffentlichen Ge⸗ 
walt angerichtet hätte (Art. 77 EG. zum BGB., Art. 18 des Cob.⸗ 
Goth AuG. zum BSB. vom 20. November 1899, vgl. auch RGZ 56, 
88). Denn — hier tritt der Senat der Anſicht des Landgerichts 
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bei — die im § 3 Art. 18 CobGoth AG. gemachte Einſchränkung, 
daß der Staat die Haftung gegenüber den Staatsangehörigen anderer 
Bundesſtaaten nur bei Gegenfeitigfert übernehmen will, iſt wegen Art. 3 
der Reichs verfaſſung ungültig. Wenn Art. 3 der Reichsverfaſſung 
beſtimmt, daß die Staatsbürger eines Bundesſtaates in jedem anderen 
Bundesſtaat als Inländer zu behandeln und insbeſondere auch in der 
Rechtsverfolgung und im Rechtsſchutz den Inländern gleichzuſtellen 
find, fo will er nicht nur eine Gleichſtellung in der prozeſſualen Durch- 
führung der Rechte, ſondern die Staatsbürger anderer Bundesſtaaten 
ſollen auch inhaltlich in ihren Rechtsanſprüchen nicht ſchlechter geſtellt 
werden als die eigenen Staatsbürger (Rechts ſchutz)z. Durch die 
Uebernahme der Haftung auf den Staat wird aber für die Ge⸗ 
ſchädigten ein wirkſamerer Rechtsſchutz begründet, als ihn die Haftung 
der Beamten ſelbſt gewährt (vgl. Laband, Das Staatsrecht 
des Deutſchen Reichs! 1, 167—172; Gierke, Verhandl. des 28. 
Juriſtentags 1, 125). 

Der Beklagte hat bei der Operation, durch die der Schaden 
geſtiftet worden ſein ſoll, nun aber gar nicht in Ausübung einer ihm 
anvertrauten öffentlichen Gewalt gehandelt. Wenn das Herzog— 
tum Gotha, wie im vorliegenden Falle, ſein Landkrankenhaus und 
deſſen Beamte der Gothaer Ortskrankenkaſſe gegen Entgelt zur Vere 
fügung ſtellt (vgl. die Miniſterialbekanntmachung vom 27. März 1900), 
ſo handelt es ſich um prwatrechtliche Geſchäfte. Hat aber der Beklagte 
in Ausführung privatrechtlicher Verrichtungen des Staates den an⸗ 
geblichen Schaden durch eine unerlaubte Handlung geſtiftet, ſo haftet er 
nach § 839 BGB. auch perſönlich für den Schaden, mag auch der 
gothaiſche Staat gemäß 88 89, 31 (oder § 831) BEB. ebenfalls 
zum Schadenerſatz verpflichtet ſein. Der Beklagte und der Staat 
können als Geſamtſchuldner für den Schaden haftbar fein (vgl. RGZ. 
28, 242). | 

Die Anſprüche des Klägers gegen den Beklagten ſcheitern aber 
daran, daß den Beklagten kein Verſchulden trifft. Die Entfernung 
der Zehen geſchah zwar widerrechtlich, da die Einwilligung des 
Klägers fehlte, der die Aeußerungen des Beklagten über das „Erare 
tikulieren“ der Zehen nicht verſtanden hatte. Es kann aber dem 
Beklagten nicht als Verſchulden angerechnet werden, daß er ſich nicht 
genau vergewiſſert hat, ob der Kläger auch mit der Entfernung der 
Zehen einverſtanden ſei. Der Kläger war in das Krankenhaus ge⸗ 
kommen, um ſich operieren zu laſſen, er hatte ſich bei einer Beſprechung 
mit dem Aſſiſtenten des Beklagten auch damit einverſtanden erklärt, 
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daß Knochen herausgemeißelt würden. Der Beklagte konnte danach 
annehmen, daß der Kläger überhaupt mit einer ſachgemäßen Operation 
einverſtanden ſei, und eine ſachgemäße Operation — beſtand jeden⸗ 
falls nach der Auffaſſung des Beklagten, aber auch nach dem Gut 
achten des Geh. Obermedizinalrats Dr. Ph. — in der Entfernung det 
großen Zehen. (Vgl. hierzu auch ERGGZ. 68, 431.) 

Außerdem ſind die Anſprüche des Klägers — abgeſehen von 
Schmerzensgeld — auch deswegen unbegründet, weil kein Schaden 
entſtanden iſt. Die Entfernung der Zehen war das Zweckmäßigſte, 
die Erwerbsfähigkeit des Klägers hätte alſo durch eine andere Art der 
Operation auch nicht etwa noch weiter gehoben werden können, ald 
es jetzt der Fall iſt. 

Beſchluß des 3. Zivilſenats vom 26. Mai 1910 3 U 60/10 
(nach Gotha). 


2. Strafrecht und Strafverfahren. 
10. Der begriffliche Unterſchied zwiſchen Gebrauchs⸗ 
und Geſchmacksmuſter. 

Dem Antragſteller iſt eine „aus Blech und Stoff gefertigte 
Tierfigur mit Federſchwanz und Stimme“ als Gebrauchsmuſter ge 
ſchützt. Wie er ſelbſt angibt, iſt in der Erläuterung zum Gebrauchs 
muſter als Gegenſtand der Neuheit ein Schreihahn aus Metall bezeichnet, 
der „Kamm aus Stoff, ſowie Federſchwanzanord nung be 
ſitzt, durch die der Tierfigur ein erneutes Ausſehen und Intereſſe 
als Kinderſpielzeug verliehen wird“. Dieſes Gebrauchsmuſter ſoll der 
Beſchuldigte verletzt haben, indem er einen Schreihahn mit Feder⸗ 
ſchwanz gewerbsmäßig herſtellte und vertrieb. Darin iſt indes kein 
Eingriff in das Recht des Antragſtellers zu erblicken. Dem Be 
ſchuldigten iſt als Gebrauchsmuſter geſchützt eine „Spielpfeife (Schrei— 
hahn) mit einem aus zwei zuſammenhängenden Hälften durch Stanzen 
und Umbiegen geformten Hohlkörper, der mit eingeſtanzten Rinnen⸗ 
hälften die beſonders eingelegte Stimme aufnimmt .. ..“. Dadurd, 
daß er dieſe Tierfigur mit einem Federſchwanz nach Art des von 
dem Antragſteller verwendeten verſah, hat er deſſen Schutzrecht nicht 
verletzt. Als Gebrauchsmuſter können nach § 1 des Geſetzes vom 
1. Juni 1891 Modelle von Gebrauchsgegenſtänden nur inſoweit ger 
ſchützt werden, als ſie dem Gebrauchszweck durch eine neue 
Geſtaltung, Anordnung oder Vorrichtung dienen ſollen. Dadurch 
werden Neuerungen vom Gebrauchsmuſterſchutz ausgeſchloſſen, die 
nur beſtimmt ſind, auf den Schönheitsſinn zu wirken, nicht aber, die 
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Gebrauchsfähigkeit zu ſteigern. Sie liegen auf dem Gebiet der 
äſthetiſchen, nicht techniſchen Wirkung und gehören deshalb in den 
Bereich des Geſchmacks muſterſchutzes. Dagegen läßt ſich auch 
nicht einwenden, daß die äußerlich wohlgefällige Ausgeſtaltung eines 
Modells den Spielzweck erhöhe. Freilich iſt auch der Spielzweck ein 
Gebrauchszweck im Sinne des § 1 a. a. O., und ſind daher auch 
Spielwaren als Gebrauchsmuſter ſchutzfähig. Vorausſetzung iſt aber 
dabei, daß ſich die neue, originelle Idee auf die körperliche Form 
und die Art der Verwendung, nicht bloß auf die dekorative Aus— 
ftattung bezieht, daß fie ein praktiſch brauchbares Spielzeug liefert, 
nicht nur ein gleich brauchbares, mit ſchmückendem Beiwerk verſehenes 
Spielzeug (vgl. dazu Allfeld, Gewerbl. Urheberrecht, Anm. 7 zu §1 
S. 378 f., Seligſohn, Patentgeſetz ꝛc., Anm. 8 zu § 1 S. 382f., 
f, RG. 36, 57). Daran aber fehlt es hier nach dem Inhalt der 
Schutzanmeldung. In ihr wird gerade darauf hingewieſen, daß die 
Zutat (Stoffkamm und Federſchwanz) der Figur ein erneutes (beſſeres) 
Ausſehen verleihe und dadurch geeignet ſei, das Intereſſe, d. h. den 
Schönheitsſinn anzuregen. 

Allerdings kann auch ein zuſammengeſetztes Ganze vermöge der 
Art der Verbindung ſeiner Teile dem Gebrauchszweck dienen, gleich— 
viel ob etwa einzelne Teile für ſich allein nur als Zierat in Betracht 
kommen (Allfeld, a. a. O. S. 378 f.). Allein eine derartige ori⸗ 
ginelle Kombination iſt nicht gegeben. Denn das Neue liegt hier 
ausſchließlich im dekorativen Beiwerk, nicht in einer den techniſchen 
Gebrauchszweck fördernden Verbindung. 

Danach liegt kein des Gebrauchsmuſterſchutzes fähiges Modell 
vor. Es bedarf daher keiner Unterſuchung, ob darin überhaupt ein 
Ihusfähiger neuer Gedanke erblickt werden kann, daß an einem 
Schreihahn aus Blech — wie früher ſchon an Hahnfiguren aus 
anderem Material — ein Federſchwanz durch Einklemmen be— 
feſtigt wurde. Daß der Antragſteller durch die bloße Eintragung 
in die Gebrauchsmuſterrolle kein Schutzrecht erlangt hat, bedarf 
keiner Ausführung. Der Eintragung geht eine materielle Prüfung 
durch das Patentamt nicht voraus. Ein Schutzrecht wird daher nur 
dann begründet, wenn das angemeldete Modell nach § 1 a. a. O. 
ſchutzfähig iſt, eine Frage, über die im Streitfall das Gericht zu ent⸗ 
ſcheiden hat (§ 3 a. a. O.). 

Beſchluß des zweiten Strafſenats vom 18. Januar 1910, 
2 W 3/10. 
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11. Tatbeſtand des §S 370 Ziff. 5 des Strafgeſetzbuchs. 
— Eventualvorſatz — bewußte Fahrläſſigkeit. — 
Die landesrechtlichen Forſt- und Feldrügegeſetze 
gehen den Beſtimmungen des Strafgeſetzbuch8 — 
auch § 370 Ziff. 5 StGB. — gemäß § 2 des CG. 
zum StGB. vor. 

Die Angeklagte war wegen Uebertretung des § 370 Ziffer 5 
StGB. verurteilt worden, ihre Reviſion wurde zurückgewieſen. Der 
Sachverhalt ergibt ſich aus den Gründen: 

Das Landgericht hat feſtgeſtellt, daß die Angeklagte ein geringe 
Menge Wachsbohnen, alſo Nahrungsmittel, auf dem Pacht⸗ 
acker ihres Schwagers O. M., alſo fremde Wachsbohnen, abge- 
pflückt hat, um ſie ſich anzueignen, ſomit die Bohnen objektiv rechts⸗ 
widrig einem anderen weggenommen hat. Die weitere Feſtſtellung, 
die Angeklagte würde die Bohnen alsbald verbraucht haben, wenn ſie 
ihr nicht abgenommen worden wären, genügt, wörtlich genommen, 
freilich dem Tatbeſtandsmerkmal des § 370 Ziffer 5 StGB. 
„zum alsbaldigen Verbrauche“ nicht. Denn es kommt darauf an, 
ob die Angeklagte die Abſicht gehabt hat, die Bohnen alsbald zu 
verbrauchen, und dieſe Abſicht wird in der Feſtſtellung des Land— 
gerichts nicht betont. Die Feſtſtellung iſt aber doch wohl dahin zu 
verſtehen, daß die Angeklagte die Bohnen zu dem Zwecke weg⸗ 
nahm, ſie alsbald zu verbrauchen. 

Nicht ſehr klar ſind die Ausführungen des Landgerichts, daß 
die Angeklagte die Bohnen bewußt rechtswidrig (ſubjektiv rechts⸗ 
widrig) weggenommen hat. Das Landgericht hat feſtgeſtellt: Der 
Acker, auf dem die Angeklagte die Bohnen abpflückte, gehört ihrem 
Manne. Ihr Schwager O. M. benutzt den Acker als Pächter. Sie 
und ihr Mann hielten den Pachtvertrag für gefälſcht, ihr Mann 
hatte aber rechtskräftig den deswegen mit O. M. angeſtrengten Pro⸗ 
zeß verloren. Auch ein Einſchreiten gegen O. M. wegen Urkunden⸗ 
fälſchung war von der Staatsanwaltſchaft abgelehnt worden. Im 
Anſchluß hieran ſagt dann das Landgericht: „Wenn die Angeklagte 
noch nicht überzeugt war — und dies mag ihr geglaubt werden — 
ſo mußte ſie ſich doch ſagen, und hat ſich auch nach dem Eindrucke, 
den ſie gemacht hat, geſagt, daß ſie trotzdem im Mangel jedweden 
Nachweiſes keinen Rechtsanſpruch auf die Bohnen hatte. Sie hat 
alſo bewußt rechtswidrig das Eigentum des O. M. an den Bohnen 
durch deren Wegnahme verletzt.“ Daß man ſein Recht nicht be⸗ 
weiſen kann, nimmt einem nicht die Ueberzeugung von ſeinem Rechte. 
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Es ergibt ſich aber aus den Ausführungen des Landgerichts jeden- 
falls eine ausreichende Feſtſtellung des Eventualvorſatzes. Denn es 
iſt daraus der Gedankengang herauszuleſen: Die Angeklagte hat 
gewußt, daß ſie gegen das im Zivilprozeſſe ergangene Urteil nicht 
mehr ankämpfen konnte, ſie hat daraus geſehen, daß die Berechtigung 
ihres Mannes zur Benutzung des Ackers jedenfalls zweifelhaft war 
und hat mit der Möglichkeit gerechnet, daß der Pachtvertrag doch 
gültig ſein könnte. Sie hat dieſe Möglichkeit, die ihr vor Augen 
ſtand, nicht etwa abgelehnt (bewußte Fahrläſſigkeit), ſondern ange⸗ 
ſichts dieſer Möglichkeit die Bohnen weggenommen. Damit hat ſie 
ſich aber vorgeſtellt, daß ſie in das Recht ihres Schwagers ein— 
greifen könne, daß die Wegnahme der Bohnen rechtswidrig ſein 
könnte, und hat trotz dieſer Vorſtellung die Tat begangen (Eventual⸗ 
vorſatz), ſomit bewußt rechtswidrig gehandelt. 

Die Straftat der Angeklagten iſt zunächſt nach den Beſtimmungen 
des Weimariſchen Feldrügegeſetzes vom 26. März 1879 (Nachtrag 
zum Geſetz vom 27. Dezember 1870/27. Februar 1872) zu beur⸗ 
teilen, da dieſe landesgeſetzlichen Vorſchriften gemäß § 2 Abſ. 2 des 
EG. zum StGB. als Sondervorſchriften den Normen des StGB. 
vorgehen (vgl. RGSt. 28, 260). Das Geſetz vom 26. März 1879 
beſtimmt aber in feinem §1: „Wer landwirtſchaftliche oder Gartener⸗ 
zeugniſſe, welche noch nicht vom Boden oder Stamm getrennt ſind 
. . . entwendet, wird, ſofern die Handlung nicht dem § 370 Nr. 2, 
5 oder 6 StGB. unterfällt, mit Gefängnis bis zu 2 Jahren beſtraft.“ 
Es führt ſo die Geltung des § 370 Ziff. 5 StGB. auch für ſeinen 
Bereich ein. Das Landgericht hat demnach die Tat der Angeklagten 
mit Recht nach § 370 Ziff. 5 StGB. beurteilt. 

Urteil des erſten Strafſenats vom 7. April 1910 1 8 21/1910 
(nach Weimar). 


12. Reinigungspflicht der Straßenanlieger. 

Die Reviſion iſt begründet, die Freiſprechung des Angeklagten 
kann nicht aufrecht erhalten werden. | 

Nach § 2 der Straßenordnung für Eiſenach vom 15. Dezember 
1887 iſt jeder Beſitzer eines Gebäudes, Hofes, Platzes oder Gartens 
verpflichtet, an jedem Mittwoch und Sonnabend nachmittags zwiſchen 
3 und 5 Uhr vor ſeinem an öffentliche Straßen oder Wege 
ſtoßenden Gebäude, Hofe, Platze oder Garten, und zwar bis zur 


Hälfte der Breite der Straße oder des Weges reinkehren zu laſſen. 
18 * 
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Nach Abſatz 2 hat dieſelbe Pflicht der Beſitzer der Gebäude x. an 
öffentlichen Plätzen. | 

Der Angeklagte hat ein Haus an der Alexanderſtraße, bei einem 
Neubau mußte er infolge einer neuen Baufluchtlinie etwa 1½ m 
hinter die Linie der Nachbarhäuſer, die alte Straßenflucht, zurück⸗ 
rücken, die Stadtgemeinde kaufte den Streifen, der dadurch zwiſchen 
dem Neubau und der Alexanderſtraße (in der alten Ausdehnung) 
entftand, er wurde im Kataſter der Alexanderſtraße zugeſchrieben, dem 
Angeklagten aber zur unentgeltlichen Benutzung als Vorgarten über⸗ 
laſſen, bis auch die Nachbarhäuſer in dieſelbe Fluchtlinie zurückgerückt 
würden. Der Angeklagte benutzte aber den Streifen nicht als Bore 
garten, ließ ihn vielmehr als Bürgerſteig pflaſtern, ſo daß kein Unter⸗ 
ſchied von der ſonſtigen Straße hervortrat. 

Trotz Verwarnung der Polizei ließ er am 2. Juni 1909, einem 
Mittwoch, vor ſeinem Hauſe nicht kehren. 

Entgegen dem Landgericht iſt anzunehmen, daß der Streifen zur 
öffentlichen Straße gehört, Teil dieſer iſt, er gehört der Stadt als 
Straßenareal, von ſeinem Recht, ihn privatrechtlich zu benutzen, hat 
der Angeklagte keinen Gebrauch gemacht; der Streifen iſt alſo ohne 
privatrechtliche Beſchränkung für jetzt ſeiner augenſcheinlichen Be⸗ 
ſchaffenheit nach Straßenareal. Der Angeklagte hat auch nicht Mit⸗ 
beſitz an dem Streifen, er hat jeglichen Beſitzwillen aufgegeben. Er 
ſtößt mit ſeinem Hauſe unmittelbar an den Straßenkörper, und war 
deshalb verpflichtet, zu kehren. 

Wäre aber auch der Streifen in ſeiner jetzigen Beſchaffenheit 
nicht Teil der öffentlichen Straße, ſo hat er auf keinen Fall ſelb⸗ 
ſtändige wirtſchaftliche Bedeutung, er ſchließt das Haus nicht von der 
Straße (in der alten Breite) ab; der Angeklagte bleibt trotzdem An⸗ 
lieger. Denn Anlieger der Straße ſoll jeder ſein, der mit ſeinem 
Grundſtück derart an die Straße ſtößt, daß eine direkte Verbindung 
zwiſchen beiden beſteht. Dabei iſt nicht erforderlich, daß die Be⸗ 
ſitzung geometriſch unmittelbar an die öffentliche Straße angrenzt. 
Ein Aneinandergrenzen wird nicht ausgeſchloſſen, wenn ein ſolch 
kleiner, wirtſchaftlich bedeutungsloſer Streifen dazwiſchen liegt, der 
gerade dazu dient, die Verbindung zwiſchen dem Grundſtück und 
Straße herzuſtellen und den Zugang zu vermitteln (Thür Bl. 54, 200). 

Wenn die Straßenordnung im $ 2 dem Beſitzer die Reinig⸗ 
ungspflicht auferlegt, ſo geſchieht das abſichtlich. Sie macht dadurch 
einen Unterſchied zwiſchen Beſitzer und Eigentümer. Dies kommt 
auch in § 19 der Straßenordnung zum Ausdruck, wonach die In⸗ 
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ſtandhaltung der an öffentlichen Straßen 2. belegenen oder von da 
aus ſichtbaren Gebäuden ꝛc. dem Eigentümer der Gebäude auf- 
erlegt wird. Die Unterſcheidung zwiſchen Eigentümer und Beſitzer 
findet ſich übrigens auch in anderen Straßenordnungen. Sie ent⸗ 
ſpricht für die Reinigungspflicht auch der Verkehrsanſchauung. Man 
geht von der richtigen Anſicht aus, daß, wer den unmittelbaren Vor⸗ 
teil von der Straße hat, aus praktiſchen Rückſichten auch die Rei⸗ 
nigungspflicht hat. 

Sobald der Angeklagte, was er beabſichtigt, das Areal ein⸗ 
zäunen und als Vorgarten für ſich benutzen würde, wäre er Be⸗ 
ſitzer des Areals. Als Eigentümer des Hauſes wäre er ſicherlich 
Beſitzer des Vorgartens, da ein ſolcher nur Nebenſache, dem Hauſe 
gegenüber ohne Bedeutung iſt und nach der allgemeinen Anſchauung 
an ihm kein beſonderes Beſitzverhältnis beſteht. 

Die ſubjektive Seite der Uebertretung, Fahrläſſigkeit, iſt gegeben 
dadurch, daß der Angeklagte verwarnt worden iſt und trotzdem nicht 
gekehrt hat. 

Die Strafe beſtimmt ſich nach $ 366 10 StGB. 

Urteil des 1. Strafſenats vom 7. April 1910 8 19/10 (nach 
Eiſenach). 


13. Straßenreinigungspflicht der Anlieger nach alten- 
burgiſchem Recht; Städteordnung und Gemeinde— 
leiſtungsgeſetz, Ortsſtatut, Polizeiverordnung und 
§ 366 Nr. 10 StGB. 

Der Angeklagte hat das Gäßchen in Schmölln, an das ſein 
Grundſtück angrenzt, nicht vom Schnee gereinigt und es nicht „durch 
Entfernung des Schnees offengehalten“. Das Schöffengericht hat 
ihn deshalb zu 3 M. Geldſtrafe, eventuell zu 1 Tag Haft, verurteilt. 
Das Landgericht hat ſeine Beſtrafung zurückgewieſen. 

Die Reviſion des Angeklagten iſt unbegründet. Er ſtützt ſie darauf, 
daß das Ortsſtatut und die Polizeiverordnung von Schmölln, auf die 
das Landgericht ſeine Beſtrafung gründet, hierzu nicht geeignet ſeien. 

Das „Ortsſtatut, betreffend Straßenreinigung“ vom 9. Oktober 
1908 iſt vom Stadtrate und von den Stadtverordneten, wie ſein Eingang 
beſagt, „auf Grund von § 1 des Geſetzes, betreffend die Gemeinde- 
leiſtungen vom 14. Februar 1904“ erlaſſen und iſt „nach Genehmigung 
des Herzogl. Geſamtminiſteriums“ von der Miniſterialabteilung des 
Innern beſtätigt worden. Es beſtimmt in 

§ 1. „Die Anlieger der ſtädtiſchen Straßen, und zwar ſowohl die 
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Eigentümer wie die Beſitzer, Nutznießer, Pächter und Verwalter, 
ſind verpflichtet, die Straße mit Einſchluß des Bürgerſteigs und des 
Schnittgerinnes bis zur Mitte, höchſtens aber bis zu 5 m Fahr⸗ 
dammbreite, in der Ausdehnung des Grundſtücks zu reinigen. 

Die Regelung der Reinigungspflicht nach Inhalt und örtlicher 
Ausdehnung erfolgt nach Maßgabe des öffentlichen Bedürfniſſes 
durch Polizeiverordnung (vgl. § 62 der Städteordnung).“ 

§ 2. „Zur Reinigung der Bürgerſteige gehört auch die Beſeitigung 
von Schnee und Eis ſowie das Beſtreuen mit abſtumpfendem 
Material bei Glätte.“ 

Der Stadtrat zu Schmölln hat unterm 23. Mai 1906 „auf 
Grund des § 62 der Städteordnung“ „unter Hinweis auf § 366 
Nr. 10 des RStGB.“ eine Polizeiverordnung erlaſſen, deren 
§ 15 er durch Nachtrag vom 27. November 1908 geändert hat. Sie 
beſtimmt in dem Abſchnitte „Reinlichkeit auf den Straßen. B. Er⸗ 
haltung der Reinlichkeit“ u. a. folgendes: 

8 15 (Faſſung von 1908). „Die Anlieger folgender Straßen 

bezw. Straßenteile und Gaſſen: 

1) uſw. (darunter unter Nr. 78 das Gäßchen, an das das Grund⸗ 
ſtück des Angeklagten angrenzt) haben bei der in Gemäßheit des 
Ortsſtatuts betr. Straßenreinigung, vom 9. Oktober 1908, vor⸗ 
geſchriebenen Reinigung die in den folgenden Paragraphen ge⸗ 
gebenen Beſtimmungen zu beachten.“ 

Die Polizeiverordnung enthält nun in den folgenden Paragraphen 

weiter die Vorſchrift: 

§ 20 Abſ. 1 Satz 1: „Bei Schneefall müſſen die Bürgerſteige 
und Fußwege während der in § 19 bezeichneten Stunden“ — d. i. 
während der Zeit von 8 Uhr vormittags bis 8 Uhr nachmittags — 
„durch Entfernung des lockeren Schnees fortgeſetzt offen gehalten 
und nach Aufforderung durch den Stadtrat oder deſſen Beauftragten 
binnen einer in jedem Einzelfalle geſtellten Friſt völlig gereinigt 
werden . .. 

Die Polizeiverordnung enthält ſchließlich folgende Strafbeſtimmung: 

§ 130. „Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Poligei- 
verordnung .. . . werden, ſoweit nicht durch beſtehende Geſetze eine 
höhere Strafe verwirkt iſt, mit Geldſtrafe bis zu 30 M., an deren 
Stelle im Falle der Uneinzieh barkeit entſprechende Haftſtrafe tritt, 
beſtraft.“ 

Ob das Landgericht die Beſtrafung auf dieſen $ 130 der Polizei⸗ 

verordnung gründet (wie das in Bezug genommene Urteil vom ...) 


— 279 — 


oder auf die ſtrengere Strafbeſtimmung des § 366 Nr. 10 RStGB. 
(wie der Klammervermerk „Vgl. auch § 3660 StGB.“ vielleicht an⸗ 
deuten ſoll), iſt nicht klar erſichtlich. Das Ortsſtatut hält das Land⸗ 
gericht ſchon nach § 3 der Städteordnung für rechtsgültig. 

Dieſe Begründung für die Gültigkeit des Statuts und die an⸗ 
ſcheinend gewollte Anwendung des § 130 der Polizeiverordnung find 
allerdings rechtsirrig. Das benachteiligt aber den Angeklagten nicht, 
da die Strafe auf Grund desſelben Tatbeſtandes aus andern Rechts⸗ 
gründen gerechtfertigt iſt. 

1) Mit Recht geht das Landgericht davon aus, daß eine Ver⸗ 
pflichtung der Anlieger zur Reinigung der Straßen nicht durch 
Polizeiverordnung begründet werden kann. Zu einer ſo weit— 
gehenden Rechtsſatzungsmacht fehlt es der Polizei an einer ſtaatsgeſetz⸗ 
lichen Ermächtigung. Eine ſolche iſt zwar für die Regelung der 
Reinhaltung von Höfen, in Mietshäuſern auch für die Reinhaltung 
der Flure und Treppen, in § 83 des Baugeſetzes für die Städte 1901 
nach dem Muſter des ſächſiſchen Baugeſetzes (1900 § 164) ausgeſprochen 
worden; die entſprechende Vorſchrift über die Regelung der Straßen⸗ 
reinigung iſt jedoch aus dem ſächſiſchen Vorbilde (§ 53) nicht mit 
übernommen worden. Die Polizeiverordnung, die die Straßen- 
reinigungspflicht der Anlieger regeln will, kann ſich daher nur auf 
eine ſchon anderweit beſtehende Reinigungspflicht der Anlieger ſtützen; 
als deren Grundlage kommt das Beſtehen einer Obſervanz und, was 
hier zu unterſuchen iſt, ein Ortsſtatut in Frage. 

2) Für die Zuläſſigkeit eines Orts ſtatuts, das den Anliegern 
die Straßenreinigung zur Pflicht macht, ſetzt das Landgericht mit Recht 
voraus, daß es ſich dabei um eine Gemeindeangelegenheit handeln 
müſſe. Es geht bei der Beantwortung dieſer Vorfrage auch mit 
Recht von dem Grundſatze aus, daß die Reinigung der Ortsſtraßen 
den Gemeinden obliegt, die als öffentlich-rechtliche Korporationen ihr 
Eigentum, ihre Einrichtungen und ihre Anſtalten in dem für ihren 
Zweck und durch das Gemeinwohl erforderten Zuſtande zu erhalten 
haben (KGJ. 24 C 48). Für Sachſen⸗Altenburg iſt dies insbeſondere 
auch aus § 114 Abſ. 2 des Grundgeſetzes vom 29. April 1831 zu 
entnehmen. Die Straßenreinigung kann allerdings auch einem anderen 
Verpflichteten als der Gemeinde, insbefondere den Anliegern, obliegen. 
Insbeſondere kann eine Obſervanz eine ſolche Pflicht der Anlieger 
begründen. In Preußen iſt es für dieſen Fall herrſchende Anſicht, 
daß dann den Anliegern die Polizeilaſt an Stelle der Gemeinde, 
d. h. daß ihnen eine unmittelbar der Polizei gegenüber 
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beſtehende und zu erfüllende Verpflichtung obliege, die Gemeinde alſo 
überhaupt nicht verpflichtet und beteiligt ſei; es handele ſich dann 
überhaupt nicht um eine Gemeindeangelegenheit, die der gemeindlichen 
Regelung durch Ortsſtatut fähig wäre, überhaupt nicht um eine Ge⸗ 
meindeaufgabe, zu deren Erfüllung die Gemeinde ihre Gemeinde⸗ 
mitglieder zu Leiſtungen (Gemeindelaſten), insbefondere Naturaldienſten, 
heranziehen könne. (Germershauſen, Wegerecht in Preußen, 
3. Aufl. 1907, Bd. I. 78, § 3 Nr. 3 bei N. 6; I, 85 § 3 
Nr. 6 bei N. 11; vgl. auch I. 374/375, 8 27 Nr. 2 bei N. 15; 
L, 377, 8 27 Nr. 4; KGJ. 31 C 12 S. 16 vorletzter Satz.) 

Für Schmölln ſcheint nun eine ſolche Obſervanz zu Laſten der 
bebauten Grundſtücke (und um ein ſolches handelt es ſich im vor⸗ 
liegenden Falle) zu beſtehen; das läßt ſich aus dem im angefochtenen 
Urteile angezogenen Urteile vom .... und dem dort wieder in Bezug 
genommenen Urteile vom .... entnehmen. In dem jetzt angefochtenen 
Urteile hat das Landgericht zu der Frage, ob eine ſolche Obſervanz 
beſteht, und ob dieſe es ausſchließt, die Straßenreinigung als Gee 
meindeleiſtung zu behandeln und zum Gegenſtande eines Gemeinde⸗ 
ſtatuts zu machen, nicht Stellung genommen. 

Für Sachſen⸗Altenburg kann es nun wohl zunächſt zweifelhaft 
ſein, ob man auch hier mit dem in Preußen ſo ausgebildeten eigen⸗ 
tümlichen Begriffe der „Polizeilaſt“ zu operieren hat, die unmittelbar 
und nur der Polizei — alſo dem Staate, z. B. dem Amtsvorſteher 
(§ 8 b Amtsvorſtehergeſetz von 1876), dem Stadtrate gegenüber, der 
als Polizeibehörde, wiewohl Gemeindeorgan, unmittelbare Staats⸗ 
funktionen ausübt (§S7 Grund G.) —, nicht der Gemeinde gegenüber 
beſteht. In den altenburgiſchen Stadtgemeinden hat man wohl von 
alters her keinen ſo ſcharfen Unterſchied zwiſchen Ortspolizei und Ge⸗ 
meinde gemacht. Für Sachſen-Altenburg ſcheint es daher näher zu liegen, 
falls eine Obſervanz zu Laſten der Anlieger beſteht, anzunehmen, daß 
dieſe eine Laſt gegen die Gemeinde (eine Gemeindeleiſtung) und nicht 
eine Polizeilaſt begründet habe. Die Möglichkeit einer ſolchen Kon⸗ 
ſtruktion gibt auch für Preußen Germershauſen zu, wenn auch 
nur als Ausnahme vom Gewöhnlichen, zunächſt auch nur für die 
— aber rechtsähnliche — Wege⸗Ba ulaſt (Germershauſen, Bd. I 
8 27 Nr. 2 S. 376 bei Note 26). Begründet ſchon die Obſervanz 
eine Gemeindeleiſtung, ſo ſteht natürlich nichts im Wege, die danach 
ſchon eine Gemeindeangelegenheit bildende Straßenreinigung von Ge⸗ 
meinde wegen durch Ortsſtatut zu regeln. 

Das iſt nun aber auch dann nicht ausgeſchloſſen, wenn zunächſt 
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zwar die die Anlieger verpflichtende Obſervanz keine Gemeindelaſt, 
ſondern eine unmittelbare Polizeilaſt der Anlieger begründet. Denn 
es ſteht der Gemeinde frei — das iſt auch in Preußen für ſolche 
Fälle anerkannt —, (Germershauſen II S. 747 Note 1; 
I, 377 8 27 Nr. 4; I. 83 § 3 Nr. 6; KGS. 31 C 13) die 
Polizeilaft der Anlieger auf ſich — als Polizeilaſt der Gemeinde — 
zu übernehmen und dadurch die Straßenreinigung zur Gemeinde- 
angelegenheit und zu einem zuläſſigen Gegenſtande ortsſtatutariſcher 
Regelung zu machen. Ein ſolcher Uebernahmebeſchluß der Gemeinde 
iſt aber in einem Ortsſtatute, das die Reinigung zum Gegenſtande 
gemeindlicher Regelung macht und die Anlieger zu Reinigungsdienſt⸗ 
leiſtungen heranzieht, ſtillſchweigend enthalten; die zu dieſer Ueber⸗ 
nahme einer bleibenden Laſt etwa erforderliche Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde (§ 84 SiddteO.) iſt in der auſſichtsbehördlichen 
Genehmigung eines ſolchen Ortsſtatuts zu finden. Die Zuläffigfeit 
ortsſtatutariſcher Regelung iſt alſo auch für dieſen Fall gegeben. Es 
kann daher für dieſe Frage ununterſucht gelaſſen bleiben, ob in S. 
eine Obſervanz beſteht oder beſtand und ob ſie eine Polizeilaſt oder 
eine Gemeindelaſt der Anlieger begründet hat. 

3) Wenn nun auch hiernach das Straßenreinigen in Schmölln eine 
Gemeindeangelegenheit war oder wurde, ſo folgt hieraus noch nicht, daß 
die Gemeinde, wenn ſie die Reinigungspflicht den Anliegern auferlegen 
will, dies auf dem Wege eines gewöhnlichen Ortsſtatuts nach §3 der 
Städteordnung tun könnte, wie das Landgericht annimmt. Denn 
die hier vorgeſehene Freiheit in der Regelung „von Gemeindeverhält⸗ 
niſſen“ iſt wie früher durch §§ 19 ff. der Städteordnung, fo jetzt durch das 
an ihre Stelle getretene Gemeindeleiſtungsgeſetz nach Form und Inhalt 
eingeſchränkt, ſoweit es fih um Gemeindeleiſtungen handelt. Das 
trifft aber hier zu. Die Zweifel, die das Landgericht hierüber in dem 
angezogenen Urteile vom .... geäußert hat und denen es im jetzt ane 
gefochtenen Urteile anſcheinend ſtattgegeben hat, ſind nicht begründet. Iſt 
die Reinigungspflicht von vornherein oder zufolge Uebernahme der An- 
lieger⸗Polizeilaſt eine Aufgabe der politiſchen Gemeinde, ſo fällt die Für⸗ 
ſorge für die Erfüllung dieſer Aufgabe unter die „(Ausgaben und) 
Bedürfniſſe der Gemeinde“; wenn nun zu deren Deckung Gemeindemit⸗ 
glieder herangezogen werden, ſo iſt das nichts anderes als die Auferlegung 
von „Gemeindeleiſtungen“. Das entſpricht der allgemeinen Rechts⸗ 
auffaſſung in Preußen (3. B. KGJ. 31 C14) unter der Geltung 
des Kommunalabgabengeſetze8s vom 14. Juli 1893, das dem alten- 
burgiſchen in ſeinem ganzen Aufbau — großenteils wörtlich — zum 
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Vorbilde gedient hat. Das entſpricht auch der eigenen Auffaſſung 
der Gemeinde; denn ſie ſtützt ſich, wie erwähnt, im Eingange des 
Ortsſtatuts ausdrücklich auf § 1 des Gemeindeleiſtungsgeſetzes. Es 
entſpricht auch der Auffaſſung der Miniſterialinſtanzen: die Miniſterial⸗ 
abteilung des Innern hat ſich nicht begnügt, das Ortsſtatut einfach 
nach § 3 der Städteordnung zu beſtätigen, ſondern fie hat zu dieſem 
Statut die für gewöhnliche Ortsſtatute nicht erforderliche Genehmigung 
des Geſamtminiſteriums eingeholt, und auch dieſes hat ſie erteilt und 
alſo offenbar auch für nötig gehalten; beide Inſtanzen haben demnach 
das Gemeindeleiſtungsgeſetz für anwendbar gehalten, deſſen § 1 Abſ. 3 
dieſe beſondere Genehmigung vorſieht. 
| Außer diefer befonderen formellen Vorausſetzung, die nach dem 
eben Ausgeführten hier erfüllt iſt, iſt nun aber für die Rechtsgültig⸗ 
keit eines Ortsſtatuts, das Gemeindeleiſtungen auferlegt, zu erfordern, 
daß es auch inhaltlich nach dem Gemeindeleiſtungsgeſetz zuläſſig iſt. 
Auch dies iſt aber hier der Fall. 

Von den in § 1 dieſes Geſetzes aufgezählten und zugelaſſenen 
Arten der Gemeindeleiſtungen kommt für die Straßenreinigungspflicht 
nur die Rechtsform der „perſönlichen Dienſtleiſtungen“ in Frage; alle 
anderen dort genannten Arten find Geld leiſtungen. Näheres über 
die perſönlichen Dienſtleiſtungen beſtimmt nun aber das Geſetz nicht. 
Es weicht inſoweit von feinem preußiſchen Vorbilde (§ 1, § 68) ab, 
deſſen „Naturaldienſten“ — und unter dieſen den „Handdienſten“ — 
die perſönlichen Dienſtleiſtungen entſprechen. In Preußen ſollen nämlich 
die Handdienſte im Prinzip von ſämtlichen Steuerpflichtigen „gleich— 
heitlich“ gefordert werden. Aber auch das preußiſche Geſetz läßt aus— 
drücklich „Abweichungen“ von dieſem Prinzipe zu (§ 68), und gerade 
dies hat man in Preußen benutzt, um die Straßenreinigungsdienſte 
lediglich gewiſſen Grundbeſitzern — den Anliegern — aufzuerlegen 
(Germershauſen I, 888 § 55 Nr. 5 bei N. 6; I, 84 § 3 Nr. 6; 
KOS. 24 C41 ff.). Schon im Hinblick hierauf iſt es ohne Belang, 
daß es nach der altenburgiſchen Ausführungsverordnung zum Gee 
meindeleiſtungsgeſetze vom 30. Oktober 1904, GS. S. 109, Art. I b 
und dem ſeinerzeit erlaſſenen miniſteriellen Muſterſtatut (MErl. vom 
17. Februar 1905, III 1207/05) den Anſchein hat, als habe man 
auch in Sachſen⸗Altenburg nur allgemeine, von der geſamten Ein- 
wohnerſchaft Mann für Mann zu leiſtende perſönliche Dienſte im 
Auge gehabt (Feuerwehr, Waſſersnot, Wegebau uſw.). Denn man 
hat, wie ſchon die Faſſung des Geſetzes erkennen läßt, die Begründung 
dazu aber ausdrücklich ausſprach (Landſchaftl. Mitteilungen 1901/03, 
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II, 246 zu § 1) ſich im Geſetz auf das unbedingt Erforderliche be⸗ 
ſchränkt, im übrigen aber den Gemeinden, vorbehaltlich des Aufſichts⸗ 
rechts (Genehmigung) des Staates, freie Hand für ihre Orts— 
ſtatute laffen wollen. Man hat demgemäß auch den § 22 der 
Städteordnung, der nähere Beſtimmungen über die perſönlichen 
Dienſtleiſtungen gegeben hatte, erſatzlos geſtrichen (§ 22 des Gemeinde⸗ 
leiſtungsgeſetzes). Die Vorwegbelaſtung der Anlieger entſpricht auch 
durchaus den Grundgedanken, die das Gemeindeleiſtungsgeſetz über 
die Deckung der Gemeindebedürfniſſe aufgeſtellt hat, (§§ 2, 5; vgl. 
KGJ. 31 C15); der früher für alle Gemeindeleiſtungen aufgeftellt 
geweſene Grundſatz der Gleichmäßigkeit (§ 20 der Städteordnung) 
iſt jetzt auf die direkten Steuern beſchränkt ($ 8 Abſ. 1 Gemeinde- 
leiſtungsgeſetz). 

Das altenburgiſche Recht enthält alſo keine Beſtimmung, die die 
Freiheit der ortsſtatutariſchen Regelung und Verteilung der perſönlichen 
Dienſtleiſtungen einſchränkt. Der rechtliche Charakter der Straßen⸗ 
reinigungspflicht des Anliegers als „perſönliche Dienſtleiſtung“ ſchließt 
natürlich nicht aus, daß ſich der Anlieger zu ihrer Erfüllung tauglicher 
Stellvertreter (Dienſtboten uſw.) bedient; denn der Gemeinde 
kommt es nicht auf die Leiſtung in eigener Perſon, ſondern auf 
die Leiſtung in Natur (Naturaldienſte) an; die Stellvertretungs⸗ 
möglichkeit ſchließt daher auch umgekehrt die Beurteilung als „perſön⸗ 
liche Dienſtleiſtung“ im Sinne des Gemeindeleiſtungsgeſetzes nicht aus. 

Das Statut, das ſolche Gemeindedienſte auferlegt, iſt dabei 
gemäß der den Gemeinden gewährten Freiheit ſelbſtverſtändlich auch 
nicht etwa auf den Kreis derer beſchränkt, deren obſervanzmäßige 
Verpflichtung die Gemeinde etwa übernommen hat; es kann, auch 
wenn die Obſervanz nur die Beſitzer bebauter Grundſtücke belaſtet 
hatte, die Reinigungsdienſte von allen Anliegern, auch von denen 
verlangen, deren Grundſtücke un bebaut find. 

Demgemäß iſt das Schmöllner Ortsſtatut über die Straßen⸗ 
reinigung auch inhaltlich rechtsgültig, auf Grund des hierfür 
maßgebenden Gemeindeleiſtungsgeſetzes. 

4) Mit der Rechtsgültigkeit des Ortsſtatuts iſt nun aber noch 
nicht ohne weiteres auch die Strafbarkeit ſeiner Nichtbefolgung 
feſtgeſtellt. 

a) Das Gemeindeleiſtungsgeſetz ſieht vor, daß die Gemeinden 
durch Ortsſtatut auf Zuwiderhandlung gegen Vorſchriften über 
Gemeindeleiſtungen Strafen androhen können (§ 1). Es hat dabei 
nicht etwa bloß Ordnungs- oder Erzwingungsſtrafen im Auge, die 
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im einzelnen Falle erft noch „angedroht“ werden (wie etwa nach 
§ 64 der Städteordnung, § 57 der Dorfordnung), ſondern wirkliche 
Deliktsſtrafen (Kriminalſtrafen), die im Voraus durch allgemeine 
Strafrechtsſatzung mit Strafe bedroht werden („Androhung“) in dem 
Sinne, in dem die Strafgeſetzgebung das Wort „androhen“ in StGB. 
§ 73 und das Wort „bedrohen“ z. B. in StGB. §§ 1, 67, GVG. 
§ 27 Nr. 2, 8 75 Nr. 14 gebraucht. So feben denn auch das 
miniſterielle Muſterſtatut von 1905 (§ 14) und z. B. die Gemeinde⸗ 
leiſtungsſtatuten von Altenburg (§ 20 mit CinfStStat. von 1902 
§ 17) und von Kahla (§ 16) eine gerichtliche Unterſuchung und 
Beſtrafung vor. | 

Das altenburgifche Gemeindeleiſtungsgeſetz beſchränkt dieſes Straf⸗ 
ſatzungsrecht der Gemeinden auch nicht etwa — wie das preußiſche 
(§ 82; Noll, Bem. 3 dazu) — auf eigentliche Steuern, ſondern 
gewährt es „zur Sicherſtellung“ aller Arten von Gemeindeleiſtungen, 
insbeſondere auch der perſönlichen Dienſtleiſtungen. So drohen denn 
auch das Muſterſtatut (§ 19 Abſ. 2) Geldſtrafen bis zu 30 M. und 
z. B. das genehmigte Statut von Kahla (§ 27) Geldſtrafen bis zu 
30 M. oder Haftſtrafen bis zu 5 Tagen an, je, ſoweit nicht Straf⸗ 
vorſchriften des Reichsſtrafgeſetzbuchs anzuwenden ſind. 

Es fragt ſich nun: hat das Schmöllner Straßenreinigungs⸗Orts⸗ 
ſtatut eine ſolche Strafſatzung aufgeſtellt? Ausdrücklich und unmittel⸗ 
bar gewiß nicht. Aber man könnte wohl in der Verweiſung auf die 
Polizeiverordnung und in dem Hinweis auf den § 62 der Städte⸗ 
ordnung eine Uebertragung der ortsſtatutariſchen Strafſatzungsbefugnis 
der Gemeinde auf eine Ausführungsbehörde oder eine Herübernahme 
des in § 62 der Städteordnung bezeichneten Strafrahmens als Bee 
ſtandteil in das Ortsſtatut erblicken. Es iſt dies indes nicht unbedenk⸗ 
lich, weil nach der Entſtehungsgeſchichte (Schmöllner Stadtratsakten III. 
25 Nr. 195 Bl. 125 ff.) es zweifelhaft iſt, ob ſich das Ortsſtatut 
überhaupt mit der Regelung der Zuwiderhandlungsſtrafe befaſſen wollte. 
Sein Entwurf war dem Muſter bei Germershaufen (II, 747) 
nachgebildet; er enthielt, wie dieſer, überhaupt nichts von einer Polizei⸗ 
verordnung; eine ſolche hielt man, wie der Bericht des Stadtrats 
ergibt, auch ohnedies — alſo ohne Ermächtigung durch Ortsſtatut 
kraft eigenen Rechtes der Polizei — für zuläſſig. Dagegen enthielt 
der Entwurf eine allgemeine Beſtimmung zur Feſtſtellung der unter 
das Statut fallenden Straßen. Die Miniſterialinſtanzen erachteten 
aber eine ſolche ſtatutariſche Begrenzung nicht für zweckmäßig und 
veranlaßten, daß die Feſtſtellung der zu reinigenden Straßen und das 
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Maß der Reinigungspflicht durch einen Satz in dem Statute dem 
Stadtrate überlaſſen wurde, der dies durch Polizeiverordnung regeln ſolle. 

Dieſe Verordnung ſollte daher zunächſt nur das Wie und Wo 
der Reinigungspflicht ſtatt des Statuts näher beſtimmen. Daß man 
aber auch die Straffolge der Unterlaſſung feſtzuſetzen dem Stadtrate 
allein, ohne Mitwirkung der Stadtverordneten und des Miniſteriums, 
mit dem Bewußtſein überlaſſen wolle, man „übertrage“ ihm damit 
eine eigentlich den zur Mitwirkung bei einem „Ortsſtatut“ berufenen 
Stellen zuſtehende Strafandrohungsmacht, iſt daraus nicht mit Sicher⸗ 
heit zu entnehmen. Man ging vielmehr davon aus, daß es einer 
ſolchen Uebertragung gar nicht bedürfe. Ob man aber darin, daß 
man das Statut in ſolcher Auffaſſung erließ, wenigſtens eine ftill- 
ſchweigende „Uebertragung“ (Delegation) der der Gemeinde nach 
8 1 des Gemeindeleiſtungsgeſetzes zuſtehenden kommu— 
nalen Strafnormſatzungsbefugnis auf die Polizeibehörde erblicken 
kann, mag unentſchieden bleiben. 

b) Denn der Strafſenat iſt der Meinung, daß hier auch ohne 
ſolche Anwendung des im Gemeindeleiſtungsgeſetz gegebenen kommu— 
nalen Strafſtatuierungsrechts eine Strafbarkeit nach § 366 Nr. 10 
RStGB. gegeben iſt. 
| Allerdings kann die Rechtsgültigkeit der Schmöllner Polizei: 
verordnung nicht lediglich auf dieſe Beſtimmung des Strafgeſetzbuchs 
geſtützt werden. Denn das Strafgeſetzbuch will hier nur den Straf— 
rahmen (die Strafſanktion) für den Fall reichsgeſetzlich — und unter 
Ausſchluß landesrechtlicher Beſtimmungen über den Strafrahmen — 
feſtſetzen, daß eine gültige Polizeiverordnung beſteht, und beſeitigt 
insbeſondere die ſonſt etwa landesrechtlich den Polizeiverordnungen 
nachgelaſſenen Freiheiten und gezogenen Schranken, z. B. in § 62 
der Städteordnung, ſo daß weder eine höhere Mindeſtſtrafe als 1 M. 
angedroht werden kann noch der Richter oder die ſtrafverfügende 
Polizeibehörde verhindert iſt, über 30 M. Strafe zu verhängen. 
(Roſin, PolizeiverordnungsR. 2. Aufl. 8 14 II a. E. S. 74 
Anm. 20, § 15 II 1, S. 78.) Das verkennt auch die Schmöllner 
Polizeiverordnung ſelbſt nicht, wie die Faſſung ihres Einganges und 
ihres 8130 ergibt. Das Strafgeſetzbuch will aber in § 366 Nr. 10 
keineswegs eine reichs rechtliche Zuſtändigkeitsnorm und Polizei⸗ 
verordnungsbefugnis (Ermächtigung, Delegation) aufſtellen, ſondern 
in dieſer Hinſicht lediglich das Landes recht maßgebend ſein laſſen. 
(Roſin § 14 S. 71—73, § 29 I. S. 175.) Es fest alſo eine 
nach Landesrecht formell und materiell gültige Polizeiverordnung voraus. 
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Die formelle Gültigkeit der Schmöllner Verordnung unterliegt 
keinem Bedenken. Ihre materielle Zuläſſigkeit hängt davon ab, ob nach 
altenburgiſchem Rechte die Straßenreinigung einen Gegenſtand der 
polizeilichen Regelung bildet und in welcher Weiſe und wem gegen⸗ 
über die Polizei ſie zu regeln befugt iſt. Eine poſitive Feſtſetzung der 
Befugniſſe ) der Polizei enthält das altenburgiſche Staatsrecht nicht, 
auch die altenburgiſche ſtaats⸗ und verwaltungsrechtliche Literatur 
(Sonnenkalb, Heſſelbarth) läßt eine Erörterung dieſes Rechts⸗ 
ſtoffes vermiſſen. Doch kann zunächſt als unzweifelhaft angeſehen 
werden, daß ſchon nach dem allgemeinen Begriffe der Polizei die 
Fürſorge für eine den geſundheitlichen Intereſſen der Geſamtheit 
dienende Reinlichkeit und Gefahrloſigkeit der öffentlichen Ortsſtraßen 
zu den Aufgaben der Ortspolizei gehört. Der durch die Städte 
ordnung aufgehobene, aber wohl ſachlich nicht mißbilligte § 118 
des Grundgeſetzes bezeichnete als Zweck der Ortspolizei „Verhütung 
und Aufhebung alles deſſen, was innerhalb des ſtädtiſchen Bezirks 
der Wohlfahrt der ganzen Gemeinde oder der einzelnen nachteilig ſein 
kann“ ), beſtimmte die Aufgaben der ortspolizeilichen Regelung, alfo 
im weſentlichen inhaltlich und großenteils wörtlich ebenſo wie das 
preußiſche Recht (ALR. II 17 § 10, Pol VerwGeſ. 1850 § Gi). Für 
das preußiſche Recht aber iſt allgemein anerkannt, daß die Sorge für die 
Reinigung der Straßen Sache der Polizei it (Germersbhaufen § 3). 
Daß auch das altenburgiſche Recht auf dieſem Standpunkt ſteht, dafür 
bietet einen Fingerzeig, daß unter den Obliegenheiten der Amtsvorſteher 
neben der Fürſorge für den Bau und die Unterhaltung öffentlicher 
Wege uſw. auch die Fürſorge für deren Reinigung und etwaige 
Beleuchtung ſowie für die Sicherheit des freien Verkehrs auf ihnen“ 
aufgezählt wird (§ 8b AVorſtGeſ. vom 13. Juni 1876, GS. S, 183) 3). 

Schwieriger geſtaltet ſich die Frage, gegen wen ſich die Polizei⸗ 
verordnungen, die die Straßenreinigung regeln, richten können. Hierbei 
ſpielt wiederum der oben ſchon berührte Unterſchied zwiſchen „Polizei⸗ 
laſt und Gemeindelaſt“ eine wichtige Rolle. Für Preußen wenigſtens 


1) Das Edikt vom 18. April 1831 (GS. S. 15) enthält zwar in 88 52 —62 
allgemeine Beſtimmungen über die Aufgaben der Polizei; es enthält aber keine 
pofitiven allgemeinen Regeln darüber, welche Mittel und Maß regeln die Polizei 
dazu anwenden darf, und wem gegenüber. 

2) Aehnlich 88 52 f. Ed. v. 18. April 1831. 

3) Ob die Ortsſtraßen⸗Reinigung auch ſchon unter den Wortlaut der 88 58 
Aufſicht über Herſtellung und Erhaltung der Kommunikations- und Vizinalwege), 
59 (Aufſicht über das Kommunal Bauweſen) des Edikts vom 18. Apriſ 1831 fällt, 
konnte daher dahingeſtellt gelaſſen werden. 
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kann als herrſchende Anſicht bezeichnet werden, die Polizei könne nur 
denen gegenüber Polizeiverordnungen erlaſſen, denen die Reinigung als 
Polizeilaſt unmittelbar der Polizei gegenüber obliege (und das bleibe 
die Gemeinde, wo keine obſervanzmäßige Polizeilaſt der Anlieger beſtehe 
oder die Gemeinde dieſe auf ſich übernommen habe, möge ſie nun 
ihre Reinigungspflicht durch Gemeindearbeiter oder durch Heran⸗ 
ziehung der Dienſte von Gemeindemitgliedern erfüllen). (Germers⸗ 
hauſen, Wegerecht I. 85 bei Nr. 10; I, 377 827 Nr. 4; I. 896. 
Roſin, PolVerordnR.?, S. 133 Note 3, S. 160/161 mit Note 11. 
Nöll, KommAbgGeſ. (1910) Bem. 3 zu § 82, Bem. Te, d zu 


8 90. OVG. 24. September 1908 Bd. 53, 259. Früher auch KG. 


6. März 1902 und 3. Juli 1902 in Goltd A. 49, 369. Vgl. auch 
KOS. 31 C13 / 14 S. 15: „weil... zu Polizeilaſten werden“.) 
Eine ſolche Verpflichtung könne aber jedenfalls nicht durch Polizei— 
verordnung begründet werden, ebenſowenig aber auch durch Ortsſtatut, 
das vielmehr nur eine Gemeindelaſt begründet. Das preußiſche Ober- 
verwaltungsgericht (53, 260/261, ebenſo Germershauſen I. 896) 
folgert daraus, daß Ortsſtatut und Polizeiverordnung, die je für ſich 
keine Polizeilaſt begründen könnten, auch durch ihr Zuſammenwirken 
dazu nicht imftande ſeien. Das Kammergericht (22 C87, 90/91; 
24 (649/50; insbeſondere 31 C12) dagegen nimmt neuerdings den 
Standpunkt ein, eine Polizeiverordnung könne zwar an ſich keine 
„Polizeilaſt“ auferlegen und ein Ortsſtatut nur eine „Gemeindelaſt“ 
begründen; aber wenn durch Ortsſtatut einmal eine „öffentlichrechtliche“ 
Laſt begründet ſei, ſo könne die Polizei durch Polizeiverordnung dieſe 
Laſt zu einer Polizeilaſt machen und ſie regeln und ihre Nichterfüllung 
unter Strafe ſtellen. 

Der Senat folgt im weſentlichen dem Kammergericht auf dem 
von ihm eingeſchlagenen Wege. Allerdings mag die Schlußfolgerung 
des Oberverwaltungsgerichts für ſich den Vorzug der richtigeren Logik 
vor der des Kammergerichts haben. Dies kommt jedoch nur in 
Betracht, wenn man gleich ihm von dem ſtarren Gegenſatz von un⸗ 
mittelbarer Polizeilaſt und bloßer Gemeindelaſt ausgeht. Ein zwingender 
Grund zur ſchrankenloſen Durchführung dieſer Unterſcheidung liegt 
indes im poſitiven altenburgiſchen Rechte nicht vor. Hier hat man 
daher nur den inneren ſtaatsrechtlichen Grund ins Auge zu faſſen, 
aus dem eine Unzuläſſigkeit, durch bloße Polizeiverordnung eine Laſt 
aufzuerlegen, ſich herleiten läßt: daß nämlich zu ſo eingreifenden Be⸗ 
laſtungen wie im großen beim Staate ſo hier im kleinen innerhalb 
der Gemeinde eine Mitwirkung der Volks- oder Gemeinde- 
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vertretung in Form einer Landes- oder Ortsgeſetzes erforderlich 
fein ſoll (vgl. Roſin S. 57, 227). Dieſer Gedanke liegt auch der 
Verteilung der Zuſtändigkeiten zwiſchen Polizeiverordnung und Orts⸗ 
ſtatut zur Schaffung von Ortsbaurecht zugrunde: das Ortsſtatut 
wird gewählt, wo es ſich mehr darum handelt, den Gemeindemite 
gliedern Leiſtungen aufzuerlegen (vgl. Rumpelt, Baugef.!, Einl. IX 
S. 38). Iſt nun aber eine öffentlichrechtliche Verpflichtung der An⸗ 
lieger durch ein Ortsſtatut einmal geſchaffen, ſo iſt ein verfaſſungs⸗ 
rechtliches Bedenken jener Art gegen ein Eingreifen der Polzei zur 
Regelung und ſtrafrechtlichen Durchführung nicht mehr begründet. 
Ob allerdings jede öffentlichrechtliche Verpflichtung, namentlich allgemein 
jede Art Gemeindeleiſtung, die durch Ortsſtatut auferlegt iſt, durch 
Polizeiſtrafverordnung geregelt werden kann (z. B. Gemeindeſteuerhinter⸗ 
ziehung, Beſchaffung der Unterlagen für die interkommunale Steuer⸗ 
ſatzverteilung, Anmeldung zur Gemeindebierſteuer, Behandlung der 
Waſſermeſſer, die die Höhe der „Beiträge“ zur Waſſerleitung beſtimmen, 
Nichtzahlung von Geldbeiträgen zu den Koſten der von der Gemeinde 
ausgeführten Straßenreinigung, die ſtatt der Naturaldienſte den An⸗ 
liegern auferlegt werden können — Germer8haufenI, 854 853 
Nr. le; 858 853 Nr. 2 bei N. 8; 860 § 53 Nr. 2, vor N. 17, 18; 
IL, 747, N. 2 — und dergl.) mag ſehr zweifelhaft fein, kann aber 
hier dahingeſtellt bleiben. Denn jedenfalls muß die Polizeiverordnung 
inſoweit als zuläſſig anerkannt werden, als es ſich um ſolche Gemeinde— 
leiſtungen handelt, die unmittelbar der Erfüllung von polizei— 
lichen Verpflichtungen der Gemeinde dienen ſollen, wie Straßen⸗ 
reinigung, Feuerwehr und dergl. Die Polizei muß ſich in dieſen die 
Polizei angehenden Angelegenheiten mit ihren Strafverordnungen an 
alle Perſonen wenden können, die öffentlichrechtlich ver— 
pflichtet find, zur Erreichung des polizeilichen Zweckes mitzu: 
wirken, und ohne deren pünktliche Dienſtleiſtung nach den getroffenen 
Einrichtungen das polizeiliche Bedürfnis nicht rechtzeitig und genügend 
befriedigt werden wüede. 

Es fehlt alſo bei der Schmöllner Polizeiverordnung — Straßen⸗ 
polizeiverordnung vom 23. Mai 1906/27. November 1908 — nicht 
an der Zuſtändigkeit zur Ausfüllung des Tatbeſtandes des Blankett⸗ 
geſetzes, das § 366 Nr. 10 StGB. bildet. Nach dieſer Beſtimmung 
des Strafgeſetzbuchs aber konnten die Vorinſtanzen auf die von ihnen 
für angemeſſen erachtete Strafe erkennen. Denn daß der Angeklagte 
ſchuldhaft — Fahrläſſigkeit genügt — die zur Erhaltung der Sicherheit 
und Reinlichkeit auf den öffentlichen Wegen und Straßen erlaſſene 


— 289 — 


Polizeiverordnung übertreten hat, iſt vom Landgericht hinreichend 
feſtgeſtellt. 
Deshalb war die Reviſion als unbegründet zurückzuweiſen. 
Urteil des 1. Strafſenats vom 7. April 1910, 1 8 22/10 (nach 
Altenburg.) 


Sprachecke. 


1. Unter Ueberreichung meiner in Ich bitte 
nebenbezeichneter Klagſache ergangenen Meine Handakten füge ich bei. 
Handakten richte an Herzogliches Land⸗ 
gericht ich ſomit das ergebenſte Er⸗ 
ſuchen: 

dasſelbe wolle auf Grund der⸗ 
ſelben 


Ich: Selbſt ein Anwalt meint ſich demütig und wehmütig ſo 
weit zurück und nach hinten ſetzen zu müſſen, wie es nur irgend gehen 
könnte. Er verſteht auch die Sprache der Ergebenheit. Daß er 
etwas von dem Herzogl. Landgericht will, geht aus der Ueberſchrift 
hervor. In nebenbezeichneter Sache: der Vorteil davon, daß man die 
Sachbezeichnung voraus für ſich ſetzt, wird doch wieder zunichte, 
wenn man im Text verweiſt, und noch dazu in dieſer Umſtändlichkeit. 
Somit! Dasſelbe, derſelben! ergangene Handakten! Meine Hand— 
akten genügt. 

Und alles das wird nicht etwa zufällig einmal geſchrieben, es 
iſt als Vordruck eingeführt, ſo ſehr hat es dem Verfaſſer gefallen. 


2. Die Vertragsbetätigung wurde Der Abſchluß ging ſo vor ſich. 
weiter folgendermaßen bewerkſtelligt. 


3. Dem Kläger wird folgender Eid Schwört der Kläger: 
auferlegt: Ich habe nicht 
Ich ſchwöre bei Gott dem Allmäch⸗ 
tigen und Allwiſſenden. 
Es iſt nicht wahr, daß ich.. 


Die alte Eidesformel findet ſich noch in einem Urteil vom 
14. Juli 1910, nachdem ein Jahr lang Zeit war, die Abänderungen 
des Geſetzes vom 1. Juni 1909 kennen zu lernen, nachdem es über 
drei Monate auch in Kraft war. 

Die Eidesformel braucht überhaupt nicht abgeſchrieben zu werden, 
das iſt Ueberſchätzung des Zeremoniells, in dem Urteil und dem 
Beweisbeſchluß iſt nur die Eides norm feſtzuſtellen, fo lauten §§ 462, 
3594 BBO. von Anbeginn an, und das genügt, hat feinen on Sinn. 

Blätter für Rechtspflege LVII. N. F. XXXVII. 
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Es iſt nicht wahr: Verehrung des Geſetzesbuchſtabens! Auf⸗ 
erlegt: papierene Bildlichkeit, ſie tritt nicht vor Augen. 


4. Die gegen den erwähnten, den Höher als auf 1500 M. den Wert 
Wert des Streitgegenſtandes auf 1500 des Streitgegenſtandes feſtzuſetzen, wie 
M. feſtſetzenden Beſchluß des Land⸗ die Beſchwerde fordert, laſſen die 
gerichts ſich richtende Beſchwerde, mit Zeugenausſagen nicht zu. Danach hat 
der die höhere Bewertung des Streit- der Beklagte geäußert, X habe 
gegenſtandes erſtrebt wird, kann als 
eine begründete nicht anerkannt werden. 

Aus der Ausſage der Zeugen iſt zu 
entnehmen, daß von dem Beklagten 
geäußert worden ijt, daß K. 


Eine verknotete Ausdrucksweiſe. Beſchwerde iſt von vorn und 
von hinten zu ſtark belaſtet, von ſeinem Artikel durch zu viel Wörter 
getrennt, zwiſchen dem geſchwollenen Satzgegenſtand und der Ausſage 
fehlt es am Gleichgewicht, mit „erſtrebt wird“, hört das Subjekt auf 
und nun hängt ſich eine kurze Ausſage an. Künſtlich wird fie etwas 
ausgeſtreckt. Das hinweiſende „erwähnt“ iſt überflüſſig, es kommt 
gar niemand auf den Gedanken, daß es ſich um einen andern 
Beſchluß handele. „Feſtſetzende“, „ſich richtende“ iſt ſchwerfällig und 
falſch, es handelt ſich gar nicht um einen Zuſtand, etwas, das 
fortgeſetzt feſtſetzt, ſich richtet, ſondern um einen einmaligen Vorgang: 
der Beſchluß, der feſtgeſetzt hat. — Landgerichts ſich richtende: ab⸗ 
geſtumpftes Gehör. Mit der erſtrebt wird, von ... geäußert 
worden iſt — anerkannt werden: Vorliebe für Paſſivformen. 

„Nicht“ iſt lateiniſch geftellt — nicht begründet, unbegründet. An⸗ 
erkannt werden iſt Umſchreibung für „ſein“: iſt unbegründet. Eine be⸗ 
gründete nicht: die ungebeugte Ausſage „begründet“ genügt, auf den 
Gegenſatz und die Einordnung in eine Klaſſe kommt es nicht an. 
Die Beugungsſilben „dete“ machen die Wörter häßlich für das Ohr. 
Häufung von Inhaltsſätzen mit „daß“. 


Bücherbeſprechungen. 


1. Reichel, Hans (Prof., Dr. jur. et phil.), Ueber forenſiſche 
Pſychologie. München (Beckſche Verlagsbuchhandlung). 1,80 M. 


| Ein ſolches Buch brauchten wir gerade. Wo fich in der Juſtiz Entartungs⸗ 
erſcheinungen des Alters zeigen, iſts wohl an der Zeit, das zu verſuchen, was der 
Züchter im Tier⸗ und Pflanzenreiche tut, friſche Säfte einzuführen und durch eine 
Kreuzung die Art zu erhalten. Das kann die Pfychologie. Ein Buchſtabenjuriſt 
und ſchlechter Pſycholog gehören nahe zuſammen, jagt der Verfaſſer. Ein Dozent, 
der ſich nach Beendigung des Univerſitätsſtudiums gleich auf die Höhe des Katheders 
zurückgezogen hätte, würde uns ein ſolches Buch wohl nicht geſchenkt haben. So 
gar nicht dickleibig, aber hinweiſend auf das, was not tut, Pfeile auswerfend nach 
dem jenſeitigen Ufer. Es ſtammt nicht aus Abſtraktionen, ſondern aus Erlebnis 
und Wirklichkeitsſinn, nicht aus engherzigem Spezialiſtentum, ſondern aus Einblick 
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und Ueberblick in alle Schaffensgebiete. Eine Frucht der universitas litterarum. 
Es zeigt ſich der abklärende Wert der Praxis, der Paragraphismus wird als kärg⸗ 
liche Wiſſenſchaft abgetan. Nicht abſtrakte Kritik und Spekulation, ſondern der feſte 
Boden der Lebenserfahrung und Selbſterkenntnis iſt die feſte Grundlage. Recht 
und Rechtſprechung iſt kriſtalliſierte Lebenserfahrung. Man fürchte nach dem Aus⸗ 
druck forenſiſch, der der zünftigen Gelehrtenſprache der Aerzte entlehnt iſt, nicht, 
daß man in das Zimmer des Piychiaters geführt wird und in der Viſite, wo ein 
mehr oder weniger irrſinniger Verbrecher vorgeführt wird, zuhören muß. Es könnte 
der Pſychologie gar nichts Schlimmeres paſſieren, als daß die pſychologiſche Betrachtung 
des ſchweren Verbrechers noch mehr betrieben würde, wir haben da die Grenze, 
die allen Dingen geſetzt iſt, vielleicht ſchon überſchritten. Der Verfaſſer will den Wert 
der Pſychologie des normalen Menſchen im Alltagsgetriebe der Juſtiz zeigen. Jeder 
Fall bedarf pſychologiſcher Betrachtung unter dem Geſichtspunkte der Parteien, des 
Zeugen, des Richters. Noch nicht in dieſer Schärfe, wie hier geſchieht, iſt hervor⸗ 
gehoben worden, daß auch die Gerichtsverfaſſung und Prozeßordnung nach piycho- 
logiſchen Rückſichten eingerichtet ſein muß. Bisher war die eine Weisheit die, 
daß vier Augen mehr ſehen könnten als zwei, man nahm ohne weiteres an, 
daß dieſe Möglichkeit mit der Vermehrung ſich noch ſteigere, und die Möglichkeit 
auch immer Wirklichkeit und auch immer Notwendigkeit ſei, und dazu trat als ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß die Zahl der Richter immer ungerade ſein müſſe. Hier gibts 
noch viel zu beleuchten. Auch die Pſychologie der mündlichen Verhandlung, des 
Anwaltszwangs, der Inſtanzenhäufung muß noch geſchrieben werden. Den all⸗ 
zuvielen, die in der Juſtiz noch eine Sammlung von Wiſſen, Materialien, Hiſtorie 
und Bedenken und Spitzfindigkeiten ſehen, gilt das Wort des Verfaſſers: Wer ſich nicht 
zu entſcheiden vermag, ſollte nicht einen Beruf wählen, deſſen Seele das Entſcheiden iſt. 
Was bei jedem denkenden Juriſten in ſchwankender Erſcheinung lebte, wird vom Verfaſſer 
feſt und klar ans Licht gebracht, gegliedert, geordnet, zuſammengefaßt, man erkennt darin 
die lebendige Deutung und Erfüllung eigenen Suchens und Erfahrens. Auf konkrete 
Unterlagen wird ein Syſtem aufgebaut, das iſt die verſtändige Theorie, die wünſchens⸗ 
wert iſt, die auch neue Ziele herausfindet und klar hinſtellen kann, weil ſie die 
Praxis erfaßt, aber über fie hinausgeht. Der Verfaſſer beſchäftigt ſich am Schluß 
mit der Eingliederung der Pſychologie in den Ausbildungsgang der Juriſten und 
der Einrichtung eines Inſtituts für gerichtliche Seelenkunde. In Amerika hat die 
Pſychologie die Bedeutung eines Schulfachs, beinahe fo, wie bei uns die Phyſik. 
Möchten wir wenigſtens etwas weiter kommen in des Verfaſſers Sinne. 


* ° 


2. Kreß, Dr. Hugo (II. Staatsanwalt im Bayer. Staatsminiſterium 
der Juſtiz und Privatdozent), Beſitz und Recht. Leipzig (U. E. Sebald) 
1909. 9 M., geb. 10,50 M. 


So klar für jeden die Notwendigkeit eines rechtlichen Schutzes des Beſitzes 
iſt, ſo unverſtändlich war doch in den bisherigen Darſtellungen des Beſitzesrechts 
der Widerſpruch, daß man den Begriff des Beſitzes als den der tatſächlichen Herr⸗ 
ſchaft über eine Sache, alſo eines Verhältniſſes, das, wenigſtens als dauerndes, nur 
bei wenigen Arten körperlicher Sachen phyſiſch möglich iſt, beſtimmte und trotzdem 
der Beſitzlehre alle Arten körperlicher Sachen und damit eine Menge von tatſäch⸗ 
lichen Beziehungen einer Perſon zu einer Sache unterſtellte, die ſich ſchlechterdings 
nicht als dauernde tatſächliche Herrſchaft anſehen laſſen. Weiter war auch das, 
was über die rechtliche Unterſcheidung der einzelnen Arten des Beſitzes in den bis⸗ 
herigen Darſtellungen gelehrt wurde, wenig einleuchtend. 

In dem vorliegenden Buche ſind nun der Darſtellung folgende Anſchauungen 
zugrunde gelegt: Das Verkehrsbedürfnis habe von jeher dahin gedrängt, allen Arten 
körperlicher Sachen den Beſitzesſchutz angedeihen zu laſſen. Aus dieſem Bedürfnis 
heraus habe der Verkehr und mit ihm das Recht auch ſoiche tatsächliche Verhältniſſe 
einer Perſon zu einer Sache als Beſitz angeſehen und behandelt, die keine vollſtändige 
dauernde Beherrſchung bilden oder verleihen, fondern eine ſachlich oder zeitlich be⸗ 
ſchränkte, ſofern ſie nur den Willen einer ausſchließlichen Beherrſchung kundgeben. 
Beſitz im Sinne des römiſchen wie des deutſchen Rechts ſei deshalb das, was der 
Verkehr als Beſitz anzuerkennen gewohnt iſt. Neben dieſem Verkehrsbeſitz, d. h. 

19 * 
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Beſitz nach der Verkehrsauffaſſung, der römiſchen naturalis possessio, kenne nun 
das Recht noch eine Art des Beſitzes, nämlich den des Eigentümers, der ſeine Sache 
an einen Pfandgläubiger, Erbbauberechtigten, Nießbraucher, Mieter oder dgl. ab⸗ 
gegeben habe, d. h. eine Beziehung des Eigentümers zur Sache, die kein Beſitz nach 
der Verkehrsauffaſſung, aber vom Rechte als Hilfsbegriff des Sachenrechts zur Er⸗ 
reichung gewiſſer Zwecke, beſonders bei dem Erwerbe, der Uebertragung und der 
Geltendmachung des Eigentums, mit Rechtswirkungen des Beſitzes bekleidet ſei, die 
römiſche civilis possessio, den juriſtiſchen Beſitz. 

Von dieſen Grundanſchauungen ausgehend, die als geſunde, den tatſächlichen 
Verhältniſſen und Bedürfniſſen durchaus angemeſſene einleuchten und anſprechen 
und geeignet erſcheinen, Licht und Klarheit in die Beſitzlehre zu bringen, wird in 
dem Buche der Beſitz und der Beſitzesſchutz des römiſchen Rechts ſowohl als des 
hierin auf dem römiſchen Rechte fußenden Bürgerlichen Geſetzbuches erläutert und 
unter Vergleichung beider Rechte eine ſorgfältige und ausführliche Darſtellung der 
einſchlägigen Quellenſtellen, der einzelnen Geſtaltungen des Beſitzes und des Beſttzes⸗ 
ſchutzes, des Rechtsbeſitzes, des Verhältniſſes des Beſitzes zum Eigentum und zu 
dem beſeſſenen Rechte ſowie der bezüglichen einzelnen Rechtsſätze, Rechtsinſtitute 
und Streitfragen gegeben. Alles, was bisher in der Beſitzlehre ungerechtfertigt 
und willkürlich oder unvollſtändig erſchien, jede Frage, die bisher zweifelhaft war, 
erfährt hier eine Löſung, die, ſelbſt wenn man ihr nicht in allem einzelnen bei⸗ 
treten könnte, wohldurchdacht erſcheint und in das Syſtem ſich in guter Ordnung 
einfügt. Die Darſtellung zeichnet ſich durch Klarheit und Leichtfaßlichkeit aus. 

Das Buch gibt der Beſitzlehre nicht nur vermöge ſeiner Fülle neuer Gedanken 
eine belebende Anregung, ſondern auch eine neue Grundlage und wird, wie fid 
auch Wiſſenfchaft und Praxis zu feinen einzelnen Ergebniſſen ſtellen mögen, von 
jedem folgenden Bearbeiter des Beſitzrechtes ſowohl als von jedem Praktiker, der 
ſich mit einer Beſitzfrage zu beſchäftigen hat, als eine der hervorragendſten Dar⸗ 
rin beachtet werden müſſen. Auch zum Studium iſt es angelegentlichſt zu 
empfehlen. 

München. Dr. A. Unger. 


3. Knetſch, W. Alfons, Dr. jur., Das Staats- und Ber: 
waltungsrecht von Sachſen-Weimar⸗Eiſenach, nebſt revidierten 
Grundgeſetz für das Großherzogtum Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach vom 15. Olt 
1850. Hannover (Dr. Max Jänecke, Verlagsbuchhandlung) 1909. Ungeb. 
5,60 M. 


Die Schrift erſcheint als 14. Band der von Landrichter Dr. F. Scholz und 
Oberregierungsrat Storck herausgegebenen „Bibliothek des öffentlichen Rechts“. 
Es läßt ſich nicht verkennen, daß nach einer dem heutigen Stand der Geſetzgebung, 
Wiſſenſchaft und Rechtſprechung genügenden Darſtellung unſeres geſamten öffent⸗ 
lichen Rechts ſchon ſeit langem ein ſtarkes Bedürfnis vorliegt. | 

Begreiflicherweiſe ſchlug ich, als ich bei der Durchſicht des Inhaltsverzeichniſſes 
einen Abſchnitt über das Oberlandesgericht Jena fand, dieſen gleich auf. Was ich 
da aber las, ließ mich nur den Kopf ſchütteln. Ein ſolches Durcheinander von 
Schiefheiten und Falſchheiten! Satz für Satz möchte man die Darſtellung richtig⸗ 
ſtellen. Falſch ſind z. B. die Angaben über die erſte und zweite juriſtiſche Prüfung. 
Die Referendarprüfung erfolgt nicht durch eine aus drei Mitgliedern beſtehende 
Kommiſſion, ſondern durch eine Kommiſſion, die der Zahl nach überhaupt nicht ge⸗ 
nau fixiert iſt; es gehören ihr ſämtliche ordentliche und außerordentliche Profeſſoren 
der Univerſität und mindeftens drei Richter des Oberlandesgerichtsbezirks an, auch 
dürfen Staatsanwälte und Rechtsanwälte zugezogen werden. Die Prüfung wird 
jeweils von vier Mitgliedern vorgenommen. Für die zweite juriſtiſche Prüfung 
iſt eine aus fünf (nicht aus acht!) Mitgliedern beſtehende Kommiſſion gebildet; die 
Prüfung nehmen jeweilig der Vorſitzende und zwei (nicht vier Mitglieder) vor 
Das alles hätte Knetſch in der Verordnung vom 22. Juli 1908 leſen können. 

Die Darſtellung ift mit dem Ausdruck ſalopp milde zenſiert. Ein Jurist 
darf nicht auf S. 92 vom Oberlandesgericht ſagen, daß es in Zivil⸗ od er Stuf 
ſenaten entſcheide, während er S. 94 ſagt, daß die Landgerichte in Zivil- und 
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Strafkammern entſcheiden. Der Ausdruck „Beſetzung“ wird von ihm bald (z. B. 
S. 96) für die Zahl der einem Gerichtskörper insgeſamt zugewieſenen Richter, bald 
(3. B. S. 92) für die Zahl der erkennenden Richter gebraucht. 

Unabſehbar iſt die Maſſe deſſen, was Knetſch nicht weiß, ſei es daß er von 
der Exiſtenz der betreffenden Materien überhaupt keine Ahnung hat, ſei es daß er 
es nicht für nötig hielt, ſich umzuſehen und Erkundigungen einzuziehen, um die 
ſich von ſelbſt aufdrängenden Fragen beantworten zu können. Noch nie iſt mir 
in meiner Tätigkeit als kritiſcher Mitarbeiter juriſtiſcher Fachzeitſchriften, z. B. der 
„Kritiſchen Vierteljahrsſchrift“, des „Zentralblattes für Rechtswiſſenſchaft“, der 
„Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern“ ꝛc. ein derartig unzulängliches Werk vor⸗ 
gekommen. An Oberflächlichkeit dürfte es ſeinesgleichen ſuchen. Imponiert hat 
mir nur der Mut, mit dem ſich der Verfaſſer an eine Aufgabe gewagt hat, der er 
nicht im entfernteſten gewachſen iſt. Gerade da, wo man etwas von ihm wiſſen 
will, behilft er ſich mit einem Achſelzucken. So heißt es S. 93: „Im übrigen 
(nämlich außer der reichsgeſetzlich geordneten ſachlichen Zuſtändigkeit) „kommt 
das Oberlandesgericht als „ein Landesgericht des Großherzogtums in Frage“. Was 
hinter dem „im übrigen“ ſteckt, weiß K. offenſichtlich ſelbſt nicht. Wenn er weiter 
z. B. nicht zu wiſſen ſcheint, daß man ein zuverläſſiges Bild von den Rechts⸗ 
verhältniſſen der katholiſchen Kirche im Großherzogtum nicht aus dem Geſetz vom 
7. Oktober 1823 (mit den Nachträgen) gewinnen kann, jo dürfen wir ihm das 
nicht übel nehmen. Denn wenn irgendwo, zeigt ſich hier die Schwierigkeit der 
Darſtellung des öffentlichen Rechts unſeres Großherzogtums. Die Beſtimmungen 
des Geſetzes ſtehen zum erheblichen Teil heute noch unangetaſtet auf dem Papier, 
während die Rechtslage durch die tatſächliche Geſtaltung der Beziehungen im Laufe 
der Jahrzehnte ein ganz anderes Geſicht angenommen hat. Auf S. 136 laſſen 
die Bemerkungen über das Grundbuchweſen die Frage aufſteigen, ob Knetſch nicht 
weiß, daß wir zurzeit noch überhaupt kein Grundbuch haben und vorausſichtlich 
noch auf lange Jahre hinaus uns ohne Grundbuch, vor allem mit dem Geſetze 
betreffend das Verfahren bei Uebertragung des Eigentums an Immobilien vom 
20. April 1833 und dem Pfandgeſetz vom 6. Mai 1839 werden herumſchlagen müſſen. 


Schlimmer aber als ſolcher Mangel an Kenntniſſen dünkt mich die Bequem⸗ 
lichkeit, die Herrn Knetſch die Beſchaffung leicht erreichbaren Wiſſensſtoffes unter⸗ 
laſſen ließ. Auch der Laie erfährt z. B. lieber, daß das Oberlandesgericht einen 
Präſidenten, zwei Senatspräſidenten und ſechzehn Räte hat, als daß es „eine 
Anzahl von Räten“ hat. Auch der Laie will ſich von Knetſch in einem Werk über 
Großherzoglich Sächſiſches Landesrecht nicht darüber belehren laſſen, unter welchen 
Vorausſetzungen nach den Reichsgeſetzen über die Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichte 
ſolche Sondergerichte geſchafft werden können. Er will wiſſen, ob und wo ſie 
im Großherzogtum errichtet worden ſind. Ueber alle ſolche Dinge hätte ſich Knetſch, 
ich möchte ſagen, auf einer Poſtkarte mit Rückantwort, Gewißheit verſchaffen können. 
Im Drange, möglichſt bald ſein Werk auf den Markt zu bringen, hat er auch 
davon Abſtand genommen, das neue Landtagswahlgeſetz abzuwarten. Dabei iſt 
das Vorwort erſt vom März 1909 datiert. Den bereits durch Miniſterialdekret 
vom 26. Februar 1909 dem Landtag übermittelten Entwurf, der übrigens, neben 
dem Landtagswahlgeſetz von 1906 ſtehend, die vorgeſchlagenen Aenderungen im 
Druck heraushob, auch nur anzuſehen und wenigſtens die wichtigſten geplanten 
Aenderungen in den „Ergänzungen“ S. VI. anzugeben, hielt er nicht für er⸗ 
forderlich. Daß wir „Blätter für Rechtspflege in Thüringen“ haben, in denen 
ſich viele wichtige öffentlichrechtliche Entſcheidungen und Aufſätze finden, ſcheint 
ihm ebenſo entgangen zu ſein wie die Tatſache, daß die Geſetzesmaterialien in den 
Landtagsverhandlungen gedruckt vorliegen. Manchmal weiß Knetſch allerdings auch 
mehr als iſt; wenn er ſich nämlich mit billigen Redensarten forthilft. So 
wirkt S. 99 für den, der die Prozeßſtoffe der Weimariſchen Gerichte kennt, 
überraſchend und beluſtigend, wenn Knetſch bemerkt: „Von großer (?) Bedeutung 
für die Rechtſprechung ſind der im Großherzogtum und in einer Reihe Thüringiſcher 
Staaten ins Leben gerufene Sachverſtändigenverein und die verſchiedenen (2) 
Sach verſtändigenkammern.“ ö 


Geradezu den Spott aber fordert heraus das zum Teil im ſchönſten 
Kaufmannsſtil („und ſoll“) geſchriebene Vorwort. Von geſchichtlichen Rückblicken 
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wurde danach abgeſehen „zur Vermeidung von Unklarheiten und in Anbetracht des 
rein praktiſchen Zwecks“. Der Verfaſſer hat es in der Tat auch fertig gebracht, 
die wahrlich ungewöhnlich komplizierte Geſchichte des Großherzogtums auf nicht 
einmal drei Seiten dieſes kleinen Formats zu bringen, ohne ſich etwa durch ge⸗ 
drängte Kürze auszuzeichnen. „Aus demſelben Grunde iſt es auch unterblieben, 
über die zahlreichen Streitfragen zu berichten, die ſich naturgemäß hinſichtlich 
wichtiger Rechtsvorſchriften herausgebildet haben.“ Auf die Frage, bei welchen 
Rechtsvorſchriften ſich Streitfragen herausgebildet haben und nach welchen Rich⸗ 
tungen ſie ſich bewegen, ſchweigt ſich Knetſch achſelzuckend aus. Als Meiſter un⸗ 
verbindlicher Redensarten erweiſt er ſich noch mehr durch den gleich folgenden Satz: 
„Den Nichtjuriſten, für den hauptſächlich dieſes Buch beſtimmt iſt, würde es zu 
weit führen, wollte man ihn über die Mannigfaltigkeit der Geſetzesauslegung in⸗ 
formieren.“ Dann geht es weiter: „Großen Wert legte der Verfaſſer dagegen 
auf eine überſichtliche Anordnung des Stoffes, und fol (1) das nachfolgende ein⸗ 
gehende Inhaltsverzeichnis dazu dienen, dem Leſer auf leichte Art ein Bild von dem 
gewaltigen (1) Verwaltungsorganismus eines Staates zu verſchaffen. Die Dar- 
ſtellung der Verfaſſung und Verwaltung ſelbſt mußte (2) entſprechend dem Zwecke 
des Buches kurz gefaßt werden. Es wurden nur diejenigen Materien eingehender 
behandelt, die dem Staatsbürger beſonders naheliegen und fein beſonderes In⸗ 
tereſſe genießen (Steuerpflicht, Landtag, Landtagswahl, öffentliche Inſtitute, Ge⸗ 
meindeangelegenheiten ꝛc.). Vielfach hat ſich der Verfaſſer bei den einzelnen 
Schilderungen eng an den Wortlaut des Geſetzes gehalten, dies um ſo mehr, als die 
weimariſchen Geſetze, Verordnungen ꝛc. nach Anſicht des Verfaſſers den unbedingten 
Vorzug genießen, in vorzügliche Klarheit und vor allem auch in Anwendung der 
Volksſprache ohne juriſtiſche Wortkünſteleien abgefaßt zu ſein.“ Nur ein ganz 
leichtgläubiger Leſer wird hinter den wichtigtuenden Sätzen das unfreiwillige Zu⸗ 
une der Schwäche nicht erkennen. Wer zu leſen verſteht, erſieht aus dieſem 
orwort, daß er nicht viel mehr zu erwarten hat als eine Umſchreibung des Wort⸗ 
lauts unſerer ausführlicheren Geſetze. Die aber kann ſich auch der Laie in den Aus⸗ 
gaben des Verlags von Böhlau beſchaffen. 
Mit einem Wort: Vor der Anſchaffung des übrigens ganz un verhältnismäßig 
teueren Werkes ſei gewarnt! 


4. Hübner, Rudolf, Profeſſor der Rechte in Roſtock. Grundzüge 
des Deutſchen Privatrechts. Leipzig, A. Deichertſche Verlagsbuch⸗ 
handlung Nachf. (Georg Böhme). 1908. 757 S. 12,50 M. 


Die Geſchichte des deutſchen Privatrechts ſelbſt lehrt, was heute unter deutſchem 
Privatrecht zu verſtehen iſt: „Erſt im Gefolge der Rezeption entſtand der techniſche 
Begriff „deutſches Privatrecht“ und ergab ſich die beſondere Aufgabe, die ihm als 
eigenem Zweig der deutſchen Rechtswiſſenſchaft zufällt.“ 

Eine dem gegenwärtigen Stande der Wiſſenſchaft und den heutigen Bedürf⸗ 
niſſen des Studiums entſprechende lehrbuchartige Darſtellung des deutſchen Privat⸗ 
rechts fehlte bisher. Das iſt Hübner ohne weiteres zuzugeben. Heute gilt es 
vornehmlich, das deutſche Privatrecht unter dem Geſichtspunkt einer Einführung in 
das geltende Reichsrecht darzuſtellen. Mit Recht hat danach Hübner eine weſentlich 
rechtsgeſchichtliche Behandlungsart befolgt. Er zeigt, wie die einzelnen Materien 
einer fortlaufenden Entwicklung unterlegen haben, die es von unbeholfenen, ein⸗ 
förmigen Anfängen in dem Steigen der materiellen und geiſtigen Kultur reicher 
Ausbildung entgegenführte. So rollt er jede Materie rechtsgeſchichtlich von den 
früheſten Anfängen bis zur Feſtſtellung der Stellungnahme des BGB. ab. 

Für unſeren Oberlandesgerichtsbezirk iſt Hübners Werk aber nicht bloß 
unter dem eben dargelegten Geſichtspunkt von Wert, ſondern vielfach auch als 
See in unſer Landesprivatrecht auf den ihm im EG. z. BGB. vorbehaltenen 

ebieten. 

In dem ſeit 1900 nur noch rechtsgeſchichtlich intereſſanten Kampf um das 
ſogenannte wiſſenſchaftliche Prinzip des deutſchen Rechts tritt Hübner gegen die 
von Eichhorn bis Gierke herrſchende Anſicht der Poſitiviſten, daß das deutſche 
Recht den Charakter eines Hl geltenden Rechts bewahrt habe, der Minderheit 
Albrecht, Gerber, Stobbe, Roth bei: „Richtig verſtanden, beſaß das deutſche 
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Privatrecht und feine Wiſſenſchaft keine unmittelbare praktiſche Anwendbarkeit für 
die Gerichte. Aber darum war ſeine Bedeutung ſelbſt für die gerichtliche Praxis 
keine geringe. Denn dieſes deutſche Privatrecht, dieſes, wie man zu ſagen pflegt, 
hypothetiſch gemeine Recht war ein unentbehrliches Interpretationsmittel für die 
einzelnen Beſtimmungen der Partikularrechte. Es bildete die notwendige deutſch⸗ 
rechtliche Einleitung in die Partikularrechte, deren geſamter Inhalt, losgelöſt von 
der Einſicht in die allgemeine Entwicklung der deutſchen Rechtsgedanken, nicht zu 
verſtehen war; es war die unentbehrliche Ergänzung zu der Pandektenwiſſenſchaft.“ 
So ſieht Hübner die heutige Aufgabe der Wiſſenſchaft des deutſchen Privatrechts 
darin, ſein Wachstum zu verfolgen, an der Hand der Quellen aller Zeiten und 
Gegenden, in denen das deutſche Recht lebendig war, ſein inneres Weſen zu er⸗ 
gründen: „denn“, wie Savigny ſagt, „eine Rechtswiſſenſchaft, die nicht auf dem 
Boden gründlicher hiſtoriſcher Kenntnis ruht, verſieht eigentlich nur Schreiberdienſt 
bei dem Gerichtsgebrauch“. 

Anerkennung verdient Hübners flüſſige und anſchauliche, vielfach mit Wärme 
erfüllte und durchgängig feſſelnde Art der Darſtellung. Mit hervorragender Klarheit 
legt ſie das oft weit ineinandergreifende Gewirre der deutſchen Rechtsbildungen 
auseinander, ſo, um nur ein Beiſpiel zu erwähnen, im 2. Kapitel des 1. Buches die 
juriſtiſchen Perſonen und die Perſonenverbindungen ohne Rechtsſubjektivität. Soweit 
es der Raum geſtattet, ſucht H. den Stoff durch Beiſpiele farbiger und lebendiger 
zu geſtalten. Anmerkungen gibt es erfreulich wenige. Sie bieten nur ſpärliche 
Literaturnachweiſe, in denen er grundſätzlich — und durchans richtig — nur das 
Wichtigſte und Neueſte hervorhebt, vielfach auch Quellenzitate, um dem Leſer die 
Ausdrucksweiſe unſerer alten und neuen Rechtsdenkmäler zu veranſchaulichen. | 
Das Werk kann vorbehaltlos empfohlen werden. 


5. Jahrbuch des Verwaltungsrechts, unter Einſchluß des 
Staatsverfaſſungs⸗, Staatskirchen⸗ und Völkerrechts bearbeitet und heraus⸗ 
gegeben von Prof. Dr. Stier-⸗Somlo in Bonn. 4. Jahrgang. Literatur, 
Rechtſprechung und Geſetzgebung des Jahres 1908. Berlin (Franz Vahlen) 
1909. 1026 S. 


Neben Neumanns ſchon heute für jeden Juriſten, Praktiker wie Theoretiker, 
unentbehrlichem „Jahrbuch des deutſchen Rechts“ ſteht nunmehr im 4. Jahr⸗ 
gange als eine nicht minder bedeutungsvolle Ergänzung Stier⸗Somlos „Jahrbuch 
des Verwaltungsrechts“. Dieſes faßt in der gleichen Weiſe, wie Neumann 
es für das Zivilrecht tut, für das Gebiet des öffentlichen Rechts die juriſtiſche 
Produktion in Jahresberichten, in gedrängten Auszügen aus der Literatur und 
gehaltreichen kurzen Berichten üver Rechtſprechung und Geſetzgebung, zuſammen, und 
zwar die in Büchern und Zeitſchriften verſtreuten Publikationen zum Verwaltungs⸗ 
recht im weiteſten Sinne, zunächſt alſo alles, was den Staat als ſolchen betrifft 
(auch Werke, die in die Verwaltungslehre, in die theoretiſche Politik, in die Finanz⸗ 
wiſſenſchaft und in die Sozialpolitik einſchlagen), dazu das geſamte Staatsverfaſſungs⸗ 
recht, Staatskirchenrecht, Völkerrecht und Agrarrecht, kurz, den geſamten Bereich 
deſſen, was wir in Deutſchland unter öffentlichem Recht verſtehen. Dabei ſind 
aber auch hiſtoriſche Materien berückſichtigt, z. B. in Bd. I S. 15—27 Max Lehmanns 
Biographie des „Freiherrn vom Stein“. 

Der erſte Hauptteil jedes Bandes gibt den Extrakt der öffentlich⸗ rechtlichen 
Literatur des einzelnen Jahres, wobei die Zeitſpanne nicht ängſtlich nach dem 
Kalender eingehalten zu werden pflegt. Die Berichte erſcheinen zum Teil, wie in 
Neumanns Jahrbuch, als Autorberichte; in immer ſteigendem Maße werden ſie 
aber um der Einheitlichkeit und des Gleichmaßes willen durch zuſammenfaſſende 
Darſtellungen einzelner Sachverſtändigen erſetzt. 

In ſolcher einheitlichen Weiſe werden die beiden anderen Hauptteile, Recht⸗ 
ſprechung und Öeletgebung, von angeſehenen Kennern bearbeitet, die Rechtſprechung 
natürlich nur inſoweit, als in ihr eine Fortbildung des beſtehenden Rechts, eine 
Abweichung von bisherigen Anſichten, eine Bereicherung der bisherigen Rechtsgrund⸗ 
ſätze liegt. Unter Geſetzgebung werden die im Rahmen des Werkes liegenden 
wichtigeren Geſetze und Verordnungen, auch bedeutſame Verfügungen des Berichts⸗ 
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jahres, ſyſtematiſch durch namhafte Autoren angezeigt. Die kleineren Staaten 
finden begreiflicherweiſe nach Rechtſprechung und Geſetzgebung nicht in jedem 
Jahrgang einen Platz. Auf dem Gebiete der Geſetzgebung werden dagegen all⸗ 
jährlich das Reich, Preußen, Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, Heſſen und 
Braunſchweig berückſichtigt. 

So greift die Berichterſtattung der einzelnen Jahrgänge ineinander. Daraus 
ergibt ſich, was Stier⸗Somlo ſchon im Vorwort zum 2. Jahrgang betont hat: daß 
das Jahrbuch in ſeinen aufeinanderfolgenden Bänden als ein Werk angeſehen werden 
möge, daß nur die verſchiedenen Jahrgänge in ihrer gegenſeitigen Ergänzung ein 
vollſtändiges Bild des verwaltungsrechtlichen Schaffens auf dem Gebiete der Literatur, 
Rechtſprechung und Geſetzgebung bieten können. 

Um von der Reichhaltigkeit des Werkes wenigſtens einen ſchwachen Begriff 
zu geben, verweiſe ich aus dem 4. Jahrgang darauf, daß z. B. in dem Abſchnitt 
Reichsverwaltungsrecht (S. 83—378) folgende Materien bearbeitet ſind: 
Arbeiterverſicherung, Privatverſicherungsrecht, Arbeiterſchutzrecht, Gewerberecht ein⸗ 
ſchließlich des Handwerker-, öffentlichen Handels⸗ und Induſtrierechts, Perſonen⸗ 
ſtandsrecht, Poſt⸗, Telegraphen⸗ und Fernſprechrecht, Reichsfinanzrecht, Steuerweſen, 
Zoll⸗ und Stempelrecht, Lotterie, Preßrecht, Zeitungsrecht, Kolonialrecht, Armen⸗ 
recht und Armenweſen (auch bayr. Armenrecht), Militärrecht, Völkerrecht und 
internationales Recht, Gerichtsorganiſation und Reform der Gerichte, Gewerbe⸗ 
und Kaufmannsgerichte. Der folgende Abſchnitt „Einzelſtaatliches Ver⸗ 
waltungsrecht“ (S. 379— 563) zerfällt in folgende Kapitel: Geſchichtliches, Be⸗ 
amtenrecht, Kommunen⸗ und Kommunalverbände, Verwaltungsſtreit⸗ und Zwangs⸗ 
verfahren, Polizeirecht, Fürſorgeerziehung, Schulrecht und Schulangelegenheiten, 
Eiſenbahn⸗, Wege⸗ und Kraftfahrzeugrecht, Waſſerrecht, Jagdrecht, Forſtpolizeirecht, 
Fiſchereiweſen, Feuerlöſchweſen, Baupolizeirecht, Enteignungsrecht, Steuerrecht, Etats⸗ 
und Rechnungsweſen, Lotterie, Sparkaſſen, Geſinderecht, Bergrecht, Medizinal⸗, 
Sanitätsweſen, Agrarrecht, Staatskirchenrecht. Die Rechtſprechung des Reichsgerichts 
wird unter 13 Ueberſchriften (S. 564 — 593), die des preußiſchen Oberverwaltungs⸗ 
gerichts in 21 Kapiteln (S. 600 — 745), die des Kammergerichts in 9 Kapiteln 
(S. 745— 779) dargelegt. 

Für die Juriſten von Thüringen und Anhalt ſei hier hingewieſen auf folgende 
Berichte: Es wird die Rechtſprechung von Coburg⸗Gotha durch Landrat von Baſſe⸗ 
witz Jahrgang II S. 983 f., die von Anhalt durch Regierungsrat Ganftenberg im 
Jahrgang II S. 984 ff., III S. 841 ff., IV S. 829 ff. mitgeteilt. Die Geſetzgebung 
der Thüringiſchen Staaten wird, wie folgt, berückſichtigt: 

Pe | a Bann (durch Regierungsrat Dr. Wuttig) Jahrgang III S. 968 ff., 
. 966 ff. 


IV 

b) Sachſen⸗Meiningen (durch Amtsrichter Dr. Göckel und Regierungsrat 
Oberländer) Sabrgarig II S. 1118 ff., IV S. 971 ff. 

c) Coburg⸗Gotha (durch Landrat von Baſſewitz) Jahrgang II S. 1112 ff., 
III S. 980 ff. 

5 (durch Regierungsrat Ditel) Jahrgang III S. 985 ff., IV 
S. 981 ff. 

e) Schwarzburg⸗Rudolſtadt und Schwarzburg⸗Sondershauſen (durch Geheimen 
Regierungsrat Langbein) Jahrgang IV S. 991 ff., S. 993 ff. 

Für Anhalt ſiehe Jahrgang II S. 1122 ff., III S. 998 ff., IV S. 984 ff. 

Gerade den Thüringiſchen Juriſten aber ſei das Werk angeſichts der Be⸗ 
ſtrebungen zur Erlangung eines gemeinſchaftlichen Thüringiſchen Oberverwaltungs⸗ 
gerichts und damit hoffentlich auch eines einheitlichen Verwaltungsſtreitverfahrens 
in allen Thüringiſchen Staaten — Hoffnungen, die das Jahr 1911 erfüllen möge! — 
mit beſonderer Dringlichkeit ans Herz gelegt. — 

Der fünfte Jahrgang iſt ſoeben in zwei Teilen erſchienen. Am Syſtem des 
Ganzen iſt damit nichts geändert. Nach dem erprobten Rezepte wird (in Teil 1) 
die Literatur des Jahres 1909 gegeben und ſodann (in Teil 2) die Rechtſprechung 
und die Geſetzgebung des Jahres 1909. Ueber die Geſetzgebung der Thüringiſchen 
Staaten berichten Wuttig (Großherzogtum Sachſen) S. 469 ff., Göckel (Meiningen) 
S. 475 f., Ditel (Altenburg) S. 476 ff., Schwartz (Rudolſtadt) S. 48 7 ff., Langbein 
(Sondershauſen) S. 489. Das Werk kann ſchon um ſeiner vortrefflichen In⸗ 
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halsangaben oft umfangreicher Monographien nicht warm genug empfohlen werden. 
Aus dem neueſten Jahrgange verweiſe ich z. B. nur auf die Inhaltsangabe 
des 2. Bandes von Ernſt v. Meier, Franzöſiſche Einflüſſe auf die Staats⸗ und 
Rechtsentwicklung Preußens im 19. Jahrhundert (S. 109—116) und Erich Marcks 
Bismarck (S. 119— 121). 


6. v. Inama⸗Sternegg, Dr. Karl Theodor, Deutſche Wirt⸗ 
ſchaftsgeſchichte bis zum Schluß der Karolingerperiode. 
Zweite verbeſſerte und vermehrte Auflage. Leipzig (Duncker & Humblot) 
1909. 755 S. 20 M. 


Wenige Tage vor ſeinem Tode (28. November 1908) hat Inama das Manu⸗ 
ſkript des 1. Bandes als vollſtändig druckfertig bezeichnet. Die Korrekturen hat er 
ſelbſt noch bis zur Hälfte des Bandes beſorgt. Hoffentlich erfahren auch die 2 (3) 
folgenden Bände des Werkes, dem Inama nahezu die Hälfte ſeines Lebens gewidmet 
hat, eine neue Auflage, wenn auch bei ihnen, je jünger ſie ſind, das Bedürfnis 
zurücktritt. Das Vorwort des Sohnes — das übrigens leider durch Schweigen 
die Frage, ob Inama, was uns ſein letztes Vorwort (zum 2. Teil des 3. Bandes) 
vom April 1901 erhoffen ließ, es noch möglich machen würde, in einem weiteren 
Vande die einheitlichen Züge der deutſchen Wirtſchaftspolitik der neueren Zeit dar⸗ 
zuſtellen, verneint — bemert, daß eine Neuauflage der weiteren Bände in Ausſicht 
genommen ſei, daß jedoch die näheren Umſtände, unter denen ſie erfolgen könne, 
noch einer eingehenden Prüfung unterzogen werden müßten. 


Wie ſehr der erſte Band nach einer neuen Bearbeitung verlangte, ergibt ſchon 
das Jahr ſeines Erſcheinens 1879. Welchen Aufſchwung hat die Erforſchung der 
deutſchen Wirtſchaftsgeſchichte in dieſen dreißig Jahren genommen, gerade angeregt 
durch Inama! So iſt der Band auch von 527 auf 720 Seiten angewachſen, 
woran ſich jetzt noch, neu, ein eingehendes Sachregiſter (S. 721— 755) ſchließt. 

Den Inhalt hat Inama ſelbſt (im Vorwort zum 1. Teil des 3. Bandes, 
der die deutſche Wirtſchaftsgeſchichte durch die letzten Jahrhunderte des Mittelalters 
führt) gar beſcheiden dahin gewürdigt: „Nur ſchattenhafte Umriſſe hat die Dar⸗ 
ſtellung der älteſten Zeiten bieten können, welche die Zuſtände nur ahnen, ihre 
allmähliche Entwicklung nur vermuten laſſen; der Konſtruktion war reicher Spiel⸗ 
raum gewährt, und Hypotheſen, teilweiſe auf unſicheren Grundlagen, mußten ein⸗ 
geführt werden, wenn überhaupt reale Vorſtellungen von den Dingen gewonnen 
werden ſollten. Die Karolingerzeit bietet ſchon ſcharf hervortretende große Züge, 
die aber im einzelnen noch ſehr an Realität und Leben zu wünſchen übrig laſſen; 
deutliche Bilder, die aber doch nur wie Bergſpitzen aus dem undurchdringlichen 
Nebel der Niederungen emporragen und in ihrem Zuſammenhange wie in ihren 
Unterlagen nur vermutet werden können. Der wirtſchaftliche Grundton der Karo⸗ 
lingerzeit iſt unverkennbar; aber wie der Orgelpunkt einer großen Kadenz die 
mannigfachſten Harmonien und Modulationen zuläßt, ſo bleibt es noch immer 
Beruf des Geſchichtsſchreibers, die Harmonie der karolingiſchen Wirtſchaftsordnung 
zu ſuchen“. Ob Inama heute im Hinblick auf das gewaltige Material, das ſeitdem 
beſchafft und von ihm in die neue Auflage hineingearbeitet worden iſt, wieder ſo 
ſchreiben würde? 


Wir dürfen uns darauf beſchränken, außer dieſer Bereicherung des Inhalts, 
der Vervollkommnung in der Beherrſchung und Verarbeitung der Materie, noch die 
Vollendung in der Kunſt der Darſtellung dankbar hervorzuheben. Wenn Inama 
im Vorwort zu III, 1 die phantaſievolle Verbindung der erkannten Tatſachen zu 
einem den großen Zügen des Volksgeiſtes entſprechenden Geſamtbilde das Grund⸗ 
recht des Hiſtorikers nannte, ſo müſſen wir hinzufügen, daß der poetiſche Einſchlag 
bei Inama am ſtärkſten in der glänzenden Schilderung zutage tritt. Bei aller 
Schlichtheit ſtellt Inama die nicht gerade leichte Materie in einem ſo flüſſigen Stile 
derart anſchaulich dar, daß man immer wieder erſtaunt und erfreut den Schwung 
eines Dichters ſpürt. Die Liebe zum Gegenſtande treibt ihn voller Begeiſterung 
vorwärts. Die Geſchichte der deutſchen Volkswirtſchaft 0 ihm „wie die keines 
anderen Kulturvolkes ſo eigenartig und frei von fremden Kultureinflüſſen entſtanden, 
dann ſo intereſſant in der Verwertung der Reſte einer alten wie der Kulturelemente 
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einer neuen Weltanſchauung geweſen, ſchließlich jo maßgebend für die Kulturgeſchichte 
von Europa geworden“. 
Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


7. Scherer, Dr. M. (Rechtsanwalt beim Reichsgericht in Leipzig), 
Die Verſchiedenheiten des Schweizeriſchen 36 B. und des 
deutſchen BGB. Zürich (Orell Füßli) 1909. 48 S. 0,60 M. 


Sch. gefälliges Büchlein im Abdruck aus der Zeitſchrift des Internationalen 
Anwalts⸗Verbandes begreift auch das dem ſchweizeriſchen ZGB. demnächſt einzu⸗ 
verleibende ſchweizeriſche Obligationenrecht von 1881/83; es folgt der Reihenfolge 
des Schw3GB. und gibt nur von denjenigen Vorſchriften des ZGB. und Schw. 
OblR. den Wortlaut wieder, welche vom deutſchen Recht weſentlich abweichen; 
von den nur unweſentlich abweichenden teilt es den Inhalt nur im allgemeinen mit. 


8. Schücking, Walther (Prof. der Rechte zu Marburg), Die Dr: 
ganiſation der Welt. Leipzig (Alfred Kröner) 1909. 48 S. 1 M. 


„Organiſation der Welt“ ſoll ſo viel heißen als Rechtsverband aller Staaten 
der Erde, und die fünf Kapitel der Schrift tragen daher die Ueberſchriften: Der 
Weltſtaat der Antike, Der Weltſtaatsgedanke des Mittelalters, Neue Organiſations⸗ 
ideen des ausgehenden Mittelalters, Das Zeitalter der Desorganiſation, Das Zeit⸗ 
alter der wiederangeknüpften internationalen Organiſation. — So kommen denn, 
bald kürzer bald weiter, zur Darſtellung die Welteroberungspläne des frühen Oſtens, 
das Weltbürgertum der Cyniker und der Stoa, das römiſche Reich, die Reiche der 
Karolinger, Ottonen und Hohenſtaufen, Dantes „Monarchie“, Die Bulle Unam 
sanctam, Peter Dubois, De recuperatione Terrae sanctae, die Vorſchläge des 
huſſitiſchen Böhmenkönigs Georg Podiebrad, die Beſtrebungen Karls V., Heinrichs IV. 
und Ludwigs XIV., Campanellas Civitas solis und Monarchia Hispanica, „der 
wahrhafte Katholiſche“ des Landgrafen Ernſt II. von Heſſen⸗Rheinfels, die Discours 
politiques et militaires von De la Noue, die Projekte von Sully und St. Pierre, 
die Theorien von Hugo Grotius, Chriſtian Wolff und Kant. 

Sch. hofft, daß in nicht zu ferner Zeit ein Welt⸗Staatenbund kommt. In 
der letzthin erfolgten Erſtarkung und Anerkennung des nationalen Gedankens ſieht 
er um deswillen kein Hemmnis, weil er meint, es würden dadurch Eroberungskriege 
mehr oder weniger ausgeſchloſſen ſein; er gründet aber ſeine Hoffnung insbefondere 
auf die immer mehr wachſende und immer mehr zu allgemeiner Anerkennung ge⸗ 
langende Zunahme der Gemeinſchaft internationaler Intereſſen und den groben 
Fortſchritt, welchen die Wiſſenſchaft des Völkerrechts und das Völkerecht ſelbſt feit 
den letzten Jahrzehnten, insbeſondere durch die Haager Konferenzen, macht. Daß 
zu dieſem Fortſchritt deutſche Staatsgewalt und deutſche Wiſſenſchaft verhältnis⸗ 
mäßig wenig getan habe, ſagt und bedauert er. 


9. Schmoller, Guftav, Skizze einer Finanzgeſchichte von 
Frankreich, Oeſterreich, England und Preußen (1500 — 1900). 
Hiſtoriſche Betrachtungen über Staatenbildung und Finanz⸗ 
entwicklung. (Sonderabdruck aus dem Jahrbuch für Geſetzgebung, Ver⸗ 
waltung und Volkswirtſchaft im Deutſchen Reich. Jahrgang 38 Heft 1.) 
Leipzig (Duncker und Humblot) 1909. 64 S. 1 M. 

Die Schrift erfüllt jede Erwartung, zu welcher der Name des Verfaſſers 
veranlaſſen kann, und verdient von jedem gebildeten Deutſchen geleſen zu werden; 
eine Menge des Intereſſanten enthält ſie insbeſondere auch für den am öffentlichen 
Recht intereſſierten Juriſten. 


10. Eheberg, Dr. R. Th. (Prof. an der Univerſität Erlangen), 
Das Reichsfinanzweſen, ſeine Entwickelung, ſein heutiger 
Zuſtand, ſeine Ausgeſtaltung. Bonn (Deutſche Vereinigung) 1909. 
56 S. 0,90 M. | | 
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: Die fo außerordentlich wichtigen und auch dem politifierenden Deutſchen 
verhältnismäßig ſo ungenügend bekannten Gegenſtände der Schrift ſind ſo klar und 
gefällig dargeſtellt, daß ſicher die große Mehrzahl der Leſer das Grauen vor Zahlen 
Bier überwinden wird. Die Schrift behandelt getrennt Ausgaben, Einnahmen, 
Matrikularbeiträge und Ueberweiſungen, Reichsſchulden, Ausgeſtaltung der Reichs⸗ 
finanzen; ſie empfiehlt hauptſächlich Ausbau der Erbſchaftsſteuer und Reform der 
Matrikularbeiträge, hinſichtlich letzterer insbeſondere einen Ausgleichungsfonds. 


11. Wuttke, Dr. Robert (Prof. zu Dresden), Reichsfinanzen und 
Landes finanzen. Vortrag gehalten zu Dresden am 12. Februar 1909. 
Leipzig (Teubner) 1909. 34 S. 1 M. 


Uebrigens den Schriften von Schmoller und Eheberg wohl nicht gleichwertig 
zu erachten, übertrifft dieſes Gehe⸗Stiftung⸗Werkchen ſie an Reichhaltigkeit von 
Angaben über die Finanzen einzelner Bundesſtaaten. 


12. Mahler, Karl, Die Programme der politiſchen 
Parteien in Deutſchland, zuſammengeſtellt. Leipzig (O. Grack⸗ 
lauer 1909. 78 S. 0,75 M. 


Von 28 politiſchen Parteien werden hier Programme, Auszüge aus Pro⸗ 
grammen oder, wo Programme nicht bekannt gegeben, ſonſtige, wie es ſcheint, un⸗ 
parteiiſche Nachrichten gegeben. 


13. Meurer, Chriſtian, Dr. jur. et phil. (Prof. an der Univerſität 
zu Würzburg), Luftſchiffahrtsrecht. (Abdruck aus den Annalen des 
Deutſchen Reichs von 1909, H. 3.) München und Berlin (J. Schweitzer) 
1909. 41 gr. S. 1,50 M. 

M. berichtet über die Anſichten und Beſtrebungen der mit Schaffung eines 
Luftſchiffahrtsrechtes beſchäftigten Gelehrten und gelehrten Vereinigungen (S. 1—4) 
und gibt ſodann eine „grundſätzliche“, eine „privatrechtliche“, eine „ſtaatsrechtliche“, 
eine „ſtrafrechtliche“, eine „kriegsrechtliche“ Würdigung derſelben (S. 4 fg., 13 fg., 
18 fg., 27 fg., 36 fg.). Er will weder von allgemeiner Luftfreiheit noch von all» 
gemeiner Analogie des Rechts der Küſtengewäffer etwas wiſſen, auch nicht Rechts⸗ 
und Wachtkreiſe nach Schießweiten der Kanonen oder Steilgeſchütze berechnen, ſondern 
nimmt Staatshoheit vom Erdboden bis in alle Himmelshöhen hinauf und unter 
Berufung auf § 905 BGB. Grundeigentum bis zu gleicher Höhe an, beides aber 
beſchränkend durch eine geſetzliche Unzuläſſigkeit von Verboten, an welchen Staat 
oder Grundbeſitzer kein Intereſſe haben. Die hiernach zu ziehenden Grenzlinien 
möchten, meint M., ſchon durch die 88 227, 823, 904, 905, 965 BGB. gegeben 
fein, wenn man fic) nur entſchließen könne, eine Schadenhaftung ohne Verſchulden 
aus allerhand Analogien abzuleiten (S. 13— 16); nach Anſicht des Berichterſtatters 
würden Analogien gar nicht erforderlich ſein, ſondern es möchte eine geſetzliche 
Pflicht Eingriffe in Hoheit oder Eigentum zu dulden im Zweifel nur auf Duldung 
gegen Erſatz etwaigen Schadens zu verſtehen ſein. 

M. ſieht weiter als Vorbild für demnächſt völkerrechtlich zu vereinbarende 
Einzelſatzungen des Luftſchiffahrtsrechts die Vorſchriften über drahtloſe Telegraphie 
an (S. 50 fg.), will auch hier Staatsſchiffe und Privatſchiffe unterſcheiden und 
letztere nur als nationale zulaſſen (S. 22 fg.), verlangt Konzeſſionspflicht und 
Befähigungsnachweis (S. 24 fg.), geſteht den Staatsſchiffen Exterritor ialität und 
den Privatſchiffen für den Gerichtsſtand mit Ausnahme von Staatsverbrechen 
Flaggenrecht zu (S. 27 fg.), erachtet für alle Schiffe Angriff auf unverteidigte 
Orlſchaſten als verboten (S. 36), zweifelt, ob Schiffe Geſchoſſe ſollen werfen dürfen 
(S. 36), rechnet dagegen als Luftkriegsſchauplatz nur das freie Luftmeer (S. 36/37). 

In den Grundlagen weicht alſo M. von Grünwalds in den Thür Bl. von 
1908 S. 151/152 angezeigter Schrift lediglich formell ab. 


14. Poſadowsky⸗Wehner, D. Dr. Graf A. (Staatsminiſter), Luxus 
und Sparſamkeit; ein Vortrag. Göttingen (Vandenhoeck und Ruprecht) 
1909. 24 S. 0,75 M. 
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Der Vortrag, am 2. Juni 1909 auf der 20. Tagung des evangeliſch⸗ſozialen 
Kongreſſes zu Heilbronn auf Aufforderung von deſſen Vorſitzenden Harnack gehalten, 
rechtfertigt zuvörderſt die Grundſätze der modernen Sozialpolitik als nach chriſtlicher 
Sittlichkeit für die jetzigen Verhältniſſe angemeſſen und notwendig, und ſtellt ſodann 
eine weiſe Sparſamkeit als Maß des Luxus, gemäßigten Luxus aber als kultur⸗ 
förderlich dar; dabei erfährt die bisherige Finanzwirtſchaft des Reiches gelegentlich 
die wohlverdiente Mißbilligung. i 


15. Stauff, Ph. (Enzisweiler), Das Duell. Gautzſch bei Leipzig 
(J. Dietrich) 1908. 12 S. 0,25 M. 


Dieſe Nr. 175 der Sammlung „Kultur und Fortſchritt“ läßt das heutige 
Duell aus Fehde, Turnier und frühmittelalterlichen Gerichtsverfahren zu einem 
wohlbegründeten Vorrecht des deutſchen Adels entſtehen und hat für dasſelbe anßer 
ſolcher Entſtehung noch die folgenden Gründe: 1) das Duell ſei noch nicht überflüſſig 
geworden; Beweis: ſonſt würde es ſchon verſchwunden ſein (S. 6); 2) der jetzige 
Grundſatz einer Gleichheit aller vor dem Geſetz mache es unmöglich, der Beleidigun 
durch einen Offizier u. dgl. und der gleichen Beleidigung durch ein Hökenwei 
u. dgl. entſprechend der verſchiedenen Schwere und Bedeutung derſelben gerechte 
gerichtliche Sühne zuteil werden zu laſſen (S. 7, 8/9 9/10). 3) Mitglieder höherer 
Stände, berufen „im gleichen ſozialen Kreiſe unter den Augen der Standesgenoſſen 
und des ganzen Volkes zu wirken“, könnten, in einen Ehrenhandel miteinander 
geraten, „nicht mehr nebeneinander wirken“ (S. 7/8). 4) Duellpflichtigkeit 
erziehe zu überlegtem Reden und Tun (S. 9 oben und S. 10/11). 5) Duell 
ſchließe derartige Skandale, wie den Moltke⸗Harden⸗Prozeß aus (S. 11/12). 


16. Hellwig, Dr. Albert (Kammergerichts⸗Referendar), Verbrechen 
und Aberglaube, Skizzen aus der volkskundlichen Krimina⸗ 
liſtik. Leipzig (B. G. Teubner) 1908. 134 S. 

In dieſem 212. Bändchen der rühmlichſt bekannten „Sammlung wiſſenſchaft⸗ 
lich⸗gemeinverſtändlicher Darſtellung“ „aus Natur und Geiſteswelt“ ſind aus allen 
möglichen Zeitſchriften, Zeitungen, Büchern und Akten mit wahrem Bienenfleiß 
unendlich viele Nachrichten zuſammengetragen über „moderne Hexenprozeſſe, Vampir⸗ 
glaube, Beſeſſene und Geiſteskranke, Wechſelbälge, Sympathiekuren, Geſundbohren, 
Blut und Menſchenfleiſch als Heilmittel, Totenfetiſche, Wahrſagen, verborgene 
Schätze, Bauopfer, Prozeßtalismane, Meineidszeremonien, Kindesraub durch Zigeuner“; 
insbeſondere werden behandelt moderner Hexenglaube, Bezichtigung der Hexerei, 
Mißhandlung und Mord vermeintlicher Hexen, Betrug und Diebſtahl mit Hilfe des 
Hexenglaubens, Leichenſchändung aus Vampirglauben, Exorieismus, Mißhand⸗ 
lungen Beſeſſener, Teufelsaustreibungen mit tödlichem Ausgang, Mißhandlung und 
Tötung unregelmäßig geſtalteter Kinder, Diebſtähle ſympathiſcher Mittel, religiöſe 
Praktiken ſog. weiſer Frauen, Geſundbeterei, ſpiritiſtiſche Kurpfuſcherei, Backen, 
Räuchern und Kochen von Kranken, Einpflöcken von Krankheiten in Bäume, Mord, 
Körperverletzung und Leichenſchändung aus Blutaberglauben, Diebſtahl, Leichen⸗ 
ſchändung und Mord Talismanes halber, Vermögensverluſt, häuslicher Unfriede, 
Selbſtmord infolge von Prophezeiungen, myſtiſches Verfahren gegen Diebe und 
ſchuldlos verdächtigte Leute, Menſchenopfer für Schutzgraben und für Bauten, Gerichts⸗ 
ſegen, Himmelsbriefe, Blitzableiter und Sündenböcke beim Schwur. 

Man muß ſtaunen, wie viel Blödſinn und Beſtialität noch heute ſich findet 
in ſo vielen Gliedern der europäiſchen Kulturvölker. Sicher wird auch derjenige, 
welchen ſein Beruf ganze Jahre mit dem Aberglauben verſchiedener Gruppen ſeiner 
Umgebung in Berührung, ſelbſt in Kampf gebracht hat, in dem kleinen Werke 
viel Belehrung finden; ob er den eingeſtreuten Anſichten des Verfaſſers immer zu- 
ſtimmen wird, iſt eine andere Frage. 


17. Cuno (Oberbürgermeiſter), Der Dienſtvertrag der techniſchen 
Angeſtellten in gewerblichen Betrieben. 38 S. 

Fuld, Adolf (Rechtsanwalt), Der Dienſtvertrag der Bureau: 
beamten der Rechtsanwälte. 6 S. | 
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Sohlich, Karl (Redakteur), Der Erfinderſchutz der techniſch⸗ 
induſtriellen Beamten. 32 S. 

Potthoff, Dr. Heinz (M. d. R.), Einheitliches Privatbe⸗ 
amtenrecht. Jena (Guſtav Fiſcher) 1909. 52 S. 0,90 M. 

Von dieſen vier zu Heft 27 der Schriften der Geſellſchaft für ſoziale Reform 
vereinigten Abhandlungen beſpricht die von Cuno in ihrer erſten kleineren Hälfte 
die beſtehenden Rechtsvorſchriften insbeſondere diejenigen über den Geltungsbereich, 
die gegenſeitigen Pflichten, die Vertragszeit und das Zeugnis, ſodann die tatſächlichen 
Anſtellungsverhältniſſe, ſowie die Wünſche der Angeſtellten und die ſonſtigen 
Reformvorſchläge; in ihrer zweiten, größeren Hälfte gibt fie eine Kritik der 
Vorſchläge ſowie ein eigenes eee Die Arbeit muß für eine hervorragende 
Leiſtung erachtet werden. 

Die Fuldſche Abhandlung ſtellt gleichfalls zunächſt das beſtehende Recht 
dar und wünſcht ſodann dazu lediglich Zuſätze betreffs der Lehrverträge nach SS 76 fg. 
HGB. und der Krankheitsfällen nach § 63 HGB. 

Die Abhandlung von Sohlich behandelt den gegenwärtigen Rechtszuſtand 
und ſeine Folgen, Reformvorſchläge ſowie Hauptpunkte der Reſorm und fordert 
Nennung des Erfinders und Beteiligung desſelben am Gewinn, bleibt alſo mit 
ihren Forderungen erheblich zurück hinter den Beſchlüſſen des 29. Deutſchen Ju⸗ 
riſtentags, wie fie aus deſſen Verhandlungen Bd. 5 S. 802 fg. zu erſehen find; 
fie enthält mehr Fachliteratur als die in B. 1 S. 18 fg. und B. 2 S. 253 fg. dieſer 
Verhandlungen abgedruckten Gutachten, ſteht dieſen ſonſt aber nach. 

Die Potthoffſche Abhandlung ſtellt die Verſchiedenheit des für die ver⸗ 
ſchiedenen Arten von Privatbeamten geltenden privaten und ſozialen Rechtes dar 
und verlangt nicht nur in dieſer Beziehung einheitliches Recht, ſondern auch ein⸗ 
8 Recht für Privatbeamte und Arbeiter hinſichtlich Arbeitsvertrag und Ver⸗ 
icherung. 


18. Neher, U. Otto (Dr. der Staatswiſſenſchaften), Zur Lage 
der weiblichen Dienſtboten in Stuttgart, auf Grund einer En⸗ 
quete dargeſtellt. Ellwangen 1908. 21 S. 0,25 M. 

Dieſe unparteiiſche und auf gediegenen Nachforſchungen beruhende ſtatiſtiſche 
Darſtellung wird ſicher von jedem gern De werden, der wirtſchaftliches, ſittliches 
oder juriſtiſches Intereſſe an der Dienſtbotenfrage hat, auch wenn er nicht gerade 
in des Verfaſſers Schlußruf einſtimmt: „Organiſiert euch, organiſiert euch alle!“ 


19. v. Kalckſtein, W. (Bremen), Unentgeltliche Rechtsaus⸗ 
Lunftsftellen für Unbemittelte. Nr. 241 aus „Kultur und Fort⸗ 
ſchritt.“ Gautzſch (Felix Dietrich) 1909. 18 S. 0,25 M. 

Unentgeltliche Rechtsauskunftsſtellen ſind ſicher eine beſonderes erfreuliche Er⸗ 
ſcheinung der Neuzeit; man muß aber auch ihre Bedeutung nicht überſchätzen oder ſie gar 
zu einer der Rechtsanwaltſchaft ebenbürtigen öffentlichen Einrichtung mit ſtudierten 
Volkswirtſchaftlern als Vorſtehern und Rechtsanwälten als deren Gehilfen und 
Lehrlingen ausgeſtalten wollen. 


20. Göſſer, Otto (Vorſteher des Sekretariats des Kgl. Gewerbegerichts 
und des Kaufmannsgerichts für den Induſtriebezirk M.⸗Gladbach⸗Rheydt), 
Das gewerbliche Arbeits- und Lehrverhältnis; ein praktiſches 
Handbuch für Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Berlin (Alfred Unger) 1909. 
68 S. 1 M. 


Das Buch berückſichtigt weder Akkord noch Tarifvertrag, iſt aber im übrigen, 
was es zu ſein verſpricht. 


21. Braecklein, Dr. William, Vorſitzender des Gewerbe⸗ und 
Kaufmannsgerichts in Breslau, Der gewerbliche Arbeitsvertrag. 
Ein Ratgeber für Arbeitgeber und Arbeitnehmer, mit dem Muſter einer 
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Arbeitsordnung als Anhang. Nr. 120 von Hillgers Volksbüchern. Berlin 
und Leipzig (Hermann Hillger) 1909. 54. S. 0,30 M. 
Ein gleichfalls zu empfehlender Ratgeber. 


22. Pritzl, Joſeph (Kgl. LG.⸗Sekretär zu Nürnberg), Die Rechts⸗ 
verhältniſſe der Bienen oder Immen nach dem BGB. Zweite, 
verbeſſerte und erweiterte Auflage. Berlin (Fritz Pfenningſtorf) 1909. 
53 S. 0, 75 M. 

Die kleine Schrift, von welcher einzelne Stücke bereits in Seuff. Bl. von 
1901 Nr. 26 erſchienen ſind, behandelt 1) die Bienen und deren Zucht im all⸗ 
gemeinen, 2) Literatur und Satzungen über die Bienen und ihre Produkte, 3) BGB. 
und geltendes Recht, 4) Recht zur Bienenhaltung, 5) Beläſtigungen und unzu⸗ 
läſſige Einwirkungen auf Nachbargrundſtücke durch Bienen, 6) Aufſtellen und An⸗ 
pflanzen von Bienenſchädlingen, 7) Rechte des Nutznießers, 8) Eigentum, 9) Herren⸗ 
loſigkeit, 10) Natur der Bienen, 11) Bienenſtand, 12) die Einheitlichkeit des Schwarmes, 
13) Schwärmen und das Naturganze des Auszugs und Verfolgung, 14) Zueignung 
herrenloſer Schwärme, 15) Verfolgung des Schwarmes ſeitens des Eigentümers, 
16) das Einfangen des Bienenſchwarms, der in eine fremde, nicht beſetzte Wohnung 
eingezogen, 17) Vermiſchung von Schwärmen, 18) Auseinanderſetzung der Miteigen- 
tümer vom Geſamtſchwarme, 19) Einzug des Schwarmes in eine fremde beſetzte 
Bienenwohnung, 20) Haftung der Bienenwirte für Beſchädigung und Verletzuung 
te Bienen, 21) ſtrafrechtliche Verfolgung wegen körperlicher Beſchädigung durch 

ienen. a 

Nicht ganz klar erſcheint Nr. 12, nach welcher die einzelne Biene nicht 
Gegenſtand eines Eigentums ſein ſoll, und die in den Nr. 4 und 5 behandelten 
Fragen dürften wohl beſſer aus dem öffentlichen Recht, als aus dem Privatrecht 
zu löſen ſem; im übrigen kann der Berichterſtatter die Rechtsanſichten des Ver⸗ 
faſſers nur billigen. 


23. Ipſen, Joh. (Landgerichtsdirektor), Gottesläſterung und 
Beſchimpfung der Religionsgeſellſchaften. Hamburg (Schloeß⸗ 
mann⸗Fick) 1909. 36 S. 0,60 M. Pe ue 

Die in jeder Beziehung ausgezeichnete Schrift enthält nicht nur, was ihr 
Vorwort allein verheißt, einen Bericht über den Stand des Streites um § 166 StOB, 
ſondern auch eine ruhige und rückſichtsvolle Kritik der in dieſem Streit heruot- 
getretenen Meinungen, ſowie einen Abriß der Geſchichte der Verbrechen der Gottes⸗ 
lafterung und Religionsverachtung. J. will § 166 ſtark verbeſſert beibehalten. 


24. Frank, Reinhard, Vergeltungsſtrafe und Schutzſtrafe; 
die Lehre Lombroſos. Zwei Vorträge. Tübingen (J. C. B. Mohr) 
1909. 41 S. 0,80 M. 

Der erſte Vortrag des Tübinger Strafrechtslehrers (S. 3—25) gibt einen 
trefflichen Ueberblick über die Strafrechtstheorien, welche Vergeltung oder Schutz 
auf ihre Fahne ſchreiben, und zeigt, wie mancher der einen Partei, mancher det 
anderen grundſätzlich gar nicht fo fern ſteht, wie fie beide meinen, Vergeltung fit 
abst J ne t, Schuß durch Bekämpfung der Verbrechen als den Zweck der Strafe 
erklärend. 

Der zweite Vortrag (S. 26—41) führt aus, Lombroſo erkläre die Verbrecher 
weder alle für Irre noch für geborene Verbrecher, ſondern nur manche Verbrecher 
für körperlich zu ihren Verbrechen unabwendbar veranlagt und die ſchlimmeren Ver⸗ 
brecher für ataviſtiſch in die einſtige Wildheit der Menſchengeſchlechter zurückgefallen. 

25. Pomme, Dr. jur. Erich, Die Vorſtellungstheorie und 
ihre Logik. Drei ſtrafrechtlich⸗kritiſche Skizzen. Berlin (R. Trenkel) 1908. 
32 S. 1,50 M. 

„ P. legt Widerſprüche dar, welche fic) ergeben, wenn man, wie neuerdings 
meiſt geſchieht, nicht den Willen, ſondern die Vorſtellung zur Hauptſache macht 
der Definition der Straftat. 1 14 
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26. Heim berger, Prof. Dr. Joſeph, Was dürfen wir von 
einem neuen StGB. erwarten? Leipzig (Deichert) 1909. 28 S. 
0,60 M. 

Die Antwort dieſer am 27. Januar 1909 in der Bonner Univerſitäts⸗Aula 
gehaltenen Feſtrede geht dahin: leider die Todesſtrafe, wohl nicht die Prügelfirafe, 
leider nicht die Deportation, Reform der Freiheitsſtrafen, hoffentlich nicht unbeſtimmte 
Berurteilung, aber hoffentlich langjährige Verwahrung der Unverbeſſerlichen, geſetzliche 
Vorſchriſten über Verfahren gegen Jugendliche, Strafloſigkeit bei ftrafrechtlichem 
Irrtum, ſowie bei untauglichem Verſuch, Reform der Notwehr u. dgl. m. 


27. Gonſer, J., Alkohol und Verbrechen. Berlin (Mäßigkeits⸗ 
verlag). 31 S. 

Der Geſchäftsführer des deutſchen Vereins gegen den Mißbrauch geiſtiger Ge⸗ 
tränke ſucht in dieſem der Gefängmsgeſellſchaft für die Provinz Sachſen und Anhalt 
am 13. Juni 1907 gehaltenen Vortrag auf Grund ſtatiſtiſcher Arbeiten, Angaben 
von Autoritäten und eigner Erfahrungen als Gefängnisbeamter darzulegen, daß 
Alkoholgenuß noch viel öfter als man glaubt, die Urſache von Straftaten ift; 
rechnet er auch zuweilen recht gewagt, ſo erſcheint es doch nicht grundlos, wenn er 
Deutſchlands Niedergang für den Fall befürchtet, daß der Alkoholgenuß nicht noch 
weiter als geſchehen beſchränkt wird. 


28. Gmelin, Dr. J. G. (Oberlandesgerichtsrat), Zur Pſycho⸗ 
logie der Ausſage. Ein Vortrag, zweite durchgeſehene Aufl., mit einem 
Anhang: Ueber die geſetzliche Beſeitigung des Zeugeneides. 
Hannover (Helwing) 1909. VI und 98 S. 

Der hier und da ergänzte Vortrag füllt die Seiten 1—32, der Anhang die 
Seiten 33—86; als Anhang des Anhanges folgt noch eine „Zuſammenſtellung 
+ = ia Eid bezüglichen Vorſchriſten der Gefege und Geſetzentwürfe des Deutſchen 

eiches“ 

Der Vortrag ſtellt ganz intereſſant die all⸗ und altbekannten Fehlermöglich⸗ 
keiten zuſammen, welchen Wahrnehmung, Erinnerung, Wiedergabe von Wahr⸗ 
genommenem, Auſſaſſung von Angaben und Verhör ausgeſetzt find, und erhofft für 
letzteres von Vorbildung in moderner Piychologie, was bisher Erfahrung gelehrt 
hat und nur Erfahrung lehren wird. Der Anhang begründet die ſchon im Vortrag 
ars aufgeftellte Behauptung, daß der Zeugeneid zu bejeitigen fei, mit folgenden 

ätzen: 


1) Es laſſe auf feierliche falſche Ausſage vor Gericht, Zuchthaus bezw. Ge⸗ 
fängnis ſich drohen, auch wenn ſie nicht unter Eid erfolge. 

2) Der Eid fei ein Akt der Gottesverehrung und feine Anordnung und 
Abnahme ſtehe daher der Kirche, nicht dem Staate zu; 

3) Eideszwang verletze die Religionsfreiheit; 

4) Meineid fet nach dem St&B. Religionsverbrechen, alſo entweder Verletzung 
der Majeſtät Gottes oder Verſtoß gegen wahre religiöſe Geſinnung oder Aergernis 
oder Verletzung der Ehrerbietung gegen die Religion; keins dieſer vier Dinge aber 
könne ſtaatliche Strafe begründen. . 

Gegen Nr. 2 und 4 läßt ſich mit Vernunftgründen nicht wohl ſtreiten. Nr. 1 
möchte allgemein, Nr. 3 Gottesleugnern gegenüber richtig fein; das hindert aber 
nicht neben Verwirklichung der Nr. 3 den erfreulicherweiſe noch weitverbreiteten 
Glauben an einen heiligen und gerechten Gott zum Heile der Menſchheit in 
Wirlſamkeit zu ſetzen. 5 


29, Liepmann, Dr. jur. (Amtsgerichtsrat a. D.), Kritiſche Er: 
örterungen und Vorſchläge zur Strafprozeßreform. Berlin 
(Vahlen) 1909. 86 S. 2 M. 


Der letzthin durch mannigfache ſtrafrechtliche Schriften bekannt gewordene 
Verfaſſer wünſcht für die Hauptverhandlung reine Anklageform (S. 4—13), 
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für die Schwurgerichte und andere insbeſondere Wegfall willkürlicher Ablehnung 
eines Geſchworenen (S. 13 fg.), Zuziehung eines Richters zu den Geſchworenen 
als deren Rechtsbeiſtand (S. 18 fg.), geringere Zahl der Geſchworenen und Richter 
(S. 23 fg.) und Einführung der Berufung (S. 26), für geeignete Fälle auch be⸗ 
dingte Verurteilung Erwachſener (S. 26 fg.), auch für das amtsgerichtliche 
Verfahren vollſtändige Anklageſchrift (S. 31 fg.) und regelmäßige Beeidigung der 
Zeugen (S. 32 g.), für die Berufung Erſchwerungen (S. 34 fg.) und Teilnahme 
von Laienrichtern (S. 38 fg.). L. freut ſich der durch den neuen amtlichen Entwurf 
der Staatsanwaltſchaft eingeräumten Willkür, zu verfolgen oder nicht zu verfolgen, 
möchte jedoch zur Aushilfe dagegen dem Verletzten bei verſagter öffentlicher Ver⸗ 
folgung gegen erwachſene Miſſetäter zur Privatklage gelaſſen wiſſen (S. 45—50). 
Desgleichen freut ſich L. der vom Entwurf hinſichtlich der Privatklage getroffenen 
Abänderungen, möchte dieſe aber noch in einigen Einzelheiten beſſern (S. 50/51), 
Die vorgeſchlagenen neuen Vorſchriften über Haft erachtet L. nur für unweſentliche 
Verbeſſerungen und insbeſonderer mittels des engliſchen Bürgſchaftsſyſtems zu ver⸗ 
beſſeren (S. 51—55). Für das Vor⸗ und Zwiſchenverfahren wünſcht L. 
folgende 5 Sätze verwirklicht: 1) Jeder Beſchuldigte iſt zu vernehmen. 2) Er wie 
ſein Verteidiger darf allen Beweiserhebungen beiwohnen. 3) Der Verteidiger ſoll 
freien Verkehr mit dem Beſchuldigten und freie Einſicht der Akten haben. 4) Die 
Beweiserhebungen finden vor dem Richter ſtatt, der über die Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens zu entſcheiden hat. 5) Vor der Eröffnung wird vor dieſem Richter über 
das Beweisergebnis zwecks Aufklärung (?) kontradiktoriſch verhandelt (55 — 70). 

Das vorgeſchlagene Verfahren gegen Jugendliche will L. auch auf Straf⸗ 
kammerſachen und Schwurgerichtsſachen ausgedehnt wiſſen (S. 70— 73), desgleichen 
das vorgeſchlagene beſchleunigte Verfahren, das jedoch in Einzelheiten zu ändern ſei, 
im Fall Geſtändniſſes (S. 73 —80). Offenbar unbegründete Rechtsmittel ſollen 
ohne weiteres zurückgewieſen werden können und bloße Rechtsfragen nur zu 
Reviſionen führen (S. 80—84). 


30. Backhaus, Dr. jur. Emanuel, Die Arbeiterfrag e in der 
deutſchen Südſee. Eine wirtſchaftlich⸗juriſtiſche Kolonialſtudie. Heft 26 
kolonialer Abhandlungen. Berlin (W. Süſſerott) 1909. 15 S. 0,40 M. 

Die in Form und Inhalt gleich ausgezeichnete Schrift wiſſenſchaftlichſter 
Haltung ſtellt nach einem Ueberblick über Land und Leute der deutſchen Südſee⸗ 
Inſeln die dortige Einführung malayiſcher Arbeiter als einzig Wünſchenswertes, 
ſolche chineſiſcher Arbeiter aber als bittere Notwendigkeit dar, und gibt ſodann eine 
Ueberſicht über die mannigfachen Verordnungen, welche dort zum Schutz der 
farbigen Arbeiter, ſowie zum Schutz gegen chineſiſche Uebel von der deutſchen 
Kolonialregierung erlaſſen ſind. . 


31. Blumenthal, Dr. jur. Paul (Gerichtsaſſeſſor), Was können 
wir von Amerika bei der Behandlung unſerer verwahrloſten 
und verbrecheriſchen Jugend lernen? Ergebniſſe einer Studienreiſe. 
Berlin (Vahlen) 1909. 108 S. 2,60 M. 

Die warm, aber auch gut geſchriebene Schrift enthält den allgemeinen Teil 
der Ergebniſſe einer halbjährigen, offenbar ſehr fleißigen und gründlichen Studien⸗ 
reiſe, welche den Verfaſſer 1907/8 in die Jugendgerichte, Verwahrungsheime, Er⸗ 
ziehungsanſtalten und Jugendgefängniſſe von Neu⸗York, Brooklin, Chicago, India⸗ 
napolis, Cincinnati, Philadelphia, Baltimore, Washington und Boſton ſowie in 
manche mit vielem Jugendgerichtsſchrifttum verſehene Leſeſäle und Bücherſammlungen 
der Vereinigten Staaten Amerikas führte. Nach B. hat das von den Schwärmern 
für alles Angelſächſiſche ſo hoch geprieſene „Erprobungsſyſtem“, das den Stern des 
nordamerikaniſchen Jugendgerichtsweſens bildet und in den verſchiedenen Staaten 
der Union auf die allerverſchiedenſte Weiſe ſich geſtaltete, keineswegs in allen ſeinen 
Geſtaltungen ſein Ideal zu verwirklichen vermocht, ſondern in manchen Staaten 
nur herbeigeführt, was wir in Europa Polizeiaufſicht nennen. Indes zollt B. den 
nordamerikaniſchen Jugendgerichtsbeſtrebungen die allergrößte Hochachtung; von den 
deutſchen, als deren hervorragendſte er die Frankfurter, Harburger und Hasper 


— 305 — 


aufführt, gibt er den Harburgern vor allen den Vorzug. B. wünſcht auf Grund 
ſeiner nordamerikaniſchen Erfahrungen Jugendgerichte obligatoriſch für Gerichtsbezirke 
mit einem Ort mit mehr als 20000 Einwohnern, als Jugendrichter den Vormund⸗ 
ſchaftsrichter ohne Schöffen, für das Verfahren möglichſte Beſchleunigung, Form⸗ 
loſigkeit und Freiheit von Rechtsmitteln, und ſodann Fürſorger nach Art der pro- 
bation officers. — Die Schrift fei übrigens jedem Intereſſenten der Jugendgerichte 
zum eigenen Leſen empfolen. 


32. Heimberger, Dr. Joſeph (Prof. der Rechte in Bonn), Fragen 
der Gerichtsorganiſation im künftigen Strafprozeß. Leipzig 
(Deichert) 1909. 38 S. 0,80 M. 


H. ſieht Zuziehung von Laien zur Strafrechtsſprechung und insbeſondere 
Schwurgerichte auch für die Zukunft als ſicher an, ſtellt mit einzelnen kritiſchen 
Bemerkungen die Abänderungen in der Strafgerichtsordnung dar, durch welche der 
neue amtliche Entwurf einer deutſchen StPO. von der jetzigen StPO., bezw. von 
den Vorſchlägen der Reichskommiſſion abweicht (S. 9— 27) und ſchlägt vor, die 
bisherigen Schwurgerichtsſachen den Schwurgerichten und die bisherigen Reichs⸗ 

erichtsſachen dem Reichsgericht zu belaſſen, alle übrigen Strafſachen aber in erſter 

nftang einem Amtsrichter, bezw. einem Amtsrichter und zwei Schöffen, in zweiter 
Inſtanz drei Landrichtern, bezw. zwei Landrichtern und drei Schöffen der Straf⸗ 
kammer des Entwurfs zuzuweiſen (S. 27—38). H. ſtellt ſich alſo dem Rechts⸗ 
anwalt Fuchs⸗Karlsruhe ſo ungefähr an die Seite. 


33. Kade, Carl (Landgerichtsrat), Unbedingte oder bedingte 
Strafverfolgungspflicht? (Legalitäts⸗ oder Opportunitätsprinzip?) 
Die erſte Hauptfrage für das neue ſtrafgerichtliche Verfahren. Hannover 
(Helwing) 1909. 34 S. 


Als Richter des Königreichs Hannover hörte der Unterzeichnete von Amts⸗ 
genoſſen ſagen, dem Staatswohl entſpreche es, Mitglieder der ſog. Geſellſchaft ver 
wirkter Anwendung der Strafgeſetze ſich entziehen zu laſſen, und als Richter im 
preußiſchen Oſten hörte der Unterzeichnete Amtsgenoſſen es als ihre patriotiſche 
Pflicht bekennen, auch in amtlicher Tätigkeit Konſervativismus wie und wo es ginge 
zur Geltung zu bringen; ob derartige Anſichten noch vorhanden ſind, iſt ihm 
unbekannt. So lange aber derartige Anſichten vorhanden ſind, wird die Straf⸗ 
rechtspflege gefährdet ſein und auch ohne dies wird ſie von den leider jetzt 
ſchon ſo mißtrauiſchen Schichten unſeres Volkes mit verderblichſtem Mißtrauen an⸗ 
geſehen werden, wenn Geſetz werden ſollte, was K.s Schrift mit Feuereifer als 
Geſetz verlangt: daß es allgemein im Ermeſſen des Staatsanwalts ſtehen ſoll, 
öffentliche Klage zu erheben oder nicht zu erheben. K. meint 

1) das ſog. Legalitätsprinzip ſei doch ſchon durchlöchert durch das Antrags⸗ 
recht und die Gnade (S. 5): das Antragsrecht trägt aber Rechtsgütern Rechnung, 
welche neben dem Intereſſe des Staates an der Beſtrafung alles Strafbaren in 
Betracht zu ziehen ſind, und die Gnade ſoll unter den Millionen von Straffällen 
nur in wenigen der dem beſten Menſchenwerk anhaftenden Unvollkommenheit durch 
die höchſte der Staatsgewalten abhelfen; 

2) durch das fog. Opportunitätsprinzip werde nur das Recht der Gnade der 
Staatsanwaltſchaft übertragen (S. 5/6): dieſes Recht, nach Oskar I., das höchſte 
der Rechte auf Erden, darf nicht durch Tauſende von Beamten, ſondern nur durch 
den Inhaber der höchſten Staatsgewalt geübt werden; 

3) manche Strafdrohungen, wie ausweislich der in den Hafenſtädten fret be⸗ 
ſtehenden Bordelle § 180 StGB., ließen fic) nicht allgemein zur Ausführung 
bringen: dann iſt die Strafdrohung einzuſchränken; . 

4) die dem Staatsanwalt nach § 147 GVG. obliegende Gehorſamspflicht 
könne auch ſo ſchon bewirken, daß er eine Straftat wider das Gebot des Gefetzes 
nicht verfolge (S. 9/10): das Gebot des Geſetzes verpflichtet ſtärker als das Gebot 
des Vorgeſetzten, ſelbſt des allerhöchſten, und es ſollte nicht vergeſſen werden, daß 
rechtswidrige Gebote des Herzogs Karl III. von Braunſchweig den Brand ſeines 
Braunſchweiger Schloſſes und ſeine Abſetzung veranlaßt haben; 
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5) Schöffen und Geſchworene ließen ja da auch ſchon oftmals Gnade walten 
(S. 13/14): eine Mangelhaftigkeit iſt kein Grund dafür, eine ähnliche einzurichten; 

6) die chriſtliche Lehre verheiße jedem Sündenvergebung und ſie müſſe Vorbild 
des Strafrechts ſein S. 14/15): die richtige Folgerung iſt Weglaſſen aller Strafen 
und ſomit am zweckmäßigſten Weglaſſen aller Strafgeſetze; | . 

7) das fog. Legalitätsprinzip laſſe die Staatsanwaltſchaft oftmals auf Grund 
böswilliger oder grundloſer Anzeigen die öffentliche Klage erheben (S. 16/17): 
ſchwerlich wird der Staatsanwalt, der nach freiem Ermeſſen die öffentliche Klage 
erheben oder nicht erheben kann, deshalb Böswilligkeit oder Grundloſigkeit beſſer 
erkennen können: 

Schließlich (S. 18 —34) weiſt K. eine Ausdehnung der Privatklage als Mittel 
zur Abhilfe gegen die Härten des Legalitätsprinzips zurück; die Privatklage iſt nach 
ihm läſtig, koſtſpielig, zu prozeſſualen Verwicklungen führend und — felbſt nach 
öſterreichiſchem Muſter — wohl kaum zu verbeſſern (S. 18 —34). 


34. Haeger, Dr. Walther (Gerichtsaſſeſſor), Der franzöſiſche 
Zivilprozeß und die deutſche Zivilprozeßreform. Berlin (Struppe 
und Winkler) 1908. 121 S. 3 M. 

W. H. hat unlängſt zu Paris viel und eifrig in Gerichtsſälen, Gerichts⸗ 
fchreibereien, Schreibſtuben von Anwälten verkehrt, viel franzöſiſche Zivilakten geleſen 
und von vielen franzöſiſchen Juriſten über die franzöſiſche Gerichtsverfaſſung und 
über das durch die Praxis völlig abweichend von den größtenteils ſehr veralteten 
Geſetzen ausgebildete franzöſiſche Zivilverfahren ſich belehren laſſen. Auf Grund 
deſſen gibt er in der Schrift ein anſchauliches Bild von dieſem Verfahren erſeer 
Inſtanz, ſowie von deſſen geſchichtlicher Entwicklung. Den Zweck ſeiner Studien 
hat W. H. dagegen wohl nicht recht erreicht; er gedachte nämlich in Frankreich 
recht viel Empfehlenswertes für die Verbeſſerung der deutſchen Ziviljuſtiz aufzufinden, 
und weiß nunmehr ſelbſt nur folgendes zu empfehlen. 

Für die Amtsgerichte die kurzen Ladungsfriſten und die Vergleichsvorſchlags⸗ 
pflicht der Friedensgerichte (S. 29f.) ſowie deren Inappellabilität in Sachen bis 
300 fr. (S. 118 fg.); für alle Gerichte das (übrigens einſt im Lande Hannover zu 
wenig Wertſchätzung gelangte) Generalprotokoll (S. 35); weniger Arbeit und Arbeits⸗ 
zeit der Richter (S. 56 fg., S. 8 fg.) und Anheftung der Namen der beſtellten An⸗ 
wälte an die Tür des Gerichtszimmers (S. 99); für die Landgerichte: Rechtsſprechung 
durch den Präſidenten in vorläufigen u. dgl. Streitigkeiten (S. 98), Verweiſung 
verwickelter, ſchwieriger Sachen an einen Berichterſtatter (S. 99 fg.), Anfertigung des 
Tatbeſtandes und ſonſtiger gerichtlicher Schriftſtücke durch die Anwälte (S. 103 fg.) 

Soviel aber auch ſonſt Menſchen und Dinge des franzöſiſchen Gerichtsweſens von 
H. gelobt werden, ſo erſcheint dieſes gleichwohl nach ſeiner Schrift mit ſo viel Uebeln 
und Mängeln behaftet, daß die Franzoſen dem Himmel auf den Knien Dank fagen 
könnten, wenn fie unſer bei uns fo viel und fo heftig geſchmähtes bisheriges Zibil⸗ 
verfahren erhielten. 


85, Kantoromicz, Hermann U, (Privatdozent an der Univerfitit 
Freiburg i. B., Zur Lehre vom richtigen Recht. Berlin und Leipzig 
(Dr. W. Rothſchild) 1909. 37 S. 1 M. 

Unter abfälliger Kritik der Stammlerſchen Lehre vom richtigen Recht felt 
K. als „Weg zur Ausführung des Gedankens vom Realitivismus“ hin: „die 
hiſtoriſche Reihe der fubjektiv gültigen Rechtsideale in geſchichtlich⸗realiſtiſcher Methode 
zu erforſchen, in ihrem Kauſalzuſammenhange zu klaren und ihre einzelnen Elemente 
in ihrem relativen Werte als Mittel zu Zwecken in Syſteme zu bringen, ohne vet 
ſuchen zu dürfen, die Ideale ſelbſt ihrem Werte nach zu vergleichen oder erwarten 
zu können, in den ihnen entſprechenden Sätzen etwas anderes ſpezifiſch Gemeinsames 
zu finden, als allein ihre Fähigkeit, auf das nun ſeinerſeits pſychologiſch zu analy: 
fierende Gerechtigkeitsgefühl empiriſch gegebener Kulturen befriedigend zu wirken. 


36. Sinzheimer, Dr. Hugo (Rechtsanwalt in Frankfurt a. M)), 
Die ſoziologiſche Methode in der Privatrechtswiſſenſchaft. 
München (M. Rieger) 1909. 29 S. 0,80 M. 
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Der durch mehrere Schriften über Fragen des Arbeitsvertrages rühmlich be- 
kannte H. S. führt hier das Folgende aus: Geſetz und Gewohnheitsrecht ordneten 
jetzt nicht alles, was rechtlicher Ordnung bedürfe, und andererſeits ſei aus den ver⸗ 
ſchiedenſten Gründen jetzt nicht alles Geſetz und Gewohnheitsrecht wirkſam; Rechts⸗ 
lehre und Rechtsordnung deckten ſich daher jetzt nicht, und Kenntnis der Rechts⸗ 
ordnung, wie ſie die heutige Methode der Rechtslehre allein betreibe, genüge daher 
nicht für die Rechtspflege; zur dogmatiſchen Methode müſſe deshalb hinzutreten die 
ſoziologiſche Methode mit ihrer deſkriptiven und analytifhen Tatbeſtandsermittlung 
der geſellſchaftlichen Lebenserſcheinungen und ihrer über Rechtsanwendung weit 
hinausgehenden Rechtsauffindung. 


37. Joniak, Nicolaus, Moderner Wucher. Leipzig (K. Engel⸗ 
ſchmidt) 1909. 29 S. 

Die Schrift ſchildert, auch für Richter leſenswert, die Greuel der „Abzahlungs⸗ 
ſyſteme“. 


38. Roſcher, Wilhelm, Dr. jur. (Rechtsanwalt in Chemnitz), 
Haftung für Tierſchäden nach dem durch Reichs geſetz vom 
30. Mai 1908 abgeänderten § 838 des BGB. Leipzig (B. Franke) 
1909. X und 72 S. 2 M. 

Das einfach klar und gefällig geſchriebene Buch gibt einen guten „geſchichtlichen 
Rückblick“ auf das Recht Roms und die deutſchen Rechte bis zum BGB., ſowie 
auf die Entſtehung des jetzigen $ 833 (S. 1— 21) und beſpricht dann den Haftungs⸗ 
grund 22 — 32), das Subjekt der Schadensverurſachung (S. 32—37), da Arten der 
Schadenszufügungen (S. 37—41), Art, Umfang und Gerichtsſtand des Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs (S. 41— 42), den Tierhalter (S. 42— 58), den Kauſalzunſammenhang 
(S. 58— 63), Ausſchließung und Beſchränkung der auf § 833 begründeten Haftpflicht 
(S. 63— 70), den Einfluß des zivilrechtlichen Verſicherungsvertrags auf die aus 
§ 833 abgeleiteten Rechte und Pflichten (S. 70—72). Der Unterzeichnete ſtimmt 
W. R. auch in allem bei mit den folgenden Ausnahmen: 3 

1) Haustier des § 833 möchte nur das Haustier feines Landes ſein, nicht 
alſo der Elefant (S. 33). 

2) Die Biene iſt wohl kein Haustier des § 833 (S. 34), 

3) Militärdienſt möchte Beruf auch ſein für den Hauptmann des Beurlaubten⸗ 
ſtandes (S. 36). 

4) Ein und dasſelbe Haustier fällt wohl entweder immer unter den erſten 
oder immer unter den zweiten Abſatz des § 833 (S. 37). 

5) Daß er fremde Intereſſen gefährdet, gehört ſchwerlich zum Begriff des 
Tierhalters (S. 50 fg. ). 

6) Vorausſehbarkeit hat mit Unſachlichkeit wohl nichts zu tun (S. 59fg.); 
ee Annahme führt zu Verkehrtem (S. 62/63). 

7) Auch in § 245 BGB. iſt ein Verſchulden und Haftung aus einem Ver⸗ 
ſchulden nicht ein und dasſelbe (S. 65/66). 


39. Beſeler, Gerhard, Betrachtungen über das Recht der 
ehelichen Verwaltungsgemeinſchaft. Kiel und Leipzig (Lipſius 
und Tiſcher) 1907. 16 S. 0,60 M. 

Eine ganze Reihe von intereſſanten, indes teilweiſe gar zu knappen Be⸗ 
trachtungen ſind es, welche dieſes hier beſonders abgedrukte Stück der von der Kieler 


Juriſtenfakultät Albert Hänel zu ſeinem fünfzigjährigen Doktorjubiläum dargebrachten 
Feſtgabe enthält. 


40. Neubecker, F. K., Prof. Dr., Die Mitgift in rechts⸗ 
vergleichender Darſtellung. Leipzig (A. Deichert) 1909. 251 S. 
5,60 M. 


Das fleißige, an manchen Stellen etwas breit und hie und da auch etwas 
anmaßend geſchriebene Werk ſtellt nach Einleitung (S. 1—7) und allgemeinem 
Ueberblick (S. 8—17) in mannigfach verſchiedenem Umfang dar das griechiſche und 
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das römiſche Recht, germaniſche und ſlaviſche Rechte, das ſchweizeriſche, öſterreichiſche, 
engliſche, däniſch-norwegiſche, italieniſche, ſpaniſche, portugieſiſche, rumäniſche, ruſſiſche 
und ehemalige Königl. Sächſiſche Recht (S. 18— 181), das Recht des preuß. ALR. 
(S. 181-208) und des BGB. (S. 209 — 251), von letzterem insbeſondere Ausſtattung 
und Ausſtattungsverfprechen (S. 210—224), Mitgiftsverſprechen (S. 225— 251), und 
zwar die Natur desſelben (S. 227— 244), die Begründung der Mitgiftspflicht 
(S. 244 — 247), die Erfüllung des Mitgiftverſprechens (S. 247—25 1). 

Mitgiftverſprechen, dem Bräutigam gegeben, erklärt N. — wohl mit Recht — 
ſtets für einen entgeltlichen Vertrag; Mitgiftverſprechen, dem Ehemann gegeben, 
läßt N. dagegen wegen angeblicher Ueberfülle des Stoffes unerörtert (S. 244). 
Mit Unrecht aber meint N. (S. 214 und 217fg.), auch für den „übermäßigen“ 
Teil einer Ausſtattung gelte das Recht der Schenkung nur, im Fall die Tochter 
das Uebermaß kenne, weil nach § 516 BGB. eine Zuwendung Schenkung nur fet, 
wenn beide Teile darüber einig ſind, daß die Zuwendung unentgeltlich erfolgt. 
Aber § 1624 beſchreibt die Ausſtattung, und § 516 beſchreibt die Schenkung, und 
es iſt daher durch § 1624 weiter nur beſtimmt, daß das Recht der Schenkung in 
gewiſſen Maßen auf die Ausſtattung anzuwenden ſei, und nicht auch erklärt, daß 
alle Weſensteile einer Schenkung bei einer Ausſtattung vorhanden fein müßten, 
um das Recht der Schenkung auf ſie anwendbar zu machen. 


41. Rudolf, Dr. (Rechtsanwalt), Ein Kind. Gegenſeitige 
Rechte und Pflichten zwiſchen Eltern und Kindern. Das 
Erbrecht der Kinder. Die Rechte der unehelichen Kindet. 
Ein Ratgeber für Eltern und Kinder, ſowie ſür Mütter, 
Väter und Vormünder von außerehelichen Kindern. Pop: 
neck i. Thür. (H. Schneider Nachfolger). 78 S. 1 M. 

Möge dieſer Band VII. der praktiſchen Bibliothek „Im Kampf ums Daſein“ 
recht vielen von denen, für die er geſchrieben, Ratgeber ſein! 


42. Spann, Dr. Othmar, Die Lage und das Schickſal det 
unehelichen Kinder. Leipzig (B. G. Teubner) 1909. 43 S. 1 MR. 

Dieſer am 13. Febr. 09 zu Dresden in der Geheſtiftung gehaltene und auf deren 
Namen gedruckte Vortrag beſpricht in anregendfter Weiſe Maß und Bedingungen der 
Unehelichkeit als ſoziale Erſcheinung (S. 4—13), die Gefährdung des Lebens der 
unehelichen Kinder (S. 14—17), den Einfluß der Pflegebedingungen und des 
Pflegewechſels auf die Sterblichkeit der unehelichen Kinder (S. 17—23), das 
Schicksal der unehelichen Kinder bis zum ſchulpflichtigen Alter (S. 23—30), die 
Bildung der Stiefvaterfamilie (S. 30—32), Berufe der unehelichen Mütter und 
Väter (S. 33—35), die unehelichen Kinder im höheren Alter (S. 35 —39), die 
praktiſchen Maßnahmen, insbeſondere die Berufvormundſchaft (S. 39—43). 


43. Sommer, P. (AG.⸗Rat), Das Amt des Waiſenrats. 
Anweiſung für Waiſenräte in Angelegenheiten der Vor⸗ 
mundſchaft, Fürſorgeerziehung und bedingten Begnadigung. 
2. Auflage. Coblenz (W. Redhardt) 1909. 76 S. 1 M. oder bei Ab⸗ 
nahme von mindeſtens 30 Stück 0,70 M. 

Allen Waiſenräten zu empfehlen! 


44. Krug, Fritz, Dr. jur., Das Willensdogma bei ein: 
ſeitigen letztwilligen Verfügungen im BGB. Eine Unter⸗ 
ſuchung. Berlin (Struppe & Winckler) 1908. 123 S. 2,40 M. 

Die in jeder Beziehung ausgezeichnete Schrift beſpricht zunächſt die Bedeutung 
des Willens für das Erbrecht (S. 1— 9), und Unwirkſamkeit und Nichtigkeit von 
Willensmängeln (S. I—20), ſodann den Rechtsbehelf der Anfechtung in feinen 
Aufbau (S. 20—66), und zwar insbeſondere die Vorausſetzungen der Anfechtung 
(S. 24—50), die perſönliche Beſchränkung des Anfechtungsrechtes (S. 50 bb), 
die Form der Anfechtung (S. 56 — 59), ihre zeitliche Beſchränkung (S. 59 — 60), 
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ſchließlich die Anfechtung in ihrer Wirkung (S. 66— 121), und zwar ihren äußeren 
Umfang (S. 66 —87), ihre direkte und ihre indirekte Wirkung (S. 87—102 und 
102—116), ſowie ihre weiteren Folgen (S. 116 —121). Weſentlich findet das 
Folgende ſich dargelegt: Die Behandlung der Willensmängel im Erbrecht des 
BOS. iſt nicht weſentlich verſchieden von derjenigen im allgemeinen Teil des 
BGB., fie iſt wie dieſe hauptſächlich von praktiſchen Geſichtspunkten geleitet und 
ſucht keineswegs einen irgendwie beweisbaren Willen des Erblaſſers auch gegen 
eine unzweideutige Erklärung desſelben zur Geltung zu bringen, ſondern vielmehr 
nur die Geltung eines mangelhaſten Willens zu verhindern. Dem BGB. iſt ge⸗ 
ſetzliche Erbfolge die Regel, letztwillige die Ausnahme. 


45. Meyer, Dr. Paul (ao. Prof. d. R. an der Univerſität 
Marburg), Das gemeinſchaftliche Teſtament des BGB. Eine 
geſchichtlich-dogmatiſche Abhandlung. Marburg (L. G. Elwert) 
1908. 64 S. 1,20 M. 

Die Schrift, beſtimmt das „Erbrecht“ des Verfaſſers zu ergänzen, verzeichnet 
zunächſt das Schrifttum (S. 1—4) — abgeſehen von SeuffBl. wohl vollſtändig — 
und beſpricht dann mit ſorgfältiger Berückſichtigung des Schrifttums Geſchichte 
und Weſen des gemeinſchaftlichen Teſtaments (S. 5— 18), deſſen Einrichtung (S. 
13—28), deſſen Inhalt (S. 28 —35), deſſen Unwirkſamkeit (S. 36—59), insbe⸗ 
ſondere im Fall einer Korreſpektivität der Verfügungen (S. 41— 59), deſſen Er⸗ 
öffnung (S. 59 — 64). Der Unterzeichnete erachtet alle dargelegten Anſichten für 
richtig mit alleiniger Ausnahmen derjenigen über Geſamt⸗Akt. (S. 32 fg.). 


46. Neue Preußiſche Jagdordnung vom 15. Juli 1907, 
nebſt Ausführungsbeſtimmungen; amtliche Faſſung. Berlin, 
L. Schwarz & Co. 


Läßt auch in kleinſte Bruſttaſche bequem ſich ſtecken und von nicht ſchlechten 
Augen gut ſich leſen. 


47. Hatſchek, Julius (Prof. des Staatsrecht a. d. Kgl. Akademie 
zu Poſen), Das Interpellations recht im Rahmen der modernen 
Miniſterverantwortlichkeit; eine rechtsvergleichende Studie, 
veröffentlicht für die Geſchäftsordnungs-Kommiſſion des 
Reichstags auf Wunſch ihres Vorſitzenden. Leipzig (J. G. Göſchen) 
1909. 164 S. 2,20 M. 

Die Seiten 20 bis 137 berichten ausführlich über Geſchichte und jetzigen 
Beſtand des ſtaatlichen Frag⸗ und Interpellationsrechts in Frankreich, England, 
Italien, Spanien, Portugal, Belgien, Holland, Schweden, Norwegen, Preußen, 
Deutſchland, Oeſterreich⸗Ungarn und Dänemark. 

Die Seiten 5 bis 19 ſtellen dar, wie ſich das Interpellationsrecht verſchieden 
geſtalten muß in der abſoluten Monarchie mit un vollkommener Verwaltungs⸗Ge⸗ 
richtbarkeit und beſchränkter Selbſtverwaltung als Kontrollmittel gegen die ihrem 
Weſen zugehörige Bureaukratie, in der konſtitutionellen Monarchie mit Volks⸗ 
repräſentation und Miniſterverantwortlichkeit als ſolchem Mittel, in der parla⸗ 
mentariſchen Monarchie mit Verwaltungstätigkeit des Parlaments als ſolchem 
Mittel, in der gewalten⸗ trennenden (nordamerikaniſchen) Demokratie des Federalift, 
in der unmittelbaren Demokratie nach Montesquieus Grundſätzen und Schweizer 
Art, in der parlamentariſchen Demokratie nach den Vorſchriften von Prevoſt⸗Para⸗ 
dol und franzöſiſchem Muſter. 

Die Seiten 127 bis 164 enthalten „theoretiſche und praktiſche Reſultate 
I. für „Weſen und Zweck des Interpellations rechts“, II. für deſſen „rechtliche 
Ausgeſtaltung in der parlamentariſchen Praxis“, III. für „das Recht und die 
Pflicht des Geſchäftordnungsgebers zur „Regelung der Interpellationen“. 

H. ſieht im Interpellationsrecht einen Erſatz für mittelalterliche, von ihm 
Kanzleiverantwortlichkeit genannte Notwendigkeitt einer Unterſiegelung durch hohe 
Beamte und neben Kontraſignatur und politiſchen Miniſterverantwortlichkeit 
das Mittel einer Kontrolle nicht nur politiſcher, ſondern auch anderer Handlungen 
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der Verwaltung, beſonders geeignet in parlamentariſcher Monarchie, aber auch in 
konſtitutioneller Monarchie, mit Maßen angewandt, ſehr wertvoll. Mißbräuchlicher 
Anwendung, insbeſondere ſolchen zur Obſtruktion, will H. durch eine Reihe von 
Sicherungsmaßregeln vorbeugen, u. a. auch durch Erfordernis von Formen und 
Teilnahme mehrerer, ſowie Unterſcheidung von eigentlichen formellen Interpellationen 
und einfachen, jedem Abgeordneten für fic) allein erlaubten Anfragen; er wülnſcht 
jedoch Diskuſſionen und Reſolutionen, insbeſondere auch motivierte Tagesordnungen 
im Gefolge von Interpellationen, und empfiehlt dringend ſorgfältige Beſtummungen 
über dieſelben in der Geſchäftsordnung. 

Jedenfalls iſt aber die Schrift ſchon durch die fleißige Stoffſammlung ſehr 
verdienſtlich. 

48. Wittmaack, Hermann (RGRat a. D.), Iſt die preußiſche 
Staatsregierung befugt, Schifſahrtsa bgaben auf Flüſſen 
zu erheben, wenn das Fahrwaſſer künſtlich verbeſſert worden 
iſt? Zur Auslegung des Artikels 54 Abſatz 4 der Ver⸗ 
faſſung des Deutſchen Reichs; eine Entgegnung auf die 
Schrift „Schiffahrtsabgaben (1 Teil: die Rechtslage) von 
Max Peters. Groß⸗Lichterfelde (A. Troſchel) 1908. 171 S. 

Diefe Nr. XXXVIII neuer Folge der Verbandſchriften des Deutſch⸗Oeſter⸗ 
reich⸗Ungariſchen Verbandes für Binnenſchiffahrt widerlegt in gründlichſter Weiſe, 
bis ins 18. Jahrhundert herabgreiſend, die Rechtsausführungen, welche der Wirk 
Geh. ORRat Peters in der am 21. Febr. 1906 vom derzeitigen preußiſchen Miniter 
der öffentlichen Arbeiten unter die Mitglieder des Abgeordnetenhauſes verteilten 
Schrift zugunſten einer Bejahung obenſtehender Frage gemacht hat. | 


49. Schwedler, Wilhelm, Recht und Unrecht in England 
Momentbilder aus den engliſchen Gerichtsſälen. Praktische 
Beiſpiele aus der engliſchen Rechtspflege zur Anwendung für die Juſtiz 
reform in Deutſchland. Leipzig und Berlin, Reform⸗Verlag (K. Engelſchmidt) 
1909. 

Die in engliſcher Weiſe hübſch ausgeſtattete feuilletoniſtiſche Schrift enthält 
das Bruſtbild des Lordoberrichters, 1 Polizeibild, ſowie 3 Geſängnisbilder und will 
laut des Vorworts zu den Zwecken der deutſchen Juſtizreform „dem deutſchen 
Publikum das Verſtändnis für das angelſächſiſche Gerichtsverſahren näher bringen“. 
Die Nr. 1 „Im Polizeirecht“ (S. 5—23) enthält nicht unintereſſante Moment⸗ 
bilder, zum Schluß jedoch eine Auslaſſung über nordamerikaniſche und deutſche 
Jugendgerichte. Die Nr. II (S. 24—36) vergleicht die engliſche und die deutſche 
Polizei mit dem bekannten für letzteren ungünſtigen Ergebnis. Die Nr. 
(S. 37— 58), „die engliſchen Schwurgerichte“ überſchrieben, erzählt recht Wunder⸗ 
liches von den Leichenſchauerkollegien, ſowie Würdiges und Wunderliches von den 
Kriminalrichtern; ſodann ſchildert ſie die ſreie Stellung des engliſchen Angeklagten, 
ſowie das Benehmen einzelner engliſcher Kapitalverbrecher neuer Zeit. Die Nr. 
(S. 59— 71) trägt die Ueberſchriſt „Strafmittel”, enthält aber außer einer 
Philippika gegen die Todesſtrafe nur Berichte über engliſchen Galgen (welcher dem 
Fallbeil ſehr vorzuziehen fein ſoll), Mangel unterer Strafgrenzen, Peitſche und Tre 
mühle, das ehemalige New⸗Gate, und das jetzige Halloway⸗Gefängnis. Nr. 
(S. 72— 75) enthält nur wenige Bemerkungen über „die Zivilrechte“, und 
verweiſt auf demnächſtige beſondere Schrift. Ein „Schlußwort“ (S. 76—82) richtet 
ſich mit Heftigkeit gegen die Berufung, ſpricht für Befreiung der Richter von Schreib⸗ 
werk ſowie für Verſtärkung der Rechte des Angeklagten und gibt die für die 
kriminaliſtiſche Vereinigung aufgeſtellten Theſen v. Lilienthals wieder. 


50. Lütkemann, Wilh., Anwalts- Notariat oder ſelbſtän⸗ 
diges Notariat? Hannover (Helwing), 1909. 72 S. 1,50 M. 
L., von bis 1907 Rechtsanwalt und Notar, feit 1907 „reiner Notar“, ſtellt auf 


S. 1—9 „Wirkungskreis des Notars“ und „des Rechtsanwalts“ als Gegenſütze 
dar, gibt auf S. 10— 20 einen „geſchichtlichen Ueberblick über die Entwicklung des 
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Notariats“ führt auf S. 21—52 „Stimmen für das reine Notariat feit 100 Jahren 
an und läßt auf S. 53 —68 „Rückblick und Weiteres“ auf S. 69—74 „Ausnahmen 
und Schluß folgen. L. ſtreitet für Einführung „reinen“ Notariats in Preußen 
mit einem Eifer, als hinge an ihr Wohl und Wehe Preußens und des Reiches; 
ſolche Einführung, m. E. an ſich für das Rechtsleben gleichgültig, ſoll freilich — 
zwecks Verſtaatlichung des zurzeit mit unglaublich hohen Gebühren verſehenen 
preußiſchen Notariats ſeit einigen Jahren geplant werden. Seine Gründe faßt L. 
ſelbſt auf S. 52 dahin zuſammen: 

1) „daß jeder Beruf und jedes Amt, ſoweit es die volle Arbeitskraft eines 
Mannes in Anſpruch nimmt, beſſer ausgeübt werden kann, wenn es nicht mit 
einem anderen Berufe oder Amte verbunden iſt.“ 

2) „Der Beruf des Rechtsanwalts und des Notars ſind innerlich voneinander 
verſchieden; die Vereinigung birgt daher Gefahren in ſich.“ 

Was zunächſt den zweiten Grund betrifft, ſieht L. im Rechtsanwalt lediglich 
den parteiiſchen Verfechter von Intereſſen der einen von zwei Parteien oder eines 
Angeklagten. Der Rechtsanwalt iſt aber auch wie der Notar Berater und Urkunden⸗ 
verfaſſer und ſolches nichts weniger als immer nur für eine Partei, vom Notar 
hierbei nur dadurch verſchieden, daß er die Urkunden nicht zu beglaubigen vermag 
und die Gegenſtände der beiderſeitigen Beratungen und Beurkundungen ſind dieſelben, 
wie die von dem einen und von dem anderen zu begutachtenden Rechtsfragen dieſelben 
ſind. Nach jenen Gegenſtänden mußte L. daher eher die Anwälte ſcheiden laſſen, 
alfo z. B. in Induſtrieanwälte, Ackerbauanwälte, Kaufmannsanwälte uſw, wenn 
wirklch, wie er S. 54 meint, Spezialiſtentum auch formell unter die Anwälte ein⸗ 
geführt werden müßte. Wenn aber, wie L. ferner behauptet, die Vereinigung von 
Rechtsanwaltſchaft und Notariat in einer Perſon ſo ſehr oft zu gemeinſchaftlichem 
Geſchäftsbetrieb führt und er dieſen für ſo beſonders unheilvoll erklärt, ſo ſteht dem 
letzteren alle ſonſtige bisherige Erfahrung entgegen. 

Mit L. zweitem Grund fällt ohne weiteres auch ſein erſter Grund, und es 
mag daher nur zweierlei noch hervorgehoben ſein: Wenn ein „reiner Notar“ be⸗ 
ſonderen Ruf ſich erwarb, oder wenn dereinſt in einem oder dem anderen Staate 
hinſichtlich der Verleihung reiner Notariate ebenſo verfahren werden ſollte wie einſtens 
zu Zeiten in Altpreußen hinſichtlich der Juſtizkommiſſariate geſchehen, ſollten dann nicht 
auch reine Notare mehr zu tun haben können, als die volle Arbeitskraft eines Mannes, 
zumal die eines älteren Mannes zu leiſten vermag? Sollten etwa dieſe Notare dann 
wie einſt viele Juſtizkommiſſare ſtändig Gerichtsaſſeſſoren in Dienſt nehmen dürfen? 

Wenn L. darauf ſich beruft, daß Anwaltsnotare öfters für Notariatsgeſchäfte 
nicht zu Hauſe ſein, weil ſie im Gericht zu tun hätten, ſo iſt darauf hinzuweiſen, 
daß auch Proteſterhebungen, Beglaubigungen von Rechtshandlungen Kranker, Grund⸗ 
ſtücksverſteigerungen u. dgl. Notare nicht ſelten von ihrem Hauſe entfernen. 


51. v. Boſe, Das Vereinsrecht des D. BGB. Ein Leit⸗ 
faden durch das Vereinsrecht und ein Hilfsbuch für Vereinsvorſtände. Zweite 
vermehrte Auflage, nach des Verfaſſers Tode herausgegeben von Max 
Hallbauer, Senatspräſidenten am Kgl. Sächſ. OLG. zu Dresden. 
Leipzig (Roßberg) 1909. 103 S. 2 M. 

Dieſes wohlausgeſtattete Werkchen kann als das, was ſein Titel behagt, ſehr 
empfohlen werden; die Anhänge (S. 67—103) enthalten Wortlaut der Geſetze, 
Muſter, Entſcheidungen und Regiſter. 

52. Viezens, Dr. R. (Kammergerichtsrat), Bureaukraten und 
Lords. Eine Rundſchau über Klaſſen⸗ Sonder⸗ und Muſterrichter. Berlin 
(Heymann) 1908. Neue wohlfeile Ausgabe, 218 S. 1 M. 

Immer friſch und froh, meiſt humoriſtiſch und oft auch ſarkaſtiſch, verteitigt V. 
die deutſchen Berufsrichter glänzend gegen die Schmähungen der deutſchen Tages⸗ 
preſſe und Adickes anglomane Herabſetzungen, nicht ganz ſo glücklich einzelne Urteile 
deutſcher Gerichte gegen Angriffe wiſſenſchaftlicher Volkswirtſchaftler. 

53. Pohlmann⸗Hohenaſpe, A. Der erſte Schritt zu ge⸗ 
ſunden Finanzen, ein Beitrag zur Reichsfinanzreform. 
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Nr. 233/34 von „Kultur und Fortſchritt“. Gautzſch bei Leipzig (F. Diet⸗ 
rich) 1909. 29 S. 0,30 M. 

P. meint, Reich, Bundesſtaaten und Gemeinde hätten bisher beſonders Ber- 
brauch, Handel, Gewerbe und Einkommen beſteuert; er begrüßt freudig nur die 
Nachlaßſteuer und will die Grundrente ſehr ſtark beſteuern durch eine Steuer nach 
dem gemeinen Wert. 


54. Arnold, Oskar, Philoſophiſche Betrachtungen eines 
Juriſten. Halle (Waiſenhaus) 1908. 117 S. 2,50 M. 

Das Buch gibt ſeinen Inhalt dahin an: I. Grundlegende Vorbetrachtung 
(S. 5—19). II. Der Menſch als erkennende und handelnde Perſon S. 19—38). 
II. Die ethiſchen Gemeinſchaften, insbeſoudere Familie, Staat, Kirche (S. 39—78). 
IV. Das Recht im allgemeinen (S. 77—80) und die hiſtoriſche Entwicklung der 
Rechtsidee in dem Patriarchat, der Deſpotie der patriarchaliſchen Genoſſenſchaft, 
und dem römiſchen Privatrecht, ſowie nach der germaniſchen Auffaſſung beim Ueber⸗ 
gang zur modernen Auffaſſung und bei der modernen Auffaſſung des Perſonen⸗ 
begriffes (S. 80— 119). 

Die Vorbetrachtung erörtert den Begriff des Endlichen und Unendlichen, 
Zahl, Raum und Zeit, Kraft und Stoff, Atom und Univerſum, Urſache und Shielt, 
anorganifche und organiſche Gebilde, Einzelweſen und kosmiſche Macht. Die Nr. II 
erörtert Denken, Erkennen, Wollen, Handeln, die Nr. III „innere und äußere 
Freiheit im ſubjektiven, objektiven und negativen Sinne“, ſodann die Ehe, und zwar 
insbeſondere „zweiſeitige und einſeitige Polygamie“, ſowie Einehe, feruer Kommunis⸗ 
mus der Urzeit, Uebergänge zum Staat, Patriarchat, Deſpotismus, patriarchaliche 
Genoſſenſchaft, Hofuntertänigkeit, Lehnsweſen, Konſtitutionalismus und ſchließlich 
Fetiſchismus, Naturdienſt, Pantheismus, Stiammeskult, Theokratie, Kirche. Was 
die Nr. IV betrifft, ſo mag in einem Patriarchat, einem Deſpotismus und emer 
patriarchaliſchen Genoſſenſchaft die Rechtsidee meiſtens oder oft immerhin ſich jo 
entwickelt haben, wie A. auf S. 81/82, 82/83 und 83/90 es ſchildert. Die 
weiteren Darſtellungen fordern aber mehrfach Widerſpruch heraus. 

.Wenn noch im Recht der ſpätern römiſchen Kaiſerzeit zwar dingliche Rechte, 
nicht aber Anſprüche wie bei uns übertragen werden konnten, ſo erklärt dies wohl 
ſchwerlich, wie A. auf S. 90 fg. meint, fic) daraus, daß nach patriarchaliſcher An 
ſchauung nicht der Menſch ſchlechthin, ſondern nur der Inhaber einer patriarchaliſchen 
oder doch dem Patriarchate nachgebildeten zentralen perſönlichen Machtſtellung als 
privates Rechtsſubjekt anerkannt und demzufolge jede einzelne vom Vermögens⸗ 
ſubjett erworbene Beſugnis als eine Ausſtrahlung genereller Machtbefugnis und 
jede Schuldverbindlichkeit als eine Obligierung des jedesmaligen Inhabers dieser 
Machtſtellung aufgefaßt worden wäre, und daß daher überhaupt niemals das einzelne 
ſubjektwe Recht an ſich den unmittelbaren Gegenſtand einer Uebertragung hätte 
bilden können, ſondern nur das der patriarchaliſchen Herrſchaft unterworfene Objel 
der gleichen Herrſchaft eines anderen Subjekts ſich hätte unterſtellen laſſen können. 

Auf S. 93 wird von ſelbſtändigen Beſtandteilen einer zuſammengeſetzten 
Sache und verſchiedenen Eigentümern dieſer Teile gehandelt. Beim Beſtreiten jeder 
römischen Art einheitlichen Sondervermögens (S. 94 u S. 105) iſt actio tributonis 
und Nachfolge in ein peculium castrense unberiidfidtigt geblieben. 

Die Möglichkeit von Reallaſten möchte ſchwerlich, wie S. gs geſchieht, au 
germaniſcher Territorralherrſchaft abzuleiten ſein. Die Privatrechte deutſcher 
Städtebürger find wohl nicht, wie S. 100/101 ausführen, aus dem Geſamtrecht 
der Stadtgemeinde erwachſen. Der Annahme, daß der Römer nicht imeins über 
Geſamtheiten habe unter Lebenden verfügen können, widerſprechen zahlloſe römiſche 
Ausſprüche über Verpfändungen, Schenkungen, Veräußerungen von Sklaven 
ihren Pekulien uſw. U. dgl. mehr. | 

Störend find auch die vielen Fremdwörter, zahllos in der erſten Hälfte der 
Schrift. 

Hannover. W. Ch. Francke. 


Entſcheidungen 


in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und des Grund⸗ 
buchrechts. 


Zuſammengeſtellt im Reichsjuſtizamt 4). 


Antrag eines Nachlaßgläubigers auf Anordnung einer Nachlaß verwaltung. 
Unzuläſſigkeit einer ſolchen Anordunng, die lediglich darauf gegründet wird, 
daß der Erbe die Befriedigung der Nachlaßgläubiger verzögere. 


§ 1981 BGB. 
Kammergericht Berlin, 3. Januar 1907. — Bd. 8 S. 179. 


Die am 7. Mai 1905 zu B. geſtorbene Witwe v. O. hat in ihrem 
Teſtamente vom 4. Juli 1899 ihren Sohn Emil zum Erben eingeſetzt und 
ihrer Enkelin Auguſte v. O. den Pflichtteil vermacht mit der Beſtimmung, daß 
er drei Monate nach ihrem Tode auszuzahlen ſei. Die Enkelin hat am 
7. Dezember 1905 die Einleitung der Nachlaßverwaltung beantragt, weil ihr 
Anſpruch durch das Verhalten und die Vermögenslage des Erben gefährdet 
ſei. Das Amtsgericht hat den Antrag abgelehnt; das Landgericht hat auf 
die Beſchwerde der Auguſte v. O. das Amtsgericht angewieſen, die Nachlaß⸗ 
verwaltung anzuordnen. Auf die weitere ſofortige Beſchwerde des Emil v. O. 
hat das Kammergericht den Beſchluß des Landgerichts aufgehoben und die 
Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung an das Landgericht 
zurückverwieſen aus folgenden Gründen: 

Nach § 1981 Abi, 2 BGB. ijt die Nachlaßverwaltung auf Antrag 
eines Nachlaßgläubigers anzuordnen, wenn Grund zu der Annahme beſteht, 
daß die Befriedigung der Nachlaßgläubiger aus dem Nachlaſſe durch das Ver⸗ 
halten oder die Vermögenslage des Erben gefährdet wird. Die Entſcheidung 
des Landgerichts beruht auf der Annahme, daß ſolche Gefährdung hier durch 
das Verhalten des Erben begründet ſei, weil er trotz des Drängens der 
Gläubigerin bisher weder den Pflichtteil ausgezahlt noch auch nur ein voll⸗ 
ſtändiges Nachlaß verzeichnis vorgelegt, vielmehr in dem vorgelegten Verzeichniſſe 
die Wertpapiere anzugeben unterlaſſen und dadurch gezeigt habe, daß er die 
Angelegenheit hinziehen wolle. 


1) Es werden zu jeder Entſcheidung Band und Seite der Ausnahme der Buch⸗ 


handlung von Puttkammer und Mühlbrecht in Berlin, nach welcher wohl meiſtens 


die Entſcheidungen angezogen werden, beibemerkt. 
Blätter f. Rechtspfl. LVII. N. F. XXXXVII. Freiw. Gericht sbark. 1 


a) 


Diefe Ausführungen beruhen auf einer Verkennung des Begriffs der 
Gefährdung der Befriedigung der Nachlaßgläubiger aus dem Nachlaß im Sinne 
des § 1981 Abſ. 2 BGB. Die Nachlaßverwaltung ijt nach § 1975 BEY, 
eine Nachlaßpflegſchaft zum Zwecke der Befriedigung der Nachlaßgläubiger. 
Ihre Wirkungen ſind nach den 88 1976, 1984, 1985 BGB., daß die in⸗ 
folge des Erbfalls durch Vereinigung von Rechten und Verbindlichkeiten oder 
von Rechten und Belaſtungen erloſchenen Rechtsverhältniſſe als nicht erloschen 
gelten, daß der Erbe die Befugnis verliert, den Nachlaß zu verwalten und 
über ihn zu verfügen, und daß der Nachlaßverwalter den Nachlaß zu ver⸗ 
walten und die Nachlaßverbindlichkeiten aus dem Nachlaſſe zu berichtigen hat. 
Das gemeine Recht gewährte jedem Nachlaßgläubiger ohne weitere Voraus⸗ 
ſetzung das Recht, ſolche Abſonderung des Nachlaſſes vom Vermögen des Erben 
zu verlangen. Der erſte Entwurf des Bürgerlichen Geſetzbuchs kannte dagegen 
in feinen 88 2110 ff. ein Abſonderungsrecht der Nachlaßgläubiger nur im 
Falle des Nachlaßkonkurſes (zu vergl. Motive 5, 685). Die zweite Kom⸗ 
miſſion hat bei Zulaſſung der Nachlaßverwaltung auf Antrag des Erben auch 
ein Abſonderungsrecht der Nachlaßgläubiger außerhalb des Nachlaßkonkurſes 
eingeführt, indem fie ihnen das Recht zuſprach, die Nachlaß verwaltung zu bes 
antragen. Bezüglich der Vorausſetzungen dieſes Antragsrechts beſtanden inner⸗ 
halb der Kommiſſion Meinungsverſchiedenheiten (zu vergl. Protokolle 5, 820 
und die eingehende Darſtellung RIA. 7, 18 ff.). Das ſchließliche Ergebnis 
war die Aufnahme des jetzigen 8 1981 Abſ. 2 BGB., deſſen Sinn von 
der Kommiſſion dahin erläutert wurde: ein Abſonderungsrecht jet zu gewähren, 
wenn die Gläubiger ein berechtigtes Intereſſe an der Abſonderung hätten; ſie 
ſollten durch die amtliche Liquidation geſchützt werden, wenn ſie durch die 
Privatliquidation gefährdet werden würden; es ſei dabei gleichgültig, ob dieſe 
Gefährdung ihren Grund in der Vermögenslage des Erben oder in jeinem 
Verhalten, insbeſondere feiner unwirtſchaftlichen Vermögens verwaltung hätte, 
Hieraus ergibt ſich, daß die Nachlaßverwaltung und das Recht der Gläubiger, 
ſie zu beantragen, nicht den Zweck haben, die Befriedigung der Nachlaßgläubiger 
zu beſchleunigen, ſondern fie zu ſichern, und daß eine Gefährdung der Be 
friedigung der Gläubiger aus dem Nachlaſſe nur dann vorliegt, wenn es im 
Intereſſe der Gläubiger an ſicherer Befriedigung liegt, daß der Nachlaß von 
dem ſonſtigen Vermögen des Erben abgeſondert und der Verwaltung des 
Erben entzogen wird. Die bloße Säumigkeit des Erben in der Befriedigung 
der Nachlaßgläubiger gibt dieſen deshalb, auch wenn ſie vorſätzlich iſt, noch 
kein Recht, die Nachlaßverwaltung zu beantragen. Ihr iſt mit den Mitteln 
des Zivilprozeſſes entgegen zu treten und es würde ein Mißbrauch der Ein⸗ 
richtung der Nachlaßverwaltung ſein, wenn ſie zu ſolchen Zwecken zugelaſſen 
würde. Nur in Verbindung mit anderen Umſtänden, wie z. B. bedrängter 
Vermögenslage des Erben oder unwirtſchaftlichem Verhalten desſelben, kann 
die Verzögerung der Erfüllung der Nachlaßverbindlichkeiten die Annahme be 
gründen, daß die Befriedigung der Nachlaßgläubiger aus dem Nachlaſſe ge 
fährdet ijt und daß fie deshalb das Recht haben, die Nachlaßverwaltung zu 
beantragen. Derartige Umſtände ſind bisher von dem Landgerichte nicht 
feſtgeſtellt. 

Der Beſchluß des Landgerichts iſt deshalb aufzuheben und die Sache it 
an das Landgericht zurückzuverweiſen, um die bisher nicht berückſichtigten Ve 
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hauptungen der Antragſtellerin, daß der Erbe ſich ſeit langen Jahren in 
ſchlechten Vermögensverhältniſſen befunden habe, daß mehrfach das Verfahren 
zur Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung ſeines Grundſtücks eingeleitet 
ſei, daß er neuerdings eine Hypothek aufgenommen habe, daß er Vergnügungs⸗ 
reiſen unternehme, in Betracht zu ziehen und danach anderweit zu entſcheiden, 
ob Grund zu der Annahme beſteht, daß die Befriedigung der Nachlaßgläubiger 
aus dem Nachlaſſe durch das Verhalten oder die Vermögenslage des Erben 
gefährdet wird. 


Antrag eines Nachlaßgläubigers auf Beſtimmung einer Inventarfriſt 

gegenüber mehreren Miterbeu; Unzuläſſigkeit der Beſtimmung einer ſolchen 

Friſt, wenn ſich bei dem Nachlaßgerichte bereits ein Inventar befindet, 

das einer der Miterben ſelbſt unter Zuziehung eines zuſtändigen Beamten 
aufgeuommen hat. 


88 1993, 1994, 2002 bis 2004, 2063 BGB. 
Kammergericht Berlin, 21. Februar 1907. — Bd. 8 S. 185. 


Im April 1905 iſt zu N. die Witwe Thereſe M. verſtorben; ihre 
Erben ſind: Lina Z., geborene M., und Johanna W., geborene M. Der 
Stationsaſſiſtent F. und ſeine Ehefrau haben Forderungen gegen den Nachlaß 
glaubhaft gemacht und im Februar 1906 beantragt, den beiden Erbinnen 
eine Friſt zur Errichtung des Nachlaßinventars zu beſtimmen. Nachdem dieſe 
Friſt zunächſt in einem am 17. Februar 1906 beiden Erbinnen zugeſtellten 
Beſchluß auf einen Monat beſtimmt und hinterher auf Antrag der Miterbin 
3. um 14 Tage verlängert war, hat dieſe am 23. März 1906 eingereicht 
ein Nachlaßverzeichnis ſowohl hinſichtlich der Witwe M. wie ihres im Jahre 
1884 vorverſtorbenen Ehemanns; beide ſind nur privatſchriftlich von der 
Miterbin Z. vollzogen. Gleiche, ebenfalls nur privatſchriftlich von ihr voll- 
zogene Nachlaßinventare ſandte die Miterbin W. am 8. April 1906 dem 
Nachlaßgerichte ein. Der vom Amtsgerichte D. beauftragte Gerichtsvollzieher 
S. hat dann am 15. Juni 1906 über den Nachlaß der Witwe M. ein 
neues Inventar unter Mitwirkung der Miterbin Z. und ihres Ehemanns 
aufgenommen; eine vom Gerichtsſchreiber des Amtsgerichts D. beglaubigte 
Abſchrift des über dieſe Aufnahme errichteten Protokolls, das von der Mit⸗ 
erbin Z. und ihrem Ehemann unterſchrieben iſt, und des Inventars iſt ſeitens 
des Ehemanns Z. dem Nachlaßgerichte zuerſt unmittelbar am 20. Juni und, 
als er es von dieſem mit Bezugnahme auf § 2003 Ab}. 3 BGB. zurück⸗ 
erhielt, Ende Juli 1906 durch Vermittlung des Amtsgerichts D. eingereicht 
worden. Am 1. September 1906 wiederholten die Eheleute F. mit der 
Begründung, daß die frühere Friſtſetzung nach § 2008 BGB. unwirkſam 
geweſen ſei, ihren Antrag, den ſie auch gegen die Ehemänner der Erbinnen 
richteten; ſie beantragten, ſowohl den Eheleuten Z. wie den Eheleuten W. 
eine Friſt zur Errichtung des Inventars über den Nachlaß der Witwe M. 
zu ſetzen. Das Nachlaßgericht vermißte den Nachweis, daß die Erbſchaft 
zum eingebrachten Gute oder zum Geſamtgute gehöre; es lehnte daher den 
Antrag ab. Die Antragſteller legten Beſchwerde ein, da die eingereichten 
Inventare, die übrigens unrichtig und unvollſtändig ſeien, nicht in der vor- 
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geſchriebenen Form errichtet ſeien; der Gerichtsvollzieher ſei nicht von dem 
Nachlaßgerichte beauftragt geweſen, das Inventar auch nicht vom Erben bei 
dem Nachlaßgericht eingereicht; die Erben ſeien höchſtens nach § 2004 BG, 
berechtigt, auf das frühere Inventar Bezug zu nehmen. Das Landgericht 
hat die Beſchwerde zurückgewieſen; es nimmt an, daß es der Setzung einer 
Inventarfriſt gegen die Ehemänner der Erbinnen nicht bedürfe, da bereits 
ein vorſchriftsmäßig errichtetes Inventar vorliege; der Gerichts vollzieher fei 
zur Inventaraufnahme zuſtändig geweſen, auch wenn er nicht vom Nachlaß⸗ 
gerichte beauftragt war. 

Das Kammergericht hat auch der weiteren Beſchwerde den Erfolg verſagt 
aus folgenden Gründen: 

Verfehlt iſt zunächſt die Rüge, daß ein vorſchriftsmäßiges Inventar nicht 
vorliege. Allerdings entſprachen die zuerſt am 23. März und 8. April 1906 
von den Erbinnen eingereichten Inventare den Formvorſchriften der SS 2002, 
2003 BGB. nicht, da ſie nur privatſchriftlich ohne Zuziehung einer zuſtändigen 
Behörde oder eines zuſtändigen Beamten errichtet find. Die Frage, ob infolge 
deſſen die im Februar 1906 den Erbinnen geſtellte Friſt verſäumt iſt oder 
ob dieſe Friſtbeſtimmung unwirkſam war, weil ſie nicht auch ihren Ehemännern 
gegenüber erfolgte (§ 2008 BGB.), kann indeſſen hier unerörtert bleiben, 
da die Entſcheidung, ob das Inventarrecht durch Verſäumung der Frift erloschen 
iſt, nicht dem Nachlaßrichter obliegt, ſondern der Prüfung des Prozeßgerichtz 
im einzelnen Rechtsſtreite vorbehalten iſt (Motive z. BGB. 5, 609; OLGRfp. 
4, 118). 

Im vorliegenden Falle iſt davon auszugehen, daß dem Nachlabgeridt 
ein am 15. Juni 1906 von der Miterbin Z. und ihrem Ehemann in 
vorſchriftsmäßiger Form errichtetes Nachlaßinventar eingereicht iſt. Verſehlt 
iſt die Rüge der weiteren Beſchwerde, daß bei deſſen Errichtung der § 2008 
BGB. verletzt ſei; fie überſieht, daß das Inventar nicht notwendigerweise von 
dem Nachlaßgericht oder einem von dieſem beauftragten öffentlichen Organ 
aufgenommen werden muß, ſondern daß der Erbe die Wahl hat, ob er bi 
dem Nachlaßgerichte die Aufnahme des Inventars gemäß § 2003 B63. 
beantragt oder ob er die Aufnahme des Inventars felbſt vornimmt; im letzteren 
Falle iſt er nach dem § 2002 BGB. nur verpflichtet, eine zuſtändige Behörde 
oder einen zuſtändigen Beamten oder Notar zuzuziehen, auf die Mitwirkung 
gerade des Nachlaßgerichts ijt er dabei nicht angewieſen. Zuſtändig zu 
Aufnahme von Vermögensverzeichniſſen find nach Art. 31 Pr. ganz alle 
gemein die Amtsgerichte; nach Art. 38 daſelbſt iſt das angegangene Amts 
gericht befugt, die nachgeſuchte Aufnahme des Vermögensverzeichniſſes einem 
Gerichts vollzieher zu übertragen; deſſen Zuſtändigkeit zur Vornahme der Ynventit 
im Auftrage des Gerichts ergibt § 74 PrAG. z. GVG. Im vorliegenden 
Falle iſt ſeitens des Landgerichts feſtgeſtellt und von den Beſchwerdeführern 
auch nicht beſtritten, daß das Amtsgericht D. den Gerichtsvollzieher S. mit 
der Aufnahme des zu den Akten eingereichten Inventars beauftragt hatte; es 
kann alſo nicht zweifelhaſt ſein, daß dieſer als zuſtändiger Beamter von den 
Eheleuten Z. zu der Aufnahme des Inventars zugezogen war. 

Unbegründet iſt auch die in der Beſchwerde erhobene, in der weiteren 
Beſchwerde nicht wiederholte Rüge, daß das Inventar nicht von dem Erben 
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dem Nachlaßgericht eingereicht ſei. Für das gemäß § 2002 BGB. errichtete 
Inventar beſtehen Vorſchriften, wie fie $ 2003 Abſ. 3 für die in jenem 
Paragraphen geregelte Inventaraufnahme durch das Nachlaßgericht oder ein 
von dieſem beauftragtes Organ gibt, nicht. Ebenſowenig iſt eine Verletzung 
des $ 1993 BGB. erſichtlich, da dieſer nur dem Erben die Befugnis gibt, 
ein Nachlaßinventar bei dem Nachlaßgericht einzureichen, nicht aber vorſchreibt, 
daß die Einreichung von dem Erben ſelbſt und unmittelbar an das Nachlaß⸗ 
gericht erfolgen müſſe; um ſo weniger kann aus jenem Paragraphen eine 
Formvorſchrift für die im § 2002 geregelte Aufnahme eines Inventars ent⸗ 
nommen werden. Tatſächlich hatte der Ehemann Z. am 29. Juni 1906 das 
Inventar direkt dem Nachlaßgerichte zugeſandt und iſt erſt von dieſem ohne 
begründete Veranlaſſung beſtimmt worden, es durch den Beamten, der es auf⸗ 
genommen hatte, und ſomit durch Vermittlung des Amtsgerichts D. wieder 
dem Naßlaßgerichte zuzuſenden. Bei der erſten Einreichung hatte er ferner 
angezeigt, daß das Inventar gleichzeitig für ſeine Ehefrau Gültigkeit haben, 
d. h. als auch von dieſer eingereicht gelten ſollte; daß er dieſe Erklärung mit 
Zuſtimmung und Ermächtigung ſeiner Ehefrau abgab, iſt in den Akten von 
niemand beſtritten, auch unbedenklich, da in dem von dem Gerichtsvollzieher 
aufgenommenen Protokolle beide Eheleute erklärt haben, daß ſie ihre Angaben 
über den Nachlaß nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen abgegeben haben und die 
Richtigkeit und Vollſtändigkeit des Inventars verſichern, alſo beide gemeinſam 
das Inventar errichtet haben. 

Hat aber hiernach die Ehefrau Z. bereits in vorſchriftsmäßiger Form 
ein Nachlaßinventar errichtet, ſo iſt es unzuläſſig, ihr nochmals zur Errichtung 
eines ſolchen eine Friſt zu ſetzen. Die Beſtimmung des § 2005 Abſ. 2 BGB. 
ſieht allerdings unter gewiſſen Umſtänden die Beſtimmung einer neuen Inventar⸗ 
friſt behufs Ergänzung einer unvolftändigen Angabe auf Antrag eines Gläu⸗ 
bigers vor; in der Beſchwerde war auch nebenbei bemerkt, die eingereichten 
Inventare ſeien unrichtig und unvollſtändig; begründet oder näher dargelegt 
iſt dies indeſſen in keiner Weiſe; geſtützt iſt der Antrag vom 1. September 
1906, der nicht behufs Ergänzung unvollſtändiger Angaben, ſondern behufs 
Errichtung eines neuen Inventars eine Friſtſetzung nachſuchte, ausdrücklich nur 
auf die 88 1994, 2008 BGB. Aus dieſen folgt aber eine Verpflichtung 
zunächſt der Miterbin Z. zur nochmaligen Errichtung eines Inventars nicht. 
In der Rechts wiſſenſchaft wird übereinſtimmend die Anſicht vertreten, daß ſogar 
dem Erben, der auf Grund des $ 1993 BGB., ohne den Antrag eines 
Nachlaßgläubigers und ohne Friſtſetzung ſeitens des Nachlaßgerichts, ein den 
Erforderniſſen des § 2002 oder des § 2003 BGB. entſprechendes Inventar 
errichtet hat, eine Inventarfriſt nach § 1994 BGB. nicht mehr beftimmt 
werden kann, vielmehr ein dahingehender Antrag eines Gläubigers abzulehnen 
iſt. Nicht etwa kann aus § 2004 BGB. gefolgert werden, daß auch in 
einem ſolchen Falle die Friſtſetzung erfolgen und es dem Erben überlaſſen 
bleiben müſſe, auf das bereits bei dem Nachlaßgerichte befindliche Inventar 
zu verweilen; denn das Inventar, von dem § 2004 BGB. ſpricht, ijt ein 
ſolches, das nicht von dem Erben, ſondern von einem anderen errichtet war; 
dies ergibt unzweideutig die dort dem Erben freigeſtellte Erklärung, daß das 
Inventar als von ihm eingereicht gelten ſolle; eine ſolche Erklärung kann er 
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nicht hinſichtlich eines Inventars abgeben, das er ſelbſt errichtet hatte. Dieſer 
Anſicht iſt im vorliegenden Falle um fo mehr beizutreten, als Frau Z. hier 
das formgerechte Inventar infolge der erſten Friſtſetzung, wenn auch nicht 
innerhalb der Friſt, errichtet hatte; es wäre in der Tat ein zweckloſer For: 
malismus, ſie zu nötigen, innerhalb einer beſtimmten Friſt auf das von ihr 
ſchon errichtete, bei den Akten des Nachlaßgerichts befindliche, Inventar nod: 
mals Bezug zu nehmen. Denn mit deſſen Errichtung hatte ſie ſich gegen die 
unbeſchränkte Haftung für die Naßlaßverbindlichkeiten gemäß § 1994 BER. 
bereits geſchützt, wenn nicht etwa zur Zeit der Errichtung jenes Inventars die 
Friſt (trotz der Beſtimmung des § 2008 BGB.) bereits verſtrichen war; 
falls letzteres der Fall war, war umgekehrt ihre unbeſchränkte Haftung bereits 
eingetreten; irgendeinen Nachteil oder Vorteil könnte die Friſtſetzung für fie 
alſo nicht zur Folge haben. 

Dasſelbe muß aber auch hinſichtlich der Miterbin W. gelten; daß deren 
Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten etwa unbeſchränkt fei, haben die Be⸗ 
ſchwerdeführer nicht einmal behauptet, iſt auch ſonſt nicht erſichtlich. Daher 
kommt die Errichtung des Nachlaßinventars durch die Miterbin Z. auch ihr 
zu ſtatten (§ 2063 BGB.); durch deſſen Errichtung wurde die unbeſchränlte 
Haftung auch von ihr abgewendet, ohne daß es einer Inventarerrichtung duch 
fie oder einer Bezugnahme ihrerſeits (§ 2004 BGB.) noch bedarf. Eine 
erneute Friſtſetzung behufs Errichtung eines neuen Inventars wäre daher auch 
gegen fie gegenſtandslos; der darauf gerichtete Antrag iſt unbegründet. Zu: 
läſſig wäre, da fie bei der Errichtung des von dem Gerichtsvollzieher auf: 
genommenen Inventars nicht mitgewirkt hat, ein Fall des § 2005 Abi. 1 
BGB. bei ihr alſo nicht vorliegt, nur ein mit der Begründung, daß die An⸗ 
gabe der Nachlaßgegenſtände unvollſtändig ſei, geſtellter Antrag, ihr gemäß 
§ 2005 Abſ. 2 eine Inventarfriſt zur Ergänzung zu beſtimmen; ein dahin⸗ 
gehender Antrag iſt, wie oben bemerkt, nicht geſtellt. 

Hat aber eine erneute Friſtſetzung gegen die Erbinnen zu unterbleiben, 
fo kann eine Friſt auch nicht ihren Ehemännern beſtimmt werden. Denn 
dieſe find nicht Miterben; für fie kann demgemäß weder eine perſönliche 
Haftung für die Nachlaß verbindlichkeiten, noch ein Schutz gegen eine unbeſchränlte 
Haftung für ſolche in Frage kommen; der Ehemann einer Erbin hat gar kein 
ſelbſtändiges Inventarrecht; hat ſeine Ehefrau bereits ein formgerechtes Nach⸗ 
laßinventar errichtet oder kommt ihr gemäß § 2063 BGB. die Errichtung 
eines ſolchen durch einen Miterben zu ſtatten, ſo iſt ein Antrag auf Friſtſetzung 
gegen den Ehemann zwecklos, alſo unbegründet. Uebrigens hat, wie oben 
hervorgehoben, der Ehemann Z. bereits ein Inventar gemeinſam mit jeinet 
Ehefrau errichtet. 

Hiernach war die weitere Beſchwerde als unbegründet zurückzuweiſen. 
Auf den Grund, aus dem das Amtsgericht den Antrag vom 1. September 
1906 abgelehnt hatte, daß nämlich die hinſichtlich des ehelichen Güterſtandes 
erforderten Nachweiſe fehlten, kam es dafür nicht an, da die beantragte Setzung 
einer Inventarfriſt im vorliegenden Falle überhaupt nicht ſtatthaft iſt. Wäre 
fie ſtatthaft, fo wäre allerdings zur Prüfung, ob die Beſtimmung der Frit 
auch den Ehemännern gegenüber zu erfolgen habe, darzutun geweſen (etwa 
durch eine Auskunft aus dem Güterrechtsregiſter), daß die Erbſchaft zum ein: 
gebrachten Gute oder zum Geſamtgute gehörte ($ 2008 BGB.). 
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Beſchwerde gegen eine Verfügung des Nachlaßgerichts, durch welche die 
von dem Erblaſſer in ſeinem Teſtamente nachgeſuchte Erueuuung eines 
Teſtamentsvollſtreckers abgelehnt wird. 


§ 2200 BGB., § 20 36. 
Oberlandesgericht Roſtock, 4. März 1907. — Bd. 8 S. 189. 


Dem Adolf S. war im Teſtamente feiner Eltern der lebenslängliche 
Genuß der Zinſen von einem feinen Kindern vermachten Nachlaßteil ausgeſetzt, 
im Teſtamente war ferner angeordnet, daß ein vom Nachlaßgerichte zu er⸗ 
nennender Teſtamentsvollſtrecker dieſen Nachlaßteil während der Lebenszeit des 
Adolf S. verwalten und ihm die Zinſen ausbezahlen ſolle. Der Inſpektor T. 
hat unter der Behauptung, daß durch Beſchluß des Amtsgerichts zu B. der 
Anſpruch des S. auf dieſe Zinſen für ihn gepfändet und ihm zur Einziehung 
überwieſen ſei, beim Amtsgerichte zu G. die Ernennung eines Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers beantragt. Das Nachlaßgericht hat die Ernennung abgelehnt, weil 
S. auf den ihm ausgeſetzten Zinsgenuß nach dem Tode ſeiner Mutter zum 
Protokolle des Stadtſekretärs in G. verzichtet habe. Die Beſchwerde iſt als 
unzuläſſig zurückgewieſen worden. Auf die weitere Beſchwerde hat das Ober⸗ 
landesgericht zu Roſtock unter Aufhebung des Beſchluſſes des Landgerichts die 
Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung an das Landgericht 
zurückverwieſen. In den Gründen wird ausgeführt: 

Der Begriff des Rechtes im Sinne des § 20 FG. wird in dem an⸗ 
gefochtenen Beſchluſſe zu eng ausgelegt und beruht deshalb dieſer Beſchluß 
auf einer Verletzung des Geſetzes, wie fie § 27 FG. zur Rechtfertigung der 
weiteren Beſchwerde erfordert. Nach § 20 FG, ſteht jedem, deſſen Recht 
durch die Verfügung beeinträchtigt iſt, die Beſchwerde zu, doch iſt nicht er⸗ 
forderlich, daß ein konkretes Privatrecht verletzt iſt, ſondern es genügt, wenn 
durch die Verfügung in die Rechtsſphäre des Beſchwerdeführers eingegriffen 
it (zu vergl. RJ A. 2, 108). . . . Adolf S. hatte, abgeſehen von dem von 
ihm ausgeſprochenen Verzicht auf die Zinſen, auf welchen Verzicht weiter unten 
einzugehen iſt, das Recht, ſich wegen der ihm zuſtehenden Zinſen an den 
Teſtamentsvollſtrecker zu halten und von dieſem die Auszahlung der Zinſen 
zu begehren. Durch die Ablehnung der Ernennung eines Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers wurde dies fein Recht beeinträchtigt. Er würde dadurch genötigt 
werden, ſich wegen der ihm zuſtehenden Zinſen an feine Kinder zu wenden, 
und würde dadurch die ihm durch die teſtamentariſche Anordnung gewährte 
Sicherheit einbüßen, daß die Verwaltung des Nachlaßteils in den Händen 
eines Teſtamentsvollſtreckers ruht. Wenn nun der Beſchwerdeführer behauptet 
hat, daß er durch den Beſchluß des Amtsgerichts zu B. vom 26. Februar 1904 
den Anſpruch des Adolf S. auf die Zinſen gepfändet habe und daß ihm dieſer 
Anſpruch zur eigenen Geltendmachung überwieſen ſei, ſo hat er damit behauptet, 
daß ihm dieſelbe Rechtsbefugnis und damit auch dasfelbe Beſchwerderecht wie 
dem Adolf S. erworben ſei. Iſt mithin die Pfändung reſp. die Ueberweiſung 
rechtswirkſam geſchehen, was in dieſer Inſtanz nicht entſchieden werden kann, 
nachdem der angefochtene Beſchwerdebeſchluß die Entſcheidung darüber ausdrücklich 
abgelehnt hat, ſo muß ihm das Beſchwerderecht zugeſtanden werden. Iſt die 
Pfändung reſp. Ueberweiſung freilich unwirkſam, ſo ſteht dem Beſchwerdeführer 
als einfachen Gläubiger eines Nachlaßbeteiligten eine Beſchwerde nicht zu. 
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Mit Unrecht ſtützt weiter der angefochtene Beſchluß feine Entſcheidung 
auf die Beſtimmung des § 2200 BGB. Es iſt unzutreffend, daß deshalb, 
weil nach § 2200 BGB. das Nachlaßgericht, welches vom Erblaſſer erſucht 
iſt, einen Teſtamentsvollſtrecker zu ernennen, ſolche Ernennung vornehmen kann, 
die desfallſige vom Nachlaßgerichte getroffene Verfügung der Beſchwerde unter 
allen Umſtänden entzogen iſt, vielmehr muß angenommen werden, daß auch 
gegen die nach § 2200 BGB. getroffene Entſcheidung eine Beſchwerde 
wenigſtens dann zuläſſig iſt, wenn, wie im vorliegenden Falle, erkennbar iſt, 
daß das Nachlaßgericht bei der nach ſeinem pflichtgemäßen Ermeſſen zu 
treffenden Entſcheidung nicht alle relevanten Momente erwogen hat. Das 
Vormundſchafts⸗ und Nachlaßgericht der Stadt G. hat nämlich nur aus der 
Erwägung die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers abgelehnt, weil Adolf 
S. auf den ihm ausgeſetzten Zinsgenuß nach dem Tode ſeiner Mutter zum 
Protokolle des Stadtſekretärs vom 20. November 1906 verzichtet hat. Es 
hat mithin nicht geprüft, ob der Verzicht des Adolf S. formell gültig iſt, 
welche Rechtswirkſamkeit dem oben erwähnten Pfändungs- und Ueberweiſungs⸗ 
beſchluſſe des Amtsgerichts zu B. vom 26. Februar 1904 zukommt und ob 
dem durch dieſen Beſchluß etwa erworbenen Rechte des Beſchwerdeführers gegen⸗ 
über dem Verzichte des Adolf S. eine Bedeutung beigelegt werden kann. 
Die Beteiligten haben jedoch ein Recht auf genügendes ſachgemäßes Ermeſſen und ſind 
in ihrem Rechte beeinträchtigt, wenn ohne ſolche ſachgemäße Prüfung entſchieden iſt. 

Nach dieſen Ausführungen hat der angefochtene Beſchluß nach ſeiner Be⸗ 
gründung mit Unrecht die Beſchwerde als unzuläſſig zurügewieſen 


Umfang des Prüfungsrechts des Regiſterrichters bei der Eintragung der 
durch Beſchluß der Generalverſammlung einer Genoſſenſchaft erfolgten Be⸗ 
ftellung von Vorſtandsmitgliedern. 


§ 24 Abſ. 2, § 28 Gen. 
Kammergericht Berlin, 3. Januar 1907. — Bd. 8 S. 191. 


Es kommt hier hauptſächlich darauf an, wie weit die Prüfungspflicht des 
Regiſtergerichts bei den Urkunden über die Beſtellung von Vorſtandsmitgliedern 
einer Genoſſenſchaft (deren Abſchriften der Anmeldung von Aenderungen des 
Genoſſenſchaftsvorſtandes nach § 28 GenG. beizufügen find) im einzelnen 
auszudehnen iſt. Entſprechende Vorſchriften über den Nachweis der Beſtellung 
von Vorſtandsmitgliedern (Geſchäftsführern) von Körperſchaften durch Bei⸗ 
bringung der betreffenden Urkunden (in einfacher oder beglaubigter Abſchrift 
oder auch in ſonſtiger Form) finden ſich noch im § 11 Nr. 3 GenG., § 195 
Abſ. 2 Nr. 4, § 234 Abſ. 2 HGB., § 8 Nr. 2, § 39 Abſ. 2 Gmbh., 
und § 59 Abſ. 2 Nr. 2, § 67 Abf. 1 Satz 2 BGB. Wenn in dieſen 
Geſetzen die Einreichung ſolcher Urkunden an das Regiſtergericht vorgeſchrieben 
iſt, ſo hat das natürlich den Zweck, daß letzteres in eine Prüfung der über⸗ 
reichten Urkunden daraufhin einzutreten hat, ob durch ihren Inhalt die nach⸗ 
geſuchte Eintragung der neuen Vorſtandsmitglieder gerechtfertigt wird (K GJ. 19, 
28; 25, 255; 31, 160; auch RIA. 3, 189; 6, 181). Gleichzeitig wird 
aber hierdurch der Umfang der Prüfungspflicht des Regiſtergerichts dahin 
abgegrenzt, daß es regelmäßig für die Beſtellung von Vorſtandsmitgliedern 
einen weiteren, ſtrengeren Nachweis als eine an ſich ordnungsmäßige, voll: 
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ſtändige Urkunde über dieſe nicht zu verlangen hat. Hiernach wird die 
Prüfungspflicht des Regiſtergerichts nicht ſo ſehr nach allgemeinen Geſichts⸗ 
punkten zu beſtimmen ſein, als vielmehr nach denjenigen Vorſchriften, welche 
für die Beſchaffenheit gerade der betreffenden Urkunde maßgebend ſind. Dieſe 
richtet ſich aber, ſowohl was ihre Form als auch was ihren Inhalt betrifft, 
vornehmlich nach den für ſie geltenden beſonderen Beurkundungsvorſchriften, 
welche von den ſonſtigen formellen und materiellen Beſtimmungen über die 
Beſtellung von Vorſtandsmitgliedern ſtreng zu unterſcheiden ſind. Es iſt 
nämlich ſehr wohl möglich, daß eine ſolche Beſtellungsurkunde nach den erſteren 
keineswegs alle diejenigen Vorausſetzungen zu erwähnen braucht, welche nach 
den letzteren für eine ordnungsmäßige Vorſtandsbeſtellung notwendig ſind. 
Iſt das aber der Fall, ſo muß ſich das Regiſtergericht (nach der für ſeine 
Prüfungspflicht gegebenen Abgrenzung) mit einer den maßgeblichen Beurkun⸗ 
dungs vorſchriften entſprechenden Beſtellungsurkunde begnügen, obwohl in ihr 
Angaben über ſolche Punkte ſehlen, welche an ſich für die Ordnungsmäßigkeit 
der Vorſtandsbeſtellung von erheblicher Bedeutung ſind; denn mit der Stellung 
irgendwelcher weitergehenden Anforderungungen an den Inhalt der Urkunde 
würde es den Rahmen des ihm zuſtehenden Anſpruchs auf Einreichung einer 
vorſchriftsmäßigen Beſtellungsurkunde überſchreiten und anderweitigen Mängeln 
der Beſtellung nachgehen, deren Prüfung ihm nicht übertragen iſt, welche 
vielmehr von den Beteiligten ſelbſt im Wege einer Anfechtungsanklage geltend 
zu machen ſind. Wie die Rechtslage zu beurteilen iſt, wenn eine eingereichte 
Beſtellungsurkunde Angaben über ſolche Punkte enthält, welche nicht zu ihrem 
notwendigen Inhalte gehören, und dieſe zu begründeten Bedenken gegen die 
Ordnungsmäßigkeit der Wahl Anlaß geben, kann hier dahingeſtellt bleiben. 

Die maßgeblichen Beurkundungsvorſchriften weichen aber bei den in 
Betracht kommenden Körperſchaften (Aktiengeſellſchaften, Geſellſchaften mit be⸗ 
ſchränkter Haftung, eingetragenen Vereinen, Genoſſenſchaften) im einzelnen ſehr 
voneinander ab, ſo daß ſich dementſprechend auch die Prüſungspflicht des 
Regiſtergerichts ſehr verſchieden geſtaltet. Weitere Verſchiedenheiten entſtehen 
da durch, daß die Beſtellung der Vorſtandsmitglieder bei den einzelnen Körper⸗ 
ſchaſten von verſchiedenen Organen ausgehen kann. Es gilt keineswegs als 
ausnahmsloſe Regel, daß ſie von den Generalverſammlungen (Geſellſchafter⸗ 
und Mitgliederverſammlungen) zu bewirken ſind, vielmehr können auch die 
Auſſichtsräte oder andere Organe dafür zuſtändig fein; die Satzungen können 
in dieſer Beziehung recht mannigfaltige Beſtimmungen treffen (§ 24 Abſ. 2 
GenG., § 182 Abi. 2 Nr. 4 HGB., § 6 Abſ. 2, § 46 Nr. 5 GmbHG, 
§ 58 Nr. 3, 4 BGB., KGJ. 10, 37). Je nachdem nun das eine oder 
andere Organ die Beſtellung des Vorſtandes vorzunehmen hat, ändert ſich 
vielfach der weſentliche Inhalt der von ihm auszuſtellenden Beſtellungsurkunde, 
und zwar nach Maßgabe derjenigen geſetzlichen und ſtatutariſchen Vorſchriften, 
welche für deſſen rechtswirkſame Entſchließungen und deren Kundgebung in 
einem ſolchen Falle beſtimmend ſind. Es iſt hierbei noch darauf hinzuweiſen, 
daß den erwähnten Körperſchaften durch die oben angezogenen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften in weitgehendem Umfang auch die Befugnis eingeräumt iſt, in ihren 
Statuten Beſtimmungen über die Beſchaffenheit derjenigen Urkunden zu treffen, 
durch welche ihre Organe die ihnen zuſtehenden Anordnungen, insbeſondere 
über die Beſtellung des Vorſtandes, zu erlaſſen haben. 


Erfolgt die Wahl des Vorſtandes durch die Generalverſammlung, fo 
find für deren Beurkundung in erſter Reihe die geſetzlichen Vorſchriften maf: 
gebend, welche für die verſchiedenen Geſellſchaftsarten für die Aufzeichnung 
ihrer Generalverſammlungsbeſchlüſſe gegeben ſind; in zweiter Linie kommen 
die bezüglichen zuläſſigerweiſe erlaſſenen ſtatutariſchen Vorſchriften der einzelnen 
Körperſchaft in Betracht. Hierbei zeigen ſich aber für die erwähnten Geſel⸗ 
ſchaftsarten ſchon nach dem Geſetze fo erhebliche Unterſchiede, daß von ihre 
gleichmäßigen Behandlung, insbeſondere von einer Uebertragung der handel: 
geſetzlichen Grundſätze auf die Genoſſenſchaſten (wie fie das Landgericht will), 
in dieſer Beziehung keine Rede fein kann. Nach § 259 Abſ. 1 HGB. be 
darf jeder Beſchluß der Generalverſammlung einer Aktiengeſellſchaft zu feiner 
Gültigkeit der Beurkundung durch ein über die Verhandlung gerichtlich ode 
notariell aufgenommenes Protokoll, für welches in den Abſ. 2 bis 4 dortſelbſ 
eingehende zwingende Vorſchriften gegeben find (zu vergl. RIA. 7, 235). 
Nach dem GmbHG. ijt für die Faſſung gültiger Beſchlüſſe ihrer Geſellhaſts⸗ 
verſammlungen an ſich überhaupt eine Beurkundung nicht erforderlich (§ 48). 
Bei den eingetragenen Vereinen ſoll die Satzung Beſtimmungen über die Be 
urkundung der Beſchlüſſe der Mitgliederverſammlung enthalten (§ 58 Ni. 4 
BGB.). Bei den Genoſſenſchaften ift im Geſetze ſelbſt von Beurkundungs⸗ 
vorſchriften für die Verhandlungen der Generalverſammlung nur die enthalten, 
daß die in ihr gefaßten Beſchlüſſe in ein Protokollbuch einzutragen find (§ 47); 
doch muß das Statut Beſtimmungen für die Beurkundung der Beſchlüſſe der 
Generalverſammlung enthalten (§ 6 Nr. 3 Gen.). Letzteres ijt auch in 
Statute der beſchwerdeführenden Genoſſenſchaft der Fall, indem deſſen § 39 
Satz 3 beſtimmt: „Die Beſchlüſſe (der Haupt⸗ oder Generalverſammlung) find 
durch einen vom Vorſitzenden zu ernennenden Schriftführer in ein hierfür be 
ſtimmtes, mit Seitenzahlen verſehenes Buch einzutragen und nach Verleſung 
und Genehmigung von den anweſenden Mitgliedern des Vorſtandes und Auſ⸗ 
ſichtsrats und von dem Schriftführer zu unterzeichnen.“ Sonach iſt im vor 
liegenden Falle dem Regiſtergericht eine Abſchrift des gemäß § 47 GenG. in 
das Protokollbuch einzutragenden Generalverſammlungsbeſchluſſes über die Wahl 
der beiden Vorſtandsmitglieder einzureichen, welcher der voraufgeführten Saßungs⸗ 
vorſchrift entſprechen muß. Wenn nun § 47 des Gefetzes lediglich die Ein 
tragung der Beſchlüſſe der Verſammlung fordert, fo iſt das augenſcheinlich jeht 
viel weniger, als wenn § 259 HGB. ein über die Verhandlung, in welcher 
der Beſchluß gefaßt iſt, aufgenommenes Protokoll verlangt. Zu dem legteren 
gehört nach der ausdrücklichen Beſtimmung des Abſ. 2 daſ. die Angabe der Art 
und des Ergebniſſes der Beſchlußfaſſung und in Gemäßheit des Abſ. 3 ebenda 
auch der Nachweis der ordnungsmäßigen Berufung der Versammlung. Fit 
die Eintragung eines Beſchluſſes genügt dagegen (nach dem klaren Wortfinne) 
die bloße Aufzeichnung des ſachlichen Endergebniſſes der Beſchlußfaſſung (bie 
der Wahl), ohne daß es dabei eines Zurückgehens auf ſein Zuſtandekommen 
oder irgendwelcher Angaben über die Art der Beſchlußfaſſung (über die 
Abſtimmungsweiſe, die erzielte Stimmenmehrheit) oder gar über die Einzel 
heiten der Einberufung der Verſammlung bedarf (§ 6 Nr. 3, § 8 Nr. 4, 
§ 46 GenG., $ 31, Satz 1, §§ 34, 35 der Statuten der Genoſſenſchafſ. 
Dieſe Vereinfachung der Beurkundung bei der Genoſſenſchaft gegenüber der 
Aktiengeſellſchaft hat aber auch offenſichtlich in der wohlüberlegten Abfict des 
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Geſetzgebers gelegen; die erjtere follte ihren einfacheren Verhältniſſen entſprechend 
dabei freier geſtellt werden als die letztere; ihre Beſchlußfaſſung ſollte einen 
weniger formalen Charakter tragen und ihr Geſchäftsgang erleichtert werden. 


Unznläſſigkeit der Beſchwerde einer Haudelskammer gegen den Beſchluß 
des Regiſtergerichts, durch welchen der Antrag der Handelskammer, gegen 
eine Perſon behufs Unterlaſſung des Gebrauchs einer ihr nicht zuſtehenden 
Firma einzuſchreiten, abgelehnt wird. 
SS 20, 126, 140 FG., § 37 HGB. 
Kammergericht Berlin, 14. Februar 1907. — Bd. 8 S. 196. 


Zunächſt kann die Befugnis der Handelskammer zur Beſchwerdeführung 
hier nicht unmittelbar aus § 20 FG. hergeleitet werden. Das Recht, deſſen 
Beeinträchtigung die Beſchwerdebefugnis verleiht, kann zwar auch ein öffentlich 
rechtliches fein (RG. 60, 196, RIA. 2, 10 und 5, 227; KGJ. 21, 181); 
doch bedarf es zur Begründung eines ſolchen ſtets der beſonderen Berufung 
der beſchwerdeführenden Behörde zur Wahrnehmung der betreffenden Angelegen⸗ 
heit durch das Gefetz. Die Mitwirkung der Organe des Handelsſtandes bei 
der Bearbeitung der im 7. Abſchnitte FG. geregelten Handelsſachen iſt nun 
durch § 126 in umfaſſender und ausſchließlicher Weiſe erfolgt, ſo daß über 
den Rahmen dieſer Vorſchrift hinaus den Handelskammern ein Antrags⸗ und 
Beſchwerderecht nicht zuſteht. Danach beſchränkt ſich aber die Pflicht und das 
Recht der Handelskammern auf die Unterſtützung der Regiſtergerichte „behufs der 
Verhütung unrichtiger Eintragungen ſowie behufs der Berichtigung und Ver⸗ 
vollſtändigungen des Handelsregiſters“; lediglich „zu dieſem Zwecke“ iſt ihnen 
ein Recht zur Stellung von Anträgen bei dem Regiſtergericht und zur Er⸗ 
hebung von Beſchwerden verliehen. Auch die Denkſchrift ſpricht lediglich davon, 
daß die Organe des Handelsſtandes zur Mitwirkung bei der Regiſterführung 
(in der im Geſetze näher bezeichneten Weiſe) berufen und für berechtigt erklärt 
werden ſollen, zu dem bezeichneten Zwecke bei den Gerichten Anträge zu ſtellen 
und Beſchwerden zu erheben, ſo daß aus ihr kein Anlaß für eine ausdehnende 
Auslegung des § 126 zu entnehmen ijt. Hiernach kann von einer allgemeinen 
Verpflichtung oder Berechtigung der Handelskammern zur Unterſtützung des 
Regiſtergerichts in allen ſeinen Funktionen, ſoweit fie im 7. Abſchnitte FG. 
behandelt werden, keine Rede ſein; vielmehr iſt ihre amtliche Mitwirkung auf 
das beſondere Gebiet der Regiſterführung einzuſchränken. Von der haupt⸗ 
ſächlich in den 88 128 bis 139, 141 bis 144 FG. geregelten handels⸗ 
regiſterführenden Tätigkeit des Regiſtergerichts ſind die ſonſtigen ihm auf⸗ 
getragenen Verrichtungen zu unterſcheiden, auf welche § 126 keine Anwendung 
findet. Dazu gehört namentlich das im § 140 geordnete Einſchreiten auf 
Grund des § 37 Abſ. 1 HGB. behufs Unterſagung des Gebrauchs einer 
zu Unrecht geführten Firma. Durch den Firmengebrauch oder deſſen Unter⸗ 
laſſung wird an der Richtigkeit oder Vollſtändigkeit des Handelsregiſters ſowie 
an der Regiſterführung nichts geändert. Die Ausführung der Handelskammer, 
daß das Handelsregiſter nur dann richtig und vollſtändig ſei, wenn alle in 
dem Bezirke des Regiſtergerichts geführten Handelsfirmen eingetragen ſeien und 
nicht eingetragene Handelsfirmen nicht geführt würden, iſt inſofern unzu⸗ 
treffend, als unzuläſſigerweiſe geführte Firmen nicht in das Handelsregiſter 
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einzutragen find. Es iſt auch in bezug auf die beteiligten Perſonenkreiſe ein 
erheblicher Unterſchied, ob die Handelskammern nur auf die ordnungsmäßige 
Führung des Handelsregiſters hinzuwirken haben, in welches grundſätzlich nur 
Vollkaufleute einzutragen find, oder ob ihnen auch Aufſichtsbefugniſſe über die 
Firmenführung im allgemeinen, alfo auch inſoweit eingeräumt werden, als es 
ſich um Minderkaufleute, Handwerker und Nichtkaufleute handelt. Daß man 
die letzteren einer ſolchen Aufſicht der Handelskammern nicht unterſtellen wollte, 
erſcheint leicht erklärlich, wennſchon es ſich dabei um die Anwendung des 
kaufmänniſchen Firmenrechts handelt. Die Berufung der Handelskammer auf 
Staub Anm. 9 zu § 37 HGB. erſcheint ebenfalls ungeeignet, ihre Anfidt 
zu ſtützen. Es wird dort nicht von einem Antrags- oder Beſchwerderechte der 
Handelskammern in den Fällen des § 37 geſprochen, ſondern nur von einer 
Befugnis zur Anregung der betreffenden Tätigkeit des Regiſtergerichts. Diese 
Anregungsbefugnis in Hinblick auf die unter dem Offizialprinzipe ſtehende 
Tätigkeit des Regiſtergerichts (welche ebenſogut jeder Dritte hat) iſt jedod 
wohl zu unterſcheiden von dem beſonderen Antrags⸗ und Beſchwerderechte, 
welches den Handelskammern im § 126 eingeräumt wird. Nach alledem 
iſt dieſes Recht den Handelskammern für den Fall des § 140 F., § 37 
Abſ. 1 HGB. zu verſagen. Demgemäß war die weitere Beſchwerde als un⸗ 
zuläſſig zu verwerfen, ohne daß es eines Eingehens auf die Sache ſelbſt 
bedurfte. 


Beſchlußfaſſung der Generalverſammlung einer Aktiengeſellſchaft über einen 

nicht ordnungsmäßig angekündigten Gegenſtand der Verhandlung; Unzu⸗ 

lüſſigkeit der Ablehnung des Antrags auf Eintragung des Beſchluſſes ix 
das Handelsregiſter, ſofern der Beſchluß unangefochten geblieben iſt. 


SS 256, 271 HGB. 
Kammergericht Berlin, 14. März 1907 — Bd. 8 S. 214. 


Auf den 3. November 1906 war eine Generalverſammlung der Aktionäre 
der Aktiengeſellſchaft W. einberufen. Als Tagesordnung war angekündigt: 
Beſchlußfaſſung über die Löſung des gegenwärtigen Mietsvertrags und über 
den Abſchluß eines Pachtvertrags, den Betrieb des Warenhausgeſchäſtz 
betreffend. Die Generalverſammlung faßte hierüber Beſchluß und beſcchloß 
ferner, wie es in dem notariellen Protokolle heißt, „außerhalb der angekündigten 
Tagesordnung einſtimmig durch Zuruf“, den von der Gewinnverteilung handelnden 
§ 27 des Geſellſchaftsvertrags abzuändern. Der Vorſtand meldete die 
Abänderung des Geſellſchaftsvertrags zur Eintragung in das Handelsregiſter 
unter Abgabe der eidesſtattlichen Verſicherung an, daß ihm eine Klage auf 
Anfechtung des Abänderungsbeſchluſſes nicht zugeſtellt fei. Das Regiſter⸗ 
gericht lehnte die Eintragung mit Rückſicht auf die unterbliebene Ankündigung 
des Gegenſtandes der Beſchlußfaſſung ab. Die Beſchwerde wurde zurückgewieſen. 
Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht die Sache unter Auf⸗ 
hebung der Vorentſcheidungen zur anderweitigen Erörterung und Beſchluß⸗ 
faſſung nach Maßgabe der folgenden Gründe an das Amtsgericht zurückverwieſen. 

Uebereinſtimmend mit Artikel 238 Abſ. 2 des Aktiengeſetzes vom 18. Juli 
1884 verfügt der § 256 HGB. für die Generalverſammlung der Aktien⸗ 
geſellſchaft: (Abſ. 1) „Der Zweck der Generalverſammlung ſoll bei der Berufung 
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bekannt gemacht werden (Abſ. 2) Ueber Gegenſtände, deren Ver⸗ 
handlung nicht ordnungsmäßig mindeſtens eine Woche vor dem Tage der 
Generalverſammlung angekündigt ift, können Beſchlüſſe nicht gefaßt werden ...“ 
In Ergänzung des bisherigen Rechtes iſt ferner im Abſ. 2 beſtimmt, daß, 
wenn für die Beſchlußfaſſung nach Geſetz oder Geſellſchaftsvertrag die einfache 
Stimmenmehrheit nicht ausreicht, die Ankündigung mindeſtens zwei Wochen 
vor dem Tage der Generalverſammlung erfolgen muß, ſowie daß, falls die 
Ausübung des Stimmrechts von der Hinterlegung der Aktien abhängt, an 
die Stelle des Tages der Generalverſammlung der Tag tritt, bis zu deſſen 
Ablaufe die Hinterlegung zu geſchehen hat. 

Nicht zweifelhaft kann ſein, daß es ſich hier, inſoweit die vorgängige 
Ankündigung der ſogenannten Tagesordnung überhaupt und für ſie die 
Innehaltung einer beſtimmten Friſt vor der Generalverſammlung verordnet 
iſt, um Normen des zwingenden Rechtes handelt. Die Sollvorſchrift des 
Abſ. 1 iſt in einen offenbaren Gegenſatz zu den Mußvorſchriften des Abſ. 2 
gebracht. Dabei iſt für den gegebenen Fall ohne Bedeutung, daß es im § 274 
Abſ. 2 HGB. heißt: „In der nach § 256 Abſ. 1, 2 zu bewirkenden An: 
kündigung ſoll die beabſichtigte Aenderung des Geſellſchaftsvertrags nach ihrem 
weſentlichen Inhalt erkennbar gemacht werden.“ Durch dieſe Sollvorſchrift 
wird nicht etwa daran gerührt, daß auch bei der beabſichtigten Abänderung 
des Geſellſchaftsvertrags die Ankündigung des Beſchlußgegenſtandes nach Maß⸗ 
gabe des § 256 Abſ. 2 erfolgen muß. Vielmehr hat der § 274 Abſ. 2 
nur die Bedeutung einer erweiterten Beſtimmung dahin, daß bei Abänderung 
des Geſellſchaftsvertrags nicht eine allgemeine Bekanntgabe dieſes Beſchluß⸗ 
gegenſtandes genügen, die Ankündigung vielmehr die geplanten Aenderungen 
in verſtändlicher Weiſe, deutlich und vollſtändig bezeichnen ſoll. 

Schon unter der Herrſchaft des Aktiengeſetzes von 1884 trat die bisher 
zumeiſt feſtgehaltene Anſicht hervor, daß in jedem Einzelfalle das Schutzmittel 
gegen Verſtöße wider das Geſetz bei Ankündigung der Tagesordnung einer 
Generalverſammlung das geordnete Recht der Anfechtung von General: 
verſammlungsbeſchlüſſen ſei und daß mangels Verfolgung dieſes Rechtes dem 
Regiſtergerichte der Beruf fehle, dem Geſetz über den Willen der Beteiligten 
hinaus Geltung zu ſchaffen. Auf dieſen Boden hat ſich namentlich der 
kammergerichtliche Beſchluß (KJ. 12, 37, zu vergl. RIA. 6, 180, fg. 183) 
geſtellt. Nach erneuter Erwägung mußte an dieſer Auffaſſung auch für die 
vorliegende Sache feſtgehalten werden. 

Die Vorſchriſten über die vorgängige Ankündigung der Tagesordnung 
ſind im Intereſſe der Aktionäre gegeben. Bereits bei der Beratung des alten 
Handelsgeſetzbuchs kam zur Sprache, wie bedenklich es ſei, „zuzulaſſen, daß 
ohne alle Vorbereitung des Vorſtandes und der Aktionäre von einzelnen 
Mitgliedern oder von ſolchen, die im ſtillen eine Maßregel verabredet hätten, 
die wichtigſten Dinge zur Sprache gebracht und der Beſchlußfaſſung unter⸗ 
ſtellt würden“. „Um gegen ſolche Ueberſtürzungen in Beſchlüſſen der General: 
verſammlung zu ſchützen“, wurde im Hinblick auf die Praxis der Aktien⸗ 
geſellſchaften die im preußiſchen Entwurfe nicht vorgeſehene Beſtimmung ge⸗ 
troffen, daß Beſchlüſſe über Gegenſtände, deren Verhandlung bei der Berufung 
der Generalverſammlung nicht angekündigt ſei, nicht gefaßt werden könnten. 
In den Motiven zum nachmaligen Aktiengeſetze von 1884 kehren entſprechende 
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Erwägungen wieder. Hier ift zur Rechtfertigung der Einführung einer Friſt 
für die Beruſung der Generalverſammlung bemerkt, die Friſt müſſe „eine 
genügende Vorbereitung der Aktionäte ermöglichen und eine Ueberraſchung 
derſelben verhüten“, und hinzugefügt, daß in „gleicher Weiſe“ eine Minimal⸗ 
friſt für die Ankündigung der Beſchlußgegenſtände vorgeſehen werde. Das 
neue HGB. hat dann, wie hervorgehoben, gerade die Beſtimmungen über 
die Ankündigung der Tagesordnung weiter ausgebaut. Die Erſtreckung der 
Ankündigungsfriſt für Gegenſtände, über die nicht mit einfacher Stimmen: 
mehrheit befunden werden kann, iſt damit begründet: Da es ſich hierbei 
durchweg um beſonders wichtige Fragen handle, ſo erſcheine es angemeſſen, 
„wenn den Aktionären eine geräumigere Friſt gewährt wird, um ſich über 
den Zweck der Generalverſammlung näher zu unterrichten und wegen der 
Teilnahme an der Verſammlung die geeigneten Entſchließungen zu faſſen“. 
Damit jeder Aktionär in der Lage ſei, „ſich das Recht zur Teilnahme an der 
Verſammlung zu wahren“, iſt der Fall der für die Ausübung des Stimmrechts 
vorgeſehenen Aktienhinterlegung bei Berechnung der Ankündigungsfriſt beſonders 
beachtet. Nach dieſer Entwickelung ſind es, wenn von dem inſoweit nach 
jetziger Lage des Geſetzes (§ 271 Abſ. 4 HGB.) nicht beſonders faut 
bedürftigen Vorſtand abgeſehen wird, die Aktionäre, die durch die Normen 
über die Ankündigung der Tagesordnung vor Ueberraſchungen behütet werden 
ſollten. Daß beabſichtigt geweſen wäre, weitere Kreiſe, die Allgemeinheit 
durch dieſe Normen zu ſchützen, tritt nirgends hervor. 

Den Aktionären iſt nun im § 271 HGB., wiederum im Anſchluß an 
das Aktiengeſetz von 1884, das Recht der Anfechtung von Beſchlüſſen der 
Generalverſammung wegen Verletzung des Geſetzes oder des Geſellſchaſts⸗ 
vertrags im Klagewege verliehen. Hierbei hat das Geſetz gerade den Fall 
des Verſtoßes gegen die Normen über die Ankündigung der Tagesordnung in 
Rückſicht gezogen. Denn im Abſ. 3 des § 271 iſt auch dem nicht erſchienenen 
Aktionär das Anfechtungsrecht ausnahmsweiſe auf Grund des Vorbringens 
zugeſtanden, „daß die Berufung der Verſammlung oder die Ankündigung des 
Gegenſtandes der Beſchlußfaſſung nicht gehörig erfolgt ſei“. Die Beſtimmung 
beruht nach den Motiven zum ſpäteren Aktiengeſetze von 1884 darauf, daß, 
wenn auch im allgemeinen angenommen werden müſſe, daß ein nicht erſchienener 
Aktionär ſich im voraus den Beſchlüſſen der Generalverſammlung unterworfen 
und damit auf ein Anfechtungsrecht verzichtet habe, diefe Annahme gegen einen 
ausgebliebenen Aktionär inſoweit nicht Platz greifen könne, als die Berufung 
der Generalverſammlung nicht ordnungsmäßig bewirkt war oder die Ankündigung 
des Gegenſtandes der Beſchlußfaſſung nicht gehörig ſtattgefunden hatte. Somit 
iſt einmal auch vom Geſetze ſelbſt klargeſtellt, daß die Normen über die 
„gehörige“ („ordnungsmäßige“ § 256 Abſ. 2), das heißt die den beſtehenden 
Vorſchriften entſprechend zu bewirkende, Ankündigung der Tagesordnung dem 
Schutze der Aktionäre dienen, weiter aber zum unverkennbaren Ausdrucke 
gebracht, daß das Schutzmittel gegen eine Verletzung dieſer Normen das gejeglid 
gegebene und begrenzte Anfechtungsrecht der SS 271 ff. HGB. iſt. Daß 
daneben das Regiſtergericht zum Wächter über die Beobachtung dieſer Normen 
geſetzt ſein ſollte, iſt dem Geſetze nicht zu entnehmen. Für das Gegenteil 
ſprechen ſonſtige Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs und deſſen Begründung. 
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Da die Anfechtungsklage des 8 271 HGB. nach Abſ. 2 nur binnen 
einem Monat erhoben werden kann und dieſe Friſt, wie unbeſtrittenen Rechtens 
iſt, für erſchienene wie nichterſchienene Aktionäre vom Tage der Beſchlußfaſſung 
an läuft, liegt das Bedenken nahe, daß der Aktionär, der im Vertrauen auf 
die Innehaltung der angekündigten Tagesordnung der Generalverſammlung 
fern blieb, durch unvorhergeſehene Beſchlüſſe bei bloßer Beſchränkung auf die 
Anfechtungsklage in ſeinen Rechten übermäßig verkürzt werde. Dieſes Bedenken 
erſcheint indes nicht durchgreifend. Die Kommiſſion zur Beratung des Handels⸗ 
geſetzbuchs hat gerade auf Aktionäre, die ſich in den Generalverſammlungen 
nicht einfinden wollen oder können, Rückſicht genommen. Nach einem von ihr 
beſchloſſenen Paragraphen (jetzt § 257) kann jeder Aktionär, der eine Aktie 
bei der Geſellſchaft hinterlegt, die beſondere Mitteilung durch eingeſchriebenen 
Brief über die Berufung der Generalverfammlung, über die öffentlich bekannt 
gemachten Gegenſtände der Verhandlung und über die in der Generalverſammlung 
gefaßten Beſchlüſſe verlangen. Daß die Mitteilung von dem zur Vertretung 
und Leitung der Geſellſchaft berufenen Vorſtand unverzüglich zu machen iſt, 
erſcheint felbſtverſtändlich. Iſt die Pflicht zur Mitteilung verletzt, ſo wird der 
Aktionär Schadenerſatzanſprüche, auch gegen die Geſellſchaft aus $ 31 BGB. 
erheben können. Der Aktionär hat es alſo, ſelbſt wenn er der General⸗ 
verſammlung fernzubleiben gedenkt, völlig in der Hand, ſich die Kenntnis 
der Tagesordnung, der Beſchlüſſe und damit die Anfechtung der Beſchlüſſe 
wegen nicht gehöriger Bekanntgabe der Tagesordnung zu ſichern. Unterläßt 
er, von dieſer Sicherungsmaßregel Gebrauch zu machen, ſo trägt er im Falle 
des Verluſtes des Anfechtungsrechts nur die Folgen ſeines unvorſichtigen Ver⸗ 
haltens. Ihm den Schutz des Regiſtergerichts zu gewähren, kann nicht dem 
Sinne des Geſetzes entſprechen. Hätte das Regiſtergericht in der Tat, ſoweit 
ſeine Mitwirkung in Betracht kommt, die Beobachtung wenigſtens der zwingenden, 
im Intereſſe der Aktionäre getroffenen, Normen des Geſetzes ſchlechthin zu 
überwachen, fo wäre für ein großes und wichtiges Gebiet das Anfechtungsrecht 
der Aktionäre mit allen feinen Schranken ausgeſchaltet. Auch der in der 
Generalverſammlung erſchienene Aktionär brauchte alsdann gegen den unter 
Verletzung folder Normen gefaßten Beſchluß nicht Widerspruch und demnächſt 
Klage zu erheben. Er könnte den Beſchluß ſchweigend hinnehmen, ja ihm 
ſelbſt zuſtimmen und ſich unbekümmert um den Verluſt ſeines Anfechtungsrechts 
darauf beſchränken, das Regiſtergericht auf die Ungültigkeit hinzuweiſen. Der 
ganze Zweck der Anfechtungsfriſt wäre damit für dieſes Gebiet verfehlt. Die 
kurze Befriſtung erſchien den Motiven zum Aktiengeſetze vom 18. Juli 1884 
„unabweislich geboten, um die Ungewißheit über die Gültigkeit oder Anfechtbarkeit 
des Beſchluſſes zu beſeitigen und den Vorſtand in die Lage zu ſetzen, den 
Umſtänden entſprechend über die Ausführung oder die Siſtierung des Beſchluſſes 
zu befinden“. Der Vorſtand muß dagegen geſichert ſein, daß nach Ablauf der 
Anfechtungsfriſt der Beſchluß auf Grund von Verſtößen, die nur die Intereſſen 
der Aktionäre berühren und von ihnen nur durch die Anfechtungsklage zu 
rügen ſind, vom Handelsregiſter ausgeſchloſſen oder gar nachträglich aus ihm 
entfernt wird. Die Denkſchrift läßt auch erkennen, daß das Geſetz dem Regiſter⸗ 
gerichte kein ſo weitgehendes Beanſtandungsrecht einräumen wollte. Sie 
bemerkt: Es empfehle ſich nicht eine geſetzliche Vorſchrift darüber, ob das 
Regiſtergericht die Eintragung eines Beſchluſſes noch nach dem Ablaufe der 
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für die Aktionäre und den Vorſtand maßgebenden Anfechtungsfriſt ablehnen 
könne, wenn es die Gültigkeit des Beſchluſſes lediglich aus Gründen beanſtande, 
die ſich auf die Verletzung einer Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrags oder 
einer nicht vorwiegend im öffentlichen Intereſſe gegebenen Vorſchrift beziehen; 
die Frage werde in der Praxis meiſtens verneint und könne auch künſtig der 
Rechtſprechung zur Entſcheidung überlaſſen bleiben; verſtoße ein Beſchluß der 
Generalverſammlung gegen zwingende Geſetzesvorſchriften, welche nicht bloß die 
Intereſſen der vorhandenen Aktionäre berührten, ſondern zur Sicherung der 
Gläubiger oder zum Schutze des Publikums dienten, ſo könne er ſelbſtverſtändlich 
weder durch die Unterlaſſung rechtzeitiger Anfechtung noch durch die Eintragung 
in das Handelsregiſter Gültigkeit erlangen. 

Im gegenwärtigen Falle handelt es ſich, wie ausgeführt, gerade um die 
Verletzung einer zwingenden Norm, die lediglich die Intereſſen der Aktionäre 
berührt. Das Regiſtergericht erſcheint daher auch nach dieſen Bemerkungen 
der Denkſchrift nicht befugt, Perſonen zu ſchützen, die weder ſeines Schutzes 
bedürfen noch ihn begehren. Die in der Literatur hervorgetretene Anſicht, 
daß Beſchlüſſe über Anträge außerhalb der angekündigten Tagesordnung nicht 
bloß nach Maßgabe der SS 271 ff. HGB. anfechtbar, fondern ſchlechthin 
ungültig ſeien, läßt ſich nicht begründen. Sie verſtößt gegen die klare Vor⸗ 
ſchrift des § 271 Abſ. 3, in dem gerade die Verletzung der Vorſchriften über 
die Ankündigung der Tagesordnung als Grund der Anfechtungsklage feſtgeſetzt iſt. 

Das Amtsgericht hat demnach im gegebenen Falle zu prüfen, ob innerhalb 
der Friſt von einem Monate ſeit der Beſchlußfaſſung der Beſchluß angefochten 
iſt oder nicht. Genügt ihm in dieſer Hinſicht die eidesſtattliche Verſicherung 
des Vorſtandes nicht, ſo kann es ſich durch Anfrage bei dem Landgericht in 
B. (§ 272 Abſ. 2 HGB.) hierüber Klarheit ſchaffen (§ 12 FG.). Iſt, wie 
anzunehmen, keine Anfechtungsklage erhoben, ſo darf das Regiſtergericht aus 
dem Verſtoße gegen § 256 HGB. nicht weiter ein Bedenken gegen die 
Eintragung herleiten. Anderenfalls kann ihm die Beanſtandung des Beſchluſſes 
nicht verwehrt werden, es ſei denn, daß der Anfechtungsprozeß ſchon im Sinne 
der Gültigkeit oder Unanfechtbarkeit des Beſchuſſes erledigt iſt. Zu dieſer 
Prüfung war die Sache an das Amtsgericht zurückzuverweiſen. 


Unzuläſſſgkeit der Löſchung einer Nachlaßhypothek anf Grund einer Dit: 
tnug und Löſchungsbewilligung des Vorerben des eingetragenen Gläubigers 
ohne die Einwilligung des Nacherben, auch wenn der Vorerbe von den 
Beſchränkungen ſeines Verfügungsrechts befreit iſt. 
§§ 19, 40, 41, 52 GBO., §§ 2113, 2114, 2136, 2137 BGB. 
Reichsgericht, V. Zivilſenat, 23. Februar 1907. — Bd. 8 S. 219. 


Veröffentlicht RG. 65, 215. 


Eintragung einer Hypothek für die noch nicht erzeugten Abkömmlinge 
einer beſtimmten Perſon. 


88 1, 1115, 2101, 2162 BGB. 
Reichsgericht, V. Zivilſenat, 9. März 1907. — Bd. 8 S. 226. 
Veröffentlicht RG. 65, 278. 


5 


Unzuläſſigkeit der Eintragung einer Hypothek für eine verzinsliche Forderung, 
wenn aus der Eintragungsbewilligung der Anfangstag der Verzinsung 
nicht zu erſehen iſt. 

8 1115 BGB. 

Kammergericht Berlin, 31. Januar 1907. — Bd. 8 S. 231. 


Als Eigentümer des Grundſtücks Bd. 4 Blatt 134 H. hat der Kätner 

M. in H. mitiels unterſchriftlich beglaubigter Erklärung vom 14. November 
1906 zugunſten des Privatiers B. eine „Schuld- und Pfandverſchreibung“ 

über ein bares Darlehn von 4000 M. ausgeſtellt, ſich verpflichtet, das 
Kapital, „von den Martinigeldstagen 1906 ab“ jährlich mit 4 Prozent in 
halbjährlichen Raten zu verzinſen und die Eintragung einer Hypothek nebſt 

den Zinsbeſtimmungen auf obiges Grundſtück bewilligt und beantragt. Das 

Amtsgericht hat die Eintragung deswegen beanſtandet, weil „die als Zins⸗ 
anfangstermin bezeichneten Martinigeldstage 1906 ſich über einen Zeitraum 

von zwei Wochen erſtrecken, auch nicht einmal nach allgemeinem überein⸗ 

ſtimmenden Brauche der Kalenderzeit nach feſtſtehen“, ſonach nicht geeignet 

ſeien, den Beginn der Verzinſung darzuſtellen; es hat deshalb dem Antrag⸗ 
ſteller aufgegeben, für den Beginn der Verzinſung einen feſten Zeitpunkt — 
längſtens von der Dauer eines Kalendertags — zu beſtimmen. Die Beſchwerde 
iſt zurückgewieſen worden; auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht 

unter Aufhebung der Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung 
und Entſcheidung an das Amtegericht zurückverwieſen aus folgenden Gründen: 
| In dem von dem Beſchwerdeführer zitierten Beſchluſſe vom 10. Februar 
1906 (RG. 62, 375, JW. 1906 165 Nr. 9) hat zwar das Reichsgericht 

beiläufig ausgeſprochen, daß die Angabe des Anfangspunkts der Verzinſung 
nach § 1115 BGB nicht weſentliche Vorausſetzung der Eintragung einer 

Hypothek ſei. Der Beſchluß läßt jedoch nicht erkennen, ob nicht in dem ent⸗ 
ſchiedenen Falle der Anfangspunkt der Verzinſung anderweit feſtſtand (SS 446, 

452 BGB.) und ob nicht aus dieſem Grunde die ausdrückliche Angabe 

in der Eintragungsbewilligung für entbehrlich erachtet wurde. Jedenfalls 
beruht die reichsgerichtliche Entſcheidung nicht auf der Rechtsauffaſſung, daß 
es bei der Verkehrshypothek der Angabe des Tages des Zinsbeginns nicht 

bedürfe, und das Kammergericht würde deshalb durch die Vorſchrift des § 79 
Abſ. 2 GBO. nicht behindert fein, auf Grund feiner gegenteiligen Anſicht, 
die weitere Beſchwerde zurückzuweiſen. Das Kammergericht hält, auch im Hin⸗ 
blick auf die § 10 Nr. 4, 13, § 114 Zum VerſtG., an dieſer früheren, mit 
derjenigen der Vorinſtanzen übereinſtimmenden, Anſicht feſt. Bei der gewöhn⸗ 
lichen Hypothek muß in dem Eintragungsvermerke der Umfang der Grund: 
ſtücksbelaſtung für jedermann erkennbar gemacht werden. Im Falle der Ver⸗ 
zinslichkeit der Hypothekenforderung erweitert ſich aber die Grundſtücksbelaſtung 
um den Betrag der Zinſen, und es bedarf deshalb der Angabe, in welcher 
Höhe und für welche Zeit die Zinſen zu entrichten ſind. Allerdings kann die 
Eintragung des Beginns der Verzinſung, anders als die des Zinsſatzes, durch 
Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung erfolgen; ohne die Angabe des 
Anfangstermins in der Eintragungsbewilligung würde indes der Umfang der 
Belaſtung aus dem Eintragungsvermerke nicht erſichtlich fein (zu vergl. § 1115 
Abſ. 1). Richtig iſt nur, daß der Beginn des Zinſenlaufs auch in anderer 
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Weiſe als durch die Benennung eines beſtimmten Kalendertags bezeichnet 
werden kann; insbeſondere kann der Hinweis auf eine konkrete, in der Ver⸗ 
gangenheit liegende Tatſache oder auf ein künftiges, zwar hinſichtlich der Zeit 
ungewiſſes, aber ſicher zu erwartendes Ereignis (z. B. den Todestag einer 
Perſon —) hinreichen; immerhin muß jedoch das den Zinsbeginn bezeichnende 
Geſchehnis zweifelsfrei feſtſtellbar fein. Daß der Anfangstag der Verzinſung. 
in der Bewilligung angegeben werden muß, um den Umfang der dinglichen 
Belaſtung des Grundſtücks feſtzulegen, ergibt fic) aus § 10 Nr. 4, 8 ZmRerft6. 

Mit Unrecht verneinen aber die Vorinſtanzen, daß in den Worten der 
Eintragungsbewilligung „von den Martinigeldstagen 1906 ab“ eine genügend 
beſtimmte Bezeichnung des Anfangtags der Verzinſung zu finden je... 
Dies wird näher ausgeführt, indem dargelegt wird, daß als Zeitpunkt der 
Fälligkeit der Zinſen der Beginn der Martinigeldstage zu gelten habe und 
daß hierunter nach den örtlichen Gepflogenheiten der Mittwoch nach Martini 
1906, alſo der 14. November 1906 zu verſtehen ſei. 


Pfändung der Rechte, welche dem Schuldner in Anſehung einer Hypothel 
für den Fall zuſtehen, daß ſich die Hypothek mit dem Eigentum in ſeiner 
Perſon vereinigt. Unzuläſſigkeit der Löſchung der Hypothek ohne die 
Einwilligung des Pfändungsgläubigers, auch wenn die Eintragung der 
Pfändung mangels des Nachweiſes, daß die Hypothek ſich mit dem Eigen⸗ 
tum in einer Perſon vereinigt hat, abgelehnt worden war. 
§§ 19, 40 GBO., §§ 135, 136 BGB., § 829 BPO. 


Oberlandesgericht Naumburg, 31. Januar 1907, — Bd. 8 S. 235. 


Durch Verfügung vom 28. Dezember 1906 hat das Grundbuchamt in B. 
die Löſchung einer im Grundbuche von B. eingetragenen, dem Maurer 8. 
gehörig geweſenen, aber durch Pfändung und Ueberweiſung auf die Beer Kall: 
ſandſteinwerke, Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, übergegangenen Hypoihel 
von der vorherigen Zuſtimmung des Malermeiſters K. zu B. abhängig gemati 
und zur Beibringung der Zuſtimmung nach § 18 GBO. den Antragſtellern eine 
richterliche Friſt geſetzt. K. hat wegen ihm zukommender 403 M. einen Teil 
betrag dieſer Eigentümerhypothek durch Beſchluß vom 27. Oktober 1906 
pfänden und fic zur Einziehung überweiſen laſſen. Dieſe Pfändung iſt nich 
eingetragen. Durch denſelben Beſchluß iſt auch der Anſpruch des Eigentümers 
F. gegen die Hypothekengläubigerin auf Zuſtimmung zur Berichtigung des 
Grundbuchs gepfändet und dem K. zur Geltendmachung überwieſen. K. hat 
die Eintragung der Pfändung dieſes Berichtigungsanſpruchs in das Grundbuch 
beantragt, iſt aber mit dieſem Begehren nicht gehört worden. Die Beſchwerde 
des F. und der mit ihm Berechtigten gegen die Verfügung des Grundbuchamt 
vom 28. Dezember 1906 iſt vom Landgerichte zurückgewieſen. Das Ober⸗ 
landesgericht Naumburg hat auch der weiteren Beſchwerde den Erfolg verſaht 
aus folgenden Gründen: 

Die Vorderrichter haben auf Grund des § 830 und des 8 857 Abf. 1 HPO. 
und im Anſchluß an die beſtehende Rechtſprechung (RG. 56, 9 ff; 61, 374ff. 
RIA. 5, 270) übereinſtimmend angenommen, daß die Pfändung einer be 
dingten Eigentümerhypothek nicht eintragungsfähig iſt, find aber weiter über 
einſtimmend davon ausgegangen, daß der Grundbuchrichter trotzdem die ihn 


1 


bekannt gewordene Pfändung bei weiteren Eintragungsanträgen, hier bei dem 
Antrag von F. und Genoſſen, zu berückſichtigen und zu würdigen habe Des⸗ 
halb die Abhängigmachung der Eintragung des Löſchungsantrags von der 
Zuſtimmung des K. Die Beſchwerdeführer halten dieſes Abhängigmachen für 
unzuläſſig, weil § 40 GBH, die Eintragung des Berechtigten vorausſetze, K. 
aber nicht eingetragen ſei. Ihnen iſt zuzugeben, daß K. nicht Berechtigter 
im Sinne des § 40 GBO. iſt, weil fein Recht nicht eintragsfähig ijt; das 
beeinflußt aber die von den Vorderrichtern vertretene Rechtsauffaſſung nicht, 
denn dieſe letztere ſtützt fic) nicht auf § 40, fondern auf 8 19 GBO. Daz 
nach hat der Grundbuchrichter vermöge des formellen Konfensprinzips die Ein- 
willigung des Buchberechtigten bei einem Löſchungsantrage zu fordern; aber 
es greift der Grundſatz des Legalitätsprinzips ein, nach welchem er bei Kennt⸗ 
nis der wirklichen mit dem Grundbuchinhalt in Widerſpruch ſtehenden Rechts⸗ 
lage ſeine Mitwirkung zu verſagen hat. Er darf keinen der wahren Rechts⸗ 
lage widerſprechenden Bucheintrag herbeiführen und muß den Antrag ablehnen, 
wenn nicht die Bewilligungserklärung des wirklich Berechtigten oder Mit⸗ 
berechtigten beigebracht wird (RJA. 3, 38; KGJ. 29, 188). Gleichgültig 
iſt dabei, ob die Kenntnis aus dem Grundbuche, den Grundakten oder aus 
ſonſtiger amtlicher Kenntnis gewonnen wird. 

So liegt hier der Fall. Der Grundbuchrichter erſieht aus dem vor⸗ 
handenen Aktenmateriale, daß tatſächlich F., ſoweit die K.ſche Pfändung reicht, 
nicht mehr derjenige iſt, deſſen Recht von der Löſchung betroffen wird (§ 19 
GB.). Er iſt alſo inſoweit zur Löſchungsbewilligung nicht mehr befugt und 
es bedarf mindeſtens der Zuſtimmungserklärung des K. Darauf, daß der 
Grundbuchrichter feine Kenntnis auf den — wie Beſchwerdeführer behaupten, 
unzuläſſigerweiſe — bei den Akten behaltenen Pfändungs- und Ueber⸗ 
weiſungsbeſchluß vom 27. Oktober 1906 ſtützt, kann nichts ankommen. 

Freilich greift das Legalitätsprinzip nur ſoweit ein, als ein materiell⸗ 
rechtlich beſtehender und berechtigter Anſpruch dem Verfügungsrechte des Buch⸗ 
berechtigten entgegenſteht. Das iſt aber auch nicht verkannt. Das dem K. 
zuſtehende Recht ſtellt nach § 829 ZPO. und den SS 135, 136 BGB. ſich 
als ein Veräußerungsverbot an F. dar. Es iſt auch ihm gegenüber als 
Grundbuchberechtigten wirkſam (§§ 892, 893). Dabei liegt dem Grundbuch⸗ 
richter nicht ob, in eine Prüfung darüber einzutreten, ob die durch Nicht⸗ 
eintragung des K. chen Rechtes bedingte Unrichtigkeit des Grundbuchs dem F. 
bei der Verfügung bekannt war 


Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts, die Anordnung der Zwangsverwaltung 
eines Grundſtücksanteils einzutragen. Unzuläſſigkeit der Ablehnung dieſes 
Erſuchens durch das Grundbnchamt wegen ſachlicher, aus dem Grundbuche 
ſich ergebender Anſtände, insbeſondere deswegen, weil die Anteile der 
Miteigentümer im Grundbuche wicht in Bruchteilen angegeben find. 


8 19, § 22 Abſ. 1 Satz 2, § 146 ZwBVrfiG., § 40 Abſ. 1, § 48 G80. 
Kammergericht Berlin, 7. Februar 1907. — Bd. 8 S. 237. 


Als Eigentümer des Grundſtücks Bd. 15 Blatt 561 N. ſtehen „die 
Kinder und Erben des Schneiders B. in N. als 1. Ehefrau W. geb. B., 
2. Obergefreiter B., 3. Fritz B. und 4. Georg B.“ im Grundbuche vermerkt. 
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Unter dem 29. November 1906 erging aus den Zwangsverwaltungsakten L. 
des Amtsgerichts zu N. an den Grundbuchrichter dieſes Gerichts das in 
urkundlicher Form geſtellte Erſuchen, in das Grundbuch einzutragen, daß die 
Zwangsverwaltung des im Grundbuche von N. Bd. 15 Blatt 561 ein⸗ 
getragenen ¼ Grundſtücksanteils des Arbeiters Karl Friedrich B. aus N. 
angeordnet worden ſei. Der Grundbuchrichter lehnte das Erſuchen mit der 
Begründung ab, es ſei zwar anzunehmen, daß Karl Friedrich B. Miteigen⸗ 
tümer zu ¼ des fraglichen Grundſtücks fei, dieſer Bruchteil gehe aber aus 
dem Grundbuche nicht hervor. Seit dem 1. Januar 1900 finde auf ein 
beſtehendes Miteigentum nach Bruchteilen gemäß Art. 181 des Einführungs⸗ 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche das neue Recht, insbeſondere der § 48 GBO,, 
Anwendung; eine Zwangshypothek oder eine Zwangsverwaltung könne daher 
auf den Anteil eines Miteigentümers nur eingetragen werden, wenn der Bruch⸗ 
teil ziffernmäßig aus dem Grundbuch erſichtlich ſei. Demgemäß habe der 
Vollſtreckungsgläubiger eines Miteigentümers zunächſt, ſei es auf Grund einer 
in der Form des § 29 GBO. abgegebenen Erklärung aller Miteigentümer, 
ſei es durch eine gegen alle Miteigentümer angeſtrengte Berichtigungsklage 
die Eintragung der Bruchteile zu erwirken. Gegen dieſen Beſchluß legte die 
Gerichtskaſſe in H., auf deren Antrag die Zwangsverwaltung angeordnet 
worden war, mit der Ausführung Beſchwerde ein, daß nach Inhalt des 
Grundbuchs die eingetragenen Eigentümer die Erben eines vor 1900 unter 
der Herrſchaft des gemeinen Rechtes verſtorbenen Erblaſſers und deswegen, 
weil das Grundbuch nichts Gegenteiliges ergebe, Miteigentümer zu gleichen 
Anteilen ſeien. Ihre Legitimation zur Beſchwerde entnehme ſie daraus, daß 
der Zwangsverwaltungsrichter die Anfechtung der Entſcheidung des Grundbuch⸗ 
richters ablehne. Das Landgericht in V. hielt zwar die Gerichtskaſſe, als in 
ihrem Rechte verletzt, für beſchwerdeberechtigt, wies aber die Beſchwerde als 
unbegründet zurück, weil aus dem Grundbuche die Größe des dem Schuldner 
gehörigen Miteigentumsanteils nicht erſichtlich ſei und deshalb zurzeit die Ein⸗ 
tragung des Zwangsverwaltungsvermerkes nicht zuläſſig erſcheine. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung 
der Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung 
nach Maßgabe der folgenden Gründe an das Amtsgericht 'zurückverwieſen: 

Nach den SS 146, 19 ZwrſtG. kann zwar die Eintragung des 
Vermerkes, daß die Zwangsverwaltung angeordnet worden iſt, nur auf Er⸗ 
ſuchen des Vollſtreckungsgerichts erfolgen. Da jedoch die Eintragung im 
Intereſſe des betreibenden Gläubigers zu geſchehen hat (zu vergl. S 20, § 22 
Abſ. 1 daſ.), ſo wird dieſer durch eine Zurückweiſung des Erſuchens in ſeinem 
Rechte verletzt und ihm kann daher gegen die zurückweiſende Verfügung des 
Grundbuchrichters die Beſchwerde nicht wohl verſagt werden. Inſoweit iſt 
dem Landgericht unbedenklich beizupflichten. Auch in der Sache ſelbſt iſt es 
nicht zu beanſtanden, wenn das Landgericht gleich dem Amtsgerichte davon 
ausgeht, daß der Bruchteil eines Miteigentümers nur dann mit einem Rechte 
belaſtet werden kann, wenn deſſen Größe aus dem Grundbuch erſichtlich iſt 
(zu vergl. RG. 54, 85; RIA. 5, 194; 5, 262; KGJ. 20, 304; 21, 110; 
OL GRſpr. 6, 488; 9, 336), und daß der Grundbuchrichter dieſen Grund⸗ 
ſatz an ſich dem Erſuchen einer Behörde gegenüber ganz ebenſo zur Geltung 
zu bringen hat wie gegenüber dem Antrag eines Beteiligten (zu vergl. 


KGJ. 23, 224). Allein die Eintragung des Zwangsverſteigerungs⸗ und 
des Zwangsverwaltungsvermerkes bildet eine Ausnahme von der aus dem 
§ 40 Abſ. 1 und dem § 48 GBO. entnommenen Regel. Denn dieſe Ein: 
tragung ſteht wegen der ihr im § 22 Abſ. 1 Satz 2 ZwrſtG. beigelegten 
Wirkung in einem ſo engen Zuſammenhange mit der Anordnung der Zwangs⸗ 
verſteigerung und der Zwangsverwaltung ſelbſt, daß es nicht angängig erſcheint, 
die Entſcheidung über das Vorliegen der Vorausſetzungen für die Zuläſſigkeit 
der Eintragung in die Hand eines anderen Richters als desjenigen zu legen, 
welcher über die einzutragende Anordnung zu entſcheiden hat, d. i. des Voll⸗ 
ſtreckungsrichters. Indem das Zwangsverſteigerungsgeſetz im § 17 die An⸗ 
ordnung der Zwangsverſteigerung nicht bloß gegen den eingetragenen Eigen⸗ 
tümer, ſondern auch gegen den Erben des eingetragenen Eigentümers zuläßt, 
geht es ohne weiteres davon aus, daß auch die Eintragung des Zwangs⸗ 
verſteigerungsvermerkes ohne die vorherige Umſchreibung des Eigentums auf 
den Namen des Erben zu erfolgen hat. Das Geſetz macht ferner keine Aus⸗ 
nahme von dem Erforderniſſe der Eintragung des Verſteigerungsvermerkes, 
wenn die Zwangsverſteigerung von einem eingetragenen Berechtigten betrieben 
wird und das Grundſtück nach der durch Zuſtellung des die Verſteigerung 
anordnenden Beſchluſſes bewirkten Beſchlagnahme auf den Namen eines neuen 
Eigentümers umgeſchrieben worden ijt (zu vergl. § 26). Endlich ijt die 
Zwangsverwaltung auf Antrag eines dinglich Berechtigten auch gegen den 
bloßen Eigenbeſitzer des Grundſtücks anzuordnen (§ 147 ZwVrſtG., § 872 BGB.) 
und das Geſetz läßt nicht erkennen, daß in dieſem Falle die Eintragung des 
Zwangsverwaltungsvermerkes zu unterbleiben hätte (zu vergl. $ 146, § 22 
Abſ. 1 Satz 2 ZwVrſtG.). Im Anſchluß an die Motive zum Entw. I ZmBrit®. 
nimmt denn auch die Mehrzahl der Schriftſteller an, daß der Grundbuchrichter 
das Erſuchen des Vollſtreckungsrichters um die Eintragung des Zwangs⸗ 
verſteigerungsvermerkes wegen ſachlicher, aus dem Grundbuche ſich ergebender 
Anſtände nicht ablehnen dürfe, daß es vielmehr Sache des Vollſtreckungs⸗ 
richters ſei, derartige Anſtände gemäß § 28 ZwrſtG. zu berückſichtigen. 
Das Kammergericht hat in einem Beſchluſſe vom 16. Februar 1903 (KGJ. 26, 77), 
dem ein dem vorliegenden ähnlicher Tatbeſtand zugrunde lag, die Frage 
nach der Befugnis des Grundbuchrichters, das Eintragungserſuchen des Voll: 
ſtreckungsrichters auf Grund der §§ 40, 48 GBO. abzulehnen, unentſchieden 
gelaſſen, indes der Möglichkeit Raum gegeben, daß es genüge, wenn die 
Größe des zur Zwangsverſteigerung gezogenen Miteigentumsanteils in dem 
Eintragungserſuchen genau bezeichnet werde. Dieſem letzteren Erfordernis 
entſpricht das Erſuchen vom 29. November 1906, die oben angeführten 
Gründe laſſen daher deſſen Ablehnung ungerechtfertigt erſcheinen. 
Teilung einer Hypothekenforderung. Zuläſſigkeit einer Aenderung des 
Rangverhältniſſes der Teilhypotheken ohue die Zuſtimmung des Eigen⸗ 
tümers, anch wenn die Aenderung erſt nach der Teilung oder erſt bei 
einer ſpäteren anderweitigen Teilung vereinbart wird. 
§ 1151 BGB. 
Kammergericht Berlin, 7. Februar 1907. — Bd. 8 S. 240. 

Als Eigentümerin des im Grundbuche von K. Bd. 18 Blatt 711 

verzeichneten Grundſtücks iſt ſeit dem 5. Dezember 1905 die Ehefrau des 


Gaſtwirts B., Helene, geb. L., eingetragen. Gleichzeitig wurde in Ab- 
teilung III Nr. 8 jenes Grundbuchblatts eine Hypothek von 21000 Mark 
Kaufgeld eingetragen m a) die Witwe des Gottfried L. als Gläubigerin von 
4/,, b) die Ehefrau S., Eliſe, geb. L., als Gläubigerin von /, c) Auguſte 
L. als Gläubigerin von 55 mit dem Vermerke, daß der Witwe L. die Nutz⸗ 
nießung an den Anteilen der Ehefrau S. und der Auguſte L. zuſtehe. Von 
dieſer Poſt ſind 750 Mark von dem Teilbetrage der Witwe L. am 26. März 
1906 gelöſcht. In einer Urkunde vom 16. März 1906, deren Unterſchriften 
vom Notar K. beglaubigt ſind, haben die drei Gläubigerinnen und der Ehe⸗ 
mann der Eliſe S. den ö der n dergeſtalt verteilt, daß 


1. der Eliſe S. .. §888,38 Mark, 
2. der Auguſte ck. 4583,33 Mark, 
3. der Witwe 2. .. 10 333,34 Mark, 


zuſtänden; ſie haben ferner beftimmt, daß die 5333,33 Mark der Eliſe S. 
den erſten, die 4583,33 Mark der Auguſte L. den zweiten, die 10 333,34 Mark 
der Witwe L. den dritten Rang haben ſollten; ſie bewilligten und beantragten 
die Eintragung dieſer Abtretungen und Vorrechtseinräumungen im Grundbuche. 
Der Antrag wurde vom Notar K. dem Grundbuchamt überreicht; dieſes hielt 
die Eintragung der Vorrechtseinräumungen für nicht zuläſſig, da die Zuſtimmung 
der Eigentümerin und ihres Ehemannes hinſichtlich der der Frau S. und der 
Auguſte L. ſchon früher zuſtehenden Beiträge fehle; § 1151 BBB. treffe 
nur hinſichtlich der von der Witwe L. abgetretenen Teile ihrer Hypothek zu, 
da nur inſoweit ihr bisheriger Hypothekenanteil „geteilt“ werde. Auf Beſchwerde 
der Eliſe S. wies das Landgericht das Grundbuchamt an, dem Antrag auf 
Aenderung des Rangverhältniſſes der Hypothekenforderung Abt. III Nr. 8 
ſtattzugeben, ſoweit nicht andere Hinderungsgründe entgegenſtänden. Das 
Grundbuchamt hat alsdann dem Antrag entſprochen. Nunmehr hat die 
Grundſtückseigentümerin mit Zuſtimmung ihres Ehemannes weitere Beſchwerde 
eingelegt, mit der ſie die Aufhebung des landgerichtlichen und die Wieder⸗ 
herſtellung des amtsgerichtlichen Beſchluſſes beantragt. Sie rügt Verletzung 
der §§ 880, 1151 BGB., da die Rangänderung hinſichtlich der Beträge, 
die den Gläubigern der Hypothek Abt. III Nr. 8 bereits nach der früheren 
Grundbucheintragung zuſtanden, nur mit ihrer Zuſtimmung hätte erfolgen können. 

Das Kammergericht hat die weitere Beſchwerde zurückgewieſen aus folgenden 
Gründen: 

Es kann nicht etwa angenommen werden, daß in Abt. III Nr. 8 drei 
ſelbſtändige Hypotheken für die dort bezeichneten Gläubigerinnen eingetragen 
wären. Eingetragen iſt vielmehr nur, wie das Landgericht bedenkenfrei feſt⸗ 
geſtellt hat, eine Kaufgeldhypothek, die für die drei Gläubigerinnen gemeinſchaftlich 
beſtellt war; dies iſt zuläſſig und auch dem Formerforderniſſe des § 48 GB. 
entſprechend geſchehen, indem die Anteile der Berechtigten in Bruchteilen an⸗ 
gegeben wurden (zu vergl. RIA. 6, 151). Falls eine ſolche gemeinſchaſtliche 
Hypothek geteilt wird, ſo iſt nach der poſitiven Vorſchrift des § 1151 BGB. 
(abweichend von § 880 BGB.) zur Aenderung des Rangverhältniſſes der 
Teilhypotheken untereinander die Zuſtimmung des Eigentümers nicht erforderlich. 
Dieſe Vorſchrift findet Anwendung, ſowohl wenn bei der Teilung wie falls 
nach dieſer dem einen Teile der Hypothek der Vorrang vor dem anderen ein⸗ 
geräumt wird, und nicht nur bei der erſtmaligen, ſondern auch bei jeder 


ſpäteren Teilung und Rangänderung. Eine entgegenſtehende Auffaſſung ift 
in der Literatur, ſoweit erſichtlich, nicht vertreten, ſie würde auch mit der Abſicht 
des Geſetzgebers (zu vergl. Protokolle 3, 94ff.), die Teilung gemeinſamer 
Hypotheken und die Rangänderung hinſichtlich der Teilhypotheken von der 
Zuſtimmung des Eigentümers unabhängig zu machen und dadurch zu erleichtern, 
im Widerſpruche ſtehen. Die Entſcheidung des Landgerichts beruht demnach 
nicht auf einer Verletzung des Geſetzes (§ 78 GBO.). 


Wirkſamkeit der Auflaſſung eines Nachlaßgrnudſtücks, die von den einzelnen 
Miterben in mehreren, ſich gegenſeitig zu einer gemeinſchaftlichen Erklärung 
ergänzenden Verhandlungen erklärt wird, ſofern der Erwerber au jeder 
| Verhandlung teilnimmt. 


§ 925 BGB. 
Kammergericht Berlin, 28. Februar 1907. — Bd. 8 S. 242. 


Die in Art. 1307 verzeichneten Grundſtücke, die auf den Namen des 
Leonhard T. und ſeiner Ehefrau in geſetzlicher Gütergemeinſchaft eingetragen 
ſind, ſtehen nach dem Tode dieſer Ehefrau hinſichtlich ihres Anteils im Eigentum 
ihrer Erben. Bezüglich des Anteils der Ehefrau T. beſteht alſo unter ihren 
Erben, nämlich dem Leonhard T. und ſeinen fünf Söhnen, ungeteilte Erben⸗ 
gemeinſchaft, der Nachlaß der Ehefrau T. iſt deren gemeinſchaftliches Vermögen 
geworden; ſie können über einen Nachlaßgegenſtand nur gemeinſchaftlich ver⸗ 
fügen, an den einzelnen Nachlaßgegenſtänden ſteht keinem Miterben ein beſtimmter 
verhältnismäßiger Anteil zu; ein einzelner Miterbe oder mehrere einzelne von 
ihnen können ein zum Nachlaſſe gehöriges Grundſtück ohne Mitwirkung der 
übrigen Erben weder ganz noch zu einem realen oder ideellen Teile auflaſſen 
(zu vergl. § 2033 Abſ. 2, § 2040 Abi. 1 BGB.; KGJ. 22, 303; 26, 
251; RIA. 3, 101). 

Nun haben im vorliegenden Falle am 27. Juli 1906 nur Leonhard T. 
und ſeine Söhne Mathias, Peter und Alois die Auflaſſung ihrer „Anteile“ 
an dem zum Nachlaſſe der Ehefrau T. gehörigen Grundſtücke an Joſef T. 
erklärt und gemeinſchaftlich mit dieſem deſſen Eintragung als Eigentümer der 
Grundſtücke bewilligt und beantragt; am 22. Auguſt 1906 hat anderſeits 
nur Heinrich T. jene Erklärungen der Miterben genehmigt und beſtätigt, ſo⸗ 
wie die Eintragung feines Bruders Joſef als Eigentümer der Nachlaßgrund⸗ 
ſtücke bewilligt, die dieſer wieder beantragte. Keine dieſer Auflaffungs- 
erklärungen erfüllt, je für ſich allein betrachtet, das im § 2040 Abi. 1 BGB. 
aufgeſtellte Erfordernis, daß nämlich die Miterben bei ihr gemeinſchaftlich über 
die Nachlaßgrundſtücke verfügten. Dagegen kann einem begründeten Bedenken 
die Annahme nicht unterliegen, daß beide Verhandlungen in ihrer Verbindung 
dieſem Erforderniſſe genügen. 

Zweifel könnte zwar der in beiden Auflaſſungsverhandlungen vorkommende 
Vermerk erregen, daß die einzelnen Miterben dem Joſef T. ihre „Anteile“ 
an den Nachlaßgrundſtücken übereignen. Wäre dies dahin aufzufaſſen, daß 
jeder Miterbe nur über je einen beſtimmten verhältnismäßigen Anteil (Bruch⸗ 
teil) an den Nachlaßgrundſtücken, der ihm auf Grund des Erbfalls zugefallen 
ſei, verfügen wollte, ſo würde eine derartige Verfügung allerdings der oben 
erwähnten Vorſchrift des § 2033 Abſ. 2 BGB. zuwiderhandeln und daher 
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der rechtlichen Wirkſamkeit entbehren. Das Landgericht hat indeſſen dieſes Be⸗ 
denken nicht geltend gemacht; daraus iſt zu entnehmen, daß es den Ausdruck 
„ihre Anteile“ in den Auflaſſungsverhandlungen nicht in dem vorerwähnten 
Sinne auslegt, ſondern davon ausgeht, der Ausdruck ſei nur ungenau gewählt 
und wolle beſagen, daß jeder der Miterben an der Veräußernng und Auf⸗ 
laſſung der Nachlaßgrundſtücke ſich in dem ſeinem Anteil an dem geſamten 
Nachlaß entſprechenden Umfange beteilige. Eine ſolche Auslegung der Auf: 
laſſungsverhandlungen läßt, ihrem Wortlaut und Zuſammenhange gegenüber, 
einen Rechtsirrtum nicht erkennen. 

Aus ihr folgt aber zugleich, daß im vorliegenden Falle die Miterben 
beabſichtigten, gemeinſchaftlich über die Nachlaßgrundſtücke zu verfügen. Dies 
ergibt zweifelsfrei das Protokoll vom 27. Juni 1906; in deſſen Eingange 
waren (offenbar in der Erwartung, daß Heinrich T. bei der Verhandlung mit⸗ 
wirken würde) ſämtliche Miterben als erſchienen aufgeführt und es iſt ſodann 
im Protokoll eine einheitliche Erklärung ſämtlicher als erſchienen Aufgeführter 
dahin enthalten, daß Leonhard T. und ſeine Söhne Mathias, Heinrich, Peter 
und Alois zum Zwecke der Erbauseinanderſetzung ihre Anteile an ihren Sohn 
bezw. Bruder Joſef übertrugen und ſämtliche als erſchienen bezeichneten Mit⸗ 
erben die Eintragung des Joſef T. als Eigentümer im Grundbuche bewilligten 
und beantragten. Wenn dann zum Schluſſe berichtigend bemerkt wurde, daß 
Heinrich T. nicht erſchienen ſei und deshalb ſeine Genehmigung und ſein Bei⸗ 
tritt ihm vorbehalten werde, ſo iſt hierin deutlich zum Ausdrucke gebracht, daß 
die am 27. Juni 1906 mitwirkenden Beteiligten gemeinſchaftlich mit Heinrich 
T. über das Nachlaßgrundſtück verfügen wollten; dem hat ſich letzterer an⸗ 
geſchloſſen, indem er am 22. Auguſt 1906 dem Vertrage genehmigend und 
beſtätigend beitrat, auch ſeinerſeits die Eintragung des Erwerbers Joſef T. 
im Grundbuche beantragte. Es haben alſo ſämtliche Miterben die zur Ueber⸗ 
tragung des Eigentums erforderlichen Erklärungen in gewollter und bewußter 
Uebereinſtimmung abgegeben, damit aber gemeinſchaftlich über das Nachlaß⸗ 
grundſtück verfügt. Daß die gemeinſchaftliche Verfügung auch einheitlich, in 
derſelben Verhandlung, getroffen werden müſſe, iſt weder im § 2040 Abſ. 1 
BGB. noch ſonſt im Geſetze beſtimmt. Die Frage, ob der Grundbuchrichter, 
falls die zu einer grundbuchmäßigen Verfügung über ein Nachlaßgrundſtück 
erforderlichen Erklärungen der Miterben ihm nicht ſämtlich einheitlich, ſondern 
zunächſt nur Anträge und Bewilligungen einzelner Miterben eingereicht werden, 
den Antrag ablehnen muß oder zur Hebung des Hinderniſſes eine Friſt zu ſetzen 
hat (§ 18 GBO.), kann im vorliegenden Falle unerörtert bleiben, da bier 
Ausfertigungen beider Verhandlungen gleichzeitig am 14. September 1906 
vom Notar, der die Verhandlungen beurkundet hatte, dem Grundbuchamt ein⸗ 
gereicht ſind, ſomit die inhaltlich zu einer gemeinſchaftlichen Verſügung ſich 
ergänzenden Erklärungen ſämtlicher Miterben ihm gleichzeitig zugingen. 

Die Vorinſtanzen haben nun dieſen Auflaſſungserklärungen ſämtlicher 
Miterben die Rechtswirkſamkeit abgeſprochen, weil nicht die ſämtlichen Veräußerer 
gleichzeitig ihre nach S 873 BGB. zur Uebertragung des Eigentums erforder= 
liche Einigung dem Erwerber gegenüber erklärt haben. Dies beruht auf einer 
unrichtigen Auslegung des § 925 BGB. Das in dieſem aufgeſtellte Er: 
fordernis der Gleichzeitigkeit bedeutet eine Erſchwerung gegenüber der im § 128 
BGB. für die gerichtliche oder notarielle Beurkundung eines Vertrags all⸗ 
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gemein beſtimmten Form; während es nach letzterer Vorſchrift genügt, wenn 
zunächſt der Antrag und ſodann die Annahme des Antrags von einem Gericht 
oder einem Notar beurkundet wird, alſo die ſukzeſſive Beurkundung des Ver⸗ 
trags nachgelaſſen iſt (zu vergl. auch § 152 BGB.), iſt für die Erklärung 
der Auflaſſung die beſondere, ſtrengere Formvorſchrift aufgeſtellt, daß ſie bei 
gleichzeitiger Anweſenheit beider Teile abgegeben werden muß. Die Beſonder⸗ 
heit dieſer Vorſchrift beſteht alſo darin, daß Veräußerer und Erwerber, die 
beiden jeweiligen Vertragsgegner, ihre Einigung über den Uebergang des 
Eigentums an dem Grundſtück in derſelben Verhandlung, bei der beide gleich⸗ 
zeitig mitzuwirken haben, erklären müſſen. Nicht aber regelt dieſe Vorſchrift 
den Fall, daß auf der einen, namentlich auf der Veräußererſeite, mehrere 
Perſonen mitzuwirken haben, dahin, daß auch dieſe mehreren Veräußerer ihre 
Erklärung ſämtlich gleichzeitig abgeben müßten; für dieſen Fall genügt es 
vielmehr, daß die mehreren Veräußerer ihre Einwilligung in den Eigentums⸗ 
übergang gemeinſchaftlich, wenn auch in mehreren, ſich gegenſeitig zu einer 
gemeinſchaſtlichen Erklärung ergänzenden, Verhandlungen erklären; dem im 
§ 925 BGB. aufgeſtellten Erforderniſſe der gleichzeitigen Anweſenheit beider 
Teile wird genügt, wenn bei jeder Erklärung eines oder einzelner Veräußerer 
der Erwerber zugegen iſt und mit dem oder den jeweilig erſchienenen Ver⸗ 
äußerern die Auflaſſung erklärt. Dies iſt aber im vorliegenden Falle geſchehen; 
am 27. Juni 1906 haben die Miterben Leonhard, Mathias, Peter, Alois T., 
am 22. Auguſt 1906 der Miterbe Heinrich T., jedesmal in Anweſenheit des 
Erwerbers Joſef T., die Auflaſſung erklärt und deſſen Eintragung als Eigen⸗ 
tümer bewilligt, welche anderſeits dieſer jedesmal beantragt hat. 


Befugnis des Beſchwerdegerichts, in Angelegenheiten der freiwilligen 

Gerichtsbarkeit, falls es weitere Ermittelungen für erforderlich erachtet, 

die Sache zu dieſem Zwecke an das Gericht erſter Inſtanz zurück⸗ 
zuverweiſen. 


SS 12, 23 FG., § 575 BPO. 
Reichsgericht IV. Zivilſenat, 20. Juni 1907. — Bd. 8 S. 247. 


Das Kammergericht hat in dem Beſchluſſe vom 7. Dezember 1905 
(RIA. 7, 18) ausgeführt, das Landgericht habe als Beſchwerdegericht nicht, wie 
nach § 27 FG. das Gericht der weiteren Beſchwerde, nur darüber zu ent: 
ſcheiden, ob die Vorentſcheidung auf Geſetzesverletzung beruhe, es habe vielmehr 
auch die Tatfrage zu erledigen, dabei nach S 23 FG. neue Tatſachen und 
Beweismittel zu berückſichtigen, überhaupt ebenſo wie die erſte Inſtanz den 
Tatbeſtand erſchöpfend feſtzuſtellen und zu dieſem Zwecke auch von Amts wegen 
auf Grund des § 12 die erforderlichen Ermittelungen zu veranſtalten und 
die geeignet erſcheinenden Beweiſe aufzunehmen. Das iſt zutreffend, recht⸗ 
fertigt aber nicht den Schluß, daß in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts: 
barkeit dem Beſchwerdegerichte die im § 575 BRO. bezeichnete Befugnis nicht 
zuſtehe. Wenn, wie aus § 12 FG. zu entnehmen iſt, das mit einer Angelegen⸗ 
heit befaßte Gericht von Amts wegen die erforderlichen Ermittelungen zu ver⸗ 
anſtalten und von Amts wegen die geeignet erſcheinenden Beweiſe aufzunehmen 
hat, ſo wird durch dieſe Vorſchrift nicht ausgeſchloſſen, daß das Landgericht 
das Beſchwerdeverfahren mit einer Entſcheidung beendet, wodurch die mit Be⸗ 
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ſchwerde angegriffene Verfügung aufgehoben und die Angelegenheit in der erfte 
Inſtanz zurückgebracht wird. Ob ein ſolches Verfahren zuläſſſg iſt, ergibt ſich 
weder aus § 12 noch aus § 23 F., der mit § 570 3PO. übereinftimmt, 
Ueber das Beſchwerdeverfahren hat das Geſetz über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit einige Vorſchriften gegeben, die im weſentlichen ſich 
den Beſtimmungen der Zivilprozeßordnung anſchließen. Eine dem § 575 BRO. 
entſprechende Vorſchrift ijt nicht gegeben worden, aber eine ſolche Vorfdrift 
iſt, wie die Denkſchrift zu § 23 des Entwurfs betont, nur deshalb nicht 
aufgenommen worden, weil ihr Inhalt für ein Verfahren in Sachen der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit ſelbſtverſtändlich iſt. In Ermangelung einer ent⸗ 
gegenſtehenden Beſtimmung ergibt ſich, wie es ſchon in der Denkſchrift heißt, 
ohne weiteres, daß das Beſchwerdegericht, falls es die Beſchwerde für be⸗ 
gründet erachtet, die erforderlichen Anordnungen entweder ſeinerſeits treffen 
oder ſie dem Gericht erſter Inſtanz übertragen kann. Gerade weil nach dem 
Prinzipe des § 12 FG. das Verfahren dem Parteibetrieb entzogen iſt und 
die Beteiligten kein Recht darauf haben, bei den Ermittelungen und Beweis⸗ 
erhebungen zugezogen zu werden (zu vergl. RG. 63, 278; RIA 7, 76), 
wird es ſehr häufig angemeſſen erſcheinen, die Würdigung tatſächlicher Ver⸗ 
hältniſſe in der erſten Inſtanz vornehmen zu laſſen, damit den Beteiligten 
eine Inſtanz verbleibt, in welcher Angriffe gegen tatſächliche Feſtſtellungen 
erhoben werden dürfen (vergl. hierzu OL GRſp. 8, 375). 


Zuſtellung gerichtlicher Verfügungen in Angelegenheiten der freiwilligen 

Gerichtsbarkeit. Wirkſamkeit einer Zuſtellung, die uur an den Beteiligten 

ſelbſt, nicht aber an den von ihm für das Verfahren beſtellten Bevoll⸗ 
mächtigten erfolgt Bit. 


| § 16 36., § 176 BBO. 
Kammergericht Berlin, 18. April 1907. — Bd. 8 S 249. 


Der Beſchluß des Landgerichts beruht auf der Annahme, daß die Zu⸗ 
ſtellung, welche in einem anhängigen Verfahren der freiwilligen Gerichtsbar⸗ 
keit geſchehen ſoll, an den für das Verfahren beſtellten Bevollmächtigten er⸗ 
folgen muß, um wirkſam zu fein und eine Friſt, hier die des § 91 Abſ. 3 
Satz 2 FG., in Lauf zu ſetzen. Das Landgericht befindet ſich mit dieſer 
Anſicht in Uebereinſtimmung mit dem Beſchluſſe des Kammergerichts vom 
21. Oktober 1901 (RU. 2, 210), und vielen Schriftſtellern. Dagegen 
wird die Anſicht, daß die Zuſtellung auch dann wirkſam an die Beteiligten 
perſönlich erfolgen könne, wenn ſie einen Bevollmächtigten für das Verfahren 
beſtellt haben, vertreten durch das Oberſte Landesgericht München SBI. f. FG. 
4, 843. Die letztere Anſicht verdient den Vorzug. 

Der § 164 Abſ. 3 BGB. beſtimmt, daß die einem Vertreter mit Ver⸗ 
tretungsmacht gegenüber abgegebene Willenserklärung unmittelbar für und 
gegen den Vertretenen wirkt, wenn ſie ausdrücklich auf den Namen des Ver⸗ 
tretenen abgegeben iſt oder wenn die Umſtände ergeben, daß dies geſchehen 
ſollte. Wer alſo gegenüber einem anderen eine für dieſen wirkſame Willens⸗ 
erklärung abgeben will, kann dies dem Bevollmächtigten des anderen gegen⸗ 
über tun. Er kann ſie aber trotz Beſtehens einer Vollmacht auch gegenüber 
dem Machthaber perſönlich abgeben. Denn es beſteht für den rechtsgeſchäft⸗ 
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lichen Verkehr kein Rechtsſatz, daß ein Vollmachtgeber ſich der Fähigkeit zur 
eigenen Empfangnahme der für ihn beſtimmten Willenserklärungen begeben 
kann, ſo daß ein Dritter eine wirkſame Erklärung lediglich dem Bevoll⸗ 
mächtigten gegenüber abgeben könnte. Nur durch beſondere obligatoriſche 
Bindung des Dritten iſt ſolches Ergebnis zu erreichen. Die Anwendung 
dieſer im Weſen der Vollmacht und der Rechtsfähigkeit entnommenen Grund⸗ 
ſätze auf ein gerichtliches Verfahren führt dahin, daß ein Beteiligter zwar 
einen Bevollmächtigten zur Empfangnahme gerichtlicher Bekanntmachungen 
beſtellen kann und daß dann Bekanntmachungen des Gerichts an den Bevoll⸗ 
mächtigten mit Wirkung für und gegen den Vollmachtgeber erfolgen können, 
daß aber dem Gerichte durch die Erteilung der Vollmacht und den Willen 
des Vollmachtgebers nicht die Möglichkeit genommen wird, ſeine Bekannt⸗ 
machungen unbeſchadet ihrer Wirkſamkeit unmittelbar an den beteiligten Macht⸗ 
geber ſelbſt zu richten. Eine dieſe letztere Möglichkeit ausſchließende obligatoriſche 
Bindung des Gerichts kommt bei deſſen öffentlich⸗rechtlicher Stellung nicht in 
Frage. Nur eine geſetzliche Beſtimmung könnte die Wirkung haben, den Be: 
kanntmachungen an den Beteiligten perſönlich die Wirkſamkeit zu entziehen, 
wenn er einen Bevollmächtigten beſtellt und ſeinen Willen, daß nur dieſem, 
nicht ihm ſelbſt eine Bekanntmachung zuzuſtellen ſei, ausdrücklich oder ſtill⸗ 
ſchweigend dem Gerichte kundgegeben hat. 

Für den Zivilprozeß iſt eine ſolche Beſtimmung in dem nach § 208 ZPO. 
auf Zuſtellungen von Amts wegen entſprechend anwendbaren § 176 ZPO. ge 
geben, nach welchem Zuſtellungen, welche in einem anhängigen Rechtsſtreite 
geſchehen ſollen, an den für die Inſtanz beſtellten Prozeß bevollmächtigten er: 
folgen müſſen. Die Zuſtellung an die Partei ſelbſt iſt danach, wenn ein für 
die Inſtanz beſtellter Prozeßbevollmächtigter vorhanden iſt, regelmäßig ohne 
prozeſſuale Wirkung. Die Beſtellung eines Prozeß bevollmächtigten wird als 
Ausdruck des Willens der Partei aufgefaßt, daß ſie ſich des eigenen Prozeß⸗ 
betriebs begeben, perſönlich Zuſtellungen nicht empfangen will, und ſie be⸗ 
gründet ſür den Vollmachtgeber das Recht, daß dieſer Wille beachtet werde. 
In dem Reichsgeſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
iſt eine unmittelbare Beſtimmung gleichen Inhalts nicht getroffen. Nach ſeinem 
S 16 Abſ. 2 erfolgt aber die Bekanntmachung gerichtlicher Verfügungen, 
wenn mit ihr der Lauf einer Friſt beginnt, durch Zuſtellung nach den für die 
Zuſtellung von Amts wegen geltenden Vorſchriften der Zivilprozeßordnung. 
Es kommt deshalb in Frage, ob hiernach auch § 176 ZPO. für das Ber: 
fahren in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit anwendbar iſt. 

Richtig iſt, daß auch im Bereiche der freiwilligen Gerichtsbarkeit die Be: 
teiligten den Willen und ein Intereſſe daran haben können, ihre eigene Fähig⸗ 
keit zur Empfangnahme von Zuſtellungen durch Beſtellung eines Bevoll⸗ 
mächtigten auszuſchließen, weil ſie dann der Notwendigkeit überhoben ſind, 
perſönlich den Verlauf des Verfahrens, insbeſondere den Ablauf von Friſten, 
zu überwachen. Zuzugeben iſt ferner, daß der Wortlaut des § 16 Abſ. 2 FG. 
in Verbindung mit § 208 ZPO. die Anwendung des § 176 BPO. recht⸗ 
fertigt, daß namentlich etwas Gegenteiliges nicht aus dem Umſtand abgeleitet 
werden kann, daß der § 176 BRO. den lateinischen Ausdruck Prozeß ge: 
braucht, welcher nur in der ſtreitigen Gerichtsbarkeit üblich iſt, während man 
in der freiwilligen Gerichtsbarkeit das entſprechende deutſche Wort Verfahren 
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anzuwenden pflegt. Nicht ohne Bedeutung ijt auch, daß § 1 PrAGZPO. 
den dem jetzigen § 176 gleichlautenden § 162 BPO. a. F. auf das Ber: 
fahren der nicht ſtreitigen Gerichtsbarkeit nicht für anwendbar erklärte und 
daß bei der Schaffung des § 16 FG. nach der Denkſchrift zu § 15 des 
Entwurfs bewußterweiſe ein nur teilweiſer Anſchluß an dieſen § 1 PrAG PO. 
beabſichtigt war. Anzuerkennen iſt ſchließlich, daß der § 16 Abi. 3 FG, 
wonach einem Anweſenden Verfügungen zu Protokoll bekannt gemacht werden 
können, der Anwendung des § 176 ZPO. nicht entgegenſteht, da ähnliches 
auch § 329 BPO. gilt. 

Gegen die Anwendbarkeit des § 176 auf die freiwillige Gerichtsbarkeit ſpricht 
aber folgendes: Nach § 81 BPO. hat die Prozeßvollmacht einen beſtimmten, 
hinſichtlich der Empfangnahme von Zuſtellungen nicht beſchränkbaren, Inhalt. 
Nach § 80 BPO. hat der Prozeßbevollmächtigte feine Vollmacht durch eine 
ſchriftliche Urkunde nachzuweiſen und dieſe zu den Gerichtsakten abzugeben. 
Der § 176 BPO. ſchafft alſo eine einfache Rechtslage. Das Prozeßgericht 
kann regelmäßig aus den Akten erkennen, ob eine Prozeßvollmacht erteilt iſt. 
Es braucht ſich auf irgendwelche Auslegung derſelben nicht einzulaſſen, ſondern 
kann ſich damit begnügen, daß ſie als Prozeßvollmacht bezeichnet iſt. Wenn 
dies der Fall iſt, ſo ſteht feſt, daß die Zuſtellung an den Bevollmächtigten 
erfolgen muß. Sollte trotzdem einmal verſehenilich eine Zuſtellung an die 
Partei ſelbſt erfolgen, fo beſteht nach § 295 ZPO. noch immer die Möglich- 
keit der Heilung dieſes Verſehens dadurch, daß der Mangel in der nächſten 
mündlichen Verhandlung nicht gerügt wird. Anders liegt die Sache im Ver⸗ 
fahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Die Vollmacht für ein ſolches erhält 
ihren Inhalt lediglich durch den Willen des Vollmachigebers, der, auch wenn 
er ſie im übrigen erteilt, doch die Macht zur Empfangnahme von Zuſtellungen 
ausſchließen oder wenigſtens ſich ſelbſt neben dem Bevollmächtigten das Recht 
wahren kann, Zuſtellungen anzunehmen. Es muß deshalb im Einzelfalle 
durch Auslegung feſtgeſtellt werden, ob die Vollmacht die ausſchließliche Be⸗ 
fugnis zur Empfangnahme von Zuſtellungen umfaßt. Eine allgemeine Vor⸗ 
ſchrift, daß der Bevollmächtigte ſich durch Einreichung einer Urkunde ausweiſen 
mußte, beſteht nach § 13 FG. nicht. Tatſächlich unterbleibt es vielfach, ſo⸗ 
weit der Vertreter ein Rechtsanwalt iſt. In allen dieſen Fällen müßte das 
Gericht, um die Vollmacht auslegen und ſo ſicher feſtſtellen zu können, ob ſie 
die Empfangnahme von Zuſtellungen umſaßt, bei Anwendbarkeit des § 176 
ZPO. vor einer Zuſtellung eine ſchriftliche Vollmacht erfordern. Ebenſowenig 
beſteht eine dem § 295 BRO. entſprechende Vorſchrift, durch welche eine Ver: 
letzung des § 176 geheilt werden könnte. Die Beteiligten wären alſo zeit⸗ 
lich unbegrenzt in der Lage, die Unwirkſamkeit einer Zuſtellung geltend zu 
machen. Dieſe Verſchiedenheiten zwiſchen dem Zivilprozeß und dem Verfahren 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit laſſen es berechtigt erſcheinen, anzunehmen, daß 
das Geſetz in den Angelegenheiten der letzteren Art dem Willen eines Be⸗ 
teiligten, ſeine eigene Fähigkeit zur Empfangnahme von Zuſtellungen aus⸗ 
zuſchließen, nicht, wie im Zivilprozeß, eine das Gericht bindende Kraft beilegt. 
Ueberdies beſtimmt der § 13 FG., daß den Beteiligten die Befugnis, ſich 
durch Bevollmächtigte vertreten zu laſſen, nur inſoweit zuſteht, als nicht das 
Gericht das perſönliche Erſcheinen anordnet. Dieſe zunächſt nur für den 
mündlichen Verkehr gegebene, aber aus den im Beſchluſſe des Kammergerichts 
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vom 5. Oktober 1903 (RSW. 4, 31 und 34) angeführten Gründen aud 
für die Fälle, in welchen mündlicher oder ſchriftlicher Verkehr wahlweiſe zu⸗ 
gelaſſen iſt, anwendbare, Vorſchrift würde ſelbſt bei grundſätzlicher Anwendung 
des § 176 BRO. dahin führen, daß das Gericht in geeigneten Fällen an⸗ 
ordnen kann, die Zuſtellung ſolle nicht an den für das Verfahren beſtellten 
Bevollmächtigten, ſondern an den Beteiligten ſelbſt erfolgen. Es könnte in 
Frage kommen, ob nicht im vorliegenden Falle eine ſolche Anordnung erfolgt 
iſt. Indeſſen kann dies dahingeſtellt bleiben, da es richtiger iſt, aus dem 
§ 13 FG. abzuleiten, daß die Stellung des Bevollmächtigten im Verfahren 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit und die des Prozeßbevollmächtigten im Zivil⸗ 
prozeſſe grundſätzlich derart verſchieden find, daß der § 176 ZPO. auf das 
erſtere nicht angewendet werden kann. 


Antrag der Mutter, ihr einen Beiſtand zu beſtellen. Mangelnde Be⸗ 
fugnis der Mutter, eine beſtimmte Perſon als Beiſtand zu berufen. 


88 1687, 1694 BOB. 
Kammergericht Berlin, 11. April 1907. — Bd. 8 S. 254. 


Frau v. W. hat die Entmündigung ihres Ehemanns, des Fideikommiß⸗ 
beſitzers Karl v. W., wegen Geiſtesſchwäche und die Einleitung der vorläufigen 
Vormundſchaft über ihn bei dem Amtsgericht zu P. beantragt. Entmündigungs⸗ 
verfahren und vorläufige Vormundſchaft ſind eingeleitet und ſchweben noch. 
Aus der Ehe find zwei minderjährige Kinder, ein Sohn und eine Tochter, 
vorhanden. Beim Ruhen der elterlichen Gewalt des v. W. (§ 1675 Abi. 2, 
§§ 114, 106 BGB.) übt feine Ehefrau dieſe aus (§ 1686 Abſ. 1 BGB.). 
Sie hat beim Amtsgerichte zu P. den Antrag geſtellt, ihr gemäß § 1687 
Nr. 2, SS 1694, 1792, 1796 BGB. den Schriftſteller L. zu P. als Bei⸗ 
ſtand zu beſtellen. Das Amtsgericht hat den Anſpruch auf Beſtellung eines 
Beiſtandes und die Notwendigkeit der Einleitung einer Beiſtandſchaſt mit 
Rückſicht auf die ſchwierigen Vermögensverhältniſſe anerkannt, eine ſolche auch 
von Amts wegen in Ausſicht genommen, es hat jedoch das Recht der Mutter 
verneint, beſtimmte Perſonen als Beiſtand zu berufen, und die Beſtellung des 
L. abgelehnt, weil er vollſtändig unter dem Einfluffe der Antragſtellerin ſtehe 
und nicht geeignet erſcheine, die erforderliche Aufſicht über dieſe bei der Aus⸗ 
übung der elterlichen Gewalt zu führen Am 22. Januar 1907 hat ſodann 
das Amtsgericht den Juſtizrat F. zu P. als Pfleger für den minderjährigen 
Sohn der Frau v. W. beſtellt. Demnächſt hat das Landgericht zu P. die Be⸗ 
ſchwerde der Frau v. W. und des L. hiergegen zurückgewieſen. L. hat weitere 
Beſchwerde eingelegt. Das Kammergericht hat auch der weiteren Beſchwerde 
den Erfolg verſagt. In den Gründen wird ausgeführt: 

Es liegt an ſich ein zur Einlegung der weiteren Beſchwerde geeigneter 
Fall vor; fie ijt nach § 60 Nr. 1 FG. eine fofortige (KGJ. 29 A, 7, 
RIA. 5, 130), aber frifte und formgerecht angebracht; doch war ihr der 
Erfolg zu veriagen, weil dem Beſchwerdeführer L. ein Beſchwerderecht nicht 
zuſteht. Seine Beſchwerdebefugnis hängt nach § 20 FG. davon ab, daß 
durch die angefochtene Entſcheidung ein ihm zuſtehendes Recht beeinträchtigt 
iſt. Als ſolches kommt hier lediglich ſein Recht auf Beſtellung zum Beiſtand 
in Betracht, welches er dadurch erlangt haben will, daß die Mutter ihn als 


ſolchen benannt hat. Dieſes Recht wird aber dadurch bedingt, daß der Mutter 
ſelbſt ein Recht auf Beſtellung des von ihr benannten Beiſtandes (Berufungs⸗ 
recht) zuſteht. Anderenfalls kann die Mutter dem Vormundſchafte gerichte nur 
unmaßgebliche Vorſchläge für die Beſtellung eines Beiſtandes machen und er⸗ 
langt der von ihr Vorgeſchlagene kein Recht auf ſeine Beſtellung zum Beiftande.. 
Ein ſolches Berufungsrecht der Mutter iſt aber in Uebereinſtimmung mit dem 
Landgerichte zu verneinen. Für die Berufung des Beiſtandes gelten nad. 
§ 1694 Abſ. 1 BGB. die gleichen Vorfchriften wie bei dem Gegenvormunde. 
Nach § 1792 Abſ. 4 finden auf die Berufung des Gegenvormundes die für 
die Berufung des Vormundes geltenden Vorſchriſten Anwendung. Auf die 
Berufung des Beiſtandes find ſomit die SS 1776 ff. anzuwenden. Im 
§ 1776 iſt beſtimmt, daß als Vormund und ſomit auch als Beiſtand be⸗ 
rufen iſt: an erſter Stelle, wer vom Vater, und an zweiter, wer von der 
ehelichen Mutter benannt iſt; im § 1777, daß der Vater einen Vormund 
und ſomit auch einen Beiſtand nur benennen kann, wenn ihm zur Zeit ſeines 
Todes die elterliche Gewalt über das Kind unverkürzt zuſteht. Das Gleiche 
gilt für die Mutter (§ 1777 Abſ. 1 Satz 2). Die Benennung des Vor⸗ 
mundes und ſomit auch des Beiſtandes erfolgt durch letztwillige Verfügung 
(Abſ. 3); die letztere Vorſchrift ijt ihrer Stellung nach ſowohl für den Vater 
als auch für die Mutter gegeben. Dem Wortſinne nach kann die Mutter 
dieſe Bedingungen zwar wohl wegen des Vormundes, der nach ihrem Tode 
für ihre Kinder beſtellt werden ſoll, nicht aber wegen des Beiſtandes erfüllen, 
der noch bei ihren Lebzeiten in Tätigkeit treten ſoll. Sie kann danach über⸗ 
haupt keinen Beiſtand berufen. | 
Dieſe Rechtsfolge ijt jo klar ausgeſprochen und fo notwendig, daß man 
nicht ohne zwingende Gründe zu der Annahme berechtigt ift, daß fie den ges 
ſetzgebenden Faktoren entgangen und eine von ihnen nicht beabſichtigte ſei. 
Das Vorliegen derartiger Gründe iſt aber nicht anzuerkennen. Die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des § 1694 bietet dafür keinen Anhalt (Motive 4, 801, 
Protokolle 4, 616; 6, 301). Die rechtliche Stellung des Beiſtandes gegen⸗ 
über der Mutter ſpricht nicht für, ſondern gegen deren Recht zu ſeiner Berufung. 
Der Beiſtand hat nach § 1689 innerhalb ſeines Wirkungskreiſes die Mutter 
bei der Ausübung der elterlichen Gewalt zu unterſtützen und zu überwachen; 
er hat dem Vormundſchafts gerichte jeden Fall, in welchem es zum Einſchreiten 
berufen iſt, unverzüglich anzuzeigen. Er iſt alſo ganz allgemein nicht bloß 
zur Unterſtützung der Mutter, ſondern auch zu ihrer Ueberwachung berufen; 
er iſt ein vormundſchaftsgerichtliches Kontrollorgan. Mit dieſer Eigenſchaft 
des Beiſtandes erſcheint aber das Berufungsrecht der Mutter, welche er bei der 
Ausübung der elterlichen Gewalt kontrollieren ſoll, grundſätzlich nicht vereinbar. 
Aus dieſem Grunde wird der Geſetzgeber den $ 1777 BGB. für anwendbar 
auf die Berufung des Beiſtandes erklärt und dadurch abſichtlich das Recht der 
ehelichen Mutter, die Perſon des Beiſtandes zu bezeichnen, ausgeſchaltet haben. 
Aus gleicher Erwägung wird man auch auf Grund des § 1777 der Mutter, 
die ſich wieder verheiraten will, nicht das Recht beilegen dürfen, vorher noch 
eine beſtimmte Perſon als Vormund für ihre Kinder aus der früheren Ehe 
zu berufen. | 
Es iſt freilich richtig, daß die Einleitung einer Beiſtandſchaft nach § 1687 
aus ſehr verſchiedenen Gründen erfolgen kann, von welchen derjenige, daß die 
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Mutter ſelbſt die Beſtellung beantragt (Nr. 2), an ſich vielleicht mit dem 
Berufungsrechte der Mutter verträglich erſcheint. Demgegenüber iſt jedoch 
darauf hinzuweiſen, daß in anderen Fällen (ſo namentlich, wenn der Vater die 
Beſtellung eines Beiſtandes anordnet, weil er der Mutter kein ausreichendes 
Vertrauen ſchenkt, oder wenn das Vormundſchaftsgericht in den Fällen der 
SS 1666, 1667 feine Beſtellung im Intereſſe des Kindes für nötig erachtet — 
§ 1687 Nr. 1, 3) die Berufung des Beiſtandes durch die Mutter den Zweck 
ſeiner Beſtellung nicht ſelten geradezu vereiteln würde, ohne daß die Vor⸗ 
ſchrift des § 1778 Abſ. 1 dagegen einen ausreichenden Schutz gewähren. 
würde. Da nun aber das Geſetz ſelbſt für das Berufungsrecht der Mutter 
keinen Unterſchied für die verſchiedenen Gründe der Einleitung der Beiſtand⸗ 
ſchaft aus § 1687 gemacht hat, fo kann man auch für den beſonderen Fall 
ihrer Einleitung auf Antrag der Mutter (Nr. 2) keine Ausnahme von der 
oben gerechtfertigten Regel, daß es ihr nicht zuſtehe, machen. Uebrigens kann 
ſich die Mutter gerade in dieſem Falle ſehr gut dadurch helfen, daß ſie bei 
der Stellung des Antrags auf Beiordnung eines Beiſtandes die Bedingung 
ſtellt, daß ihr eine beſtimmte Perſon als ſolcher beſtellt wird. Das iſt auch 
die herrſchende Anſicht. 

Eine andere, von der bisher erörterten Rechtsfrage verſchiedene, Frage 
iſt die, ob es zweckmäßig iſt, der Mutter diejenige Perſon als Beiſtand zu 
beſtellen, welche ſie ſelbſt dazu vorſchlägt. Dieſe Frage kann ſchon mit Rück⸗ 
ſicht auf die durch § 1687 gegebene Verſchiedenartigkeit der Fälle nicht 
einheitlich, ſondern nur für den einzelnen konkreten Fall entſchieden werden; 
ſie iſt überhaupt nicht rechtsgrundſätzlicher Natur. Allerdings wird es ſich 
aus praktiſchen Gründen in zahlreichen Fällen empfehlen, auf den Wunſch der 
Mutter einzugehen; denn es liegt meiſt auch im Intereſſe der Kinder, daß 
ein gutes Einvernehmen zwiſchen Mutter und Beiſtand herrſcht; ein ſolches 
kann aber durch die Beſtellung eines nicht erwünſchten Beiſtands leicht gefährdet 
werden. Derartige Erwägungen liegen jedoch auf dem Gebiete der Zweck⸗ 
mäßigkeit und außerhalb der Rechtsfrage, ob die Mutter nach dem Geſetz 
ein Berufungsrecht hat und ob ſomit der von ihr als Beiſtand Benannte ein 
Recht auf ſeine Beſtellung als Beiſtand hat. Die letztere muß nach den 
obigen Ausführungen verneint werden. Damit kommt aber auch das Beſchwerde⸗ 
recht des L. in Wegfall und iſt ſeine weitere Beſchwerde aus dieſem Grunde 
zurückzuweiſen, ohne daß es eines Eingehens auf die Sache ſelbſt bedarf. 


Gerichtliche Beſtellung eines Liquidators für eine Geſellſchaft mit be- 

ſchränkter Haftung, wenn das Fehlen des Liquidators die Zwangsvoll⸗ 

ſtreckung gegen die Geſellſchaft hindert; Unzuläſſigkeit der Beſtellung eines 
Liquidators gegen deſſen Willen. 


§ 66 GmbHG. SS 29, 48 BGB. 
Kammergericht Berlin, 8. April 1907. — Bd. 8 S. 267. 


Im Handelsregiſter des Amtsgerichts zu Z. iſt im Oktober 1901 die 
H.er Holzinduſtrie A. als Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung ſowie als ihr 
Geſchäftsführer der Zivilingenieur K. eingetragen worden. Am 8. Februar 1903. 
iſt ſodann eingetragen, daß die Geſellſchaſt aufgelöſt und der Kaufmann F. 
zum Liquidator beſtellt iſt. Demnächſt hat F. dem Amtsgericht angemeldet, 
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daß er ſein Amt als Liquidator niederlege, und beantragt, ihn als Liquidator 
zu löſchen; letzteres iſt geſchehen. Das Amtsgericht hat hierauf den früheren 
Geſchäftsführer K. angehalten, ſich als Liquidator der Geſellſchaft anzumelden, 
und zu diefem Zwecke auch eine Ordnungsſtrafe gegen ihn ſeſtgeſetzt. K. be 
ſtritt, zu der Anmeldung verpflichtet zu ſein, und erzielte im Beſchwerdeweg 
einen Beſchluß des Landgerichts, durch welchen die an ihn erlaſſene Ordnungs⸗ 
ſtrafverfügung des Amtsgerichts aufgehoben wurde. Die Firma K. hat gegen 
die obenbezeichnete Geſellſchaft ein Urteil erſtritten, nach welchem ihr gegen 
dieſe eine Forderung von 653 M. nebſt Zinſen zuſteht. Um gegen die 
Geſellſchaſt mit der Zwangsvollſtreckung vorzugehen, hat fie beim Amtsgerichte 
zu Z. den Antrag geſtellt, entweder den Geſchäftsführer K. oder den Liqui⸗ 
dator F. als Liquidator der Geſellſchaft einzutragen. Das Amtsgericht hat 
daraufhin (unter Bezugnahme auf die SS 29, 48 BGB.) den Zivilingenieur 
K. als Liquidator der Geſellſchaft beſtellt. K. hat gegen den Beſchluß fofortige 
Beſchwerde eingelegt, weil er dieſen Bolten krankheitshalber und wegen ſeines 
Alters nicht mehr annehmen könne. Das Landgericht zu G. hat hierauf den 
angefochtenen Beſchluß aufgehoben, indem es ausführte: K. fei zwar an fid 
als Geſchäftsführer der geborene Liquidator der Geſellſchaft geweſen. Seine 
Verpflichtung zu Führung der Liquidation ſei aber durch den Beſchluß auf 
Beſtellung des F. zum Liquidator endgültig erloſchen und durch deſſen Beg: 
fall als Liquidator auch nicht wieder aufgelebt. Er könne alſo zur Ueber⸗ 
nahme des Amtes als Liquidator nicht gezwungen werden. Es dürfe ſonit 
dahingeſtellt bleiben, ob die 88 29, 48 BGB. hier überhaupt Anwendung 
zu finden hätten. Jedenfalls könnten die Gläubiger der Geſellſchaft zu ihren 
Ziele gelangen, wenn ſie den Konkurs der Geſellſchaft beantragten. Gegen 
dieſen Beſchluß hat die Firma K. weitere ſofortige Beſchwerde eingelegt. Sie 
hat ausgeführt, daß die gegenwärtigen Verhältniſſe unhaltbar ſeien, da die 
Durchführung einer Zwangsvollſtreckung gegen die Geſellſchaſt nach Nieder: 
legung des Amtes als Liquidator durch F. unmöglich ſei. Den Rat des 
Landgerichts, den Konkurs der Geſellſchaft zu beantragen, hat die Beſchwerde⸗ 
führerin für unpraktiſch erklärt. 

Das Kammergericht hat der weiteren Beſchwerde den Erfolg verſagt aus 
folgenden Gründen: | 

Es handelt fic) hier um eine weitere ſofortige Beſchwerde gemäß § 148 
Abſ. 1 und § 146 Abſ. 1, 2 FG., § 66 Abſ. 2, 3 GmbHG., in Ber 
bindung mit §§ 29, 48 BGB. Sie iſt von der beſchwerdeführenden Firma, 
als Gläubigerin der obenbezeichneten Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, zu 
läſſigerweiſe, friſt⸗ und ſormgerecht eingelegt; doch war ihr der Erfolg zu vers 
ſagen, weil ſie ſachlich nicht begründet iſt. Es iſt zunächſt an der vom 
Kammergerichte bereits früher anerkannten ſubſidiären Geltung der allgemeinen 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über Vereine für die juriſtichen 
Perſonen des Handelsrechts, namentlich auch für die Geſellſchaften mit be⸗ 
ſchränkter Haftung, feſtzuhalten; insbeſondere auch daran, daß die §§ 29, 
48 BGB. auf den Fall anzuwenden find, daß eine aufgelöfte Geſellſchaſt 
mit beſchränkter Haftung keinen Liquidator hat. Es entſpricht dem Sinne 
des Geſetzes und den praktiſchen Bedürfniſſen, daß die Geſellſchaften mit be⸗ 
ſchränkter Haftung nicht eine bequeme Handhabe beſitzen, um ſich den Angriffen 
ihrer Gläubiger zu entziehen, indem ſie ihre Liquidatoren abberufen oder dieſe 
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ihr Amt niederlegen, ohne daß ein Erſatz dafür geſchaffen wird (RYU. 3,25 u. 30). 
So aber liegt die Sache hier tatſächlich, indem die Geſellſchaft nach Löſchung des F. 
als Liquidator für die Anmeldung eines neuen Liquidators keine Sorge trägt. 
Demgegenüber iſt ein Antrag aus 88 29, 48 BGB. bei dem Regiſtergerichte 
für die Gläubiger der Geſellſchaft ein zuläſſiges und geeignetes Mittel, um 
ihnen ein Vorgehen gegen dieſe zu ermöglichen, und ſie brauchen ſich nicht auf 
die Stellung eines Antrags auf Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen 
der Geſellſchaft verweiſen zu laſſen, wenn ſie dieſen Weg für unpraktiſch halten. 
Es liegt hier auch unbedenklich ein dringlicher Fall im Sinne der gedachten 
Vorſchriften vor, da die Beſchwerdeführerin einen Anſpruch auf ſchleunige 
Befriedigung wegen ihrer rechtskräftig feſtgeſtellten Forderung hat und die 
Geſellſchaſt ſelbſt keinerlei Anſtalten hierzu trifft. 

Im gegebenen Falle hat nun aber die Beſchwerdeführerin nicht ſchlecht⸗ 
hin den Antrag auf Beſtellung eines Liquidators geſtellt, ſondern die Beſtellung 
entweder des K. oder des F. verlangt. Mit einem ſolchen, auf die Beſtellung 
beſtimmter Perſonen gerichteten, Antrage könnte ſie aber nur dann Erfolg 
haben, wenn dieſe Perfonen entweder zur Uebernahme des Amtes bereit wären 
oder das Regiſtergericht in der Lage wäre, ſie gegen ihren Willen dazu zu 
zwingen. Beides iſt jedoch nicht der Fall: F. hat dem Amtsgerichte die 
Niederlegung ſeines Amtes als Liquidator erklärt und ſich als ſolchen löſchen 
laſſen. K. widerſtrebt ſeiner Beſtellung zum Liquidator auf das heftigſte. 
Von ihrer Bereitwilligkeit kann alſo keine Rede ſein. Es iſt aber auch nicht 
Aufgabe des Regiſtergerichts, beſtimmte Perſonen gegen ihren Willen zur 
Uebernahme der Liquidation für eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
(oder auch für eine Aktiengeſellſchaft) zu veranlaſſen und fie zu ihrer Anmeldung 
als Liquidatoren anzuhalten. Der Regiſterrichter kann wohl Liquidatoren be⸗ 
ſtellen und abberufen (§ 66 Abſ. 2, 3 GmbHG., § 295 Abſ. 2, 3 HGB., 
§ 148 Abſ. 1, § 145 Abſ. 1 FG.). Er kann auch die Geſchäftsführer (den 
Vorſtand) der Geſellſchaft zwingen, die erſten Liquidatoren anzumelden, und 
ferner die Liquidatoren anhalten, jede Aenderung in den Perſonen der Liquidatoren 
ſowie eine Beendigung ihrer Vertretungsbefugnis zur Anmeldung zu bringen 
(§ 67 Abſ. 1 GmbHG., § 296 Abſ. 1, § 14 HGB., § 132 ff. FG.). Für 
die Ausübung eines Zwanges durch den Regiſterrichter zwecks Uebernahme 
der Liquidationsgeſchäfte durch eine beſtimmte Perſon, welche dieſe weigert, fehlt 
es jedoch an jeder geſetzlichen Unterlage. In den Fällen der zuletzt erwähnten 
Art richtet ſich der Zwang des Gerichts nicht gegen diejenigen Perſonen, welche 
als Liquidatoren eingetragen werden ſollen, ſondern gegen gewiſſe Anmeldungs⸗ 
pflichtige, deren Sache es iſt, ſich erforderlichenfalls Perſonen zu verſchaffen, 
welche das Amt als Liquidator übernehmen. Aber auch wenn das Gericht 
Liquidatoren beſtellt, iſt es grundſätzlich nicht ſeine Pflicht, die hierzu geeigneten 
und bereiten Perſönlichkeiten heranzuziehen. Es kann dies wohl tun, wenn 
ihm ſolche (wie es regelmäßig bei größeren Gerichten der Fall iſt) zur Ver⸗ 
fügung ſtehen; doch iſt es ſtets befugt, die Ernennung von Liquidatoren von 
dem Vorſchlage ſolcher durch den Antragſteller abhängig zu machen; auch hat 
es, wenn es ſelbſtändig Liquidatoren auswählt und beſtellt, die Befugnis, 
deren Beſtellung erſt nach Erfüllung gewiſſer Bedingungen von ſeiten der 
Antragſteller, insbeſondere erſt nach Leiſtung eines Vorſchuſſes für die Liqui⸗ 
datoren, vorzunehmen. Es ergibt ſich das daraus, daß jeder Liquidator mit 
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der Uebernahme ſeines Amtes eine Reihe ſchwerwiegender, mit Koſten verbundener, 
Verpflichtungen auf ſich nimmt, welche teils privatrechtlicher, teils öffentlich⸗ rechtlicher 
Natur find (88 68 ff. GmbHG., § 297 HGB.). Hat er dieſe einmal 
übernommen, ſo kann er ſich ihrer nicht nach ſeinem Belieben wieder entledigen; 
insbeſondere kann er ſich in bezug auf die ihm obliegenden öffentlich⸗ rechtlichen 
Verbindlichkeiten dem Regiſterrichter gegenüber nicht etwa damit entſchuldigen, 
daß es ihm an den Mitteln zu ihrer Erfüllung fehle; vielmehr iſt es dann 
ſeine Sache, wie er fic) dieſe beſchafft (RJA. 5, 128). Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden kann aber auch niemand vom Regiſterrichter gezwungen werden, ein 
ſolches Amt gegen ſeinen Willen zu übernehmen; es ſei denn, daß das Geſetz 
hierfür einen beſonderen Anhalt bietet. Das iſt aber zu verneinen. Zunöͤchſt 
iſt nirgends eine öffentlich⸗rechtliche Verpflichtung zur Uebernahme des Amtes 
als Liquidator normiert. Eine privatrechtliche Verbindlichkeit hierzu kann aller⸗ 
dings beitehen; fie kann entweder im Geſellſchaftsvertrag oder auch in einem 
ſonſtigen Vertrage, z. B. in einem Dienſtvertrage, feſtgeſetzt werden, welchen 
die Geſellſchaft oder einzelne Geſellſchafter mit dem zukünſtigen Liquidator ab⸗ 
ſchließen (zu vergl. Staub⸗Hachenburg, Anm. 50 zu $ 35 GmbHG.) . Es 
iſt indes nirgends im Geſetze dem Regiſtergerichte die Befugnis eingeräumt, 
eine ſolche privatrechtliche Verbindlichkeit zur Durchführung zu bringen; viel: 
mehr würde es nach allgemeinen Grundſätzen lediglich Sache der Privatbe⸗ 
teiligten (der Geſellſchaft oder der Geſellſchafter) ſein, ihr bezügliches Recht 
gegen den Verpflichteten im Prozeßwege zu verfolgen und nach Erwirkung 
eines obſieglichen Urteils dieſen geeignetenfalls im Wege der Zwangsvollſtreckung 
zur Uebernahme des Amtes als Liquidator anzuhalten (88 887, 888, 894 ZPO.). 
Der Regiſterrichter iſt aber außerſtande, zu dieſem Zwecke irgendwie mit Zwangs⸗ 
maßregeln einzugreifen. 

Danach lag in dem Verlangen der jetzigen Beſchwerdeführerin auf Be⸗ 
ſtellung entweder des F. oder des K. zum Liquidator eine unberechtigte Zuviel⸗ 
forderung. Das Landgericht hat deshalb mit Recht der Beſchwerde des letzteren 
ſtattgegeben und ſeine vom Amtsgerichte geſchehene Beſtellung zum Liquidator 
aufgehoben. Es iſt dem Landgericht übrigens auch darin beizupflichten, daß 
eine etwaige privatrechtliche Verbindlichkeit des K. zur Führung der Liquidation 
durch den Beſchluß auf Beſtellung des F. zum Liquidator erloſchen war und 
durch deſſen Wegfall als Liquidator auch nicht wieder aufgelebt iſt. Dem⸗ 
gemäß war auch die weitere Beſchwerde als unbegründet zurückzuweiſen. 

Immerhin iſt durch die obigen Ausführungen ein Weg gewieſen, auf welchem 
die Beſchwerdeführerin zur Verwirklichung ihrer Gläubigerrechte gegen die ge⸗ 
nannte Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung gelangen kann. Allerdings wird 
ſie nicht an der Beſtellung gerade des F. oder des K. (falls dieſe ſich nicht 
etwa nachträglich dazu bereit erklären) feſthalten dürfen; vielmehr wird ſie 
dem Regiſtergerichte die Auswahl des Liquidators überlaſſen müſſen; letzteres 
kann von ihr zu dieſem Zwecke den Vorſchlag von Perſonen, die hierzu geeignet 
und bereit ſind, oder die Zahlung eines entſprechenden Vorſchuſſes verlangen; 
ſie kann ihm aber auch alsbald ſolche Perſonen vorſchlagen. Dieſe mit den 
dazu erforderlichen Mitteln zu verſehen, iſt jedenfalls ihre Sache. Der gemäß 
SS 29, 48 BGB. beſtellte einſtweilige Liquidator kann dann je nach Lage 
der Sache dahin wirken, daß in der Vertretung der Geſellfchaft wieder ordnungs⸗ 
mäßige Zuſtände hergeſtellt werden. Er kann namentlich veranlaſſen, daß in 
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einer von ihm einzuberufenden Geſellſchafterverſammlung ein neuer Liquidator 
gewählt wird; er kann aber auch, falls ein mit F. geſchloſſener Anſtellungs⸗ 
vertrag hierfür eine ausreichende Grundlage gewährt, namens der von ihm 
vertretenen Geſellſchaft gegen dieſen auſ Uebernahme des Amtes als Liquidator 
klagen und ihn geeignetenfalles im Wege der Zwangsvollſtreckung dazu zwingen. 
Schließlich kann er aber auch die Beſeitigung des Mangels der geſetzlichen 
Vertretung den Geſellſchaftern überlaſſen und ſeinerſeits bis zur Hebung des 
Mangels die Rechte der Geſellſchaft ſowohl gegenüber F. als auch den einzelnen 
Geſellſchaftern ſelbſt in die Hand nehmen. Er kann beiſpielsweiſe F. auf 
Rechnungslegung über ſeine Geſchäftsführung als Liquidator verklagen und 
von ihm die Herausgabe des noch in ſeinem Händen befindlichen Vermögens 
wie der Bücher und Schriften der Geſellſchaft verlangen. Er kann auch 
die Geſellſchaſter anhalten, ihren Verpflichtungen gegenüber der Gefellfcaft 
nach Maßgabe des Geſellſchaftsvertrags und des Geſetzes (SS 19 ff. GmbH G.), 
insbeſondere wegen Einzahlung etwaiger Rückſtände auf die Stammeinlagen, 
nachzukommen, damit die Mittel für die Befriedigung der Beſchwerdeführerin 
bereitgeſtellt werden. Es werden ihr dabei auch die von ihr zum Zwecke 
der Liquidation aufgewendeten angemeſſenen Koſten zu erſtatten ſein. Mit 
der Befriedigung der Beſchwerdeführerin iſt die Aufgabe des einſtweiligen 
Liquidators erledigt und wird er dann ſeine Löſchung im Handelsregiſter be⸗ 
antragen können. 


Uebertragung eines Grundſtücksteils auf ein auderes Grund buchblatt unter 

Mitübertragung eingetragener Rechte. Vermerk der Mitbelaſtung auf dem 

bisherigen Blatte und dem Blatte des abgeſchriebenen Grundſtücksteils bei 
den eingetragenen Hypotheken ohne Vorlegung der Briefe. 


88 42, 49, 62, 63 GBO. 
Kammergericht Berlin, 21. März 1907. — Bd. 8 S. 272. 


Im Grundbuche von J. Bd. I Blatt 15 find unter Nr. 6 des Ver⸗ 


zeichniſſes der Grundſtücke die Parzellen a, b und c und in Abteilung III 
eine Anzahl Hypotheken eingetragen. Der Eigentümer hat beantragt, die 


Parzelle a abzuſchreiben und auf ein beſonderes Grundbuchblatt zu übertragen. 
Das Amtsgericht hat den Antrag mangels Vorlegung der Briefe über die in 


Abteilung III eingetragenen Briefhypotheken unter Friſtſetzung beanſtandet 
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und nach dem Ablaufe der Friſt abgelehnt. Die vom Eigentümer eingelegte 
Beſchwerde iſt vom Landgericht zurückgewieſen worden, weil bei der Abſchreibung 
nach § 49 GBO. die Mitbelaſtung erkennbar zu machen, alſo bei den Hypo⸗ 
theken eine Eintragung zu bewirken fei und dieſe nach § 42 OBO. nur er⸗ 
folgen dürfe, wenn die Briefe vorgelegt würden. Auf die weitere Beſchwerde 
hat das Kammergericht unter Aufhebung der Vorentſcheidungen die Sache zur 
anderweitigen Erörterung und Entſcheidung an das Amtsgericht zurückgewieſen 
aus folgenden Gründen: 

Nach dem Inhalte des Grundbuchs und § 8 Abſ. 1 Satz 2 Prlllg Vfg. 
v. 20. November 1899 zur Ausführung der Grundbuchordnung (PrJMBl. 


349ff.) iſt anzunehmen, daß die Parzellen a, b und c, weil fie im Bere 
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zeichniffe der Grundſtücke unter einer Nummer aufgeführt find, ein einheitliches 


| Grundftid find. Der Eigentümer will kraft des § 903 BGB., daß dieſes 
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Grundſtück in zwei Grundſtücke zerlegt wird, von denen eins die Parzellen d 
und c umfaßt, das andere die Parzelle a fein ſoll. Er will ferner, daß 
das letztere Grundſtück auf ein neues Grundbuchblatt übertragen wird, was 
geſchehen kann, ſofern nicht das Grundbuchamt von der ihm im § 4 GBO, 
eingeräumten, vom Willen des Eigentümers unabhängigen, Befugnis Gebrauch 
machen will, über die beiden neuen Grundſtücke ein gemeinſchaftliches Grund⸗ 
buchblatt zu führen. Die Zerlegung eines Grundſtücks in zwei Grundftüde ift 
kein geſetzlicher Grund für das Erlöſchen der auf dem erſteren ruhenden Rechte 
ſoweit nicht Ausnahmebeſtimmungen, wie z. B. $ 1026 BGB., eingreifen. 
Für Hypotheken beſteht keine ſolche Ausnahmebeſtimmung. Sie müſſen des⸗ 
halb, um nicht gemäß § 47 Abſ. 2 EBD. als gelöſcht zu gelten, mit dem 
abzuſchreibenden Grundſtücksteil auf das neue Blatt übertragen werden. Da⸗ 
bei iſt nach § 49 GBO. auf dem bisherigen Blatte die Mitbelaſtung des 
abgeſchriebenen Teiles und auf dem neuen Blatte die Mitbelaſtung der auf 
dem alten Blatte ſtehen gebliebenen Teile von Amts wegen erkennbar zu machen. 
Dies geſchieht auf dem alten Blatte gemäß § 12 Abſ. 2 Satz 2 Prallg Pfg. 
v. 20. November 1899 dadurch, daß bei den Hypotheken in der Spalte Ver⸗ 
änderungen vermerkt wird, die Hypotheken feien mit der (abzufchreibenden) 
Parzelle nach Bd. M ae des Grundbuchs zur Mithaft übertragen, 
auf dem neuen Blatte gemäß § 12 Abſ. 1 Prallg Vfg. mangels näherer 
Beſtimmungen dadurch, daß bei der Eintragung der Hypotheken in Spalte 4 
vermerkt wird, das Reſtgrundſtück auf dem alten Blatte hafte mit. Die Be⸗ 
wirkung beider Vermerke ijt dem Grundbuchamte durch § 49 GBO. zur 
Pflicht gemacht. Wenn es ſie nicht vornehmen kann, iſt es deshalb berechtigt, 
den Antrag auf Abſchreibung abzulehnen. Die Vorinſtanzen nehmen an, daß 
hier die Vermerke bei den eingetragenen Briefhypotheken nicht gemacht werden 
können, weil die Hypothekenbriefe nicht vorgelegt ſind. Sie ſtützen ſich dabei 
auf die Vorſchrift im § 42 Abſ. 1 Satz 2 GBO., nach welcher bei einer 
Hypothek, über die ein Brief erteilt iſt, eine Eintragung nur erfolgen ſoll, 
wenn der Brief vorgelegt wird. Es iſt zuzugeben, daß die fraglichen Ver⸗ 
merke bei den Hypotheken zu machen ſind. Die Entſcheidung hängt alſo lediglich 
von der Beantwortung der Frage ab, ob die bei der Uebertragung eines 
Grundſtücksteils auf ein anderes Blatt unter Mitübertragung der eingetragenen 
Rechte gemäß § 49 GBO. auf beiden Blältern zu bewirkenden Vermerke über 
die Mitbelaſtung Eintragungen im Sinne des § 42 Abſ. 1 Satz 1 GBO. find. 

Dieſe Frage iſt in der Literatur ſtreitig. Predari (Anm. 3 zu § 63 
GBO.) nimmt an, daß es einer Vorlegung des Hypothekenbriefes nicht be 
dürfe, wenn ohne Aenderung des Belaſtungsverhältniſſes ein Grundſtücksteil 
auf demſelben oder einem anderen Blatte ſelbſtändig gebucht oder eines der 
geſamthaftenden Grundſtücke auf ein anderes Blatt übertragen werde; denn 
es handele ſich dabei lediglich um eine, das Hypothekenrecht im weſentlichen 
unberührt laſſende, anderweitige grundbuchmäßige Darſtellung des belaſteten 
Grundſtücksbeſtandes. Dementſprechend ſagt er auch (Anm. 3 zu § 42) bei 
Aufzählung der Fälle, in denen die Vorlegung des Briefes nicht erforderlich 
ſei, daß die Abſchreibung eines Grundſtücksteils unter Mitübertragung der 
Hypothek von dieſen Fällen nicht ausgenommen ſei, da der Umfang des be⸗ 
laſteten Grundſtücks ſich nicht ändere. Ebenſo nehmen Fuchs⸗Arnheim (Anm. 4° 
zu $ 42 GBO.) an, daß es ſich trotz des Wortlauts des Geſetzes rechtfertigen 
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laſſe, bei dem Vermerke der Uebertragung der Hypothek zur Mithaft auj die 
vom Grundſtück abgeſchriebenen Teile von der Vorlegung des Briefes abzu⸗ 
ſehen, da es eine große und durch nichts begründete Erſchwerung des Verkehrs 
bedeuten würde, wenn zur Auflaſſung eines Teilgrundſtücks die Briefe über 
die auf dem Grundſtück eingetragenen Hypotheken beigebracht werden müßten, 
ohne daß die Rechte der Gläubiger berührt würden. Dagegen nimmt Güthe 
(Anm. 7 und 8 zu § 42 GBO.) an, daß auch bei der Mitübertragung 
einer Hypothek auf ein abgeſchriebenes Grundſtück oder einen abgeſchriebenen 
Grundſtücksteil nach dem Wortlaute des Geſetzes der § 42 GBO. anwendbar 
ſei, da eine Eintragung bei der Hypothek erfolge. 

Für die Anſicht, daß es der Vorlegung des Brieſes nicht bedarf, ſpricht 
ſchon der Wortlaut der 88 42, 49 GBO. Der § 22 ſtellt ein Erfordernis 
nur für Eintragungen auf. Der § 49 aber gebraucht nicht das Wort Ein⸗ 
tragung, ſondern er ſagt, daß die Mitbelaſtung erkennbar zu machen ſei. 
Dies kann allerdings, da das Grundbuch ſchriftlich geführt wird, nur durch 
Einſchreibung geſchehen. Nicht jede Einſchreibung iſt aber eine Eintragung 
im Sinne des Geſetzes. So iſt in feſtſtehender Praxis des Kammergerichts 
(zu vergl. KGJ. 23, 221; 28, 281; 29 171; RIA. 4, 48 und 66) an: 
genommen, daß unter den Eintragungen im Sinne des § 71 GBO. weder 
tatſächliche Angaben noch Vormerkungen oder Widerſprüche, ſondern nur die⸗ 
jenigen Einſchreibungen zu verſtehen ſeien, deren Inhalt unter dem öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs ſteht. Ebenſo hat ſich das Kammergericht in einem 
nicht veröffentlichten Gutachten über § 55 GBO. dahin ausgeſprochen, daß 
der eingetragene Eigentümer nach dieſer Beſtimmung ein Recht nur auf die 
Bekanntgabe derjenigen Einſchreibungen hat, durch welche die Rechtslage, wie 
ſie ſich nach dem Grundbuche darſtellt, eine Aenderung erfährt. Dabei iſt 
u. a. folgendes erwogen: Der den § 55 (und auch den hier in Betracht 
kommenden § 42) umfaſſende zweite Abſchnitt trägt die Aufſchrift „Ein⸗ 
tragungen in das Grundbuch“. Er enthält die Beſtimmungen über die Tätig⸗ 
keit des Grundbuchamts bei der Beurkundung der liegenſchaſtlichen Rechts⸗ 
verhältniſſe, welche zur praktiſchen Verwirklichung des Liegenſchaftsrechts des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs dienen ſoll (zu vergl. Predari, 106). Eintragungen 
im Sinne des ganzen zweiten Abſchnitts ſind daher nur ſolche Einſchreibungen, 
welche Rechtsverhältniſſe des Grundſtücks betreffen, darüber Auskunft zu geben 
beſtimmt ſind, insbeſondere auf Aenderung liegenſchaftlicher Rechte gerichtet ſind 
und unter dem Schutze des öffentlichen Glaubens ſtehen. Zu den Eintragungen 
im Sinne des zweiten Abſchnitts gehören daher nicht lediglich tatſächliche An⸗ 
gaben über die Lage und Eigenſchaften des Grundſtücks und ſonſtige Ein⸗ 
ſchreibungen, welche, wie die Angabe des Erwerbspreiſes, die Berichtigung 
eines Vornamens oder einer falſchen Bezeichnung des Berechtigten, die Rechts⸗ 
verhältniſſe des Grundſtücks unberührt laſſen. Hieraus iſt in dem Gutachten 
gefolgert, daß bei dem Uebergange der Führung des Grundbuchs auf ein 
anderes Gericht infolge geſetzlicher Aenderung des Amtsgerichtsbezirkes der 
§ 55 GBO. den Grundbuchrichter nicht verpflichte, dem Eigentümer oder den 
dinglich Berechtigten von den Umſchreibungen und Uebertragungsvermerken 
Nachricht zu geben. Die Pflicht iſt dann durch den Erlaß des Preußiſchen 
Juſtizminiſters vom 10. Januar 1907 (JMBl. 1907, 6) beſonders ein: 
geführt. Wenn danach unter Eintragungen im Sinne des § 42 GBO. nur 
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ſolche Einſchreibungen zu verſtehen ſind, welche die dingliche Rechtslage ändern, 
jo fällt die gemäß § 49 GBO. erfolgende Erkennbarmachung der Mitbelaſtung 
eines abgeſchriebenen Grundſtücksteils nicht unter ſie. Allerdings wird durch 
die mit der Abſchreibung verbundene Teilung des Grundſtücks die bisher ein⸗ 
heitliche Hypothek in eine Geſamthypothek im Sinne des § 432 BGB. um⸗ 
gewandelt. Hierin liegt eine dingliche Aenderung, durch welche die Rechte 
des Gläubigers zwar nicht eingeſchränkt, aber nach $ 1132 Abſ. 2 BGB. 
erweitert werden. Es würde deshalb, wenn die Teilung des Grundſtücks bei 
der Hppothek zu vermerken wäre, § 42 GBO. anwendbar ſein. Dies iſt 
aber nicht der Fall. Es gibt keine Vorſchrift dieſes Inhalts und es wird bei 
der Teilung eines Grundſtücks, ſofern die neuen Teilgrundſtücke gemäß § 4 
GBO. auf dem alten Blatte ſtehen bleiben oder alle auf dasſelbe neue Blatt 
übertragen werden, bei der Hypothek nichts vermerkt, ſo daß dann auch Güthe 
die Vorlegung des Briefes nicht für erforderlich hält. Der bei Abſchreibung 
eines Grundſtücksteils gemäß § 49 GBO. zu bewirkende Vermerk der Mit⸗ 
belaſtung hat demgemäß nicht den Zweck, die Teilung des Grundſtücks und 
die Umwandlung der Hypothek in eine Geſamthypothek erkennbar zu machen, 
ſondern er ſoll nur kundgeben, welche anderen Grundſtücke mitbelaſtet ſind 
und wo ſie im Grundbuch eingetragen ſind. Dies aber iſt lediglich eine tat⸗ 
ſächliche Angabe, welche die dinglichen Rechtsverhältniſſe ſelbſt unberührt läßt, 
zu deren Bewirkung es deshalb der Vorlegung des Hypothekenbriefes nach 
§ 42 GBO. nicht bedarf, die auch nicht gemäß § 62 GBO. auf dem 
Hypothekenbriefe vermerkt zu werden braucht, ſofern es nicht gemäß § 57 
Abi. 3 GBO. beantragt wird. 

Dieſes Ergebnis ſtimmt auch mit den aus dem Zwecke und der Ent 
ſtehungsgeſchichte des § 42 GBO. zu ziehenden Folgerungen überein. Der 
§ 129 der PrGBO. vom 5. Mai 1872 beſtimmte, daß die bei einer 
Hypothek eingetragenen Veränderungen auf dem Hypothekenbriefe zu vermerken 
ſeien und daß, wenn bei einer Poſt, über welche bisher ein Hypothekenbrief 
nicht ausgefertigt ſei, eine Veränderung eingetragen werde, die nachträgliche 
Bildung des Hypothekenbriefes erfolgen müſſe. Die SS 66, 67 desſelben 
Geſetzes beſtimmen ferner, daß bei der Abſchreibung eines Trennſtücks ohne 
Ausſcheiden aus der Mithaft die Schulden mitzuübertragen und dies bei den 
betreffenden Poſten in der Spalte Veränderungen auf dem bisherigen Grund⸗ 
buchblatte zu vermerken ſei. Kurz nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes iſt in einer 
Verfügung des Appellationsgerichts Poſen vom 7. Dezember 1872 angenommen, 
daß dieſe Veränderung die nachträgliche Bildung eines Hypothekenbriefes erforder⸗ 
lich mache. Die Praxis hat ſich aber dem nicht angeſchloſſen, ſondern die Bildung 
eines Briefes und dementſprechend auch die Vorlegung des gebildeten Briefes in 
ſolchen Fällen nicht für erforderlich gehalten. In der Anm. 1 II zu § 1107 
Entw. I BGB. war mitgeteilt, die Grundbuchordnung werde die allgemeine 
Vorſchrift enthalten, daß eine Eintragung in das Grundbuch, welche ſich gegen 
das Recht des eingetragenen Gläubigers richte, nur zuläſſig ſei, wenn der 
Hypothekenbrief dem Grundbuchamte vorgelegt werde, ſowie daß die erfolgte 
Eintragung auf dem Hypothekenbriefe zu vermerken ſei. In den Motiven zu 
§ 1062 (3, 615) war in gleicher Richtung bemerkt, daß eine Vorſchrift, nach 
welcher zum Nachteile des Gläubigers bei der Hypothek eine Veränderung in 
das Grundbuch nicht eingetragen werden dürfe, ohne daß der Hypothekenbrief 
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vorläge, zur Vermeidung eines Widerſpruchs zwiſchen Buch und Brief un⸗ 
erläßlich ſei. Dementſprechend enthielt der erſte Entwurf der Grundbuch⸗ 
ordnung im § 31 die Beſtimmung „Eine Eintragung, durch welche das 
Recht des Gläubigers einer Briefhypothek oder einer Grundſchuld beeinträchtigt 
wird, ſoll nur angeordnet werden, wenn der Brief... .. vor⸗ 
gelegt wird. .... In den Motiven dazu war bemerkt, daß der Brief in 
allen Fällen vorzulegen ſei, in welchen das Grundbuchamt die Legitimation 
der ihm gegenüber als berechtigt bezeichneten Perſon feſtzuſtellen habe, und 
daß es zu ſolcher Legitimationsprüfung in allen Fällen komme, in welchen 
eine das Recht des Gläubigers beeinträchtigende Eintragung vorgenommen 
werden ſolle. Der dem Reichstage vorgelegte Entw. GBO. enthielt dann in 
dem dem § 31 Abſ. 1 entſprechenden § 40 wörtlich dasſelbe wie § 42 des 
Geſetzes. Hinter dem Worte Eintragung fehlt jetzt der einſchränkende Relativ⸗ 
ſatz „durch welche das Recht des Gläubigers beeinträchtigt wird“. Aus den 
veröffentlichten Vorarbeiten iſt ein Grund dieſer Aenderung nicht erſichtlich, 
während die ſonſtigen Aenderungen des § 31 in den Protokollen (3, 659 bis 
663) erörtert ſind. Es kann nicht angenommen werden, daß eine praktiſch 
ſo erhebliche Aenderung, wie die Ausdehnung des Erforderniſſes der Vor⸗ 
legung des Briefes auf alle Einſchreibungen, von der Kommiſſion gewollt iſt, 
ohne daß Erörterungen darüber ſtattgefunden haben, zumal dieſe Aenderung 
zugleich mit der Praxis im Gebiete der preußiſchen Grundbuchordnung in 
Widerſpruch ſtand. Vielmehr wird die Kommiſſion auf Grund der oben dar⸗ 
gelegten Auffaſſung über die allgemein eingeſchränkte Bedeutung des Worts 
„Eintragungen“ im Sinne des zweiten Abſchnitts der Grundbuchordnung an⸗ 
genommen haben, daß die Streichung des Relativſatzes nur redaktioneller Natur 
ſei, da er ſich von ſelbſt verſtehe. Dieſe Anſicht wird auch dadurch unterſtützt, 
daß es in der Denkſchrift zu § 40 des dem Reichstage vorgelegten Entwurfs 
der GBO. heißt, es ſei im Intereſſe der Sicherheit des Verkehrs geboten, die 
Vornahme einer jene Rechte (Briefhypotheken uſw.) betreffenden Eintragung 
von der Vorlegung des Briefes abhängig zu machen. Hier iſt alſo der Aus: 
druck aus § 19 GBO. gebraucht und damit erkennbar gemacht, daß nach 
Anſicht der Verfaſſer der Denkſchrift § 40 der Reichstagsvorlage und § 42 
des Geſetzes nicht auf alle Einſchreibungen bei der Hypothek anwendbar iſt. 
Ob dies etwa dahin führt, ihn auch auf ſolche Eintragungen nicht anzuwenden, 
welche das Recht des Hypothekengläubigers verbeſſern, kann hier dahingeſtellt 
bleiben. Auf Einſchreibungen, welche wie die in § 49 GB. bezeichneten 
die dingliche Rechtslage nicht ändern, ſollte er ſich danach keinesfalls beziehen. 

Ein ferneres Argument für die hier vertretene Anſicht ijt aus § 63 GBO. 
zu entnehmen. Danach iſt, wenn nach der Erteilung des Hypothekenbriefes 
mit der Hypothek noch ein anderes im Bezirke desſelben Grundbuchamts be⸗ 
legenes Grundſtück belaſtet wird, unter anderem die Mitbelaſtung auf dem 
bisherigen Briefe zu vermerken, ſofern nicht die Erteilung eines neuen Briefes 
über die Geſamthypothek beantragt wird. Dieſer Beſtimmung hätte es nicht 
bedurft, wenn die im § 49 GBO. auch für dieſen Fall vorgeſchriebene Er: 
kennbarmachung der Mitbelaſtung eine Eintragung im Sinne des § 42 und 
des § 62 Abſ. 1 GBO. wäre. Denn dann würde fie ſchon nach § 62 
Abi. 1 Satz 1 GBO. auf dem bisherigen Briefe zu vermerken geweſen fein. 
Es muß alſo daraus, daß das Geſetz jene Beſtimmung des § 63 GBO. für 
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erforderlich gehalten hat, gefolgert werden, daß es den Vermerk aus § 49 GBO. 
nicht für eine Eintragung im Sinne des § 62 und dementſprechend des 
§ 42 GBO. hält. 

Schließlich darf nicht unberückſichtigt bleiben, daß die Gütheſche Anſicht 
zu unannehmbaren Konſequenzen führt. Der Grundeigentümer kann danach 
zwar ſein mit einer Briefhypothek belaſtetes Grundſtück eigenmächtig teilen, 
wenn die Teile auf demſelben Blatte ſtehen bleiben oder alle auf ein und 
dasſelbe neue Blatt übertragen werden. Die Abſchreibung eines Teiles auf 
ein beſonderes Blatt könnte er aber nur erreichen, wenn er den Brief vor⸗ 
legte. Ein Mittel, um den Gläubiger zur Vorlegung zu zwingen, hätte er, 
abgeſehen von beſonderen obligatoriſchen Vereinbarungen, nicht. Insbeſondere 
würde § 896 BGB. nicht eingreifen, da es ſich nicht um eine Berichtigung 
des Grundbuchs handelt. Der Gläubiger würde alſo zwar nicht die Teilung, 
aber die Abſchreibung verhindern können, wofür es im materiellen Rechte an 
jeder Grundlage fehlt. Er würde ſogar die Veräußerung eines Grundſtücks⸗ 
teils, welche ohne Abſchreibung nicht möglich iſt, zu verhindern imſtande ſein. 
was mit den SS 903, 1136 BGB. unvereinbar iſt und augenſcheinlich 
nicht der Zweck der formalen Vorſchrift im § 42 GBO. fein kann. Auch die 
Belaſtung eines Grundſtücksteils mit einem Rechte wäre von ihm abhängig, 
da fie nach § 6 GBO. regelmäßig nur bei gleichzeitiger Abſchreibung des 
Teiles möglich iſt. Selbſt der Grundbuchrichter würde in der Ausübung der 
ihm nach § 4 GBO. zuſtehenden Befugnis, mehrere mit einer Geſamthypothek 
belaſtete, auf einem gemeinſchaftlichen Blatt ſtehende, Grundſtücke auf verſchiedene 
Blätter zu ſchreiben, ſobald Verwirrung zu beſorgen iſt, von der Vorlegung 
des Briefes durch den Hypothekengläubiger abhängig ſein, ohne daß ihm im 
Geſetz ausdrücklich das Recht zugeſprochen wäre, den Gläubiger zur Vorlegung 
des Briefes anzuhalten. Nur eine analoge Anwendung des § 62 Abſ. 2 GBd., 
welche immerhin nicht unbedenklich iſt (RIA. 6, 164), könnte Abhilfe ſchaffen. 

Hiernach iſt anzunehmen, daß die Vermerke der Mitbelaſtung auf Grund 
des §8 49 GBO. keine Eintragungen im Sinne der §§ 42, 62 SBO. find. 
Die Vorentſcheidungen ſind deshalb aufzuheben und die Sache iſt an das 
Amtsgericht zurückzuverweiſen, um unter Abſtandnahme von ſeinem bisherigen 
Bedenken anderweit zu entſcheiden. 


Umſchreibung einer Sicherungshypothek, die ſich kraft Geſetzes in eine 
Eigentümergrundſchuld verwandelt hat, ohne Erteilung eines Grundſchuld⸗ 
briefs. 

§ 1116, § 1185 Abſ. 1, SS 1186, 1198 BGB. 


Oberlandesgericht Dresden, 27. März 1907. — Bd. 8 S. 282. 


Auf dem Blatte 179 des Grundbuchs für N. wurde am 5. Januar 
1903 für den Privatmann G. eine Sicherungshypothek zum Höchſtbetrage von 
8000 M. eingetragen. Am 3. Auguſt 1906 iſt die Hypothek auf Grund 
eines gegen G. ergangenen rechtskräftigen Urteils als Eigentümergrundſchuld 
auf den Grundſtückseigentümer W. umgeſchrieben worden; W. hat von der 
Grundſchuld alsbald einen Betrag von 6000 M. unter Umwandlung in eine 
gewöhnliche Hypothek an ſeine Frau abgetreten und dabei die Ausſchließung 
des Hypothekenbriefs beſtimmt. Am 27. September 1906 wurde für die 
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Rentnerin verwitwete S. gegen W. der Anſpruch auf Abtretung des ihm ver⸗ 
bliebenen Teiles der Eigentümergrundſchuld und gegen die verehelichte W. der 
Anſpruch auf Einräumung des Vorranges vorgemerkt; am 20. März 1907 
ſind die entſprechenden endgültigen Eintragungen erfolgt. Das Grundbuchamt 
hat über die Reſtgrundſchuld W. einen Brief ausgefertigt, der infolge einer 
von der verwitweten S. ausgebrachten Arreſtpfändung nicht zur Aushändigung 
an W. gelangt, ſondern hinterlegt worden iſt; ein Vermerk über die Er⸗ 
teilung des Briefes befindet ſich im Grundbuche nicht. Am 13. November 
1906 beantragte der Rechtsanwalt O. unter Vorlegung eines für ihn gegen 
W. ergangenen Pfändungsbeſchluſſes, die Pfändung der Reſtgrundſchuld W.s 
wegen ſeiner Forderung von 637 M. einzutragen, das Amtsgericht forderte 
die Beibringung des Grundſchuldbriefs und beſtimmte dem Antragſteller zu 
dieſem Zwecke eine Friſt. O. beantragte demgegenüber die Einziehung des 
erteilten Briefes, indem er geltend machte, daß die auf W. übergegangene 
Hppothek, da ſie Buchhypothek geweſen ſei, ſich in eine Buchgrundſchuld um⸗ 
gewandelt habe und auch beim Fehlen eines Vermerkes über die Erteilung 
des Briefes durch das Grundbuch als ſolche ausgewieſen werde. Das Amts⸗ 
gericht lehnte die Einziehung des Briefes unter Bezugnahme darauf ab, daß 
es hierzu nicht befugt ſei. Die dagegen gerichtete Beſchwerde des O. iſt vom 
Landgericht als unbegründet zurückgewieſen worden. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Oberlandesgericht Dresden das 
Grundbuchamt angewieſen, dem Antrag auf Einziehung des Briefes zu ent⸗ 
ſprechen aus folgenden Gründen: 

Zunächſt erhebt ſich die Frage, ob O. wegen der Ablehnung ſeines An⸗ 
trags auf Einziehung des Grundſchuldbriefs zur Beſchwerde berechtigt war. 
Die Frage iſt zu bejahen, weil der Antrag auf Einziehung des Briefes in 
unmittelbarem Zuſammenhange mit dem Antrag auf Eintragung der Pfändung 
ſteht, wie denn zugunſten dieſes letzteren Antrags vom Amtsgericht inzwiſchen 
am 20. März 1907 gemäß dem § 18 Abf. 2 GBO. eine Vormerkung 
eingetragen worden iſt. Die weitere Beſchwerde ſtellt ſich auch als be⸗ 
gründet dar. 

Das Landgericht ſtützt ſeine Entſcheidung auf die Ausführungen bei 
Planck in Anm. 2 zu § 1116, Anm. 3 zu $ 1186 und Anm. 3 Abſ. 3 
zu § 1198 BGB., wonach bei der rechtsgeſchäftlichen Umwandlung einer 
Sicherungs gpothel in eine gewöhnliche Hypothek oder in eine Grundſchuld 
mangels einer abweichenden Beſtimmung der Beteiligten ein Brief zu erteilen 
ſein ſoll, weil bei der Beſtellung einer gewöhnlichen Hypothek oder einer Grund⸗ 
ſchuld, anders wie bei der Beſtellung einer Sicherungshypothek, ein Brief zu 
erteilen iſt, wenn die Erteilung nicht von den Beteiligten ausgeſchloſſen wird. 
Dieſe Anſicht wird allerdings auch von Bierbaum in Anm. 1 zu § 1186 
ſowie von Turnau⸗Förſter in Anm. 4 und 7 zu § 1186 BGB. und in 
Anm. 3 zu § 65 EBD. vertreten; fie kann indes nicht als zutreffend erachtet 
werden. 

Was von der Beſtellung eines Grundpfandes gilt, das kann nicht ſo 
ohne weiteres auf die Umwandlung eines ſolchen Rechtes übertragen werden. 
Denn die Umwandlung hat ein bereits eingetragenes Grundpfand zum Gegen⸗ 
ſtand und reicht nicht weiter, als von den Beteiligten vereinbart wird, Wird 
alſo eine Buchgrundſchuld in eine Hypothek umgewandelt, ſo wird ſie zur Buch⸗ 
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hypothek; entſprechendes gilt, wie auch allgemein anerkannt iſt, bei der Um⸗ 
wandlung einer gewöhnlichen Hypothek, für die der Brief ausgeſchloſſen iſt, 
in eine Grundſchuld. Die Sicherungshypothek iſt kraft Geſetzes Buchhypothek; 
wird ſie in eine gewöhnliche Hypothek oder in eine Grundſchuld umgewandelt, 
ſo iſt nicht abzuſehen, weshalb für ſie auch ohne eine beſondere, hierauf gerichtete 
Vereinbarung der Beteiligten ein Brief erteilt werden ſoll, obwohl doch die 
gewöhnliche Hypothek und die Grundſchuld ebenſogut ohne Brief wie mit dem 
Brief beſtehen können. Höchſtens ließe ſich hierfür anführen, daß das Ab⸗ 
ſehen der Beteiligten, wenn ſie eine Sicherungsypothek in eine Verkehrshypothel 
oder in eine Grundſchuld umwandeln, annehmbar zugleich auf die Erteilung 
eines Briefes gerichtet ſei; abgeſehen jedoch davon, ob ſich dies wirklich als 
die Regel annehmen läßt, bilden auch bloße Vermutungen keine geeignete 
Eintragungsgrundlage. Und jedenfalls läßt ſich mit einer ſolchen Vermutung 
nicht rechnen, wenn es ſich, wie im vorliegenden Falle, gar nicht um eine 
rechtsgeſchäftliche Umwandlung handelt, ſondern die Umwandlung ohne jede 
Mitwirkung der Beteiligten kraft Geſetzes ſtattfindet; hier entfällt aller und 
jeder Grund für die Annahme, daß eine Sicherungshypothek zur Briefgrund⸗ 
ſchuld werde, vielmehr kann ſie, da ſie Buchhypothek iſt, nur zur Buchgrund⸗ 
ſchuld werden. Dieſen Standpunkt nimmt auch das Kammergericht (K GJ. 28 A, 
135) ein. 

Iſt ſonach der vom Grundbuchamt über die W. ſche Reſtgrundſchuld aus: 
geſtellte Brief zu Unrecht erteilt, ſo unterliegt er auch der Einziehung und 
wird zu Eintragungen bei der Hypothek nicht mehr gebraucht; damit erledigt 
ſich die vom Beſchwerdeführer erforderte Beibringung des Briefes 


Beſchwerde gegen einen vom Landgericht in erſter Inſtanz erlaſſenen Be: 
ſchluß, durch welchen in einer Angelegenheit der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
die Bewilligung des Armenrechts verweigert wird. 


§ 19 Abſ. 2, § 64, § 143 Abſ. 2 FG. 
Kammergericht Berlin, 16. Mai 1907. — Bd. 9 S. 1. 


W. hat aus ſeiner Ehe mit Johanna, geb. D., drei minderjährige Kinder. 
Die Ehe iſt rechtskräftig geſchieden, beide Teile ſind für ſchuldig erklärt worden. 
Das Vormundſchaftsgericht hat der Mutter das Recht der Sorge für die Perſon 
der Kinder zugeſprochen und den Verkehr des Vaters mit den Kindern durch 
Beſchluß geregelt. W. hat hierauf bei dem Landgericht unter gleichzeitiger 
Einlegung der Beſchwerde den Antrag geſtellt, daß ihm das Armenrecht be⸗ 
willigt und ein Armenanwalt zugeordnet werde. Das Landgericht hat die 
Bewilligung des Armenrechts für die Bſchewerdeinſtanz verweigert, weil die 
beabſichtigte Rechtsverfolgung ausſichtslos erſchien. Gegen dieſen Beſchluß hat 
W. Beſchwerde erhoben und den Antrag auf Zuordnung eines Armenanwalts 
erneuert. ö 

Das Kammergericht hat die Beſchwerde als der Sache nach unbegründet 
zurückgewieſen. Hinſichtlich der Frage, ob zu ihrer Entſcheidung das Kammer⸗ 
gericht oder das dem Beſchwerdegericht örtlich übergeordnete Oberlandesgericht C. 
zuſtändig ſei, wird in den Gründen ausgeführt: 

Es iſt davon auszugehen, daß für die Beſchwerde und die weitere Be⸗ 
ſchwerde wegen Verſagung des Armenrechts in Angelegenheiten der frei⸗ 
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willigen Gerichtsbarkeit (ROY. 21, 184) nicht die Vorfchriften der Zivil⸗ 
prozeßordnung, ſondern diejenigen des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit maßgebend ſind. Den Antrag auf Bewilligung 
des Armenrechts und Beiordnung eines Anwalts hat der Beſchwerdeführer 
nun erſt gleichzeitig mit der Einlegung der Beſchwerde geſtellt, dementſprechend 
hat das Landgericht nur hinſichtlich der Koſten der Beſchwerdeinſtanz und der An⸗ 
waltsbeiordnung für dieſe Inſtanz das Armenrecht verſagt. Danach hat das Land⸗ 
gericht hierbei über einen erſt bei ihm geſtellten Antrag, alſo ſelbſt erſtinſtanzlich 
entſchieden. Gegen dieſen erſtinſtanzlichen, das Armenrecht und die Beiordnung 
eines Rechtsanwalts verweigernden, Beſchluß findet, wie die im § 14 FG. 
vorgefchriebene entſprechende Anwendung des § 127 ZPO. ſowie des § 35 RAD. 
ergibt, die Beſchwerde ſtatt. 

Auf dieſe Beſchwerde kann der § 19 Abſ. 2 FG., welcher die Ent⸗ 
ſcheidung über eine Beſchwerde regelmäßig (Ausnahmen vgl. § 64, § 143 
Abſ. 2) dem Landgerichte zuweiſt, nicht Anwendung finden, da hier das Land⸗ 
gericht in erſter Inſtanz entſchieden hat, während im § 19 Abſ. 2 eine Bee 
ſchwerdeinſtanz nur geſchaffen iſt für den regelmäßigen Fall, daß ein Amts⸗ 
gericht in erſter Inſtanz entſchieden hat. Daß der § 19 Abſ. 2 auf einen 
Fall der vorliegenden Art nicht Rückſicht nimmt, erklärt ſich daraus, daß der 
§ 14 J. erſt von der Reichstagskommiſſion in das Geſetz eingefügt iſt. 
Anderſeits iſt auf Fälle von der Art des vorliegenden auch nicht der Art. 6 
Abi. 2 PRrFG. anwendbar, welcher die Entſcheidung über die Beſchwerde gegen 
eine Entſcheidung, die das Landgericht in erſter Inſtanz erlaſſen hat, dem 
Oberlandesgerichte zuweiſt; denn der Art. 6 daſelbſt bezieht ſich, wie aus 
Art. 1 folgt, nur auf ſolche Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche 
durch Landesgeſetz den ordentlichen Gerichten übertragen ſind; vorliegend betrifft 
die Beſchwerde aber eine Entſcheidung, die auf Grund der $$ 1635, 1636 BGB., 
alſo kraft Reichsrechts, von einem ordentlichen Gericht erlaſſen iſt. 

Fehlen ſomit unmittelbare geſetzliche Vorſchriften hinſichtlich der Zuſtändig⸗ 
keit für die Entſcheidung über eine Beſchwerde der vorliegenden Art, ijt aber 
an der Zuläſſigkeit der Beſchwerde, wie oben gezeigt, nicht zu zweifeln, ſo müſſen 
auf ſie die Vorſchriften des Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit über Beſchwerden gegen ſonſtige Beſchlüſſe, die vom Landgericht 
in erſter Inſtanz erlaſſen werden, entſprechende Anwendung finden. Solche 
Vorſchriften finden ſich in den ſchon oben erwähnten § 64, § 143 Abſ. 2 FG. 
Nach ihnen iſt gegen die vom Landgericht in erſter Inſtanz erlaſſenen Beſchlüſſe 
die Beſchwerde an das Oberlandesgericht gegeben. 


Berechtigung des Ehemannes, Beſchwerde gegen die Verfügung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts in einer Angelegenheit einzulegen, welche die Sorge 
für die Perſon des unehelichen Kindes feiner Frau betrifft. 
§ 57 Abſ. 1 Nr. 9 FG. 


Kammergericht Berlin, 29. Auguſt 1907 — Bo. 9 S. 4. 


Durch Beſchluß des Amtsgerichts in D. vom 24. Juni 1903 wurde 
der jetzigen Ehefrau St., damals verehelichten K., Joſefine, geb. St., die 
Sorge für die Perſon ihrer beiden unehelichen Kinder auf Grund der SS 1666, 
1838 BGB. entzogen. Ihre Beſchwerde iſt zurückgewieſen worden. Nach 
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ihrer Verheiratung mit ihrem jetzigen Ehemanne S. beantragte die Mutter 
der Kinder im April 1907, den Beſchluß vom 24. Juni 1903 aufzuheben. 
Dieſer Antrag wurde jedoch durch Beſchluß des Vormundſchaftsgerichts ab⸗ 
gelehnt. Hiergegen erhob der Ehemann S. Beſchwerde, in welcher er zum 
Ausdrucke brachte, daß er und ſeine Frau die Aufhebung des Beſchluſſes vom 
24. Juni 1903 zu dem Zwecke begehrten, den vorehelichen Kindern ſeiner 
Frau eine angemeſſene Erziehung in der neu gegründeten Familie zuteil 
werden zu laſſen. Die Beſchwerde wurde vom Landgerichte mit der Be⸗ 
gründung als unzuläſſig verworfen, daß dem Ehemanne S. die Beſchwerde⸗ 
berechtigung nach § 57 Nr. 9 FG. nicht zuſtehe. Auf die weitere Beſchwerde 
hat das Kammergericht den Befchluß des Landesgerichts aufgehoben und die 
Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung nach Maßgabe der 
folgenden Gründe an das Landgericht zurückverwieſen: 

Da eine Entſcheidung über eine die Sorge für die Perſon der Kinder 
betreffende Angelegenheit in Frage ſteht, ſo kommt das Beſchwerderecht nach 
dem § 57 Nr. 9 FG. jedem zu, der ein berechtigtes Intereſſe hat, dieſe 
Angelegenheit wahrzunehmen. Vorausſetzung iſt, wie in dem Kommiſſions⸗ 
berichte hervorgehoben und auch in der Rechtſprechung des Reichsgerichts an⸗ 
erkannt iſt, dabei, daß der Beſchwerdeführer einerſeits im Intereſſe des Kindes 
eine angeblich dieſes Intereſſe verletzende Verfügung angreifen will, anderſeits 
daß er zugleich ein eigenes berechtigtes Intereſſe beſitzt, die Angelegenheit 
ſeinerſeits zu betreiben (RG. 64, 290). 

Daß nun der Ehemann S. im Intereſſe der beiden vorehelichen Kinder 
ſeiner Ehefrau die Aufhebung der in Rede ſtehenden Anordnung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts herbeizuführen beabſichtigt, geht aus dem Inhalte der Beſchwerde⸗ 
ſchrift unzweideutig hervor, inſofern als er darauf hinweiſt, daß es ihm darauf 
ankomme, in Gemeinſchaft mit ſeiner Frau, der leiblichen Mutter der Kinder, 
dieſen eine angemeſſene Erziehung in der Familie zuteil werden zu laſſen. 
Fraglich könnte nur ſein, ob der Ehemann S. als Stiefvater der unehelichen 
Kinder ſeiner Frau ein eigenes berechtigtes Intereſſe an der Wahrnehmung 
der beregten Angelegenheit beſitzt; aber auch dieſe Frage iſt zu bejahen. Das 
Kammergericht hat bereits in einem Beſchluſſe (RIA. 2, 113) die nächſten 
Verwandten des Kindes, insbeſondere den Großvater, unbedenklich zu den 
Beſchwerdeberechtigten im Falle des § 57 Nr. 9 FG. gerechnet. Der Che: 
mann der Mutter des Kindes ſteht aber hinſichtlich ſeiner Anteilnahme an 
der Erziehung und an dem Gedeihen der Kinder den nächſten Blutsverwandten 
im weſentlichen gleich; die Sorge für die Perſon der Kinder geht ihn nahe 
an, und zwar auch dann, wenn fie nod nicht in feinen Hausſtand aufs 
genommen ſind. Dieſe auf dem Schwägerſchaftsverhältniſſe beruhende nahe 
Beziehung des Stiefvaters zu den Kindern des anderen Ehegatten hat auch 
in mehreren geſetzlichen Beſtimmungen Anerkennung gefunden. Namentlich 
kommt hierbei die Vorſchrift des § 1673 Abſ. 2 BGB. in Betracht, wonach 
der Stiefvater als Verſchwägerter des Kindes auch in dem Falle einer gemäß 
S 1666 BGB. hinſichtlich der Sorge für die Perſon des Kindes zu treffenden 
Entſcheidung vor dem Erlaſſe derſelben gehört werden ſoll. Hiernach iſt an⸗ 
zunehmen, daß der Stiefvater zu denjenigen Perſonen gehört, welche im Sinne 
des § 57 Nr. 9 FG. ein eigenes berechtigtes Intereſſe an der Wahrnehmung 
der dort bezeichneten Angelegenheiten zu befitzen. 
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Daß es fid im vorliegenden Falle um unehelich geborene Kinder handelt, 
begründet für die rechtliche Beurteilung keinen Unterſchied; denn auch in dem 
Verhältniſſe zu dem Ehemanne der Mutter ſteht das uneheliche Kind derſelben 
einem aus einer früheren Ehe der Mutter ſtammenden Kinde gleich. 


Befugnis des Nachlaßgerichts, anch im Falle der geſetzlichen Erbfolge zu 

verlangen, daß in dem Antrage der Erben auf Erteilung eines gemein⸗ 

ſchaftlichen Erbſcheins die Erbteile in Bruchteilen des Nachlaſſes angegeben 
werden. 


88 2353, 2354, 2357 BGB. 
Kammergericht Berlin, 30. Mai 1907, — Bo. 9 S. 6. 


Der § 2357 Abi, 2 BGB. ſchreibt vor, daß in dem Antrag auf Gr: 
teilung eines gemeinſchaftlichen Erbſcheins die Erben und ihre Erbteile an⸗ 
zugeben ſind. Unter den Erbteilen ſind nicht die bei der Auseinanderſetzung 
auf die einzelnen Erben entfallenden Summen, ſondern die Bruchteile, zu 
denen die einzelnen Erben am Nachlaß als ganzes berechtigt ſind, zu verſtehen 
(KGJ. 20 A, 265). Demnach müſſen in dem Antrag auf Erteilung eines 
gemeinſchaftlichen Erbſcheins die Erbteile der einzelnen Erben in Bruchteilen 
des Nachlaſſes angegeben werden. Dieſe Vorſchrift war erforderlich, weil 
einerſeits nach § 2353 BGB. der Erbſchein die Größe der Erbteile angeben 
muß, anderſeits der Erbſchein keinen anderen Inhalt haben darf, als von 
dem Antragſteller verlangt worden iſt. Enthält alſo der Antrag keine Angabe 
über die Größe der Erbteile, ſo kann ein Erbſchein überhaupt nicht ausgeſtellt 
werden. Dieſe Angabe der Größe der Erbteile iſt daher ein weſentliches Er⸗ 
fordernis für den Antrag auf Erteilung eines gemeinſchaftlichen Erbſcheins. 

Die Beſchwerdefühererin meint nun, daß dieſem Erforderniſſe durch ihre 
Angabe, die Erbteile feien die geſetzlichen, genügt geweſen ſei. Dieſe Anſicht 
kann aber nicht für zutreffend erachtet werden. Der Erbſchein ſoll weſentlich 
dazu dienen, Dritten, für welche die Legitimation der Erben von Intereſſe iſt, 
die Prüfung des Erbrechts derſelben zu erſparen (Motive 5, 563). Dieſen 
Zweck kann der Erbſchein aber nur erfüllen, wenn ſein Inhalt allein die 
Legitimation des Erben enthält und nicht durch Bezugnahme auf das Teſta⸗ 
ment oder auf das Geſetz eine weitere Prüfung nötig macht. Soll alſo der 
Erbſchein nach § 2353 BGB. ein Zeugnis nicht über das Erbrecht, ſondern 
auch über die Größe des Erbteils der einzelnen Miterben ſein, ſo muß ſich 
aus dem Erbſcheine ſelbſt ohne weitere Prüfung auf Grund des Teſtaments 
oder des Geſetzes die Größe der Erbteile in Bruchteilen ergeben. Die Erb⸗ 
teile können daher in dem Erbſcheine nicht durch die Angabe, daß ſie die ge⸗ 
ſetzlichen ſeien, bezeichnet werden. Daraus folgt, daß eine derartige Bezeichnung 
der Erbteile auch in dem Antrag auf Erteilung des Erbſcheins nicht genügt. 
Denn da der Erbſchein nur ein Zeugnis über das vom Antragſteller be⸗ 
hauptete Erbrecht iſt und nur den beantragten Inhalt haben kann, ſo muß 
auch hinſichtlich der Bezeichnung der Erbteile der Inhalt des Erbſcheins ſich 
mit dem Antrage decken. Die Angabe des Antragſtellers, daß die Erbteile 
die geſetzlichen ſeien, läßt aber an ſich nicht erkennen, ob der Antragſteller ſich 
der Höhe der den einzelnen Erben zuſtehenden Bruchteile am Nachlaſſe bewußt 
iſt, zumal bei einem Laien, wie die Beſchwerdeführerin ſelbſt ausführt, die 
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für die Berechnung der Höhe der geſetzlichen Erbteile erforderliche Geſetzes⸗ 
kenntnis nicht ohne weiteres vorausgeſetzt werden kann. Es muß aber ver⸗ 
langt werden, daß der Antragſteller in dem Antrag in zweifelsfreier Weiſe 
zum Ausdruck bringt, zu welchem Bruchteile des Nachlaſſes er für ſich ein 
Erbrecht in Anſpruch nimmt und welche Bruchteile die Erbteile der übrigen 
Miterben ausmachen ſollen. Nur in dieſem Falle iſt der Richter imſtande zu 
prüfen, ob die von dem Antragſteller für ſich und für die übrigen Miterben 
in Anſpruch genommenen Erbquoten richtig ſind und dem Geſetz entſprechen. 
Mit Recht weiſt ferner das Landgericht darauf hin, daß im Falle der geſetzlichen 
Erbfolge die Erbteile der Miterben ſtets die geſetzlichen ſind und eine derartige 
beſondere Angabe in dem Antrage daher an ſich ganz überflüſſig wäre. Wenn 
aber § 2357 Abſ. 2 für alle Fälle, in denen die Ausſtellung eines gemein⸗ 
ſchaftlichen Erbſcheins verlangt wird, ohne Unterſchied, ob es ſich um teſta⸗ 
mentariſche oder geſetzliche Erbfolge handelt, für den Antrag die Angabe der 
Erbteile als weſentliches Erfordernis aufſtellt, ſo kann nicht angenommen 
werden, daß darunter nur der bei der geſetzlichen Erbfolge ſelbſtverſtändliche 
Vermerk. gemeint fein kann, daß die Erbteile die geſetzlichen ſeien. Vielmehr 
kann die Vorſchrift des § 2357 Abſ. 2 BGB. nur dahin verſtanden werden, 
daß in dem Antrag im Falle der geſetzlichen Erbfolge anzugeben iſt, welche 
Bruchteile des Nachlaſſes die geſetzlichen Erbteile der einzelnen Miterben im 
konkreten Falle nach der Anſicht des Antragſtellers ausmachen. Ob der 
Antragſteller hierüber erſt durch die ihm von dem beurkundenden Notar zu teil 
werdende Geſetzesbelehrung unterrichtet wird, iſt unerheblich. Denn der Notar, 
welcher mit der Beurkundung des Antrags auf Erteilung eines Erbſcheins 
betraut iſt, hat auf die Abgabe der zu einem ſachgemäßen Antrag erforder⸗ 
lichen Erklärungen hinzuwirken, und dazu gehört, daß er den Antragſteller 
über die Größe der einzelnen geſetzlichen Erbteile unterrichtet und ihn zur 
Abgabe einer dementſprechenden Erklärung veranlaßt. Wird eine derartige 
Erklärung in die Verhandlung aufgenommen, ſo handelt es ſich dabei nicht 
um eine Erklärung des Notars, ſondern um eine von der Partei nach vor⸗ 
gängiger Rechtsbelehrung durch den Notar abgegebene, für den beurkundeten 
Antrag weſentliche, Erklärung. 

Hiernach iſt der Nachlaßrichter berechtigt, vor der Ausſtellung eines ge⸗ 
meinſchaftlichen Erbſcheins von dem Antragſteller die Angabe der Erbteile in 
Bruchteilen des Nachlaſſes zu verlangen. Erachtet der Richter im Hinblick 
auf den übrigen Inhalt des Antrags jeden Zweifel daran für ausgeſchloſſen, 
daß der Antragſteller ſich der Höhe der geſetzlichen Erbteile bewußt iſt, ſo 
wird er ſich mit der Angabe, daß die Erbteile die geſetzlichen ſeien, begnügen 
und unbedenklich den Erbſchein erteilen können. Hegt er aber Bedenken 
darüber, ob der Antragſteller ſich bewußt iſt, welche Bruchteile des Nachlaſſes 
die einzelnen geſetzlichen Erbteile im konkreten Falle ausmachen, und begnügt 
er ſich deshalb mit der Angabe, daß die Erbteile die geſetzlichen ſeien, nicht, 
verlangt er vielmehr eine ausdrückliche Erklärung des Antragſtellers über die 
Höhe der Erbteile in Bruchteilen des Nachlaſſes, ſo kann ein Rechtsirrtum in 
dieſem Verlangen nicht gefunden werden. Insbeſondere ſteht dieſem Verlangen 
nicht entgegen, daß in dem Antrage der letzte Wohnſitz des Erblaſſers, der 
Zeitpunkt ſeines Todes und die Zahl und das Verwandtſchaftsverhältnis ſämt⸗ 
licher Erben, d. h. die Tatſachen, welche für das zur Anwendung zu bringende 
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Geſetz und für die Berechnung der geſetzlichen Erbteile maßgebend find, voll⸗ 
ſtändig angegeben worden ſind. Denn die Angabe dieſer Tatſachen iſt ſchon 
nach § 2354 BGB. für den Antrag auf Erteilung eines Erbſcheins vor⸗ 
geſchrieben bezw. für die Prüfung der Zuſtändigkeit des angegangenen Gerichts 
als Nachlaßgericht notwendig. Nach § 2357 BGB. hat daher die Angabe 
der Erbteile noch neben den vorbezeichneten, für jeden Antrag auf Erteilung 
eines Erbſcheins notwendigen, Angaben zu erfolgen und deshalb können dieſe 
Angaben nicht die Angabe der Erbteile erſetzen. 


Beſchwerde gegen die Anordnung einer Nachlaßverwaltung. Pflicht des 
Beſchwerdegerichts, ſeine Prüfung darauf zu beſchränken, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Nachlaßverwaltung zur Zeit ihrer Anordnung gegeben 
waren, auch wenn inzwiſchen eingetretene neue Tatſachen die Aufhebung 
| der Anordnung zu begründen geeignet find. 


§ 1981 BGB. 
Kammergericht Berlin, 6. Juni 1907. — Bd. 9 S. 9. 


Im Mai 1905 verſtarb zu B. der Rentner T. mit Hinterlaſſung von 
zwei Kindern aus erſter Ehe und drei Kindern zweiter Ehe. Mit ſeiner ihn 
überlebenden zweiten Ehefrau hatte er ein gemeinſchaftliches Teſtament privat⸗ 
ſchriftlich errichtet, in welchem er beſtimmte, daß dieſe Ehefrau nach ſeinem Tode 
Eigentümerin ſeines Hausgrundſtücks werden und nach deren Ableben das ge⸗ 
ſamte Vermögen an ſeine fünf Kinder fallen ſollte. Das Teſtament wurde 
wegen eines formellen Mangels von den Kindern erſter Ehe für nichtig er⸗ 
achtet und dieſe Anſicht vom Amtsgerichte, Landgericht und Kammergericht in 
einem Verfahren, betreffend Erteilung eines Erbſcheins für die Witwe auf 
Grund des Teſtaments, gebilligt. Am 24. Februar 1906 hat dann das 
Nachlaßgericht einen gemeinſchaftlichen Erbſchein nach T. dahin ausgeſtellt, daß 
ſeine Witwe zu einer Hälfte und ſeine fünf Kinder zu je einem Zehntel des 
Nachlaſſes ſich als Erben ausgewieſen hätten. Mit Rückſicht auf die Ungültig⸗ 
keit des Teſtaments hatten inzwiſchen während des erſten Erbſcheins verfahrens 
im November 1905 die beiden Kinder erſter Che der Witwe T. die Einziehung 
der Mieten des Nachlaßgrundſtücks unterfagt, ebenſo den Mietern des Hauſes 
verboten, an die Witwe oder ihren Bevollmächtigten Mieten zu zahlen, und 
ſie erſucht, die Mieten gemäß § 2039 BGB. für alle Erben zu hinterlegen. 
Der Gläubiger einer auf dem Nachlaßgrundſtück eingetragenen Hppothek be⸗ 
antragte darauf die Anordnung der Nachlaßverwaltung, namentlich hinſichtlich 
dieſes Grundſtücks; denn die Witwe T., die auf Grund des Teſtaments bisher 
die Verwaltung des Nachlaſſes geführt habe, habe ihm erklärt, daß ſie infolge 
des Verbots der Kinder erſter Ehe außerſtande ſei, die Hypothekenzinſen für 
ihn und die anderen Gläubiger zu zahlen; von den Mietern habe noch 
niemand die Miete hinterlegt. Das Nachlaßgericht hat am 28. Dezember 
1905 den Rechtsanwalt H. als Nachlaßverwalter beſtellt. Nach der Erteilung 
des Erbſcheins beantragte der Rechtsanwalt A. namens der Kinder erſter Ehe 
die Aufhebung der Nachlaßverwaltung. Er führte an, daß, nachdem die Erben 
feſtgeſtellt ſeien, eine Gefährdung der Nachlaßgläubiger nicht mehr zu befürchten 
ſei. In erſter Linie erhob er Beſchwerde gegen die Anordnung der Nachlaß⸗ 
verwaltung, da die Tatſache, daß die Witwe die Mieten nicht einziehen laſſe, 
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keine Gefährdung der Nachlaßgläubiger darſtelle. Die Beſchwerde gegen die 
Anordnung der Nachlaßverwaltung wurde zunächſt vom Landgerichte wegen 
Ablaufs der zweiwöchigen Friſt für die Einlegung der ſofortigen Beſchwerde 
als unzuläſſig verworfen; dieſer Beſchluß iſt aber vom Kammergerichte, da die 
Beſchwerdefriſt mangels Zuſtellung zu laufen noch nicht begonnen hatte, auf⸗ 
gehoben und die Sache an das Landgericht zurückgewieſen worden. Das 
Landgericht ſetzte die Entſcheidung auf die ſofortige Beſchwerde gegen die An⸗ 
ordnung der Nachlaßverwaltung bis zur Entſcheidung des Amtsgerichts über 
den Antrag auf deren Aufhebung aus. Das Amtsgericht hat durch Beſchluß 
vom 1. Februar 1907 den Antrag auf Aufhebung der Nachlaß verwaltung 
zurückgewieſen. Rechtsanwalt A. beantragte nunmehr, ſeiner Beſchwerde gegen 
die Anordnung der Nachlaßverwaltung ſtattzugeben. Das Landgericht hat 
darauf den Beſchluß des Amtsgerichts vom 28. Dezember 1905 (Beſtellung 
des Nachlaßverwalters) aufgehoben. Es hat geprüft, ob die geſetzlichen Vor⸗ 
ausſetzungen für die Einleitung einer Nachlaßverwaltung zurzeit vorliegen, da, 
falls dieſe Vorausſetzungen nicht gegeben find, eine Aufhebung der Nachlaß⸗ 
verwaltung erfolgen müßte, ſelbſt wenn dieſe zurzeit ihrer Einleitung gerecht⸗ 
fertigt geweſen wäre. Das Vorliegen dieſer Vorausſetzungen hat es verneint. 
Auf die weitere Beſchwerde des Nachlaßverwalters H. hat das Kammergericht 
die Sache unter Aufhebung der Entſcheidung des Landgerichts zur ander⸗ 
weitigen Entſcheidung an dieſes Gericht zurückverwieſen aus folgenden Gründen: 

Die angefochtene Entſcheidung betrifft ausdrücklich nur die Beſchwerde 
gegen die Anordnung der Nachlaßverwaltung; über die gleichzeitig erhobene 
Beſchwerde gegen den Beſchluß vom 1. Februar 1907 (der die Aufhebung 
der Nachlaßverwaltung ablehnte) hat das Landgericht noch nicht entſchieden, 
ſomit kann vom Kammergerichte zurzeit nicht nachgeprüft werden, ob der Antrag 
auf Aufhebung der Verwaltung gerechtfertigt iſt; zu unterfuchen war vielmehr nur, 
ob das Nachlaßgericht mit Recht am 28. Dezember 1905 die Nachlaß verwaltung 
angeordnet hat. Dafür iſt es unerheblich, daß ein ausdrücklicher Beſchluß auf 
Anordnung dieſer Verwaltung nicht erlaſſen iſt; denn dieſe Anordnung iſt 
zum klaren Ausdrucke dadurch gekommen, daß ein Nachlaßverwalter am ge⸗ 
nannten Tage beſtellt wurde (RJ A. 8, 29). 

Für die Frage, ob die Nachlaßverwaltung zu Recht angeordnet iſt, hält 
es das Landgericht nun für ausſchlaggebend, ob ihre Vorausſetzungen zurzeit 
vorliegen; es meint, daß, falls dieſe Vorausſetzungen jetzt nicht gegeben ſind, 
ihre Aufhebung erfolgen müßte, ſelbſt wenn ſie zur Zeit ihrer Einleitung ge⸗ 
rechtſertigt geweſen wäre. Dies iſt rechtsirrig. Die Beſchwerde gegen die 
Anordnung der Verwaltung und der Antrag auf ihre Aufhebung haben viel⸗ 
mehr ganz verſchiedene Vorausſetzuugen und ebenſo verſchiedene Wirkungen. 
Die Beſchwerde gegen die Anordnung kann nur darauf geſtützt werden, daß 
zur Zeit dieſer Anordnung die Vorausſetzungen des § 1981 Abſ. 2 BGB. 
nicht gegeben waren; ihr Erfolg würde der ſein, daß die angeordnete Ver⸗ 
waltung für von Anfang an ungerechtfertigt zu erklären iſt und die mit ihr 
verbundenen Rechtsfolgen rückwirkend außer Kraft treten. Die Aufhebung der 
Nachlaßverwaltung dagegen kann nur unter der Vorausſetzung verlangt werden 
(abgeſehen von ihrer Beendigung infolge Eröffnung des Nachlaßkurſes, § 1988 
Abſ. 1 BGB.), wenn entweder das Fehlen einer den Koſten entſprechenden 
Maſſe ſich ergibt (§ 1988 Abſ. 2 daſelbſt) oder wenn die Aufgaben der 
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Nachlaßverwaltung erfüllt ſind, der Grund für ihre Anordnung weggefallen 
iſt (RJA. 7, 102; §§ 1986, 1975, 1919 BGB.). Die Aufhebung ſetzt 
alſo voraus, daß nach der Anordnung der Nachlaßverwaltung Umſtände ein⸗ 
getreten ſind, welche die Beendigung der an ſich gerechtfertigt geweſenen Ver⸗ 
waltung erheiſchen; umgekehrt kann die Anordnung ſelbſt im Beſchwerdewege 
nur angefochten werden, wenn ſchon zur Zeit der Anordnung Tatſachen vor⸗ 
lagen, welche die Anordnung ſelbſt nach den Vorſchriften des Geſetzes nicht 
zuließen. Dagegen, daß ſpätere Ereigniſſe aus der Zeit nach ihrer Anordnung 
zum Zwecke von deren Anfechtung verwendet werden dürften, ſpricht auch die 
Beſtimmung des § 76 Abſ. 2 FG.; wenn hiernach gegen die Verfügung, 
durch welche dem Antrag eines Nachlaßgläubigers auf Anordnung der Nach⸗ 
laßverwaltung entſprochen iſt, nur die ſofortige Beſchwerde gegeben iſt, ſo 
ergibt ſich, daß über die Berechtigung dieſer Anordnung in einer alsbaldigen, 
Rechtskraft ſchaffenden Entſcheidung befunden werden ſoll, ſpätere Ereigniſſe 
alſo für die Frage, ob die Nachlaßverwaltung zu Recht angeordnet iſt, ohne 
„Bedeutung fein müſſen. Unerheblich iſt gegenüber dieſem Grundſatze des Geſetzes 
der Umſtand, daß im vorliegenden Falle infolge des Unterlaſſens einer dem 
§ 16 FG. entſprechenden Bekanntmachung dieſer Anordnung an die Beſchwerde⸗ 
führer und infolge des Ausſetzungsbeſchluſſes des Landgerichts die materielle 
Entſcheidung über die ſofortige Beſchwerde erſt nach mehr als Jahresfriſt nach 
der Anordnung der Nachlaßverwaltung ergangen iſt. Das Landgericht hätte bei 
ſeiner Entſcheidung daher zu prüfen gehabt, ob am 28. Dezember 1905 die 
Vorausſetzungen des § 1981 Abſ. 2 BGB. vorlagen (RIA. 7, 18 ff.). Es 
hat dies unterlaſſen, vielmehr bewußt nur die jetzige Rechtslage geprüft 
Die Frage, ob Grund zu der Annahme beſteht, daß die Befriedigung der 
Gläubiger aus dem Nachlaſſe durch das Verhalten oder die Vermögenslage 
des Erben gefährdet wird, iſt vom Gerichte nach freiem Ermeſſen unter Berück⸗ 
ſichtigung der Umſtände des einzelnen Falles zu würdigen; die Entſcheidung 
hierüber iſt alſo Sache der tatſächlichen Würdigung und kann demgemäß nicht 
von dem Gerichte dritter Inſtanz getroffen werden. 

Hiernach war die angefochtene Entſcheidung aufzuheben und die Sache zur 
Erörterung und Entſcheidung, ob die Vorausſetzungen der Nachlaßverwaltung 
zur Zeit der Beſtellung des Verwalters vorlagen, an das Beſchwerdegericht 
zurückzuweiſen. 


Nichtigkeit eines von Geſchwiſtern errichteten gemeinſchaftlichen Teſtaments 
ſeinem ganzen Inhalte nach, auch ſoweit die darin getroffenen Ver⸗ 
fügungen den Erforderniſſen eines einſeitig errichteten Teſtameuts ent⸗ 
ſprechen und anzunehmen iſt, daß ſie anch bei Kenntnis der Nichtigkeit 
des gemeinſchaftlichen Teſtaments getroffen ſein würden. 
SS 140, 2265, 2268, 2270, 2271 BGB. 


Kammergericht Berlin, 27. Juni 1907. — Bd. 9 ©. 12. 


Im Dezember 1905 iſt die Witwe Emilie S. geborene K., und im 
Juni 1906 ihre unverheiratete Schweſter Klara K. geſtorben. Beide hatten 
ſich durch notariellen Erbvertrag vom 1. Juni 1892 gegenſeitig zu Allein⸗ 
erben eingeſetzt. Die Geſchwiſter der Verſtorbenen haben die Erteilung eines 
gemeinſchaftlichen Erbſcheins nach Klara K. dahin beantragt, daß . als N 
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gejegliche Erben ausgewieſen ſeien. Das Amtsgericht trägt Bedenken, das 
Erbrecht der Geſchwiſter als nachgewieſen anzuſehen. Es iſt nämlich im 
Nachlaſſe der Klara K. ein Zettel folgenden Wortlauts vorgefunden worden: 
„Wir beſtimmen hiermit, daß nach unſerem Tode unſer Neffe Herbert R., 
unſere Nichten Margarete R. und Gertrud R. alleinige Erben unſeres Nach⸗ 
laſſes ſind. G., den 1. Oktober 1903. Emilie S. Wwe. Klara K.“ Dieſer 
Zettel ſoll nach der von den Antragſtellern bei der Publikation ſeines In⸗ 
halts abgegebenen Erklärung von Emilie S. eigenhändig geſchrieben und 
unterſchrieben ſein, während Klara K. nur ihren Namen geſchrieben haben 
ſoll. Das Amtsgericht will jedoch Beweis erheben, ob vielleicht der Inhalt 
und das Datum des Zettels ebenfalls von der Hand der Klara K. her⸗ 
rühren; in dieſem Falle erachtet das Amtsgericht das Teſtament als gewöhn⸗ 
liches holographiſches Teſtament der Klara K. für gültig und die darin ein⸗ 
geſetzten drei noch minderjährigen Kinder R. für die Erben der Klara K. 
Das Amtsgericht hat unter Mitteilung ſeiner Rechtsanſicht den Antragſtellern 
eine Friſt geſetzt, innerhalb deren ſie ſich über die Anſicht des Amtsgerichts. 
äußern und zwecks Beweiserhebung von Klara K. geſchriebene Schriftſtücke 
einreichen und mit der Handſchrift der Klara K. vertraute Auskunftsperſonen 
benennen ſollen. Die Antragſteller haben erwidert, daß ſie das Teſtament, 
auch wenn es von Klara K. eigenhändig geſchrieben ſei, für nichtig hielten, 
weil ein gemeinſchaftliches Teſtament von Nichtehegatten in vollem Umfange 
nichtig ſei und nicht als einſeitiges Teſtament eines der beiden Teſtatoren 
aufrecht erhalten werden könne. Das Amtsgericht hat unter Aufrechterhaltung 
ſeiner Rechtsanſicht die Erteilung des beantragten Erbſcheins zurzeit abgelehnt. 
Auf die Beſchwerde der Antragſteller hat das Landgericht den angefochtenen 
Beſchluß aufgehoben und das Amtsgericht angewieſen, unter Abſtandnahme 
von ſeinen Bedenken über den Antrag auf Erteilung des Erbſcheins ander⸗ 
weit zu befinden. Gegen dieſen Beſchluß hat der vom Amtsgerichte beſtellte 
Pfleger der Geſchwiſter R. weitere Beſchwerde eingelegt. Das Kammergericht 
hat der weiteren Beſchwerde den Erfolg verſagt. In den Gründen wird 
ausgeführt: 

Das Schriftſtück vom 1. Oktober 1903 enthält äußerlich eine von beiden 
Schweſtern gemeinſchaftlich getroffene Verfügung von Todeswegen. Denn 
beide Schweſtern haben darin beſtimmte Perſonen zu Erben ihres beiderſeitigen 
Nachlaſſes eingeſetzt. Selbſt wenn das ganze Schriftitüd einſchließlich beider 
Unterſchriften von einer der Schweſtern allein geſchrieben fein follte, fo würde 
daraus nicht folgen, daß nur eine einſeitige letztwillige Verfügung dieſer einen 
Schweſter vorläge. Erklärt iſt in dem Schriftſtück eine Erbeseinſetzung hin⸗ 
ſichtlich Nachlaſſes beider Schweſtern. Iſt die Erklärung nur von einer 
Schweſter abgegeben, ſo hat dieſe nicht nur im eigenen Namen über ihren 
eigenen Nachlaß, ſondern gleichzeitig auch im Namen der anderen Schweſter, 
ſei es mit ſei es ohne Vertretungsmacht, über deren Nachlaß verfügt. Aller⸗ 
dings würde dieſe von einer Schweſter namens der anderen erklärte Ver⸗ 
fügung von Todeswegen wegen Unzuläſſigkeit einer Stellvertretung gemäß 
den 88 2064, 2274 BGB. nichtig fein. Es würde aber immer die Tat⸗ 
ſache beſtehen bleiben, daß die von der handelnden Schweſter über ihren 
eigenen Nachlaß getroffene Verfügung von Todeswegen als Beſtandteil einer 
gemeinſchaſtlichen Verfügung beider Schweſtern erklärt und mit der nichtigen 
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Verfügung von Todeswegen der anderen Schweſter wenigſtens äußerlich durch 
Gemeinſchaftlichkeit des Errichtungsvorganges in Verbindung geſetzt worden 
iſt. Das Schriftſtück vom 1. Oktober 1903 würde daher, auch wenn es 
einſchließlich beider Unterſchriften nur von einer der beiden Schweſtern ge⸗ 
ſchrieben iſt, immer die Eigenſchaft eines gemeinſchaftlichen Teſtaments oder 
eines Erbvertrags behalten und die Einwirkung der Nichtigkeit der Verfügung 
der vertretenen Schweſter auf die Verfügung der anderen Schweſter gemäß 
den 88 2270, 2298, 2299 BGB. zu beurteilen ſein. Vorausgeſetzt für 
die Anwendbarkeit der Vorſchriften der SS 2270, 2298, 2299 BGB. iſt 
aber, daß die Verfügung von Todeswegen der Schweſter, welche das Schrift⸗ 
ſtück geſchrieben hat, nicht ihrerſeits mit Mängeln behaftet iſt, welche ihre 
Gültigkeit als Beſtandteil eines Erbvertrags oder eines gemeinſchaftlichen 
Teſtaments ausſchließen. Soweit ſolche Mängel vorhanden ſind und ſchon 
deshalb der Erbvertrag oder ein gemeinſchaftliches Teſtament nichtig iſt, kann 
nur in Frage kommen, ob und inwieweit die von der einen Schweſter ge⸗ 
troffene Anordnung im Wege der Konverſion gemäß § 140 BGB. als ein⸗ 
ſeitige letztwillige Verfügung aufrecht erhalten werden kann. 

Ob bei der Abfaſſung des Schriftſtücks vom 1. Oktober 1903 die Er⸗ 
richtung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments oder vielmehr der Abſchluß eines 
Erbvertrags zur Ergänzung des Erbvertrags vom 1. Juni 1892 beabſichtigt 
worden iſt, kann dahingeſtellt bleiben. Denn als Erbvertrag würde das 
Schriftſtück mangels Beobachtung der im § 2276 BGB. vorgeſchriebenen 
gerichtlichen oder notariellen Form nichtig ſein (§ 125 BGB.) und daher 
nur die Aufrechterhaltung der vertragsmäßig getroffenen letztwilligen An⸗ 
ordnungen als Teſtament im Wege der Konverſion in Frage kommen. Nun 
iſt allerdings allgemein anerkannt, daß nach den Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs ein ungültiger einſeitiger Erbeinſetzungsvertrag ſich im Wege der 
Konverſion als letztwillige Verfügung aufrecht erhalten läßt (Motive 1, 218; 
5, 317; RIA. 6, 169). Im vorliegenden Falle würde es ſich aber, ſofern der 
Inhalt der Urkunde vom 1. Oktober 1903 überhaupt ſich als Erbvertrag 
auffaſſen läßt, um einen zweifeitigen Erbeinſetzungsvertrag handeln. Ob die 
Aufrechterhaltung auch eines derartigen Erbvertrags im Wege der Konverſion 
zuläſſig wäre, bedarf keiner Erörterung. Denn jedenfalls würde der Inhalt 
der Urkunde, ſoweit er die Erbeseinſetzung betrifft, ſich nur als ein gemein⸗ 
ſchaftliches Teſtament auffaſſen laſſen und daher zu prüfen ſein, ob der un⸗ 
gültige Erbvertrag als gemeinſchaftliches Teſtament im Wege der Konverſion 
ſich aufrecht erhalten läßt. Die Entſcheidung würde daher bei Annahme eines 
Erbvertrags dieſelbe ſein, als wenn von vornherein die Urkunde vom 1. Ok⸗ 
tober 1903 als gemeinſchaftliches e der Klara K. und der Witwe 
Emilie S. angeſehen würde. 

Als gemeinſchaftliches Teſtament der Klara K. und ihrer Schweſter kann 
der Inhalt der Urkunde vom 1. Oktober 1903 keine Rechtswirkſamkeit äußern. 
Nach § 2265 BGB. kann ein gemeinſchaftliches Teſtament nur von Chez 
gatten errichtet werden. Daraus folgt, daß jedes gemeinſchaftliche Teſtament 
von Nichtehegatten ſeinem ganzen Inhalte nach unwirkſam iſt. Denn wenn 
das Geſetz einem gemeinſchaſtlichen Teſtamente nur unter der Vorausſetzung, 
daß die Teſtatoren miteinander in gültiger Ehe leben, Wirkſamkeit zuerkennt, 
ſo vermag ein gemeinſchaftliches Teſtament, bei welchem es an dieſer not⸗ 
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wendigen Vorausſetzung fehlt, keinerlei Wirkſamkeit zu äußern. Dieſer Ge⸗ 
danke liegt auch der Vorſchrift des § 2268 BSB, zugrunde. Nach § 2268 
BGB. iſt ein gemeinſchaftliches Teſtament, wenn die Ehe der Teſtatoren nichtig 
oder vor dem Tode eines von ihnen aufgelöſt iſt, ſeinem ganzen Inhalte 
nach unwirkſam, jedoch bleiben im Falle der Auflöſung der Ehe die Ver⸗ 
fügungen inſoweit wirkſam, als anzunehmen iſt, daß ſie auch für dieſen Fall 
getroffen ſein würden. Die Aufrechterhaltung der Verfügungen, ſoweit ſie 
mutmaßlich auch ohne das Beſtehen der Ehe getroffen ſein würden, war von 
der zweiten Kommiſſion für den Fall der Trennung der Ehe anfänglich eben⸗ 
falls mit der Begründung abgelehnt worden, daß alle Gründe, die für die 
Zulaſſung des gemeinſchaftlichen Teſtaments ſprächen, entfielen, ſobald die Ehe 
getrennt werde, daß es ſich auch aus Zweckmäßigkeitsgründen empfehle, mit 
der Grundlage des gemeinſchaftlichen Teſtaments das ganze Teſtament weg⸗ 
fallen zu laſſen. Dieſer Standpunkt iſt zwar für den Regelfall feſtgehalten, 
jedoch die Einſchränkung des Abſ. 2 zugelaſſen worden aus der Erwägung, 
daß im gemeinſchaftlichen Teſtamente letztwillige Verfügungen getroffen ſein 
könnten, die außer jedem Zuſammenhange mit der Ehe der Teſtatoren ſtänden 
und daher nach ihrem Willen auch dann beſtehen ſollten, wenn die Ehe vor 
ihrem Tode aufgelöſt werde. Dieſe Annahme iſt jedoch nur für den Fall 
der Auflöſung, nicht auch für den Fall der Nichtigkeit der Ehe zugelaſſen. 
Iſt alſo die Ehe nichtig, ſo iſt und bleibt das gemeinſchaftliche Teſtament 
ſeinem ganzen Inhalte nach unwirkſam und findet eine Aufrechterhaltung 
einzelner Anordnungen eines oder beider Teſtatoren nicht ſtat.. Der Grund 
hierfür beſteht darin, daß den Teſtatoren, weil ſie nicht miteinander in 
gültiger Ehe leben, die Fähigkeit zur Errichtung eines gemeinſchaftlichen Teſta⸗ 
ments fehlt. Dieſer Grund trifft aber in allen Fällen zu, in denen eine Ehe 
zwiſchen den Teſtatoren nicht beſteht, alſo auch im vorliegenden Falle, in 
welchem das gemeinſchaftliche Teſtament von zwei Schweſtern errichtet worden 
iſt. Hiernach muß das gemeinſchaftliche Teſtament vom 1. Oktober 1903 
— ganz abgeſehen von den ihm etwa anhaftenden Mängeln hinſichtlich der Form 
der Errichtung — aus dem Grunde ſeinem ganzen Inhalte nach für unwirkſam 
erachtet werden, weil Geſchwiſter nach § 2265 BGB. nicht in einem gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtamente gültig letztwillig verfügen können. Die Beſchwerdeführer 
berufen ſich demgegenüber auf die Vorſchrift des § 2270 BGB., aus welcher 
ſie die Gültigkeit der von Klara K. getroffenen Verfügung als einſeitiges 
Teſtament herleiten wollen. Die Vorſchrift des § 2270 BGB. ſetzt aber 
voraus, daß ein von Ehegatten errichtetes gemeinſchaftliches Teſtament vor⸗ 
handen iſt, bei welchem die Verfügungen des einen Ehegatten nichtig oder 
widerrufen worden ſind. Beſteht dagegen zwiſchen den Teſtatoren eine gültige 
Ehe nicht, ſo kann auf ein von ihnen errichtetes gemeinſchaftliches Teſtament 
die Vorſchrift des § 2270 BGB. keine Anwendung finden, vielmehr iſt für 
die Beurteilung dieſes Teſtaments lediglich der im § 2268 Abſ. 1 BGB. 
ausgeſprochene Grundſatz der gänzlichen Unwirkſamkeit maßgebend. 

Aber auch im Wege der Konverſion gemäß § 140 BGB. kann ein von 
Nichtehegatten errichtetes gemeinſchaftliches Teſtament nicht aufrecht erhalten 
werden. Der § 140 BGB. beſtimmt, daß, wenn ein nichtiges Rechtsgeſchäft 
den Erforderniſſen eines anderen Rechtsgeſchäfts entſpricht, dieſes letztere gelten 
ſoll, wenn anzunehmen iſt, daß deſſen Geltung bei Kenntnis der Nichtigkeit 


gewollt ſein würde. Vorausgeſetzt ijt alſo, daß das gewollte nichtige Rechts⸗ 
geſchäft den Erforderniſſen eines anderen nicht beabſichtigten Rechtsgeſchäfts 
entſpricht. An dieſer Vorausſetzung fehlt es aber, wenn ein ſeinem ganzen 
Inhalte nach unwirkſames gemeinſchaftliches Teſtament vorliegt. Das Weſen 
des gemeinſchaftlichen Teſtaments beſteht in der durch Gemeinſchaftlichkeit des 
Errichtungsaktes geſchaffenen Verbindung der letztwilligen Verfügungen zweier 
Erblaſſer zu einer formellen Einheit. Das gemeinſchaftliche Teſtament enthält 
zwei einſeitige letztwillige Verfügungen der beiden Erblaſſer, welche nur durch 
die Gemeinſchaftlichkeit des Errichtungsakts miteinander in Verbindung geſetzt 
ſind. Beide letztwillige Verfügungen bleiben einſeitig widerruflich, ſie behalten 
ihre Selbſtändigkeit und werden nicht Beſtandteile eines einheitlichen Rechts⸗ 
geſchäfts (RG. 50, 308; KGJ. 22, 21). Iſt alſo das gemeinſchaftliche 
Teſtament von Nichtehegatten ſeinem ganzen Inhalte nach unwirkſam, ſo be⸗ 
deutet das, daß beide in dem gemeinſchaftlichen Teſtament enthaltenen letzt⸗ 
willigen Verfügungen der Teſtatoren unwirkſam ſind. Stellt ſich aber die 
letztwillige Verfügung eines jeden der beiden Teſtatoren als ein ſelbſtändiges 
Rechtsgeſchäft dar und ſind beide Rechtsgeſchäfte unwirkſam, weil ſie unzu⸗ 
läſſigerweiſe in einem gemeinſchaftlichen Teſtamente zuſammen enthalten ſind, 
ſo iſt es begrifflich unmöglich, ſie im Wege der Konverſion als zwei ſelbſtändige 
Teſtamente aufrecht zu erhalten, weil die in einem gemeinſchaftlichen Teſtamente 
getroffene letztwillige Verfügung des einzelnen Teſtators begrifflich kein anderes 
Rechtsgeſchäft darſtellt, als die in einem beſonderen Teſtamente getroffene letzt⸗ 
willige Verfügung. Wäre aber begrifflich eine Konverſion gemäß § 140 BGB. 
an ſich möglich, ſo müßte ſie dennoch kraft Geſetzes als ausgeſchloſſen ange⸗ 
ſehen werden, da die Fälle, in denen ein gemeinſchaftliches Teſtament trotz 
der Scheidung der Ehe oder der Nichtigkeit der Verfügungen des einen 
Ehegatten rechtliche Wirkſamkeit zu äußern vermag, in den SS 2268, 2270, 
2271 BGB. beſonders aufgezählt ſind und danach eine Aufrechterhaltung 
der Anordnungen eines oder beider Teſtatoren bei einem von Nichtehegatten 
errichteten gemeinſchaftlichen Teſtamente nicht ſtattfindet. 

Mit dieſen Ausführungen ſteht auch die von den Beſchwerdeführern an⸗ 
gezogene Aeußerung von Strohal (Erbrecht § 43 Anm. 5 Bd. 1, 320) 
nicht in Widerſpruch. Strohal äußert ſich dahin, daß bei Nichtehegatten die 
Gemeinſchaftlichkeit der Teſtamentserrichtung grundſätzlich die Nichtigkeit ſämt⸗ 
licher Verfügungen zur Folge habe, daß aber im Einzelfalle ſorgfältig zu 
prüfen ſei, ob nicht die Gemeinſchaftlichkeit des Errichtungsakts eine nur ſchein⸗ 
bare ſei und ob nicht vielleicht der eine oder der andere Erblaſſer oder jeder 
von ihnen den an ein nicht gemeinſchaftliches Teſtament geſtellten Anforderungen 
vollſtändig entſprochen habe. Dieſer Satz kann in ſeinem Zuſammenhange 
nicht dahin verſtanden werden, daß bei einem gemeinſchaftlichen Teſtamente 
von Nichtehegatten zu prüfen ſei, ob nicht die letztwilligen Verfügungen eines 
oder beider Teſtatoren den an ein nicht gemeinſchaftliches Teſtament geſtellten 
Anforderungen entſprechen und deshalb als ſolches aufrecht zu erhalten ſeien. 
Vielmehr hält Strohal dieſe Prüſung mit Recht nur in dem Falle für er⸗ 
forderlich, wenn ſich ergibt, daß in Wahrheit ein gemeinſchaftliches Teſtament 
nicht vorliegt, vielmehr die Gemeinſchaftlichkeit des Errichtungsakts nur eine 
ſcheinbare iſt. Daß im vorliegenden Falle aber nicht nur eine ſcheinbare, 
ſondern eine wirkliche Gemeinſchaftlichkeit des Errichtungsakts der beiderſeitigen 
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letztwilligen Verfügungen vorliegt, erſcheint nach dem Inhalte der Urkunde 
vom 1. Oktober 1903 als unzweifelhaft, da beide Verfügungen in einer 


einzigen von beiden Teſtatoren gemeinſchaftlich in demſelben Satze getroffenen 


Anordnung beſtehen. 

Wenn ferner die Befchwerdeführer darauf hinweiſen, daß die Vorſchriſten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs über das gemeinſchaſtliche Teſtament im weſent⸗ 
lichen entſprechend denen über den Erbvertrag geſtaltet ſeien und daß aut 
daraus ſich der Schluß rechtfertige, daß in gleicher Weiſe wie beim Grover: 
trage die Aufrechterhaltung eines nichtigen gemeinſchaftlichen Teſtaments in 
Wege der Konverſion zuläſſig fei, fo überfehen fie, daß tatſächlich die recht 
lichen Verhältniſſe zwiſchen den Beteiligten beim Erbvertrage weſentlich ander 
geitaltet ſind als bei dem gemeinſchaftlichen Teſtamente. Der Erbvertrag ent: 
ſteht als ein einheitliches Rechtsgeſchäft durch das gemeinfchaftliche auf die 
Erreichung eines Endzwecks gerichtete Zuſammenwirken zweier Kontrahenten, 
von denen jeder dem anderen gegenüber an feine Erklärung gebunden il. 
Zum Weſen des Erbvertrags gehört daher gegenſeitige vertragliche Willens: 
einigung und dieſe Vertragsnatur fest ihn in einen grundſätzlichen Gegenſatz 
zu dem als einſeitiges widerrufliches Rechtsgeſchäft geſtalteten Teſtamente. 
Gerade weil der Erbvertrag als ein von dem Teſtamente verſchiedenes Rechts⸗ 
geſchäft geſtaltet it, erſcheint die Aufrechterhaltung eines nichtigen Erbein⸗ 
ſetzungsvertrags im Wege der Konverſion als Teſtament als zuläſſig, während 
die bloß formelle Zuſammenfaſſung zweier ſelbſtändiger Teſtamente in eine 
Urkunde beim gemeinſchaftlichem Teſtamente die Zuläſſigkeit der Konverfion 
ausſchließ ttt. 

Hiernach iſt die in der Urkunde vom 1. Oktober 1903 enthaltene Erbe: 
einſetzung der Geſchwiſter R. auch in dem Falle ungültig, wenn der ganze 
Inhalt der Urkunde von Klara K. eigenhändig geſchrieben wäre und daher 
die Urkunde hinſichtlich der darin enthaltenen letztwilligen Verfügung der 
Klara K. der Form des § 2231 Nr. 2 BGB. entſpräche 


Eintragung eines Sterbefalls in das Standesregiſter. Erfordernid der 
genaueren Bezeichnung der Oertlichkeit, wo der Todesfall erfolgt if 


§ 59 Nr. 2, § 83 PStG., § 20 und Muſter C der Vorſchriften dei 
Bundesrats vom 28. März 1899. 


O berſtes Landesgericht München, 31. Juli 1907. — Bd. 9 S. al. 


Das Bezirksamt R. hat bei dem Amtsgerichte R. den Antrag geftell, 
die Berichtigung einer Sterbeurkunde des Standesamts F. anzuordnen, wel 
in ihr als Ort der erfolgten Todesfälle lediglich F. ohne nähere Bezeichnung 
des Hauſes oder der Wohnung, wo der Todesfall eingetreten iſt, eingetragen 
worden iſt. Das Amtsgericht hat dies abgelehnt, weil § 59 Nr. 2 ebenio 
wie § 22 Nr. 2 PStG. die nähere Bezeichnung des Ortes des Sterbefalls, 
bezw. der Geburt durch Beifügung des Bezirkes, der Straße, der Hausnummer, 
Wohnung uſw. nur in größeren Ortſchaften oder, wenn ohne dieſen Zuſaß 
ſich Zweifel bezüglich der örtlichen Zuſtändigkeit des Standesbeamten oder der 
Identität der in der Urkunde erwähnten Perſonen ergeben könnten, erfordert 
ferner die Formulare der Ausführungsvorſchriften lediglich Muſter für die 
Eintragung, nicht aber bindende Vorſchriften enthielten und weil endlich die 
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Beurkundung je auf Grund der Anzeigen des Familienhaupts erfolgt, alfo 
auch nach den Ausführungsbeſtimmungen die Angabe der Sterbewohnung nicht 
nötig ſei. Die Beſchwerde des Bezirksamts R. wurde vom Landgerichte zu⸗ 
rückgewieſen, und zwar aus den gleichen Gründen, die für das Amtsgericht 
maßgebend geweſen ſind, und mit dem Hinweiſe darauf, daß F. nur 668 
Einwohner hat und darum von einer Geſährdung der Identität bei Weglaſſung 
der Bezeichnung des Anweſens, in dem der Tod erfolgt iſt, nicht die Rede 
fein könne, und zwar um ſo weniger, als in den ſämtlichen hier fraglichen 
Fällen die Verſtorbenen Angehörige der Anzeigenden geweſen und den Namen 
der letzteren in jeder Urkunde die genaue Bezeichnung ihrer Wohnung beige⸗ 
fügt ſei. Die weitere Beſchwerde macht geltend, daß die Erwägung der Er⸗ 
forderlichkeit oder auch nur der Zweckmäßigkeit der Berichtigung nach dem 
Geſetze dem ausſchließenden Ermeſſen der Aufſichtsbehörde anheimſtehe, während 
die gerichtliche Zuſtändigkeit ſich auf die Prüfung der rechtlichen Zuläſſigkeit 
der beantragten Berichtigung beſchränke. Zur Erreichung der vom Geſetze be⸗ 
abſichtigten, jeden Zweifel ausſchließenden Genauigkeit der Ortsangabe bei 
Geburts⸗ und Sterbefällen ſei insbeſondere bei dem in F. beſtehenden Fremden⸗ 
verkehre die Angabe der Nummer, des Geburts- und bezw. Sterbehauſes un⸗ 
erläßlich. Das Bahyeriſche Oberſte Landesgericht hat der weiteren Beſchwerde 
ſtattgegeben und die erbetene Berichtigung angeordnet aus folgenden Gründen: 

Vor allem treffen die Gründe der landgerichtlichen Entſcheidung in⸗ 
ſofern nicht zu, als in der fraglichen Sterbeurkunde eine Feſtſtellung nicht 
enthalten iſt, aus der mit Notwendigkeit zu ſchließen wäre, daß mit der Bei- 
fügung der Angabe der Wohnung des Anzeigenden zum Ausdrucke gebracht 
werden ſollte, daß die Sterbefälle auch dort eingetreten ſeien; von ſelbſt aber 
verſteht ſich dies nicht. Anderſeits aber ergibt ſich aus einer Vergleichung 
der der Bundesratsverordnung vom 22. Juni 1875 (RZ3Bl. 386) beige: 
fügten Muſter mit jenen, die der nunmehr geltenden Bekanntmachung vom 
25. März 1899 (RGBl. 225) beigegeben ſind, daß ſeit dem 1. Januar 
1900 in die Sterbeurkunden außer der Angabe des Namens, der Stadt uſw. 
ferner aufzunehmen iſt die genauere Bezeichnung der Oertlichkeit, wo der 
Todesfall erfolgt iſt, in dem vorliegenden Falle alſo die Angabe, daß der 
Todesfall in der Wohnung des Anzeigenden eingetreten ſei (zu vgl. RGBl. 
1899, 249, 250, 252). Mit Unrecht iſt das Amtsgericht von der Anſicht 
ausgegangen, daß die den Ausführungsvorſchriften beigegebenen Muſter nicht 
bindender Natur ſeien. Im § 20 der Bekanntmachung vom 25. März 1899 
it ebenfo wie in § 7 der Verordnung vom 22. Juni 1875 ausgeſprochen, 
daß die Muſter mitgeteilt werden, „um den Standesbeamten eine nähere An⸗ 
weiſung für die richtige Benutzung des Vordrucks in den Formularen an die 
Hand zu geben“. Damit iſt ausgeſprochen, daß der Bundesrat nur dann 
die Perſonenſtandsurkunde als allen Anforderungen entſprechend erachtet, 
wenn ſie die in dem jeweils einſchlägigen Muſter enthaltenen Angaben auf⸗ 
weiſen. Dieſe Vorſchriften des Bundesrats ſind aber bindend, weil nach § 83 
PStG. dem Bundesrate die Ermächtigung erteilt iſt, die zur Ausführung 
dieſes Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen durch eine Ausführungsbeſtimmung 
zu treffen. Soweit ſolche Anordnungen mit den Vorſchriften des Geſetzes 
vereinbar ſind, ſind ſie deshalb auch von derſelben Bedeutung, als wenn ſie 
im Geſetze ſelbſt enthalten wären. Die einſchlägigen Einträge in die Muſter 


der Sterbeurkunden enthalten nun lediglich eine nähere Umschreibung des Be 
griffs „Ort des erfolgten Todes“ im Sinne von § 59 Nr. 2 PSG. und 
inſofern eine zweifellos zuläſſige Beſtimmung zur Ergänzung und Ausführung 
des Geſetzes. Die Nichtbeachtung dieſer Vorſchriſt war daher als Verletzung 
einer Rechtsnorm zu erachten und mußte deshalb die Aufhebung der ange⸗ 
fochtenen Entſcheidungen nach ſich ziehen. 


Unzuläſſigkeit der Führung mehrerer Firmen für eine Handelsniederlaſſung. 
§ 17 HGB. 
Kammergericht Berlin, 2. Mai 1907 — Bd, 9 S. 23. 


Der Fabrikant S. zu S. betreibt unter der im Handelsregiſter des 
Amtsgerichts zu S. eingetragenen Firma „Gebr. S.“ zu S. ein Stahlwaren⸗ 
fabrikationsgeſchäft, in welchem Taſchen⸗ und Federmeſſer, ſowie fonftige 
Solinger Stahlwaren hergeſtellt und veräußert werden. Der Kaufman Richard 
L. zu S. hat unter der in demſelben Handelsregiſter eingetragenen Firma 
„Richard L.“ zu S. ein Fabrikations- und Vertriebsgeſchäft in Taſchen⸗ und 
Federmeſſern ſowie ſonſtigen Solinger Stahlwaren betrieben. L. hat fen 
Geſchäft an S. veräußert und dabei eingewilligt, daß dieſer das Gefditt 
unter der bisherigen Firma fortführe; beide haben dies zur Eintragung in 
das Handelsregiſter angemeldet. Am 19. Februar 1907 hat S. dem Amté 
gerichte bei feiner Vernehmung erklärt: Die beiden Geſchäfte würden von ihn 
in denſelben Räumen einheitlich betrieben. Er führe das Geſchäft von & 
nicht etwa weiter, ſondern nur fein bisher von ihm ſelbſt geführtes Geſchäſt; 
doch ſollten ſämtliche Rechte des L. aus ſeinem Geſchäfte auf ihn übergehen. 
Es wurde ihm hierauf bedeutet, daß unter dieſen Umſtänden die firma 
„Richard L.“ auf ihn im Handelsregiſter nicht umgeſchrieben werden könne. 
Darauf nahm er die von ihm erfolgte Anmeldung zurück und erklärte, daß 
er auch den L. zur Rücknahme der feinigen veranlaſſen werde. Am 20. Februar 
1907 erklärten jedoch ſowohl L. als auch S., daß fie ihre Anmeldung auf 
recht erhielten, und zwar der letztere unter Zurücknahme ſeiner Erklärung vom 
19. Februar. Das Amtsgericht zu S. hat nunmehr die Anmeldung zurück 
gewieſen, indem es ausführte: S. führe nach ſeiner eigenen Erklärung das 
Geſchäſt des L. nicht als ſelbſtändiges fort, ſondern habe es mit feinem bie 
herigen Geſchäfte verbunden. Er betreibe alſo nur ein Handelsgeſchäſt. Die 
Führung zweier Firmen für ein Handelsgeſchäft ſei aber unzuläſſig. S. hat 
dagegen Beſchwerde eingelegt, zu deren Begründung er anführte: Die Erklärungen 
vom 19. Februar beruhten auf einem Mißverſtändniſſe. Allerdings würden 
die beiden Geſchäfte in denſelben Räumen weiter betrieben; in beiden Geſchäſten 
würden auch zum Teil gleichartige Waren, Solinger Stahlwaren, verkauft. 
Trotzdem ſeien fie als geſonderte zu betrachten, da für beide Geſchäfte beſondere 
Bücher geführt, geſonderte Bilanzen gezogen, verſchiedene Firmenzeichen gebraucht 
und die Firmen verſchieden gezeichnet würden. Somit lägen verſchiedene 
„Etabliſſements“ vor, für welche auch verſchiedene Firmen geführt werden 
dürften. Das Landgericht zu E. hat die Beſchwerde zurückgewieſen, indem es 
ausführte: Es handele ſich hier nicht um geſonderte Geſchäfte. Wenn auc 
nach den Behauptungen des Beſchwerdeführers getrennte Bücher geführt und 
befondere Bilanzen gezogen würden, fo fehle doch das Hauptmerkmal eines 
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„getrennten Etabliſſements“, nämlich eine vollkommene räumliche Trennung 
der Geſchäfte und ebenſo die erforderliche getrennte ſelbſtändige Leitung eines 
jeden Geſchäfts. Die Führung zweier Firmen für ein Geſchäft fei aber aus⸗ 
geſchloſſen. 

Das Kammergericht hat auch die weitere Beſchwerde zurückgewieſen aus 
folgenden Gründen: 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die Angaben des Beſchwerdeführers 
vom 19. Februar 1907 auf einem Mißverſtändnis beruhten. Die prozeß⸗ 
rechtlichen Grundſätze über ein gerichtliches Geſtändnis gelten nicht für An⸗ 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, in denen der Richter von Amts⸗ 
wegen die materielle Wahrheit zu erforſchen hat (§ 12 FG. RIA. 7, 1). 
Das Landgericht iſt daher zutreffend auf die von dem Beſchwerdeführer in 
ſeiner Beſchwerde gemachten neuen, mit ſeinem früheren Geſtändniſſe in Wider⸗ 
ſpruch ſtehenden, fachlichen Anführungen eingegangen. Es ijt ihm aber auch 
in ſeiner Entſcheidung beizutreten. 

Es ijt anerkannten Rechtes und ohne weiteres aus § 50 Abſ. 3 HGB. 
zu entnehmen, daß ein Kaufmann mehrere geſchäſtliche Niederlaſſungen mit 
verſchiedenen Firmen haben kann. Er kann ſolche auch an demſelben Orte 
haben; aber immer iſt hierzu erforderlich, daß es ſich um geſonderte Nieder: 
laſſungen und getrennte Betriebe handelt. Man hat nun zwar gegen die 
herrſchende Anſicht ausgeführt, daß der Firmenfähige rückſichtlich der Zahl der 
anzunehmenden Firmen keinen Beſchränkungen unterliege und für ſein Handels⸗ 
geſchäft ſowohl eine einzige als auch eine Mehrheit von Firmen wählen könne, 
wenn nur die Bildung dieſer ſämtlichen Firmen den Beſtimmungen über die 
Firmenzuſammenſetzung entſpreche. Dieſer Auffaſſung kann jedoch nicht bei⸗ 
gepflichtet werden. Sie entſpricht nicht dem Grundſatze der Einheit der Firma, 
welcher im Art. 15 HGB., § 17 Abſ. 1 HGB. zum Ausdruck gebracht ijt. 
Ein Kauſmann (oder auch eine Handelsgeſellſchaft) darf in einem einheitlichen 
Geſchäftsbetriebe nur eine einzige Firma in feſt beſtimmter Form führen. Ge⸗ 
rade hierin liegt das eigentliche Weſen der Firma (KGJ. 31, 216). Mit 
der Wahl einer Firma iſt für den Kaufmann nicht bloß ein Firmenrecht, 
ſondern auch eine Firmenpflicht verbunden; er iſt damit für die betreffende 
Niederlaſſung an die Firma gebunden und kann ſie nicht beliebig wechſeln. 
Es liegt das ſchon im Begriffe des Namens; wie niemand ſich mit rechtlicher 
Wirkſamkeit nach ſeinem Belieben einen anderen oder mehrere bürgerliche 
Namen beilegen kann, ebenſowenig kann ein Kaufmann für dieſelbe Geſchäfts⸗ 
niederlaſſung mehrere Firmen haben und führen. Schon in den Nürnberger 
Protokollen wurde „anerkannt, daß ein Kauſmann für mehrere Handels⸗ 
etabliſſements, die er beſitzt, auch verſchiedene Firmen führen könnte“, alſo 
damit deutlich erkennbar abgelehnt, daß er für eine Handelsniederlaſſung 
mehrere Firmen haben könne. Daran hat die Praxis auch grundſätzlich feſt⸗ 
gehalten; wo vereinzelt Abweichungen vorgekommen ſind, wird man ſie auf 
Verſehen oder Irrtum zurückführen müſſen. Es wird auch weiterhin daran 
feſtgehalten werden müſſen, weil man ſonſt dem Firmenrecht und der Regiſter⸗ 
führung eine ſeiner weſentlichſten Grundlagen entziehen würde. 

Auf dieſer rechtlichen Grundlage hat nun aber auch das Landgericht dem 
Beſchwerdeführer zutreffend das Recht zur Führung zweier Firmen abgeſprochen, 
indem es mit guten Gründen das Vorhandenſein zweier getrennter Handels⸗ 
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etabliſſements verneinte. Die Niederlaſſung (Etabliſſement, Geſchäft) eines 
Kaufmanns iſt der örtliche Mittelpunkt ſeines kaufmänniſchen Geſchäfſtsbetriebs 
und zugleich der Inbegriff aller zu dieſem Betriebe vereinigten Produktion: — 
mittel, einſchließlich der Forderungen, Schulden und der Kundſchaft; ſie bildet 
ein einheitliches und ſelbſtändiges Ganzes. Von einem ſelbſtändigen Neben: 
einanderbeſtehen zweier an demſelben Orte befindlicher Geſchäfte kann aber hiernach 
nur dann die Rede ſein, wenn ſie in ihren weſentlichen Beziehungen unabhängig 
voneinander ſind. Das iſt aber mit dem Landgerichte für den gegebenen 
Fall zu verneinen, wo zwei früher ſelbſtändige Geſchäftsbetriebe, in welchen 
Waren der gleichen und ähnlicher Beſchaffenheit verkauft werden, ſich jet 
in denſelben Räumlichkeiten befinden und unter derſelben geſchäftlichen Leitung 
ſtehen. Die Führung beſonderer Bücher und die Aufſtellung getrennter Bilanzen 
kann hieran nichts ändern. Dieſe finden auch ſonſt wohl in einem einhei⸗ 
lichen Geſchäfte für verſchiedene Geſchäftszweige geſondert ſtatt, um dieſe beſſer 
daraufhin überwachen zu können, ob ſie an und für ſich vorteilhaft ſind. 
Durch dieſe Verbindung der beiden Geſchäfte in der erörterten Weiſe hat das 
eine ſeine Selbſtändigkeit verloren und es kann jetzt nur noch eine Firma für 
das ganze Geſchäft geführt werden. 

Demgemäß hat das Amtsgericht mit Recht die erwähnte Anmeldung zu 
rückgewieſen und war auch die weitere Beſchwerde zurückzuweiſen. 


Verbindung der Anmeldung und Eintragung des Beſchluſſes über die 

Herabſetzung des Grundkapitals mit der Anmeldung und Eintragung der 

erfolgten Herabſetzung, weun die Herabſetzung weder zum Zwecke der teil 

weiſen Rückzahlung des Grundkapitals an die Aktionäre, noch zum Zwede 

der Befreiung der Aktionäre von der Verpflichtung zur Leiſtung von 
Einlagen erfolgt. 


8 285, 289 bis 291 HGB. 
Kammergericht Berlin, 16. Mai 1907. — Bd. 9 S. 27. 


Die Aktiengeſellſchaft O. hatte bisher ein Grundkapital von 4 000 000 N, 
das nach § 35 Abſ. 1 ihrer Satzungen in 4000 Aktien zu je 1000 N. 
zerlegt war; die Aktien lauten auf den Inhaber. Ausweislich der den 
Regiſtergericht überreichten Ausfertigung der notariellen Verhandlung vom 
22. Dezember 1906 fand an dieſem Tage eine außerordentliche General: 
verſammlung der Geſellſchaft ſtatt, in welcher ſämtliche Aktien vertreten waren. 
Dem Notar wurde durch Vorlegung der betreffenden Depotſcheine der B. dr 
Geſellſchaft nachgewieſen, daß die ſämtlichen Aktien zwecks Teilnahme an der 
Generalverſammlung bei dieſer Geſellſchaft hinterlegt worden ſind. Nac 
Maßgabe der aufgeſtellten Tagesordnung wurde zunächſt, entſprechend den 
Antrage des Vorſtandes und des Auſſichtsrats der Aktiengeſellſchaft, eu 
ſtimmig beſchloſſen: | 
1. Das Grundkapital der Geſellſchaft wird von 4000000 M. auf 
2500000 M. durch Zuſammenlegung von je 8 Aktien übe 
1000 M. in je 5 Aktien über je 1000 M. herabgeſetzt. 
2. Die Herabſetzung erfolgt, um außerordentliche Abſchreibungen au 
dem Effektenkonto der Geſellſchaft vorzunehmen, und zwar na 
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Maßgabe der dieſerhalb vom Auſſichtsrate zu faſſenden Beſchlüſſe. 
Eine Rückzahlung des Grundkapitals an die Aktionäre findet nicht ſtatt. 
3. Die Zuſammenlegung wird dadurch bewirkt, daß die Aktionäre auf 
Grund eines zwiſchen ihnen getroffenen Abkommens die Aktien 
Nr. 2501 bis 4000 der Geſellſchaft behufs deren Vernichtung 
überweiſen und denſelben alſo nur die Aktien Nr. 1 bis 2500 

als noch ferner gültige Aktien verbleiben. 
Die in der Generalverſammlung anweſenden Vertreter der ſämtlichen Aktionäre 
erklärten fodann: Behufs Durchführung der ſoeben beſchloſſenen Kapitals⸗ 
herabſetzung überweiſen wir hiermit von den behufs Teilnahme an der heutigen 
Generalverſammlung hinterlegten ſämtlichen Aktien der Geſellſchaft dieſer die 
Aktien Nr. 2501 bis 4000 zu deren Vernichtung und weiſen demgemäß die 
B. H.⸗Geſellſchaft an, dieſe Aktien dem Vorſtande der Geſellſchaft zur Ber: 
nichtung auszuhändigen, nachdem die zu 1 bis 3 gefaßten Beſchlüſſe in das 
Handelsregiſter eingetragen fein werden; ſo daß alſo an die durch uns ver⸗ 
tretenen Geſellſchafter nur die Aktien Nr. 1 bis 2500, alſo auf je 8 ein⸗ 
gelieferte Aktien nur je 5, zurückzuliefern ſind. Die Verteilung dieſer an die 
Aktionäre zurückzugebenden Aktien unter dieſelben nach Maßgabe des bis⸗ 
herigen Aktienbeſitzes, beziehentlich die hinſichtlich der ſich hierbei ergebenden 
Spitzen erforderlich werdende Ausgleichung durch Barzahlungen, iſt durch ein 
beſonderes Abkommen geregelt. Da auf dieſe Weiſe die beſchloſſene Reduktion 
des Grundkapitals ſofort durchgeführt wird, beſchließen wir hiermit weiter, 
dem § 5 Abſ. 1 der Satzung der Geſellſchaft folgende Faſſung zu geben: 
„Das Grundkapital der Geſellſchaft beträgt 2 500 000 M. und iſt in 2500 
Aktien über je 1000 M. eingeteilt. Die Aktien lauten auf den Inhaber.“ 
Der Vorſtand hat demnächſt unter Einreichung der erwähnten Protokoll⸗ 
ausfertigung dem Regiſtergerichte den Beſchluß von dieſem Tage auf Herab⸗ 
ſetzung des Grundkapitals von 4000000 M. auf 2500000 M. zur Ein⸗ 
tragung in das Handelsregiſter angemeldet. Gleichzeitig hat er angezeigt, daß 
die beſchloſſene Herabſetzung in Erwartung der Eintragung des Herabſetzungs⸗ 
beſchluſſes bereits dadurch ausgeführt ſei, daß die Aktien Nr. 2501 bis 4000 
über je 1000 M. von der B. H.⸗Geſellſchaft dem Vorſtande der Aktien⸗ 
geſellſchaft zum Zwecke ihrer Vernichtung zur Verfügung geſtellt worden ſeien 
und daß dieſe Vernichtung ſofort nach Eintragung des Beſchluſſes erfolgen 
ſolle. Demgemäß hat der Vorſtand zugleich die bereits erfolgte Herabſetzung 
des Grundkapitals und die beſchloſſene Abänderung des § 5 Abſ. 1 der 
Satz ungen der Geſellſchaft zur Eintragung in das Handelsregiſter angemeldet, 


indem er noch bemerkte: Er werde ſofort die durch die beſchloſſene Herabſetzung 


des Grundkapitals erforderlich gewordene Aufforderung an die Gläubiger der 
Geſellſchaft (gemäß § 289 HGB.) veranlaſſen, obwohl unmittelbar auf Grund 
der Herabſetzung des Grundkapitals Zahlungen an die Aktionäre nicht zu leiſten 
ſeien, und er werde auch dafür Sorge tragen, daß vor Ablauf des Sperr⸗ 
jahrs keine Dividenden an die Aktionäre ausgezahlt würden, welche nicht ge⸗ 
zahlt werden könnten, wenn ſtatt des herabgeſetzten noch das urſprüngliche 
Kapital in die Bilanz eingeſetzt werde. 

Das Amtsgericht hat hierauf dem Vorſtande mitgeteilt, daß es nur den 
Beſchluß auf Herabſetzung, nicht aber die bereits erfolgte Herabſetzung des 
Grundkapitals eintragen könne. Nach den SS 289 ff. HGB. fet zunächſt der 
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Beſchluß über die Herabſetzung des Grundkapitals anzumelden. Nach feiner 
Eintragung habe der Vorſtand unter Hinweis auf die beſchloſſene Herab⸗ 
ſetzung des Grundkapitals die Gläubiger aufzufordern, ihre Anſprüche anzu⸗ 
melden. Die Eintragung der erfolgten Herabfetzung könne dann erſt nach 
Ablauf des Sperrjahrs ſtattfinden. Eine Verbindung beider Eintragungen 
jet (anders als im Falle der Kapitalerhöhung nach § 285) hier nicht zu: 
läſſig. Die Beſchwerde hiergegen wurde zurückgewieſen. Auf die weitere 
Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung der Vorentſcheidungen 
die Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung an das Amts⸗ 
gericht zurückgewieſen aus folgenden Gründen: 

Aus § 285 HGB., welcher die Verbindung der Anmeldung und Ein 
tragung der erfolgten Erhöhung des Grundkapitals mit der Anmeldung und 
Eintragung des Beſchluſſes über die Erhöhung ausdrücklich geſtattet, und den 
Fehlen einer gleichartigen Vorſchrift für den Fall der Herabſetzung des Grund⸗ 
kapitals kann keineswegs auf die allgemeine Unzuläſſigkeit einer ſolchen Ber: 
bindung bezüglich der beſchloſſenen und erfolgten Herabſetzung geſchloſen 
werden. Allerdings iſt daraus zu entnehmen, daß bei der Herabſetzung dieſe 
Verbindung nicht (in der gleichen Weije, wie bei der Erhöhung des Grund: 
kapitals) ganz allgemein und unterſchiedslos zuläſſig iſt; wohl aber iſt in 
jedem einzelnen Falle zu prüfen, ob bei der Anmeldung des Herabſetzungs⸗ 
beſchluſſes die Herabſetzung bereits tatſächlich erfolgt iſt, und wenn letzteres 
zutrifft, ſo liegt auch kein Grund vor, der Verbindung beider Anmeldungen 
entgegenzutreten. Natürlich wird es zahlreiche Fälle geben, in welchen ihre 
Verbindung nicht ſtatthaft iſt, weil die Ausführung der Herabſetzung inzwiſchen 
noch nicht ſtattgefunden hat, und deshalb konnte das Geſetz für ſie eine den 
§ 285 entſprechende Beſtimmung nicht treffen; dadurch wird indes nicht aus 
geſchloſſen, daß fie in anderen Fällen tatſächlich möglich und ſomit aud zu⸗ 
läſſig iſt. 

Im gegebenen Falle iſt nun aber die am 22. Dezember 1906 beſchloſſene 
Herabſetzung des Grundkapitals der Aktiengefellſchaft von 4 000 000 M. auf 
2 500 000 M. bereits für erfolgt zu erachten. Zunächſt iſt der hierauf ge 
richtete Beſchluß durchaus vorbehalt⸗ und bedingungslos gefaßt; die Art und 
Weiſe, in welcher die Herabſetzung ausgeführt werden ſoll, iſt allfeitig bir: 
reichend beſtimmt, ſo daß es zu dieſem Zwecke keiner weiteren Beſchlüſſe oder 
Anordnungen der Organe der Geſellſchaft oder ſonſtiger hinzutretender Er: 
eigniſſe mehr bedarf. Ferner ſind die zur Ausführung der Herabſetzung 
des Grundkapitals im $ 290 HBG. vorgeſehenen Maßnahmen nach den 
vorliegenden Sachverhalt in ausreichender Weiſe getroffen. Es handelt 
ſich dort um diejenigen Maßregeln, welche dazu beſtimmt und erforderlich 
ſind, um eine äußere Uebereinſtimmung der Geſamtheit der nach der 
Herabſetzung verbleibenden Aktien mit der neuen Grundkapitalsziffer nad 
Maßgabe der bezüglichen Einzelheiten des Herabſetzungsbeſchluſſes herbeizu⸗ 
führen. Es iſt allerdings in der Literatur auch die Auffaſſung vertreten, 
daß dieſe Maßnahmen gar nicht mehr zur Ausführung der beſchloſſenen 
Herabſetzung erforderlich ſeien, die letztere vielmehr auch ohne fie erfolgt fet 
ſobald alle im Beſchluſſe vorgeſehenen Einzelheiten der Herabſetzung endgüllig 
feſtſtehen. Dieſer Anſicht kann jedoch nicht beigepflichtet werden. Es ſpricht 
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gegen fie nicht allein die Faſſung des Eingangs von § 290 HGB., nach 
welchem die dort erwähnten Maßnahmen „zur Ausführung der Herabſetzung 
des Grundkapitals“ beſtimmt find, ſondern auch der Inhalt der Denkſchrift, 
wo es heißt: „Außerdem muß der Beſchluß (auf Herabſetzung des Grund⸗ 
kapitals) ebenſo wie nach dem geltenden Rechte Beſtimmung darüber treffen, 
wie die Herabſetzung auszuführen iſt, namentlich ob eine Verminderung des 
Nennbetrags oder der Zahl der Aktien eintreten und ob dies im Wege einer 
Zuſammenlegung, Umtauſchung, Abſtempelung uſw. der Aktien bewerkſtelligt 
werden ſoll. Die im § 290 geregelte „Verminderung der Zahl der Aktien 
durch Umtauſch, Stempelung oder durch ein ähnliches Verfahren“ gehört hier⸗ 
nach zur Ausführung des Herabſetzungsbeſchluſſes, ohne welche die Herab⸗ 
ſetzung nicht als erfolgt angeſehen werden kann. Sie iſt aber hier bereits tat⸗ 
ſächlich durchgeführt: Nach dem Inhalte des Beſchluſſes ſoll die Verminderung 
der Zahl der Aktien mittels Zuſammenlegung in der Weiſe ſtattfinden, daß 
die Aktionäre auf Grund eines zwiſchen ihnen getroffenen Abkommens die 
Aktien Nr. 2501 bis 4000 der Geſellſchaft behufs deren Vernichtung über: 
weifen und denſelben alſo nur die Aktien Nr. 1 bis 2500 als noch ferner 
gültige Aktien verbleiben; eine Abſtempelung oder ein anderweitiges ähnliches 
Verfahren iſt nicht vorgeſchrieben. Dieſem Beſchluß iſt aber nach Lage der 
Sache bereits genügt; denn die B. H.⸗Geſellſchaft, bei welcher ſämtliche Aktien 
der Geſellſchaft hinterlegt ſind, iſt von allen Aktionären bereits angewieſen, 
die Aktien Nr. 2501 bis 4000 nach Eintragung der Beſchlüſſe in das 
Handelsregiſter dem Vorſtande der Geſellſchaft zur Vernichtung auszuhändigen. 
Auch ſind dieſe Aktien von ſeiten der B. H.⸗Geſellſchaft dem Vorſtande der 
Aktiengeſellſchaft zum Zwecke ihrer Vernichtung zur Verfügung geſtellt worden, 
ſo daß dieſe ſofort nach erfolgter Eintragung ſtattfinden ſoll und kann. End⸗ 
lich iſt die Verteilung der an die Aktionäre zurückzugebenden Aktien Nr. 1 
bis 2500 (im Verhältniſſe von 5 zurückzugebenden Aktien für je 8 einge⸗ 
lieferte Aktien) nach Maßgabe des bisherigen Aktienbeſitzes durch ein beſonderes 
Abkommen geregelt. Hiernach find im gegebenen Falle die nach § 290 er: 
forderlichen Maßnahmen hinlänglich durchgeführt. Des Nachweiſes der tat⸗ 
ſächlichen Vernichtung und der Rückgabe der verbleibenden Aktien an die 
einzelnen Aktionäre bedarf es hierzu nicht mehr, vielmehr reicht es aus, wenn 
die Aktien zu dieſen Zwecken dem Vorſtande zur Verfügung ſtehen. 

Irgendwelche weiteren Maßnahmen ſind aber in dem hier vorliegenden 
Falle, in welchem die Herabſetzung des Grundkapitals weder zwecks deſſen 
teilweiſer Zurückzahlung an die Aktionäre (§ 288 Abſ. 2, § 289 Abſ. 4 
Satz 1) noch behufs Befreiung der Aktionäre von der Verpflichtung zur 
Leiftung. von Einlagen auf die Aktien (§ 289 Abſ. 4 Satz 2 HGB.) ſtatt⸗ 
findet, zur Ausführung der Herabſetzung nicht mehr erforderlich; insbeſondere 
bedarf es hier nicht der Durchführung der im § 289 HGB. vorgeſehenen 
Gläubigerſchutzmaßregeln. Ob und in welchem Umfange die letztere in den 
erwähnten beiden beſonderen Fällen notwendig iſt, braucht hier nicht erörtert 
und entſchieden zu werden. Nach alledem ſtehen der Verbindung der An⸗ 
meldung und Eintragung der beſchloſſenen und der erfolgten Herabſetzung 
des Grundkapitals die von den Vorinſtanzen geltend ns Bedenken 
nicht entgegen. 


Eintragung der Anerkennung des für ein Mitglied einer Genoſſenſchaſt 

im Regiſter vorgemerkten Auſpruchs auf das Ausſcheiden; Unzuläſſgkeit 

der Löſchung der einmal erfolgten Eintragung wegen mangelnder Be⸗ 
glaubigung der Auerkennungserklärung des Vorſtandes. 


| § 71 GenG., § 142, § 147 Abf. 1 FG. 
Oberſtes Landesgericht München, den 24, Mai 1907. — Bd. 9 S. 31. 


Das Statut der Molkereigenoſſenſchaft A., eingetragene Genoſſenſchaſt 
mit unbeſchränkter Haftpflicht, knüpft die Mitgliedſchaft an den Wohnſitz in A. 
oder einer der nächſtliegenden Ortſchaften. Auf Antrag des Genoſſen B, 
der erklärte, ſeinen Wohnſitz von A. nach N. verlegt zu haben, hat daz 
Regiſtergericht am 20. Dezember 1906 deſſen Anſpruch auf Ausſcheiden aus 
der Genoſſenſchaft zum Schluſſe des Geſchäftsjahrs 1906 in der Liſte der 
Genoſſen vorgemerkt. Am nächſtfolgenden Tage ging bei dem Regiftergeridt 
eine von ſämtlichen Mitgliedern des Vorſtandes der Genoſſenſchaft unter: 
ſchriebene Erklärung des Inhalts ein, daß B. feinen Austritt zum Schluſe 
des Geſchäftsjahrs erklärt habe und daß die Aufkündigung rechtzeitig erfolgt 
ſei. Nachdem der Vorſtand auf Verlangen des Regiſtergerichts noch die Aus 
trittserklärung und eine Beſcheinigung über die Verlegung des Wohnſißes 
beigebracht hatte, wurde im März 1907 das Ausſcheiden des B. zum 31, 
Dezember 1906 in die Liſte der Genoſſen eingetragen. Mit Verfügung vom 
20. März 1907 benachrichtigte jedoch das Regiſtergericht die Beteiligten, daß 
es beabſichtige, die Eintragung von Amts wegen zu löſchen, weil der Vorſtand 
den Anſpruch des B. auf Ausſcheiden zum Schluſſe des Geſchäftsjahrs 1906 
nicht in der im § 71 Abſ. 2 GenG. vorgeſchriebenen beglaubigten Form 
anerkannt habe. Der von der Genoſſenſchaft erhobene Widerſpruch wurde 
zurückgewieſen, der von ihr eingelegten fofortigen Beſchwerde hat das Land⸗ 
gericht den Erfolg verſagt. Auf die ſofortige weitere Beſchwerde hat das 
Oberſte Landesgericht in München die Vorentſcheidungen aufgehoben aus 
folgenden Gründen: 

Nach § 70 Abſ. 2 GenG. wird das Ausſcheiden eines Genoſſen, das 
in Gemäßheit der S$ 65 bis 68 nur zum Schluſſe eines Geſchäſtsjahrs 
ftattfindet, erſt mit der Eintragung der das Ausscheiden begründenden Tat 
ſache und des aus den Urkunden hervorgehenden Jahresſchluſſes in die Lifte 
der Genoſſen wirkſam; wird die Eintragung erſt im Laufe eines ſpäteren 
Geſchäftsjahres bewirkt, ſo erfolgt das Ausſcheiden erſt mit dem Schluſe 
dieſes Jahres. Gegen die Folgen einer Verzögerung kann ſich der Genoſſe 
gemäß § 71 durch Erwirkung einer Vormerkung ſchützen, die die Tatſache, 
auf Grund deren er das Ausſcheiden beanſprucht, und den Jahresſchluß, zu 
dem er es beanſprucht, erſichtlich macht. Das Ausſcheiden gilt als am Tage 
der Vormerkung eingetragen, wenn der Vorſtand den Anſpruch in beglaubigte 
Form anerkennt oder zur Anerkennung rechtskräftig verurteilt wird und dies 
bei Einreichung des Anerkenntniſſes oder Urteils der Vormerkung hinzugefügt 
wird. Die Vorſchrift, daß das Anerkenntnis beglaubigt ſein muß, die in 
den SS 76, 77 für die dort bezeichneten Fälle wiederkehrt, hat denſelben 
Zweck wie die des § 157 Abſ. 1, nach der die Anmeldungen zum Genoffer 
ſchaftsregiſter, ſofern ſie nicht von den Vorſtandsmitgliedern perſönlich bewirkt 
werden, in beglaubigter Form einzureichen find; fie ſoll die Echtheit der Er 
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klärung der Vorſtandsmitglieder gewährleiſten. Sie iſt nicht eine Vorſchriſt 
des materiellen Rechtes, die Gewähr für die Ernſtlichkeit des Willens bieten 
und vor Uebereilung bewahren ſoll, ſondern wie die des § 1560 Satz 2 
BGB. und des § 29 GBO. eine Verfahrensvorſchrift. Auf Grund eines 
nicht in beglaubigter Form eingereichten Anerkenntniſſes darf das Regiſter⸗ 
gericht die der Vormerkung hinzuzufügende Eintragung nicht machen, iſt die 
Eintragung aber unter Verletzung der Vorſchrift vorgenommen worden, ſo 
kommt ihr, ſofern die Angabe, daß die Anerkennung erfolgt fei, richtig iſt, 
die im § 71 Abſ. 2 beſtimmte Wirkung zu. 

Die Beglaubigung iſt deshalb nicht eine weſentliche Vorausſetzung der 
Eintragung im Sinne der §§ 142, 147 FG.; die trotz des Mangels der 
Beglaubigung erfolgte Eintragung darf nicht wegen Außerachtlaſſung der nur 
das Verfahren bei der Eintragung betreffenden Vorſchrift von Amts wegen ge: 
löſcht werden. 

Die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts und die Verfügungen des 
Regiſtergerichts müſſen daher aufgehoben werden. 


Befugnis des Regiſtergerichts, einem Gewerbetreibenden, deſſen Unter⸗ 

nehmen kein Handelsgewerbe iſt oder deſſen Gewerbebetrieb nicht über den 

Umfang des Kleingewerbes hinausgeht, die Führung einer von dem bürger⸗ 
lichen Namen abweichenden Firma zu unterſagen. 


88 2, 4, § 37 Abſ. 1 HGS. 
Kammergericht Berlin, 30. Mai 1907. — Bd. 9 S. 33. 


Frau Marie M. hat von Frau Editha B. ein Stellenvermittelungs⸗ 
bureau käuflich erworben und führt es unter der Firma „Frau Editha B., 
Inh.: Marie M.“ weiter. Eine Firma der Frau B. war nicht in das 
Handelsregiſter eingetragen, auch die bezeichnete Firma iſt nicht eingetragen, 
doch wünſcht Frau M. ihre Eintragung und hat ſich bereit erklärt, die Zu⸗ 
ſtimmung der Frau B. dazu beizubringen. Das Amtsgericht hat der Frau M. 
im Wege des handelsgerichtlichen Ordnungsſtrafverfahrens die Führung dieſer 
Firma unterſagt, weil ſie im Betrieb ihres Gewerbes nur ihren bürgerlichen 
Namen führen dürfe. Dieſe hat dagegen Einſpruch eingelegt, zu deſſen Be⸗ 
gründung ſie anführte: Sie habe das Geſchäft von Frau B. mit der aus⸗ 
drücklichen Ermächtigung erworben. die bisherige Firma weiter zu führen; 
infolgedeſſen ſei ſie zu deren Führung berechtigt. Das Amtsgericht hat nach 
Erörterung der Sache in einem Termine den Einſpruch verworfen. Es nimmt 
an, daß das Geſindevermietungsbureau der Frau M. bei ſeinem geringen 
Umfang und der ſehr einfachen Betriebsart einen in kaufmänniſcher Weiſe 
eingerichteten Geſchäftsbetrieb nicht erfordere. Danach erachtet es unter Be⸗ 
zugnahme auf die SS 2, 4 HGB. die Führung der fraglichen Firma von 
ſeiten der Frau M. für unzuläſſig. 

Die ſofortige Beſchwerde der Frau M. iſt zurückgewieſen worden, auch 
der weiteren ſofortigen Beſchwerde hat das Kammergericht den Erfolg verſagt 
aus folgenden Gründen: 

Wenn jemand ein beſtehendes Geſchäft unter Lebenden mit der Firma gemäß 
§ 22 HGB. erwirbt, fo kommt es für die Fortführung der bisherigen Firma 
(mit oder ohne Beifügung eines das Nachfolgeverhältnis andeutenden Zuſatzes) 
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allerdings nicht darauf an, ob dieſe Firma bereits in das Handelsregiſter ein 
getragen war oder nicht (K GJ. 5, 24; 18, 26, RG. in JW. 1907 S. 82 
Nr. 12). Wohl aber iſt es zur Führung einer ſpezifiſch⸗kaufmänniſchen 
Firma unter allen Umſtänden erforderlich, daß es ſich um ein vollkaufmänniſchez 
Geſchäft handelt; ſowie zur Weiterführung einer übernommenen Firma, daß 
das mit ihr erworbene Geſchäft bereits ein vollkaufmänniſches war, als ez 
von dem neuen Geſchäftsinhaber erworben wurde (ROY 13, 24; 31, 144) 
In jedem Falle gebraucht ein Minderkaufmann eine ihm nach den Vorſchriften 
des Abſchnitts 3 des erſten Buches des Handelsgeſetzbuchs nicht zuſtehende 
Firma, ſobald er in feinem Geſchäftsbetriebe ſich einer kaufmänniſchen Firma 
bedient, welche von feinem bürgerlichen Namen abweicht, wie das bier der 
Fall iſt, fo daß dann ein Einſchreiten gegen ihn mit Ordnungsſtrafen aus § 37 
Abſ. 1 HGB. gerechtfertigt ijt. Die Zuſtimmung des früheren Geſchäftsin⸗ 
habers zur Führung der betreffenden Firma kann hieran ſelbſtverſtändlich nicht 
ändern, da es ſich dabei um die Anwendung öffentlich⸗rechtlicher Vorſchriften 
handelt. 

Die Geſchäfte einer Stellenvermittlerin ſind ihrer Beſchaffenheit nach nich 
als Grundhandelsgeſchäfte anzuſehen; insbeſondere treffen $ 1 Nr. 7 und 
die SS 84, 93 HGB. an ſich nicht auf fie zu. Ein auf fie gerichtetes ge 
werbliches Unternehmen ijt alſo gemäß § 2 HGB. nur dann als ein voll 
kaufmänniſches Handelsgewerbe anzuſehen, wenn es nach Art und Umfang 
einen in kaufmänniſcher Weiſe eingerichteten Geſchäftsbetrieb fordert. Dab 
Vorliegen dieſer Vorausſetzung iſt nun aber vom Amtsgericht auf Grund einer 
ausreichenden Würdigung des Sachverhalts ohne Rechtsirrtum verneint worden 
(zu vgl. RIA. 2, 131). Das Landgericht ijt ihm hierin beigetreten. Diele 
dem tatſächlichen Gebiet angehörende Entſcheidung der Vorinſtanzen iſt für 
das Gericht der weiteren Beſchwerde bindend. Daraus ergibt ſich die Zu: 
rückweiſung der weiteren Beſchwerde. 


Pflicht des Regiſtergerichts, vor der Eintragung einer von der General 
verſammlung beſchloſſenen Aenderung des Genoſſenſchaftsſtatuts zu prüfen, 
ob der Beſchluß mit der im Geſetz oder Statute vorgeſchriebenen Stimmen⸗ 
mehrheit gefaßt worden ijt; Unerheblichkeit des Ablaufs der einmonatigen 
Anfechtungsfriſt. 
S$ 16, 51 Gen. 


Kammergericht Berlin, 6. Juni 1907. — Bd. 9 S. 34. 


In der Generalverſammlung der Genoſſenſchaft K. waren von da 
347 Mitgliedern der Genoſſenſchaft 42 erſchienen. Es wurde ein Beſchluß 
auf Aenderung der Satzungen gefaßt und vom Vorſtande zur Eintragung in das 
Regiſter angemeldet. Das Regiſtergericht lehnte die Eintragung ab, da der 
Beſchluß zu denjenigen Satzungsänderungen gehöre, welche nach dem Statute der 
Genoſſenſchaft nur von zwei Dritteilen aller Mitglieder gefaßt werden könnten. 
Die Beſchwerde wurde zurückgewieſen. In der weiteren Beſchwerde wird aus 
geführt: Der Regiſterrichter habe den Beſchluß nicht auf feine Webereinftimmung 
mit den Beſtimmungen des Statuts zu prüfen, ſondern lediglich daraufhin, 
ob er materiell gegen eine Beſtimmung des Genoſſenſchaftsgeſetzes verſtoße; 
namentlich erſtrecke ſich fein Prüfungsrecht nicht darauf, ob der Beſchluß 
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ordnungsmäßig zuſtande gekommen ſei, denn dies könne er aus dem Wort⸗ 
laute des ihm in Abſchrift einzureichenden Beſchluſſes gar nicht entnehmen. 
Die Geltendmachung der bezüglichen Mängel ſei den Genoſſen vorzubehalten, 
die den in ſtatutenwidrigerweiſe zuſtande gekommenen Beſchluß binnen Monats⸗ 
friſt durch Klage anzufechten hätten. Letzteres ſei hier nicht geſchehen, ſo daß 
der Beſchluß wirkſam geworden ſein würde, ſelbſt wenn die vom e 
gerügte Statutenwidrigkeit wirklich vorliegen ſollte. 

Das Kammergericht hat der weiteren Beſchwerde den Erfolg pes 
aus folgenden Gründen: 

Es kann hier dahingeſtellt bleiben, ob ſich das Prüfungsrecht des Regiſter⸗ 
gerichts darauf erſtreckt, ob ein Beſchluß der Generalverſammlung der Ge⸗ 
noſſenſchaft, welcher zur Eintragung angemeldet iſt, ordnungsmäßig zuſtande 
gekommen iſt; denn es wird nicht die äußere Ordnungsmäßigkeit und Beſchluß⸗ 
faſſung beanſtandet, was beiſpielsweiſe der Fall fein würde, wenn es ſich 
um eine Bemängelung der Berufung der Verſammlung, der Ankündigung 
der Beratungsgegenſtände oder der Art der Abſtimmung handelte. Vielmehr 
kommt es auf die davon ſehr wohl zu unterſcheidende Frage an, ob ein äußer⸗ 
lich ordnungsmäßig zuſtande gekommener Beſchluß von der für ihn zuſtändigen 
Mehrheit gefaßt worden iſt. Es kann aber keinem ernſtlichen Bedenken unter⸗ 
liegen, daß das Regiſtergericht in dieſer Beziehung ein Prüfungsrecht hat. 
Wie das Gericht zu prüfen hat, ob ein einzutragender Beſchluß für eine 
Genoſſenſchaft (Aktiengefellſchaft, Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung) von 
dem zuſtändigen Organe (Generalverſammlung, Auſſichtsrat) gefaßt worden 
iſt, ſo ſteht ihm auch die Prüfung zu, ob er diejenige Mehrheit gefunden 
hat, welche im beſonderen Falle im Geſetz oder (innerhalb der vom Geſetze 
gezogenen Grenzen) in den Satzungen vorgeſchrieben iſt; denn, wie ein un⸗ 
zuſtändiges Genoſſenſchaftsorgan nicht die Funktionen des zuſtändigen ausüben 
kann, ebenſowenig kann eine geringere Mehrheit von Genoſſen einen Beſchluß 
über einen Gegenſtand faſſen, welcher ihrem Befinden nicht unterſteht und 
nur von einer größeren Mehrheit gefaßt werden kann. Wenn eine ungenügende 
Mehrheit einen Beſchluß faßt oder richtiger zu fallen vermeint, jo liegt nur 
dem äußeren Scheine nach ein Beſchluß vor; in Wirklichkeit aber iſt gar kein 
Beſchluß vorhanden. Die auf die Erzielung eines gewiſſen rechtlichen Erfolgs 
gerichteten Erklärungen der abſtimmenden Genoſſen ſind, wenn ſie ſich nicht 
zu der vorgeſchriebenen Mehrheit vereinigen, ungeeignet, den mit der Ab⸗ 
ſtimmung verfolgten Zweck zu erreichen. Der Akt der Beſchlußfaſſung hat 
ein poſitives Ergebnis nicht gehabt; es liegt ein juriſtiſches Nichts, ein nihil 
actum vor. Der ſogenannte Beſchluß iſt nicht etwa ein formell mangel⸗ 
hafter Beſchluß, ſondern in Wirklichkeit gar kein Beſchluß. Von Rechts wegen 
müßte im Protokolle vermerkt werden, der betreffende Antrag ſei abgelehnt. 
Wenn ſtatt deſſen aus einem rechtlichen oder ſonſtigen Irrtume der Beteiligten 
das Protokoll dahin niedergeſchrieben wird, daß der Antrag angenommen und 
ein Beſchluß gefaßt ſei, obwohl ein ſolcher (wie aus dem dabei angegebenen 
Stimmenverhältniſſe bei richtiger Beurteilung der Sachlage hervorgeht) tat⸗ 
ſächlich gar nicht zuſtande gekommen iſt, ſo kann durch dieſe irrtümliche Auf⸗ 
faſſung und demgemäß falſche Protokollierung ſelbſtverſtändlich ein nicht 
vorhandener Beſchluß nicht erſetzt werden. 

Ein ſolches Scheinbild eines von einer unzuſtändigen Mehrheit ange⸗ 
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nommenen Beſchluſſes kann aber auch nicht etwa nachträglich dadurch Rechtz⸗ 
wirkſamkeit erlangen, daß feine Anfechtung innerhalb der einmonatigen Frit 
des § 51 GenG. unterbleibt. Allerdings werden formell mangelhafte Be 
ſchlüſſe der Generalverſammlung einer Genoſſenſchaft zufolge Unterlaſſung 
rechtzeitiger Anfechtung unanfechtbar, ſo daß dann auch ihre Eintragung von 
Regiſtergerichte nicht mehr abgelehnt werden darf. Da jedoch hier kein witt 
licher, von zuſtändiger Seite gefaßter Beſchluß vorliegt, ſondern lediglich die 
irrtümliche, unmaßgebliche Annahme eines ſolchen, jo fehlt es überhaupt an 
einem geeigneten Gegenſtand für eine Anfechtungsklage aus § 51 Geng. 
Wenn das Reichsgericht (60, 414) in dem dort behandelten beſonderen dall 
zu einem anderen Ergebniſſe gelangte, fo kann dieſe Entſcheidung, als auf de 
konkreten Sachlage beruhend, für den vorliegenden Fall nicht als maßgebend 
angeſehen werden. Es ijt auch darauf hinzuweiſen, daß das Reichsgericht dat 
vom Standpunkte des Prozeßgerichts erkannt hat, während hier von dar 
jenigen des Regiſtergerichts, alſo unter anderen rechtlichen Geſichtspunkten, u 
entſcheiden iſt. Für das letztere kann jedenfalls ein ſolcher in Wirklichkeit 
nicht zu Recht beſtehender Scheinbeſchluß — ohne Rückſicht auf den Ablauf 
der Friſt des S 51 — als Grundlage für eine von ihm anzuordnende Ge 
tragung in das Genoſſenſchaftsregiſter nicht in Betracht kommen. Nach ale 
dem hat das Regiſtergericht grundſätzlich vor der Eintragung einer Abänderung 
des Genoſſenſchaftsſtatuts zu prüfen, ob fie mit der im Geſetz oder im Statue 
(vergl. § 16 Abſ. 2 Satz 3 GenG.) vorgeſchriebenen Stimmenmehrheit be 
ſchloſſen iſt, und verneinenden Falls die Eintragung abzulehnen. 


Sicherſtellung beſtrittener Forderungen vor der Eintragung der Herabſetzun 
des Grundkapitals einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung. 


§ 58 Abi. 1 Nr. 4 GmbHG. 
Kammergericht Berlin, 27. Juni 1907. — Bd. 9 ©. 37. 


Die Geſchäftsführer der E., Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung zu B, 
haben beim Regiſtergerichte die erfolgte Herabſetzung des Stammkapitals det 
Geſellſchaft zur Eintragung in das Handelsregiſter angemeldet. Die im § 9 
Nr. 1 GmbHG. vorgeſchriebene Bekanntmachung des Beſchluſſes über di 
Herabſetzung nebſt Aufforderung an die Gläubiger iſt erfolgt, auch find de 
bekannten Gläubiger entſprechend benachrichtigt und aufgefordert worden. De 
Geſchäftsführer haben ferner erklärt, daß alle Gläubiger, welche fic) genelde 
und der Herabſetzung des Kapitals nicht zugeſtimmt haben, befriedigt ſeien, ui 
Ausnahme der Firma K. in S., welche gegen die Geſellſchaft eine angeblihe 
Forderung von 67 170,90 M. eingeklagt habe. Die Geſchäftsführer haben 
jedoch ausdrücklich verſichert, daß dieſe von ihnen beſtrittene Forderung ſowol 
nach ihrer auf ſorgfältige Prüfung ſich gründenden Ueberzeugung als auh 
nach der Anſicht ihrer Rechtsbeiſtände W., H. und B. in H. im vollen Umfang 
unbegründet fei. Sie hielten ſich deshalb auch nicht für verpflichtet, für diet 
unbegründete Forderung Sicherheit zu leiſten. Das Amtsgericht hat de 
Antragſtellern mitgeteilt, daß dem Antrag erſt entſprochen werden könne, wenn 
die Firma K. in S. wegen ihrer Forderung ſicher geſtellt fei. Die Beſchwerde 
hiergegen iſt zurückgewieſen worden. Auch der weiteren Beſchwerde hat das 
Kammergericht den Erfolg verſagt aus folgenden Gründen: 


Für die Herabſetzung des Stammkapitals einer Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung und deren Eintragung in das Handelsregiſter iſt nach § 58 Nr. 2 
und Nr. 4 GmbHG. unter anderem erforderlich, daß die Gläubiger, welche 
ſich bei der Geſellſchaft rechtzeitig melden und der Herabſetzung des Stamm⸗ 
kapitals nicht zuſtimmen, wegen der erhobenen Anſprüche zu befriedigen oder 
ſicherzuſtellen ſind, ſowie daß die Geſchäftsführer der Geſellſchaft dem Regiſter⸗ 
gerichte die Verſicherung abgeben, daß die Gläubiger, welche ſich bei der Geſell⸗ 
ſchaft gemeldet und der Herabſetzung nicht zugeſtimmt haben, befriedigt oder 
ſichergeſtellt ſind. Dieſe Beſtimmungen können bei ihrer praktiſchen Durch⸗ 
führung allerdings inſofern zu Zweifeln Veranlaſſung geben, als in ihnen 
nichts ausdrücklich darüber geſagt iſt, wie dann zu verfahren iſt, wenn eine 
bei der Geſellſchaft angemeldete Forderung von dieſer beſtritten wird, ins⸗ 
beſondere wem die Entſcheidung über dieſen Streit zuſteht. 

Staub, an welchen ſich die Beſchwerdeführer bei der ganzen Behandlung 

der Angelegenheit augenſcheinlich anſchließen, will dieſe Schwierigkeiten in 
folgender Weiſe löſen: „Wenn die Forderung beſtritten wird — ſagt er — 
ſo iſt der Betrag nicht etwa notwendig zu hinterlegen. Vielmehr haben die 
Geſellſchaftsorgane nach Pflicht und Gewiſſen und mit der Sorgfalt ordent⸗ 
licher Geſchäftsleute den Rechtsbeſtand der Forderung zu prüfen und hiernach 
zu verfahren. Das Beſte wird ſein, wenn ſie in ſolchen Fällen nach Dar⸗ 
legung des Sachverhältniſſes Gutachten von geeigneter Seite einholen. Wenn 
ſie, geſtützt auf gewiſſenhafte Prüfung, dem Regiſterrichter erklären, daß ſie 
eine Forderung, obwohl ſie angemeldet war, weder befriedigt noch ſichergeſtellt 
haben, weil ſie dieſelbe nicht für begründet halten, ſo wird der Eintragung nichts 
im Wege ſtehen. Dem Gläubiger bleibt es dann überlaſſen, ſeinerſeits die 
Eintragung im Prozeßwege zu verhindern oder nach der Eintragung Sicher⸗ 
ſtellung durch Klage zu erzwingen.“ Dieſer Rechtsſtandpunkt kann keinesfalls 
als zutreffend anerkannt werden. Er entſpricht offenbar dem Inhalte der 
von den Geſchäftsſührern nach § 58 Nr. 4 abzugebenden Verſicherung nicht, 
da ſie für ein derartiges diskretionäres Ermeſſen auf ſeiten der Geſellſchaft 
keinen Raum läßt. Dieſe Auffaſſung ſteht auch nicht mit dem im § 58 
verfolgten Zwecke, einen wirkſamen Schutz der Gläubiger gegen die ihnen durch 
die Herabſetzung des Stammkapitals drohenden Nachteile herbeizuführen, im 
Einklange. Die Begründung zum Entwurfe des Geſetzes bemerkt ausdrücklich, 
daß man dabei die Abſicht verfolge, „eine gewiſſe Kontrolle des Regiſter⸗ 
gerichts über die Beobachtung der im Intereſſe der Geſchäftsgläubiger ge: 
troffenen Vorſchriften zu ermöglichen“. Dieſem Zwecke des Geſetzes würde 
aber nicht in genügender Weiſe Rechnung getragen werden, wenn man die 
Entſcheidung darüber, wer als „Gläubiger“ der Geſellſchaft zu betrachten und 
als ſolcher zu befriedigen oder ſicherzuſtellen iſt, lediglich der Geſellſchaſt 
ſelbſt, ihren Geſchäftsführern oder Rechtsbeiſtänden (deren Auswahl doch auch 
in den Händen der Geſellſchaft liegt) überlaſſen wollte. Die Geſellſchaft würde 
dann gewiſſermaßen Richter in eigener Sache ſein und durch eine ihr ſelbſt 
günſtige Auffaſſung und Entſcheidung nur zu leicht die Intereſſen ihrer 
Gläubiger gefährden. Es fragt ſich nun aber weiter, ob die bezügliche Ent⸗ 
ſcheidung im Streitfalle dem Regifter= oder dem Prozeßgerichte zuſteht. Ver⸗ 
ſchiedene Umſtände ſprechen in entſcheidender Weiſe dafür, daß ſie dem letzteren 
zu überlaſſen iſt. So zunächſt der Wortlaut des § 58 Nr. 2, nach welchem 
5* 
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„die Gläubiger, welche ſich bei der Geſellſchaft melden, wegen der erhobenen 
Anſprüche zu befriedigen oder ſicherzuſtellen ſind“. Daraus iſt zu ent 
nehmen, daß das Regiſtergericht ohne weiteres jeden als „Gläubiger“ any: 
nehmen hat, welcher einen Anſpruch gegen die Geſellſchaft erhoben und be 
ihr angemeldet hat. Danach iſt das Regiſtergericht von jeder Prüfung in 
der Richtung entbunden, ob eine angemeldete Forderung auch wirklich begründe 
iſt. Demgemäß iſt die Entſcheidung hierüber nach allgemeinen Grundſäzen 
lediglich dem Prozeßgerichte zuzuweiſen. In dem gleichen Sinne iſt auch da 
Umſtand zu verwerten, daß § 58 (früher § 59) GmbHG. augenſcheinlic 
in Anlehnung an Artikel 248, 245, 202 HGB. entſtanden iſt und daß nac 
dieſen im Falle der Herabſetzung des Aktienkapitals die Sicherſtellung auch 
der „ſtreitigen Forderungen“ zu erfolgen hatte. Endlich entſpricht es aud 
nicht den Aufgaben und der Stellung des Regiſterrichters, wenn ihm (fa é 
auch vorbehaltlich der Vorſchrift des § 127 FG.) die Entſcheidung derartige 
Streitigkeiten zugewiefen würde; vielmehr erſcheint lediglich das Prozeßgerich 
als die geeignete Stelle, um fie zum Austrage zu bringen. Hiernach bleibt 
einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, welche eine bei ihr angemeldet 
Forderung beſtreitet und deshalb ihre Tilgung oder Sicherſtellung weiget, 
bei der Anmeldung der Herabſetzung ihres Stammkapitals nichts weiter übrig, 
als dem Regiſtergericht eine Entſcheidung des Prozeßgerichts beizubringen, nad 
welcher fie dazu nicht verpflichtet oder nur in einer von ihe zugebilligen 
Höhe verpflichtet if. Auf jeden Fall läßt der Umſtand, daß bei der Kapinl⸗ 
herabſetzung die Aenderung der beſtehenden Rechts⸗ und Siderbeitsverbilinife 
von der Geſellſchaft ausgeht, es als richtiger erſcheinen, wenn eine foli 
Klageerhebung von ihr verlangt wird, anſtatt, wie Staub es will, von den 
betreffenden Gläubiger. Nach alledem haben die Vorinſtanzen die verlange 
Eintragung mit Recht abgelehnt; demgemäß war auch die weitere Beſchwerde 
als unbegründet zurückzuweiſen. 


Anmeldung einer Statutenänderung zum Genoflenfchaftöregifter. Net: 

wendigkeit der Mitwirkung der Vorſtandsmitglie der in derjenigen Angell 

welche nach dem Statute zur ordnungsmäßigen Beſetzung des Vorſtaubdes 
erforderlich iſt. 


§ 157 Gen. 
Oberlandesgericht Jena, 22. Juli 1907. — Bd. 9 S. 42. 


Der Vorſtand des G. Bankverein, eingetragene Genoſſenſchaft mit be 
ſchränkter Haftpflicht, beſteht nach dem Statut aus drei Mitgliedern. Wi 
Regiſtergericht hatte eine von zwei Mitgliedern des Vorſtandes angemeldet 
Eintragung einer Statutenänderung abgelehnt, da die Anmeldung von ſänk 
lichen Vorſtandsmitgliedern zu bewirken fei. Die Beſchwerde hiergegen it 
zurückgewieſen worden. Mit der weiteren Beſchwerde wird geltend gemalt, 
daß nach dem Statute zwei Vorſtandsmitglieder berechtigt ſeien, die Genofer 
ſchaft bei Abgabe von Willenserklärungen zu vertreten und daß bei der Ir 
meldung ſämtliche zurzeit vorhandene Vorſtandsmitglieder mitgewirkt hätten, 
da die im Statut vorgeſehene dritte Stelle nicht beſetzt ſei. 

Auch die weitere Beſchwerde iſt vom Oberlandesgericht Jena jurié 
gewieſen worden aus folgenden Gründen: 
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Nach § 157 GenG. find Anmeldungen zum Genoſſenſchaftsregiſter durch 
ſämtliche Mitglieder des Vorſtandes perſönlich zu bewirken oder in beglaubigter 
Form einzureichen. Daß die Anmeldungen von Statutenänderungen, für die 
zunächſt die Vorſchriften in § 16 Abſ. 3 und § 11 Abſ. 1 ſowie § 10 
Genc. gelten, auch unter die Beſtimmung im § 157 fallen, ergibt der 
§ 157 vergl. mit $ 16 und ijt durch § 6 Abſ. 1 und Abi. 2 Ziffer 2 
der Bekanntmachung des Reichskanzlers, betreffend die Führung des Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſters und die Anmeldungen zu dieſem Regiſter, vom 1. Juli 1899, 
außer Zweifel geſtellt. Die rechtliche Bedeutung des $ 157 läßt ſich be 
ſonders ſcharf erfaſſen, wenn man ihm die Beſtimmung im § 25 Geng. 
gegenüberſtellt. Der § 25 handelt von der Vertretung der Genoſſenſchaft 
durch den Vorſtand bei Abgabe von Willenserklärungen und überläßt es hier 
dem Genoſſenſchaftsſtatute, Form und Weiſe der Vertretung zu beſtimmen. 
Im § 157 iſt dagegen von einer Vertretung der Genoſſenſchaft durch den 
Vorſtand überhaupt nicht die Rede. Denn es iſt nicht Sache der nach Maß⸗ 
gabe des Statuts durch den Vorſtand vertretenen Genoſſenſchaft, ſondern 
Sache gerade des Vorſtandes als ſolchem, für die Anmeldungen zum Regiſter 
beſorgt zu fein (vergl. z. B. § 11, § 16 Abſ. 3 in Verbindung mit § 11, 
§ 28 u. a. m.). Und § 157 ſtellt nun weiter für den Vorſtand die 
öffentlich⸗ rechtliche und darum nicht dispoſitive Pflicht auf, die Anmeldungen 
durch ſeine ſämtlichen Mitglieder zu bewirken. Es ergibt ſich daraus für den 
vorliegenden Fall, daß die Beſtimmung in dem Statute des G. Bankvereins, 
wonach zwei Vorſtandsmitglieder die Genoſſenſchaft bei Abgabe von Willens⸗ 
erklärungen vertreten können, eben weil es ſich bei der Anmeldung zum Ge⸗ 
noſſenſchaftsregiſter nicht um eine Vertretung der juriſtiſchen Perſon durch 
ihren Vorſtand handelt, zugunſten des Beſchwerdeführers nicht angewendet 


werden kann. 


Sonach handelt es ſich für die Entſcheidung nur noch um die Frage, 
was man unter den „ſämtlichen“ Vorſtandsmitgliedern im § 157 zu ver⸗ 
ſtehen hat. Kommen als ſolche, wenn zur Zeit der Anmeldung eine oder 
mehrere Vorſtandsſtellen nicht beſetzt ſind, nur — wie der Beſchwerdeführer 
meint — die wirklich vorhandenen Mitglieder des Vorſtandes in Betracht, 
oder alle Mitglieder, die nach dem Statute den ſtatutariſch vorgeſehenen Vor⸗ 
ſtand bilden? | 

Die Frage ift mit den Vorinſtanzen im Sinne der zweiten Alternative 
zu beantworten. 

Wäre die Anſicht des Beſchwerdeführers richtig, ſo müßte man, wenn 
beiſpielsweiſe bei einer größeren Anzahl von Vorſtandsſtellen zur Zeit der An⸗ 
meldung zum Regiſter auch nur eine einzige beſetzt wäre, folgerichtig die 
Anmeldung durch dieſes eine Vorſtandsmitglied als dem § 157 Gen®. ent: 
ſprechend erachten. Dieſem Ergebniſſe ſteht aber zunächſt der Wortlaut der 
Beſtimmung im § 157 entgegen; denn von „ſämtlichen“ redet man nur 
bei einer Mehrheit. Dann würde aber auf dieſe Weiſe weiter auch die ſchärfere 
öffentlich⸗rechtliche Vorſchrift des § 157 gegenüber dem oben angeführten § 25 
eine Abſchwächung erfahren, die dem Geiſte des Genoſſenſchaftsgeſetzes völlig 
widerſpräche. Denn nach § 25 find, bei aller Freiheit, die dem Statut im 
übrigen vom Geſetzgeber gelaſſen worden iſt, ſtets mindeſtens zwei Vorſtands⸗ 
mitglieder erforderlich, um die Genoſſenſchaft zu vertreten. Die Anmeldung 
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zum Regiſter, für die die Mitwirkung ſämtlicher Mitglieder des Vorſtandes 
gefordert wird, ſollte dagegen gegebenenfalls von nur einer Perſon bewirl 
werden können. Aus dieſen Gründen iſt das Oberlandesgericht der Meinung, 
daß im vorliegenden Falle nur die drei Perſonen, die nach dem Statute den 
Vorſtand in vollſtändiger Beſetzung bilden, die Anmeldung bewirken könnten 
und daß es deshalb vor der Anmeldung erſt einer Ergänzung des Vorſtandez 
durch Beſetzung der dritten Stelle bedarf. Das Oberlandesgericht befinde 
ſich mit dieſer Anſicht im Einklange mit den Kommentatoren des Handels 
geſetzbuchs Staub und Makower und mit dem Kammergerichte, welche die 
gleiche Meinung in Fällen vertreten haben, wo das Handelsgeſetzbuch die Be⸗ 
teiligung ſämtlicher Vorſtands⸗ und Aufſichtsratsmitglieder bei einer Anmeldung 
zum Handelsregiſter verlangt (zu vergl. OL GRſpr. 5, 278, RIA. 3, 124) 

Waren alſo die beiden Mitglieder des Vorſtandes, welche die Aenderungen 
des Statuts angemeldet haben, zu dieſer Anmeldung nach dem Gefege nich 
berechtigt, ſo konnte und mußte der Regiſterrichter die von ihnen begehrte 
Eintragung ablehnen. Die Legitimation des oder der Anmeldenden unter: 
liegt ſeiner amtlichen Prüfungspflicht. Wenn auch im vorliegenden Fale 
wie ſich aus § 160 Gen. ergibt, dem Regiſterrichter Zwangsmittel nidt 
zu Gebote ſtehen, um eine geſetzliche Anmeldung zu erzwingen, fo hat er dod 
das Recht und die Pflicht, die Eintragung, die von nicht legitimierten Per 
ſonen begehrt wird, abzulehnen. Sonach liegt die gerügte Verletzung de 
§ 157 GenG. nicht vor, die weitere Beſchwerde iſt alſo unbegründet und 
daher zurückzuweiſen. 


Veräußerung des Handelsgeſchäfts des Gemeinſchuldners durch den Konkur⸗ 

verwalter; Erfordernis der Einwilligung des Gemeinſchuldners zur Fort 

führung der Firma ſeitens des Erwerbers, auch wenn der Name dei 
Gemeinſchuldners in der Firma nicht enthalten iſt. 


§ 1 KO., §§ 17, 22 HGB. 
Kammergericht Berlin, 22. Auguft 1907. — Bd. 9 S. 46. 


Der Kaufmann L. betrieb unter der Firma J. R. in B. ein Handels 
geſchäft. Ueber fein Vermögen iſt das Konkursverfahren eröffnet worde 
und der Konkursverwalter hat das Handelsgeſchäft mit der Firma an di 
Witwe R. verkauft. Das Amtsgericht hat den Antrag der Frau R., fie als 
Inhaberin der Firma in das Handelsregiſter einzutragen, zurückgewieſen, wel 
die Einwilligung des Gemeinſchuldners zur Uebertragung der Firma auf fi 
nicht beigebracht if. Die von der Käuferin eingelegte Beſchwerde iſt aus 
demſelben Grunde zurückgewieſen worden. Auch der weiteren Beſchwerde hat 
das Kammergericht den Erfolg verſagt aus folgenden Gründen: 

Nach § 1 KO. umfaßt das Konkursverfahren das geſamte der Zwangs 
vollſtreckung unterliegende Vermögen des Gemeinſchuldners, welches ihm zurzeit 
der Eröffnung des Verfahrens gehört. Was alſo nicht der Zwangsvoll 
ſtreckung unterliegt, gehört nicht zur Konkursmaſſe und unterliegt ſomit aud 
nicht der Verfügung des Konkursverwalters. Das Recht zur Führung ener 
Firma iſt ein Namensrecht; die Firma iſt nach § 17 HGB. der Nane, 
unter dem ein Kaufmann ſeine Geſchäfte im Handel betreibt und ſeine Unter 
ſchrift abgibt. Ein ſolches Namensrecht ift kein Vermögensrecht, in das eine 
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Zwangsvollſtreckung vorgenommen werden kann, es gehört deshalb auch 
nicht zur Konkursmaſſe (RG. 9, 106; 58, 169; JW. 1902 S. 95 
Nr. 25). Die von Staub ausgeſprochene Anſicht, daß der Konkursverwalter 
das Handelsgeſchäft mit der Firma dann veräußern könne, wenn der Name 
des Gemeinſchuldners in der Firma nicht enthalten ſei, weil in dieſem Falle 
mit der Firma ein Namenrecht nicht verbunden ſei, widerſpricht dem § 17 
HGB., wonach ſchlechthin die Firma der Name iſt, unter dem ein Kaufmann 
ſeine Handelsgeſchäfte betreibt, gleichviel ob dieſer Name mit dem Familien⸗ 
namen des Kaufmanns zuſammenfällt oder nicht. Das Geſetz macht in dieſer 
Beziehung keinen Unterſchied, alſo darf es der Richter auch nicht. Die Ein⸗ 
willigung zur Fortführung der Firma muß daher bei einer Veräußerung des 
Handelsgeſchäfts im Konkurſe vom Gemeinſchuldner erteilt werden. Da dieſe 
nicht beigebracht iſt, haben die Vorinſtanzen die Eintragung der Beſchwerde⸗ 
führerin als Inhaberin der Firma im Handelsregiſter zu Recht abgelehnt. 


Aenderung des Vorſtandes eines eingetragenen Vereins. Notwendigkeit 

der Anmeldung durch ſämtliche Vorſtandsmitglieder, auch wenn in der 

Satzung beſtimmt iſt, daß Anmeldungen zum Vereinsregiſter nur der 
Unterſchrift eines Teiles der Vorſtandsmitglieder bedürfen. 


SS 67, 77 BGB. | 
Kammergericht Berlin, 20. Juni 1907. — Bo. 9 S. 47. 


Im Vereinsregiſter des Amtsgerichts in Z. iſt der Volksbüchereiverein für 
den Kreis Z. eingetragen. Nach § 5 der Satzung wird der Verein in allen 
ſeinen Angelegenheiten von einem Vorſtande vertreten, der aus einem Vor⸗ 
ſitzenden und acht Mitgliedern beſteht. Urkunden, die den Verein vermögens⸗ 
rechtlich verpflichten, bezw. die Anmeldung zum Vereinsregiſter bedürfen nach 
§ 5 Abſ. 4 der Satzung nur der Unterfchrift des Vorſitzenden oder feines 
Stellvertreters und zweier Vorſtandsmitglieder. Entſprechend dieſer Beſtimmung 
der Satzung haben nach erfolgter Neuwahl zweier Vorſtandsmitglieder an 
Stelle zweier ausgeſchiedener Mitglieder der Landrat v. P. als Vorſitzender 
und zwei weitere Mitglieder des Vorſtandes, W. und U., zum Protokolle des 
Gerichtsſchreibers des Amtsgerichts Z. die Aenderung des Vorſtandes zur Ein⸗ 
tragung in das Vereinsregiſter angemeldet. Das Amtsgericht hat ſämtlichen 
neun Vorſtandsmitgliedern eröffnet, daß die Anmeldung von allen Mitgliedern 
des Vorſtandes erfolgen müſſe und ſie bei Meidung einer Ordnungsſtrafe 
aufgefordert, binnen zwei Wochen eine ordnungsmäßige Anmeldung der Aende⸗ 
rung des Vorſtandes zu bewirken oder die Unterlaſſung mittels Einſpruchs 
zu rechtfertigen. Den von dem Landrat v. P. namens ſämtlicher Vorſtands⸗ 
mitglieder erhobenen Einſpruch hat das Amtsgericht nach Erörterung der 
Sache in einem Termine verworfen und gegen ſämtliche neun Vorſtandsmit⸗ 
glieder Ordnungsſtrafen feſtgeſetzt. Die ſofortige Beſchwerde des Landrats v. P. 
hiergegen iſt zurückgewieſen worden. Auf die ſofortige weitere Beſchwerde 
hat das Kammergericht die gegen den Landrat v. P. feſtgeſetzte Ordnungs⸗ 
ſtrafe aufgehoben. In den Gründen wird ausgeführt: 

Nach § 67 BGB. iſt jede Aenderung des Vorſtandes eines eingetragenen 
Vereins von dem Vorſtande zur Eintragung anzumelden. Dieſe Beſtimmung 
iſt dahin zu verſtehen, daß ſolche Anmeldungen ohne Rückſicht auf eine etwaige 
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abweichende Beſtimmung der Satzung von allen Vorſtandsmitgliedern bewirkt 
werden müſſen und daß fie nicht dem Vorſtand als geſetzlichem Vertreter des 
Vereins, ſondern den Mitgliedern des Vorſtandes als phyſiſchen Perſonen 
obliegen. Dieſe Auslegung des § 67 BGB. hat das Kammergericht in 
ſeinem Beſchluſſe vom 4. März 1901 (KGJ. 21, 271) näher begründe 
und ſeitdem in wiederholten Entſcheidungen in ſtändiger Rechtſprechung fe: 
gehalten (RIA. 2, 183). Auch nach erneuter Prüfung aus Anlaß de 
vorliegenden Falles muß dieſer Standpunkt aufrecht erhalten werden. 

Der Beſchwerdeführer will die Beſtimmung der Satzung, daß Anmeldungen 
zum Vereinsregiſter nur der Unterſchrift des Vorſitzenden oder feines Stel. 
vertreters und zweier anderer Vorſtandsmitglieder bedürfen, als eine von den 
Verein oder dem Vorſtand erfolgte generelle Bevollmächtigung der jewels 
handelnden drei Vorſtandsmitglieder aufgefaßt willen. Dieſe Anſicht erweſt 
fic) jedoch als unzutreffend. Allerdings hat das Kammergericht den Rechts: 
grundſatz aufgeſtellt, daß nach § 67 BGB. nicht ausgeſchloſſen werde, daß 
die Anmeldungen ſowohl in der Form des § 77 BGB. durch öffentlich be 
glaubigte Erklärung wie auch in der Form der 88 159, 128 FG, durd 
mündliche Erklärung zum Protokolle des Gerichtsſchreibers oder des Richter 
ſelbſt (Art. 2 PrI Allg Vfg. vom 6. November 1899 über die Führung de 
Vereinsregiſters und des Güterrechtsregiſters, IM Bl. 299, 302) durch Br 
vollmächtigte der einzelnen Vorſtandsmitglieder bewirkt werden können, fofem 
nur die Vollmacht öffentlich beglaubigt iſt (RJA. 4, 31). Es iſt ferner in 
RIA. 8, 130 für nicht erforderlich erklärt, daß für jede Anmeldung di 
Bevollmächtigten eine den Juhalt der Einzelanmeldung konkret bezeichnende 
Spezialvollmacht vorlegen, vielmehr regelmäßig auch eine generelle Vollmach 
auf Bewirkung von Anmeldungen zum Vereinsregiſter für den Madhtgeber 
für ausreichend erklärt. Allein dieſe Grundſätze können nicht dazu führen, 
auf Grund der Beſtimmung des vierten Abſatzes des § 5 der Satzung de 
Volksbüchereivereins die Vorſtandsmitglieder v. P., W. und U. zur Bewirkung 
von Anmeldungen zum Vereinsregiſter namens der übrigen feds Borltandé 
mitglieder als bevollmächtigt erſcheinen zu laſſen. Die Vereinsſatzung enthilt 
lediglich Beſtimmungen über die Verfaſſung des Vereins (§ 25 BGB); I 
regelt unter anderem die Zuſammenſetzung und die Geſchäftsführung des Vor 
ſtandes, insbeſondere deſſen Vertretungsmacht, und beſtimmt, in welcher Jom 
für den Verein verbindliche Willenserklärungen durch den Vorſtand abgegeben 
werden. Soweit alſo die Satzung beſtimmt, daß zur Vornahme genie 
Handlungen für den Verein die Mitwirkung einer beſtimmten Zahl von Bor 
ſtandsmitgliedern genügt, handelt es ſich um die Regelung der Vertretung 
des Vereins durch den Vorſtand, die regelmäßig durch die Satzung zu ge 
ſchehen hat. Es iſt daher ſicherlich gültig, wenn die Satzung beſtimmt, daß 
Urkunden, welche den Verein vermögensrechtlich verpflichten ſollen, nur der 
Unterſchrift dreier Vorſtandsmitglieder bedürfen. Auf Grund einer bdecartigen 
Beſtimmung der Satzung würde auch eine namens des Vereins geſchehene 
Hypothekenbeſtellung durch drei Vorſtandsmittglieder gültig geſchehen können, 
wie überhaupt in dieſem Falle die Unterſchrift dreier Vorſtandsmitglieder zur 
wirkſamen Abſchließung von Rechtsgeſchäften für den Verein ganz allgeme 
ausreichen würde. Anders verhält es ſich aber mit der Beſtimmung, d 
auch für Anmeldungen zum Vereinsregiſter die Mitwirkung dreier Vorstand: 


mitglieder genügen fol. Denn die Anmeldung einer einzutragenden Tatſache 
zum Vereinsregiſter iſt keine in Vertretung des Vereins vorgenommene Hand: 
lung. Nicht der Verein, ſondern der Vorſtand ift nach den §§ 59, 67, 
71, 74, 77 BGB. zur Anmeldung der einzutragenden Tatſachen verpflichtet. 
Die Mitglieder des Vorſtandes handeln daher bei der Bewirkung der An⸗ 
meldungen zum Vereinsregiſter nicht in Vertretung des Vereins, ſondern in 
Erfüllung einer ihnen perſönlich obliegenden Verpflichtung. Daraus folgt, 
daß eine Vertretung einzelner Vorſtandsmitglieder bei Bewirkung dieſer An⸗ 
meldungen nur auf Grund einer von den Vertretern perſönlich erteilten Er⸗ 
mächtigung zuläſſig iſt, denn eine Vollmacht kann regelmäßig nur von dem 
erteilt werden, in deſſen Vertretung gehandelt werden ſoll. Demnach kann 
durch die Satzung eine Vertretung einzelner Vorſtandsmitglieder nur inſoweit 
gültig geregelt werden, als in Vertretung des Vereins vorzunehmende Hand⸗ 
lungen in Frage kommen, nicht aber inſoweit, als es ſich um den einzelnen 
Vorſtandsmitgliedern perſönlich obliegende Verpflichtungen handelt. Hierzu 
bedarf es von den einzelnen Vorſtandsmitgliedern perſönlich auszuſtellender 
Vollmachten. 

Als eine von den einzelnen Vorſtandsmitgliedern auf ſich gegenſeitig 
ausgeſtellte Vollmacht läßt ſich aber die Beſtimmung des vierten Abſatzes des 
§ 5 der Satzung nicht auffallen. Denn dieſe Beſtimmung ſtellt ſich nicht 
als eine jederzeit widerrufliche Willenserklärung der einzelnen Vorſtandsmit⸗ 
glieder dar, vielmehr bildet ſie einen Teil der von dem Verein ſelbſt erlaſſenen, 
die Einrichtung und die Verwaltung des Vereins betreffenden, Anordnungen. 
Sie würde daher nur von dem Vereine ſelbſt im Wege der Satzungsänderung 
aufgehoben oder geändert werden können. Läge aber eine Vollmacht der 
einzelnen Vorſtandsmitglieder vor, jo müßte jedes Vorſtandsmitglied jederzeit 
zu deren Einſchränkung oder Widerruf berechtigt ſein. 

Hiernach haben die Vorinſtanzen die nur von drei Vorſtandsmitgliedern 
erfolgte Anmeldung der Aenderung des Vorſtandes mit Recht als der Vor⸗ 
ſchrift des § 67 BGB. nicht entſprechend zurückgewieſen und die Beibringung 
der Anmeldungserklärung ſämtlicher Vorſtandsmitglieder verlangt. Zwecks 
Erzwingung einer ordnungsmäßigen Anmeldung rechtfertigte ſich gemäß § 132 
FG. die Einleitung des Ordnungsſtrafverfahrens. Dieſes Verfahren hatte 
ſich aber nur gegen die Mitglieder des Vorſtandes zu richten, welche ihrer 
Anmeldungspflicht nicht genügt hatten. Denn der Zweck des Zwangsver⸗ 
fahrens geht dahin, die anmeldungspflichtigen Perſonen zu veranlaſſen, ihrer 
Anmeldungspflicht nachzukommen. Bedarf es zu einer Anmeldung des Zu⸗ 
ſammenwirkens mehrerer Perſonen, ſo ſoll jede derſelben durch das Zwangs⸗ 
verfahren veranlaßt werden, ihre erſorderliche Mitwirkung zu der Anmeldung 
vorzunehmen. Iſt eine der mehreren Perſonen hierzu bereit, kann aber die 
Anmeldung wegen der verweigerten Mitwirkung der übrigen Verpflichteten 
nicht ordnungsmäßig erfolgen, ſo bedarf es nur eines Zwanges gegen die 
ihre Mitwirkung Verweigernden. Nur gegen dieſe iſt daher in einem ſolchen 
Falle die Feſtſetzung einer Ordnungsſtrafe zuläfſig, nicht aber auch gegen den 
Pflichttreuen, der alles von ſeiner Seite Erforderliche zu tun bereit iſt und 
von deſſen Willen die Beſeitigung des der Anmeldung entgegenſtehenden 
Hinderniſſes nicht abhängt. Danach hätte das Zwangsverfahren gegen das 
Vorſtandsmitglied v. P. nicht eingeleitet werden dürren 
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Zuläſſigkeit der Belaſtung eines Grundſtücks mit einem Erbbaurecht in der 
Weiſe, daß die Ausübung des Rechtes auf einen beſtimmten Teil des 
Grundſtücks beſchräukt iſt; Eintragung der Belaſtung ohne vorgängige Ab⸗ 
ſchreibung des Grundſtücksteils. 
88 1012, 1013 BGB., § 6 G80. 


Kammergericht Berlin, 30. Mai 1907. — Bd. 9 S. 56. 


Der Gutsbeſitzer C. und die Molkereigenoſſenſchaft M. ſchloſſen am 
13. März 1907 einen vom Notar B. beurkundeten Vertrag, deſſen § 1 lautet: 
„Herr C. hat der Molkereigenoſſenſchaft M. von ſeinem Grundſtücke M. 
Blatt 6 eine Fläche von etwa einem Morgen Größe zur Erbauung eines 
Schweineſtalls überlaſſen. Die Fläche liegt zwiſchen den beiden Chauſſen 
Sie iſt an Ort und Stelle abgegrenzt, der Berechtigten übergeben und mit 
einem Schweineſtalle bebaut. Herr C. räumt der Molkereigenoſſenſchaft M. 
an dieſer Fläche ein Erbbaurecht ein und erkennt an, daß die Berechtigte 
befugt iſt, die von der Chauſſee zu dieſer Fläche führenden Wege zu benutzen, 
ſolange das Erbbaurecht beſteht.“ Eine Ausfertigung des Vertrags überreichte 
der Notar dem Grundbuchamte mit dem Antrag, einen Termin zur Abgabe 
der Erklärungen über die Eintragung des Erbbaurechts zu beſtimmen und da⸗ 
zu die Beteiligten vorzuladen. Der Grundbuchrichter machte die Anſetzung des 
Termins davon abhängig, daß ein Steuerbuchauszug mit Zeichnung für die 
mit dem Erbbaurechte zu belaſtende Fläche eingereicht werde, weil die letztere 
nach § 6 GBO. abgeſchrieben und auf ein neues Blatt gebracht werden 
müſſe. Der Notar erhob namens der Beteiligten Beſchwerde und beantragte 
anzuordnen, daß dem Geſuch um Terminsanſetzung ſtattgegeben werde. Zur 
Begründung machte er geltend, daß das Erbbaurecht das ganze Grundſtück 
belaſte und in Abteilung II des Grundbuchs einzutragen ſei. Es griffen 
dieſelben Grundſätze Platz, wie bei Grunddienſtbarkeiten. Wenn die Beteiligten 
darüber einig ſeien, daß das Erbbaurecht das ganze Grundſtück belaſten und 
daß ein Grundbuchblatt für das Erbbaurecht zuzeit nicht angelegt werden 
ſolle, ſo werde von Amts wegen nichts dagegen zu erinnern ſein. Das 
Landgericht hat die Beſchwerde zurückgewieſen. Es folgert aus dem Vertrag, 
in welchem das Erbbaurecht ausdrücklich an einer genau beſchriebenen und 
abgegrenzten Fläche von ungefähr ein Viertel Hektar beſtellt ſei, daß der 
Eigentümer vor dem Grundbuchrichter nicht über die übernommene Ver⸗ 
pflichtung hinaus fein ganzes über 43 Hektar großes Grundſtück mit einem 
Erbbaurechte belaſten werde. Eine derartige Ausdehnung erachtet es auch 
nach dem Geſetze weder für zuläſſig, noch nötig, noch durch den bloßen Zweck, 
die Abſchreibung der eigentlichen Erbbaufläche entbehrlich zu machen, für ge⸗ 
rechtfertigt. Sodann führt es unter Hinweis auf § 6 GBO. und auf die 
Anſicht von Turnau⸗Förſter, Liegenſchaftsrecht Bd. 2 Anm. A I 8 zu 8 6, 
aus, daß die mit dem Erbbaurechte belaſtete Teilfläche abgeſchrieben werden 
müſſe, was nach der PrAllgVfg. vom 20. November 1899 zur Ausführung 
der Grundbuchordnung (JMBl. 349) erſt erfolgen ſolle, wenn ein Stener⸗ 
buchauszug ſowie eine beglaubigte Karte vorgelegt werde. In der weiteren 
Beſchwerde wird ausgeführt, daß die Belaſtung des ganzen Grundſtücks mit 
dem Erbbaurechte geſetzlich nicht unzuläſſig ſei. Ob fie nötig oder unnötig 
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jei, darüber hätten die Beteiligten zu befinden. Dieſe wollten das ganze 
Grundſtück belaſten, was nicht abgelehnt werden könne. Der Notar habe 
mit ihnen nach Abſchluß des Vertrags darüber verhandelt, ob die Fläche, auf 
welcher der Schweineſtall errichtet worden fei, vom Grundſtück abgeſchrieben, 
auf ein neues Blatt übertragen und allein mit einem Erbbaurechte belaſtet 
werden ſolle. Sie hätten dies abgelehnt und erklärt, es ſolle das ganze 
Grundſtück belaſtet werden. 


Das Kammergericht hat unter Aufhebung der Vorentſcheidungen die 
Sache an das Amtsgericht zwecks Anberaumung eines Termins zur Entgegen⸗ 
nahme der Erklärungen über die Beſtellung des Erbbaurechts ſowie zur weiteren 
Veranlaſſung nach Maßgabe der folgenden Gründe zurückverwieſen: 

Die weitere Beſchwerde iſt formgerecht eingelegt und auch ſachlich be⸗ 
gründet. Der § 6 GBO., auf welchem die Vorentſcheidungen beruhen, behandelt 
den Fall, daß ein realer Teil eines Grundſtücks, d. h. ein in einem räum⸗ 
lich abgegrenzten Flächenabſchnitte beſtehender Flurteil, mit einem Rechte be⸗ 
laſtet werden ſoll. Er ordnet für diefen Fall die Abſchreibung des realen 
Teiles und ſeine Eintragung als ſelbſtändiges Grundſtück nach Beibringung 
des von der Juſtizverwaltung auf Grund des § 96 GBO. im § 30 Allg Vfg. 
vom 20. November 1899 vorgeſchriebenen beglaubigten Auszugs aus dem 
Steuerbuche nebſt Karte. Gänzlich verſchieden von dem im § 6 GBO. be⸗ 
zeichneten Fall der Belaſtung eines realen Grundſtücksteils iſt der Fall, wenn 
das ganze Grundſtück mit einem Rechte belaſtet wird und für dieſe Belaſtung 
haften ſoll, während die tatſächliche Ausübung des Rechtes auf einen realen 
Teil beſchränkt werden ſoll. Von einem derartigen Falle handelt das BGB. 
z. B. im § 1023. Der Unterſchied zwiſchen den beiden Fällen, wenn 
ein Recht, z. B. ein Erbbaurecht, nur einen realen Grundſtücksteil belaſtet, 
und demjenigen, in welchem das Erbbaurecht das ganze Grundſtück ergreift, 
aber die tatſächliche Ausübung auf einen realen Teil beſchränkt iſt, tritt 
namentlich bei der Zwangsverſteigerung hervor. Wird durch ſie das Erlöſchen 
des Erbbaurechts herbeigeführt, ſo erſtreckt ſich in letzterem Falle der Anſpruch 
des Erbbauberechtigten auf den Erlös des ganzen Grundſtücks, während er 
im erſteren Falle ſelbſtverſtändlich auf den Erlös des realen Teiles beſchränkt 
bleibt. Auf den zweiten Fall der Belaſtung des ganzen Grundſtücks mit 
einem Erbbaurechte, deſſen Ausübung auf einem realen Grundſtücksteil be⸗ 
ſchränkt ijt, findet der § 6 GBO. unzweifelhaft keine Anwendung. Dies iſt 
von den Vorinſtanzen verkannt worden. Das Amtsgericht berückſichtigt die 
Erklärung der Beſchwerdeführer, „daß das Erbbaurecht das ganze Grund⸗ 
ſtück belaſten ſoll“, überhaupt nicht, ſondern macht ſchlechthin die Termins⸗ 
anſetzung von der Beibringung eines Steuerbuchauszugs nebſt Karte abhängig. 
Das Landgericht nimmt gegenüber dem § 1 des Vertrags vom 13. März 
1907 nicht an, daß der Eigentümer weit über die übernommene Verpflichtung 
hinaus vor dem Grundbuchrichter ſein ganzes Grundſtück mit einem Erbbau⸗ 
rechte belaſten werde. Allein die Abweichung der vertraglichen Erklärung von 
der ſpäteren Angabe der Beſchwerdeführer berechtigt nicht, die Anberaumung 
eines Termins zur Entgegennahme der Erklärungen über die Beſtellung des 
Erbbaurechts von der Beibringung eines Steuerbuchauszugs nebſt Karte ab⸗ 
hängig zu machen. Denn in dem Termine hätte der Widerſpruch, wenn ein 
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ſolcher überhaupt beſtand, aufgeklärt werden können und eine dem § 48 
KrGBO. vom 5. Mai 1872 entſprechende Vorſchrift, nach welcher die Ent: 
gegennahme einer Auflaſſungserklärung abgelehnt werden konnte, wenn der 
ſofortigen Eintragung des Eigentums nach Anſicht des Grundbuchrichters ein 
Hindernis entgegenſtand, iſt in die Reichsgrundbuchordnung nicht übernommen. 


Aus dieſen Gründen iſt die Aufhebung der Vorentſcheidungen geboten 
und die Zurückverweiſung der Sache an das Amtsgericht gerechtfertigt. Das⸗ 
ſelbe wird, falls nicht andere Bedenken beſtehen, einen Termin zur Entgegen: 
nahme der Erklärungen über die Beſtellung des Erbbaurechts anzuberaumen 
haben. Ergeben die Erklärungen der Beteiligten, daß das Erbbaurecht nur 
auf dem im § 1 bezeichneten Teile des Grundſtücks beſtellt werden ſoll, jo 
ſteht der Eintragung ein Hindernis aus § 30 AllgVfg. vom 20. November 
1899 entgegen und es iſt wegen Beibringung des Steuerbuchauszugs nebit 
Karte gemäß § 18 der Grundbuchordnung zu verſahren. Wollen die Be 
teiligten dagegen das ganze Grundſtück mit dem Erbbaurechte belaſten und 
nur ſeine Ausübung auf die im § 1 des Vertrags bezeichneten Teile be⸗ 
ſchränken, jo wird die Eintragung des Erbbaurechts auf dem Grund buchblatte 
des Grundſtücks gemäß § 11 Allg Vfg. vorzunehmen fein, falls nicht andere 
Bedenken beſtehen 


Uebertragung einer unter Beſtimmung eines Höchſtbetrags eingetragenen 
Hypothek in voller Höhe; Zuläſſigkeit einer ſolchen Uebertragung in einem 
Falle, in welchem dem neuen Gläubiger nur die bisher entſtan denen, den 
Höchſtbetrag nicht erreichenden, Forderungen abgetreten worden ſind, eine 
Feſtſtellung der durch die Hypothek geſicherten Forderungen aber noch 
nicht erfolgt iſt. 
§ 1190 BGB. 


Kammergericht Berlin, 20. Juni 1907. — Bd. 9 S. 64. 


Auf dem dem Eigentümer K. gehörigen Grundſtück J. ſteht eine 
Sicherungshypothek zum Höchſtbetrage von 6000 M. für die Viehhandlung T. 
zur Sicherung aller ihrer Anſprüche gegen den Gutsbeſitzer K. aus einen 
durch Geſchäftsverbindung dieſem eröffneten Kredit eingetragen. Dieſe Side 
rungshppothek hat der Kaufmann T. namens der eingetragenen Gläubigerin 
durch notariell beglaubigte Urkunde an Frau K. abgetreten. Es heißt in 
dieſer Urkunde: „Der Viehhandlung T. ſteht gegen den Gutsbeſitzer K. aus 
dem dieſem eröffneten Kredit nur eine Forderung von 4600 M. aus dem 
Wechſel vom ſowie ferner ein Anſpruch auf Zinſen in Höhe von 
50 M. zu, welche K. bei der Prolongation des vorgenannten Wechſels be⸗ 
zahlen ſollte, aber nicht bezahlt hat. Als Vertreter der Viehhandlung T. 
trete ich ſämtliche Forderungen dieſer Firma gegen den Gutsbeſitzer K. in 
vorbeſchriebener Höhe von 4650 M. zugleich mit den Anſprüchen und Rechten 
aus der Sicherungshypothek auf J. an die verwitwete Frau K. zum Giger 
tum ab und beantrage die Umſchreibung der Sicherungshypothek auf den 
Namen meiner Zeſſionarin. Frau K. nahm obige Zeſſion an.“ Das Amts 
gericht hat die Abtretung der Sicherungshypothek ſchlechthin für unſtatthaſt 
erklärt, weil nach dem Inhalte der Abtretungsurkunde der Geſchäftsverkeht 


der Viehhandlung T. mit dem Eigentümer K. abgeſchloſſen und für jene ein 
beſtimmtes Schlußguthaben von 4650 Mt. feſtgeſtellt, mithin die Sicherungs⸗ 
hypothek in Höhe des überſchießenden Betrags Eigentümergrundſchuld ſei, 
welche nur der Eigentümer abtreten könne. Die Umſchreibung der Hypothek 
in Höhe von 4650 M. hat das Amtsgericht von der Beibringung der Zu⸗ 
ſtimmungserklärung des Eigentümers über die Geſamthöhe des Guthabens 
abhängig gemacht und hierfür eine Friſt geſetzt. Die Beſchwerde hiergegen 
iſt zurückgewieſen worden. Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammer⸗ 
gericht die Sache unter Aufhebung der Vorentſcheidungen zur anderweitigen 
Erörterung und Entſcheidung an das Amtsgericht zurückverwieſen aus folgenden 
Gründen: 

Die Hypothek, deren Umſchreibung beantragt wird, iſt eine Höchſtbetrags⸗ 
ſicherungshypothek zur Sicherung aller Anſprüche der Gläubigerin aus dem 
von ihr dem Grundſtückseigentümer K. eröffneten Kredit. Die Gläubigerin 
hat unter der Angabe, daß ihre Forderung aus der Kreditgewährung 4650 M. 
betrage, dieſe Forderung nebſt der geſamten auf 6000 M. Höchſtbetrag 
eingetragenen Sicherungshypothek abgetreten. Das Landgericht erachtet die 
Abtretung der Hypothek zu dem die Summe von 4650 M. überſteigenden 
Betrage für unzuläſſig, weil der Gläubigerin mangels einer höheren Forderung 
die Hypothek nur in Höhe von 4650 M. zuſtehe, gleichviel ob der Geſchäfts⸗ 
verkehr zwiſchen der Gläubigerin und dem Eigentümer abgebrochen ſei oder 
noch fortbeſtehe und ob noch die Möglichkeit der Entſtehung weiterer Forderungen 
der Gläubigerin gegeben ſei oder nicht. Dieſer Anſicht des Landgerichts liegt 
anſcheinend die Auffaſſung zugrunde, daß die Vorſchrift des § 1163 BGB. 
in dem Sinne auf die Höchſtbetragshypothek Anwendung finde, daß dieſe bis 
zur Entſtehung einer Forderung in ihrer vollen Höhe und nach Entſtehung 
einer Forderung noch in Höhe des dieſe Forderung überſteigenden Betrags 
dem Eigentümer zuſtehe und der Gläubiger die Hypothek erſt erwerbe, wenn 
und ſoweit für ihn eine Forderung zur Entſtehung gelange. Die Vorſchrift 
des § 1163 BGB., daß die Hypothek bei Nichtentſtehen der Forderung dem 
Eigentümer zuſteht und daß bei einer Briefhypothek auch trotz des Entſtehens 
einer Forderung bis zur Uebergabe des Briefes an den Gläubiger das Gleiche 
gilt, kann jedoch auf die Höchſtbetragshypothek ihrer Natur nach nicht ohne 
weiteres Anwendung finden. Die Höchſtbetragshypothek iſt nach § 1190 
Abſ. 1 BGB. eine zu einem Höchſtbetrag eingetragene Sicherungshypothek 
für einen beſtimmten Gläubiger, bei der die Feſtſtellung der Forderung, für 
die ſie haftet, vorbehalten bleibt. Dieſer Vorbehalt der Feſtſtellung der 
Forderung gehört zum geſetzlichen Begriffe der Höchſtbetragshypothek, welche 
bereits mit der Eintragung Gläubigerhypothek wird und dem Gläubiger für 
ein beſtimmtes Rechtsverhältnis zugunſten aller daraus entſtehenden Forderungen 
bis zu dem eingetragenen Höchſtbetrag ein Recht auf Befriedigung aus dem 
Grundſtücke gewährt. Die Höchſtbetragshypothek iſt demnach mit der Ein⸗ 
tragung nicht Eigentümergrundſchuld, ſondern ſie kann nur Eigentümergrund⸗ 
ſchuld werden, wenn und ſoweit es ſich nach Maßgabe des ihr zugrunde 
liegenden Rechtsgeſchäfts entſchieden hat, daß die aus dem geſicherten Rechts⸗ 
verhältnis erwachſene Forderung unter dem eingetragenen Höchſtbetrage 
bleibt (RG. 51, 117; 55, 220; RIA. 4, 240). Dieſe Entſcheidung kann 
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aber nur nach Beendigung des geſicherten Rechtsverhältniſſes durch Feſtſtellung 
der daraus für den Gläubiger entſtandenen Forderungen, welche durch Ver⸗ 
trag oder durch Urteil geſchieht (Motive 3, 768), erfolgen. Solange und 
ſoweit diefe Feſtſtellung noch nicht getroffen iſt, liegt die Vorausſetzung einer 
Eigentümergrundſchuld nicht vor, denn ſolange ſteht das Nichtentſtehen einer 
zu ſichernden Forderung nicht feſt. Bis zu der Feſtſtellung, daß weitere 
Forderungen aus dem der Hypothek zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſe nicht 
mehr entſtehen können und daß die entſtandenen Forderungen den einge⸗ 
tragenen Höchſtbetrag nicht erreichen, ſteht daher die Höchſtbetragshypothek mit 
dem ſich aus ihrem Weſen ergebenden Vorbehalt in voller Höhe dem Gläubiger 
zu. Die Anſicht des Landgerichts, daß der Firma T. die Hypothek nur in 
Höhe ihrer bisher entſtandenen Forderung von 4650 M. zuſtehe, beruht 
daher auf einer Verkennung des Weſens der Höchſtbetragshypothek und ver⸗ 
letzt den $ 1190 BGB. 

Aber auch der fernere Grund des Landgerichts, daß die Abtretung des 
den Betrag von 4650 M. überſteigenden Teiles der Hypothek unmöglich ſei, 
weil es an einer Forderung fehle und auch die Höchſtbetragshypothek nur 
zuſammen mit der Forderung abgetreten werden könne, geht fehl. 

Die Firma T. hat erklärt, daß ihr aus dem Kreditverhältniſſe nur eine 
Wechſelforderung von 4600 M. und eine auf 50 M. feſtgeſetzte Zinsforderung 
für die Prolongation des Wechſels zuſtehe und daß ſie ihre ſämtlichen 
Forderungen in vorbeſchriebener Höhe von 4650 M. zugleich mit den An⸗ 
ſprüchen und Rechten aus der Sicherungshypothek an die Witwe K. abtrete. 
Danach ſind allerdings nur die bisher entſtandenen Forderungen von zu⸗ 
ſammen 4650 M. als abgetreten anzuſehen und würden aus weiterer Kredit⸗ 
gewährung an den Eigentümer K. künftig etwa noch zur Entſtehung kommende 
Forderungen der Firma T. nicht als abgetreten gelten können. Aus der 
Abtretung der bisher entſtandenen Forderung von 4650 M. folgt aber nicht, 
daß die Zeſſionarin nur dieſen Betrag von dem Schuldner zu fordern haben 
wird. Kommt der Schuldner mit der Zahlung in Verzug, ſo kann die 
Zeſſionarin von dem ihr abgetretenen Betrag auch Verzugszinſen bean⸗ 
ſpruchen. Für die Verzugszinſen haftet aber die Höchſtbetragshypothek eben⸗ 
falls. Die geſetzlichen Zinſen können zwar in gleicher Weiſe wie die Koſten 
der Kündigung und der die Befriedigung aus dem Grundſtücke bezweckenden 
Rechtsverfolgung gemäß § 1118 BGB. bei der Verkehrshypothek ohne Ein⸗ 
tragung im Grundbuche neben dem eingetragenen Forderungsbetrag aus dem 
Grundſtücke verlangt werden. Hinſichtlich der geſetzlichen Zinſen findet aber 
die Vorſchrift des 8 1118 BGB. auf die Höchſtbetragshypothek keine An⸗ 
wendung, vielmehr find nach der Sondervorſchrift des § 1190 Abſ. 2 BGB. 
bei der Höchſtbetragshypothek die Zinſen in den Höchſtbetrag einzurechnen und 
haftet das Grundſtück über den eingetragenen Betrag hinaus auch nicht für 
geſetzliche Zinſen (Motive 3, 767). Ferner beſteht die Möglichkeit, daß für 
die Zeſſionarin infolge Zahlungsverzugs des Schuldners eine Schadenerſatz⸗ 
forderung oder noch weitere als die im $ 1118 BGB. aufgeführten Koſten 
entſtehen. Insbeſondere würden die Koſten der Proteſtierung und Einklagung 
des von dem Schuldner gegebenen Wechſels von 4600 M., ſowie die Koſten 
einer etwa zu bewilligenden Prolongation des Wechſels nicht als Koſten der 
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die Befriedigung aus dem Grundſtücke bezweckenden Rechtsverfolgung zu er: 
achten und daher ebenfalls in den eingetragenen Höchſtbetrag einzurechnen 
ſein. Bei allen dieſen Nebenforderungen handelt es ſich aber um Anſprüche, 
welche aus der Kreditgewährung der Firma T. an den Eigentümer K. ent⸗ 
ſtehen, d. h. um Forderungen aus dem geſicherten Rechtsverhältniſſe, für 
welche die Höchſtbetragshypothek haftet und welche bei der Feſtſtellung der 
aus dem geſicherten Rechtsverhältnis entſtandenen Forderungen zu berück⸗ 
ſichtigen ſind. | 

Beſteht hiernach die Möglichkeit, daß die abgetretene Forderung ſich durch 
Hinzurechnung künftig entſtehender Nebenforderungen bis auf den eingetragenen 
Höchſtbetrag der Hypothek erhöhen kann, ſo beſteht gegen die Zuläſſigkeit der 
Uebertragung der Hypothek in ihrer vollen Höhe auf die Zeſſionarin kein 
Bedenken. Denn dieſe Uebertragung erfolgt nur unter dem Vorbehalte der 
künftigen Feſtſtellung der aus dem geſicherten Rechtsverhältnis entſtandenen 
Forderungen und, ſoweit ſich dabei ergibt, daß die abgetretene Forderung 
unter Einrechnung aller Nebenforderungen den eingetragenen Höchſtbetrag nicht 
erreicht, würde der den feſtgeſtellten Betrag überſteigende Teil der Hypothek 
Eigentümergrundſchuld werden. Die Abtretung der ganzen Hypothek neben 
der bisher entſtandenen Forderung von 4650 M. würde für die Firma T. 
die Folge haben, daß die Hypothek von ihrer Perſon gänzlich losgelöſt und 
das Grundſtück für weitere Forderungen dieſer Firma aus erneuter Kredit⸗ 
gewährung an den Eigentümer auch dann nicht mehr haften würde, wenn 
die abgetretene Forderung nebſt Nebenforderungen den eingetragenen Höchſt⸗ 
betrag bei der Feſtſtellung nicht erreichen ſollte. 


Ausgeſchloſſen würde die Uebertragung des den Betrag von 4650 M. 
überſteigenden Teiles der Hypothek nur in dem Falle ſein, wenn eine Feſt⸗ 
ſtellung der Forderungen aus dem geſicherten Rechtsverhältnis auf 4650 M. 
ſtattgefunden hätte. In dieſem Falle wäre der überſchießende Teil der Hypo⸗ 
thek Eigentümergrundſchuld geworden und daher die Firma T. zur Verfügung 
darüber nicht mehr berechtigt. Daß eine Feſtſtellung der Forderung ſtatt⸗ 
gefunden hätte, iſt aber nicht nachgewieſen und insbeſondere nicht aus der 
Abtretungsurkunde zu entnehmen. Die Urkunde enthält nur die einſeitige 
Erklärung der eingetragenen Gläubigerin, daß für ſie aus dem geſicherten 
Rechtsverhältniſſe nur eine Forderung von insgeſamt 4650 M. entſtanden 
ſei. Eine derartige einſeitige Erklärung der Gläubigerin oder des Schuldners 
iſt aber keine wirkſame Feſtſtellung der Forderung, vielmehr kann dieſe, wie 
bereits oben erwähnt, nur durch Vertrag zwiſchen dem Gläubiger und dem 
Schuldner und, falls eine Einigung zwiſchen beiden nicht zu erzielen iſt, nur 
durch Urteil erfolgen. Daß der Erklärung der Gläubigerin eine Feſtſtellung 
der Forderung zwiſchen der Gläubigerin und dem Schuldner zugrunde läge, 
erhellt nicht. Eine bloße Vereinbarung dahin, daß der Gläubigerin eine 
Wechſelforderung von 4600 M. und eine Zinsforderung von 50 M. zu⸗ 
ſtehe, würde keine Feſtſtellung der durch die Hypothek geſicherten Forderung 
ſein, vielmehr wäre dazu eine ausdrückliche Vereinbarung dahin erforderlich, 
daß das geſicherte Rechtsverhältnis nicht fortgeſetzt werden und der Gläubigein 
auf Grund der Höchſtbetragshypothek ein Anſpruch auf Befriedigung aus dem 
Grundſtücke nur in Höhe von 4650 M. zuſtehen ſolle. Das Anerkenntnis 
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einer beftimmten aus dem geſicherten Rechtsverhältnis entſprungenen Forde 
ruug durch den Schuldner ſchließt an ſich nicht aus, daß aus dem geſicherten 
Rechtsverhältniſſe noch weitere Forderungen für die Gläubigerin entſtehen 
und beſchränkt noch nicht die Haftung des Grundſtücks auf die anerkannte 
Forderung. Gegen eine derartige Feſtſtellung der Forderungen aus dem ge: 
ſicherten Rechtsverhältnis auf den abgetretenen Betrag ſpricht aber nicht nur 
der Umſtand, daß ausdrücklich die ganze Hypothek mitabgetreten iſt, die 
Gläubigerin alſo offenbar ſelbſt noch mit der Möglichkeit der Entſtehung 
weiterer in den Höchſtbetrag einzurechnender Forderungen rechnet, ſondern die 
Gläubigerin hat auch in der Beſchwerdeſchrift ausdrücklich erklärt, daß eine 
Feſtſtellung ihrer Forderungen zwiſchen ihr und dem Schuldner noch nicht 
erfolgt ſei. Liegen aber hiernach keinerlei Tatſachen vor, welche die Annahme 
einer erfolgten Feſtſtellung hinſichtlich des Betrags, für welchen die Hypothel 
der Gläubigerin zuſtehen ſoll, rechtfertigen könnten, ſo beſteht auch kein Be⸗ 
denken, daß die Gläubigerin zur Verfügung über die geſamte Höchſtbetrags⸗ 
hypothek berechtigt iſt. 

Im übrigen erſcheint es aber auch zum mindeſtens fraglich, ob über⸗ 
haupt der Grundbuchrichter, der nur zur Prüfung der Rechtsbeſtändigkeit der 
zur Eintragung einer Rechtsänderung erforderlichen Erklärungen, nicht aber 
auch des ihnen zugrunde liegenden materiellen Kauſalgeſchäfts berechtigt und 
verpflichtet iſt, beim Vorliegen einer formgültigen Uebertragungserklärung des 
eingetragenen Gläubigers einer Höchſtbetragshypothek zur Anſtellung von &: 
mittelungen in der Richtung befugt iſt, in welcher Höhe Forderungen aus 
dem geſicherten Rechtsverhältnis entſtanden find und mit der Hypothek zu 
ſammen abgetreten werden ſollen. Indeſſen bedarf es einer Entſcheidung 
dieſer Frage gegenwärtig nicht, da nach den oben gemachten Ausführungen 
im Hinblick auf die Umſtände des konkreten Falles ein Bedenken gegen die 
Zuläſſigkeit der Uebertragung der geſamten Höchſtbetragshypothek nicht beſteht. 
Aus demſelben Grunde kann es dahingeſtellt bleiben, ob die in dem Beſchluſſe 
vom 6. Juni 1904 (RIA. 4, 240) ausgeſprochene Anſicht aufrecht erhalten 
werden kann, daß ſchon beim Vorliegen von Umſtänden, welche die bloße 
Möglichkeit begründen, daß eine Feſtſtellung der Forderung erfolgt und die 
Höchſtbetragshypothek zum Teil Eigentümergrundſchuld geworden ſei, die Ver⸗ 
fügungsbefugnis des eingetragenen Gläubigers bezüglich der ganzen Hypothel 
nicht gehörig nachgewieſen ſei. 


Einräumung des Vorranges für künftig einzutragende Rechte vor einer 

bereits eingetragenen Hypothek in der Weiſe, daß im Wege der Aenderung 

des Inhalts des Hypothekenrechts dem Eigentümer die Befugnis vor⸗ 

behalten wird, ein anderes dem Umfange nach beſtimmtes Recht mit dem 
Range vor der Hypothek eintragen zu laſſen. 


88 877, 880, 881 BGB. 
Kammergericht Berlin, 8. Mai 1907. — Bd. 9 S. 51. 


Chriſtian M. und ſeine Ehefrau ſind als Eigentümer zweier Grund⸗ 
ſtücke im Grundbuche von K. eingetragen. Die D. Bauernbank beabſichtigt 
im Auftrage der Anſiedlungskommiſſion dieſen Grundbeſitz in ein Anſied lungs⸗ 
rentengut umzuwandeln und die Hypothekenverhältniſſe dabei zu ordnen. Zu 
dieſem Zwecke ſind bereits in Abteilung II eine Vormerkung zur Sicherung 
des Anſpruchs des Staates auf Auflaſſung und in Abteilung III zwei 
Sicherungshypotheken für die Bauernbank eingetragen. Weiter ſollen die 
auf den Grundſtücken laſtenden Hypotheken, ſoweit ihr Geſamtwert nicht drei 
Viertel des Grundſtückwerts überſteigt, aus den Mitteln der Anſiedlungs⸗ 
kommiſſion abgelöſt und gelöſcht, der Grundbeſitz an den Staat aufgelaſſen, 
wieder an die jetzigen Eigentümer zurückaufgelaſſen und zugunſten des Staates 
mit Renten, einem Wiederkaufsrecht und der Verpflichtung zur Verſicherung 
gegen Feuer und Hagel, zugunſten der Neuen Weſtpreußiſchen Landſchaft aber 
mit einer Pfandbriefhypothek belaſtet werden. Iſt das Grundſtück höher als 
zu drei Vierteln ſeines Wertes belaſtet, ſo ſoll ein entſprechender Teil der 
Hypotheken im Range hinter die Rente und deren Nebenrechte zurücktreten. 
Um ſicherzuſtellen, daß letzteres auch dann geſchieht, wenn derartige Hypo⸗ 
theken vor Abſchluß des Verfahrens auf andere Gläubiger übergehen, ſoll ein 
entſprechender Vermerk in das Grundbuch gemacht werden. Auf den Grund⸗ 
ſtücken haftet eine Geſamthypothek von 2500 M. für B., bezüglich deren 
das letztere Verfahren eingeſchlagen werden ſoll. Die Grundeigentümer M. 
und der Gläubiger B. haben deshalb in beglaubigter Urkunde vom 28. No⸗ 
vember 1906 unter der Ueberſchrift „Vorrangseinräumung“ erklärt: „Die 
Hypothek ſoll in ihrem Inhalte derart abgeändert werden, daß die Grund⸗ 
ſtückseigentümer berechtigt ſind, das Grundſtück unter Löſchung von Laſten, 
welche der Hypothek im Range vorgehen, mit folgenden im Range vorgehenden 
Rechten zu belaſten, nämlich mit 1. einer ablösbaren Rente von jährlich einer 
Mark, 2. einer mit höchſtens 16 000 M. ablösbaren Rente, 3. einer Zuſatz⸗ 
rente von jährlich drei Zehntel des vorſtehenden Ablöſungsbetrags, 4. einem 
Wiederkaufsrecht und einer Verſicherungs verpflichtung, zu Nr. 1 bis 4 zus 
gunſten des Königlich Preußiſchen Staates, 5. einer für die Neue Weſtpreußiſche 
Landſchaft einzutragenden Pfandbriefhypothek unter Berückſichtigung des Kapital⸗ 
und Ablöſungsbetrags der Rente zu 2.“ Sie haben zugleich bewilligt und be⸗ 
antragt, dieſe Aenderung des Inhalts der Hypothek im Grundbuch einzutragen. 
Die Bauernbank hat die Urkunde unter Wiederholung des Antrags eingereicht. 

Das Amtsgericht hat den Antrag abgelehnt, weil die beabſichtigte Rang⸗ 
änderung nach § 880 BGB. erſt eingetragen werden könne, nachdem die 
zum Vortritte beſtimmten Rechte eingetragen ſeien. Die von der Bauernbank 
unter Hinweis auf § 881 BGB. eingelegte Beſchwerde iſt durch das Land⸗ 
gericht mit der Begründung zurückgewieſen, daß der Rangvorbehalt des § 881 

Blätter f. Rechtspfl. I. VII. N. F. XXXVII. Freiw. Gerichtsbark. 6 


BEB. nur bei, nicht nach der Belaſtung gemacht werden könne und daß 
bezüglich des § 880 BGB. dem Amtsgerichte beizutreten fei. Die Anſiedlungs⸗ 
kommiſſion hat weitere Beſchwerde eingelegt. Sie vertritt die Anſicht, daß 
das angeſtrebte Ziel auf Grund des § 881 BGB. oder durch die Aenderung 
des Inhalts des Rechtes gemäß § 877 BGB. erreicht werden könne. Das 
Kammergericht hat die Vorentſcheidungen aufgehoben und die Sache zur ander⸗ 
weitigen Erörterung und Entſcheidung nach Maßgabe der folgenden Gründe 
an das Amtsgericht zurückverwieſen: 

Das Ziel des Antrags iſt eine Eintragung, welche mehreren künftig auf 
das Grundſtück einzutragenden Rechten den Vorrang von einer bereits ein⸗ 
getragenen Hypothek mit Wirkung gegenüber den etwaigen ſpäteren Gläubigern 
dieſer Hypothek verſchafft. Für einen derartigen Fall iſt in einem Beſchluſſe 
des Kammergerichts vom 4. März 1901 (KGJ. 21, 308) ausgeführt: Das 
Bürgerliche Geſetzbuch kenne in den SS 880, 881 zwei Formen der Rang 
änderung, den Vorrangsvorbehalt des Eigentümers für ein erſt zur Entſtehung 
kommendes Recht und die nachträgliche Aenderung des Rangverhältniſſes 
zwiſchen zwei Rechten. Der erſtere Fall komme hier nicht in Frage, weil 
der Vorbehalt bereits bei der Belaſtung des Grundſtücks mit dem Rechte, 
welches demnächſt zurücktreten ſolle, erfolgen müſſe. Es könne ſich demnach 
nur um eine Rangänderung im Sinne des § 880 handeln. Dieſe könne 
grundſätzlich nur unter bereits eingetragenen Rechten oder höchſtens auch dann 
ſtattfinden, wenn dasjenige Recht, welches vorrücken ſolle, wenigſtens gleich 
zeitig mit der Eintragung des Vorranges durch Eintragung zur Entſtehung 
gelange. Doch entſcheide dieſe Ausführung nur über die Wirkſamkeit der 
Rangänderung, ſtehe aber dem nicht entgegen, daß bei demjenigen Rechte, 
deſſen Inhaber zurücktreten wolle, die Eintragung der Rangänderung ſchon 
erfolge, bevor die zum Vortreten beſtimmte Hypothek eingetragen ſei. Von 
dieſem Standpunkte aus könnte hier zwar nicht ein Rangvorbehalt aus § 881, 
wohl aber eine Rangänderung gemäß § 880 eingetragen werden. Die 
wiedergegebenen Ausführungen können aber im Ergebniſſe nicht aufrecht er 
halten werden. 

Der § 880 BGB. geſtattet die nachträgliche Aenderung eines Rang 
verhältniſſes. Die Aenderung eines Rangverhältniſſes ſetzt das Beſtehen des 
zu ändernden Rangverhältniſſes voraus. Die Notwendigkeit dieſer Voraus⸗ 
ſetzung tritt dadurch klar hervor, daß der § 880 fic) an den § 879 am 
ſchließt, in dem gejagt ijt, nach welchen Umſtänden ſich das Rangverhältnis 
beſtimmt, daß der § 880 die Aenderung als eine nachträgliche bezeichnet und 
daß er die Einigung des zurücktretenden und des vortretenden Berechtigten 
neben der Eintragung erfordert, alſo die Exiſtenz eines vortretenden Rechtes 
für ſelbſtverſtändlich hält. Der aufgeſtellte Grundſatz, daß dieſe Rechts⸗ 
änderung nur unter eingetragenen Rechten oder höchſtens auch dann möglich 
iſt, wenn das vortretende Recht gleichzeitig mit der Rangänderung durch Ein⸗ 
tragung entſteht, iſt alſo richtig. Eine Ausnahme davon mag Platz greifen, 
ſoweit das vorrückende Recht zu ſeiner Entſtehung der Eintragung nicht bedarf, 
auf welchen Sonderfall hier nicht eingegangen zu werden braucht. Eine fernere 
Ausnahme ergibt ſich daraus, daß der Grundbuchrichter regelmäßig ſich nach 
§ 19 GBO. mit der formellen Eintragungsbewilligung zu begnügen, das 
Vorliegen der nach § 873 BGB. zur Entſtehung * Rechte erforderlichen 
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Einigung nicht zu prüfen hat und daß nach § 879 Abſ. 2 BGB. die Ein- 
tragung für das Rangverhältnis auch dann maßgebend iſt, wenn die Einigung 
erſt nach der Eintragung zuſtande kommt. Eine nachträgliche Rangänderung 
iſt alſo auch dann möglich, wenn das zurücktretende Recht nur eingetragen 
iſt, ſei es auch mangels Einigung noch nicht entſtanden. Darüber hinaus 
aber mit dem Beſchluſſe vom 4. März 1901 die Rangänderung auch zuzu⸗ 
laſſen, wenn das zum Zurücktreten beſtimmte Recht noch nicht eingetragen iſt, 
obwohl es zu ſeiner Entſtehung der Eintragung bedarf, iſt nicht angängig. 
Zwiſchen einem beſtehenden Rechte und einem nicht beſtehenden Rechte beſteht 
kein Rangverhältnis. Ein nicht beſtehendes Rangverhältnis kann aber nicht 
geändert werden. Der § 880 BGB. iſt alſo unanwendbar. In dieſer 
Hinſicht ſtimmen die Kommentare überein. Es liegt auch kein praktiſches 
Bedürfnis für die Zulaſſung der Aenderung eines nicht beſtehenden Rang⸗ 
verhältniſſes vor. Denn der § 883 BGB. läßt die Eintragung einer Vor: 
merkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Aenderung des Ranges eines das 
Grundſtück belaſtenden Rechtes zu und der § 888 BGB. gewährt demjenigen, 
zu deſſen Gunſten die Vormerkung beſteht, das Recht, von demjenigen, welcher 
ein ihm gegenüber nach § 883 Abſ. 2 BGB. infolge der Vormerkung un: 
wirkſames Recht erwirbt, die Zuſtimmung zu der Eintragung zu verlangen, 
welche zur Verwirklichung des durch die Vormerkung geſicherten Anſpruchs 
erforderlich iſt. Derjenige alſo, welcher einen Anſpruch an den Hypotheken⸗ 
gläubiger und Eigentümer darauf hat, daß die Hypothek künftig einzutragenden 
Rechten gegenüber im Range zurücktritt, kann die Verwirklichung dieſes An⸗ 
ſpruchs gegenüber künftigen, die Hypothek betreffenden Eintragungen dadurch 
ſichern, daß eine Vormerkung eingetragen wird. 

Der § 881 BGB. geſtattet dem Eigentümer, ſich bei der Belaſtung 
des Grundſtücks mit einem Rechte die Befugnis vorzubehalten, ein anderes 
dem Umfange nach beſtimmtes Recht mit dem Range vor jenem Rechte ein⸗ 
tragen zu laſſen. Das Landgericht nimmt in Uebereinſtimmung mit dem 
Beſchluſſe des Kammergerichts vom 4. März 1901 mit Recht an, daß 
der § 881 lediglich den Fall eines gleichzeitig mit der Belaſtung gemachten 
Vorbehalts betrifft. Denn einmal iſt in die von Güthe und Fuchs verſuchte 
Auslegung der Worte „bei der Belaſtung“ im Sinne einer örtlichen Be⸗ 
zeichnung ſprachlich nicht wohl möglich. Vor allem aber handelt der § 881 
unmißverſtändlich nur von der einſeitigen Befugnis des Eigentümers, ſich ein 
Recht vorzubehalten, welche nach der Eintragung ohne den Vorbehalt gemäß 
§ 19 GBO. nicht mehr beſtehen kann. Wie es ſich verhält, wenn der 
Vorbehalt gleichzeitig mit der Belaſtung gemacht, aber nicht eingetragen iſt, 
braucht hier nicht erörtert zu werden, da die Vorausſetzung nicht vorliegt. 

Aus der Unanwendbarkeit des § 881 BGB. folgt aber nicht, daß der 
Rangvorbehalt nicht doch nachträglich geſchaffen werden könnte. Der § 877 
BGB. läßt allgemein Aenderungen des Inhalts eines Rechtes an einem 
Grundſtücke zu. Solche Aenderung ſtellt ſich begrifflich als ein Geſchäft dar, 
welches ſich aus einer teilweiſen Aufhebung und einer teilweiſen Neubegründung 
des Rechtes zuſammenſetzt (vergl. Protokolle 4, 587). Der Inhalt eines 
Rechtes an einem Grundſtück im engeren Sinne iſt die Belaſtung des Grund⸗ 
ſtücks ſelbſt. In dieſem Sinne wird im § 883 BGB. der Inhalt und der 
Rang eines ſolchen Rechtes unterſchieden. Im weiteren Sinne gehört aber 
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auch der Rang eines ſolchen Rechtes, alſo die Stelle in der Ordnung, nach 
welcher es gemäß § 10 ZBitG. ein Recht auf Befriedigung aus dem Grund: 
ſtücke gewährt, zu dem Inhalte des Rechtes. Soweit deshalb nicht in den 
SS 880, 881 BGB. Sondervorſchriften für eine von dem § 879 BOB, 
abweichende Beſtimmung des Rangverhältniſſes gegeben find, findet der § 877 
BGB. ſubſidiäre Anwendung. Die Umwandlung eines Rechtes in ein Recht 
völlig anderer Art iſt keine Aenderung, ſondern völlige Aufhebung und völlige 
Neubegründung. Eine Hypothek aber, deren Rangverhältnis ſich nach § 879 
BGB. beſtimmt, und eine Hypothek mit einem Rangvorbehalt im Sinne des 
§ 881 BGB. find nur in einzelner Beziehung verſchieden, in der Haupt: 
jade gleichwertig. Deshalb ſteht nichts im Wege, daß eine Hypothek der 
erſteren Art auf Grund des § 877 BGB. in eine Hypothek der zweiten 
Art umgeändert wird. Die materiellen Vorausſetzungen ergeben ſich aus den 
im § 877 angezogenen 88 873, 874, 876 BGB. dahin, daß die Einigung 
des Eigentümers und des Gläubigers, die Zuſtimmung des Dritten, mit deſſen 
Recht etwa eine Hypothek belaſtet iſt, und die Eintragung in das Grundbuch 
erforderlich ijt. Die Wirkung regelt ſich nach § 881 BGB., da das Recht 
nach der Aenderung einem Rechte gleichſteht, bei deſſen Begründung der Gigen: 
tümer ſich das Recht vorbehalten hat, ein anderes dem Umfange nach ber 
ſtimmtes Recht mit dem Range vor jenem Rechte eintragen zu laſſen. Der 
Eigentümer gewinnt alſo das dem Vorbehalt entſprechende Recht. Inwieweit 
der Vorrang der auf Grund des Vorbehalts eingetragenen Rechte durch 
Zwiſcheneintragungen berührt wird, iſt nach § 881 Abſ. 4 BGB. zu beurteilen, 

Die Beteiligten haben alſo zur Erreichung ihres Zweckes zwei — den 
Wirkungen nach allerdings nicht völlig gleiche — Mittel, die Eintragung 
einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Aenderung des Ranges 
der Hypothek und die Eintragung der Aenderung der Hypothek in eine folde 
mit einem Rangvorbehalte. Nach der maßgebenden Urkunde vom 28. Mo: 
vember 1906 iſt vereinbart: „Die Hypothek ſoll in ihrem Inhalte derart 
geändert werden, daß die Grundſtückseigentümer berechtigt ſind, das 
Grundſtück . .. mit folgenden im Range vorgehenden Rechten zu belaſten 
und die Eintragung dieſer Aenderung bewilligt. Es iſt danach anzunehmen, 
daß die Beteiligten den zweitbezeichneten Weg einer Eintragung gemäß 8 877 
BGB. gewählt haben. . 

Die grundſätzliche Ablehnung des Eintragungsantrags durch die Bor: 
inſtanzen iſt nach dem Geſagten ungerechtfertigt. Die angefochtenen Befdliiffe 
ſind deshalb aufzuheben und die Sache iſt an das Amtsgericht zurückzuver⸗ 
verweiſen. Dieſes wird zunächſt der Bauernbank gemäß § 18 GBO. eine 
Friſt zu ſetzen haben, um die ihr zurückgegebene Urkunde vom 28. November 
1906 und den an demſelben Tage dem Gläubiger zurückgegebenen Hypotheken⸗ 
brief wieder einzureichen. Nach Wiedereingang wird es unter Abſtandnahme 
von ſeinen bisherigen Bedenken anderweit über den Antrag zu entſcheiden 
Haben. Dabei wird, ſofern die Eintragungsbewilligung nur den im Beſchluſſe 
des Landgerichts mitgeteilten Inhalt hat, zu erwägen ſein, ob die Bedingung, 
unter welcher den Eigentümern das Recht zuſtehen ſoll, Rechte mit Vorrang 
eintragen zu laſſen, durch die Worte „unter Löſchung von Laſten, welche der 
Hypothek im Range vorgehen“ genügend beſtimmt bezeichnet iſt; ob eine 
Verſicherungs verpflichtung und demgemäß der Vorbehalt, eine ſolche eintragen 
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zu laſſen, eintragungsfähig find und ob die Pfandbriefhypothek, deren Ein⸗ 
tragung vorbehalten bleiben ſoll, mit der nach § 881 BGB. erforderlichen 
Beſtimmtheit in Anſehung ihres Betrags bezeichnet iſt. 


Berichtigung des Grundbuchs wegen unrichtiger Angabe des Erwerbsgrundes 
bei der Eintragung des Eigentums; Zuläſſigkeit der Auflaſſung zum Zwecke 
der Berichtigung. 


S 894 BGB., § 20, 22 GBO. 
Kammergericht Berlin, 30. Mai 1907. — Bd. 9 S. 59. 


Der Kaufmann L. verkaufte mittels notariellen Vertrags vom 27. März 
1905 ſein im Grundbuche von G. Bd. 1 Blatt 44 eingetragenes Grundſtück 
ſamt der von ihm darin betriebenen Gaſt⸗ und Schankwirtſchaft an den Selters⸗ 
waſſerfabrikanten K. Im November 1905 fand auf Grund dieſes Vertrags 
die Auflaſſung ſtatt und K. wurde als neuer Eigentümer im Grundbuche 
vermerkt. Zum Protokolle des Notars F. vom 6. Auguſt 1906 gaben ſodann 
L. und K. die Erklärung ab: Bei Abſchluß des Kaufvertrags über das Grund⸗ 
ſtück G. Bd. 1 Blatt 44 ſei K. inſoſern im Irrtume geweſen, als ihm verſchwiegen 
worden ſei, daß das Grundſtück keinen eigenen Brunnen habe, und er habe 
den Kaufvertrag infolgedeſſen angefochten; mit Rückſicht hierauf höben ſie den 
Vertrag vom 27. März 1905 beiderſeits auf und träten von demſelben 
wieder zurück, ſo daß derſelbe als von Anfang an nichtig anzuſehen ſei; ſie 
verpflichteten ſich, nach Maßgabe einer zum Protokoll überreichten ſchriftlichen 
Abmachung ſich alles dasjenige gegenſeitig zurückzugewähren, was ſie vor 
Abſchluß des Vertrags gehabt hätten. Eine Ausfertigung dieſes Protokolls 
reichte der Notar zu den Grundakten ein mit der Anzeige, daß L. und K. am 
15. Auguſt 1906 zur Auflaſſung erſcheinen würden. Sie fanden ſich an 
dieſem Tage vor dem Grundbuchrichter ein, erklärten aber, von der Auflaſſung 
Abſtand nehmen zu wollen, weil es fic) nicht um eine Rückauflaſſung, ſondern 
um eine Berichtigung des Grundbuchs handele. Noch an demſelben Tage 
erſchienen ſie jedoch von neuem und gaben zum Protokolle des Grundbuch⸗ 
richters die Auflaſſungserklärung mit dem Bemerken ab, daß die Rücküber⸗ 
tragung auf den Verkäufer L. lediglich infolge der Anfechtung des Kaufvertrags 
vorgenommen werde. Das Amtsgericht nahm am nämlichen Tage die Um⸗ 
ſchreibung auf den Namen des L. vor, indem es den Namen des K. rot unterſtrich 
und in die Spalte Zeit und Grund des Erwerbs bei L. den Vermerk eintrug: 
„Aufgelaſſen am 15. Auguſt 1906 und eingetragen am 15. Auguſt 1906“. 

Unter dem 26. Februar 1907 ſtellten L. und K. ſodann die folgende Er⸗ 
klärung aus: Sowohl die Eintragung, daß K. auf Grund der Auflaſſung vom 
November 1905, wie die Eintragung, daß L. auf Grund der Auflaſſung vom 
15. Auguſt 1906 Eigentümer geworden, ſeien unrichtig. Die Auflaſſung vom 
November 1905 fei, worüber fie fi) ausdrücklich einig erklärten, ſchon vor 
dem 15. Auguſt 1906 von K. wegen Irrtums angefochten worden und 
deshalb von Anfang an nichtig geweſen. Sie bewilligten und beantragten 
deshalb: 

a) die Eintragung des L. dahin zu berichtigen, daß er nicht auf Grund 

der Auflaſſung vom 15. Auguſt 1906, ſondern aus dem früheren 
Erwerbsgrund Eigentümer ſei, 


b) die Eintragung des K. als Eigentümer auf Grund der Auflaffung 
vom November 1905 dahin zu berichtigen, daß infolge Nechtig⸗ 
keit der Auflaſſung der Eigentumsübergang auf den Gaſtwirt K. 
gelöſcht ſei. 

Dieſe von ihm unterſchriftlich beglaubigte Erklärung reichte der Rechtz⸗ 
anwalt B. unter Wiederholung des darin geſtellten Antrags dem Amtsgericht 
in G. ein. Das Amtsgericht lehnte den Antrag ab; die Beſchwerde wurde 
zurückgewieſen. Auch der weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht den 
Erfolg verſagt aus folgenden Gründen: 

Das Landgericht nimmt zutreffend an, daß der Antrag des Beſchwerde⸗ 
führers auf eine Grundbuchberichtigung im Sinne des § 894 BGR. nicht 
gerichtet ſein kann, weil der Beſchwerdeführer ſeit dem 15. Auguſt 1906 als 
Eigentümer im Grundbuch eingetragen ſteht und dieſe Eintragung ſich mit der 
wirklichen Rechtslage im Einklange befindet, einerlei ob der Beſchwerdeführet 
erſt durch die Eintragung Eigentümer geworden oder ob er ſchon vorher Eigen: 
tümer geweſen ijt, Der Inhalt des Eigentumsrechts iſt von dem Erwerbs- 
grunde nicht abhängig, eine unrichtige Angabe des Erwerbsgrundes kann daher 
zu einer Berichtigung, wie § 894 BGB. fie vorausſetzt, nicht führen. Daraus 
folgt jedoch nicht, daß nicht eine Berichtigung formeller Art gefordert werden 
könnte. Nach der in Gemäßheit des § 1 Abſ. 2 GBO. ergangenen PrAllg vg. 
vom 20. November 1899 zur Ausführung der Grundbuchordnung INU. 
349 ff.) iſt bei der Eintragung eines Eigentumsrechts auch der Grund dez 
Erwerbs anzugeben, und zwar iſt nach § 10 Nr. 3 daſelbſt in Spalte 3 der erſten 
Abteilung der „Tag der Auflaſſung oder anderweitige Grundlage der Ein: 
tragung (Erbſchein, Teſtament, Zuſchlagsbeſchluß, Bewilligung der Berichtigung 
des Grundbuchs, Erſuchen der Auseinanderſetzungsbehörde um die Berichtigung, 
Enteignungsbeſchluß uſw.) .. . und der Tag der Eintragung zu vermerken“. 
Dieſe Vorſchrift iſt für den Grundbuchrichter bindend (vergl. OL GRſp. 6, 437) 
und es unterliegt deshalb keinem Bedenken, daß die Beteiligten eine der Sad 
lage entſprechende Berichtigung der Angabe des Erwerbsgrundes fordern können, 
mag ſich die Angabe von vornherein als unzutreffend darſtellen oder mag 
der Nachweis, daß ſie unzutreffend iſt, erſt ſpäter geführt werden. 

Im vorliegenden Falle entſpricht jedoch die am 15. Auguſt 1906 vor 
genommene Eintragung auch dann der wirklichen Sachlage, wenn man mit 
dem Beſchwerdeführer annimmt, daß die Auflaſſung an K. und deſſen Ein 
tragung infolge der Anfechtung wegen Irrtums nichtig geweſen ſeien. Dem 
unter dieſer Vorausſetzung bedurfte es zwar nach § 22 Abſ. 2 GB0. der 
Beobachtung der Auflaſſungsform nicht. Nach richtiger und in der There 
faſt einhellig vertretener Anſicht ſteht es jedoch den Beteiligten frei, ſich der 
Form der Auflaſſung auch da zu bedienen, wo es ſich nicht um eine Eigentums⸗ 
änderung, ſondern um die Berichtigung des Grundbuchs durch Eintragung 
eines Eigentümers handelt. Eine ſolche, nicht rechtsbegründend, ſondern nut 
rechtsfeſtſtellend wirkende, Auflaſſung erſcheint nach § 20 GBO. zuläſſig und 
in der Praxis kaum entbehrlich, weil fie die Beteiligten des Nachweiſes der 
Unrichtigkeit des Grundbuchs und den Grundbuchrichter der Prüfung dieſes 
Nachweiſes überhebt. Bedienen ſich aber die Beteiligten im Falle einer Grund 
buchberichtigung der Auflaſſungsform, fo geſchieht dem § 10 Nr. 3 der Age. 
vom 20. November 1899 Genüge, wenn das Grundbuchamt bei der Eintragung 


des neuen Eigentümers in Spalte 3 der erſten Abteilung den Tag der Auf: 
laſſung und den Tag der Eintragung vormerkt. Eine andere Formulierung 
des Eintragungsvermerkes ſind die Beteiligten weder bei Stellung des Um⸗ 
ſchreibungsantrags noch auch nachträglich zu fordern berechtigt. Denn die 
Faſſung der Eintragungen liegt im Rahmen der beſtehenden Beſtimmungen 
ausſchließlich im Ermeſſen des Grundbuchrichters (vergl. Artikel 6 PrAG. 
z. GBO. vom 26. September 1899). 

Demgemäß iſt die weitere Beſchwerde zurückzuweiſen, ohne daß es der 
Erörterung bedarf, ob es ſich vorliegendenfalls in Wirklichkeit um eine bloße 
Grundbuchberichtigung handelt. Hätte der Beſchwerdeführer das mit ſeinem 
Antrage vom 26. Februar 1907 angeſtrebte Ziel erreichen wollen, ſo hätte 
er den Berichtigungsantrag in der Form des § 22 GB. ſtellen müſſen. 
Der von ihm gewählten Form der Auflaſſung wird der Eintragungsvermerk 
vom 15. Auguſt 1906 durchaus gerecht. 


Unzuläſſigkeit der Uebertragung des Rechtes aus einer Reallaſt, bei der 
die Anſprüche auf die einzelnen Leiſtungen teils übertragbar, teils wicht 
übertragbar find. 


§ 1111 Abſ. 2 BGB. 
Kammergericht Berlin, 1. Auguſt 1907. — Bd. 9 S. 69. 


Im Grundbuche von L. iſt für P. und deſſen Ehefrau ein Ausgedinge 
eingetragen, das in folgenden Leiſtungen beſteht: 

a) freier Benutzung des ganzen Grundſtückes L. Nr. 133 — der 
Käufer muß gehörig und zu rechter Zeit den Acker bearbeiten und 
die Ernte einfahren —, 

b) freier Benutzung der Hälfte des gegen Oſten belegenen Banſens in 
der Scheune, welche ſich auf dem Grundſtücke L. Nr. 84 befindet, 

c) jährlich 4 Fuhren im dreimeiligen Umkreis und den erforderlichen 

| Fuhren zum Arzte und Geiſtlichen. 

Im Fall des Todes eines der Eheleute P. ſoll das Ausgedinge unver⸗ 
kürzt bleiben. Die Ehefrau P. iſt verſtorben. In der vom Notar S. am 
21. Mai 1907 aufgenommenen Verhandlung haben P., der Wirt J. und 
deſſen Ehefrau Agathe, geborene P., erklärt: Im notariellen Vertrage vom 
23. April 1907 habe P. den Eheleuten J. das Ausgedinge zur Ausübung 
abgetreten. Sie änderten dieſe Erklärung dahin, daß es nicht den Eheleuten 
J., ſondern nur der Ehefrau J. als zur Ausübung abgetreten gelten ſolle, 
und bewilligten und beantragten die Eintragung der Abtretung im Grund⸗ 
buche. Die Eintragung der Abtretung iſt vom Amtsgericht abgelehnt worden, 
da die Ausgedingsleiſtungen ohne Veränderung ihres Inhalts nicht an einen 
. anderen als an den urſprünglichen Gläubiger erfolgen könnten, daher gemäß 
§ 399 BGB. nicht abtretbar ſeien. Die Beſchwerde hiergegen iſt zurück⸗ 
gewieſen worden; auch der weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht den 
Erfolg verſagt aus folgenden Gründen: 

Nach der Erklärung der Beteiligten ſoll das Ausgedinge an die Ehe: 
frau J. als zur Ausübung abgetreten gelten. Hierin kann nicht die Ab⸗ 
tretung des Rechtes erblickt werden, ſondern nur die Ueberlaſſung der Aus⸗ 
übung (vergl. §§ 1059, 1092 BGB.). Eine ſolche Ueberlaſſung der Rechts⸗ 
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ausübung aber gibt demjenigen, dem die Ausübung überlaſſen wird, kein 
dingliches Recht, ſondern erzeugt nur obligatoriſche Wirkungen zwiſchen den 
Vertragsparteien und iſt deshalb der Eintragung nicht fähig. Schon aus 
dieſem Grunde rechtfertigt ſich die Abweiſung der beantragten Eintragung. 

Uebrigens iſt den Ausführungen der Vorinſtanzen auch darin beizutreten, 
daß das Recht des Ausgedinges nicht übertragbar iſt. Die in ihm ent⸗ 
haltenen Einzelrechte ſtellen ſich teils als perſönliche Dienſtbarkeiten (Be⸗ 
nutzung des Grundſtücks und der Hälfte des Banſens), teils als Reallaſten 
dar (zu vergl. Artikel 15 § 1 PrAGBGB.; § 50 GBO.; Dernburg, 
Bürgerliches Recht 3 § 205 V). Erſtere find nach den ausdrücklichen Vor: 
ſchriften der SS 1059, 1092 nicht übertragbar. Bei den Reallaſten hängt 
dle Möglichkeit der Abtretung von der Uebertragbarkeit der einzelnen Leiſtungen 
ab (§ 1111 Abſ. 2 BGB.) und hierfür ijt wiederum beſtimmend, ob die 
Leiſtung an einen anderen als den urſprünglichen Gläubiger ohne Verände⸗ 
rung ihres Inhalts erfolgen kann (§ 399). Dieſe Vorausſetzung trifft jeden⸗ 
falls nicht bei den erforderlichen Fuhren zum Arzte und Geiſtlichen zu, weil 
deren Umfang ſich mit der Perſon des Gläubigers ändert. Für den Anſpruch 
des Auszüglers auf Bearbeitung des Grundſtücks und Abfahrung der Ernte 
ferner kommt in Betracht, daß er von dem Rechte auf Benutzung des Grund⸗ 
ſtücks nicht trennbar iſt. Iſt aber auch der Anſpruch auf einzelne der aus 
einer Reallaſt ſich ergebenden Leiſtungen nicht übertragbar, ſo iſt die Real⸗ 
laſt als Ganzes nicht übertragbar. Außerdem iſt eine teilweiſe Abtretung des 
Ausgedinges nicht erklärt und ihre Eintragung nicht beantragt, der Antrag 
richtet ſich vielmehr auf die Eintragung der Abtretung der Ausübung des 
ganzen Rechtes, der nach vorſtehendem nicht entſprochen werden kann (zu 
vergl. OL GRſp. 8, 131). 


Umſchreibung des Eigentums an einem Grundſtück ohne Auflaſſung, wenn 
bei der Anflöſung einer aus zwei Geſellſchaftern beſtehenden offenen Handels⸗ 
geſellſchaft der eine das Geſchäft mit Aktiven und Paſſiven übernommen hat 
und das Geſchäft unter der bisherigen Firma fortführt. (Vgl. RIA. 2, 146.) 


§ 738 BGB. § 142 HGB. 
Kammergericht Berlin, 15. Auguſt 1907. — Bd. 9 S. 71. 


Im Grundbuche von B. Bd. 17 Blatt 1145 fteht die „Firma Guijtav C. 
zu B.“ als Eigentümerin eingetragen. Inhaber der Firma war bis Ende 
Mai 1907 eine offene Handelsgeſellſchaft, deren ſchließliche Teilhaber die Witwe B. 
und die Witwe C. waren. Dieſe vereinbarten durch Vertrag vor dem Notar 
L. vom 17. Mai 1907, daß die Witwe B. das ganze Handelsunternehmen 
der bisherigen offenen Handelsgeſellſchaft mit allen Aktiven und Paſſiven, ins⸗ 
beſondere mit den Grundſtücken, Grundbuch von B. Bd. 17 Blatt 1145, 
ſowie mit dem Rechte zur Fortführung der Firma Guſtav C. als Einzelkauf⸗ 
mann gegen Abfindung der Frau C. übernehmen ſolle, und bewilligten und 
beantragten die Weberfchreibung der fraglichen Grundſtücke auf die Witwe B. 
als Eigentümerin. Die Auflöſung der bezeichneten Geſellſchaft mit dem 17. 
Mai 1907 iſt im Handelsregiſter eingetragen. Das Amtsgericht beraumte 
einen Auflaſſungstermin an. Gegen dieſe Verfügung legte der Notar L. Be⸗ 
ſchwerde ein mit dem Antrage, das Amtsgericht zur Ueberfchreibung ohne Auf⸗ 


laſſung, die nach der Entſcheidung des Reichsgerichts vom 23, Februar 1907 
(J. W. 1907 S. 303 Nr. 6) nicht erforderlich ſei, anzuweiſen. Das Land⸗ 
gericht hat die Beſchwerde zurückgewieſen. Auf die weitere Beſchwerde hat 
das Kammergericht unter Aufhebung der Vorentſcheidungen die Sache zur ander⸗ 
weitigen Erörterung und Entſcheidung nach Maßgabe der folgenden Gründe an 
das Amtsgericht zurückverwieſen: 

Die Frage, ob die Auflaſſung der Grundſtücke erforderlich iſt, wenn bei 
Auflöſung einer aus nur zwei Mitgliedern beſtehenden offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft der eine Geſellſchafter das Geſellſchaftsvermögen gegen Abfindung des 
anderen Geſellſchafters übernimmt, iſt ſtreitig. Die Beantwortung der Frage 
hängt davon ab, ob man annimmt, daß bei dieſer Art der Auseinanderſetzung 
zwiſchen den beiden Geſellſchaftern der Anteil des Abzufindenden dem das 
Vermögen Uebernehmenden zuwächſt (§ 738 Abſ. 1 BGB.), oder ob man 
eine ſolche Zuwachſung verneint. Erſterenfalls iſt eine beſondere Uebertragung 
der einzelnen Vermögensſtücke, bei Grundſtückeu die Auflaſſung, nicht erforder: 
lich; letzterenfalls iſt das Gegenteil der Fall. Während die bisherige Recht⸗ 
ſprechung und Rechtslehre (zu vergl. Staub, 8. Aufl. Anm. 9 zu § 145 
HGB.) überwiegend die letztere Auffaſſung vertritt, hat das Reichsgericht in 
der bezogenen Entſcheidung vom 23. Februar 1907 ſich der entgegengeſetzten 
Anſicht angeſchloſſen. Aus der ausführlichen Begründung dieſes Urteils, auf 
die im übrigen verwieſen wird, iſt folgendes hervorzuheben. Das Reichsgericht 
führt aus, im § 738 Abſ. 1 BGB. fet dem Grundſatze der Zuwachſung Aus: 
druck gegeben, allerdings nur für die Fälle der §§ 736, 737, in welchen 
die Geſellſchaft trotz Ausſcheidens oder Ausſchluſſes eines Geſellſchafters fort⸗ 
beſtehen bleibe. Man wolle hierin eine Ausnahmebeſtimmung ſehen, die nur 
bei fortbeſtehender Geſellſchaft gelten könne. Anderſeits werde aber auch zu⸗ 
gegeben, daß es ſich im § 738 Abſ. 1 nicht um einen vereinzelten Rechts⸗ 
ſatz, ſondern um eine einfache Folgerung des Grundgedankens der geſamten 
Hand handele. Einen geſicherten Boden für die Annahme, daß der Grund⸗ 
ſatz der Zuwachſung in dem hier fraglichen Falle — nämlich bei Uebernahme 
des Geſellſchaftsvermögens einer zweigliedrigen offenen Handelsgeſellſchaft durch 
den einen Geſellſchafter — gelten müſſe, gewinne man, wenn man zu den 
Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuches über die Geſellſchaft noch die be⸗ 
ſonderen Beſtimmungen des Handelsgeſetzbuchs über die offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaft hinzunehme. Nach § 142 HGB. könne bei nur zweigliedriger Geſell⸗ 
ſchaft in den dort bezeichneten beiden Fällen der eine Geſellſchafter das Ge⸗ 
ſchäft ohne Liquidation mit Aktiven und Paſſiven übernehmen. In beiden 
Fällen fänden nach Abſ. 3 auf die Auseinanderſetzung die für den Fall des 
Ausſcheidens eines Geſellſchafters aus der Geſellſchaft geltenden Vorſchriften 
entſprechende Anwendung. Zu dieſen Vorſchriften gehöre auch und namentlich 
der § 738 Satz 1 BGB. Die entſprechende Anwendung ergebe, daß der Anteil 
des Ausſcheidenden am Geſellſchaftsvermögen — nicht den übrigen Geſellſchaftern, 
aber — dem übrigen Geſellſchafter d. h. dem nicht. ausſcheidenden, bisherigen 
anderen, Geſellſchafter zuwachſe. Zwar werde vielfach die Anſicht vertreten, 
daß hier keine Zuwachſung ſtattfinde und deshalb bei Geſellſchaftsgrundſtücken 
Auflaſſung erforderlich ſei. Das Geſetz biete aber keinen Anhalt zu dieſer 
beſchränkenden Auslegung. Hiernach ſei in dem fraglichen Falle die Auflaſſung 
nicht notwendig. Bei nochmaliger Prüfung der Streitfrage hat das Kammer⸗ 


gericht ſich veranlaßt geſehen, der Auffaſſung des Reichsgerichts beizutreten. 
Die Folge hiervon iſt, daß im vorliegenden Falle eine Auflaſſung nicht er⸗ 
forderlich iſt. Dem Eintragungsantrage muß daher, ſofern keine ſonſtigen Be⸗ 
denken entgegenſtehen, ſtattgegeben werden. 


Beſchwerde gegen die Entziehung der elterlichen Gewalt wegen örtlicher 
Unzuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts; Zuläſſigkeit des Antrags, die 
Anordnung der Entziehung wieder aufzuheben. 


88 7, 27 3G., § 1666 BGR. 


Oberſtes Landesgericht München, 18. September 1907. — 
Bd. 9 S. 73. 


Das Amtsgericht W. hat als Vormundſchaftsgericht auf die Anzeige des 
Landwirts Sch. in W., daß der nun in E. wohnhafte Metzgergeſelle Eduard 
M. ſeine Vaterpflichten hinſichtlich der Sorge für Perſon und Vermögen ſeines 
am 8. März 1901 geborenen Kindes G. gröblich vernachläſſige, Ermittelungen 
hierüber veranſtaltet und auf Grund ihres Ergebniſſes dem M. die „elterliche 
Gewalt über ſein Kind einſchließlich der Nutznießung an deſſen Vermögen“ 
entzogen und den Johann Sch. zum Vormund beſtellt. 

Die gegen diefe Verfügung von M. eingelegte Beſchwerde hat das Land⸗ 
gericht als unbegründet zurückgewieſen, das Amtsgericht W. jedoch für unzu⸗ 
ſtändig erklärt, weiter in der vorliegenden Sache tätig zu werden, und dieſes 
angewieſen, die Abgabe der Angelegenheit an das Amtsgericht E. einzuleiten. 

In den Entſcheidungsgründen führte es aus, nach dem Ergebniſſe der 
Ermittelungen befinde M. ſich feit vier Jahren in ſtändiger Stellung als Metzger 
geſelle in E., er halte ſich dort mit dem Willen bleibender Niederlaſſung auf und 
habe deshalb dort ſeinen Wohnſitz. Dem Amtsgerichte W. habe daher die 
örtliche Zuſtändigkeit für die von ihm getroffene Anordnung gefehlt, dieſer Um⸗ 
ſtand ſtehe aber der Wirkſamkeit der Verfügung nicht entgegen. Die Vorſchrift 
des § 7 FG. ſei in Uebereinſtimmung mit den Entſcheidungen des[Kammergerichts 
RIA. 6, 85 und Recht 1906, 252 dahin zu verſtehen, daß Verfügungen 
eines örtlich unzuſtändigen Gerichts auf Beſchwerde nicht ſchlechthin aufzuheben, 
ſondern auf ihre ſachliche Richtigkeit zu prüfen und, wenn ſich in dieſer Be⸗ 
ziehung kein Bedenken ergibt, mit der Maßgabe aufrecht zu erhalten ſind, daß 
die Angelegenheit zu der etwa erforderlichen Weiterführung an das zuſtändige 
Gericht abgegeben wird. Für dieſe Auslegung ſpreche ſowohl der Wortlaut 
des Geſetzes als die der Vorſchrift zugrunde liegende Erwägung, daß es zu 
großen Unzuträglichkeiten führen müßte, wenn durch eine an keine Friſt gebundene 
Beſchwerde vielleicht nach Jahren die Nichtigkeit längſt erledigter Geſchäfte geltend 
gemacht werden könnte. Sachlich ſei die angefochtene Verfügung vollſtändig 
gerechtfertigt. Es ſei deshalb nur anzuordnen, daß die Weiterführung der An⸗ 
gelegenheit durch das zuſtändige Gericht angebahnt werde. 
| Das Oberſte Landesgericht München hat der weiteren Beſchwerde injofern 
ſtattgegeben, als es die Entſcheidungen der Vorinſtanzen, ſoweit ſie die Entziehung 
der elterlichen Gewalt des Beſchwerdeführers zum Gegenſtande haben, aufgehoben 
hat. In den Gründen wird ausgeführt: 

Nach den einwandfreien Feſtſtellungen des Beſchwerdegerichts hat dem 
Amtsgerichte W. die örtliche Zuſtändigkeit für die getroffene Anordnung gefehlt. 


as. Qi .2 


Wäre die im § 7 FG. enthaltene Vorſchrift nicht getroffen, jo könnte es zweifel⸗ 
haft erſcheinen, ob ein örtlich unzuſtändiges Gericht als das Gericht, dem die 
Angelegenheit übertragen iſt, in den Fällen des § 1666 BGB. als „das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht“ im Sinne dieſer Vorſchrift gelten könne oder ob ſeine Ver⸗ 
fügung als die Verfügung eines anderen Gerichts von vornherein unwirkſam ſei. 
Der § 7 beugt dieſem Zweifel vor, indem er beſtimmt, daß gerichtliche Hand⸗ 
lungen nicht aus dem Grunde unwirkſam ſind, weil ſie von einem örtlich un⸗ 
zuſtändigen Gerichte vorgenommen ſind. Verfügungen eines örtlich unzuſtändigen 
Gerichts haben zunächſt dieſelbe Wirkung wie die des örtlich zuſtändigen Ge⸗ 
richts, ſie ſind insbeſondere unter denſelben Vorausſetzungen wie dieſe der 
Rechtskraft fähig. Von vornherein unwirkſam ſind nur die Handlungen eines 
ſachlich unzuſtändigen Gerichts; ein Gericht, dem die ſachliche Zuftändigteit fehlt, 
kommt überhaupt nicht als das Gericht in Betracht, dem die Angelegenheit 
übertragen iſt. Daraus, daß die Verfügung eines örtlich unzuſtändigen Gerichts 
nicht wie die eines ſachlich unzuſtändigen Gerichts von vornherein unwirkſam 
iſt, folgt aber nicht, daß ſie nicht aus dem Grunde der örtlichen Unzuſtändgkeit 
des Gerichts mit Beſchwerde angefochten werden kann, daß der Beteiligte, in 
deſſen Recht durch die gerichtliche Verfügung eingegriffen wird, kein Recht darauf 
hat, daß nur das örtlich zuſtändige Gericht über die in ſein Recht eingreifende 
Maßregel entſcheide. Der Wortlaut des § 7 bietet für eine ſolche Beſchränkung 
des Beſchwerderechts keinen Anhalt und aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes 
ergibt ſich, daß ſie nicht beabſichtigt worden iſt. Sowohl in der Begründung 
des Entwurfs als in den Beratungen der Reichstagskommifſion wurde das 
Recht, im Wege der Beſchwerde Abhilfe gegen das Eingreifen eines unzuſtändigen 
Gerichts oder eines von der Ausübung des Richteramts ausgeſchloſſenen Richters zu 
ſuchen, ausdrücklich anerkannt. Damit ſtimmt der § 27 Satz 2 FG. inſofern 
überein, als er die Vorſchriften des § 551 BPO. ihrem vollen Inhalt nach 
entſprechend anwendbar erklärt, von der Nr. 4 des $ 551 alſo ſür den Fall 
der örtlichen Unzuſtändigkeit des Gerichts ebenſowenig wie von der Nr. 2 
eine Ausnahme macht. 

Der Senat erachtet ſich durch die vom Beſchwerdegericht angeführten 
Entſcheidungen des Kammergerichts nicht in Gemäßheit des § 28 Abſ. 2 FG. 
gehindert, über die weitere Beſchwerde in dem dargelegten Sinne zu entſcheiden, 
weil die Entſcheidungen des Kammergerichts Fälle betreffen, in denen die durch 
Vormundſchaftsbeſtellung vollzogene Anordnung einer Vormundſchaft den Gegen⸗ 
ſtand der Beſchwerde bildete, und mit Erwägungen begründet ſind, die aus 
dem Weſen der Vormundſchaftsführung hergeleitet werden. Die Anordnung 
der Vormundſchaft und die Beſtellung des ä oa der Beſchwerdeführer 
nicht angefochten. 


Befugnis des Nachlaßgerichts, das Verfahren wegen Erteilung eines Erb⸗ 
ſcheins bis zur Entſcheidung des über das Erbrecht anhängigen Rechtsſtreits 
auszuſetzen. 

§§ 12, 95 FG., § 2354 Nr. 5, §§ 2358, 2360 BGB. 


Kammergericht Berlin, 26. September 1907. — Bd. 9 S. 75. 


Der am 13. März 1903 zu H. verſtorbene Rentner L., der eine Ver⸗ 
fügung von Todes wegen nicht errichtet hat, hat als nächſte Verwandte ſeine 
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drei Brüder, nämlich Wilhelm L., den Landmann Chriſtian L. und den in 
Amerika lebenden Hinrich L. hinterlaſſen. Die beiden Erſtgenannten haben 
mit der Behauptung, daß Hinrich L. durch notariell beglaubigte Erklärung vom 
16. Januar 1874 auf die Erbſchaft verzichtet habe, die Ausſtellung eines 
Erbſcheins des Inhalts beantragt, daß ſie beide die alleinigen Erben ihres 
verſtorbenen Bruders geworden ſeien. Das Amtsgericht hat die Erteilung des 
Erbſcheins abgelehnt, weil in der Generalquittung des Hinrich L. ein Verzicht 
auf die Erbſchaft nach ſeinem Bruder nicht zu finden ſei. Nachdem es nun⸗ 
mehr zwiſchen Hinrich L. und ſeinen Brüdern zum Prozeß über das Erbrecht 
des erſteren gekommen iſt, hat Wilhelm L. gegen dieſen Beſchluß Beſchwerde 
eingelegt. Das Landgericht hat die Entſcheidung über die Beſchwerde bis zur 
Entſcheidung des über das Erbrecht anhängigen Rechtsſtreits in erſter Inſtanz 
ausgeſetzt. Der weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht den Erfolg verſagt. 

In den Gründen wird ausgeführt: 

Für eine Ausſetzung des Verfahrens in einer Angelegenheit der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit können verſchiedenartige Gründe in Betracht kommen. Die Aus⸗ 
ſetzung kann angeordnet ſein, weil der Richter den Ausfall einer anderweit 
ſtattfindenden Beweisaufnahme oder die Entſcheidung eines anhängigen Rechts⸗ 
ſtreits über eine für die Beurteilung der Angelegenheit erhebliche Frage oder 
aber den Erfolg von ihm ſelbſt angeordneter Maßregeln, z. B. in Vormund⸗ 
ſchafts⸗ oder Fürſorgeerziehungsſachen, abwarten will. Wie das Kammergericht 
in dem Beſchluſſe vom 25. Mai 1905 (KGJ. 30, 61/62) näher begründet 
hat, iſt für das preußiſche Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit, wie es 
ſich auf Grund des FG. u. Pr. geſtaltet, trotz des Fehlens einer hier: 
auf gerichteten geſetzlichen Vorſchrift eine Ausſetzung des Verfahrens durch 
Gerichtsbeſchluß grundſätzlich nicht für unzuläſſig zu erachten, ſofern beſondere 
ſachliche Gründe ſie dem Gericht als erforderlich oder zweckmäßig erſcheinen 
laſſen; es muß aber im einzelnen Falle noch geprüft werden, ob nicht etwa der 
beſondere Charakter des betreffenden Spezialverfahrens eine Ausſetzung verbietet 
oder das Recht eines Beteiligten auf die Fortſetzung des Verfahrens ihr ent⸗ 
gegenſteht. Dieſer Grundſatz bedarf inſofern einer Einſchränkung, als eine 
Ausſetzung des Verfahrens bis zu der im Wege des Rechtsſtreits erfolgten 
Entſcheidung über ein ſtreitiges Rechtsverhältnis, deſſen Beurteilung für die 
von dem Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu erlaſſende Verfügung von 
Erheblichkeit iſt, der Regel nach unzuläſſig it. FG. SS 95, 127, 159 
— 8 66 Abſ. 2 PStG. kommt nicht unmittelbar in Betracht — enthalten 
Beſtimmungen darüber, daß in beſtimmten Fällen eine Ausſetzung des Verfahrens 
bis zur Entſcheidung eines ſtreitigen Rechtsverhältniſſes im Wege des Rechts⸗ 
ſtreites ſtattfinden ſoll oder angeordnet werden darf. Daraus folgt, daß eine 
Ausſetzung des Verfahrens zu dem angegebenen Zwecke nur in dieſen vom 
Geſetz ausdrücklich erwähnten Fällen ſtatthaft ijt, Denn hatte der Geſetzgeber 
dem Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit grundſätzlich die Befugnis zugeſtehen 
wollen, das Verfahren zwecks Herbeiführung einer Entſcheidung ſtreitiger Rechts 
verhältniſſe durch den Prozeßrichter auszuſetzen, ſo hätte es eines beſonderen 
Ausſpruchs über dieſe Befugnis des Regiſtergerichts in den Fällen der 88 127, 
159 BGB. nicht bedurft. Gerade, daß dem Regiſterrichter dieſe Befugnis 
in beſtimmten Fällen ausdrücklich beigelegt iſt, beweiſt, daß nach der Anſicht 
des Geſetzgebers dieſe Befugnis dem Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
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grundſätzlich nicht zuſteht. Dies folgt auch aus der Vorſchriſt des § 12 FG., daß 
das Gericht von Amts wegen die zur Feſtſtellung der Tatſachen erforderlichen 
Ermittelungen zu veranſtalten und die geeignet erſcheinenden Beweiſe aufzu⸗ 
nehmen hat. Die Entſchließungen darüber, welche Tatſachen im einzelnen 
Falle der Feſtſtellung durch Beweiserhebung bedürfen, ſetzt eine Prüfung 
der rechtlichen Erheblichkeit derſelben für die von dem Richter zu treffende 
ſachliche Entſcheidung und demnach eine rechtliche Beurteilung des vorliegenden 
Sachverhalts voraus. Aus § 12 FG. ergibt ſich demnach für den Richter 
der freiwilligen Gerichtbarkeit auch die Amtspflicht, ſtreitige Rechtsverhältniſſe 
ſelbſtändig zu entſcheiden, ſoweit ihm von Amts wegen die Pflicht zur Feſt⸗ 
ſtellung dieſer Rechtsverhältniſſe obliegt. Eine derartige Amtspflicht verneint 
der § 95 FG. nur für den Nachlaßrichter hinſichtlich der bei einer von ihm 
zu vermittelnden Erbteilung hervortretenden Streitpunkte, weil hier dem Richter 
keine entſcheidende, ſondern nur eine vermittelnde Tätigkeit zugewieſen iſt. 
Sodann iſt dem Regiſterrichter durch die SS 127, 159 die Berechtigung zu: 
geſtanden, in geeigneten Fällen die Entſcheidung ſtreitiger Rechtsverhältniſſe 
abzulehnen. In allen übrigen Fällen muß aber an dem oben aufgeſtellten 


Grundſatze hinſichtlich der Entſcheidungspflicht des Richters der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit feſtgehalten und deshalb eine Ausſetzung des Verfahrens zwecks 


Herbeiführung einer Entſcheidung des Prozeßgerichts über ſtreitige Rechtsver⸗ 
hältniſſe, deren Feſtſtellung dem Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit gemäß 
§ 12 obliegt, für unzuläſſig erklärt werden. 

In dem Verfahren zwecks Erteilung eines Erbſcheins hat nach § 2358 
BGB. das Nachlaßgericht unter Benutzung der von dem Antragſteller ange⸗ 
gebenen Beweismittel von Amts wegen die zur Feſtſtellung der Tatſachen 
erforderlichen Ermittelungen zu veranſtalten und die geeignet erſcheinenden 
Beweiſe aufzunehmen. Der Erbſchein ijt nach § 2359 BGB. nur zu erteilen, 
wenn das Nachlaßgericht die zur Begründung des Antrags erforderlichen Tat⸗ 
ſachen für feſtgeſtellt erachtet. Die Feſtſtellung, ob dem Antragſteller das be⸗ 
hauptete Erbrecht zuſteht, gehört daher zu der Amtspflicht des Nachlaßrichters. 


Daraus folgt gemäß den vorentwickelten Grundſätzen, daß der Nachlaßrichter 


die Entſcheidung über das Beſtehen oder Nichtbeſtehen des in Anſpruch genom⸗ 
menen Erbrechts wegen tatſächlicher oder rechtlicher Zweifel nicht ablehnen und 
den Antragſteller deswegen nicht auf den Prozeßweg verweilen darf (RIA. 


3, 117 u. KGJ. 25, 64). Eine Ausſetzung des Verfahrens wegen Erteilung 
eines Erbſcheins zwecks Herbeiführung einer prozeßrichterlichen Entſcheidung 
über das Erbrecht iſt danach grundſätzlich unzuläſſig. 


Anders liegt aber die Sache, wenn bereits ein Rechtsſtreit über das 
Erbrecht anhängig iſt. Das Geſetz legt dieſer Tatſache im Erbſcheinerteilungs⸗ 
verfahren beſondere Bedeutung bei. Nach § 2354 Abi. 1 Nr. 5 BGB. 
muß in dem Antrag auf Erteilung eines Erbſcheins angegeben werden, ob 
ein Rechtsſtreit über das in Anſpruch genommene Erbrecht des Antragſtellers 
anhängig iſt und nach § 2360 ſoll bejahenden Falles vor Erteilung des 
Erbſcheins der Gegner des Antragſtellers gehört werden. Die Vorſchrift des 
§ 2360 BGB. ift an die Stelle des § 2071 Abſ. 2 des Entw. I geſetzt 
worden, welche lautete: „der Erbſchein ſoll nicht erteilt werden, ſolange ein 
Rechtsſtreit über das Erbrecht anhängig iſt“. Die Motive führten zur Recht⸗ 
fertigung dieſer Vorſchrift des Entwurfs an, daß es nicht dem Befinden des 


Nachlaßgerichts überlaffen werden könne, während der Anhängigkeit eines Rechtes 
ſtreits über das Erbrecht den Zwiſchenzuſtand zugunſten der einen Partei zu 
ordnen, daß es vielmehr dem Prozeßgericht obliege, im Wege einſtweiliger 
Verfügung das etwa Erforderliche zu beſtimmen (Motive 5, 562). Diefen 
Gedanken erklärte die Kommiſſion an ſich für richtig. Es wurde aber ander⸗ 
ſeits erwogen, daß die Vorſchrift des Entwurfs leicht benutzt werden könnte, 
um den wirklichen Erben zu ſchikanieren. Die Möglichkeit des Erlaſſes einſt⸗ 
weiliger Verfügungen durch das Prozeßgericht hinſichtlich einzelner Punkte ge⸗ 
währe gegen ſolche Schikane keinen ausreichenden Schutz. Es ſei richtiger, für 
diejenigen Fälle, in welchen dem wirklichen Erben lediglich aus Schikane ſein 
Erbrecht beſtritten werde, auch noch vor der endgültigen Entſcheidung des Prozeß⸗ 
gerichts über das Erbrecht die Erteilung eines Erbſcheins zuzulaſſen. Es könne 
ſich nur darum handeln, ob man in dieſer Hinſicht die Prüfung der Frage, 
ob Schikane vorliege, dem Nachlaßgericht oder dem Prozeßgericht zuweiſen ſolle. 
Man werde beſſer tun, die Entſcheidung lediglich dem Nachlaßgerichte zu be⸗ 
laſſen. Bei der großen Wichtigkeit des Erbſcheins erſcheine es aber nicht 
angängig, dieſe Entſcheidung derart in das Ermeſſen des Nachlaßgerichts zu 
ſtellen, daß dasſelbe den Erbſchein lediglich auf den einſeitigen Vortrag des 
Antragſtellers erteilen könne. Vielmehr werde man zweckmäßig die Anhörung 
des Prozeßgegners vorzuſchreiben haben. Weitere Beſchränkungen dahin, daß 
der Erbſchein „nur unter beſonderen Umſtänden“ erteilt werden dürfe, hinzu⸗ 
zufügen, erſcheine nicht notwendig. Das Nachlaßgericht werde pflichtmäßig 
zu erwägen haben, ob die vorgelegten Beweiſe des Antragſtellers auch gegen⸗ 
über den Behauptungen des Prozeßgegners eine genügende Grundlage für die 
Erteilung des Erbſcheins bildeten. Damit könne es ſein Bewenden haben 
(Protokolle 5, 680, 681). 

Dieſe Entſtehungsgeſchichte des § 2360 ergibt, daß die dem Nachlaß⸗ 
gerichte durch § 2358 auferlegte Amtspflicht zur Anſtellung der erforderlichen 
Ermittelungen über das Erbrecht des Antragſtellers dann nicht eintreten ſoll, 
wenn über dieſes Erbrecht bereits ein Rechtsſtreit anhängig iſt, daß vielmehr 
in dieſem Falle grundſätzlich die Entſcheidung über das Erbrecht dem Prozeß⸗ 
richter überlaſſen bleiben und der Nachlaßrichter den Erbſchein vor der Beendigung 
des Prozeſſes nur dann erteilen ſoll, wenn er nach Anhörung des Prozeß⸗ 
gegners des Antragſtellers und auch gegenüber deſſen Behauptungen das Erb⸗ 
recht des Antragſtellers für nachgewieſen und die Behauptung des Gegners 
für offenſichtlich unbegründet erachtet. Ob dieſe Vorausſetzungen für die Er⸗ 
teilung eines Erbſcheins während der Dauer eines über das Erbrecht anhängigen 
Rechtsſtreits als gegeben anzuſehen ſind, hat der Nachlaßrichter nach pflicht⸗ 
mäßigem Ermeſſen zu beurteilen. Gelangt er dabei zu dem Ergebniſſe, daß 
die Behauptungen des Prozeßgegners nicht ohne weiteres als unbegründet 
erachtet werden können, das Beſtreiten des Erbrechts des Antragſtellers durch 
den Gegner mithin nicht ſchikanös iſt, ſo iſt der Nachlaßrichter zur Anſtellung 
von Ermittelungen oder zur Entſcheidung der in rechtlicher Beziehung beſtehenden 
Zweifel nicht verpflichtet, fondern berechtigt, die Erteilung des Erbſcheins vor 
der endgültigen Entſcheidung des anhängigen Rechtsſtreits abzulehnen und des⸗ 
halb entweder den geſtellten Antrag als zur Zeit unbegründet abzuweiſen oder 
die Entſcheidung bis zur Beendigung des Rechtsſtreits auszuſetzen. 

In dem gegenwärtig zur Entſcheidung ſtehenden Falle iſt nach der Feſt⸗ 


ſtellung des Landgerichts zwiſchen Hinrich und feinen Brüdern ein Rechtsſtreit 
darüber anhängig, ob Hinrich neben feinen beiden Brüdern Miterbe nach dem 
Erblaſſer geworden iſt oder ob die beiden Brüder Alleinerben ſind. Hinrich 
hat gegenüber ſeiner Erklärung vom 16. Januar 1874, in welcher ſeine 
Brüder einen ſeinerſeits erklärten Verzicht auf ſein Erbrecht nach dem Erblaſſer 
erblicken, die Behauptung aufgeſtellt, daß er auf fein Erbrecht nach ſeinem 
Vater, nicht aber auch nach ſeinen übrigen Verwandten verzichtet habe und 
daß er auch nach der zwiſchen ihm und ſeinem Vater getroffenen Vereinbarung 
nur auf das Erbrecht nach dem Vater habe verzichten ſollen. Wenn das 
Landgericht auf Grund der Urkunde vom 16. Januar 1874 nicht zu der 
Ueberzeugung gelangt iſt, daß Hinrich aus Schikane das alleinige Erbrecht 
ſeiner Brüder beſtreitet und nach Einſichtnahme in die Prozeßakten die Ent⸗ 
ſcheidung über die Beſchwerde, mit welcher die Erteilung eines Erbſcheins ver- 
langt wird, bis zur Entſcheidung des Rechtsſtreits ausgeſetzt hat, ſo iſt darin 
ein Rechtsirrtum nicht zu erkennen. Die Ausübung des pflichtmäßigen Er⸗ 


meſſens durch das Landgericht, daß ein Erbfchein vorläufig nicht zu erteilen 
ſei, unterliegt nicht der Nachprüfung durch die dritte Inſtanz (§ 27 FG.); 
daß das Landgericht erhebliche Tatſachen bei ſeiner Entſchließung außer acht 


gelaſſen hätte, erhellt nicht. Vielmehr ergeben die Notizen in den Akten, daß 


das Landgericht vor ſeiner Anordnung die Prozeßakten eingeſehen hat und 
ſeine Entſchließung ſonach auf Grund der gegenwärtigen Prozeßlage getroffen hat. 


Verpflichtung des Nachlaßgerichts, eine vollſtändige Teſtamentsabſchrift 
| einem Beteiligten auf fein Verlangen auch dann zu erteilen, wenn er nur an 


einem Teile des Teſtaments ein rechtliches Intereſſe hat. 
88 2262, 2264, 2273 BGB., § 34 36. 


Kammergericht Berlin, 10. Oktober 1907. — Bd. 10 S. 79. 
Die am 15. Juni 1907 in B. verſtorbene Witwe Margarete B. hat 


| ein privatſchriftliches Teſtament hinterlaſſen, in welchem eine Erbeseinſetzung 


f 


nicht enthalten ijt, ſondern nur eine Anzahl Vermächtniſſe ausgeſetzt, Anordnungen 
hinſichtlich ihrer Beerdigung und hinſichtlich der Pflege ihres und ihrer 


| Angehörigen Gräber getroffen und zum Schluß Mitteilungen vertraulicher 


Art an ihre Tochter gemacht ſind. Das Teſtament enthält unter anderem 
die Beſtimmung, daß eine Summe, deren Höhe die jüdiſche Gemeinde 
ſelbſt beſtimmen ſoll, niederzulegen ſei, damit die Gräber der Erblaſſerin, 


ihres verſtorbenen Mannes und ihrer Eltern gepflegt werden ſollen, ſo⸗ 
lange der Friedhof beſteht. Das Amtsgericht hat von dieſer Beſtimmung 
des Teſtaments nach deſſen Verkündung dem Vorſtand der jüdiſchen 


Gemeinde Mitteilung gemacht. Dieſer hat darauf um Erteilung einer be⸗ 
glaubigten Abſchrift des Teſtaments und der Eröffnungsverhandlung gebeten. 


Die Frau Marta L., geborne B., hat als einzige Tochter und alleinige geſetzliche 


Erbin der Erblaſſerin der Erteilung einer Abfchrift des ganzen Teſtaments im 
Hinblick auf die darin enthaltenen, nur für ſie beſtimmten vertraulichen Mittei⸗ 
lungen der Erblaſſerin widerſprochen. Das Amtsgericht hat darauf die Erteilung 


der erbetenen Abſchrift des Teſtaments abgelehnt, weil die jüdiſche Gemeinde 


nur an dem ihr bereits auszugsweiſe mitgeteilten Teile des Teſtaments ein 
rechtliches Intereſſe habe und demnach nur eine Abſchrift dieſes ſie intereſſierenden 


Teiles des Teſtaments verlangen könne. Die Beſchwerde der jüdiſchen Gemeinde 
iſt durch das Landgericht zurückgewieſen worden. Auf die vom Vorſtande der 
jüdiſchen Gemeinde eingelegte Beſchwerde hat das Kammergericht unter Auf: 
hebung der Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung der 
Entſcheiduug nach Maßgabe der folgenden Gründe an das Amtsgericht gurid: 
verwieſen: 

Die Vorſchrift des § 2264 BGB., welche ſachlich dem § 1939 bf. 2 des 
erſten Entwurfs entſpricht, ſoll nach den Motiven zu $ 1939 (5, 308) im 
weſentlichen mit dem Allgemeinen Landrecht übereinſtimmen und eine Ueber 
tragung der gemeinrechtlichen Grundſätze von dem interdictum de tabulis 
exhibendis enthalten. Das Gemeine Recht gab jedem Beteiligten einen klagbaren 
Anſpruch auf Vorlegung der Teſtamentsurkunde zum Zwecke der Eröffnung fowie 
auf Geſtattung der Einſicht und Abſchriftnahme. Nach § 227 I, 12 des 
Allg. Landrechts war jeder, welcher ein gegründetes Intereſſe bei der Sache 
nachweiſen konnte, berechtigt, beglaubigte Abſchriften von einem eröffneten Te⸗ 
ſtamente zu fordern. Weder das Gemeine Recht noch das Allgemeine Land⸗ 
recht beſchränkten das Recht auf Entnahme bezw. Erteilung einer Abjchrift auf 
die Teile des Teſtaments, auf welche ſich das Intereſſe des Antragſtellers bezog. 
Der Nachweis eines gegründeten Intereſſes zur Sache genügte nach dem All: 
gemeinen Landrechte zur Begründung des Anſpruchs auf eine vollſtändige Ab⸗ 
ſchrift des Teſtaments, welche nach dem Reſkript des Juſtizminiſters vom 
3. Dezember 1832 auch den Eröffnungsvermerk, die etwa vorhandenen Nach⸗ 
zettel und das Annahme⸗ ſowie das Eröffnungsprotokoll enthalten ſollte, d. h. 
alles, was dazu gehörte, um die Gültigkeit des Teſtaments zu überſehen. 
Nach Gemeinem Rechte bedurfte es des Nachweiſes oder auch nur der Angabe 
eines Intereſſes überhaupt nicht, vielmehr wurde die Einſicht des durch die 
Publikation zum Gemeingute gewordenen Inhalts des Teſtaments jedem ge⸗ 
ſtattet. Wenn demnach die Vorſchrift des § 2264 BGB. eine Uebertragung der 
Grundſätze des gemeinrechtlichen interdictum de tabulis exhibendis ent: 
hält und im weſentlichen mit den Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts 
übereinſtimmen ſoll, ſo muß ſchon hieraus gefolgert werden, daß demjenigen, 
der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht, eine vollſtändige Abſchrift des 
Teſtaments auf ſein Verlangen erteilt werden muß. Damit ſteht auch der 
Wortlaut der Geſetzesbeſtimmung nicht in Widerſpruch. Denn wenn darin 
neben der Abſchrift des ganzen Teſtaments auch die Abſchrift einzelner Teile 
erwähnt wird, ſo hat dies nur die Bedeutung, daß der Berechtigte befugt iſt, 
ſeinen Antrag zwecks Koſtenerſparnis auf die Erteilung einer Abſchrift von 
einzelnen Teilen des Teſtaments zu beſchränken. Dies ergibt ſich klar aus 
der urſprünglichen Faſſung der Beſtimmung im § 1939 des erſten Entwurfs, 
welcher folgendermaßen lautete: „Das Nachlaßgericht ſoll nach der Verkündung 
einer letztwilligen Verfügung jeden Beteiligten, welcher bei der Verkündung 
nicht anweſend war, von dem ihn betreffenden Inhalte der Verfügung in 
Kenntnis ſetzen. Ein jeder, welcher ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht, 
ift berechtigt, von der Teſtamentsurkunde Einſicht zu nehmen und eine Abſchrift, 
einen Auszug oder eine Ausfertigung derſelben zu verlangen.“ Die Faſſung 
des § 2264 BGB. beruht auf einem Beſchluſſe der zweiten Kommiſſion, dem, 
wie ausdrücklich hervorgehoben wurde, nur redaktionelle Bedeutung zukommen 
ſollte. Nach § 1939 des erſten Entwurfs war aber nur die im Abſ. 1 
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vorgeſchriebene Mitteilung ſeitens des Nachlaßgerichts an den Beteiligten auf 
den ihn betreffenden Inhalt des Teſtaments beſchränkt, während der Abſ. 2 
eine derartige Beſchränkung nicht enthielt, es vielmehr in das Belieben des 
Antragſtellers ſtellte, ob er eine vollſtändige Abſchrift oder nur einen Auszug 
oder nur eine Ausfertigung des Teſtaments verlangen wollte. Enthält alſo 
der § 2264 BGB. gegenüber dem § 1939 Abſ. 2 des erſten Entwurfs 
keine ſachliche Aenderung, fo muß auch nach § 2264 BGB. dem Ermeſſen 
des Beteiligten überlaſſen bleiben, ob er eine Abſchrift von dem ganzen Teſta⸗ 
ment oder nur von einzelnen Teilen desſelben verlangen will. 

Wenn das Landgericht demgegenüber auf die ſchwerwiegenden Bedenken 
hinweiſt, welche im Hinblick auf den oft höchſt vertraulichen Inhalt der Teſta⸗ 
mente der Geſtattung der Einſichtnahme des ganzen Teſtamentsinhalts durch 
eine im Teſtament nur irgend wie bedachte Perſon entgegenſtehen, ſo kann dieſe 
Erwägung nicht für maßgeblich erachtet werden. Nach § 2260 BGB. ſollen 
zu dem Termine für die Teſtamentseröffnung die geſetzlichen Erben des Erb⸗ 
laſſers und die ſonſtigen Beteiligten ſoweit tunlich geladen werden. Als Be⸗ 
teiligte haben aber alle in dem Teſtamente bedachten Perſonen, insbeſondere 
alle Vermächtnisnehmer zu gelten (Motive 5, 306). Wird alſo, wie im 
vorliegenden Falle geſchehen iſt, das Teſtament nach dem Tode der Erblaſſerin 
unverſchloſſen dem Gericht überreicht, ſo ſind alle darin Bedachten, ſoweit an⸗ 
gängig, zu dem Eröffnungstermine zu laden. In dieſem Termin iſt das Teſta⸗ 
ment ſeinem ganzen Inhalte nach den Beteiligten zu verkünden und ihnen 
auf Verlangen vorzulegen ($ 2260 Abſ. 2 BGB.); den Beteiligten iſt 
hierdurch ein Recht auf Kenntnisnahme von dem geſamten Inhalte des Teſta⸗ 
ments ausdrücklich beigelegt. Insbeſondere iſt das Recht der Beteiligten auf 
Einſichtnahme des Teſtaments nicht auf einzelne Teile desſelben beſchränkt, eine 
derartige Beſchränkung würde auch, da den Beteiligten das Recht zuſteht, der 
Verkündung des Teſtaments beizuwohnen und dadurch von ſeinem Inhalte 
Kenntnis zu erlangen, der inneren Begründung entbehrt haben. Steht aber 
den Beteiligten das Recht zu, im Eröffnungstermine von dem ganzen Inhalte 
des Teſtaments Einſicht zu nehmen, ſo iſt nicht erſichtlich, weshalb ihnen die 
Einſichtnahme in einem ſpäteren Zeitpunkte nur in beſchränkterem Maße ge⸗ 
ſtattet fein ſollte. Die Vorſchrift des § 2262 BGB., daß das Nachlaßgericht 
die im Eröffnungstermine nicht erſchienenen Beteiligten von dem ſie betreffenden 
Inhalte des Teſtaments in Kenntnis zu ſetzen hat, ſchließt ſich an die Beſtim⸗ 
mung des § 230 I, 12 des Allg. Landrechts (Motive 5, 307/308) an. 
Der § 230 I, 12 des Allg. Landrechts beſtimmte aber nur darüber, was 
auf Koſten des Nachlaſſes von Amts wegen zu erfolgen hatte; darüber, wem 
auf ſeinen Antrag die Einſicht des Teſtaments zu geſtatten oder eine Abſchrift 
zu erteilen war, verhielten ſich lediglich die Vorſchriften der SS 227 bis 
229 I, 12 des Allg. Landrechts. Aus der Vorſchrift des § 2262 BGB. 
kann demnach nicht gefolgert werden, daß nach dem Eröffnungstermine den 
Beteiligten, welche die Erteilung einer Abſchrift des ganzen Teſtaments bean⸗ 
tragt haben, nur eine Abſchrift der ſie betreffenden Teile gewährt werden 
dürfe. Gerade daraus, daß im § 2262 BGB. die zu erteilende Benach⸗ 
richtigung auf die die einzelnen Berechtigten betreffenden Teile des Teſtaments 
beſchränkt iſt, der § 2264 BGB. eine derartige Einſchränkung aber nicht 
enthält, erhellt klar, daß im Falle des § 2264 BGB. das Recht, 
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die Erteilung einer Abſchrift zu fordern, nicht auf den den Antragſteller betreffenden 
Teil des Teſtaments hat beſchränkt, vielmehr uneingeſchränkt hat eingeräumt 
werden ſollen. Da jedes Teſtament ſeinem geſamten Inhalte nach alsbald 
nach dem Tode des Erblaſſers verkündet werden muß und eine gegenteilige 
Anordnung des Erblaſſers nach S 2263 BGB. nichtig iſt, ſo beſteht keine 
Möglichkeit, im Teſtament enthaltene vertrauliche Mitteilungen des Erblaſſers 
vor dem Kreiſe der an dem Inhalte des Teſtaments rechtlich intereſſierten 
Perſonen geheim zu halten. Durch die Aufnahme ſolcher vertraulichen Mit⸗ 
teilungen in das Teſtament verzichtet daher der Erblaſſer auf ihre Geheim⸗ 
haltung. Wünſcht der Erblaſſer dieſe Mitteilungen vor anderen als den Perſonen, 
an welche ſie gerichtet ſind, geheim zu halten, ſo dürfen ſie nicht in das 
Teſtament aufgenommen, ſondern müſſen ſie in einem beſonderen, an die be⸗ 
treffende Perſon adreſſierten Schreiben niedergelegt werden. 

Auch aus der Vorſchrift des § 2273 BGB., daß bei der Eröffnung 
eines gemeinſchaftlichen Teſtaments die Verfügungen des überlebenden Che: 
gatten, ſoweit ſie ſich ſondern laſſen, weder zu verkünden noch ſonſt zur Kenntnis 
der Beteiligten zu bringen ſind, kann nichts dafür entnommen werden, daß 
derjenige, der nur an einem Teile eines Teſtaments ein rechtliches Intereſſe 
habe, auch nur die Einſichtnahme und Abſchrift dieſes Teiles des Teſtaments 
fordern dürfe. Die Vorſchrift des § 2273 BGB. bringt nur zum Ausdrucke, 
daß das Teſtament eines noch am Leben befindlichen Teſtators geheim zu halten 
iſt und deswegen die Verkündung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments bei Leb⸗ 
zeiten des einen der Teſtatoren auf die leztwilligen Anordnungen des Verſtorbenen 
zu beſchränken iſt. Allerdings tit die Vorſchrift des § 2273 BGB. von der 
Rechtſprechung (KGS. 24, 183; RIA. 1, 45) dahin ausgelegt worden, daß auch 
die von den Verfügungen des Ueberlebenden nicht trennbaren Verfügungen 
des Erſtverſtorbenen, welche nur für den Fall des Ueberlebens des Verſtorbenen 
getroffen ſind, von der Verkündung auszunehmen ſeien. Dieſe Entſcheidungen 
beruhten aber ebenfalls nur auf der Erwägung, daß die betreffenden Anord⸗ 
nungen mit dem Tode des Verſtorbenen gegenſtandslos geworden ſeien und 
daher das Intereſſe des Ueberlebenden an der Geheimhaltung ſeiner eigenen 
Anordnungen das Intereſſe der Erben des Erſtverſtorbenen an der Bekanntgabe 
der gegenſtandslos gewordenen Anordnungen des Verſtorbenen überwiege. 
Für die Auslegung des § 2264 BGB. kann demnach aus der Vorſchrift 
des § 2273 des BGB. nichts entnommen werden. 

Endlich kann auch die Vorſchrift des § 34 FG. zur Auslegung des 
§ 2264 BGB. nicht herangezogen werden. Nach § 34 kann die Einſicht 
der Gerichtsakten jedem inſoweit geſtattet und eine Abſchrift daraus inſoweit 
erteilt werden, als er ein berechtigtes Intereſſe glaubhaft macht. Einerſeits 
handelt es fic) bei der Vorſchrift des 8 2264 BGB. aber nicht um die 
Einſicht und Erteilung einer Abſchrift von Akten, ſondern nur einer einzelnen 
Urkunde, anderſeits ſtellt ſich der S 2264 BGB. als eine Sondervorſchriſt 
gegenüber der allgemeinen Vorſchrift des § 34 FG. dar. Hätte der Geſetz⸗ 
geber hierbei die Entſcheidung, wieweit die Abſchrift zu erteilen ſei, in gleicher 
Weiſe wie im § 34 FG. dem Ermeſſen des Richters überlaſſen wollen, fo 
würde er dies in gleicher Weiſe im § 2264 BGB. zum Ausdrucke gebracht 
haben, wie er es im § 34 FG. getan hat. In Betracht kommt auch nod, 
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daß im § 34 ein berechtigtes Intereſſe des Antragſtellers für ausreichend 
erklärt iſt, während der § 2264 BGB. ein rechtliches Intereſſe verlangt, 
alſo den Kreis der Berechtigten enger zieht als der § 34 FG. Setzt der 
§ 2264 BGB. ein erheblicheres Intereſſe, nämlich ein fic) auf ein bereits 
beſtehendes Recht des Antragſtellers beziehendes, voraus, ſo erklärt ſich damit 
auch, weshalb in dieſem Falle den Beteiligten ſelbſt und nicht dem Gerichte 
die Entſcheidung über den Umfang der zu erteilenden Abſchrift überlaſſen 
worden iſt. 


Erteilung des Erbſcheins unter Uebergehung einer vor dem Antragſteller 

zur Erbfolge berufenen, aber verſchollenen Perſon; Entbehrlichkeit des 

Aufgebotsverfahrens zum Zwecke der Todeserklärung, ſofern das Nachlaß⸗ 

gericht auf andere Weiſe die Ueberzeugung von dem Wegfalle des Ver⸗ 
ſchollenen erlangt hat. 


88 2358, 2356, 2358 BGB. 
Oberlandesgericht Colmar, 16. Oktober 1907. — Bd. 9 ©. 84, 


Die Geſchwiſter R. haben als Erben der verſtorbenen Witwe O., geb. 
B., beim Amtsgerichte die Erteilung eines Erbſcheins beantragt. Die Antrag⸗ 
ſteller würden durch den ſeit Jahrzehnten verſchollenen Lukas B. von der Erb⸗ 
ſchaft ausgeſchloſſen werden, falls dieſer noch lebte. Das Amtsgericht hat die 
Erteilung des Erbſcheins abgelehnt. Auf die Beſchwerde hat das Landgericht 
den Erbſchein erteilt, indem es den Wegfall des Lukas B. als feſtgeſtellt er⸗ 
achtete, wiewohl deſſen Tod nicht durch öffentliche Urkunden nachgewieſen war, 
auch ein Todeserklärungsverfahren nicht ſtattgefunden hatte. Die hiergegen 
von dem Pfleger des Nachlaſſes der Witwe O. eingelegte weitere Beſchwerde 
iſt vom Oberlandesgerichte Colmar zurückgewieſen worden. In den Gründen 
wird ausgeführt: 

Zweifellos iſt es in dem vorliegenden Falle, in dem es fic) um den 
Tod eines ſeit mehreren Jahrzehnten Verſchollenen handelt, unmöglich, den 
Nachweis dieſes Todes durch eine ſtandesamtliche Urkunde zu erbringen, wie 
aber dieſer Nachweis durch andere öffentliche Urkunden geführt werden könnte, 
iſt nicht erſichtlich. Planck (§S 2358) meint zwar, daß in einem ſolchen Falle 
dem Antragſteller aufgegeben werden müſſe, das Aufgebotsverfahren zum Zwecke 
der Todeserklärung zu beantragen. Hierbei wird aber überſehen, daß auch 
das Todeserklärungsurteil, wenn es auch eine öffentliche Urkunde iſt, einen 
ſtrikten Nachweis für den Tod des Verſchollenen nicht erbringt, ſondern nur 
eine Todesvermutung begründet und daher den öffentlichen Urkunden, von 
denen der § 2356 ſpricht, nicht gleichgeſtellt werden kann. Daß aber der 
Geſetzgeber ein Todeserklärungsverfahren für den Fall der Verſchollenheit erb⸗ 
berechtigter Perſonen für entbehrlich erachtet, ergibt ſich aus § 2358 Abſ. 2 
BGB. wonach das Nachlaßgericht eine öffentliche Aufforderung zur Anmeldung 
der anderen Perſonen zuſtehenden Erbrechte erlaſſen kann, und zwar ohne daß 
das Geſetz einen Unterſchied machte zwiſchen dem Falle, daß erbberechtigte Per⸗ 
ſonen überhaupt nicht bekannt geworden ſind, und demjenigen, in welchem ſolche 
vorhanden geweſen ſein müſſen, bisher ſich aber nicht gemeldet haben. Dieſe 
Aufforderung ſoll ein geeignetes Mittel bieten, die Ueberzeugung des Nachlaß⸗ 
gerichts von dem Erbrechte des Antragſtellers zu befeſtigen und bezweckt, „den 
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Kreis der in Betracht kommenden Erbprätendenten zu begrenzen und die 
Erteilung des Erbſcheins auf Grund dieſer Begrenzung zu ermöglichen“ 
(Motive 5, 563). Wenn der Geſetzgeber neben dieſer allgemeinen öffentlichen 
Aufforderung, für welche in bezug auf die Art der Bekanntmachung und die 
Dauer der Anmeldefriſt die für das Aufgebotsverfahren geltenden Vorſchriften 
maßgebend ſind, bei Verſchollenheit von Perſonen, die, ſofern ſie noch lebten, 
den Antragſteller von der Erbſchaft ausſchließen würden, noch ein Aufgebots⸗ 
verfahren zum Zwecke der Todeserklärung für erforderlich gehalten hätte, würde 
das zweifellos zum Ausdrucke gekommen ſein. 

Das Landgericht war daher, da der Nachweis des Todes des Lukas B. 
durch öffentliche Urkunden nicht zu erbringen war, berechtigt und verpflichtet, 
andere Erkenntnisquellen zu benutzen, und wenn es ſeine Ueberzeugung außer 
auf die Urkunde, durch welche die langjährige Verſchollenheit des ſchon im 
Jahre 1820 geborenen B. nachgewieſen wird, auf die Tatſache ſtützt, daß 
die amtliche Aufforderung ebenſowenig von Erfolg geweſen iſt wie die von 
den Antragſtellern in zahlreichen Zeitungen des In⸗ und Auslandes an B. 
gerichtete Aufforderung zur Anmeldung ſeines Erbrechts, ſo kann auch hierin 
eine Geſetzes verletzung nicht erblickt werden. 


Aufhebung eines Teſtaments durch Errichtung eines ſpäteren Teſtaments; 
Ermittelung des Umfanges der Aufhebung durch Auslegung der ſpäteren 
Verfügung. 

§ 2258 BGB. 


Kammergericht Berlin, 5. Dezember 1907. — Bd. 9 S. 85. 


Die am 15. Juni 1907 verſtorbene Witwe T. hatte in ihrem eigen⸗ 
händigen Teſtamente vom 5. September 1906, in welchem ſie ein früher 
errichtets Teſtament aufhob, ihre drei Kinder zu gleichen Teilen als Erben 
eingeſetzt, ſodann für den Fall, daß eines der Kinder vor ihr verſterbe oder 
nicht Erbe ſein könne oder wolle, deſſen eheliche Nachkommen, in deren Ermangelung 
die Geſchwiſter und äußerſten Falles deren eheliche Nachkommen als Erſatzerben 
berufen. Ferner waren die Erſatzerben als Nacherben eingeſetzt und die Vor⸗ 
erben in der Verwaltung und Verfügung über ihren Erbteil auf den Nieß⸗ 
brauch beſchränkt. Endlich find zwei Teſtamentsvollſtrecker ernannt, deren einer 
der Pfleger der zur Zeit alleinigen minderjährigen Nacherben iſt. In einem 
ſpäteren eigenhändigen Teſtamente von 28. Mai 1907 beſtimmte die Erb⸗ 
laſſerin folgendes: „Ich verfüge, daß ich die von mir ſeinerzeit eingeſetzten 
Teſtamentsvollſtrecker les folgen die beiden Namen) hiermit ihres Amtes als 
ſolche enthebe und als meine rechtmäßigen alleinigen Erben meine Kinder 
(es folgen die Namen der drei Kinder) einſetze und behalte mir vor, neue 
Teſtamentsvollſtrecker zu ernennen. Dieſe Verfügung iſt von mir eigenhändig 
ge⸗ und unterſchrieben und ſoll bei einem ſchnellen Tode zur Geltung kommen.“ 
(Es folgen: Ort, Datum und Unterſchrift.) Auf Grund der beiden Teſtamente 
beantragten zwei Kinder der Erblaſſerin die Erteilung eines gemeinſchaftlichen 
Erbſcheins für die drei Kinder als Alleinerben zu je ein Drittel. Das Nachlaß⸗ 
gericht hielt jedoch die Beſtimmungen des früheren Teſtaments über die Nach⸗ 
erbfolge durch das ſpätere Teſtament nicht für aufgehoben und forderte die 
Antragſteller zur Angabe der Nacherben auf. Als dieſe mitgeteilt waren und 
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die Autragſteller um Erwähnung der Nacherbfolge im Erbſcheine nur für den 
Fall der Notwendigkeit gebeten hatten, erteilte das Nachlaßgericht einen Erb⸗ 
ſchein, in welchem die Nacherbfolge erwähnt war. Derſelbe wurde jedoch auf 
die Beſchwerde der Antragſteller vom Landgericht eingezogen und ein neuer 
Erbſchein des in erſter Linie beantragten Inhalts ohne Erwähnung der Nach⸗ 
erbfolge erteilt. Die hiergegen von dem Pfleger der minderjährigen Nacherben 
eingelegte weitere Beſchwerde wurde vom Kammergerichte zurückgewieſen. In 
den Gründen wird ausgeführt: 

Die materielle Entſcheidung über die weitere Beſchwerde hängt von der 
Tragweite des Teſtaments vom 28. Mai 1907 ab. Dieſes ſteht mit dem 
früheren Teſtamente vom 5. September 1906 inſoweit ausdrücklich im Wider⸗ 
ſpruch, als es die hierin ernannten Teſtamentsvollſtrecker „ihres Amtes als 
ſolche enthebt“. Soweit alſo die Perſonen der urſprünglichen Teſtaments⸗ 
vollſtrecker in Betracht kommen, iſt das ſpätere Teſtament nach § 2258 BGB. 
ausdrücklich aufgehoben. Hierüber beſteht unter den Beteiligten kein Streit. 
Ihre Anſichten gehen nur darüber auseinander, ob ein weitergehender Wider⸗ 
ſpruch zwiſchen den beiden Teſtamenten beſteht, und ob der — nicht aus⸗ 
drückliche — Widerſpruch ſich auf die im früheren Teſtament angeordnete 
Einſchränkung der Verfügungsrechte der Vorerben und die Nacherbfolge erſtreckt. 
Das Beſchwerdegericht bejaht letzteres im Hinblick auf den Wortlaut und den 
Zuſammenhang der Beſtimmung des ſpäteren Teſtaments, daß ihre drei Kinder 
die rechtmäßigen alleinigen Erben“ ſein ſollten, woraus der Wille der Erblaſſerin 
hervorgehe, die Nacherbfolge zu beſeitigen. Dieſe rechtliche und tatſächliche 
Beurteilung verletzt das Geſetz nicht. 

Der § 2258 BGB., welcher im Gegenſatze zu dem bloß verneinenden 
Widerrufe von Teſtamenten, der in den vorhergehenden $$ 2253 bis 2257 BGB. 
behandelt iſt, den Widerruf durch eine poſitive Anordnung regelt, weicht von 
den meiſten der ſrüheren Rechte ab. Sein Vorbild iſt außer dem § 2216 
des früheren Sächſ. Geſetzbuchs und einigen Entwürfen der Artikel 1036 
des code civil (Motive 5, 304). Der Artikel 1036 des code civil 
machte die Aufhebung des nicht ausdrücklich widerrufenen früheren Teſtaments 
davon abhängig, daß die Beſtimmungen des ſpäteren Teſtaments mit ihm 
„incompatibles ou contraires“ ſeien. Das iſt nach anfänglichem Schwanken 
vom franzöſiſchen Kaſſationshofe ſeit 1851 in konſtanter Praxis dahin aus⸗ 
gelegt worden, daß die Aufhebung des früheren durch das ſpätere Teſtament 
nicht bloß bei „incompatibilit& materielle“, d. h. bei ſachlicher Unvereinbar⸗ 
keit, ſondern auch bei „incompatibilit& intentionelle“ d. h. dann eintrete, 
wenn nur die im Wege der Auslegung feſtzuſtellende Abſicht des Erblaſſers 
dahin ging, das jüngere Teſtament an die Stelle des alten treten zu laſſen 
(zu vgl. den Aufſatz von Heinsheimer: „Widerſprechende Teſtamente“ in 
der DJ Z. 1906, 796 ff.) Der Praxis des Kaſſationshofs ijt das Bürgerliche 
Geſetzbuch offenbar gefolgt. Denn die Motive (5, 304) ſagen, nachdem ſie 
die Uebereinſtimmung der neuen Vorſchrift mit Art. 1036 des code civil 
hervorgehoben haben: „der aus den Umſtänden des Falles zu ermittelnde 
Wille des Verfügenden muß ſtets maßgebend ſein“. Mit dieſem Willen iſt 
ſelbſtverſtändlich der in dem ſpäteren Teſtamente zum Ausdrucke gelangte 
Wille gemeint. | 

Bei der Anwendung des § 2258 BGB. handelt es ſich alſo nicht darum, 
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was der Erblaſſer bei der Errichtung des zweiten Teſtaments in bezug auf 
das frühere gewollt oder ob er überhaupt an dasſelbe gedacht hat, ſondern 
es iſt zu ermitteln, was der Erblaſſer mit dem ſpäteren Teſtament an und 
für ſich gewollt hat. Dabei iſt aber nicht bloß zu unterſuchen, welches der 
poſitive Inhalt der Verfügung iſt, ſondern es muß außerdem im Wege der 
Auslegung feſtgeſtellt werden, ob die ſpätere Verfügung nicht zugleich einen 
negativen Sinn hat, d. h. einen exkluſiven Charakter gegenüber jeder anders: 
artigen Regelung der gleichen erbrechtlichen Angelegenheit tragen ſoll. Somit 
iſt der Rechtsgrundſatz, von dem das Beſchwerdegericht ausgeht, bedenkenftei. 
Ebenſowenig kann ſeiner Auslegung des ſpäteren Teſtaments entgegengetreten 
werden. 

Es folgert, wie bereits erwähnt iſt, den Willen der Erblaſſerin, durch 
das ſpätere Teſtament die in dem früheren angeordnete Nacherbfolge und die 
damit im Zuſammenhange ſtehende Verfügungsbeſchränkung der Vorerben zu 
beſeitigen, ſowohl aus dem Wortlaute wie aus dem Zuſammenhange der Be 
ſtimmung, daß ſie ihre drei Kinder zu ihren „alleinigen rechtmäßigen“ Erben 
einſetze. Alleinige Erben ſeien nämlich die Kinder nur dann, wenn nicht neben 
ihnen noch Nacherben eingeſetzt ſeien. Durch die Nacherbſchaft würden die 
Kinder in ihrem Erbrechte beſchränkt; fie ſeien nicht die alleinigen, ſondern 
nur die nächſten Erben der Erblaſſerin. Hätte ſie nur die Ernennung der 
Teſtamentsvollſtrecker aufheben wollen, ſo würde ſie ſich mit einer dahingehenden 
Beſtimmung begnügt haben. Daraus, daß ſie im Anſchluß an dieſe Be 
ſtimmung noch ihre drei Kinder zu ihren alleinigen rechtmäßigen Erben ernenne, 
gehe hervor, daß ſie die früher eingeſetzte Nacherbfolge aufgehoben habe. 
Durch die Einſetzung der drei Kinder als ihre alleinigen Erben fet die Er: 
nennung von Teſtamentsvollſtreckern, die nach dem früheren Teſtamente not: 
wendig geweſen ſei, überflüſſig geworden. Die Beſeitigung der Teſtamentsvollſtrecker 
laſſe ebenfalls erkennen, daß die drei Kinder ihre unbeſchränkten Erben ſein 
ſollten und die frühere Nacherbfolge aufgehoben ſei. 

In dieſen Ausführungen iſt zwar der Satz am Ende des Teſtaments, 
in welchem die Erblaſſerin ſich vorbehält, neue Teſtamentsvollſtrecker zu ernennen, 
nicht ausdrücklich erwähnt. Das könnte rechtsirrtümlich erſcheinen, weil der 
Vorbehalt die Auslegung geſtattet, daß die Erblaſſerin die Ernennung von 
Teſtamentsvollſtreckern an ſich habe aufrecht erhalten wollen, was gegen deren 
Willen ſpräche, die Nacherbfolge zu beſeitigen. Allein die Nichterwähnung 
des Vorbehalts rechtfertigt noch nicht die Annahme, daß das Beſchwerdegericht 
die betreffende Beſtimmung des Teſtaments unberückſichtigt und ungewürdigt 
gelaſſen hat. Inſoweit liegt alſo keine Verletzung von Auslegungsvorſchriften 
vor und eine ſolche iſt auch im übrigen nicht erkennbar. Das Beſchwerde⸗ 
gericht folgert den Willen der Erblaſſerin, die frühere angeordnete Nacherbfolge 
aufzuheben, aus dem Gebrauche der Worte: „Ich ſetze zu meinen rechtmäßigen 
alleinigen Erben meine drei Kinder ein“, ſowie aus dem Zuſammenhange 
dieſes Satzes mit der vorherſtehenden Enthebung der Teſtamentsvollſtrecker vom 
Amte. Das iſt rechtlich bedenkenfrei. Der Wille der Erblaſſerin, in dem 
zweiten Teſtament ihre frühere letztwillige Dispoſition zu ändern, geht ſchon 
aus der Tatſache der Errichtung und dem Inhalte des zweiten Teſtaments 
hervor. Im erſten Teſtamente hatte ſie zwar ihre drei Kinder zu Erben be⸗ 
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rufen, ihnen aber die Deſcendenz zu Nacherben ſubſtituiert und ſie mit Rück⸗ 
ſicht hierauf in der Verfügung über die Erbteile dergeſtalt eingeſchränkt, daß 
den Kindern nur noch der Nießbrauch ihrer Erbteile verblieb; um die ihnen 
entzogene Verwaltung und Verfügung auszuüben, hatte die Teſtatorin (offen= 
bar im Hinblick auf § 2211 BGB.) die Teſtamentsvollſtrecker berufen. Dieſe 
Verſügung hat die Erblaſſerin in ihrem neuen Teſtamente dahin geändert, 
daß ſie die Kinder zu ihren „rechtmäßigen alleinigen Erben“ berief und die 
Ernennung der Teſtamentsvollſtrecker in Wegfall brachte. Dies neue Teſtament 
läßt die Auslegung zu, daß die Erblaſſerin ihre Kinder von allen Beſchränkungen, 
die ſie im erſten Teſtamente verfügt hatte, befreien und ſie zu vollberechtigten 
Alleinerben einſetzen wollte. Dieſer Auffaſſung ſteht nicht notwendig entgegen, 
daß ſich die Erblaſſerin für die etwaige nochmalige Aenderung ihres Willens 
die Ernennung neuer Teſtamentsvollſtrecker vorbehalten hat. Es würde auch 
ſonſt nicht erfindlich ſein, was die Erblaſſerin durch das ſpätere Teſtament 
überhaupt habe ändern wollen. Da das, was das Beſchwerdegericht unter 
Beobachtung der Auslegungsvorſchriften als Wille der Erblaſſerin erforſcht 
und feſtgeſtellt hat, auf tatſächlichem Gebiete liegt, jo iſt es nach § 27 FG. 
in Verbindung mit § 561 CPO. für das Gericht der weiteren Beſchwerde 
maßgebend und dieſes nicht in der Lage, einen anderen Willen der Erblaſſerin 
als vorhanden anzunehmen. Das, was die weitere Beſchwerde und die einen 
Beſtandteil derfelben bildende Klageſchrift gegen die Auslegung des Beſchwerde⸗ 
gerichts vorbringt, iſt nicht geeignet, das Rechtsmittel zu begründen. Der 
Hinweis darauf, daß es nahe gelegen hätte, wenn die Erblaſſerin ſämtliche 
Beftimmungen des früheren Teſtaments habe aufheben wollen, dies durch 
ausdrücklichen Widerruf oder durch Vernichtung des früheren Teſtaments (§§ 2254, 
2255 BGB.) zu tun, geht deshalb fehl, weil das Geſetz ſelbſt eine derartige 
bloß verneinende Aufhebung des früheren Teſtaments neben dem ausdrücklichen 
Widerruf als Mittel, das frühere Teſtament zu beſeitigen, anerkennt. 

Daß ferner der Vorbehalt, neue Teſtamentsvollſtrecker zu ernennen, das 
ſpätere Teſtament nicht wirkungslos macht, wird von den Beſchwerdeführern 
ſelbſt zngegeben; ſie wollen Gründe dafür, daß die Wirkſamkeit des Teſtaments 
von der vorbehaltenen Ernennung von Teſtamentsvollſtreckern abhängig ſein 
ſolle, nicht anzuführen, fo daß der § 2086 BGB. nicht Platz greifen kann. 
Ob aber aus dem Vorbehalte zu folgern iſt, daß die Erblaſſerin nur die 
Perſonen der früheren Teſtamentsvollſtrecker habe ändern, nicht aber die An⸗ 
ordnung ſelbſt habe beſeitigen wollen, iſt eine Frage tatſächlicher Art, welche 
die weitere Beſchwerde nach § 27 FG. nicht begründen kann. 

Unzutreffend iſt ferner die Anſicht, daß das ſpätere Teſtament im Hin⸗ 
blick auf den Schlußſatz: „Dieſe Verfügung ſoll bei meinem 
ſchnellen Tode zur Geltung kommen“, nur ein proviſoriſches iſt und der Rechts⸗ 
wirkſamkeit deshalb entbehrt, weil die Erblaſſerin erſt 17 (richtiger 19) Tage 
nachher geſtorben iſt. 

Wenn endlich als beachtenswert hingeſtellt wird, daß in dem ſpäteren 
Teſtamente nicht die Erbeinſetzung — wie ſonſt üblich — vorangeſtellt fet, 
ſondern die Aenderung der Teſtamentsvollſtrecker, ſo liegt dies gleichfalls auf 
tatſächlichem Gebiet und iſt hinſichtlich der Rechtsfolge der Nachprüfung durch 
das Gericht der weiteren Beſchwerde entzogen. 
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Befugnis des Regiſtergerichts, eine von ihm zu erlaſſende Verfügung bis 
zur Erledigung eines anderen anhängigen Verfahrens der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit auszuſetzen. 


§ 127 36. 
Kammergericht Berlin, 29. Auguſt 1907. — Bd. 9 S. 90. 


Die offene Handelsgeſellſchaft St. M. u. Co. iſt durch Urteil des Ober⸗ 
landesgerichts zu B. aufgelöſt und befindet ſich in Liquidation. Von den 
drei Geſellſchaftern M., St. und E. iſt der letztere im Februar 1906 geſtorben. 
Zufolge Antrags der E.ſchen Erben und des M. hat das Amtsgericht L. als 
Regiſtergericht durch Beſchluß vom 27. März 1907 unter Abberufung ſämt⸗ 
licher bisherigen Liquidatoren (M., St. und des von den E. ſchen Erben für 
die Liquidation beſtellten Vertreters K.) zum alleinigen Liquidator den Kaufmann 
Alfred H. ernannt, welcher auch das Amt angenommen hat. St. hat dagegen 
ſofortige Beſchwerde eingelegt; ſie iſt durch Beſchluß des Landgerichts vom 
17. Mai 1907 als unbegründet zurückgewieſen worden. Auch der von St. 
eingelegten ſofortigen weiteren Beſchwerde iſt vom Kammergerichte durch Beſchluß 
vom 27. Juni 1907 der Erfolg verſagt worden. 

Bevor der Beſchluß des Amtsgerichts vom 27. März 1907 erlaſſen 
war, hatte St. bei dem Amtsgerichte den Antrag geſtellt, den von den E. ſchen 
Erben benannten Vertreter und Liquidator K. als Liquidator nicht einzutragen 
und ihn abzuberufen. Das Amtsgericht lehnte den Antrag durch Beſchluß 
vom 27. Februar 1907 ab, St. erhob dagegen unter dem 15. März 1907 
rechtzeitig ſofortige Beſchwerde. Mit Rückſicht auf die durch den amtsgericht 
lichen Beſchluß vom 27. März 1907 eingetretene Aenderung der Sachlage 
hielt das Landgericht es nicht für angezeigt, über die letztgedachte Beſchwerde 
ſogleich zu entſcheiden, ſondern ordnete die Ausſetzung der Entſcheidung an, 
bis über die Beſchwerde St.s gegen den Beſchluß des Amtsgerichts vom 
27. März 1907 und den inzwiſchen ergangenen Beſchluß des Landgerichts 
vom 17. Mai rechtskräftig entſchieden ſei. Hiergegen richtet ſich die von Et. 
eingelegte weitere Beſchwerde, in der beantragt wird, unter Aufhebung der 
angefochtenen Verfügung das Landgericht anzuweiſen, auf die Beſchwerde vom 
15. März 1907 ſachliche Entſcheidung zu treffen. Das Kammergericht hat 
die Beſchwerde aus folgenden Gründen als unbegründet zurückgewieſen: 

Darüber, ob in dem Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit das Gericht 
befugt iſt, die Erörterung und Entſcheidung einer Sache bis zur Erledigung 
eines anderen anhängigen Verfahrens der freiwilligen Gerichtsbarkeit auszuſetzen, 
iſt in dem Reichsgeſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
keine ausdrückliche Beſtimmung getroffen. Aus den fingulären Borfchriften 
der 88 95, 127 iſt ein allgemeiner Satz nicht abzuleiten. Der Senat hat 
jedoch ſchon in einem Beſchluſſe vom 25. Mai 1905 (KGJ. 30, 61) fid 
dahin ausgeſprochen, daß nach der ganzen Struktur jenes Verfahrens, das im 
Gegenſatze zum Zivilprozeſſe möglichſt elaſtiſch geſtaltet iſt und dem verſtändigen 
Ermeſſen des Gerichts weiteſten Spielraum gewährt, aus dem Mangel einer 
befonderen, dem § 148 BRO. entſprechenden Vorſchrift nicht ohne weiteres 
auf die Unzuläſſigkeit einer derartigen Ausſetzung geſchloſſen werden darf. 
Das praktiſche Bedürfnis nötigt dazu, dem Gerichte die fragliche Befugnis 
zuzuſprechen, die bei verſtändiger, etwaige widerſtreitende Intereſſen billig 
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abwägender Handhabung keinem Beteiligten zu gerechter Beſchwerde Anlaß 
gibt. Hiernach iſt in der gegenwärtigen Inſtanz nur noch zu prüfen, ob die 
bei dem Erlaſſe des angefochtenen Beſchluſſes ausſtehende Entſcheidung des 
Kammergerichts für die Entſcheidung des Landgerichts präjudiziell war bezw. 
ob letztere von einem Rechtsverhältnis abhing, das den Gegenſtand des anderen 
anhängigen Beſchwerdeverfahrens bildete. 

Das iſt aber entgegen den Ausführungen der weiteren Beſchwerde un⸗ 
bedenklich zu bejahen. Wurde die Abberufung der urſprünglichen drei Liqui⸗ 
datoren und die Ernennung H.s zum alleinigen Liquidator in dritter Inſtanz 
endgültig beſtätigt, ſo war damit die Beſtellung K.s, wie der Beſchwerdeführer 
ſelbſt bemerkt, hinfällig und ſomit auch endgültig erledigt. Es bedurfte in 
dieſem Falle — in der Hauptſache — keiner Entſcheidung mehr über den 
Antrag St.s und ſeine Beſchwerde. Denn „ein für alle mal“ auszuſprechen, 
daß K. kein geeigneter Liquidator ſei und damit auch jeder künftigen, bei 
etwaigem Wegfalle H.s in Betracht kommenden Benennung desſelben einen 
Riegel vorzuſchieben, war nicht Aufgabe des Gerichts. Gegenwärtig iſt nach 
dem eben Ausgeführten durch die am 27. Juni 1907 ergangene Entſcheidung 
des Kammergerichts die den Liquidator K. betreffende Beſchwerde St.s und 
damit auch die vorliegende Beſchwerde gegen den Ausſetzungsbeſchluß des 
Landgerichts im Hauptpunkte tatſächlich erledigt. Der Beſchwerdeführer hat 
jedoch ausdrücklich erklärt, daß er die Beſchwerde nicht bloß im Koſtenpunkte, 
ſondern auch in der Sache ſelbſt aufrecht erhalte und Entſcheidung auf ſie 
und die Beſchwerde vom 15. März 1907 erbitte. Aus dieſer Erklärung 
ergab ſich die Notwendigkeit, die weitere Beſchwerde in der Hauptſache und 
im Koſtenpunkt als unbegründet zurückzuweiſen. 


Unzuläſſigkeit einer Firma, in welcher der Familienname ſowie der Vor⸗ 
name des Firmeninhabers nicht als weſeutlicher Beſtandteil enthalten iſt. 


§ 18 Abſ. 1 HGB. 
Kammergericht Berlin, 5. September 1907. — Bd. 9 S. 91. 


Der Kaufmann L. wurde durch das Regiſtergericht benachrichtigt, daß 
die für ihn eingetragene Firma Zentral⸗Bureau f. d. P. (Anton L.) der 
Vorſchrift des § 18 HGB. nicht entſpreche und daher gelöſcht werden ſolle. 

Er erhob dagegen Widerſpruch und ſtellte eventuell anheim, 

die Klammer um ſeinen Namen zu löſchen und demgemäß an⸗ 
zuordnen, daß die Firma fortan nicht in der Form „Zentral⸗ 
Bureau f. d. P. (Anton L.)“, ſondern in der Form „Zentral- 
Bureau f. d. P., Anton L.“ zu führen und zu zeichnen ſei. 

Sein Widerſpruch wurde zurückgewieſen. Hiergegen legte er ſofortige 
Beſchwerde ein, indem er ſich zugleich eventuell bereit erklärte, dem Mangel 
der Firma durch Fortlaſſung des Namens abzuhelfen. 

Das Landgericht hat die Beſchwerde zurückgewieſen mit der Begründung, 
daß nach S 18 Abſ. 1 HGB. ein Einzellaufmann ſeinen Familiennamen 
mit wenigſtens einem ausgeſchriebenen Vornamen als Firma zu führen habe, 
wogegen nach Abſ. 2 Zuſätze zuläſſig ſeien. Dem Sinne dieſer Geſetzes⸗ 
vorſchrift ſei nur dann genügt, wenn der Vor⸗ und Familienname des Kauf⸗ 
manns als weſentlicher Beſtandteil in der Firma enthalten ſei. In der 
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Faſſung aber, wie die Eintragung der Firma erfolgt fet, nämlich daß die 
Firma den Vor⸗ und Familiennamen nur in Klammern enthalte, könne der 
Name nicht als weſentlicher Beſtandteil bezeichnet werden. Deshalb ſei die 
Eintragung in der Faſſung, wie ſie erfolgt ſei, als unzuläſſig anzuſehen und 
das Regiſtergericht fei gemäß § 142 FG. berechtigt, fie von Amts wegen 
zu löſchen. 

Gegen dieſen Beſchluß hat der Beſchwerdeführer weitere Beſchwerde 
eingelegt. Das Kammergericht hat ihr unter Aufhebung der Vorentſcheidung 
ſtattgegeben und die Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung 
an das Amtsgericht zurückgewieſen aus folgenden Gründen: 

Die friſt⸗ und formgerecht eingelegte Beſchwerde iſt inſofern unbegründet, 
als das Landgericht feſtgeſtellt hat, daß es gemäß § 18 HGB. unzuläſſig fe, 
den Vor⸗ und Zunamen des Einzelkaufmanns durch Einklammern in der 
Firma hinſichtlich ſeiner Bedeutung als des weſentlichſten Beſtandteils der 
Firma zu beeinträchtigen. Dieſe Ausführung erſcheint durchaus zutreffend 
und läßt einen Rechtsirrtum bei Anwendung des § 18 nicht erkennen. Es 
ändert nichts, wenn Regiſtergerichte gleiche Eintragungen bisher zugelaſſen hätten. 

Der weiteren Beſchwerde iſt aber aus dem Grunde ſtattzugeben, weil 
beide Inſtanzen es unterlaſſen haben, darauf einzugehen, daß der Beſchwerde⸗ 
führer ſich eventuell bereit erklärt hatte — wie er auch jetzt eventuell beantragt 
— daß dem Mangel der Firma durch Fortlaſſung der Klammer abgeholfen 
werde. Wenn ſchon der Regiſterrichter nicht berechtigt iſt, dem Firmeninhaber 
eine beſtimmte Form der Firma vorzuſchreiben, jo muß es doch nach § 142 
FG. für zuläſſig erachtet werden, dem (eventuellen) Verlangen gemäß die 
Löſchung nur des beanſtandeten Teiles der Firma anzuordnen. 


Pflicht des Regiſtergerichts, vor der Eintragung einer Geſellſchaft mit 

beſchränkter Haftung von den Geſchäftsführern die Verſicherung zu ver⸗ 

langen, daß anßer den Geldeinlagen ſich auch der Gegenſtand der Sach⸗ 
einlagen in ihrer freien Verfügung befindet !). 


SS 7, 8 GmbHG. 
Kammergericht Berlin, 19. September 1907. — Bd. 9 S. 93. 


Das Regiſtergericht hat es abgelehnt, die Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung M. in das Handelsregiſter einzutragen, weil die Anmeldung zur Ein⸗ 
tragung nicht die im § 8 Abſ. 2 des Geſetzes vom 20. April 1892/20 Mai 
1898, betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haſtung, vorgeſchriebene 
Verſicherung enthalte. In der Anmeldung iſt von den Geſchäftsführern nur 
verſichert, daß ſich die nach § 4 des Geſellſchaftsvertrags bar einzubringenden 
14700 M. in ihrer freien Verfügung befinden, während das Regiſtergericht 
außerdem die Verſicherung verlangte, daß die im $ 4 bezeichneten Sacheinlagen 
ſich in der freien Verfügung der Geſchäftsführer befänden. Die Beſchwerde 
der Geſellſchaft iſt von der Kammer für Handelsſachen zurückgewieſen worden. 
Auch der weiteren Befdwerde iſt vom Kammergericht aus folgenden Gründen 
der Erfolg verſagt worden: 


1) Zu vergl. jedoch Be oa eidung des Oberlandesgerichts Hamburg vom 
28. Oktober 19070 unten S. 4 : : 0 0 9 
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Es unterliegt zunächſt keinem Zweifel, daß eine Anmeldung, welche eine 
dem § 8 Abſ. 2 des Geſetzes entſprechende Verſicherung nicht enthält, zu einer 
Eintragung ins Handelsregiſter nicht fuͤhren kann, ſondern zurückzuweiſen iſt. 
Der § 8 Abſ. 2 ſchreibt vor: „In der Anmeldung iſt die Verſicherung ab⸗ 
zugeben, daß die im § 7 Abſ. 2 bezeichneten Leiſtungen auf die Stamm: 
einlagen bewirkt ſind und daß der Gegenſtand der Leiſtungen ſich in der freien 
Verfügung der Geſellſchafter befindet.“ Im § 7 Abſ 2 aber werden zwei 
Arten von Leiſtungen bezeichnet: Geldeinlagen und andere als in Geld zu 
leiſtenden Einlagen (Sacheinlagen). Dies ergeben der Wortlaut und die Be⸗ 
gründung des § 7. Derſelbe lautet nämlich: „Die Anmeldung darf nur 
erfolgeu, nachdem von jeder Stammeinlage, ſoweit nicht andere als in Geld 
zu leiſtende Einlagen auf das Stammkapital gemacht ſind, ein Viertel, mindeſtens 
aber der Betrag von 250 M. eingezahlt tft.” In der Begründung der 88 7, 8 
aber heißt es: „Um zu verhüten, daß die Geſellſchaften ohne jedes greifbare 
Vermögen ins Leben treten, und um ein gewiſſe Garantie für die Ernſtlichkeit 
der Beteiligungen zu ſchaffen, iſt auch bei der Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung eine wenigſtens teilweiſe Einzahlung des Stammkapitals vor der 
Eintragung der Geſellſchaſt ins Handelsregiſter zu verlangen. Mehr als 
die im Aktiengeſetze vorgeſchriebene Einzahlung von einem Viertel des Kapitals 
braucht im allgemeinen nicht gefordert zu werden. Bei Sacheinlagen kann 


eine nur teilweiſe Leiſtung natürlich nicht in Frage kommen. Der Gegen⸗ 
ſtand eine ſolchen Einlage muß vielmehr unter allen Umſtänden der Geſell⸗ 
ſchaft ſchon vor der Eintragung unverkürzt zur Verfügung geſtellt werden, 


wenn auch unter Umſtänden die weiter zur Erfüllung der Einlageverpflichtung 
noch erforderlichen Rechtsakte, wie namentlich die grundbuchmäßige Uebertragung 
des Eigentums an Immobilien, zunächſt noch vorbehalten bleiben muß. Die 
Beſtimmung im § 7 Abſ. 2 iſt dementſprechend gefaßt.“ 

Außer dem Wortlaut und der Entſtehungsgeſchichte der 88 7, 8 des 
Geſetzes ſpricht aber auch die Beſtimmung im § 9 des Geſetzes für die Richtig: 
keit der Anſicht der Vorinſtanzen. Denn wenn dort beſtimmt iſt, daß die 
Anmeldenden der Geſellſchaft ſolidariſch für die Richtigkeit ihrer Angaben hin⸗ 
ſichtlich der auf die Stammeinlage gemachten „Leiſtungen“ haften, und wenn 
überdies hinter dem Worte „Leiſtungen“ der § 7 Abſ. 2 in Klammern ein- 
geſchaltet ſteht, jo iſt dies ein weiterer Beweis dafür, daß § 7 Abſ. 2 
Leiſtungen jeder Art bezeichnet und nicht bloß auf Geldeinlagen bezogen werden 
kann, wie die Beſchwerdeführer meinen. Dazu kommt endlich, daß der § 8 
Abſ. 2 nach ſeinem Wortlaut und ſeiner Entſtehungsgeſchichte eine Kontroll⸗ 
vorſchrift iſt. Der Regiſterrichter ſoll die Richtigkeit der Angaben über die 
nach § 7 Abſ. 2 gemachten Leiſtungen auf die Stammeinlagen zwar nicht 
ſelbſt nachprüfen, aber die Richtigkeit ſoll ihm von den anmeldenden Organen 
verſichert werden. Als Kontrollvorſchrift erfüllt aber der § 8 Abſ. 2 feinen 
Zweck beſſer und bietet eine größere Garantie gegen betrügeriſche Manipulationen 
bei der Errichtung der Geſellſchaft, wenn die Richtigkeit auch der Angaben 
über die Sacheinlagen verſichert wird. 

Die Rechtsanſicht der Vorinſtanzen wird anſcheinend auch vom Reichs⸗ 
gericht (36, 112) und jedenfalls von der überwiegenden Mehrzahl der Kom⸗ 
mentatoren des Geſetzes geteilt. Eine abweichende und der Beſchwerde günſtige 
Anſicht, daß nämlich der § 7 Abſ. 2 und die im § 8 Abſ. 2 vorgeſchriebene 
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Verſicherung ſich nur auf Geldeinlagen erſtrecken, wird, ſoweit erſichtlich, nur 
in dem Kommentare von Eſſer 2. Aufl. zu § 8 S. 30, ferner von Simon 
in HoldheimsW. 1892, 225 und endlich von Staub⸗Hachenburg (2) 98, 
99, 100, 107 vertreten. Die abweichende Anſicht kann indeſſen nicht für 
zutreffend erachtet werden. Wenn Eſſer ausführt: „Die abzugebende Ver⸗ 
ſicherung bezieht ſich nur auf die in Geld zu leiſtenden Einlagen, von denen 
§ 7 Abſ. 2 handelt; wären auch ſonſtige Einlagen darunter zu verſtehen, 
fo hätte der § 5 Abſ. 4 angezogen werden müſſen“, fo ſteht dies im Wider: 
ſpruche mit der oben wiedergegebenen Begründung des § 7 Abſ. 2, welche 
beide Arten von Einlagen ſcharf hervorhebt und deshalb die Heranziehung 
des nur von den Sacheinlagen handelnden § 5 Abſ. 4 überflüſſig erſcheinen 
läßt. Wenn ferner Simon behauptet, daß die abweichende Anſicht nicht nur 
dem Wortlaute, ſondern auch der Natur der Sache entſpreche, da die An 
meldenden keine Erklärung darüber abgeben könnten, ob ein Grundſtück in 
der freien Verfügung der Geſchäftsführer ſtehe, fo iſt dies unzutreffend. Denn 
der Wortlaut des Geſetzes ſpricht gegen ſeine Anſicht und die Begründung 
deutet den Weg an, auf welchem z. B. ein Grundſtück zur freien Verfügung 
der Geſchäftsführer geſtellt werden kann. Der fernere Hinweis Simons auf 
die Strafbeſtimmung des S 82 Abſ. 1 Nr. 1 (früher § 80 Abſ. 1 Nr. 1) 
des Geſetzes, nach welcher nur wiſſentlich falſche Angaben hinſichtlich der „Ein⸗ 
zahlungen“ auf die Stammeinlagen unter Strafe geſtellt ſind, beweiſt nichts. 
Denn es iſt mindeſtens ſehr zweifelhaft und in der Literatur ſtreitig, ob der 
§ 82 Abſ. 1 Nr. 1 ſich nur auf Barzahlungen oder nicht auch auf Sach⸗ 
einlagen bezieht. Aus den Motiven zu SS 79 bis 81 kann eher die weitere 
Auslegung hergeleitet werden. Denn es heißt dort: „Namentlich muß jede 
argliſtige Täuſchung des Publikums über die weſentlichen finanziellen Grund⸗ 
lagen des Unternehmens ſtrafrechtlich geahndet werden“, und zu den letzteren 
gehören auch die Sacheinlagen. Auch das Reichsgericht (StS 38, 128) 
ſowie die Kommentare von Pariſius⸗Crüger und Liebmann ſprechen ſich für 
die weitere Auslegung aus, während Förtſch und Eſſer die Strafbeſtimmung 
nur auf Geldeinlagen bezogen wiſſen wollen. Die abweichende Anſicht von 
Staub⸗ Hachenburg endlich fußt in erſter Linie darauf, daß die oben wieder: 
gegebene Bemerkung der Motive hinſichtlich der Sacheinlagen ein Gedanke 
des Verfaſſers geblieben ſei und im Geſetz keinen Ausdruck gefunden habe. 
Dies trifft nicht zu; denn auch der Wortlaut unterſcheidet zwiſchen Geld⸗ und 
Sacheinlagen. Der zweite Grund, aus welchem Staub⸗Hachenburg den § 7 
Abſ. 2 nicht auf Sacheinlagen beziehen wollen, iſt der, daß dies eine nicht 
begründete und nicht zu begründende Abweichung vom Syſteme des Aktien⸗ 
geſetzes bedeuten würde. Aber auch dieſer Grund iſt nicht durchſchlagend. 
Denn es iſt wiederum zweifelhaft, ob nicht auch nach dem Aktiengeſetze 
(§ 195 Abſ. 2 des Handelsgeſetzbuchs) die Sacheinlagen ebenſo wie die 
Geldzahlungen vor der Geſellſchaftserrichtung dem Vorſtand übergeben ſein 
müſſen (fo z. B. Behrend, Lehrbuch S 117 Anm. 12 zu Artikel 210 des 
Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuchs, und Coſack, Lehrbuch § 117 III 4). 
Jedenfalls ſteht der Entwurf des Geſetzes, betreffend die Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung, auf dem Standpunkte, daß die Sacheinlagen „unter 
allen Umſtänden“ der Geſellſchaft ſchon vor der Eintragung „unverküͤrzt“ 


— 109 — 


zur Verfügung geftellt werden müſſen, und hat die Beſtimmung im 8 7 
Abf. 2 „dementſprechend“ gefaßt, fo daß höchſtens ein bewußtes Abweichen 
von den aktienrechtlichen Vorſchriften anzunehmen wäre. 


Anmeldung der Aenderung des Vorſtandes einer Aktiengeſellſchaft zur 

Eintragung in das Handelsregiſter; mangelnde Befugnis des Regiſter⸗ 

gerichts, die Eintragung abzulehnen, weil die Urſchrift der Urkunde über 
die Aenderung nicht öffentlich beglaubigt iſt. 


§ 234 HGB. 
Kammergericht Berlin, 3. Oktober 1907. — Bd. 9 S. 96. 


Der Vorſtand der Aktiengeſellſchaft St. überreichte dem Regiſtergericht 
eine notariell beglaubigte Anmeldung zum Handelsregiſter, wonach das Vorſtands⸗ 
mitglied M. geſtorben und an ſeiner Stelle der praktiſche Arzt Dr. V. als 
Vorſtandsmitglied und Stellvertreter des Vorſtandsvorſitzenden beſtellt ſei. Der 
Anmeldung war eine vom Notar beglaubigte Abſchrift des Protokolls über 
die Aufſichtsratsſitzung beigefügt, aus der ſich die Wahl des Dr. V. ergibt 
und aus der zugleich hervorgeht, daß das Original des Protokolls nur in 
privatſchriftlicher Form abgefaßt und nicht öffentlich beglaubigt iſt. Der 


Regiſterrichter beanſtandete die Anmeldung aus dieſem Grunde. Das Land⸗ 


gericht hat die hiergegen eingelegte Beſchwerde zurückgewiefen. Es vertritt 
ebenſo wie der Regiſterrichter die Anſicht, daß das einer Anmeldung beigefügte 
Protokoll auch im Originale beglaubigt ſein müſſe. Hiergegen richtet ſich die 
weitere Beſchwerde, in welcher beantragt wird, das Amtsgericht anzuweiſen, 
dem Eintragungsantrage ſtattzugeben. Das Kammergericht hat unter Auf⸗ 
hebung der Vorentſcheidungen der weiteren Beſchwerde aus folgenden Gründen 
ſtattgegeben: 

Nach § 234 Abſ. 1 HGB. iſt jede Aenderung des Vorſtandes einer 


Aktiengeſellſchaft durch den Vorſtand zur Eintragung in das Handelsregiſter 


anzumelden und nach Abſ. 2 iſt der Anmeldung eine „öffentlich beglaubigte 


Abſchrift der Urkunden über die Aenderung“ .. . beizufügen. Aus dem 


Wortlaute dieſer Beſtimmung kann unzweifelhaft nicht gefolgert werden, daß die 
Urkunde, von der eine beglaubigte Abſchrift beizufügen tft, ihrerſeits öffentlich 
beglaubigt ſein müſſe. Dies geben auch die Vorinſtanzen ſowie die Kommentare 
von Staub und Lehmann⸗Ring, Makower und Pinner zu § 234 zu, deren 
Anſicht übrigens von Goldmann zu § 234 Note 7 ſowie von Bauer, Zeit⸗ 


ſchrift für Aktienweſen 11, 125, bekämpft wird. Aber auch aus der Ent- 


ſtehungsgeſchichte des § 234 läßt ſich das Erfordernis einer Beglaubigung 
der Originalurkunde nicht herleiten. Der § 234 Abſ. 1 iſt mit einer une 
weſentlichen, nur die Faſſung betreffenden Aenderung aus Art. 233 des 
alten HGB. übernommen. Dieſer beſtimmte: „Jede Aenderung in der 
Zuſammenſetzung des Vorſtandes muß zur Eintragung in das Handelsregiſter 
(Art. 210, 212) angemeldet werden.“ In dem angezogenen Art. 210 
Abſ. 2 war aber nur vorgeſchrieben: „Der Anmeldung behufs der Eintragung 
in das Handelsregiſter müſſen beigefügt ſein: Nr. 3. die Urkunden über 
die Beſtellung des Vorſtandes und des Auſſichtsrats“, d. h. die Original⸗ 
urkunden, gleichviel ob fie beglaubigt find oder nicht. Der Art. 233 und 
der Art. 210 Abſ. 2 des alten HGB. find denn auch, ſoweit erſichtlich, 
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niemals dahin ausgelegt worden, daß die beizufügenden Urkunden über eine 
Aenderung in der Zuſammenſetzung des Vorſtandes öffentlich beglaubigt ſein 
müßten. 

Daß nun durch die Annahme der jetzigen Vorſchriſt des 234 Abſ. 2, 
welche bei Vorſtandsänderungen nicht mehr die Einreichung der Originalurkunden 
anordnet, ſondern nur die Beifügung einer öffentlich beglaubigten Abſchrift 
der Originale vorſchreibt, eine Aenderung hat herbeigeführt werden ſollen, 
iſt nach den Materialien nicht anzunehmen. Die Denkſchrift bemerkt ſogar 
S. 139: „Die den Vorſtand betreffenden 88 227 bis 237 des Entwurfs ent: 
ſprechen, wenn auch in veränderter Anordnung und zum Teil in abweichender 
Faſſung, den bisherigen Artikeln 227, 229, 231 bis 234, Art. 239 
Abſ. 1, Art. 240, 241. Sachliche Aenderungen und Ergänzungen enthält 
der Entwurf nur in geringer Zahl.“ Ferner heißt es S. 140: „Die auf 
die Anmeldung zum Handelsregiſter bezüglichen Vorſchriften des § 230 — 
jetzt S 234 — (bisher Artikel 233) betreffen nur die Anmeldung von 
Veränderungen im Vorſtande.“ 

Die Verfechter der von den Vorinſtanzen vertretenen Anſicht berufen 
ſich denn auch weder auf den Wortlaut noch auf die Entſtehungsgeſchichte 
des § 234, ſondern auf § 12 HGB. Dieſer fehlte allerdings im alten 
Handelsgeſetzbuche. Doch wurde auch unter dieſem angenommen, daß trotz 
des Fehlens einer ausdrücklichen allgemeinen Vorſchrift die Verpflichtung per⸗ 
ſönlicher oder beglaubigter Anmeldung durchweg beſtehe. Weiter geht aber 
der $ 12 HGB. nicht. Denn er beſtimmt nur, daß die Anmeldung zur 
Eintragung in das Handelsregiſter ſowie die zur Aufbewahrung bei dem 
Gerichte beſtimmten Zeichnungen von Unterſchriften perſönlich bei dem Gerichte 
zu bewirken oder in öffentlich beglaubigter Form einzureichen ſind. Die Be⸗ 
rufung auf den § 12 iſt mithin nicht ſtichhaltig, worauf übrigens Staub in 
der 8. Aufl. feines Kommentars zu § 234 Anm. 3 und namentlich Goldmann 
hinweiſen. Wenn aber endlich geltend gemacht wird, daß die Beglaubigung 
der Urſchrift der Urkunde über die Aenderung des Vorſtandes dem Sinne 
des Geſetzes entſpreche, welches die Richtigkeit der angemeldeten Tatſachen 
verbürgen wolle, ſo ſtehen dem zwei Bedenken entgegen. Erſtens verbürgt 
die Beglaubigung nur die Richtigkeit der Unterſchriften unter der Urkunde, 
nicht aber die Richtigkeit ihres Inhalts, d. h. der in ihr angemeldeten Tat: 
ſachen. Zweitens begnügt ſich das Geſetz bei der Anmeldung des Geſellſchafts⸗ 
vertrags ($ 195 Abſ. 2 Nr. 4 HGB.) mit der Beifügung unbeglaubigter 
Urkunden über die Beſtellung des Vorſtandes; es verlangt alſo nicht, daß 
dieſer wichtige Akt irgendwie verbürgt werde. Deshalb kann es unmöglich 
wollen, daß bei der Anmeldung einer Vorſtandsänderung, die nicht wichtiger 
iſt als die Vorſtandsbeſtellung, öffentlich beglaubigte Urkunden, ſei es im 
Original oder in öffentlich beglaubigter Abſchrift — was eine Erleichterung 
der Beteiligten bedeutet — beigefügt werden. 

Schließlich darf folgendes nicht außer Betracht bleiben: In welcher Weiſe 
die Aenderung des Vorſtandes und durch wen ſie zu erfolgen hat, ob durch 
die Generalverſammlung oder den Aufſichtsrat, muß nach § 182 Abſ. 2 
Nr. 4 HGB. der Geſellſchaftsvertrag beſtimmen. Im vorliegenden Falle unter⸗ 
liegt nach § 27 des Geſellſchaftsvertrags die Wahl der Mitglieder des Vor: 
ſtandes und der Abſchluß der Verträge mit ihnen ſowie die Suspenſion von 
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Vorſtands mitgliedern der Beſchlußfaſſung des Aufſichtsrats. „Ueber die Be⸗ 
ſchlüſſe des Auſſichtsrats wird ein Protokoll geführt, welches vom Vorſitzenden 
und in deſſen Abweſenheit von ſeinem Stellvertreter und außerdem wenigſtens 
noch von einem Mitgliede zu unterzeichnen iſt.“ Da nun das Handelsgeſetzbuch 
keine Vorſchrifen über die Art und Weiſe enthält, wie der Aufſichtsrat feine 
Funktionen zu erfüllen hat und wie die Protokolle über die Aufſichtsratsſitzungen 
zu fertigen ſind, ſo iſt für die Form der Protokolle lediglich der Geſellſchafts⸗ 
vertrag maßgebend. Dies betont auch Staub. Wenn daher der Geſellſchafts⸗ 
vertrag keine Beglaubigung der Unterſchriften unter Aufſichtsratsbeſchlüſſen 
vorſchreibt, ſo müſſen ſie auch ohne jene Form im Rechtsverkehre, mithin auch 
vom Regiſterrichter als formell gültig angeſehen werden. 


Mangelnde Befugnis des Regiſtergerichts, vor der Eintragung einer Ge⸗ 

ſellſchaft mit beſchränkter Haftung von den Geſchüftsführern die Verſicherung 

zu verlangen, daß außer den Geldeinlagen ſich auch der Gegenſtand der 
Sacheinlagen in ihrer freien Verfügung befindet ). 


8§ 7, 8 GmbHG. 
Oberlandesgericht Hamburg, 28. Oktober 1907. — Bd. 9 S. 108. 


In Sachen, betreffend die Eintragungen der J. E., Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung, hat das Oberlandesgericht unter Aufhebung der Vor⸗ 
entſcheidungen das Amtsgericht aus folgenden Gründen zur Eintragung an⸗ 
gewieſen: 

Die Frage, ob ſich die Vorſchrift des Geſetzes, betreffend die Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung, § 8 Abſ. 2: „In der Anmeldung iſt die Ver⸗ 
ſicherung abzugeben, daß die im § 7 Abſ. 2 bezeichneten Leiſtungen auf die 
Stammeinlagen bewirkt ſind, und daß der Gegenſtand der Leiſtungen ſich in 
der freien Verfügung der Geſchäftsführer befindet“, auch auf die anders als 
in Geld an das Stammkapital zu leiſtenden Einlagen — die ſogenannten 
Sacheinlagen — bezieht, iſt zu verneinen. 

Zunächſt ſpricht hierfür der Wortlaut des Geſetzes. Eine Verſicherung, 
daß Leiſtungen auf die Stammeinlagen bewirkt ſind und daß der Gegenſtand 
der Leiſtungen ſich in der freien Verfügung der Geſchäftsführer befindet, kann 
ſebſtverſtändlich von den Anmeldenden nur verlangt werden, wenn das Geſetz 
vorſchreibt, daß die Leiſtungen vor der Anmeldung bewirkt und daß ihr Gegen- 
ſtand vor der Anmeldung ſich in der freien Verfügung der Geſchäftsführer 
befinden muß. Eine ſolche Vorſchrift iſt aber im § 7 Abſ. 2 des Geſetzes 
nicht enthalten. Derſelbe ſchreibt nur bezüglich der in Geld zu leiſtenden 
Einlagen vor, daß von ihnen ein Vierteil, mindeſtens aber der Betrag von 
zweihundertundfünfzig Mark vor der Anmeldung eingezahlt fein muß. Bezüg⸗ 
lich der Leiſtung der Sacheinlagen ſchreibt er nichts vor. Der Wortlaut des 
Geſetzes ergibt deshalb, daß unter den im 8 7 Abſ. 2 bezeichneten Leiſtungen 
im § 8 Abf. 2 nur die Geldeinlagen verſtanden ſind. 

Aeußerungen in der Begründung des im Februar 1892 vom Bundes⸗ 
rate dem Reichstage vorgelegten Entwurfs, welcher die vorerwähnten geſetzlichen 


1) Zu vet: nes die Entſcheidung des Kammergerichts vom 19. September 
1907 oben S. 
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Beſtimmungen in demſelben Wortlaut enthielt, in welchem fie ſich im Geſetze 
befinden, könnten demgegenüber nur verwertet werden, wenn eine andere Aus⸗ 
legung des Geſetzes möglich wäre und aus der Begründung gefolgert werden 
könnte, daß ſie von den geſetzgebenden Faktoren gewollt ſei. Zu einem ſolchen 
Schluſſe berechtigt aber die Begründung nicht. In derſelben heißt es: „Bei 
Sacheinlagen kann eine nur teilweiſe Leiſtung natürlich nicht in Frage kommen. 
Der Gegenſtand einer ſolchen muß vielmehr unter allen Umſtänden der Geſell⸗ 
ſchaft ſchon vor der Eintragung unverkürzt zur Verfügung geſtellt werden, 
wenn auch unter Umſtänden die weiter zur Erfüllung der Einlageverpflichtung 
noch erforderlichen Rechtsakte, wie namentlich die grundbuchmäßige Uebertragung 
des Eigentums an Immobilien, zunächſt noch vorbehalten bleiben muß. Die 
Beſtimmung im § 7 Abſ. 2 iſt dementſprechend gefaßt.“ Der Verfaſſer der 
Begründung iſt ſich hiernach — wie etwas anderes auch undenkbar iſt — 
darüber klar geweſen, daß bei Sacheinlagen eine — einer Einzahlung von 
Geldeinlagen analoge — Uebertragung, Veräußerung an die vor der An: 
meldung noch nicht exiſtente Geſellſchaft unmöglich iſt. Er hat auch der 
Meinung Ausdruck gegeben, daß unter Umſtänden weiteres, als daß der Gegen⸗ 
ſtand der Sacheinlage der Geſellſchaft vor der Eintragung unverkürzt zur 
Verfügung geſtellt ſein muß, nicht verlangt werden kann. Etwas weiteres 
wäre es ſchon, wenn der Gegenſtand der Sacheinlage ſich zur Zeit der An⸗ 
meldung in der freien Verfügung der Geſchäftsführer befinden muß. Schon 
deshalb wäre es bedenklich, die Vorſchrift des § 8 Abſ. 2 auch auf Sacheinlagen 
zu beziehen. Es kommt aber hinzu, daß durch die Beſtimmung des § 5 
Abſ. 4 des Geſetzes: „Sollen von Geſellſchaftern Einlagen, welche nicht in 
Geld zu leiſten find, auf das Stammkapital gemacht oder foll die Vergütung 
für Vermögensgegenſtände, welche die Geſellſchaft übernimmt, auf Stamm⸗ 
einlagen angerechnet werden, jo muß die Perſon des Geſellſchafters, der Gegen⸗ 
ſtand der Einlage oder Uebernahme ſowie der Geldwert, für welchen die Ein⸗ 
lage angenommen wird, oder die für die übernommenen Gegenſtände zu 
gewährende Vergütung im Geſellſchaftsvertrage feſtgeſetzt werden“, dafür Sorge 
getragen iſt, daß der Geſellſchaftsvertrag bei Sacheinlagen die Uebernahme 
derſelben durch die Geſellſchaft und den Wert, für welchen die Einlage an⸗ 
genommen wird, enthält. Daraus ergibt ſich, daß ſchon der Geſellſchafts vertrag 
bei Sacheinlagen ausſprechen muß, daß die Einlage der Geſellſchaft zur Ver⸗ 
fügung geſtellt und zu einem beſtimmten Werte von ihr angenommen wird. 
Wenn ſich aber dies aus dem Geſellſchaftsvertrage, welcher ja (§ 8 Abſ. 1 
Nr. 1) der Anmeldung beigefügt ſein muß, ergibt, ſo iſt nicht einzuſehen, 
weshalb noch die Geſchäftsführer bei der Anmeldung die Verſicherung abgeben 
müßten, daß die Sacheinlage zur Verfügung der Geſellſchaft ſtehe, oder gar 
noch die Verſicherung, daß die Sacheinlage ſich in ihrer, der Geſchäftsführer, 
freien Verfügung befinde. Die Begründung kann deshalb ſehr wohl ſo ver⸗ 
ſtanden werden und ſie muß ſo verſtanden werden, daß ſie dem Gedanken 
Ausdruck gibt: Bei Sacheinlagen kann eine nur teilweiſe Leiſtung nicht in 
Frage kommen, auch nicht, wenigſtens unter Umſtänden nicht, die Bewirkung 
der zur Erfüllung der Einlageverpflichtung erforderlichen Rechtsakte. Mehr 
kann nicht verlangt werden, als daß eine Einlageverpflichtung nachgewieſen 
wird, welche den Gegenſtand der Sacheinlage unverkürzt zur Verfügung 
der Geſellſchaft ſtellt. Dieſer Nachweis wird aber durch den Gefellſchafts⸗ 
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vertrag erbracht. Deshalb iſt § 7 Abſ. 2 fo gefaßt, daß er nur von einer 
Einzahlung auf Geldeinlagen redet. Und hieraus ergibt ſich weiter, daß unter 
den im § 8 Abſ. 2 bezeichneten Leiſtungen nur Geldeinlagen und unter dem 
„Gegenſtande der Leiſtungen“ ebendaſelbſt nur Geldleiſtungen verſtanden ſind. 

Wenn das Amtsgericht ausführt, bei ſolcher Auslegung des Geſetzes 
gehe in den Fällen, wo das geſamte Stammkapital durch Sacheinlagen auf⸗ 
gebracht wird, die Gewähr dafür verloren, daß die Geſellſchaft auf materieller 
Grundlage ins Leben tritt, ſo wird dabei überſehen, daß die materielle Grund⸗ 
lage bei Sacheinlagen eben kraft der Vorſchriſt des § 5 Abſ. 4 gewährleiſtet 
iſt. Richtig iſt freilich, daß der Wert der Einlage nicht gewährleiſtet iſt. 
Aber dieſer würde auch durch die Verſicherung der Anmeldenden, daß die Sach⸗ 
einlage ſich in der freien Verfügung der Geſchäftsführer befinde, nicht gewähr⸗ 
leiſtet ſein. Und es iſt auch mit Abſicht von Vorſchriften, betreffend die 
Kontrollierung des Wertes der Sacheinlagen, wie ſie z. B. das Handelsgeſetz⸗ 
buch bezüglichder Aktiengeſellſchaften enthält, abgeſehen worden. Die Begründung 
der Bundesratsvorlage führt in diefer Beziehung aus, daß die Art, wie das 
Stammkapital aufgebracht wird, auch für dritte Perſonen erkennbar ſein müſſe, 
daß aber in dieſer Beziehung weſentlich andere Geſichtspunkte maßgebend ſeien 
als bei der Aktiengeſellſchaft, bei welcher erfahrungsgemäß die Gründer der 
Verſuchung ausgeſetzt ſeien, das Intereſſe der Geſellſchaft in bezug auf die 
ungeſchmälerte Beſchaffung des Grundkapitals zugunſten ihres Privatvorteils 
hintanzuſetzen. Bei der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung genüge die Kon⸗ 
ſtruktion derſelben ſchon an ſich, um derartigen Eventualitäten vorzubeugen. 
Der Schutz, welchen das Geſetz zu gewähren habe, beziehe ſich deshalb im 
weſentlichen nicht auf die Geſellſchaft, ſondern nur auf diejenigen, welche ihr 
Kredit gewähren, und ſo könne das Geſetz ſich darauf beſchränken, einerſeits 
die Verantwortlichkeit für die Richtigkeit der Angaben zu regeln, welche bei 
der Anmeldung der Geſellſchaft zum Handelsregiſter hinſichtlich der Deckung 
des Stammkapitals und der Einzahlungen auf dasſelbe gemacht werden (§ 9), 
und andererſeits dafür zu ſorgen, daß es dritten Intereſſenten nicht verborgen 
bleiben könne, wenn das in Geld feſtgeſetzte Stammkapital ganz oder teilweiſe 
nicht in Geld, ſondern durch Sacheinlagen aufgebracht wird. In der letzteren 
Beziehung enthält § 5 Abſ. 3 (gleichlautend mit § 5 Abſ. 4 des Geſetzes) 
die nötigen Vorſchriſten, indem dort in Anlehnung an den Artikel 209 b des 
Aktiengeſetzes beſtimmt iſt, daß im Falle der Sacheinlage ſowohl wie in dem 
gleichzuſtellenden Falle eines ſelbſtändigen Vertrags wegen Ueberlaſſung von 
Vermögensgegenſtänden, denen die Vergütung auf die Einlage angerechnet 
werden ſoll, die entſprechenden Feſtſetzungen in den Geſellſchaftsvertrag aufs 
genommen werden müſſen. 

Dieſe Begründung, insbeſondere der Hinweis auf Artikel 209 b des 
Aktiengeſetzes (§ 186 HGB.), dient zur Beſtärkung der Richtigkeit der im 
obigen dargelegten Auslegung des Geſetzes. Denn wenn das Handelsgeſetzbuch 
die Feſtſetzungen, betreffend Sacheinlagen im Geſellſchaftsvertrag, in derſelben 
Weiſe fordert wie das Geſetz, betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung, und daneben Vorſchriften über die Kontrollierung der Angemeſſen⸗ 
heit der Feſtſetzungen enthält, bezüglich der bei der Anmeldung abzugebenden 
Erklärung § 195 Abſ. (3) aber nur rückſichtlich der Geldeinlagen die Erklärung 
fordert, daß der eingeforderte Betrag bar eingezahlt und im Beſitze des Vor⸗ 
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ſtands iſt, das Geſetz, betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, 
dagegen von Kontrollvorſchriften für die Angemeſſenheit der für Sacheinlagen 
angenommenen Werte abſichtlich Abſtand nimmt und ſich mit der Vorſchriſt 
begnügt, daß die Sacheinlagen und ihr Wert im Geſellſchaftsvertrage feſtge⸗ 
ſetzt ſein müſſen, ſo iſt die Folgerung berechtigt, daß den Anmeldenden eine 
beſondere Erklärung über die Bewirkung der Sacheinlagen und die Stellung 
derſelben zur Verfügung der Geſchäftsführer nicht hat zur Pflicht gemacht 
werden ſollen. 

In der Literatur iſt die Frage beſtritten. Eſſer zu § 8, Simon in Hold⸗ 
heims W. 1892, 225 und Hachenburg (in der 2. Aufl. von Staubs Kom: 
mentar S. 98 ff.) teilen die hier vertretene Anſicht. Staubs Kommentar 
(1. Auflage S. 63) vertritt die Anſicht, daß Sacheinlagen vor der Anmeldung 
vollſtändig geleiſtet ſein müſſen, d. h. nicht nur zur Verfügung geſtellt zu 
werden brauchen. Er begründet dies mit der Faſſung des § 7. Daß dieſe 
Begründung nicht zutrifft, iſt oben dargelegt worden. Eine dritte Anſicht ver⸗ 
treten Neukamp zu § 8 Anm. 3, Förtſch (übrigens mit der Bemerkung, daß 
das Geſetz unklar gefaßt ſei) zu § 7 Anm. 4, Liebmann zu § 7 Anm. 5, 
§ 8 Anm. 5 und Birkenbihl zu § 7 Anm. 7, § 8 Anm. 6. Danach fol 
der Gegenſtand der Sacheinlagen zwar nicht vor der Anmeldung in das 
Eigentum der Geſellſchaft übergegangen, aber vollſtändig der Geſellſchaſt zur 
Verfügung geſtellt ſein. Die Anſicht ſtützt ſich auf die Begründung des 
Geſetzentwurfs und widerlegt ſich durch das oben bezüglich der Begründung 
Geſagte. Wenn Birkenbihl auch daraus ein Argument entnimmt, daß ſich im 
erſten Entwurfe ſtatt der Worte „der Gegenſtand der Leiſtungen“ die Worte 
„der eingezahlte Betrag“ befunden haben, indem er hieraus folgert, daß durch 
dieſe Aenderung auch die Sacheinlagen mit haben einbegriffen werden follen, 
ſo iſt dagegen zu bemerken, daß aus keiner Aeußerung in der Begründung 
des dem Reichstage vorgelegten Entwurfs auf eine ſolche Abſicht geſchloſſen 
werden kann und daß die oben dargelegte Meinung des Verfaſſers der Bes 
gründung auch ſolche Annahme ausſchließt. 


Beſtellung eines Mitglieds des Aufſichtsrats einer Aktiengeſellſchaft zum 
einſtweiligen Vertreter eines durch den Aufſichtsrat abberufenen Vorſtands⸗ 
mitglieds. 


§ 248 Abi, 2 HGB. 
Kammergericht Berlin, 28. November 1907. — Bd. 9 S. 106. 


Der ſtatutenmäßig hierfür zuſtändige Aufſichtsrat der Aktiengeſellſchaft M. 
hat das bisherige Mitglied des Vorſtandes X. abberufen und als Stellvertreter 
für ihn auf die Zeit bis zum 31. Dezember 1907 und von dieſem Zeit⸗ 
punkte bis zum 31. März 1908 nacheinander die Aufſichtsratsmitglieder K. 
und D. beſtellt. Der Antrag der Geſellſchaft, K. als ſtellvertretendes Vor⸗ 
ſtandsmitglied für die Zeit bis zum 31. Dezember 1907 einzutragen, iſt vom 
Amtsgericht abgelehnt und die dagegen eingelegte Beſchwerde vom Landgerichte 
zurückgewieſen worden. Beide Gerichte legen den Eingang des § 248 Abſ. 2 
HGB. dahin aus, daß ein Aufſichtsratsmitglied nur für ein tatſächlich noch 
vorhandenes, jedoch behindertes, nicht aber für ein ausgeſchiedenes oder ver⸗ 
ſtorbenes Vorſtandsmitglied als Stellvertreter beſtellt werden könne. Auf die 
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weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung der Vorentſcheidungen 
die Sache an das Amtsgericht zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung 
nach Maßgabe der folgenden Gründe zurückverwieſen: 

Die weitere Beſchwerde iſt zuläſſigerweiſe und formgerecht eingelegt; 
ſie erſcheint auch begründet. Es iſt allerdings anzuerkennen, daß eine ſcharfe, 
lediglich buchſtabenmäßige Auslegung der erwähnten Vorſchrift dazu führen 
würde, die Stellvertretung von Vorſtandsmitgliedern durch Aufſichtsratmitglieder 
auf ſolche Fälle einzuſchränken, wo noch vorhandene Vorſtandsmitglieder an 
der Ausübung ihres Amtes behindert ſind; denn im ſtrengen Wortſinne 
kann von einer „Behinderung“ an der Amtsausübung nur bei einer wirklich 
noch im Amte ſtehende Perſon die Rede ſein. 

Dagegen iſt doch aber auch nicht zu verkennen, daß die ſprachliche 
Gewohnheit in dieſem Punkte es nicht immer beſonders genau nimmt. Man 
ſpricht im Intereſſe der Kürze und Bequemlichkeit nicht ſelten von einer 
Behinderung ganz allgemein, wenn eine dafür beſtellte Perſon ihres Amtes 
aus irgend welchem Grunde nicht mehr walten kann, ſo daß dabei auch die 
Fälle mit umfaßt werden, wo jemand durch Tod oder auf andere Weiſe aus 
ſeinem Amte ausgeſchieden iſt. Aus der Entſtehungsgeſchichte des § 248 Abſ. 2 
(Artikel 225 a Abſ. 1 des Aktiengeſetzes vom 18. Juli 1884), die vom 
Kammergericht in ſeinem Beſchluſſe vom 7. Mai 1900 (RIA. 1, 57) eine 
gehend dargelegt worden iſt, geht aber in zweifelsſreier Weiſe hervor, daß 
das Geſetz bei der Beſtellung von Stellvertretern für behinderte Mitglieder 
des Vorſtandes eine Behinderung in dem dargelegten allgemeineren, um⸗ 
faſſenderen Sinne im Auge hatte, fo daß als ſolche Behinderungsfälle auch 
die aufzufaſſen ſind, wo ein Vorſtandsmitglied geſtorben oder aus einem 
anderen Anlaſſe aus ſeinem Amte ausgeſchieden iſt. Zwiſchen den letzteren 
beiden Fällen einen Unterſchied zu machen, liegt kein Anlaß vor, denn 
der maßgebliche Vorſchlag der Reichstagskommiſſion zu Artikel 225 a ging 
dahin, „in Uebereinſtimmung mit dem geltenden Rechte zuzulaſſen, daß für 
einen im voraus begrenzten Zeitraum Mitglieder des Aufſichtsrats zu Stell⸗ 
vertretern für behinderte (auch ausgeſchiedene) Mitglieder des Vorſtandes beſtellt 
werden können“. Der in der erwähnten Entſcheidung des Kammergerichts 
ausgeſprochene Rechtsgrundſatz, daß nach § 248 Abſ. 2 ein Auſſichtsrat⸗ 
mitglied zum Stellvertreter eines verſtorbenen Mitglieds des Vorſtandes beſtellt 
werden kann, ijt ſomit auch auf den Fall zu übertragen, daß ein Vorſtands⸗ 
mitglied aus dem Vorſtand ausgeſchieden, insbeſondere ſeine Beſtellung durch 
den zuſtändigen Aufſichtsrat widerrufen worden iſt. Der Umſtand, daß in 
dem erſten Falle die Notwendigkeit der Stellvertretung durch ein äußeres, 
vom Willen des Aufſichtsrats unabhängiges Ereignis veranlaßt, in dem zweiten 
dagegen durch eine freie Willenshandlung des Aufſichtsrats hervorgerufen 
worden iſt, kann dabei keinen Unterſchied machen; denn einerſeits unterſcheidet 
das Geſetz in dieſer Beziehung nicht und anderſeits kann man ohne weiteres 
vorausſetzen, daß der Aufſichtsrat nicht ohne triftigen Grund zu einer der⸗ 
artigen Maßregel ſchreiten wird. Im übrigen ſtehen jetzt auch Wiſſenſchaft 
und Praxis allgemein auf dem Standpunkte, daß ſowohl für verſtorbene als, 
auch fiir ausgeſchiedene Vorſtandsmitglieder unterſchiedlos eine derartige Stell⸗ 
vertretung angeordnet werden kann. Durchſchlagende Gründe ſind dagegen 
nicht vorgebracht. Daß die hier vertretene Auffaſſung allein den praktiſchen 
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Bedürfniſſen entſpricht, liegt auf der Hand; denn im Falle des Todes oder 
des plötzlichen Ausſcheidens eines Vorſtandsmitglieds aus einem anderen Grunde 
wird es nicht ſelten im dringenden Intereſſe der Geſellſchaft liegen, daß die 
dadurch verurſachte Lücke in der Geſchäftsführung unverzüglich bis zur Ge⸗ 
winnung eines geeigneten ordentlichen Erſatzes durch ein Aufſichtsratsmitglied 
ausgefüllt wird, welches mit den Verhältniſſen der Geſellſchaft genau vertraut 
iſt, aber zur einſtweiligen Wahrnehmung der Vorſtandsgeſchäfte nur dadurch 
beſtimmt werden kann, daß ihm ſeine Stellung im Aufſichtsrate reſerviert 
wird. Der vom Landgericht ausgeſprochenen Anſicht, daß bei dieſer Auslegung 
des § 248 Abſ. 2 verkannt werde, daß es fic) nur um eine vorübergehende 
Aushilfsmaßregel handle, kann nicht beigepflichtet werden, ſofern nur, wie das 
Geſetz es verlangt, gleichzeitig daran feſtgehalten wird, daß die Beſtellung 
nur für einen im voraus begrenzten Zeitraum ſtattfindet. Von einer Um⸗ 
gehung des Geſetzes, welche ſelbſtverſtändlich vom Regiſtergerichte nicht zugelaſſen 
werden dürfte, kann hier nach Lage der Sache keine Rede ſein; insbeſondere 
kann eine ſolche nicht aus dem Umſtand entnommen werden, daß nacheinander 
zwei verſchiedene Aufſichtsratsmitglieder zu Stellvertretern beſtellt werden; im 
Gegenteil kommt dadurch der Charakter einer proviſoriſchen Maßnahme ganz 
beſonders zum Ausdrucke. 


Befreiung der Handwerker von der Pflicht zur Eintragung einer Firma 
in das Handelsregiſter, auch wenn ihr Gewerbebetrieb über den Umfang 
des Kleingewerbes hinausgeht und kaufmänniſche Einrichtungen erfordert. 
(Vgl. KYW. 4, 102.) 
SS 2, 4 HGB. 


Kammergericht Berlin, 12. Dezember 1907. — Bd. 9 S. 109. 


Durch Verfügung vom 28. Februar 1907 hatte das Amtsgericht zu €. 
gegen F. wegen Nichtbefolgung einer an ihn ergangenen Aufforderung zur 
Anmeldung ſeiner Firma eine Ordnungsſtrafe von 5 M.. feſtgeſetzt und ihn 
unter Androhung einer weiteren Ordnungsſtrafe von 5 M. erneut zur An: 
meldung ſeiner Firma zum Handelsregiſter aufgefordert. Den von F. erhobenen 
Einſpruch hat das Amtsgericht durch Beſchluß vom 7. April 1907 für begründet 
erklärt und ſeine frühere Verfügung aufgehoben. 

Es hat hinſichtlich des gewerblichen Unternehmens des F. folgende Tat: 
ſachen feſtgeſtellt: F. betreibt ein Putzgeſchäfſt. Dem Geſchäftsbetriebe dienen 
zwei Räumlichkeiten, nämlich ein Laden und eine Arbeitsſtube. An Perſonal 
werden ſtändig eine Direktrice mit 200 M. Monatsgehalt und eine Pug: 
macherin mit 125 M. Monatsgehalt gehalten. Während der Saiſon wird 
auch eine Verkäuferin angenommen und erhöht ſich die Zahl der Hilfskräfte 
mitunter bis auf 12. Im Jahre 1906 find etwa 10000 M. an Gehalt 
und Lohn gezahlt worden. F. und feine Ehefrau find ſelbſt im Geſchäfte 
tätig, ſie beſorgen insbeſondere die Kaſſengeſchäfte, F. auch das Einrichten der 
Hüte und das Auszeichnen der eintreffenden Waren. Der jährliche Waren⸗ 
umſatz ſtellt ſich auf 45000 M. Die Waren werden von etwa 20 Lieferanten 
bezogen. Der Reingewinn beträgt jährlich 4000 bis 5000 M., der Wert 
des Lagers in der Saiſon etwa 10000 M., in der übrigen Zeit etwa 
5000 M. Die Paſſiva ſtellen fi außerhalb der Saiſon durchſchnittlich auf 
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4000 bis 5000 M. und ſteigen bei Beginn der Saiſon auf 10000 M. bis 
13 000 M. Die Außenſtände ſchwanken zwiſchen 1000 und 7000 M. Ein 
Wechſelverkehr findet nicht ſtatt. Inventuren und Bilanzen ſind bisher nicht 
aufgeſtellt worden; es wird nur ein Buch über die Außenſtände und ein Buch 
über die Einnahmen geführt. 

Auf Grund dieſes Sachverhalts hat das Amtsgericht angenommen, daß 
der Betrieb über die Grenzen des Handwerkes nicht hinausgehe, und deshalb 
die Eintragungspflicht der Firma verneint. 

Auf die Beſchwerde der Handelskammer in E. hat das Landgericht den 
Beſchluß des Amtsgerichts vom 7. April 1907 aufgehoben und den Ein⸗ 
ſpruch des F. gegen die Verfügung vom 28. Februar 1907 als unbegründet 
verworfen. 

Auf die von F. eingelegte ſofortige weitere Beſchwerde hat das Kammer⸗ 
gericht unter Aufhebung des Beſchluſſes des Landgerichts den amtsgericht⸗ 
lichen Beſchluß vom 7. April 1907 wieder hergeſtellt. In den Gründen wird 
ausgeführt: 

Nach § 4 HGB. finden die Vorſchriften über die Firmen auf Handwerker 
ſowie auf Perſonen, deren Gewerbebetrieb nicht über den Umfang des Klein⸗ 
gewerbes hinausgeht, keine Anwendung. Hiernach ſind von der Verpflichtung, 
eine Firma zur Eintragung in das Handelsregiſter anzumelden, befreit einerſeits 
alle Handwerker ohne Rückſicht auf den Umfang ihres Gewerbebetriebs, anderſeits 
alle nicht zu den Handwerkern zu rechnenden Gewerbetreibenden, deren Gewerbe⸗ 
betrieb den Umfang des Kleingewerbes nicht überſchreitet. Das Kammergericht 
hatte zwar in einem Beſchluſſe vom 10. Dezember 1900 (KG J. 21, 68) den 
Grundſatz aufgeſtellt, daß auch für einen an ſich dem Handwerke zuzurechnenden 
Gewerbebetrieb bei dem Vorliegen der Vorausſetzungen des § 2 HGB. der 
Unternehmer die Eintragung einer Firma herbeiführen müſſe (vgl. RIA. 1, 
190). Dieſer Standpunkt iſt aber in der Folgezeit nicht mehr als maßgeblich 
feſtgehalten worden. Bereits in der Entſcheidung vom 9. November 1903 
(KGJ. 27, 60) war davon ausgegangen worden, daß der Relatipſatz im § 4 
Abſ. 1 HGB. „deren Gewerbebetrieb nicht über den Umfang des Kleingewerbes 
hinausgeht“, ſich nur auf das Wort „Perſonen“, nicht aber auf das Wort 
„Handwerker“ beziehe und daß den Handwerkern, wie die Entſtehungsgeſchichte 
des § 4 ergebe, eine Sonderſtellung habe eingeräumt werden ſollen. Daraus 
folgt aber, daß die Anwendung der Vorſchrift des § 2 HGB. auf Hand⸗ 
werker ausgeſchloſſen iſt, es ſei denn, daß das Unternehmen ſelbſt über die 
Grenzen des Handwerksbetriebs hinausgewachſen iſt (was mit dem Vorliegen 
der Vorausſetzungen des § 2 HGB. vielfach zuſammenfallen wird) oder der 
Unternehmer neben ſeinem Handwerke noch ein anderes Gewerbe betreibt, 
hinſichtlich deſſen die Vorausſetzungen des § 2 HGB. gegeben find. 

Demnach beſteht für den Beſchwerdeführer keine Eintragungspflicht, wenn 
ſich ſein Gewerbebetrieb als handwerksmäßiger darſtellt, ſelbſt wenn dieſer Betrieb 
nach Art und Umfang kaufmänniſche Geſchäftseinrichtungen, namentlich eine 
ordnungsmäßige Buchführung, wünſchenswert erſcheinen läßt. Der Beſchluß des 
Landgerichts beruht daher auf einer Verletzung des § 4 HGB., da er die 
Eintragungspflicht des Beſchwerdeführers auf Grund des § 2 des Handels⸗ 
gefetzbuchs bejaht, ohne die Frage, ob nicht der Beſchwerdeführer Handwerker 
iſt, einer Erörterung zu unterziehen, obwohl der Beſchluß des Amtsgerichts die 
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Eintragungspflicht des Beſchwerdeführers gerade im Hinblick auf deſſen Eigenfchaft 
als Handwerker verneint hatte. Die Entſcheidung des Landgerichts läßt ſich nur 
dahin verſtehen, daß der Beſchwerdeführer, auch wenn er nur Handwerker ſei, 
auf Grund des § 2, deſſen Vorausſetzungen gegeben ſeien, zur Anmeldung ſeiner 
Firma zum Handelsregiſter verpflichtet ſei. Dieſe Auffaſſung verkennt, wie 
oben ausgeführt iſt, das Weſen der Vorſchrift des § 4 HGB. als einer 
nicht nur dem § 1, ſondern auch dem § 2 gegenüber geltenden Ausnahme⸗ 
vorſchrift. 

Beruht hiernach der angefochtene Beſchluß auf einer Geſetzes verletzung, fo 
unterliegt er der Aufhebung. Einer Zurückweiſung der Sache an das Land: 
gericht bedarf es nicht, da eine weitere tatſächliche Aufklärung hinſichtlich der 
gewerblichen Verhältniſſe des Beſchwerdeführers nicht erforderlich iſt, vielmehr 
die von dem Landgericht in dieſer Hinſicht feſtgeſtellten Tatſachen genügen, um 
die Frage, ob der Beſchwerdeführer Handwerker iſt, zu entſcheiden. Weder das 
Handelsgeſetzbuch noch die Gewerbeordnung enthält eine Definition für den 
Begriff „Handwerker“. Die Frage, ob jemand als Handwerker im Sinne 
des § 4 HGB. anzuſehen iſt, muß daher in jedem einzelnen Falle nach der 
beſonderen Beſchaffenheit ſeines Betriebs entſchieden werden. Es kommt dabei 
nicht allein auf den äußeren Umfang, ſondern vor allen Dingen auch auf 
die Art und Weiſe des inneren Betriebs an. Geſchieht der Betrieb in der 
Hauptſache durch Handarbeit und arbeitet der Unternehmer ſelbſt mit, entfaltet 
er insbeſondere in einem handwerksmäßigen Betrieb eine perſönliche, wenn 
auch vielleicht nur beaufſichtigende und anordnende Tätigkeit, ſo iſt der Unter⸗ 
nehmer Handwerker (RGZ. 57, 387; RGStr. 8, 126; 14, 424; 25, 
3; 36, 38). 

Bei Anwendung dieſes Grundſatzes muß der Beſchwerdeführer nach den 
vom Landgerichte getroffenen Feſtſtellungen über die Art und Weiſe ſeines Ge⸗ 
werbebetriebs und ſeiner eigenen Tätigkeit als Handwerker angeſehen werden. 
Der Gewerbebetrieb des Beſchwerdeführers beſteht in der Hauptſache in dem 
Verkaufe von Hüten, die er aus anderwärts her bezogenem Material nach 
einzelnen anderweit gekauften Modellhüten ſelbſt anfertigen läßt. Die An⸗ 
fertigung der Hüte geſchieht durch Handarbeit ohne Benutzung maſchineller 
Hilfsmittel, und zwar durch zwei bis zwölf Putzarbeiterinnen. Der Beſchwerde⸗ 
führer perſönlich befchäftigt ſich in der Hauptſache mit dem Einrichten der 
Hüte, d. h. mit dem Ausſuchen der Zutaten und der Farben, die zu den 
einzelnen herzuſtellenden Hüten verwendet werden ſollen, er beteiligt ſich dem⸗ 
nach perſönlich an der Herſtellung der einzelnen Hüte. Die Anfertigung von 
Hüten durch Handarbeit ſtellt ſich als ein handwerksmäßiger Betrieb dar und 
der Beſchwerdeführer iſt, da er ſich perſönlich an der Herſtellung der Hüte 
durch eigene körperliche Arbeit beteiligt, ein Handwerker. Hieraus folgt, daß 
er, auch wenn ſein Betrieb als Großbetrieb anzuſehen wäre, nicht verpflichtet 
iſt, eine Firma zur Eintragung in das Handelsregiſter anzumelden. Allerdings 
iſt bei der Beurteilung, ob ein Betrieb ſich als handwerksmäßiger darſtellt, 
neben der techniſchen auch die kaufmänniſche Seite zu berückſichtigen. Aber 
auch in dieſer Hinſicht geht der Betrieb des Beſchwerdeführers nicht über 
die Grenzen des Handwerks hinaus. Die kaufmänniſchen Geſchäfte werden 
durch den Beſchwerdeführer und ſeine Ehefrau allein beſorgt und nur während 
der Saiſon wird noch eine Verkäuferin angenommen. Sonſtige Hilfskräfte 
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zur Beſorgung der kaufmänniſchen Geſchäfte find nicht vorhanden. Die kauf⸗ 
männiſche Seite des Gewerbebetriebs des Beſchwerdeführers entſpricht demnach 
durchaus den bei handwerksmäßigen Betrieben allgemein üblichen Einrichtungen. 


Unzuläſſigkeit einer Beſtimmung im Geſellſchaftsvertrag einer Geſellſchaft 

mit beſchränkter Haftung, wonach jeder Geſchüftsführer, ſofern er zugleich 

Geſellſchafter iſt, die Geſellſchaft allein vertreten kann, während anderenfalls 
nur Geſamtvertretung ftattfiuden ſoll. 


8 35, § 37 Abſ. 2 GmbHG, 
Kaumergericht Berlin, 12. Dezember 1907. — Bd. 9 S. 112. 


Die alleinigen Geſellſchafter und geſamtvertretungsberechtigten Geſchäfts⸗ 
führer der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung S. & K. in K. beſchloſſen, 
den von der Vertretung der Geſellſchaft handelnden § 8 Abf. 1 des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrags dahin abzuändern: 

Die Geſellſchaft wird durch einen oder mehrere Geſchäftsführer 
vertreten. Jeder Geſchäftsführer, der zugleich Geſellſchafter iſt, kann 
die Geſellſchaft allein vertreten; ein Geſchäftsführer, der nicht Geſell⸗ 
ſchafter iſt, kann, falls die Geſellſchaft mehrere Geſchäftsführer hat, 
die Geſellfchaft nur gemeinſchaftlich mit einem weiteren Geſchäftsführer 
oder einem Prokuriſten vertreten. 

Die Eintragung der Aenderung des Geſellſchaftsvertrags in das Handels⸗ 
regiſter wurde vom Regiſtergericht abgelehnt, weil ſie die Vertretung der 
Geſchäftsführer von der Tatſache abhängig mache, daß ſie gleichzeitig Geſell⸗ 
ſchafter ſeien und dies eine unzuläſſige Einſchränkung der Vertretungsmacht 
der Geſchäftsführer darſtelle. Die Beſchwerde der Geſellſchaft iſt zurückgewieſen 
worden. 

Das Kammergericht hat auch der weiteren Beſchwerde den Erfolg verſagt. 
In den Gründen wird ausgeführt: 

Die zur Eintragung in das Handelsregiſter angemeldete Aenderung des 
Geſellſchaftsvertrags iſt eine Beſtimmung im Sinne des § 35 Abſ. 2 des 
Geſetzes, betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. Danach iſt 
beim Vorhandenſein mehrerer Geſchäftsführer die Geſamtvertretungsbefugnis 
der, d. h. aller Geſchäftsführer die Regel und nur der Geſellſchaftsvertrag 
kann Ausnahmen hiervon machen. Die erſte Ausnahme, welche zuläſſiger⸗ 
weiſe gemacht werden kann, iſt die Einzelvertretungsbefugnis der Geſchäfts⸗ 
führer. Sie kann für jeden einzelnen Geſchäftsführer oder nur für einige 
von ihnen feſtgeſetzt werden. Der ſolchergeſtalt zur Einzelvertretung er⸗ 
mächtigte Geſchäftsführer vertritt die Geſellſchaft in Gemäßheit des § 35 
Abſ. 1 und des § 37 Abſ. 2 des Geſetzes. Die zweite Ausnahme 
iſt die Feſtſetzung, daß mehrere Geſchäftsführer gemeinſam oder einer 
von ihnen in Gemeinſchaft mit einem Prokuriſten die Geſellſchaft ver⸗ 
treten dürfen. Letzteres iſt zwar im Geſetze nicht ausdrücklich zugelaſſen. 
Allein die herrſchende Anſicht hat es ſchon früher bei der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft und der Aktiengeſellſchaft für ſtatthaſt erklärt und das neue Handels⸗ 
geſetzbuch läßt es in den 88 125, 232 ausdrücklich zu. Weitere Ausnahmen 
von der Geſamtvertretungsbefugnis der Geſchäftsführer dürfen nicht gemacht 
werden. Insbeſondere iſt es nicht zuläſſig, dem Einzelvertreter oder dem 
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Kollektivvertreter eine nach außen wirkſame Beſchränkung aufzuerlegen. Das 
beſtimmt der § 37 Abſ. 2 des Geſetzes, welcher einzelne Arten der nach außen 
wirkungsloſen Beſchränkungen aufzählt und als ſolche unter anderen die Fälle 
hervorhebt, daß die Vertretung nur unter gewiſſen Umſtänden oder für eine 
gewiſſe Zeit ſtattfinden ſoll. 

Prüft man an der Hand dieſer Rechtsgrundſätze die zur Eintragung an⸗ 
gemeldeten Aenderungen des Geſellſchaftsvertrags, ſo liegt die erſte Beſtimmung, 
daß die Geſellſchaft durch einen oder mehrere Geſchäftsführer vertreten ſein ſoll, 
unzweifelhaft im Rahmen des § 35 Abſ. 2 und iſt eintragungsfähig. Da⸗ 
gegen enthalten die weiteren Aenderungen eine rechtsunwirkſame Beſchränkung 
der Vertretungsbefugnis der Geſchäftsführer. Nicht allen Geſchäftsführern wird 
nämlich die Einzelvertretungsbefugnis eingeräumt, ſondern nur denen, die 
Geſellſchafter find, Ferner ſollen die Gefchäftsführer, die nicht zugleich Ge 
ſellſchafter find, die Gefellſchaft beim Vorhandenſein mehrerer Geſchäftsführer 
nur in Gemeinſchaſt mit einem weiteren Geſchäftsführer oder einem Prokuriſten 
vertreten dürfen. Hierin liegt eine verſchiedenartige Behandlung der Geſchäſts⸗ 
führer. Es wird ein Unterſchied gemacht zwiſchen ſolchen Geſchäftsführern, 
die zugleich Geſellſchafter ſind, und ſolchen, die „andere Perſonen“ im Sinne 
des § 6 Abſ. 2 des Geſetzes find. Nur der Umſtand, daß ein Geſchäfts⸗ 
führer zugleich Geſellſchafter iſt, berechtigt ihn zur Einzelvertretung, während 
er beim Fehlen dieſes Umſtandes lediglich Geſamtvertreter ſein kann, allerdings 
nur für den Fall, daß mehrere Geſchäftsführer vorhanden ſind. 

Nach der beſchloſſenen Aenderung ſoll alſo die Vertretung der Geſellſchaft 
nur „unter gewiſſen Umſtänden“ ſtattfinden, nämlich die Einzelvertretung nur 
beim Vorliegen der Tatſache, daß der Geſchäftsführer zugleich auch Geſellſchafter 
iſt, während beim Fehlen dieſer Tatſache nur die Kollektivvertretung ſtatthaft 
iſt, ſofern mehrere Geſchäftsführer vorhanden ſind. Dies ſind aber Fälle, 
welche der § 37 Abſ. 2 als der rechtlichen Wirkſamkeit entbehrende Be: 
ſchränkungen der Vertretungsbefugnis der Geſchäftsführer bezeichnet. Ihre 
Eintragung iſt daher mit Recht abgelehnt. 

Die Ausführung der weiteren Beſchwerde, daß die Beſchränkung der 
Geſchäftsſührer, die nicht Geſellſchaſter ſind, nur eine weitere Einſchränkung 
der ſchon nach dem Geſetze (§ 35 Abſ. 2) zuläſſigen Einſchränkung der 
Kollektivvertretung ſei, iſt richtig. Allein die weitere Einſchränkung iſt eben 
nicht ſtatthaft, weil durch ſie die Vertretungsmacht an einen gewiſſen Umſtand 
geknüpft ſowie von einer Tatſache abhängig gemacht wird und das Geſetz 
(§ 37 Abſ. 2) dies aus guten Gründen für unwirkſam erklärt. Da nämlich 
der Umſtand, ob jemand noch Geſellſchafter iſt oder nicht, aus dem Handels⸗ 
regiſter nicht hervorgeht, ſo müßte der Dritte, der mit einem einzeln auftretenden 
Geſchäftsführer einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung verhandelt, ſich durch 
anderweitige Ermittelungen darüber vergewiſſern, ob der Geſchäftsführer einzeln 
zur Vertretung befugt iſt. Ob die Feſtſtellungen ſchwierig ſind oder nicht, 
iſt gleichgültig. Das Geſetz will, daß die Vertretungsmacht der Geſchäfts⸗ 
führer einzig und allein aus dem Handelsregiſter zu erſehen iſt oder aus den 
zum Handelsregiſter eingereichten Schriftſtücken, deren Einſicht nach § 9 HGB. 
jedem geſtattet iſt. Es iſt daher nicht angängig, wie die weitere Beſchwerde 
will, den Dritten an die Geſellſchaft zu verweiſen, woſelbſt er erfahren kann, 
ob ihr der Erwerb eines Geſchäftsanteils durch den betreffenden Geſchäfts⸗ 
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führer angemeldet ijt und ob dieſer der Geſellſchaft gegenüber nach § 16 
Abſ. 1 des Geſetzes als Erwerber gilt. Denn jene Anmeldung iſt nicht zum 
Handelsregiſter einzureichen. Das Geſetz (§ 40) ſchreibt nur die alljährliche 
Einreichung einer Liſte der Geſellſchafter im Monat Januar vor, aus der die 
im Laufe des Jahres eintretenden Veränderungen nicht hervorgehen. 

Die beſchloſſenen Aenderungen des Geſellſchaftsvertrags ſind aber auch 
deshalb nicht eintragungsfähig, weil nach ihnen der Umſtand, ob ein Ge⸗ 
ſchäftsſührer noch Geſellſchafter iſt oder nicht, eine Aenderung der Vertretungs⸗ 
befugnis herbeiführt und dieſe nach § 39 Abſ. 1 des Geſetzes beſonders zur 
Anmeldung gebracht werden muß. Wenn nämlich jede Aenderung der Ver⸗ 
tretungsmacht eines Geſchäftsführers für ſich beſonders ins Handelsregiſter ein⸗ 
zutragen iſt, ſo erſcheint eine Eintragung, welche die zukünftigen Aenderungen 
im voraus, aber nur allgemein bezeichnet, unzuläſſig oder mindeſtens überflüſſig 


Teilung eines Nachlaßgrundſtücks in der Weiſe, daß das Eigentum an 

dem Grundſtücke den Miterben nach Bruchteilen zuſtehen ſoll; Unzu⸗ 

läſſigkeit der Eintragung des Eigentumsüberganges, wenn die beteiligten 

Minderjährigen bei den Auflaſſungserklärungen durch denſelben Pfleger 
vertreten werden. 


88 181, 1795, 1915 BGB. 
Reichsgericht V. Zivilſenat, 9. November 1907. — Bd. 9 S. 115. 
Veröffentlicht RG. 67, 61. 


Löſchung einer Grnundſchuld auf Grund eines gegen den uubekannten 

Gläubiger erlaſſenen Ausſchlußurteils, in welchem ein angemeldetes Recht 

vorbehalten iſt; Unzuläſſigkeit der Löſchung, bevor nachgewieſen wird, 
daß das vorbehaltene Recht nicht beſteht. 


§ 1170 BGB., § 953 BPO. 
Reichsgericht V. Zivilſenat, 16. November 1907. — Bd. 9 S. 117. 
Veröffentlicht 67, 95. 


Vornahme von Grundbncheintragungen, welche die bisherigen Geſellſchafter 
der als Eigentümerin des Grundſtücks eingetragenen, aber bereits auf⸗ 
gelöſten offenen Handelsgeſellſchaft bewilligen, obwohl einer der Geſell⸗ 
ſchafter bei der Auflöſung der Geſellſchaft das Geſchäft mit Aktiven und 
Paſſiven übernommen hat und das Geſchäft unter der bisherigen Firma 
fortführt; Fortbeſtand des Eigentums der Geſellſchaft an dem Grund⸗ 
ſtücke, ſolange nicht das Eigentum nach vorgängiger Auflaſſung auf den 
Geſellſchafter umgeſchrieben iſt. 
SS 738, 873 BGB. §§ 13, 19 GBO. 


Kammergericht Berlin, 3. Oktober 1907. — Bd. 9 S. 122. 


Als Eigentümerin der im Grundbuche von D. Bd. 143 Bl. 2067 
verzeichneten Grundſtücke iſt die offene Handelsgeſellſchaft P. & Co. ſeit dem 
Jahre 1906 eingetragen; ihre Geſellſchafter waren ſeit März 1905 M. und 
P. In Abt. III Nr. 6 des Grundbuchs ſteht auf dem Grundſtücke Nr. 3 
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eine Sicherungshypothek bis zum Höchſtbetrage von 7500 für den Baumeiſter 
3., den jetzigen Beſchwerdeführer, eingetragen. 

In einer notariell beglaubigten Urkunde vom 1. Mai 1907 gab P. 
unter Bezugnahme auf das Handelsregiſter des Amtsgerichts D. an, die offene 
Handelsgeſellſchaft ſei in der Weiſe aufgelöſt worden, daß er die Firma der 
Geſellſchaft ſamt dem Geſellſchaftsvermögen erhalten habe; er bekannte, daß 
die Geſellſchaft dem Beſchwerdeführer an Baugeldern 20 000 Mark verſchulde, 
und verpfändete, handelnd für ſich und als Bevollmächtigter des M., zur 
Sicherheit jener Forderung das Grundſtück Flur 8 Nr. 3761/28 rc. (Nr. 1 
des Verzeichniſſes der Grundſtücke), bewilligte und beantragte auch fiir fid 
und als Bevollmächtigter des M. die Eintragung im Grundbuch und die 
Aushändigung des Hypothekenbriefs an den Gläubiger. Beigefügt war eine 
notariell beglaubigte Erklärung des M.: die Geſellſchaft ſei im September 
1906 derart aufgelöſt, daß P. die Firma ſamt dem Geſellſchaftsvermögen 
ohne Liquidation erhielt, er bevollmächtigte jenen, alle Rechte, die ihm an den 
zum Geſellſchaftsvermögen gehörenden Immobilien und an den an dieſen 
beſtehenden Rechten der früheren Geſellſchaft zuſtänden, für ihn auszuüben, 
insbeſondere die Immobilien zu belaſten. 

In einer ferneren notariell beglaubigten Erklärung vom 2./6. Mai 1907 
erklärte P., der ſich darin als Kaufmann R. genannt P. bezeichnete, wieder 
handelnd für ſich und als Bevollmächtigter des M., daß die aufgelöſte Geſellſchaſt 
und deren Geſellſchafter dem Beſchwerdeführer an Bauforderungen 7500 Mark 
verſchulden, und wandelte in Uebereinſtimmung mit dem Gläubiger die in 
Abt. III Ar. 6 eingetragene Sicherungshypothek in eine gewöhnliche Hypothel 
um; beide bewilligten und beantragten die Eintragung der Umwandlung und die 
Aushändigung des Briefes an den Gläubiger. 

Die Namensunterſchriften des P. unter beiden Urkunden find vom Notar 
als die des Kaufmanns R. genannt P. beglaubigt. 

Das Grundbuch beanſtandete beide Eintragungsanträge, da die als Eigen⸗ 
tümerin eingetragene Geſellſchaft aufgelöſt, demnach der Berechtigte nicht ein⸗ 
getragen fei ($ 40 GBO.) und R. die Bewilligung nicht mit feinem Namen 
unterſchrieben habe. Die hiergegen von R. genannt P., M. und der auf⸗ 
gelöſten Geſellſchaft erhobenen Beſchwerden ſind vom Landgerichte zurückgewieſen 
worden. Dieſes billigte zwar den zweiten Grund des Grundbuchamts nicht, 
da, wie es aus den Handelsregiſter⸗ und Grundakten feſtſtellte, R. im 
Verkehr ſich lediglich als P. bezeichnet habe. Weiter ſtellte es aus den Handels⸗ 
regiſterakten feſt, das die Geſellſchaft aufgelöſt, das Geſchäft mit dem geſamten 
Geſellſchaſtsvermögen auf P. übergegangen fet und von ihm unter der alten 
Firma fortgeführt werde. Hiernach entſpreche der Inhalt des Grundbuchs 
aber nicht mehr der wahren Sachlage. Bei der Uebertragung des Vermögens 
einer aufgelöſten offenen Handelsgeſellſchaft auf einen Geſellſchafter beſtehe 
deren Vermögen nur inſoweit als ſelbſtändiges Vermögen fort, als es zur 
Uebertragung auf den übernehmenden Geſellſchafter erforderlich ſei; für 
weitere Verfügungen, z. B. Verpfändungen, ſei eine fortdauernde Selbſtändig⸗ 
keit des Geſellſchaftsvermögens nicht anzunehmen. Die bisherigen Geſellſchafter 
ſeien daher als ſolche zur Stellung der Anträge nicht befugt, eben ſowenig 
der jetzige Inhaber der Firma, da er nicht als Eigentümer eingetragen fei. 
Auf die hiergegen von dem Gläubiger Z. eingelegte weitere Beſchwerde hat 
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das Kammergericht unter Aufhebung der Vorentſcheidungen die Sache zur 
anderweitigen Erörterung und Entſcheidung an das Amtsgericht zurückverwieſen 
nach Maßgabe der folgenden Gründe: 

Mit Recht hat zunächſt das Landgericht das zweite Bedenken des Grund⸗ 
buchamts als unzutreffend bezeichnet. Wie bereits in RIA. 6, 261 ausgeführt 
iſt, hat ſich das Bürgerliche Geſetzbuch einer Beſtimmung darüber, mit welchem 
Namen eine ſchriftliche Urkunde zu unterzeichnen iſt, enthalten; es iſt zuläſſig, 
ſchriftliche Urkunden mit demjenigen Namen zu vollziehen, den der Ausſteller im 
Verkehre zu tragen pflegt. Das Landgericht hat ferner in rechtlich bedenkenfreier 
Weiſe feſtgeſtellt, daß der Geſellſchafter R. im Verkehre lediglich den Namen P. 
geführt hat; endlich iſt in beiden notariellen Beglaubigungsvermerken bezeugt, 
daß die Unterſchrift P. unter beiden hier in Rede ſtehenden Anträgen von 
dem Kaufmann R. genannt P., alſo dem Geſellſchafter der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft P. & Co., gefertigt iſt. Inſoweit iſt die Entſcheidung des Land⸗ 
gerichts auch nicht angegriffen worden. . 

Aber auch der erſte Ablehnungsgrund des Grundbuchamts iſt nicht gerecht⸗ 
fertigt. Wie in ſtändiger Rechtſprechung namentlich des Kammergerichts anerkannt 
iſt, erfordert in einem Falle, wie er nach den Feſtſtellungen des Landgerichts 
hier vorliegt, daß nämlich bei der Auflöſung einer offenen Handelsgeſellſchaft 
ein Geſellſchafter das Geſchäft mit dem geſamten Geſellſchaftsvermögen über⸗ 
nimmt und unter der alten Firma fortführt, der Uebergang des Eigentums 
von den der Geſellſchaft gehörenden Grundſtücken auf den übernehmenden 
bisherigen Geſellſchafter die Auflaſſung (RIA. 2, 146; 3, 97; 3 183, und 
4, 124 ff.; aber auch 9, 72). Daß der erſte Zivilſenat des Reichsgerichts 
in dem Urteile vom 23. Februar 1907 (JW. 1907, 305) allgemein den 
Satz habe ausſprechen wollen, daß es bei Auseinanderſetzungen der vor⸗ 
erwähnten Art der Auflaſſung hinſichtlich der bisher im Eigentume der Geſell⸗ 
ſchaft befindlich geweſenen Grundſtücke nicht bedürfe, iſt aus der Begründung 
des Urteils nicht zu entnehmen. 

Eine ſolche Auflaſſung an den übernehmenden Geſellſchafter P. hat im 
vorliegenden Falle nicht ſtattgefunden, das Eigentum an den Grundſtücken 
ſteht alſo noch der Geſellſchaft zu. Dieſe hatte nicht ſchon durch ihre Auf⸗ 
löſung den Untergang gefunden, ſondern beſteht bis zu der im Wege der 
Liquidation oder durch anderweitige Uebereinkunft bewirkten völligen Auseinander⸗ 
ſetzung fort. Eine Liquidation findet nach der Angabe in der M. chen Voll⸗ 
macht, auf welche P. Bezug genommen hat, im vorliegenden Falle nicht ſtatt. 

Danach haben vielmehr die Geſellſchafter ſtatt der Liquidation eine 
andere Art der Auseinanderſetzung (Uebernahme des Geſellſchaftsvermögens 
durch P.) vereinbart. Da ferner noch ungeteiltes Geſellſchaftsvermögen vor⸗ 
handen iſt, nämlich die Grundſtücke noch im Eigentume der Geſellſchaft ſtehen, 
ſo finden im Verhältniſſe zu Dritten die für die Liquidation geltenden Vor⸗ 
ſchriften entſprechende Anwendung (§ 158 HGB); die Geſellſchaft gilt daher 
einſtweilen unter ihrer Firma als fortbeſtehend und die Geſellſchafter haben 
die Vertretungsbefugnis der Liquidatoren (RGF. 33, 7; OL GRſpr. 6, 260). 
Eines beſonderen Zeugniſſes zum Nachweis ihrer Vertretungsbefugnis (§ 33 
EBD.) bedürfen fie nicht, da das Grundbuchamt zugleich das Regiſtergericht 
it und in den Anträgen auf das Regiſter Bezug genommen ift (§ 35 GBO.). 

Aus ihrer Stellung als Liquidatoren folgt ihre Befugnis, die Geſellſchaft 
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innerhalb ihres Geſchäftskreiſes gerichtlich zu vertreten; in ihren Geſchäftskreis 
fällt die Beendigung der laufenden Geſchäfte, zu welchem Zweck fie auch neue 
Geſchäfte eingehen können (§ 149 HGB.) Daher iſt nicht zu beanſtanden, 
wenn ſie über die der Geſellſchaft gehörenden Grundſtücke zur Befriedigung 
oder Sicherſtellung eines Gläubigers wegen ſeiner Baugeldforderungen verfügen, 
insbeſondere die Grundſtücke belaſten. Aus dem Inhalte der Urkunden 
vom 1. und 2./6. Mai 1907 iſt ferner zu entnehmen, daß ſie (und zwar 
M. durch feinen Bevollmächtigten P., der auch ſeine Rechte an den der Geſel! 
ſchaft an den Grundſtücken zuſtehenden Rechten auszuüben ermächtigt iſt), die 
Erklärungen in ihrer Eigenſchaft als die bisherigen Geſellſchafter abgegeben 
haben; denn die Urkunden betreffen die Sicherung des Beſchwerdeführers 
wegen ſeiner Forderungen an die Geſellſchaft durch Eintragungen auf den nod 
im Eigentume der Geſellſchaft ſtehenden Grundſtücken. 

Haben hiernach aber die befugten Vertreter der eingetragenen Eigen 
tümerin Eintragungen formgerecht bewilligt und beantragt, auch der Gläubiger, 
ſoweit ſeine Zuſtimmung für die Umwandlung der bisherigen Sicherungs⸗ 
hypothek erforderlich war, dieſe formgerecht erklärt, ſo iſt die Beanſtandung 
des Grundbuchamts nach SS 13, 19 GBO. ungerechtfertigt. 

Das erſte Bedenken des Grundbuchamts iſt anſcheinend durch die Aus: 


führungen im KGJ. 33, 189 veranlaßt. Dort ijt allerdings dargelegt, 


daß, wenn die Geſellſchafter ſich auseinandergeſetzt und das Geſellſchaftsber 
mögen unter ſich verteilt haben, alſo ein Eigentumswechſel eingetreten if 
und wenn ſie nunmehr eine Eintragung in das Grundbuch herbeiführen wollen, 
gemäß § 40 Abi. 1 GBO. die Geſellſchafter bezw. derjenige von ihnen, 
dem bei der Auseinanderſetzung das betreffende dingliche Recht übertragen il, 
ſich zunächſt als Berechtigter in das Grundbuch eintragen laſſen miifjen 
Dieſe Vorausſetzungen ſind hier aber nicht gegeben. Die Geſellſchafter haben 
das Geſellſchaftsvermögen noch nicht völlig geteilt, ein Eigentums wechſel an 
den Grundſtücken iſt noch nicht eingetreten; die Geſellſchaft iſt vielmehr nad 
wie vor Eigentümerin der Grundſtücke und als ſolche eingetragen. 


Autrag auf Umſchreibung einer Grundſchuld für einen neuen Gläubiger 
anf Bewilligung des eingetragenen, aber bereits durch den Grundſtückz⸗ 
eigentümer befriedigten Gläubigers. 


88 1148, 1168, 1192 BGB.; § 19 G80. 
Kammergericht Berlin, 10. Oktober 1907. — Bd. 9 S. 125. 


Im Grundbuche von E. Bd. 13 Blatt Nr. 468, als deſſen Eigentünn 


der Gärtner Sch. verzeichnet iſt, ſteht in Abteilung III Nr. 13 eine Tek 


grundſchuld von 3000 M. für den Muſikdirektor L. eingetragen. Diejer it 
im Jahre 1901 verſtorben und hat teſtamentariſch als Erben eingeſetzt feine Ehefrau 


Amalie L. — die Beſchwerdeführerin — und vier volljährige Kinder; in 


§ 6 des Teſtaments hat er die Beſchwerdeführerin ermächtigt, etwaige von 
ſeiten feiner Schuldner zu kündigende Kapitalien einzuziehen, darüber rechte 
gültig zu quittieren und löſchungsfähige Quittungen auszuſtellen. Unter Bezug 


nahme auf dieſen § 6 hat die Beſchwerdeführerin in einer gerichtlich beglaubigten 


Urkunde vom 1. Juni 1907 bekannt, daß der Grundſtücksbeſitzer ihr die 
Grundſchuld von 3000 M. ausbezahlt habe, und weiter erklärt: „jo tree 


t 
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ich hiermit auf fein Verlangen gemäß § 368 BGB. dieſe Grundſchuld nebſt 
Zinſen .. .. an den Landwirt . ab und bewillige und beantrage 
die Eintragung der Abtretung für den neuen Gläubiger im Grundbuch und 
Aushändigung des Grundſchuldbriefs an denſelben.“ 

Dieſe Urkunde nebſt dem Grundſchuldbriefe hat der Grundſtückseigentümer 
Sch. im Auguſt 1907 dem Grundbuchamt eingereicht mit dem unbeglaubigten 
Antrage, das Kapital auf U. im Grundbuch umzuſchreiben und dieſem den 
Grundſchuldbrief zu überſenden. Das Grundbuchamt hat darauf der Beſchwerde⸗ 
führerin mitgeteilt, daß es ihren Antrag auf Umſchreibung der Grundſchuld 
zurückweiſe, da ſie nach den Vorſchriften über die Eigentümergrundſchuld nicht 
mehr zur Verfügung über die Grundſchuld legitimiert ſei; ſie werde erſucht, 
in Gemeinſchaft mit dem Eigentümer über den Grundſchuldbrief zu verfügen. 
Gleichzeitig teilte es dem Grundſtückseigentümer mit, daß er ſelbſt zu dem 
Umſchreibungsantrage nach § 13 GBO. nicht legitimiert fet. Die Koſten 
für die Zurückweiſung wurden vom Eigentümer erfordert. 

Die Beſchwerdeführerin erhob Beſchwerde mit dem Antrag auf Aufhebung 
der an ſie gerichteten Verfügung. 

Die Beſchwerde iſt vom Landgerichte und die hiergegen eingelegte weitere 
Beſchwerde iſt vom Kammergerichte zurückgewieſen worden aus folgenden Gründen: 

Zu Unrecht beſchwert ſich die Beſchwerdeführerin zunächſt darüber, daß 
ſie von dem Grundbuchamt als Antragſtellerin angeſehen iſt. In der Urkunde 
vom 1. Juni 1907 hat ſie mit unzweideutigen Worten die Eintragung der 
Abtretung für den neuen Gläubiger im Grundbuche beantragt. Dieſen be⸗ 
urkundeten Antrag hat fie nach ihrer eigenen Darſtellung dem Grundſtücks⸗ 
eigentümer zugleich mit dem Grundſchuldbrief ausgehändigt, ſelbſtverſtändlich 
um dieſen in die Lage zu verſetzen, von dem Antrage Gebrauch zu machen, 
namentlich dem Grundbuchamte gegenüber. Dementſprechend iſt der von ihr 


*in beglaubigter Form geſtellte Antrag, und zwar ohne einen formgerechten 


Antrag des Eigentümers, dem Grundbuchamt eingereicht worden; dieſes mußte 
demgemäß annehmen, daß die Einreichung mit dem Willen der Beſchwerde⸗ 
führerin zwecks Herbeiführung der Eintragung erfolgte (vgl. RGB. 28, 268), 


und hat ſie ſonach mit Recht als die Antragſtellerin angeſehen. 


Zutreffend gehen ferner die Vorinſtanzen davon aus, daß die Grundſchuld 
der Beſchwerdeführerin zur Zeit der Einreichung ihres Antrags im Auguſt 1907 
nicht mehr zuſtand, weil nach ihrer Erklärung in der Urkunde vom 1. Juni 


: 1907 der Eigentümer ihr die Grundſchuld mit 3000 M. damals bereits 


ausbezahlt hatte. Allerdings folgt der von den Vorinſtanzen ausgeſprochene 
Satz, die Grundſchuld ſei durch die Bezahlung der Schuld ſeitens des Eigen⸗ 
tümers an die Beſchwerdeführerin Eigentümergrundſchuld geworden, nicht ohne 
weiteres aus den vom Landgerichte dafür angeführten 88 1163, 1192 BGB. 
Zwar finden nach S 1192 BGB. auf die Grundſchuld die Vorſchriften über 
die Hypothek entſprechende Anwendung, jedoch mit der ausdrücklichen Ein⸗ 
ſchränkung: „foweit ſich nicht daraus ein anderes ergibt, daß die Grundſchuld 


nicht eine Forderung vorausſetzt“. 


Der § 1163 Abſ. 1 BGB. beſtimmt aber, daß, wenn die Forderung 
nicht zur Entſtehung gelangt oder erliſcht, die Hypothek dem Eigentümer zuſteht 
bezw. von ihm erworben wird; auf die Grundſchuld findet, da dieſe eine 
Forderung nicht vorausſetzt, jene Vorſchrift nicht unmittelbar Anwendung. 
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Ebenſowenig kann die Vorſchrift des § 1143 auf die Grundſchuld an fid 
Anwendung finden. Es fehlt vielmehr im Bürgerlichen Geſetzbuch an einer 
ausdrücklichen Vorſchrift dahin, daß der Grundſtückseigentümer durch Befriedigung 
des Grundſchuldgläubigers die Grundſchuld für ſich erwirbt. 

Trotzdem kann es nicht zweifelhaft ſein, daß ein ſolcher Erwerb der 
Grundſchuld durch den den Gläubiger befriedigenden Eigentümer dem Willen 
des Geſetzes entſpricht und auch inſoweit die Vorſchriſten über die Hypothek 
auf die Grundſchuld anwendbar ſind. Dies ergeben die Vorgeſchichte zum 
jetzigen $ 1192 BGB., namentlich die Protokolle der Kommiſſion für die 
zweite Leſung des Entwurfs des Bürgerlichen Geſetzbuchs. In dieſer waren 
nämlich Zweifel entſtanden, ob es den Vorzug verdiene, in dem (letzigen) 
achten Abſchnitte des dritten Buches des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Vorſchriften 
über die Hypothek oder die Beſtimmuugen über die Grundſchuld an die Spitze 
zu ſtellen. Die Redaktionskommiſſion hatte daher zwei Entwürfe dieſes Abſchnitts 
aufgeſtellt, die ihrem Inhalte nach nicht voneinander abweichen ſollten; in 
dem erſten (Entwurf A) war die Hypothek, in dem zweiten (Entwurf B) 
die Grundſchuld vorangeſtellt. In dieſem Entwurfe B (abgedruckt 4, 505 
der Protokolle, auch in Grud. Beitr. 38, 430) iſt nun im § 1139 b 
beſtimmt: „Soweit der Eigentümer den Gläubiger befriedigt, geht die Grund⸗ 
ſchuld unbeſchadet der Vorſchrift des § 1142 Satz 1 (jetzt $ 1173) auf 
ihn über. Im Falle teilweiſer Befriedigung kann der dem Eigentümer zu⸗ 
fallende Teil der Grundſchuld nicht zum Nachteile des dem Gläubiger ver⸗ 
bleibenden Teiles geltend gemacht werden.“ | 

Hiernach kann es keinem Zweifel unterliegen, daß die Grundſätze hinſicht⸗ 
lich des Ueberganges auf den Eigentümer infolge Befriedigung des Gläubigers, 
welche im jetzigen Geſetz in den 88 1143, 1163, 1176 BGB. für die 
Hypothek ausgeſprochen ſind, auch für die Grundſchuld gelten ſollten; und 
hieran iſt nichts dadurch geändert worden, daß der von der Redaktions⸗ 
kommiſſion ausgearbeitete Entwurf A zur Annahme gelangte, die einzelnen 
Rechtsvorſchriften bei der geſetzlichen Regelung der Hypothek ausgeſprochen 
und im § 1192 BGB. für auf die Grundſchuld (mit der oben erwähnten 
Einſchränkung) entſprechend anwendbar erklärt wurden. Die Ausführungen 
des Reichsgerichts 60, 255 ſtehen dem nicht entgegen, weil im vorliegenden 
Falle unſtreitig die Grundſchuld dem Erblaſſer der Beſchwerdeführerin in voller 
Höhe zugeſtanden hatte. 

War hiernach aber die ſtreitige Grundſchuld ſpäteſtens am 1. Juni 1907 
durch Befriedigung der Beſchwerdeführerin, die nach ihrer eigenen Erklärung 
zur Empfangnahme der 3000 M. für die Erben des eingetragenen Gläubigers 
berechtigt war, auf den Eigentümer übergegangen, ſo war die Beſchwerdeführerin 
nicht mehr befugt, im Auguſt 1907 über die Grundſchuld zu verfügen, nament⸗ 
lich ſie abzutreten. Denn daran hat das Kammergericht in ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung feſtgehalten, daß derjenige, deſſen Recht von einer Eintragung be⸗ 
troffen wird und der daher zu ihrer Bewilligung nach § 19 GBO. legitimiert 
iſt, nicht der im Grundbuch Eingetragene, ſondern der wirklich Berechtigte iſt 
(vgl. AIA 3, 38; KRG. 28, 97; 29, 186, auch 33, 185). 

Schon aus dieſem Grunde iſt der Eintragungsantrag der Beſchwerde⸗ 
führerin mit Recht zurückgewieſen worden. Es bedarf daher keines Eingehens 
auf die von den Vorinſtanzen nicht erörterte Frage, ob die Beſchwerdeführerin 
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ohne Einwilligung ihrer als Miterben eingejegten vier Kinder zur Verfügung 
über die Grundſchuld legitimiert, auch ob fie etwa im § 6 des Teſtaments 
zur Teſtamentsvollſtreckerin eingeſetzt iſt. Denn falls ſie zu einer ſolchen Ver⸗ 
fügung der Einwilligung der Miterben bedarf, ſo würde die Ablehnung ihres 
Antrags auch wegen des Fehlens dieſer Einwilligung gerechtfertigt ſein. 


Unzuläſſigkeit der Eintragung eines Erbbaurechts mit der auflöſenden 
Bedingung, daß es im Falle ſeiner Veränßerung erliſcht. 
§ 1012 BGB. 


Kammergericht Berlin, 7. November 1907. — Bd. 9 S. 128. 


Die Gemeinde N. iſt eingetragene Eigentümerin des im Grundbuche von 
Sch. Bd. 31 Bl. Nr. 923 verzeichneten Pumpſtationsgrundſtücks. Durch 
Vertrag vom 12. Mai 1905 hatte ſie ſich verpflichtet, dem Kanaliſations⸗ 
verbande für die Landgemeinden N., A. und R. an dieſem Grundſtück ein 
Erbbaurecht zu beſtellen; nach § 5 des Vertrags ſollte das Erbbaurecht 
erlöſchen: a) wenn der Kanaliſationsverband aufgelöſt oder für nichtig erklärt 
wird, b) wenn er das Erbbaurecht veräußert. Die Eintragung des Erb⸗ 
baurechts wurde vor dem Grundbuchamte bewilligt und beantragt, dabei auch 
auf der Eintragung der Beſtimmungen des § 5 jenes Vertrags beſtanden. 
Das Grundbuchamt hat die Eintragung des Erbbaurechts abgelehnt, weil die 
Vorſchriften des § 5 des Vertrags unzuläſſig ſeien; hinſichtlich der Beſtimmung 
zu b) begründet es dies damit, daß zum Weſen des Erbbaurechts die Ver⸗ 
äußerlichkeit gehöre. Der hiergegen eingelegten Beſchwerde wurde injoweit 
entſprochen, als das Grundbuchamt angewieſen wurde, von dem Bedenken 
hinſichtlich der Beſtimmung zu a) des § 5 abzuſehen; im übrigen wurde ſie 
zurückgewieſen, da die Veräußerlichkeit des Erbbaurechts nicht ausgeſchloſſen 
werden könne. Die gegen den zurückweiſenden Teil des Beſchluſſes von der 
Gemeinde N. eingelegte weitere Beſchwerde hat das Kammergericht aus 
folgenden Gründen zurückgewieſen: 

Zu erörtern iſt nur noch, ob das Erbbaurecht mit der im Vertrage 
vom 12. Mai 1905 § 5 unter b) getroffenen Beſtimmung, wonach es im 
Falle einer Veräußerung durch den Kanaliſationsverband erlöſchen ſoll, rechts⸗ 
gültig beſtellt werden kann. In der Verhandlung vom 14. Auguſt 1907 
iſt von dem Vertreter der Beteiligten auf der Eintragung des Erbbaurechts 
mit den Beſtimmungen des § ö verharrt; es ſoll alſo die Eintragung des 
Erbbaurechts nicht ohne dieſe Beſtimmung erfolgen; ſomit iſt die ganze Ein⸗ 
tragung mit Recht abgelehnt worden, wenn jene Beſtimmung in das Grund⸗ 
buch nicht vermerkt werden kann (§ 16 der Grundbuchordnung). 

Nun iſt es allerdings zuläſſig, ein Erbbaurecht unter auflöſenden Bedingungen 
zu begründen; die Vorſchrift des § 925 Abf. 2 BGB. fehlt in dem die 
Beſtellung des Erbbaurechts regelnden $ 1015 daſelbſt (vgl. Motive 3, 467, 
471; RG. 61, 1). Daraus folgt aber nicht die unbeſchränkte Zuläſſigkeit 
jeder auflöſenden Bedingung; es kann vielmehr nicht zugelaſſen werden, eine 
ſolche auflöſende Bedingung hinzuzufügen, welche dem Weſen des Erbbaurechts 
derart widerſpricht, daß das beſtellte Recht, wenngleich als Erbbaurecht be⸗ 
zeichnet, tatſächlich ſeinem Inhalte nach ein ſolches nicht darſtellt. 

Zum Weſen und Begriff eines Erbbaurechts gehört nach § 1012 BGB. 
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unter anderem die Veräußerlichkeit (vgl. Motive 3, 471). Dieſer weſentliche 
Beſtandteil des Rechts würde ihm aber durch die Zufügung einer auflöſenden 
Bedingung genommen werden, nach welcher das Erbbaurecht im Falle feiner 
Veräußerung erliſcht. Ein unter eine ſolche auflöſende Bedingung geſtelltes 
Recht entſpricht den Begriffsmerkmalen des § 1012 BGB. nicht und kann 
daher als Erbbaurecht im Grundbuche nicht eingetragen werden. Dies wird 
in der Rechtswiſſenſchaft überwiegend angenommen. 

Ob es zuläſſig iſt, ein an die Perſon des Erwerbers gebundenes, dem 
Erbbaurecht ähnliches Recht durch die Beſtellung einer beſchränkten perſönlichen 
Dienſtbarkeit zu begründen, kann hier dahingeſtellt bleiben, da ein dahin⸗ 
gehender Antrag nicht geſtellt iſt; ebenſowenig bedarf es im vorliegenden 
Falle einer Erörterung, ob ein Erbbauberechtigter ſich gemäß § 137 Satz 
2 BGB. obligatoriſch verpflichten kann, das Erbbaurecht nicht zu veräußern. 
Die dingliche Wirkung einer ſolchen Beſtimmung gegen Dritte, wie ſie durch 
die Eintragung in das Grundbuch hier geſchaffen werden ſoll, iſt nach § 137 
Satz 1 keinesfalls zuläſſig (vgl. KGJ. 20, 266 21, 133). 


Zuläſſigkeit der Anordnung einer den Vorſchriften des Zwangsverſteigerungs⸗ 
geſetzes entſprechenden Zwangsverwaltung im Wege einer einſtweiligen 
Verfügung des Prozeßgerichts, wenn der Grundſtückseigentümer die Sicher⸗ 
heit der Hypothek durch Einwirkungen auf das Grundſtück gefährdet; 
Pflicht des Grundbuchrichters, auf Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts die 
Zwangsverwaltung im Grundbuch einzutragen. 


§ 1134 BGB., §§ 19, 146 3ſt G., 88 932, 935, 936, 938 BPO. 
Kammergericht Berlin, 7. November 1907. — Bd. 9 S. 130. 


Eingetragener Eigentümer des im Grundbuche von D. Bd. 75 Blatt 
Nr. 2346 verzeichneten Grundſtücks iſt der Kaufmann R. Auf Antrag des 
Baumeiſters M., eines Hypothefenglaubigers, hat das Amtsgericht gemäß 
§§ 935, 942 ZPO., §§ 1134, 1135 BGB. durch einſtweilige Verfügung 
die Zwangsverwaltung des Grundſtücks angeordnet, um ſeine Verſchlechterung 
durch Einwirkungen des Eigentümers zu verhindern. Ein Antrag des M., 
dieſe Anordnung im Grundbuch einzutragen, iſt vom Grundbuchamt abgelehnt 
worden. Ferner beantragte unter dem 31. Auguſt 1907 diejenige Abteilung 
des Amtsgerichts, der die Bearbeitung der Zwangsverwaltungen zugewieſen 
iſt, die erfolgte Anordnung der Zwangsverwaltung in das Grundbuch ein⸗ 
zutragen und das weitere gemäß § 19 Abſ. 2 ZUG. zu veranlaſſen. 

Den gleichen Antrag ſtellte das Amtsgericht hinſichtlich des Grundſtücks 
D. Bd. 77 Blatt Nr. 2298, als deſſen Eigentümer der Bureaudiätar W. 
eingetragen iſt, da deſſen Zwangsverwaltung auf Grund einer einſtweiligen 
Verfügung desſelben Amtsgerichts angeordnet war. Dieſe einſtweilige Ver⸗ 
fügung hatte der Dr. R., ein Hypothekengläubiger, auf Grund der SS 935, 
941, 942 3PO., SS 1183, 1134 BOB. erwirkt. 

Im Anſchluß an die erſte einſtweilige Verfügung hatte weiter das Prozeß⸗ 
gericht dem Gläubiger eröffnet, daß die Ernennung des Zwangsverwalters 
durch den Zwangsvollſtreckungsrichter erfolge, der auch das weitere anordne. 
Auf Antrag der Gläubiger hatte ſodann das Vollſtreckungsgericht in Aus⸗ 
führung der vorerwähnten einſtweiligen Verfügungen die gerichtliche Verwaltung 
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beider Grundſtücke angeordnet. Das Grundbuchamt lehnte die Eintragung 
der Anordnung der Zwangsverwaltung in beiden Sachen ab. 

Die von dem Vollſtreckungsgericht eingelegte Beſchwerde wurde als un⸗ 
zuläſſig verworfen. Auf die hiergegen eingelegte weitere Beſchwerde hat das 
Kammergericht unter Aufhebung der Vorentſcheidungen die Sache zur ander⸗ 
weitigen Erörterung und Entſcheidung an das Amtsgericht zurückverwieſen. 
In den Gründen wird ausgeführt: 

Hinſichtlich der Beſchwerdebefugnis des Vollſtreckungsgerichts iſt davon 
auszugehen, daß Behörden das Rechtsmittel der Beſchwerde in Grundbuch⸗ 
ſachen nur inſoweit zuſteht, als ſie zur Vertretung der Beteiligten in ihren 
privatrechtlichen Intereſſen berufen oder für Erſuchen an die Grundbuchämter 
um Vornahme von Grundbuchakten zuſtändig find; demgemäß iſt das Voll⸗ 
ſtreckungsgericht im Falle der Ablehnung eines nach § 19 ZUG. geſtellten 
Erſuchens um die Eintragung der Anordnung der Zwangsverſteigerung oder 
Zwangsverwaltung zur Beſchwerde berechtigt. Somit iſt im vorliegenden 
Falle das Vollſtreckungsgericht zur Beſchwerde und weiteren Beſchwerde legi⸗ 
timiert, wenn es nach geſetzlicher Vorſchrift befugt iſt, das Grundbuchamt um 
die Eintragung der Anordnung der Zwangsverwaltung zu erſuchen (§ 39 GBO.) 

Im letzteren Falle iſt für das Grundbuchamt nur der Inhalt des Er⸗ 
ſuchungsſchreibens des Vollſtreckungsgerichts maßgebend; eine Prüfung der 
Grundlagen dieſes Erſuchungsſchreibens, für welches allein das Vollſtreckungs⸗ 
gericht die Verantwortung trägt, kommt ihn nicht zu (vgl. den Bericht der Reichs⸗ 
tagskommiſſion zum § 19 BBitG. hinſichtlich der Streichung des im Entwurfe 
des § 131 enthalten geweſenen Abſatzes 1 ſowie des zweiten Abſatzes des 
§ 145 und RIA. 8, 239). 

Vorliegend beſagen nun aber die Eintragungserſuchen, daß die Zwangs⸗ 
verwaltung auf Grund einſtweiliger Verfügungen gemäß den §§ 935 ff. BPO. 
und den §§ 1133 ff., namentlich § 1134 BGB., angeordnet war. Der 
Grundbuchrichter hatte daher zu prüfen, ob der Vollſtreckungsrichter befugt 
war, auf Grund ſolcher einſtweiligen Verfügungen eine Zwangsverwaltung 
überhaupt einzuleiten und um die Eintragung des Zwangsverwaltungsvermerkes 
ſowie die Vornahme der ſonſtigen im § 19 Abſ. 2 3 HſtG. vorgeſehenen 
Maßregeln zu erſuchen; denn nur ſoweit der Vollſtreckungsrichter innerhalb 
ſeiner geſetzlichen Befugniſſe handelt, iſt dem Grundbuchrichter die Nachprüfung 
der in dem Erſuchen zutage tretenden Tätigkeit des Vollſtreckungsrichters 
entzogen. (RA. 2, 184, 3, 217 und 8, 67). Noch mehr Anlaß zu 
einer ſolchen Prüfung des Grundbuchrichters ergeben übrigens die Anordnungs⸗ 
beſchlüſſe des Vollſtreckungsgerichts, welche nicht von einer Zwangsverwaltung, 
ſondern von einer „gerichtlichen Verwaltung“ ſprechen. 

Zu der Frage, ob es zuläſſig iſt, auf Grund einer einſtweiligen Ver⸗ 
fügung die Zwangsverwaltung eines Grundſtückes anzuordnen, hat das Reichs⸗ 
gericht bereits in E. 52, 140 Stellung genommen; ſeine Ausführungen er⸗ 
geben, daß es eine ſolche Anordnung zuläßt und auf die derart angeordnete 
Zwangsverwaltung die Vorſchriften der SS 146 ff. ZUG. für anwendbar 
erachtet; für die Zuläſſigkeit einer ſolchen Anordnung hatte ſich auch das 
Landgericht Dresden in Buſchs Z. 29, 250 ausgeſprochen. Dem Reichsge⸗ 
richte hat ſich Jaeckel in der 2. Aufl. S. 75 angeſchloſſen und ausgeführt, 
daß, wenn die Anordnung der einſtweiligen Verfügung auf eine Sequeſtration 
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(§ 938 Abſ. 2 BBO.) geht, die Vorſchriften des Zwangsverſteigerungsgeſetzes 
entſprechend zur Anwendung zu gelangen haben. Hiermit ſtimmen die Aus⸗ 
führungen von Peiſer, Zwangsverwaltung (2) 28, ferner Reincke (5) zu 
§ 938 BPO. überein, desgleichen die von Kretzſchmar im ZBIFOG. 4, 446, 
welcher ausführt, daß die Einleitung und Durchführung einer durch einſtweilige 
Verfügung angeordneten Zwangsverwaltung dem Vollſtreckungsgericht obliegt und 
ſich in den vom Zwangsverſteigerungsgeſetze vorgeſchriebenen Formen vollzieht. 

Gegen die Zuläſſigkeit der Anordnung einer Zwangsverwaltung durch 
eine gemäß § 938 Abſ. 2 BRO. erlaſſene einſtweilige Verfügung ſprechen fid 
aus Heinze im ZBlFG. 4, 402, ferner Lindemann im Recht 1903, 206, 
welcher unter „Sequeſtration“ nach der geſchichtlichen Entwickelung dieſes Begriffs 
immer nur eine Verwahrung, nicht aber eine Zwangsverwaltung im Sinne 
des Zwangsverſteigerungsgeſetzes verſtanden wiſſen will und annimmt, daß 
die Ernennung des Sequefters und die Beſtimmung ſeiner Befugniſſe lediglich 
dem Prozeßgericht obliege. Aehnlich ſucht Puſch in Grud. Beitr. 45, 314 ff. 
in eingehender Berückſichtigung auch des früheren preußiſchen Rechts darzulegen, 
daß auf die im § 938 Abſ. 2 BPO. vorgeſehene Sequeſtration die Sonder⸗ 
vorſchriften des Zwangsverſteigerungsgeſetzes über die — lediglich die Zwangs⸗ 
vollftredung wegen Geldforderungen bezweckende — Zwangsverwaltung nicht 
anwendbar ſeien; daß Prozeßgericht habe nicht nur die Sequeſtration, ſondern 
auch die Herausgabe des Grundſtücks an den vom Vollſtreckungsgerichte zu 
beſtellenden Sequeſter anzuordnen; auf die Stellung des Sequeſters und die 
Auſſicht des Vollſtreckungsgerichts feien die für den Zwangsverwalter im 
Zwangsverſteigerungsgeſetze gegebenen Vorſchriften entſprechend anwendbar; 
die Anordnung der Zwangsverwaltung durch das Vollſtreckungsgericht habe 
aber zu unterbleiben, dementſprechend ſei auch das Grundbuchamt nicht um 
deren Eintragung zu erſuchen. Ihm haben ſich angeſchloſſen Turnau⸗Förſter 
(3) zu § 1134 BGB. und Planck (3); im weſentlichen zum gleichen Ergeb: 
niſſe gelangen Fiſcher⸗Schaefer 166, welche auf die Vollziehung der einſtweiligen 
Verfügung eine direkte Anwendung der Vorſchriften des Zwangsverſteigerungs⸗ 
geſetzes nur zulaſſen, wenn ſie eine Geldzahlung zum Gegenſtande hat. 

Die oben mitgeteilte Anſicht Jaeckels teilen dagegen die Kommentare 
zur ZPO., von Seufert (9), Gaupp⸗Stein (4), ſowie Peterſen⸗Remels⸗ 
Anger (5) zu § 938, welche davon ausgehen, daß unter Sequeſtration zu⸗ 
nächſt die Verwahrung und Verwaltung durch einen Vertrauensmann zu 
verſtehen iſt. Falls die Sequeſtration eines Grundſtücks angeordnet wird, 
kann nach ihrer Anſicht vom Prozeßgericht beſtimmt werden, daß auf die Ver⸗ 
waltung die Vorſchriſten des Zwangsverſteigerungsgeſetzes über Zwangsver⸗ 
waltung ſinngemäß angewendet werden ſollten; namentlich erklären die beiden 
letztgenannten Kommentare es für zuläſſig, zur Sicherung der Rechte eines 
Hypothekengläubigers aus § 1134 BGB. eine Zwangsverwaltung nach den 
Vorſchriften des Zwangverſteigerungsgeſetzes anzuordnen. 

Dieſe Anſicht muß für zutreffend erachtet werden. Wie die Begründung 
des Entwurfs zum jetzigen § 938 BRO. ergibt, kann die auf Grund dieſer 
Vorſchrift getroffene Anordnung bis zu den äußerſten Grenzen der Zwangs⸗ 
vollſtreckung gehen; das Prozeßgericht hat nach freiem Ermeſſen zu beſtimmen, 
welche Anordnungen zur Erreichung des Zweckes der einſtweiligen Verfügung 
erforderlich ſind; es iſt alſo beſugt, zu dieſem Zwecke eine Zwangsvollſtreckung, 
wie fie im Zwangsverſteigerungsgeſetze geregelt iſt, anzuordnen. Der Umſtand, 
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daß nach dem jetzigen Inhalte des § 932 BPO. die Anordnung einer Zwangs⸗ 
verwaltung zur Vollziehung eines Arreſtes nicht geſtattet iſt, ſteht dem nicht 
entgegen; denn die Vorſchriften über das Arreſtverfahren finden nach § 936 
BBO. auf die Anordnung einſtweiliger Verfügungen und das weitere Verfahren 
entſprechende Anwendung nur, ſoweit die nachfolgenden Paragraphen, alſo 
auch § 938 nicht abweichende Vorſchriften enthalten. Auch die Motive 
gehen (3, 670) davon aus, daß in einem Falle des § 1134 BGB. die 
Einleitung der Zwangsverwaltung des Grundſtücks nicht ausgeſchloſſen iſt. 

Im vorliegenden Falle kann es einem begründeten Bedenken nicht unter⸗ 
liegen, daß das Prozeßgericht eine derartige Anordnung getroffen hat. In 
beiden einſtweiligen Verfügungen iſt nicht die Verwahrung durch einen vom 
Prozeßgerichte zu beſtellenden Sequeſter, fondern die Zwangsverwaltung ange⸗ 
ordnet. Daß damit eine vom Vollſtreckungsgerichte durchzuführende Zwangs⸗ 
verwaltung gemeint war, ergibt zweifelsfrei die vom Prozeßgerichte dem Gläubiger 
gemachte Eröffnung, daß die Ernennung des Zwangsverwalters durch den 
Zwangsverſteigerungsrichter erfolge, der auch das weitere anordne. Hiernach 
iſt gerade eine ſolche Zwangsverwaltung angeordnet, wie ſie in dem Zwangs⸗ 
verſteigerungsgeſetze geregelt iſt, wenngleich ſie dort an ſich nur für die Zwangs⸗ 
vollſtreckung wegen Geldforderungen vorgeſehen iſt (denn der auf das Zwangs⸗ 
verſteigerungsgeſetz verweiſende § 869 BPO. ſteht in dem zweiten Abſchnitte 
des 8. Buches jenes Geſetzes). Auf die angeordnete Zwangsverwaltung 
müſſen alfo die Vorſchriften des Zwangsverſteigerungsgeſetzes angewendet 
werden, ſoweit ſich nicht Abweichungen daraus ergeben, daß der Zweck der 
einſtweiligen Verfügung nicht auf Beitreibung von Geld zur Befriedigung 
einer Geldforderung, ſondern auf die Sicherung von Hppothekengläubigern 
gemäß § 1134 BGB. gerichtet iſt. Nicht anwendbar ſind daher die Vor⸗ 
ſchriften des Zwangsverſteigerungsgeſetzes, welche eine Verwendung der Ueber⸗ 
ſchüſſe behufs Befriedigung der Gläubiger regeln; die fonſtigen Beſtimmungen, 
bei denen Abweichungen durch den beſonderen Zweck der Zwangsverwaltung 
nicht geboten ſind, müſſen auf die angeordneten Verwaltungen dagegen zur 
Anwendung gebracht werden, und zu dieſen gehört nach § 146 auch der 
§ 19 ZBtG. Das Vollſtreckungsgericht war hiernach befugt, das in dieſem 
Pararaphen geordnete Erſuchen an das Grundbuchamt zu richten. Der Ab}. 1 
jenes Paragraphen beſtimmt den Zeitpunkt, wann das Vollſtreckungsgericht 
dieſes Erſuchen zu erlaſſen hat; nicht aber enthält er eine Bedingung für 
das Erſuchen dergeſtalt, daß in einem Falle, wie er hier vorliegt, wo die 
Anordnung der Zwangsverwaltung bereits vom Prozeßgerichte getroffen iſt, 
das Vollſtreckungsgericht jenes Erſuchen unterlaſſen müſſe. 


Errichtung einer Stiftung durch den Teſtameutserben zufolge teſtamentariſcher 
Anordnung des Erblaſſers. Erfordernis des Nachweiſes eines beſonderen 
Uebertragungsakts für den Uebergang einer zum Nachlaſſe gehörenden 
Briefhypothek auf die Stiftung. 
88 82, 1154 BGB. 


Kammergericht Berlin, 13. Januar 1908. — Bd. 9 S. 135. 


Der Zimmermann Heinrich J. iſt eingetragener Eigentümer des im Grund⸗ 
buche von C. Bd. 12 Nr. 627 verzeichneten Grundſtücks. Auf dem Grund⸗ 
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ſtück ift in Abt. III Nr. 1 eine Hypothek von 15000 M. für den Rentier 
Adolf K. eingetragen. Dieſer iſt am 2. Juli 1902 verſtorben. In ſeinem 
im Jahre 1896 errichteten Teſtamente hat er im § 2 zu ſeiner Erbin die 
Stadtgemeinde Sch. eingeſetzt. Nachdem in den 88 2 und 3 mehrere Legate 
ausgefetzt find, hat der Erblaſſer im § 4 beſtimmt, daß feine Erbin den Meine 
nachlaß zur Errichtung und Unterhaltung einer oder mehrer Erziehungsanſtalten 
in Sch. nach näherer Beſtimmung des § 5 erhalte. In einem zweiten, mit 
§ 6 beginnenden Abſchnitte des Teſtaments iſt verordnet, daß, falls die Stadt⸗ 
gemeinde Sch. die Erbſchaft nicht annehmen wolle oder könne oder die Genehmig⸗ 
ung zur Annahme nicht erhalte, zur Erbin eine Schweſter des Erblaſſers ernannt 
werde, der gewiſſe andere Perſonen ſubſtituiert ſeien; gemäß § 8 ſollte der 
Reinnachlaß im Falle des § 6 für Rechnung der Erben durch einen Teſtaments⸗ 
vollſtrecker und Nachlaßkurator zur Errichtung und Unterhaltung einer oder 
mehrer Erziehungsanſtalten ſo lange verwendet bezw. ſicher zinsbar untergebracht 
werden, bis für dieſe Anſtalten die Genehmigung einer rechtsfähigen Stiftung 
nachgeſucht und erlangt ſei; dieſe Stiftung ſolle alsdann als Nacherbe ein⸗ 
treten. Ueber die Ernennung des Vollſtreckers des letzten Willens „in allen 
Fällen (Abſchnitt I und II)“ find im 8 9 beſondere Vorſchriften getroffen, 
und es iſt dabei beſtimmt: „Seine Funktionen erlöſchen, ſobald . . . der 
Stadtgemeinde Sch. die Genehmigung des Antritts der Erbſchaft erteilt iſt (8 1), 
anderenfalls aber, ſobald die Stiftung ins Leben tritt (§ 8).“ 

Durch Königlichen Erlaß vom 16. Dezember 1903 ijt der Stadt 
gemeinde die landesherrliche Genehmigung zur Annahme der K.⸗ſchen Erb⸗ 
ſchaft auf Grund eines Statuts vom 2. Mai 1903 erteilt worden. In 
einer Urkunde vom 26. Auguſt 1907 hat das Kuratorium dieſer Stiftung 
die oben erwähnte Hypothek von 15000 M. in Teilbeträgen an neue Gläubiger 
abgetreten und die Umſchreibung im Grundbuche bewilligt und beantragt. Der 
Eigentümer hat ſich dem angeſchloſſen. Das Grundbuchamt forderte, daß die 
Stiftung ſich zunächſt als Berechtigte eintragen laſſe oder ihr Gläubigerrecht 
nach § 1155 BGB. nachweiſe. Die namens der Stiftung und des Eigen⸗ 
tümers eingelegte Beſchwerde wurde vom Landgerichte zurückgewieſen, der hier⸗ 
gegen vom Kuratorium der Stiftung eingelegten weiteren Beſchwerde iſt vom 
Kammergericht gleichfalls der Erfolg verſagt worden. In den Gründen wird 
ausgeführt: ; 

Mit Recht haben die Vorinſtanzen nach § 40 GBO. verlangt, daß die 
Stiftung vor der Umſchreibung der Hppothek als Berechtigte im Grundbuch 
eingetragen werde oder aber ihr Gläubigerrecht nach § 1155 BGB. nad: 
weiſe. Verfehlt iſt es, wenn die Beſchwerdeführerin die Eintragung der Stiſtung 
für entbehrlich erklärt, weil dieſe als Nacherbin eingetreten ſei und die Hypothek 
unmittelbar durch Erbgang erworben habe. Denn die Stiſtung iſt überhaupt 
nicht Nacherbin geworden, da der Fall der Nacherbfolge nicht eingetreten iſt. 
Eine „Stiftung“ iſt zwar im § 8 des Teſtaments zur Nacherbin ernannt 
worden, aber nur, wie die Bezugnahme auf den § 6 („im Falle des § 6“) 
unzweideutig ergibt, für den im § 6 vorgeſehenen Fall, daß die im § 1 ein⸗ 
geſetzte Stadtgemeinde Sch. die Erbſchaft nicht annehmen wolle oder könne 
oder die Genehmigung zur Annahme nicht erhalte. Das Teſtament unter⸗ 
ſcheidet auch in § 9 ſcharf zwiſchen dem Falle des Abſchnitts I (daß der 
Stadtgemeinde Sch. die Genehmigung des Antritts der Erbſchaft erteilt werde) 
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und dem Falle des Abſchnitts II (daß die Stadtgemeinde nicht Erbin wird 
und „anderenfalls“ die Stiftung in das Leben trete). Die Stadtgemeinde hat 
aber die Erbſchaft angenommen und die landesherrliche Genehmigung zu dieſer 
Annahme erhalten. Damit find die geſamten Vorſchriften der 88 6 bis 8 
des Teſtaments hinfällig geworden; Erbin geworden iſt nur die Stadtgemeinde Sch. 
nach näherer Vorſchrift der SS 1 bis 5, und in dieſen iſt ihr ein Nacherbe 
nicht beſtellt. 

Die Stadtgemeinde Sch. wäre als Erbin des eingetragenen Hypotheken⸗ 
gläubigers nach § 41 GBO. befugt geweſen, ohne zuvorige Eintragung ihres 
Rechtes die Hypothek zu übertragen und die Eintragung der Uebertragung zu 
fordern. Sie hat dies vorliegend nicht getan. Anſcheinend geht ſie von der 
Annahme aus, daß ſie nicht mehr Gläubigerin der Hypothek ſei. Sie hat 
den Nachlaß nicht in ihrem Vermögen behalten wollen, ſondern aus ihm eine 
Stiftung errichtet, der die landesherrliche Genehmigung erteilt und die damit zu 
einem ſelbſtändigen Rechtsſubjekte geworden iſt, deren Vermögen von dem der 
Stadtgemeinde völlig getrennt ſein und nicht mehr einen Teil des ſtädtiſchen 
Vermögens bilden foll (§ 80 BGB.). Die Uebertragung des zum Stiftungs⸗ 
vermögen beſtimmten Nachlaſſes erfolgt gemäß § 82 BGB., alſo nicht durch 
Erbgang. Aus alledem folgt, daß die Stiftung, auch wenn ſie Gläubigerin 
der in der Rede ſtehenden Hypothek iſt, weder Erbin noch Erbeserbin noch 
Nacherbin des eingetragenen Hypothekengläubigers geworden iſt. 

Dann bedurfte es aber zur Vornahme der beantragten Umſchreibung 
der zuvorigen Eintragung der Stiftung als Hypothelengläubigerin oder des 
Nachweiſes ihres Gläubigerrechts nach § 1155 BGB. (vgl. § 40 GBO.). Die 
Stiftung hat den Hypothekenbrief zu den Grundakten eingereicht, alſo an= 
ſcheinend deſſen Beſitz erlangt. Nach § 1155 BGB. wäre für den Nachweis 
ihres Gläubigerrechts noch erforderlich: 

a) entweder eine öffentlich beglaubigte Abtretungserklärung, 

b) oder ein gerichtlicher Ueberweiſungsbeſchluß, 

c) oder das öffentlich beglaubigte Anerkenntnis einer kraft Geſetzes 

erfolgten Uebertragung der Forderung. 

Keine diefer Urkunden ijt beigebracht. Andere als die im § 1155 BGB. 
aufgeführten Urkunden ſind aber nicht geeignet, die Eintragung des Berechtigten 
im Grundbuche nach § 40 Abſ. 2 GBO., § 1155 BGB. entbehrlich zu 
machen, mögen ſie auch an ſich dazu angetan ſein, den Uebergang der Hypothek 
von einem auf den anderen Gläubiger darzulegen. Daran hat das Kammer⸗ 
gericht in ſtändiger Rechtſprechung feſtgehalten (RJ A. 1, 173; 3, 146; 
4, 56). 

Im vorliegenden Falle fehlt überhaupt der Nachweis, daß die Stiftung 
die Gläubigerin der Hypothek geworden iſt; dieſer würde auch durch den 
urkundlichen Nachweis der Genehmigung der Stiftung in Verbindung mit 
§ 82 BGB. nicht erbracht werden. Es iſt vielmehr noch der Nachweis 
eines beſonderen Uebertragungsakts hinſichtlich der Hypothek erforderlich, da 
diefe nicht zu den Rechten gehört, zu deren Uebertragung der Abtretungs⸗ 
vertrag genügt. Denn zu der Abtretung der Hypothek iſt die Erteilung der 
Abtretungserklärung in ſchriftlicher Form oder die Eintragung in das Grund⸗ 
buch und ferner die Uebergabe des Hypothekenbriefs erforderlich (§ 1154 BGB.). 
Selbſt wenn aus dem Umſtande, daß die Stiftung den Hypothekenbrief zu 
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den Grundakten eingereicht hat, gefolgert werden kann, daß fie an ihm den 
Beſitz erlangt hat, nicht bloß Beſitzdienerin der Stadtgemeinde iſt, ſo wäre für den 
Nachweis des Ueberganges des Gläubigerrechts auf die Stiftung die Vor⸗ 
legung einer ſchriftlichen Erklärung der Stadtgemeinde über die an ſie erfolgte 
Abtretung oder die Eintragung der Abtretung im Grundbuche notwendig. 
Dieſer Eintragung oder des Nachweiſes des Gläubigerechts nach § 1155 BGB. 
bedarf es ferner, wie oben erörtert nach § 40 GB. 


Unwirkſamkeit einer Abrede, der zufolge eine Hypothek dem Gläubiger nur 

für denjenigen Betrag der Forderung als Sicherheit dienen ſoll, den er 

nicht aus einem anderen mit einer Hypothek für dieſelbe Forderung be⸗ 
laſteten Grundſtück erlangt. 


§ 1132 BGB. 
Kammergericht Berlin, 29. Januar 1908. — Bd. 9 S. 137. 


Im Grundbuche von Ch. Bd. 180 Bl. Nr. 6220 iſt am 13. Dezember 
1907 auf zwei der Frau St. gehörigen Grundſtücken eine Hypothek für die 
Darlehnsforderung des S. gegen die Frau St. aus der Schuldurkunde vom 
2. Dezember 1907 im Betrage von 5 500 M. eingetragen. Frau St. hat 
in einer zweiten Urkunde vom 2. Dezember 1907 erklärt: ſie beſtelle zur 
weiteren Sicherheit des S. wegen der dieſer Hypothek zu Grunde liegenden 
Forderung mit den ebenfalls ihr gehörigen, im Grundbuche von F. Bd. 11 Bl. 
Nr. 350 und Bl. Bd. 19 Nr. 598 verzeichneten Grundſtücken Sicherungshypothek 
in der Weiſe, daß diefe Geſamtſicherungshypothek dem Gläubiger als Sicherheit 
dienen ſolle für denjenigen Betrag der Forderung, den er aus den in Ch. 
belegenen Grundſtücken oder durch Inanfpruchnahme des perſönlichen Schuldners 
nicht erlange; ſie bewillige und beantrage die Eintragung dieſer Geſamtſicherungs⸗ 
hypothek von 5500 M. auf die in F. belegenen Grundſtücke. 

Das Amtsgericht hat den Antrag abgelehnt. Das Landgericht hat die 
Beſchwerde der Antragſtellerin zurückgewieſen. Der von der Antragſtellerin 
eingelegten weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht gleichfalls den Erfolg 
verſagt. In den Gründen wird ausgeführt: 

Der § 1132 BGB. beſtimmt, daß, wenn für die Forderung eine 
Hypothek an mehreren Grundſtücken (Geſamthypothek) beſteht, jedes Grundſtück 
für die ganze Forderung haftet und daß der Gläubiger dann die Befriedigung 
nach ſeinem Belieben aus jedem der Grundſtücke ganz oder zu einem Teile 
ſuchen, auch den Betrag der Forderung auf die Grundſtücke in der Weiſe 
verteilen kann, daß jedes Grundſtück nur für den zugeteilten Betrag haftet. 
Dieſes Wahlrecht des Gläubigers bei dem Angriffe der einzelnen Grundftiide 
und dieſes Verteilungsrecht ſoll hier ausgeſchloſſen werden. Der Gläubiger 
ſoll nach der Eintragungsbewilligung nicht das Recht haben, ſeine Befriedigung 
zuerft aus den in F. belegenen Grundſtücken zu ſuchen oder den Betrag der 
Forderung ſo zu verteilen, daß dieſe Grundſtücke allein für den zugeteilten 
Betrag haften. Die Schuldnerin ſoll dagegen das Recht haben, die Befriedigung 
des Gläubigers aus den Grundſtücken in F. zu verweigern, ſo lange nicht 
die Befriedigung aus den Grundſtücken in Ch. vergeblich verſucht iſt. Dieſe 
Abrede kann dahin aufgefaßt werden, daß eine Geſamthypothek mit einem 
vom § 1132 BGB. abweichenden Inhalte beſtellt werden ſoll. Sie kann 


ay ber. 
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auch mit der weiteren Beſchwerde dahin verftanden werden, daß überhaupt 
keine Geſamthypothek, ſondern eine zweite ſelbſtändige Einzelhypothek begründet 
werden ſoll. Beides iſt aber rechtlich unmöglich. 

Nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche beſteht keine Vertragsfreiheit in der 
Geſtaltung dinglicher Rechte, ſondern die Beteiligten ſind hierbei grundjäglich 
auf die Anwendung der vom Geſetze zugelaſſenen Formen beſchränkt. Der 
§ 1157 BGB. ergibt zwar im allgemeinen, daß es möglich iſt, Einreden 
gegen die Hypothek zu vereinbaren und ſie gegenüber dem öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs durch Eintragung im Grundbuch oder durch Vermerke auf 
dem Hypothekenbriefe zu ſichern. Dieſe Möglichkeit findet aber ihre Grenze 
in dem Weſen der Hypothek. Deshalb iſt es beiſpielweiſe unmöglich, zu ver⸗ 
einbaren, daß der Gläubiger im Gegenſatz zum § 1113 BGB. ſeine Befriedigung 
nur aus den Einkünften des Grundſtücks ſuchen dürfe. Die Frage, in welcher 
Form die Belaſtung mehrerer Grundſtücke mit Hypotheken für dieſelbe Forderung 
zuzulaſſen ſei, iſt bei der Entſtehung des Bürgerlichen Geſetzbuchs im Anſchluß 
an die geſchichtliche Entwickelung eingehend erörtert worden (vgl. Motive 3, 
682— 687). Dabei find die Intereſſen der Eigentümer, Gläubiger und 
Nachhypothekare gegeneinander abgewogen worden. Das Ergebnis war der 
dem § 1132 Abſ. 1 BGB. entſprechenden 8 1078 Abſ. 1 des erſten 


Entwurfs, in dem das Recht des Gläubigers feſtgelegt iſt, nach feiner Wahl 
aus allen belaſteten Grundſtücken oder aus einem derſelben Befriedigung zu 


verlangen. Die Motive 3, 686 ſagen hierzu: Die Geſetzgebung tue genug, 


* wenn fie den Eigentümern kleiner Grundſtücke die Ausnützung des Realskredits 
durch Zulaſſung der Korrealhypothek ermögliche; ſie habe aber keine Ver⸗ 


anlaſſung, auf Koſten der Einfachheit des Rechtes und des Verfahrens die mit 


einer Korrealhypothek belaſſenen Parzelle noch als weiteres Objekt des Real⸗ 


= kredits beſonders in Betracht zu ziehen. Die exceptio excussionis realis 


iſt in den Motiven bei der Hppothek überhaupt nicht erwähnt. Danach iſt 


* anzunehmen, daß nach dem erſten Entwurfe ſolche Einrede ausgeſchloſſen fein 


: und die Geſamthypothek nur mit dem im § 1078 bezeichneten Inhalte zu⸗ 
Y gelaſſen werden ſollte. 


Eine ſpätere Aufgabe dieſes Standpunkts iſt nicht erſichtlich. Er iſt 
auch im § 1132 ſelbſt erkennbar zum Ausdrucke gekommen, indem dort das 


Wahlrecht und das Verteilungsrecht des Gläubigers als geſetzlicher Inhalt der 
. Geſamthypothek bezeichnet find. Eine Aenderung dieſes Inhalts durch rechts⸗ 


geſchäftliche Abreden iſt deshalb nicht zuläſſig. 
Ebenſo läßt der § 1132 BGB. erkennen, daß in allen Fällen, in 


„ denen einen Hypothek an mehreren Grundſtücken für dieſelbe Forderung beſteht, 
eine Geſamthypothek vorliegt, daß es alſo dem Eigentümer nicht freiſteht, 
F für dieſelbe Forderung mehrere Einzelhypotheken an verſchiedenen Grundſtücken 
1 zu beſtellen. 


Dieſe Annahme folgt auch notwendig aus dem akzeſſoriſchen Charakter 
der Hypothek, da die Verbindung der Hypothek mit der Forderung eine Selb⸗ 
ſtändigkeit der mehreren für dieſelbe Forderung beſtellten Hypotheken nicht 
zuläßt. Solche Selbſtändigkeit würde dahin führen, daß die Forderung ſich 
in der Hand gutgläubiger Erwerber der Hypotheken auf Grund des § 1138 


- BGB. vervielfachte, obwohl fie nach dem materiellen Forderungsrechte nur 
» einmal beſteht (vgl. Motive zum § 33 des erſten Entwurfs GBO., Abſ. 2). 
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Ueberdies würde ſich aus § 1153 BGB. ergeben, daß jede der Einzelhypo⸗ 
theken trotz ihrer Selbſtändigkeit nur zuſammen mit der anderen Hypothek 
übertragen werden könnte und ſelbſt bei Innehaltung aller Vorſchriften des 
§ 1154 BGB. nicht überginge, ſofern nicht auch die andere Hypothek 
übertragen würde. Es iſt nicht anzunehmen, daß das Geſetz ſolche Schwierig⸗ 
keiten zulaſſen will. Aus dieſen Gründen war der Eintragungsantrag ab⸗ 
zulehnen. 


Ablehnung der Eintragung einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit 

in der Weiſe, daß eine Maſchinenbaugeſellſchaft berechtigt ſein ſoll, eine 

an den Eigentümer des Grundſtücks unter Vorbehalt des Eigentumes 
verkaufte Maſchine auf dem Grundſtück aufzuſtellen. 


88 95, 1090 BOB. | 
Oberlandesgericht Karlsruhe, 4. Februar 1908. — Bd. 9 S. 140, 


In der Grundbuchſache K. führt das Oberlandesgericht auf die weitere 
Beſchwerde der Maſchinenbaugeſellſchaft K. aus: 

Cs handelt ſich um die Frage, ob die Eheleute G. in rechtlich wirkſamer 
Weiſe der Maſchinenbaugeſellſchaft K. als beſchränkt perſönliche Dienſtbarkeit 
das Recht beſtellen konnten, gewiſſe Maſchinen auf ihrem Grundſtück aufzuſtellen 
und zu haben. Das Grundbuchamt K. hat die Frage verneint und den Antrag 
auf Eintragung dieſer Dienſtbarkeit zurückgewieſen. Das Landgericht K. hat 
die Beſchwerde gegen jene Verfügung verworfen. Dieſe Entſcheidung läßt 
keine Verletzung des Geſetzes erkennen. Das Landgericht geht bei der Aus⸗ 
legung des § 1090 BGB. davon aus, daß derjenige, zu deſſen Gunſten die 
Belaſtung des Grundſtücks mit einer perſönlichen Dienſtbarkeit erfolgt, einen 
wirtſchaftlichen Vorteil davon haben muß, „das Grundſtück in einzelnen Be⸗ 
ziehungen zu benützen“. In dieſer Auffaſſung fußt das Landgericht auf dem 
Beſchluſſe des Reichsgerichts vom 11. Oktober 1905 (RIA. 6, 210), 
in welchem u. a. auch ausgeſprochen iſt, es ſei nicht abzufehen, weshalb nicht 
auch Befugniſſe, die nur eine Annehmlichkeit bieten, z. B. Beſuch von Park⸗ 
anlagen zum Zwecke des Vergnügens und der Erholung, als Privatrechte 
begründet und privatrechtlich geſchützt werden ſollen, denn auch ſie ſeien „ein 
wirtſchaftlicher Vorteil“ im Sinne des Geſetzes. Die Beſchwerde erblickt in 
dieſer Auffaſſung des Geſetzes keine Verletzung desſelben, ſie rügt vielmehr, 
das Landgericht habe verneint, daß die der Beſchwerdeführerin eingeräumte 
Befugnis ihr einen wirtſchaftlichen Vorteil gewähre. Als Verkäuferin wolle 
ſie ihre Abſatzmöglichkeit dadurch erweitern, daß ſie Maſchinen auf Abzahlung 
verkaufen könne, ohne durch das Erlöſchen des Eigentumsvorbehalts den Verluſt 
ihrer Sicherung befürchten zu müſſen. Dieſe Rechtsauffaſſung iſt von nam⸗ 
hafter Seite (Neumann, JW. 1907, 97ff.) vertreten und unter Hinweis 
auf § 95 BGB. den Maſchinenfabrikanten empfohlen worden. Sie hat aber 
auch ſofort Zurückweiſung erfahren, welche mit dem Landgericht als zutreffend 
anerkannt werden muß. Daß der Verkäufer von Maſchinen ein großes wirt⸗ 
ſchaftliches Intereſſe daran hat, daß eine Dienſtbarkeit, wie beantragt, zu ſeinen 
Gunſten beſtellt werden kann, iſt nicht zu bezweifeln. Dieſes Intereſſe iſt 
aber nicht identiſch mit dem wirtſchaftlichen Vorteile, den die Benutzung des 
fremden Eigentums dem Dienſtbarkeitsberechtigten gewähren muß. Jenes 
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Intereſſe knüpft ſich ausſchließlich an die formale Rechtsſtellung des Verkäufers 
zum Grundſtücke, weil dieſe Rechtsſtellung verhindert, daß das Eigentum an 
den Maſchinen auf den Käufer übergeht. 

Der wirtſchaftliche Vorteil aber, ſei er auch nur eine Annehmlichkeit, von 
dem vorſtehend geredet wurde, muß ſich unmittelbar aus der Benutzung des 
Grundſtücks ergeben. Am deutlichſten ergibt fic) der Unterſchied aus folgender 
Erwägung: Wenn wirklich die Beſchwerdeführerin ein wirtſchaftliches Intereſſe 
daran hätte, Maſchinen auf dem fremden Grundſtücke zu halten, ſo müßte 
dieſer Vorteil ſich auch dann als vorhanden nachweiſen laſſen, wenn die frag⸗ 
liche Benutzung des fremden Grundſtücks ihr nur guttatsweiſe oder zufolge 
eines obligatoriſchen Rechts eingeräumt worden wäre. Daß die Einwohner 
einer Stadt in einem Privatpark ſpazieren gehen dürfen, iſt für ſie eine 
Annehmlichkeit, auch wenn ſie kein Recht auf dieſe Art der Benutzung des 
Parks haben. Die Benutzung wird nicht erſt wirtſchaftlicher Vorteil durch 
Beſtellung eines dinglichen Rechtes. 

In unſerem Falle hat aber die Beſchwerdeführerin an ſich gar kein 
Intereſſe daran, ihre Maſchinen auf dem Grund und Boden der Eheleleute G. 
aufzuſtellen. Ihr oben dargelegtes Intereſſe entſteht erſt, wenn ihr auf jene 
Benutzung des Grundſtücks ein Recht bewilligt wird. Während der wirtſchaft⸗ 
liche Vorteil die Vorausſetzung der perſönlichen Dienſtbarkeit nach der Abſicht 
des Geſetzgebers ſein ſollte, tritt er hier nur als Wirkung derſelben auf. 


Unzuläſſigkeit der Berichtigung des Standesregiſters, weun die Anerkennung 
eines unehelichen Kindes gemäß der abgegebenen Erklärung eingetragen 
iſt, die Erklärung ſpäter jedoch als unrichtig widerrufen wird. 


§ 1720 BGB., SS 15, 25 PStG. 
Reichsgericht IV. Zivilſenat, 13. Februar 1908. — Bd. 9 S. 148. 
Veröffentlicht RG. 68, 61. 


Zuläſſigkeit einer Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrags, durch die bei einer 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung der zwangsweiſe Verkauf eines Ge⸗ 
ſchüftsauteils für den Fall vorgeſchrieben wird, daß der Geſellſchafter 
gewiſſe Verpflichtungen nicht erfüllt. 
§ 3 Abſ. 2, SS 15, 16, 21 bis 24 GmbHG. 


Kammergericht Berlin, 10. Januar 1908. — Bd. 9 S. 146. 


Neun Landwirte hatten eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung be⸗ 
gründet, welche die Pachtung und den Betrieb einer Brennerei in G. zum 
Gegenſtand hat. Die Verwendung der Rückſtände und des ſich bei ihrer 
Verfütterung ergebenden Düngers ſoll nach dem Geſellſchaftsvertrag ausſchließlich 
in den landwirtſchaftlichen Betrieben der Geſellſchafter oder ihrer Pächter er⸗ 
folgen (zu vergl. Artikel I Nr. 3 der Branntweinſteuernovelle vom 7. Juli 
1902). Im § 7 des Geſellſchaftsvertrags iſt beſtimmt: „Sind die oder der 
Inhaber eines Geſchäftsanteils nicht mehr in der Lage, den Bedingungen in 
bezug auf die zu präſtierende Ackerzahl oder den Schlempebezug zu genügen, 
ſo haben ſie unverzüglich nach Aufforderung innerhalb einer Friſt von drei 
Monaten einen die Bedingungen gewährleiſtenden Käufer zu ſtellen. Wird 
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ein zuläſſiger Käufer innerhalb der obigen Friſt nicht geſtellt, ſo iſt die Ge⸗ 
ſellſchaft berechtigt, den öffentlichen Verkauf des Geſchäftsanteils unter even⸗ 
tueller anderweitiger Feſtſetzung der vom Käufer zu übernehmenden Ver⸗ 
pflichtungen vorzunehmen.“ 

Der von der Geſellſchaft beſtellte Geſchäftsführer St. meldete die Geſell⸗ 
ſchaft zur Eintragung in das Handelsregiſter an. Das Amtsgericht lehnte 
jedoch die beantragte Eintragung ab, weil die im § 7 des Vertrags vor⸗ 
geſehene zwangsweiſe Einziehung eines Geſchäftsanteils nur für den Fall der 
verzögerten Einzahlung von Stammeinlagen, nicht aber wegen Nichterfüllung 
der hier fraglichen Nebenleiſtungen vorgeſehen werden dürfe. 

Der vom St. eingelegten Beſchwerde wurde vom Landgerichte der Erfolg 
verſagt. Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung 
der Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung 
an das Amtsgericht zurückverwieſen aus folgenden Gründen: 

Wenn in § 8 Nr. 1 GmbHG. vorgeſchrieben iſt, daß bei der An⸗ 
meldung einer ſolchen Geſellſchaft zum Handelsregiſter der Geſellſchaftsvertrag 
mit einzureichen iſt, ſo hat das ſelbſtverſtändlich die Bedeutung, daß das Re⸗ 
giſtergericht dieſen vor der Eintragung der Geſellſchaft auf ſeine Geſetz⸗ und 
Ordnungsmäßigkeit zu prüfen hat (zu vgl. KGB. 31, 159). Bei dieſer 
Prüfung wird in bezug auf die Regelung der „Rechtsverhältniſſe der Geſell⸗ 
ſchaft und der Geſellſchafter“ (Abſchnitt II des Geſetzes) von der allgemeinen 
Grundlage auszugehen ſein, daß der Geſellſchaftsvertrag an ſich unter dem 
Prinzipe der Vertragsfreiheit ſteht, von dem das Recht der Schuldverhältniſſe 
nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche beherrſcht wird. An einer umfaſſenden 
gegenteiligen Beſtimmung, wie fie § 18 des Genoſſenſchaftsgeſetzes für die 
Genoſſenſchaften gibt (zu vgl. KGJ. 34, 187), fehlt es für die Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung. Die letzteren ſind in dieſem Punkte auch in Ab⸗ 
weichung von den aktienrechtlichen Grundſätzen (zu vgl. RGZ. 49 S. 79, 80) 
geregelt, und zwar in freierer Weiſe. 

In der Begründung zum Geſetzentwurfe, betreffend die Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung, wird bemerkt: „Ein Bedürfnis nach freieren Formen 
iſt auch inſoweit anzuerkennen, als es ſich um die Normierung der den Mit⸗ 
gliedern gegenüber der Geſellſchaft obliegenden Pflichten und die Behandlung 
des durch die Einlagen der Mitglieder aufgebrachten Geſellſchaftsvermögens 
handelt.“ Ferner wird noch beſonders hervorgehoben, daß der Entwurf, 
„was die Ausdehnung der Mitgliederpflichten betrifft, ſich im Gegenſatze zu 
den in der Rechtſprechung anerkannten Grundſätzen des Aktienrechts befindet“, 
und auf die Zuläſſigkeit der Beſtimmung der Rechte und Pflichten der Ge⸗ 
ſellſchafter im Geſellſchaftsvertrage hingewieſen. 

Dementſprechend iſt dann auch im Geſetze die Tendenz zur Durchführung 
gebracht worden, daß die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung auf dieſem 
Gebiete befugt ſind, ihre Angelegenheiten mit möglichſter Freiheit und ohne 
die Bevormundung zu regeln, die bei den Genoſſenſchaften und Aktiengeſellſchaften 
ſtattfindet. Das Regiſtergericht hat demgemäß den Gründungsvertrag einer 
ſolchen Geſellſchaft (der den allgemeinen Anforderungen der §§ 3 ff. des Ge⸗ 
ſetzes entſpricht) in bezug auf die „Rechtsverhältniſſe der Geſellſchaft und 
der Geſellſchafter“ grundſätzlich nur für den Fall zu beanſtanden, daß ſein 
Inhalt gegen beſtimmte zwingende Normen des Geſetzes verſtößt; denn er iſt 
dispoſitiver Natur, ſoweit nicht aus dem Geſetze das Gegenteil hervorgeht. 
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Letzteres trifft aber im allgemeinen bei allen denjenigen Beftimmungen 
zu, welche zur Sicherheit der Gläubiger gegeben ſind. In dieſem Sinne wird 
in der Begründung geſagt: „Was die Behandlung des Geſellſchaftsvermögens 
und die hinſichtlich der Aufbringung und Erhaltung desſelben aufzuerlegenden 
Verbindlichkeiten anbetrifft, ſo hat in dieſen Beziehungen die Rückſicht auf die 
Sicherheit der Geſellſchaftsgläubiger in erſter Linie zu entſcheiden.“ Entſprechend 
der Abſicht des Geſetzes, vor allen Dingen die Sicherheit der Gläubiger zu 
wahren, iſt den dieſen Zweck in einer beſtimmten Richtung verfolgenden 88 21 
bis 24 (durch § 25) und § 30 Abſ. 1 (durch deſſen Faſſung) ein zwingender 
Charakter beigelegt worden. 

Nach ihrem klaren Inhalte follen aber die SS 21 ff. lediglich die Ein⸗ 
zahlung der Stammeinlagen (§ 3 Abſ. 1 Nr. 4) und der $ 30 Abſ. 1 
allein die Erhaltung des Stammkapitals (§ 3 Abſ. 1 Nr. 3) ſichern; fie 
dienen alſo an ſich dem Schutze der Geſellſchaftsgläubiger weder in bezug auf 
Nachſchüſſe (SS 26 ff., § 30 Abf. 2) noch auf andere Verpflichtungen, welche 
den Geſellſchaftern im Geſellſchaftsvertrage gemäß § 3 Abſ. 2 außer der 
Leiſtung von Kapitaleinlagen gegenüber der Geſellſchaft auferlegt werden. In 
der Begründung wird in dieſer Beziehung bemerkt: „Für eine freiere Bez 
weglichkeit des Geſellſchaftsvermögens iſt nach dem Geſagten nur inſoweit Raum 
vorhanden, als es ſich um die Aufbringung von Vermögen außer dem Stamm⸗ 
kapitals handelt .. . Nachſchüſſen kann ein weſentlich anderer Charakter bei⸗ 
gelegt werden als den Stammeinlagen; denn weder für die Regelung der Nach: 
ſchußpflicht als ſolcher noch für die Behandlung des durch Einziehung von 
Nachſchüſſen gebildeten Teiles des Geſellſchaftsvermögens wird die Rückſicht auf 
die Sicherung der Gläubiger in erſter Linie entſcheiden müſſen. Den berechtigten 
Intereſſen der Gläubiger wird hierdurch nicht zu nahe getreten; denn dieſen 
iſt nur das im Geſellſchaftsvertrage beſtimmte Stammkapital als dauerndes 
Vermögen der Geſellſchaft in Ausſicht geſtellt und als Grundlage des Kredits 
derſelben öffentlich bekannt gemacht. Den Gläubigern geſchieht daher Genüge, 
wenn die Aufbringung und Erhaltung des Kapitals in ihrem Intereſſe durch die 
Vorſchriften des Geſetzes geſichert wird. Was ſodann die Verpflichtungen gemäß 
§ 3 Abſ. 2 anbetrifft, ſo heißt es weiter: „Es muß die Möglichkeit beſtehen, daß 
die Teilnehmer im Geſellſchaftsvertrage neben ihren Kapitaleinlagen god 
Leiſtungen anderer Art zugunſten der Geſellſchaft übernehmen 

Die Verbindung der hieraus ſich ergebenden teils kapitaliſtiſchen, teils 
perſonalen Elemente der Mitgliederbeteiligung zu einem einheitlichen Ganzen 
wird keine Schwierigkeiten bereiten; auch die geſetzliche Anerkennung der Ueber⸗ 
tragbarkeit der Geſchäftsanteile bildet kein Hindernis, da es den Geſellſchaftern 
freigeſtellt bleibt, die Uebertragung von der Zuſtimmung der Geſellſchaft ab⸗ 
hängig zu machen und beſtimmte Vorausſetzungen hinſichtlich der perſönlichen 
Qualifikation der Mitglieder aufzuſtellen. Die Regelung im einzelnen muß 
natürlich dem Geſellſchaftsvertrage überlaſſen bleiben, da bei der Verſchieden⸗ 
heit der Verhältniſſe eine geſetzliche Regelung nicht angängig erſcheint. Die 
zwingenden Vorſchriften, welche das Geſetz über die Kapitaleinlagen der Mit: 
glieder enthält, dürfen aber durch die Verbindung der Einlageverpflichtungen 
mit anderen Leiſtungen weder direkt noch indirekt geändert werden. 

Es ſind hier die zwingenden Vorſchriften über die Stammeinlagen in einen 
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ſcharfen Gegenſatz geſtellt zu der Regelung der ſonſtigen Leiſtungen, welche 
grundſätzlich dispoſitiver Natur ſein ſoll und in weitgehendem Umfange durch 
den Geſellſchaftsvertrag erfolgen kann. Nur iſt daran feſtzuhalten, daß die 
Stammeinlagepflichten niemals, inbeſondere auch nicht durch ihre Verbindung 
mit den ſonſtigen Verpflichtungen der Geſellſchafter, irgendwie zum Nachteile 
der Gläubiger, wohl aber zu deren Vorteile, geändert werden dürfen. Dieſe 
Unveränderlichkeit der Stammeinlagen und ihrer Behandlung gilt ſowohl in 
Hinblick auf die betreffenden geſetzlichen Vorſchriften (§§ 21 bis 24, § 30 
Abſ. 1), als auch in bezug auf ihre erſtmalige Beſtimmung im Geſellſchaſts⸗ 
vertrage. An den Leiſtungen, die einmal „als Stammeinlagen“ feſtgeſetzt 
ſind, kann nachträglich nichts mehr zum Nachteile der Gläubiger geändert 
werden (abgeſehen von einer Herabſetzung des Stammkapitals gemäß § 58 des 
Geſetzes). Insbeſondere iſt es ausgeſchloſſen, daß im Vertrage der Geſellſchaft 
oder ihren Organen eine Verfügung über Stammeinlagen zugunſten eines Ge⸗ 
ſellſchafters und damit zum Nachteil ihrer Gläubiger eingeräumt wird. Dem⸗ 
gegenüber iſt die Regelung der Verpflichtungen anderer Art (aus § 3 Abſ. 3) 
im Geſellſchaftsvertrag eine ſehr viel freiere. Sie iſt nicht an die Vorſchriſten 
gebunden, welche für die Stammeinlagen zwingender Natur ſind. Auch darf 
im Vertrag eine ſpätere Herabſetzung dieſer Verpflichtungen, insbeſondere durch 
eine Verfügung der Geſellſchaft, vorgeſehen werden, und zwar ſogar mit der 
Wirkung, daß dadurch die Sicherheit der Gläubiger gemindert werden kann 
(zu vgl. Staub, Anm. 33 zu § 3); denn dieſen iſt eben nur das im 
Geſellſchaftsvertrage feſtgeſetzte Stammkapital als dauerndes Vermögen in Aus⸗ 
ſicht geſtellt und als bleibende Grundlage für ihren Kridit öffentlich zugeſichert 
worden, nicht aber das durch die ſonſtigen Leiſtungen der Geſellſchafter zu 
erwartende Einkommen der Geſellſchaft. 

Unter dieſen Geſichtspunkten erſcheint es aber zunächſt ſehr wohl zuläſſig, 
daß neben dem gewöhnlichen, in den 88 21 bis 24 geordneten, für den Fall 
der Nichtzahlung von Stammeinlagen obligatoriſchen Kaduzierungsverfahren 
im Geſellſchaftsvertrag ein beſonderes Kaduzierungsverfahren (oder auch ein 
ſonſtiges, dieſem ähnliches Zwangsverfahren) wegen Nichterfüllung anderweitiger 
Verpflichtungen der Geſellſchafter vorgeſchrieben wird (vgl. RGB. 49, 79), 
ſowie ferner, daß dieſes fakultative Verfahren mehr oder weniger abweichend 
von jenem obligatoriſchen geregelt wird; denn es handelt ſich dabei um eine 
Einrichtung, welche als ſolche nur in ihren Einzelheiten grundſätzlich dispoſitiver 
Natur iſt. Nur die Schranke muß dabei natürlich immer eingehalten weredn, 
daß die Aufbringung und die Erhaltung des Stammkapitals weder unmittel⸗ 
bar noch mittelbar gefährdet werden. Es dürfen alſo durch die Regelung 
dieſes Verfahrens namentlich niemals ſolche geſetzliche Vorſchriften außer Wirk⸗ 
ſamkeit geſetzt werden, welche eine Gefährdung des Stammkapitals verhüten 
ſollen. 

Dieſe Grundſätze ſind aber von den Vorinſtanzen nicht überall genügend 
beachtet worden. Zunächſt ſoll übrigens bemerkt werden, daß der Fall der 
Einziehung (Amortiſation) von Geſchäftsanteilen im Sinne des § 34 des 
Geſetzes hier überhaupt nicht in Frage kommt. Unter dieſer iſt zu verſtehen 
die „Vernichtung eines Geſchäftsanteils durch Rechtsgeſchäft“; ſie hat ſchlecht⸗ 
hin die Aufhebung eines bisher beſtehenden Mitgliedſchaftsrechts zur Folge. Hier 
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handelt es ſich jedoch nicht um die Vernichtung eines Geſchäftsanteils, ſondern 
nur um die Uebertragung eines ſolchen auf eine andere Perſon. Der Um⸗ 
ſtand, daß dies zwangsweiſe geſchehen ſoll, iſt ungeeignet, der fraglichen Maß⸗ 
regel den Charakter einer „Einziehung“ im Sinne des § 34 zu geben. 

Dagegen ſtellt ſich das im § 7 vorgeſehene Verfahren ſeinem Zwecke 
und Weſen nach als ein Kaduzierungsverfahren oder doch als ein dieſem 
ähnliches Zwangsverfahren dar, obwohl es im einzelnen nicht unerheblich von 
ihm abweicht, inbeſondere eine ausdrückliche Verluſtigkeitserklärung im Sinne 
des § 21 Abſ. 2 nicht kennt. Die Veranlaſſung zu feiner Einleitung ſoll 
nicht die Nichteinzahlung von Stammeinlagen bilden, ſondern die Nichtein⸗ 
haltung der den Geſellſchaſtern außerdem „in bezug auf die präſtierende Acker⸗ 
zahl und Schlempebezug“ auferlegten Verpflichtungen. Die Auffaſſung der 
Vorinſtanzen, daß wegen folder Nebenleiftungen ein derartiges Verfahren 
im Geſellſchaftsvertrag überhaupt nicht vorgeſehen werden dürfe, iſt auf Grund 
der obigen Ausführungen zu verwerfen. Namentlich liegt in feiner Zulaſſung 
an ſich nicht etwa eine Beeinträchtigung der Sicherheit der Gläubiger, ſondern 
im Gegenteil eine Verſchärfung und Vermehrung der Mittel, um die Geſell⸗ 
ſchafter zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten gegenüber der Geſellſchaft anzu⸗ 
halten. Die Einführung eines ſolchen kann den Intereſſen der Gläubiger 
nicht ſchädlich, ſondern höchſtens förderlich ſein, vorausgeſetzt natürlich, daß 
durch ſeine Ausgeſtaltung im einzelnen die Aufbringung und Erhaltung des 
Stammlapitals nicht gefährdet werden. 

In der letzteren Beziehung machte das Landgericht das Bedenken geltend, 
daß dem im §7 des Vertrags vorgeſehenen Verfahren die durch § 21 Abſ. 3, 
8S 22 bis 24 des Geſetzes vorgeſchriebenen Garantien fehlten. Es ſoll 
damit augenſcheinlich der Auffaſſung Ausdruck gegeben werden, daß auch auf 
dieſes Verfahren die für das gewöhnliche Kaduzierungsverfahren geltenden ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchriften (SS 21 bis 24) ſchlechthin als anwendbar erklärt werden 
müßten; dieſe Anſicht kann jedoch nach den obigen Darlegungen als richtig 
nicht anerkannt werden. Allerdings wäre es wohl das einfachſte geweſen, 
dies zu tun, um ſo alle erörterten und noch zu erörternden Bedenken gegen 
§ 7 des Vertrags zu beſeitigen; notwendig war das jedoch nicht. Das fakul⸗ 
tative Verfahren zur Sicherung der Verpflichtungen aus § 3 Abſ. 2 unter⸗ 
ſteht auch in ſeinen Einzelheiten grundſätzlich einer dispoſitiven Regelung. Die 
erwähnten Gläubigerſchutzmaßregeln (§S 21 bis 24) gelten an ſich nur für 
das Stammkapital: ſie greifen unmittelbar nur Platz, wenn gegen einen mit 
der Zahlung der Stammeinlagen ſäumigen Geſellſchafter das Kaduzierungs⸗ 
verfahren eingeleitet und aus dieſer beſonderen Veranlaſſung deſſen Geſchäfts⸗ 
anteil auf ſeine Rechnung im Wege öffentlicher Verſteigerung verkauft wird. 
Jede ſonſtige Veräußerung eines Geſchäftsanteils fällt nicht unter dieſe Aus⸗ 
nahmevorſchriften; es gelten vielmehr für ſie die allgemeinen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs und des Geſetzes, betreffend die 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. Nach dieſen kann aber jeder Geſell⸗ 
ſchafter (vorbehaltlich der etwa im Geſellſchaftsvertrage ſür erforderlich erklärten 
Genehmigung der Geſellſchaft) ſeinen Geſellſchaſtsanteil jederzeit frei veräußern 
(SS 15, 16); es brauchen dabei keineswegs beſondere, den 88 21 bis 24 
entſprechende Veräußerungsbedingungen aufgeſtellt zu werden. Das gleiche gilt 
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von einem zwangsweiſen Verkauf eines Geſchäftsanteils (mit Ausnahme allein 
des obligatoriſchen Kaduzierungsverkaufs). Danach liegt aber auch keine Not 
wendigkeit vor, den fakultativen Kaduzierungsverkauf den Ausnahmevorſchriften 
der SS 21 bis 24 zu unterwerfen und fo für ihn beſondere Garantien zu 
ſchaffen, welche bei allen anderen Verkäufen von Geſchäftsanteilen fehlen. 

Im übrigen wird dadurch, daß das Verfahren des § 7 des Geſellſchaſts⸗ 
vertrags nicht ausdrücklich dieſen Vorſchriften, ſondern ſtillſchweigend den all 
gemeinen geſetzlichen Regeln über die Veräußerung von Geſchäftsanteilen unter: 
ſtellt wird, keineswegs die Aufbringung und Erhaltung des Stammkapitals 
gefährdet. Wenn die betreffenden Gläubigerſchutzmaßregeln auch nicht un 
mittelbar bei dem fakultativen Kaduzierungsverkauſe wirkſam werden, fo greifen 
ſie doch wie im Falle jeder anderen Veräußerung eines Geſchäftsanteils Plaß, 
wenn der neue Erwerber des Geſchäftsanteils (oder einer ſeiner Rechtsnach⸗ 
folger) in der Zahlung der Stammeinlage ſäumig wird, ſo daß deshalb gegen 
ihn mit dem obligatoriſchen Kaduzierungsverfahren vorgegangen werden mu. 
§ 7 Satz 2 des Vertrags iſt unbedenklich dahin auszulegen, daß der dert 
vorgefehene öffentliche Verkauf des Geſchäftsanteils für und auf Rechnung des 
bisherigen Geſellſchafters und nicht etwa der Geſellſchaft als ſolcher ftattfinden 
ſoll. Daraus ergibt ſich einmal, daß dieſer Geſellſchafter als „Veräußerr 
des Geſchäftsanteils der Geſellſchaft nach Maßgabe des § 16 Abſ. 3 des Geſezes 
für alle rückſtändigen Leiſtungen, insbeſondere für die bereits eingeforderten 
Stammeinlagen verhaftet bleibt, und ſodann, daß er als „Rechtsvorgänger“ 
des Erwerbers des Geſchäftsanteils bei jenem Verkauf (oder des Rechtsnach 
folgers des letzteren) für den Fall der künftigen Nichtzahlung der Stamm: 
einlage der Geſellſchaft gemäß SS 22 bis 24 haftbar iſt. Dieſe jubjioiir 
Haftbarkeit des mit den Nebenleiſtungen aus § 3 Abſ. 2 des Geſetzes faumigen 
Geſellſchafters wird alſo durch das Verfahren aus § 7 des Vertrags an Id 
nicht berührt; vielmehr wird durch den Verkauf neben dem bisherigen Gel: 
ſchafter noch der Erwerber des Geſchäftsanteils verhaſtet (Staub, Anm. 16 
zu § 16). Anders würde die Sache nur liegen, wenn im Geſellſchaftsvertrage 
bei dem Verſahren aus § 7 die Anwendbarkeit der erwähnten Gläubiger 
ſchutzmaßregeln ausgeſchaltet werden würde. Daraus jedoch, daß ſie nicht 
ausdrücklich für anwendbar erklärt find, kann ein Bedenken gegen dieſe Vorſchriſ 
des Geſellſchaftsvertrags nicht hergeleitet werden. Nach alledem ſind die beiden 
bisher erörterten Anſtände der Vorinſtanzen ungerechtfertigt. Es waren deshalb 
beide Vorentſcheidungen aufzuheben und die Sache an das Amtsgericht zurüc⸗ 
zuverweiſen, damit es unter Abſtandnahme von dieſen Bedenken anderwel 
über den geſtellten Eintragungsantrag befindet. . 

Gleichzeitig ſoll jedoch darauf hingewieſen werden, daß mögli—erweil 
aus § 7 Satz 2 des Vertrags inſofern ein anderweitiges Bedenken zu ent: 
nehmen iſt, als dadurch unter Umſtänden eine Ausſchaltung der erörterten 
Gläubigerſchutzmaßregeln herbeigeführt werden kann. Nach dieſer Vorſchriſt fol 
nämlich die Geſellſchaft unter gewiſſen Vorausſetzungen befugt fein, „den öffent⸗ 
lichen Verkauf des Geſchäftsanteils unter eventueller anderweitiger Feſtſetzung 
der vom Käufer zu übernehmenden Verpflichtungen vorzunehmen“. 

Nach dem Wortlaute der Beſtimmung iſt dieſe Befugnis der Geſellſchaft 
eine ſchrankenloſe; insbeſondere wird kein Unterſchied gemacht zwiſchen der 
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Verpflichtung der Geſellſchafter zur Zahlung der Stammeinlagen und ihren 
ſonſtigen Verpflichtungen gemäß § 3 Abſ. 2. Es kann alſo darin die Ein⸗ 
räumung der Berechtigung an die Geſellſchaft gefunden werden, den Erwerber 
des Geſchäftsanteils auch von der Verpflichtung zur Zahlung der Stamm⸗ 
einlagen ganz oder teilweiſe zu befreien. Das würde aber ſelbſtverſtändlich 
unzuläſſig ſein, weil dadurch die Aufbringung und die Erhaltung des Stamm⸗ 
kapitals gefährdet werden würden. Allerdings wird in der weiteren Beſchwerde 
ausgeführt, daß unter den Verpflichtungen, deren Aenderung im § 7 zu⸗ 
gelaſſen ſei, nur die im § 9 des Vertrags aufgeführten Leiſtungen zu verſtehen 
ſeien. Ob dem beigetreten werden kann, iſt eine Frage der tatſächlichen Aus⸗ 
legung, welcher, ſoviel erſichtlich iſt, die Vorinſtanzen bisher nicht nähergetreten 
ſind 


Befugnis des Regiſtergerichts, einem Handwerker ſowie einer Perſon, deren 

Gewerbebetrieb nicht über den Umfang des Kleingewerbes hinausgeht, die 

Führung einer den Anſchein einer kaufmänniſchen Firma erweckenden Ge⸗ 
ſchäftsbezeichnung zu unterſagen. 


8 4, 37 Abſ. 1 HGB. | 
Kammergericht Berlin, 16. Januar 1908. — Bd. 9 ©. 153. 


Die Handelskammer in W. hatte dem Amtsgerichts angezeigt, daß im 
dortigen Adreßbuche die Firma „L. R., Uhrmacher und Uhrenhandlung (Inh. 
R. B.)“ aufgeführt ſtehe und daß das Geſchäft, obgleich nur ein Handwerks⸗ 
betrieb vorliege, auf dem Geſchäftsſchilde mit „L. R. Nachf. R. B.“ bezeichnet 
ſei. Darauf gab das Amtsgericht dem R. B., da er als Handwerker nach 
8 4 HGB. zur Führung einer Firma nicht berechtigt fei, auf, ſich des Gebrauchs 

der Firma „L. R. Nachf. R. B.“ zu enthalten oder binnen einer Friſt von 
drei Wochen den Gebrauch der Firma mittels Einſpruchs gegen die Verfügung 
zu rechtfertigen, widrigenfalls eine Ordnungsſtrafe von 30 M. für jeden Fall 
der Zuwiderhandlung gegen ihn feſtgeſetzt werden würde. 

Der gegen dieſe Verfügung von R. B. eingelegte Einſpruch wurde ver⸗ 
worfen und die hiergegen eingelegte ſofortige Beſchwerde vom Landgerichte 
gleichfalls zurückgewieſen. Auch der weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht 
aus folgenden Gründen den Erfolg verſagt: 

Das Amtsgericht iſt gegen den Beſchwerdeführer gemäß § 37 Abſ. 1 
HGB. und SS 140, 132 FG. deshalb eingeſchritten, weil er Handwerker 
ſei, weil er als folder nach § 4 HGB zur Führung einer Firma überhaupt 
kein Recht habe und weil er trotzdem die Firma „L. R. Nachf. R. B.“ führe. 
R. B. beſtreitet nicht, daß er Handwerker iſt, macht auch nicht geltend, daß 
der Uhrenhandel, den er nebenher betreibt, über den Umfang des Kleingewerbes 
hinausgeht; er ſtellt endlich nicht in Abrede, daß er ſeine Geſchäfte unter der 
Bezeichnung „L. R. Nachf. R. B.“ führt. Seine Ausführungen gehen viel⸗ 
mehr dahin, daß auf ihn als Handwerker die Vorſchriften über die Firma nach 
§ 4 HGB. nicht anwendbar ſeien, daß aus dieſem Grunde die Bezeichnung 
„L. R. Nachf. R. B.“ keine Handelsfirma im Sinne des dritten Abſchnitts 
im erſten Buche HGB. ſei und daß aus demſelben Grunde die Vorſchrift des 
§ 37 Abſ. 1 HGB. auf ihn ebenſowenig Anwendung finden könne, wie die 
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übrigen in den 88 17 bis 37 HGB. über die Handelsfirmen enthaltenen 
Beſtimmungen. 

Eine dieſen Ausführungen entſprechende Auffaſſung hat unter der Hertſchaſ 
des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuchs das Sächſiſche Oberlandesgericht 
in Dresden in einem Falle zur Geltung gebracht (Annalen 16, 445), in den 
zwei Dekorationsmaler, die in einem Geſellſchaftsverhältniſſe ſtanden, ihr Gant: 
werk unter der nicht in das Handelsregiſter eingetragenen Bezeichnung „Str. & I. 
betrieben. Das Oberlandesgericht hat angenommen, daß mit. der Handwerker 
eigenſchaft der Beteiligten für das Amtsgericht in feiner Eigenſchaft als 
„Handelsgericht“ ohne weiteres jeder Anlaß entfallen ſei, auf Grund der 
lediglich den Gebrauch einer „kaufmänniſchen“ (Handels-) Firma bei Ber 
meidung von Ordnungsſtrafen verbietenden Vorſchrift im Artikel 26 Abs. 
Allg HGB. gegen die Beteiligten einzuſchreiten; ein Grund zum Ginjdeeiten 
würde nur dann vorgelegen haben, wenn die Beteiligten ihre, allerding 
„firmenähnliche“ Geſchäftsbezeichnung unzuläſſigerweiſe in das „Handelsregiſer“ 
hätten eintragen laſſen. Dagegen iſt von anderer Seite der Standpunkt ver: 
treten worden, daß das Handelsgericht ſchlechthin gegen Minderkaufleute wegen 
Firmenmißbrauchs vorzugehen habe. 

Ob für das frühere Recht der einen oder der anderen Anſicht der Vorzug 
zu geben war, bedarf jedoch keiner Erörterung, da der vorliegende Fall aus 
ſchließlich nach neuem Rechte zu entſcheiden iſt. Auch in der Literatur des 
neuen Handelsgeſetzbuchs wird vereinzelt angenommen, daß das Regiſtergerich 
gemäß § 37 Abſ. 1 nur dann einſchreiten könne, wenn eine Firma entweder 
gegen die Vorſchriften über die Bildung neuer Firmen (§§ 18 bis 20) oder 
über die Fortführung abgeleiteter Firmen (§§ 21 bis 24) verſtoße oder den 
Beſtimmungen über deutliche Unterſcheidung gleichartiger Firmen (§ 30) nidt 
entſpreche, nicht aber dann, wenn dem die Firma Gebrauchenden aus anderen 
Gründen ein Recht auf die Firma nicht zuſtehe. Allein die Mehrzahl der 
Schriftsteller ſteht auf dem entgegengeſetzten Standpunkt und ihnen hat fd 
in jeiner bisherigen Praxis auch der erſte Zivilſenat des Kammergerichts am 
gechloſſen (zu vgl. KGJ. 31, 147; RJ A. 9, 33). Von dieſer Praxis ak 
zuweichen, liegt kein Anlaß vor und es erſcheint auch nicht erforderlich, die 
Sache gemäß § 28 Abſ. 2 FG. dem Reichsgerichte zu unterbreiten, wel 
gegenteilige Entſcheidungen anderer Oberlandesgerichte, insbeſondere des Ober 
landesgerichts zu Dresden, für das ſeit dem 1. Januar 1900 geltende Reit 
nicht bekannt geworden ſind. 

Rein äußerlich betrachtet ſcheint allerdings der § 4 HGB., indem er 
die Vorſchriften über die Firmen auf Handwerker und Minderkaufleute für 
unanwendbar erklärt, alle Beftimmungen des dritten Abſchnitts im erſten 
Buche HGB. unter der Ueberſchrift „Handelsfirma“, alſo auch diejenige des 
§ 37 Abſ. 1 von der Anwendung auf Handwerker und Minderkaufleute 
auszuſchließen. Eine derartige Auslegung würde jedoch dem Zwecke dieſer 
Beſtimmung geradezu widerſprechen. Aus Gründen der öffentlichen Ordnung 
hat das Regiſtergericht darüber zu wachen, daß niemand eine ihm nicht zu 
ſtehende Firma gebraucht. Dem Handwerker und dem Minderkaufmann if 
aber durch § 4 HGB. der Gebrauch einer jeden Firma im Intereſſe des 
mit dem Firmenrecht ausgeſtatteten Standes der Vollkaufleute ſowohl wie in 
Intereſſe der Allgemeinheit ſchlechthin unterſagt. Sie ſollen von den oll 
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kaufleuten gerade dadurch unterſchieden werden und unterſcheidbar ſein, daß 
fie ſich, gleich jedem Nichtkaufmann, im gewerblichen Leben nur ihres bürger- 
lichen Namens bedienen dürfen. Ihr Name iſt keine Firma und kann deshalb 
auch nicht wie eine Firma bei Veräußerung des Gewerbebetriebs mit übertragen 
werden (zu vgl. RGZ. 55, 83). Geſchieht die Uebertragung trotzdem und 
bedient ſich der Erwerber im Betriebe des Geſchäfts jenes übertragenen Namens 
mit oder ohne Beifügung eines das Nachfolgeverhältnis andeutenden Zuſatzes 
in einer ſolchen Weiſe, wie dies durch S 22 HGB. nur den Vollkaufleuten 
geſtattet iſt, ſo gebraucht er damit eine nach den Vorſchriften des dritten 
Abſchnitts im erſten Buche des Handelsgeſetzbuchs ihm nicht zuſtehende Firma. 
Denn er erweckt dadurch im Publikum den unrichtigen Anſchein, als ſei der 
von ihm gebrauchte Name ſeines Vorgängers ein kaufmännſcher Name (zu 
vgl. § 17 HGB.). Dieſer möglichen, wenn auch im Einzelfalle vielleicht 
unbeabſichtigten Irreführung des Publikums ſoll eben durch § 37 Abſ. 1 
SGB. entgegengewirkt werden. Der bezweckte Schutz der Intereſſen des Rauf: 
mannsſtandes und der Allgemeinheit würde in zahlreichen wichtigen Fällen 
verſagen, wollte man den § 37 Abſ. 1 HGB. gegen Handwerker und Minder⸗ 
kaufleute nicht in Anwendung bringen. 
| Iſt dies aber richtig, jo unterliegt die tatſächliche Feſtſtellung der Vor⸗ 
inſtanzen, daß B. Handwerker ſei und daß er ſich mit der für ſein Geſchäft 
verwendeten Bezeichnung „L. R. Nachf. R. B.“ einer ihm nicht zuſtehenden 
Firma bediene, keinerlei rechtlichem Bedenken. Er behauptet ſelbſt, Handwerker 
zu ſein und er nimmt ausdrücklich das Recht für ſich in Anſpruch, ſein 
Gewerbe unter dem Namen „L. R.“ mit einem Zuſatze zu führen, der 
erkennen laſſen ſoll, daß er das Geſchäft von dem Träger dieſes Namens 
erworben habe. Auch ſtellt er nicht in Abrede, daß ſein Geſchäftsſchild mit 
der Aufſchrift „L. R. Nachf. R. B.“ verſehen iſt, und dieſer Umſtand genügt, 
um die Feſtſtellung der Führung der Geſchäftsbezeichnung zu rechtfertigen (zu 
vgl. RG3. 5, 110; 36, 13; 55 S. 83, 121; Os GRſp. 1, 451). Es 
bedarf aber keiner Ausführung, daß die Bezeichnung „L. R. Nachf. R. B.“ 
den Anſchein einer gemäß § 22 HGB. gebildeten Firma erweckt. Ob nicht 
das gleiche auch von der ſeitens des Landgerichts für zuläſſig erachteten 
Bezeichnung „R. B. vormals L. R.“ gelten würde, bedarf keiner Erörterung, 
da gegenwärtig nur die Zuläſſigkeit des Gebrauchs der Firma „L. R. Nachf. 
RN. B.“ zur Entſcheidung ſteht. Immerhin mag beſonders betont werden, 
daß das Unzuläſſige dieſer Bezeichnung gerade in ihrer Firmenähnlichkeit zu 
finden iſt. Eine auf den Namen des Vorbeſitzers hindeutende Bezeichnung 
des Geſchäfts, die den Anſchein einer kaufmänniſchen Firma nicht erweckt, iſt 
dem Handwerker und dem Minderkaufmanne durch das Handelsgeſetzbuch nicht 
verboten. 

Greift ſonach hier die Vorſchrift des S 37 Abſ. 1 HGB. Platz, fo 
entfällt damit gleichzeitig der Einwand des Beſchwerdeführers, daß das Regiſter⸗ 
gericht und die Kammer für Handelsſachen des Beſchwerdegerichts ſachlich 
unzuſtändig geweſen ſeien. Die ſachliche Zuſtändigkeit des Regiſtergerichts 
ergibt ſich unmittelbar aus § 37 Abſ. 1 HGB. und aus den S$ 140, 
132 FG., die der Kammer für Handelsſachen aus dieſen Vorſchriften und 
aus § 30 Abſ. 1 FG. in Verbindung mit der Ueberſchrift („Handelsſachen“) 
des ſiebenten Abſchnitts des letzterwähnten Geſetzes. 

Blätter f. Rechtspfl. LVII. N. F. XXXVII. Freiw. Gerichtsbark. 10 
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Genehmigung der für den Beginn der Liqnidation einer Aktiengeſellſchaft 
aufgeſtellten Bilanz durch die Generalverſammlung. Einreichung der 
bekanntgemachten Bilanz zum Handelsregiſter. 


§ 260 Abſ. 2, § 265 Abſ. 2, § 299 HGB. 
Kammergericht Berlin, 16. Januar 1908. — Bd. 9 S. 156. 


Nachdem durch Generalverſammlungsbeſchluß die Aktiengeſellſchaft D. ſche 
Werke aufgelöſt war, verlangte das Regiſtergericht von dem Liquidator wieder⸗ 
holt die Einreichung der Bekanntmachung einer von der Generalverſammlung 
genehmigten Bilanz für den Beginn der Liquidation. Der Liquidator reichte 
zwar die Bekanntmachung einer Bilanz für den Tag der Auflöſung ein; die 
Bilanz entbehrte jedoch der Genehmigung der Generalverſammlung. Der 
Liquidator erklärte eine ſolche nicht für erforderlich. Das Amtsgericht gab ihm 
deshalb die Einreichung einer genehmigten Liquidationseröffnungsbilanz unter 
Androhung einer Ordnungsſtrafe auf. Der Einſpruch des Liquidators wurde 
verworfen und die angedrohte Strafe feſtgeſetzt. Das Landgericht hat die 
dagegen eingelegte ſofortige Beſchwerde zurückgewieſen. Auch der weiteren 
Beſchwerde hat das Kammergericht aus folgenden Gründen den Erfolg verſagt: 

Im § 299 Abſ. 1 HGB. iſt beſtimmt, daß die Liquidatoren einer 
Aktiengeſellſchaft für den Beginn der Liquidation und weiterhin für den Schluß 
jedes Jahres eine Bilanz aufzuſtellen haben, und ferner im Abſ. 2, daß die 
Vorſchriften der SS 260, 263 bis 267, mit Ausnahme derjenigen über die 
Gewinnverteilung, Anwendung finden ſollen. Nach dieſer Faſſung des Geſetzes 
kann es keinem ernſtlichen Zweifel unterliegen, daß die im Abſ. 2 angezogenen 
Vorſchriften unterſchiedlos auf die Jahresbilanzen wie auf die Liquidations⸗ 
eröffnungsbilanz anzuwenden ſind. Danach hat die Generalverſammlung auch 
über die Genehmigung der letzteren zu beſchließen, obwohl auch § 260 Abſ. 1 
von der Generalverſammlung nur über die Jahresbilanzen der beſtehenden 
Geſellſchaft, nicht aber über die Eröffnungsbilanz bei Gründung der Ge⸗ 
ſellſchaft (SS 6, 39 HGB.) Beſchluß zu faſſen iſt; denn die dort gemachte 
Unterſcheidung greift hier nicht Platz. Ferner ſind gemäß § 265 auch beide 
Arten von Liquidationsbilanzen nach ihrer Genehmigung durch die General: 
verſammlung in der gleichen Weiſe bekannt zu machen und die Bekannt⸗ 
machungen zum Handelsregiſter einzureichen. 

Das ift auch der klar ausgeſprochene Standpunkt der Denkſchrift, wo 
geſagt wird: „Eingehender als das Handelsgeſetzbuch regelt der Entwurf im 
§ 290 (§ 299 HGB.) die Aufſtellung und Behandlung der Bilanzen während 
der Liquidation. Der Artikel 244 a Abſ. 3 HGB. beſchränkt ſich auf die 
Vorſchrift, daß die Liquidatoren bei Beginn der Liquidation eine Bilanz 
aufzuſtellen und dieſe ohne Verzug in den Geſellſchaftsblättern bekannt zu 
machen, auch zum Handelsregiſter einzureichen haben. Es beſtehen aber Zweifel 
und Meinungsverſchiedenheiten darüber, ob nicht mit Rückſicht auf die allgemeine 
Beſtimmung des Artikel 244 a Abſ. 2, wonach die Liquidatoren die Rechte 
und Pflichten des Vorſtandes haben, neben jener Vorſchrift auch die ſämtlichen 
nach den Artikeln 239 bis 239 b bezüglich der Jahresbilanzen einer beſtehenden 
Aktiengeſellſchaft maßgebenden Beſtimmungen, einſchließlich derjenigen des Artikel 
185 a über die Wertanfätze der Bilanz, Anwendung finden müſſen. Der 
Entwurf nimmt dieſen Standpunkt inſofern ein, als er nicht nur die Auf⸗ 
ſtellung einer Bilanz für den Zeitpunkt der Eröffnung der Liquidation, ſondern 
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auch die Aufſtellung weiterer Bilanzen für den Schluß jedes Jahres vorfchreibt 
und außerdem rückſichtlich aller diefer Bilanzen die Vorſchriften Anwendung 
finden läßt, welche in bezug auſ die Vorlegung an die Generalverſammlung 
und die Beſchlußfaſſung der letzteren, auf die Beſtellung von Bilanzreviſoren 
ſowie auf die Veröffentlichung der genehmigten Bilanz und auf die Einreichung 
zum Handelsregiſter in den 88 252, 253, 256 bis 259 des Entwurfs 
(jetzt SS 260, 263 bis 267) getroffen find’. 

Hiernach erſcheint in Uebereinſtimmung mit dem früheren Rechte (KGJ. 
14, 238) jeder Zweifel darüber ausgeſchloſſen, daß von ſeiten der Liquidatoren 
einer Aktiengeſellſchaft auch die Bilanz für den Beginn der Liquidation (ebenſo 
wie die ſpäteren Jahresbilanzen) der Generalverſammlung zur Genehmigung 
vorzulegen, nach beſchloſſener Genehmigung unverzüglich in den Geſellſchafts⸗ 
blättern bekannt zu machen, und die Bekanntmachung zum Handelsregiſter 
einzureichen iſt. Es iſt allerdings in der Literatur vereinzelt auch die entgegen⸗ 
geſetzte Anſicht vertreten. Bauer (in Bauers Zeitſchrift für Aktiengeſellſchaften 
10, 32) macht gegen die hier vertretene Auffaſſung geltend, daß die S$ 260, 
263, 264, 265 von der Jahresbilanz handelten, die erſte Liquidationsbilanz 
aber keine Jahresbilanz ſei. Demgegenüber iſt jedoch zu bemerken, daß dieſe 
Vorſchriften durch § 299 Abſ. 2 offenſichtlich in bewußter und gewollter Weiſe 
auch auf die Bilanz für den Beginn der Liquidation als anwendbar erklärt 
worden ſind. Damit erledigt ſich dieſes Bedenken. 

Kommt der Liquidator ſeiner Verpflichtung zur Einreichung der Bekannt⸗ 
machung einer gehörig genehmigten Liquidationseröffnungsbilanz nicht nach, ſo 
iſt er vom Regiſtergerichte gemäß 88 14, 319 HGB., 88 132 ff. FG. 
mit Ordnungsſtrafen dazu anzuhalten (zu vgl. RIA. 6, 128). Das iſt im 
gegebenen Falle in materiell wie formell zutreffender Weiſe geſchehen. Dem⸗ 
gemäß war die weitere Beſchwerde in bezug auf die Ordnungsſtrafe von 
50 M. als unbegründet zurückzuweiſen. Was die vom Amtsgerichte neu 
angedrohte Ordnungsſtrafe von 100 M. anbetrifft, jo hat das Landgericht 
mit Recht bemerkt, daß darüber zunächſt in erſter Inſtanz gemäß SS 133 ff. FG. 
zu befinden iſt. 


Eintragung mehrerer Erben in Erbengemeinſchaft als Inhaber der Firma 

eines zum Nachlaſſe gehörenden Handelsgeſchäfts. Unzuläſſigkeit der Ein⸗ 

tragung einzelner Miterben als Vertreter der Firma unter Ausſchluß der 
übrigen Miterben von der Vertretung 


§ 22 HGB., § 2038 BGB. 
Kammergericht Berlin, 16. Januar 1908. — Bd. 9 S. 159, 


Im Handelsregiſter iſt L. B. als Inhaber der Firma E. B. eingetragen. 
Er ſtarb im Jahre 1898 und hinterließ als Erben ſeine Witwe und ſeine 
Kinder. Von dieſen ſtarb ein Sohn im Jahre 1900, der von ſeiner Mutter 
und ſeinen Geſchwiſtern beerbt wurde. Die Witwe B. ſtarb im Jahre 1905; ſie 
wurde von ihren Kindern beerbt. Auf dieſe iſt auch das Handelsgeſchäft im 
Wege der Vererbung übergegangen. Die Geſchwiſter B. haben zur Eintragung 
in das Handelsregiſter angemeldet: . 

I. Die Firma E. B. wird von den Erben weitergeführt. 
II. Die Firma wird durch die Miterbinnen H. B. und A. B., eine 
10 * 


* 
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jede für ſich, vertreten; die übrigen Miterben ſind von der Ver⸗ 
tretung ausgeſchloſſen. 

Das Amtsgericht hat die Eintragung zu II. abgelehnt, das Landgericht die 
dagegen eingelegte Beſchwerde der elf Geſchwiſter B. zurückgewieſen. Der weiteren 
Beſchwerde hat das Kammergericht aus folgenden Gründen den Erfolg verſagt: 

Nach der ſtändigen Rechtſprechung des Kammergerichts iſt es für zuläſſig 
zu erachten, daß nach dem Tode des Inhabers einer Einzelfirma eine Ein 
tragung in das Handelsregiſter des Inhalts erfolgt, daß der Inhaber der 
Firma des Einzelkaufmanns deſſen Erben in Erbengemeinſchaft ſind, wobei 
ſelbſtverſtändlich die Erben namentlich aufgeführt werden (KGJ. 15, 63 22, 281; 
RIA. 2, 178; OL GRſpr. 3, 408; 4, 454; Seufferts Arch. 59, 108), 
Es liegt kein Anlaß vor, von dieſer Praxis abzugehen. Es iſt dabei im all 
gemeinen kein Unterſchied zu machen zwiſchen Erbengemeinſchaften, die ali 
ſolche dem preußiſchen Allg. LR. (Art. 213 CG. z. BGB., SS 115 f. 
I, 17 des Allg. KR.) und denen, welche dem jetzt geltenden bürgerlichen 
Rechte ($$ 2032 ff. BGB.) unterſtehen. Die gleichen Grundſätze gelten 
nicht bloß für die unmittelbaren Erben des Firmeninhabers, ſondern auch fir 
eine Gemeinſchaft von Erben und Erbeserben, wie fie hier vorliegt. Inmer⸗ 
hin iſt bei jeder derartigen Eintragung im Auge zu behalten, daß fie mt 
erfolgen darf, fo lange das Stadium der ungeteilten Verwaltung des Nac 
laſſes durch die Erbengemeinſchaft (SS 2038 ff. BGB.) noch wirklich beſteh. 
Es darf alſo noch nicht die Begründung einer Handelsgeſellſchaft durch Ah 
ſchluß eines Geſellſchaftsvertrags zwecks gemeinſchaftlicher Fortſetzung des Ge 
ſchäfts unter den Miterben ſtattgefunden haben; vielmehr muß es ſich bei der 
Weiterführung des Geſchäfts immer noch um die Beibehaltung der Erbenge 
meinſchaft handeln. Ob der erſte oder der letzte Fall vorliegt, iſt Sache der 
konkreten Prüfung (ROHG. 11, 102; RGB. 10, 101). Im gegebenen 
Falle iſt kein Anlaß, die Angabe der Beſchwerdeführer zu bezweifeln, daß 
das Geſchäft ihres Erblaſſers noch zur ungeteilten Nachlaßmaſſe geht 
und den Erben gemeinſchaftlich zuſteht. Es iſt dabei auch zu beachten, daß 
der Abſchluß eines Geſellſchaftsvertrags zwiſchen den Erben für den unter We 
weſenheitspflegſchaft ſtehenden Miterben W. B. der Genehmigung des Vor 
mundſchaftsgerichts bedürſen würde (§ 1915, § 1822 Nr. 3 BGB.; KGJ. 22, 
284; Seuff Arch. 59, 103). Bei deren Fehlen wird das Fortbeſtehen der 


Erbengemeinſchaft in bezug auf das Handelsgeſchäft füglich nicht zu bezweifeln 


und die zu I erfolgte Anmeldung der Weiterführung des Geſchäfts durch bie 
Erben in Erbengemeinſchaft an ſich nicht zu beanſtanden ſein. 

Die Anmeldung zu I ſteht jedoch, wie die Vorinſtanzen zutreffend am 
genommen haben, mit der Anmeldung zu II (betreffend die Vertretung der 
Miterben) in ſolchem inneren Zuſammenhange, daß die erſte nicht ohne die 
zweite in das Regiſter aufgenommen werden ſollte. 

Was die Zuläſſigkeit dieſer Anmeldung zu II ſelbſt betrifft, jo ijt von 
vornherein darauf hinzuweiſen, daß es ſich in den beiden vom Kammergericht 
früher entſchiedenen Sachen (KGJ. 15, 6; 22, 281), in denen die Mitein⸗ 
tragung einer Vertretung für eine Erbengemeinſchaft in das Regiſter zugelaſſen 
wurde, um den beſonderen Fall handelte, daß die Witwe und die Kinder 


des eingetragenen Einzelkaufmanns feine teſtamentariſchen Erben waren und 
der Witwe nach demſelben Teſtamente des Erblaſſers die alleinige Vertretung — 


befugnis zugewieſen war. Es bedarf hier keines Eingehens auf die Rech 
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fertigung, daß die Eintragung der Vertretungsbefugnis in dieſem befonder3 
gearteten Falle zuläſſig war. Allein es muß hervorgehoben werden, daß in 
jenen Entſcheidungen keineswegs ein allgemeiner Rechtsgrundſatz des Inhalts 
aufgeſtellt worden iſt, daß im Falle der Eintragung von Erben in Erben⸗ 
gemeinſchaft als Inhaber einer Einzelfirma jedesmal auch die Eintragung 
einer ausſchließlichen Vertretungsbefugnis für einzelne Erben in beliebiger 
Weiſe und aus jeglichem Rechtsgrunde ſtattfinden könne; vielmehr handelte es 
ſich dort um eine Spezialentſcheidung, die nicht verallgemeinert werden darf. 
Dementſprechend iſt die Zuläſſigkeit der hier fraglichen Eintragung ſelbſtändig 
zu prüfen. Dabei iſt aber von der unbeſtrittenen Regel auszugehen, daß die 
in das Handelsregiſter eingetragenen Tatſachen und Rechtsverhältniſſe im Ge⸗ 
ſetze ſelbſt feſt beſtimmt und andere als die im Geſetze zugelaſſenen Tatſachen 
und Rechtsverhältniſſe nicht eintragungsfähig ſind. Das Regiſter ſoll nur 
einzelne Rechtsverhältniſſe, die einen beſtimmten Inhalt haben, kundbar machen 
(KGJ. 26, 217 ff.). 

Die Anmeldung zu II enthält zwei verſchiedene Beſtandteile, nämlich die 
Beſtimmungen: 

a) daß die beiden namentlich aufgeführten Miterbinnen zur Vertretung 
der Firma, eine jede für ſich allein, befugt ſind, und 

b) daß die übrigen Miterben von der Vertretung der Firma ausgeſchloſſen 
ſind. 

Das Innenverhältnis der Miterben untereinander kommt hierbei nicht 
in Betracht, ſondern lediglich ihre Vertretung nach außen gegenüber Dritten. 

Durch die beantragte Eintragung in das Handelsregiſter und deren Ver⸗ 
öffentlichung ſollen einſeitig die Vertretungsverhältniſſe der Firma nach außen 
hin kundgegeben werden. Es geſchieht dies abſtrakt, unabhängig von den 
inneren Beziehungen der Erben untereinander. Dementſprechend iſt hier dieſes 
Außenverhältnis auch ohne Rückſicht auf die betreffenden erbrechtlichen Normen 
(S8 2032 ff., § 2038 BGB.) allein nach den einſchlägigen befonderen Grund: 
ſätzen des Handelsrechts zu beurteilen. Es find nun in der Anmeldung zu II 
miteinander verbunden: 

a) die durch Vollmachtserteilung begründete Befugnis einzelner Erben 
zur Vertretung der Firma, und 

b) die durch Abrede der Erben erfolgte Ausſchließung der übrigen 
Erben von der Vertretung der Firma (zu der ſie an ſich nach 
SS 2038, 2040, 744, 745 BGB. und §§ 115, 36 ff. J 17 
AllgLandr. nur gemeinſchaftlich befugt ſind). 

Beide Beſtimmungen ſind rechtsgeſchäftlicher Natur und regeln lediglich 
Rechtsverhältniſſe unter Lebenden, gleichviel, ob ſie nach innen hin auf einer 
erbrechtlichen Grundlage, nämlich der Verwaltung der ungeteilten Nachlaßmaſſe 
durch die Miterben, beruhen. 

Die eine Beſtimmung würde als ein Vollmachtsverhältnis, die andere 
als eine durch Vereinbarung geordnete Repräſentation der Miterbengemeinſchaft 
(88 2088, 745 BGB., SS 36 bis 40, 1 17 AllgLandr.) anzuſehen fein. 

Gerade in bezug auf die Zuläſſigkeit der Eintragung folder rechts⸗ 
geſchäftlicher Vereinbarungen über die Befugnis zur Vertretung von Firmen 
ſteht aber das Handelsgeſetzbuch auf einem ſtreng formalen, ausſchließlichen 
Standpunkte, nach welchem alle anderen als die beſonders zugelaſſenen Ein⸗ 
tragungen dieſer Art grundſätzlich nicht zu geſtatten ſind. Es gilt das zunächſt 
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für die Eintragung von handelsrechtlichen Vollmachten; von dieſen dürfen allein 
Prokuren in das Handelsregiſter eingetragen werden (KGJ. 29, 91). In 
vorliegenden Falle iſt den beiden Miterbinnen von den übrigen Erben eine Prokura 
nicht erteilt, ſondern ſchlechthin die Befugnis zur Vertretung der Firma. Auf 
eine Solche Vollmacht können nicht die Vorſchriften über Prokuren (§§ 48 
bis 53 HGB.), ſondern nur diejenigen über ſonſtige Handlungsvollmachten 
(88 54 bis 58 HGB.) Anwendung finden. Die Eintragung der hier frag: 
lichen Vertretungsbefugnis iſt danach unzuläſſig. Ob die Eintragung einer 
von der Erbengemeinſchaft einzelnen Miterben erteilten Prokura zuläſſig fein 
würde, braucht hier nicht entſchieden zu werden. Ferner kennt das Handel 
geſetzbuch die Eintragung einer rechtsgeſchäftlichen Ausſchließung der Vertretung: 
befugnis in das Handelsregiſter wohl bei einzelnen Teilnehmern einer offenen 
Handelsgeſellſchaft (§ 125 Abſ. 4), nicht aber bei ſonſtigen Rechtsgemein⸗ 
ſchaften und insbeſondere nicht bei dem Inhaber einer Einzelfirma. Der Einzel: 
kaufmann kann ſich ſchon aus allgemeinen Gründen nicht ſelbſt eines Teiles 
ſeiner Geſchäftsfähigkeit mit Rechtswirkſamkeit gegenüber Dritten entäußern. 
Da aber die Erben in Erbengemeinſchaft bei der Einzelfirma lediglich an Seele 
des verſtorbenen Einzelkaufmanns ſtehen, fo muß das Gleiche auch für fie 
gelten. Sie dürfen zwar für die Verwaltung des zur ungeteilten Nachlaßmalle 
gehörigen Geſchäfts eine Repräſentation vereinbaren, allein die Eintragung 
dieſer Repräſentation in das Handesregiſter mit den Rechtsfolgen der Re 
giſtrierung (§ 15 HGB.) iſt im Geſetze nicht vorgeſehen. Das Rechtsverhältnis 
der Miterben untereinander bei ungeteilter Gemeinſchaft ijt ſowohl im A: 
gemeinen Landrechte wie auch im Bürgerlichen Geſetzbuch als vorübergehendes 
aufgefaßt; die Regelung der Vertretung der Erbengemeinſchaft für dieſes vorüber 
gehende Stadium gehört nicht in das für endgültige handelsrechtliche Verhält 
niſſe ausſchließlich beſtimmte Handelsregiſter. Danach iſt die Eintragung der 
Ausſchließung von Miterben von der Vertretung der Firma nicht zugelafen, 
Die Eintragung zu II iſt offenbar nur als einheitliche gewollt; die Ab⸗ 
lehnung der Eintragung des einen der beiden Beſtandteile würde die Ablehnung 
der ganzen Eintragung bedingen. Nach alledem war die weitere Beſchwerde 
als unbegründet zurückzuweiſen. 


Austritt eines Genoſſen aus einer eingetragenen Genoſſenſchaft; Unzu⸗ 
läſſigkeit verſchiedener Friſten für die Aufkündigung je nach dem Grunde 
des Austritts. 
Gültigkeit einer Satzungsvorſchrift, die dem Vorſtande neben der Genen: 
verſammlung die Befugnis zum Ausſchluſſe von Genoſſen verleiht. 


88 65, 67, 69 GenG. 


Oberſtes Landesgericht München, 17. Januar 1908. — 
Bd. 9 S. 163. 


Im Auguſt 1907 wurde bei dem Regiſtergericht ein neugegründeter Bau: 
verein Sch. ſcher Arbeiter, eingetragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haſtpflich, 
in das Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen. Das Statut enthielt u. a. folgende 
Beſtimmungen: 

§ 6. Der Austritt aus der Genoſſenſchaft kann zum Schluſſe eines jeden 
Geſchäftsjahrs ſtattfinden, wenn mindeſtens drei Monate vorher eine ſchriftlich 
Kündigung an den Vorſtand gerichtet worden iſt. 
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§ 9. Abgefehen von den in dem Geſetz angegebenen Gründen kann aus 
der Genoſſenſchaft ausgeſchloſſen werden: 

Wer aus den Dienſten der Firma Sch. & Co. Aktiengeſellſchaft 
austritt und es unterläßt, zum Schluſſe des betreffenden Geſchäfts⸗ 
jahrs ſeinen Austritt aus der Genoſſenſchaft zu erklären. 

Die Ausſchließung erfolgt durch den Beſchluß der Generalverſammlung 
zum Schluſſe des Geſchäftsjahrs. 

Im November 1907 beſchloß die Generalverſammlung der Genoſſenſchaft 

1, dem § 6 folgende Faſſung zu geben: Der Austritt aus der Ge⸗ 
noſſenſchaft kann zum Schluſſe eines jeden Geſchäftsjahres ſtatt⸗ 
finden, wenn mindeſtens ſechs Monate vorher eine ſchriftliche 
Kündigung an den Vorſtand gerichtet worden iſt. Eine Ausnahme 
findet bei Kündigung des Arbeitsverhältniſſes von ſeiten der Firma 
Sch. & Co. Aktiengeſellſchaft ſtatt; in dieſem Falle tritt eine 
Kündigungsfriſt von drei Monaten ein. 

2. einen § 7a folgenden Inhalts aufzunehmen: Wer aus den Dienſten 
der Firma Sch. & Co. Aktiengeſellſchaft austritt, verliert die Mit⸗ 
gliedſchaft, wenn ihm die Genoſſenſchaſt ſchriftlich erklärt, daß er 
zum Schluſſe des Geſchäftsjahrs auszuſcheiden habe. 

Das Regiſtergericht lehnte die Eintragung der Statutenänderung ab. 
Die von dem Vorſtande der Genoſſenſchaft eingelegte Beſchwerde wurde vom 
Landgerichte zurückgewiefen. Der weiteren Beſchwerde hat das Bayeriſche 
Oberſte Landesgericht aus folgenden Gründen den Erfolg verſagt: 

Die neue Faſſung des § 6 des Statuts muß beanſtandet werden. Die 
Aufkündigung, mittels deren der Genoſſe nach § 65 Abſ. 1 GenG, das Recht 
ausübt, ſeinen Austritt aus der Genoſſenſchaft zu erklären, iſt die ſchriftliche 
Erklärung des Willens, die Mitgliedſchaft aufzuheben. Dies iſt ihr alleiniger 
Inhalt; die Angabe eines Kündigungsgrundes gehört nicht dazu. Wird ein 
Kündigungsgrund angegeben, ſo iſt die Angabe rechtlich belanglos; die Auf⸗ 
kündigung iſt wirkſam, auch wenn der angegebene Grund in Wirklichkeit nicht 
beſteht. Eine von einem beſtimmten Kündigungsgrund abhängige Aufkündigung 
iſt nur im § 67 des Geſetzes zugelaſſen. Der dort beſtimmte Grund, die 
Aufgabe des Wohnſitzes in dem Bezirk, auf deſſen Bewohner die Mitglied⸗ 
ſchaft nach dem Statute beſchränkt iſt, muß durch die Beſcheinigung einer 
öffentlichen Behörde dargetan werden. Das Geſetz hat für die nicht ſeltenen 
Fälle, in denen durch das Statut die Mitgliedſchaft an die Zugehörigkeit zu 
einem beſtimmten Beruf oder an das Beſtehen eines beſtimmten Arbeits⸗ oder 
Dienſtverhältniſſes geknüpft iſt, beſondere Vorſorge nicht getroffen, ſondern es 
auch für dieſe Fälle bei der im § 65 beſtimmten Aufkündigung belaſſen. 
Das Statut kann nicht neben dieſe Aufkündigung eine von einem beſtimmten 
Kündigungsgrund abhängige Kündigung ſetzen und damit eine zweite Art der 
Aufkündigung ſchaffen. Das Geſetz kennt im Bereiche des § 65 nur eine 
Art der Aufkündigung. Deshalb kann auch die Kündigungsfriſt durch das 
Statut nur einheitlich feſtgeſetzt werden. Es kann nicht für verſchiedene Fälle 
der Aufkündigung verſchiedene Friſten beſtimmen. In Uebereinſtimmung damit 
geht der § 69 Abi. 1 erſichtlich von der Vorausſetzung aus, daß der Vorſtand 
bei der Einreichung der Aufkündigung zur Liſte der Genoſſen in der von ihm 
abzugebenden ſchriſtlichen Verſicherung, daß die Aufkündigung rechtzeitig erfolgt 
iſt, nur die Einhaltung der einheitlichen Kündigungsfriſt zu bezeugen hat. 
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Es ift insbeſondere nicht, wie im Abſ. 2 des § 69 für den Fall des § 67, 
eine Beſtimmung darüber getroffen, in welcher Weiſe das Beſtehen eines be⸗ 
ſtimmten Kündigungsgrundes, von dem der Eintritt einer kürzeren Kündigungs⸗ 
friſt abhängt, dem Regiſtergerichte nachgewieſen werden ſoll. 

Dagegen iſt der Beſchwerde zuzugeben, daß der in das Statut auf: 
zunehmende § 7a in der Erklärung, daß der Genoſſe auszuſcheiden habe, die 
Ausſchließung des Genoſſen beſtimmt. Indem der § 7a für den dort be 
zeichneten Fall das Recht der Ausſchließung der „Genoſſenſchaft“ beilegt, geht 
er davon aus, daß zur Ausübung dieſes Rechtes der Vorſtand berufen iit, 
der die Genoſſenſchaft gerichtlich und außergerichtlich vertritt und in Ermangelung 
einer abweichenden Beſtimmung des Statuts wie zur Aufnahme auch zur Aus⸗ 
ſchließung von Mitgliedern befugt iſt. Die Ausſchließung ſoll in dieſem Falle 
durch den Vorſtand erfolgen, und dies ſteht mit dem § 68 des Geſetzes in 
Einklange, der ſie nicht der Generalverſammlung vorbehalten hat. 

Der Aufnahme des § 7a ſteht der Umſtand nicht entgegen, daß das 
Statut im § 9 ſchon eine Beſtimmung enthält, die den nämlichen Aus⸗ 
ſchließungsgrund feſtſetzt und die Beſchlußfaſſung über die Ausſchließung der 
Generalverſammlung überträgt. 

Das Geſetz läßt dem Statut in der Beſtimmung des Organs, das übe 
die Ausſchließung zu beſchließen hat, freie Hand; das Statut kann deshalb 
auch, ſei es allgemein oder für gewiſſe Fälle, ſowohl den Vorſtand als die 
Generalverſammlung für zuſtändig erklären. 

Daß die Vorausſetzung, von welcher der § 9 die Ausſchließung dur 
die Generalverſammlung abhängig macht, für die Ausſchließung durch den 
Vorſtand nicht gelten ſoll, hindert die Eintragung ebenſowenig wie das Be 
denken, das gegen die Faſſung des § 7a daraus hergeleitet werden kann, 
daß der Ausdruck „die Genoſſenſchaft“ in Verbindung mit der im § 9 be 
ſtimmten Zuſtändigkeit der Generalverſammlung die Gefahr des Mißverſtänd⸗ 
niſſes nahegelegt, daß auch im Falle des § 7a ein Beſchluß der General: 
verſammlung erforderlich ſei. 

Gleichwohl kann der weiteren Beſchwerde nicht teilweiſe ſtattgegeben 
werden, weil das Regiſtergericht nicht befugt iſt, die in einem einheitlichen 
Beſchluſſe der Generalverſammlung enthaltenen und untereinander in ſachlichen 
Zuſammenhange ſtehenden Aenderungen des Statuts voneinander zu trennen, 
es vielmehr der Generalverſammlung überlaſſen bleiben muß, darüber zu be⸗ 
finden, ob die eine Aenderung ohne die andere ſtattfinden ſoll (Bayd bez. 
1, 508). Hiernach muß die weitere Beſchwerde als unbegründet zurückgewieſen 
werden. 


Pflicht des Regiſterrichters, bei der Eintragung der durch Beſchluß der 

Generalverſammlung einer Genoſſenſchaft erfolgten Beſtellung von Vor 

ſtandsmitgliedern die Einhaltung der ſtatntariſchen Vorſchriften über die 
Beurkundung der Generalverſammlungsbeſchlüſſe zu prüfen. 


§ 6 Nr 3, § 24 Abſ. 2, § 28 Gen. 
Kammergericht Berlin, 15. Februar 1908. — Bd. 9 S. 168. 


Der P. Darlehnskaſſenverein, eingetragene Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter 
Haftpflicht, hat einen Vorſtand von fünf und einen Aufſichtsrat von neun 
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Mitgliedern. Ueber die Beurkundung der genoſſenſchaftlichen Beſchlüſſe iſt im 
§ 28 des Statuts folgendes beſtimmt: 

Abf. 3: Sowohl für den Vorſtand als auch für den Aufſichtsrat und 
die Generalverſammlung iſt je ein mit Seitenzahlen verſehenes Protokollbuch 
anzulegen, in welchem die Verhandlungen der betreffenden Verſammlungen 
einzutragen ſind. Die Unterzeichnung erfolgt nach Vorleſung und Genehmigung 
bei Vorſtand und Auſſichtsrat durch diejenigen Mitglieder, welche an den 
betreffenden Sitzungen teilgenommen haben, bei der Generalverſammlung durch 
die anwefenden Mitglieder des Vorſtandes und des Aufſichtsrats ſowie durch 
den Protokollführer. 

Abſ. 4: In den Sitzungen des Vorſtandes, des Aufſichtsrats ſowie der 
Generalverſammlung ſind die Protokollführer von dem jeweiligen Vorſitzenden 
zu ernennen. 

Die Vorſtandsmitglieder der Genoſſenſchaft haben dem Regiſtergericht 
Abſchrift des Protokolls über die Generalverſammlung der Genoſſenſchaft vom 
30. Oktober 1907 überreicht, nach welchem drei neue Vorſtandsmitglieder 
gewählt worden find, damit deren Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter 
erfolge. Das Protokoll iſt nach der Abſchrift von ſieben Perſonen unter⸗ 
zeichnet, von denen eine als Protokollführer bezeichnet iſt; es befinden ſich 
unter ihnen die fünf Vorſtandsmitglieder. Aus dem Protokoll geht nicht her⸗ 
vor, welche Mitglieder des Aufſichtsrats in der Verſammlung zugegen waren 
und ob der Protokollführer von dem damaligen Vorſitzenden ernannt worden iſt. 

Das Amtsgericht hat die Eintragung der neuen Vorſtandsmitglieder ab⸗ 
gelehnt, weil die Beurkundung des Beſchluſſes vom 30. Oktober 1907 dem 
Statute nicht entſpreche. 

Der Genoſſenſchaftsvorſtand hat hiergegen Beſchwerde eingelegt. 

Das Landgericht hat die Beſchwerde als unbegründet zurückgewieſen. 
Auch der weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht den Erfolg verſagt. 
In den Gründen wird ausgeführt: 

Für die Prüfungspflicht des Regiſtergerichts bei der Eintragung von 
Beſchlüſſen der Generalverſammlungen von Genoſſenſchaften iſt zu unter⸗ 
ſcheiden zwiſchen dem Zuſtandekommen der Beſchlüſſe (bei dem es einerſeits 
auf die ſachliche Zuſtändigkeit des beſchließenden Organs und andererſeits auf 
die äußere Ordnungsmäßigkeit der Beſchlußſaſſung ankommt), zwiſchen ihrem 
Inhalt und ihrer Beurkundung. Im gegebenen Falle handelt es ſich weder 
um das Zuſtandekommen noch um den Inhalt, ſondern allein um die Be⸗ 
urkundung des Beſchluſſes vom 30. Oktober 1907. Für die Beurteilung der 
letzteren ſind aber lediglich die beſonderen, für die Protokollierung der General⸗ 
verſammlungsbeſchlüſſe der Genoſſenſchaft geltenden „Beurkundungsvorſchriften“ 
maßgebend (RIA. 8, 191). Dagegen kommen die Beſtimmungen über die 
Beſchlußfaſſung als ſolche, über die Zuſtändigkeit der Generalverſammlung, 
und zwar ſowohl an ſich als auch in bezug auf die erforderliche Mehrheit 
(RIA. 9, 34) und über den ſachlichen Inhalt der Beſchlüſſe für die zu 
treffende Entſcheidung nicht in Betracht. Es iſt alſo hier lediglich zu prüfen, 
ob dem Regiſtergerichte die Abſchrift einer den maßgebenden Beurkundungs⸗ 
vorſchriften entſprechenden, rechtswirkſamen Urkunde über die Beſtellung der neuen 
Vorſtandsmitglieder beigebracht worden iſt, wie es fie nach § 28 Abſ. 1 Satz 2 
des Gen G. als Unterlage für die vorzunehmende Eintragung zu beanspruchen hat. 
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Das Genoſſenſchaftsgeſetz ſelbſt enthält über die Niederſchrift der Be 
ſchlüſſe der Generalverſammlung nur die Beſtimmung, daß fie in ein Protokoll 
buch einzutragen ſind, deſſen Einſicht jedem Genoſſen und der Staatsbehörde 
geſtattet werden muß (§ 47). Hierbei handelt es ſich indes offenbar nur 
um eine Ordnungsvorſchrift, durch welche die Erreichung des zuletzt erwähnten 
Zwecks geſichert werden, von deren Beobachtung jedoch die Rechtswirkſamkeit 
der Beſchlüſſe nicht abhängig fein ſoll. Ihre Einhaltung iſt deshalb vom 
Regiſtergerichte nicht zu prüfen (RIA. 8, 195). Dagegen iſt im § 6 Nr. 3 
des Geſetzes vorgeſchrieben, daß das Statut der Genoſſenſchaft Beſtimmungen 
für die Beurkundung der Beſchlüſſe der Generalverſammlung enthalten muß. 
Die letztere Vorſchrift iſt ihrer Faſſung nach zwingender Natur. Wenn auch 
davon abgeſehen worden iſt, die Beurkundung ſolcher Beſchlüſſe unmittelbar 
durch das Geſetz näher zu regeln, ſo ſollte ſie doch nicht ſchlechthin der 
wechſelnden Willkür der Beteiligten überlaſſen ſein; es würde dies auch der 
Wichtigkeit dieſer Beſchlüſſe wenig entſprechen. Die Genoſſenſchaften ſollten 
deshalb veranlaßt werden, beſtimmte Normen für ihre Beurkundung aufzuſtelen, 
welche je nach den betreffenden Verhältniſſen eine gewiſſe Gewähr für eine 
zuverläſſige Feſtſtellung der gefaßten Beſchlüſſe bieten ſollen. Dieſe einmal 
gegebenen ſtatutariſchen Vorſchriften müſſen dann aber, dem Zwecke des 
Geſetzes entſprechend, auch für die Beurkundung der Beſchlüſſe allgemein als 
maßgebend angeſehen werden und insbefondere den Maßſtab für die Prüfung 
des Richters bei einer Eintragung in das Handelsregiſter bilden. Der Aut 
faſſung der Beſchwerdeführer, daß die ſtatutariſchen Beurkundungsvorſchriften 
ganz allgemein in dem Sinne als bloße Ordnungsvorſchriften zu betrachten 
ſeien, daß ihre Einhaltung für die Rechtswirkſamkeit der Protokolle gegenüber 
dem Regiſtergerichte nicht erforderlich und von dieſem bei der Eintragung 
nicht zu prüfen ſei, erſcheint unzutreffend. Es iſt im Gegenteil als Regel 
anzuſehen, daß eine rechtswirkſame Urkunde, welche den vom Regiſterrichter 
nach § 28 des Geſetzes zu ſtellenden Anforderungen entſpricht, nur dam 
vorliegt, wenn jene Vorſchriſten bei der Abfaſſung des Protokolls gewahrt 
ſind. Die Beſtimmung des § 125 Satz 2 BGB., daß auch der Mangel 
der durch Rechtsgeſchäft (durch den Genoſſenſchaftsvertrag) beſtimmten Form 
im Zweifel Nichtigkeit des abzuſchließenden Rechtsgeſchäfts zur Folge hal, 
trifft zwar hier nicht unmittelbar zu, da das Verſammlungsprotokoll als ſolches 
nicht zur Beurkundung von Rechtsgeſchäften, ſondern von äußeren Vorgängen 
und Beſchlüſſen beſtimmt iſt; fie erſcheint jedoch, da es ſich um ein rechts 
ähnliches Verhältnis handelt, analog anwendbar. Hierdurch wird indes nicht 
ausgeſchloſſen, daß einzelne dieſer Vorſchriften aus beſonderen Gründen (nach 
ihrem Inhalt oder nach ihrer Faſſung) als bloße Ordnungsvorſchriften in den 
Sinne anzuſehen ſind, daß ihre Nichtbeobachtung der Rechtswirkſamkeit des 
Protokolls gegenüber dem Regiſtergerichte keinen Eintrag tut und ein Hindernis 
für die Eintragung der in ihm enthaltenen Beſchlüſſe in das Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter nicht bildet. Es müſſen dann aber beſondere Umſtände vorliegen, 
welche dieſe Auffaſſung ausnahmsweiſe rechtfertigen. 

Im vorliegenden Falle iſt von den oben mitgeteilten Beſtimmungen des 
§ 28 Abſ. 3, 4 des Statuts diejenige über die Eintragung der Beſchlüſſe 
in das Protokollbuch unbedenklich nur als eine ſolche Ordnungsvorſchriſt an 
zuſehen, welche für die Rechtswirkſamkeit des Protokolls in Beziehung auf die 
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Eintragung der darin enthaltenen Beſchlüſſe in das Handelsregiſter bedeutungslos 
iſt. Sie gibt im weſentlichen nur die entſprechende Ordnungsvorſchrift des 
Geſetzes wieder und ſoll offenbar keinem anderen Zwecke als dem dort be⸗ 
zeichneten dienen. Eine weitergehende Bedeutung iſt aber auch der Beſtimmung 
des Abſ. 4 über die Ernennung des Protokollführers durch den jeweiligen 
Vorſitzenden der Generalverſammlung nicht beizumeſſen. Aus der Tatſache, 
daß jemand in der Verſammlung als Protokollführer fungiert, iſt in Er⸗ 
mangelung gegenteiliger Anhaltspunkte regelmäßig ohne weiteres zu entnehmen, 
daß der Vorſitzende ihn dazu beſtimmt oder doch ſeiner von anderer Seite 
erfolgten Wahl zum mindeſten ſtillſchweigend zugeſtimmt hat. Es würde aber 
danach ein ganz unfruchtbarer Formalismus ſein, wenn man ſich hierbei nicht 
beruhigen, ſondern für die Rechtswirkſamkeit des Protokolls eine ausdrückliche 
Ernennung durch den Vorſitzenden und deren beſondere Feſtſtellung im Protokolle 
verlangen würde. Auch hier handelt es ſich alſo nicht um eine zwingende 
Vorſchrift in dem erörterten Sinne. 

Anders liegt jedoch die Sache bei der Beſtimmung des Abſ. 3 Satz 2, 
nach welcher die Unterzeichnung des Protokolls nach Verleſung und Genehmigung 
durch die anweſenden Mitglieder des Vorſtandes und des Auſſichtsrats ſowie 
durch den Protokollführer zu erfolgen hat. Hierbei handelt es ſich zweifels⸗ 
ohne um eine Vorſchrift, deren Zweck darauf gerichtet iſt, die Zuverläſſigkeit 
und Richtigkeit der in dem Protokoll enthaltenen Feſtſtellungen zu erhöhen 
und zu ſichern. Bei einer derartigen, dem Beurkundungszweck als ſolchem 
dienenden Vorſchrift erſcheint es nicht gerechtfertigt, fie als eine bloße Ordnungs⸗ 
vorſchrift aufzufaſſen, deren Nichteinhaltung belanglos iſt. Man kann auch 
nicht etwa den Mittelweg einſchlagen, eine Verletzung dieſer Beſtimmung 
geringeren Grades für zuläſſig und unſchädlich, eine weitergehende dagegen 
für unzuläſſig und beachtlich zu erklären; denn es würde dann an jeder 
ſicheren Grenze für die Zuläſſigkeit der Abweichungen fehlen und der Willkür 
freier Spielraum gewährt werden. Es bleibt alſo nichts weiter übrig, als 
eine ſtrenge Erfüllung dieſer Vorſchrift bei der Protokollierung zu verlangen. 
Ihre Durchführung wird auch regelmäßig keine beſonderen Schwierigkeiten 
machen, da eine Präſenzliſte der Mitglieder des Vorſtandes und Aufſichtsrats 
nebſt der Bezeichnung des Protokollführers genügt, um klarzuſtellen, welche 
Unterſchriſten für das Protokoll erforderlich und ausreichend ſind. Wenn eine 
der unterſchriftspflichtigen Perſonen die Unterzeichnung des Protokolls aus 
nichtigen Gründen weigert oder an dieſer verhindert iſt, z. B. durch eine 
plötzliche Erkrankung, ſo wird es nach allgemeinen Grundſätzen für die Gültig⸗ 
keit des Protokolls regelmäßig als ausreichend anzuſehen ſein, wenn der Grund 
der Weigerung oder Behinderung in das Protokoll aufgenommen oder von 
den verbleibenden Unterzeichnern bezeugt wird (zu vgl. § 163 Abſ. 2, § 315 
Ab. 1 BRO., § 271 Abi. 2, § 275 Abſ. 2 StPO.) Die bloße willkür⸗ 
liche Entfernung Beteiligter vor der Unterzeichnung kann natürlich nicht als 
ein ausreichender Grund für ihre Unterlaſſung angeſehen werden. 

Wenn in der weiteren Beſchwerde geltend gemacht wird, daß durch den 
Zwang der Einhaltung ſolcher Statutenvorſchriften der Verkehr zwiſchen Ge⸗ 
noſſenſchaft und Regiſtergerichten ohne entſprechenden Nutzen erſchwert werde, 
ſo iſt dafür nicht das Geſetz oder das Gericht verantwortlich zu machen, ſondern 
die Genoſſenſchaft ſelbſt, die in ihrem Statute ſo ſchwierige Beſtimmungen 
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über die Beurkundung ihrer Verſammlungsbeſchlüſſe getroffen hat. Nachdem 
jedoch die Genoſſenſchaft von der ihr durch das Geſetz auf dieſem Gebiete 
gewährten Autonomie in einer gewiffen, fie ſelbſt beſchwerenden Weiſe Gebrauch 
gemacht hat, kann ſie daraus für ſich nicht das Recht herleiten, von der 
Beobachtung der beſtehenden Vorſchriften abzuſehen. Wenn ſie dieſe als zu 
kompliziert erkannt hat, ſo mag das für ſie einen Anlaß bieten, ihre Statuten 
zum Zwecke der Erleichterung der Beurkundung der Beſchlüſſe abzuändern. 
Solange dies indes nicht geſchehen iſt, ſind Gericht und Genoſſenſchaft auch 
daran gebunden. 

Nach alledem kann das in Abſchrift beigebrachte Protokoll vom 30. Oktober 
1907 wegen des zuletzt erörterten Mangels nicht als eine ordnungsmäßige 
Urkunde im Sinne des § 28 GenG. gelten. Die Vorinſtanzen haben deshalb 
die beantragte Eintragung mit Recht abgelehnt. 


Unzuläſſigkeit der Erhöhung des Stammkapitals einer Geſellſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftung durch Erhöhung der bereits vorhandenen Stammeinlagen 
ohne Uebernahme nener ſelbſtändiger Stammeinlagen. 


§ 55 Abſ. 3, 4, § 57 GmbHG. 
Kammergericht Berlin, 20. Februar 1908. — Bd. 9 S. 172. 


Die Zuckerfabrik Sch., Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, in Sch., hat 
ein Stammkapital von 600 000 M. In der Geſellſchafterverſammlung von 
18. April 1898 (an welcher nicht ſämtliche Geſellſchafter teilnahmen) wurde 
einſtimmig beſchloſſen: Das Stammkapital wird um 240 000 M., alſo von 
600 000 M. auf 840000 M. erhöht, und zwar in der Art, daß jede 
Stammeinlage um 40 Proz. erhöht wird. Die Geſellſchaft iſt befugt, dem be⸗ 
treffenden Geſellſchafter für jeden gelieferten Zentner Rüben 2½ Pfennig jo 
lange zu kürzen, bis ſeine Stammeinlage berichtigt iſt. 

Am 16. September 1898 iſt ferner einſtimmig beſchloſſen worden: Da 
auf den Anteil von 5 Morgen zirka 800 Zentner Rüben entfallen und für 
den Zentner 2½ Pfennig zur Erhöhung der Geſellſchaftsanteile einbehalten 
werden ſollen, ſo wird dieſer Betrag zur einfacheren und überſichtlichen Buchung 
auf 20 M. für den Anteil und das Jahr feſtgeſtellt. 

In der Generalverſammlung vom 7. November 1903 wurde endlich 
einſtimmig beſchloſſen: Das Stammkapital wird von 840 000 M. auf 
720 000 M. herabgeſetzt, und zwar in der Art, daß den Geſellſchaftern der 
laut Generalverſammlungsbeſchluß vom 16. September 1898 angeordnete 
Abzug von 20 M. für den Anteil und das Jahr für die Zeit vom 1. April 
1903 ab erlaſſen wird. Der geringſte Betrag der Stammeinlage iſt auf 
600 M. feſtgeſetzt. Eine größere Stammeinlage muß durch 600 M. ohne 
Reſt teilbar ſein. Ueberall wo es im Statut 500 M. heißt, ſoll es 600 M. 
heißen. 

Die Geſchäftsführer der Geſellſchaft haben im Februar 1907 in be⸗ 
glaubigter Form die gleichzeitige Eintragung aller drei Beſchlüſſe beantragt, 
indem ſie erklärten: Die Beſchlüſſe hätten bei gleichzeitiger Eintragung ſachlich 
nur die Bedeutung, daß das Kapital von 600 000 M. auf 720 000 M. 
erhöht werde. Dieſe Erhöhung ſei vollſtändig ausgeführt. Die Geſellſchafter 
hätten ſich ſämtlich die beſchloſſenen Abzüge gefallen laſſen. Die Abzüge ſeien 
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in ſolcher Höhe gemacht worden, daß ſich die Stammeinlage für jeden Geſell⸗ 
ſchafter um 20 Proz. und das Stammkapital von 600 000 M. ebenfalls 
um 20 Proz., alſo um 120 000 M. erhöht habe. Sie verſicherten zugleich, 
daß dieſe Leiſtungen auf die Stammeinlagen gemacht ſeien, und daß ſich der 
Gegenſtand dieſer Leiſtungen im Betrage von 120000 M. in der freien 
Verfügung der Geſellſchaft befinde. 

Das Regiſtergericht hat die beantragte Eintragung, die es dahin auffaßt, 
daß nur die Erhöhung des Stammkapitals von 600 000 M. auf 720 000 M. 
eingetragen werden ſoll, abgelehnt, weil der Erhöhungsbeſchluß vom 18. April 
18988 nichtig ſei und ſomit dem Herabſetzungsbeſchluſſe vom 7. November 1903 
die rechtliche Grundlage fehle. 

Die Geſellſchaft hat gegen dieſen Beſchluß Beſchwerde eingelegt und gleich⸗ 
zeitig ausgeführt, daß für den Fall der Ungültigkeit des Kapitalerhöhungs⸗ 
beſchluſſes vom 18. April 1898 doch noch zu prüfen ſei, ob er nicht etwa 
unter einem anderen Geſichtspunkte gültig ſei, alſo entweder als die Auf⸗ 
erlegung von Verpflichtungen an die Geſellſchafter außer der Leiſtung von 
Kapitaleinlagen gemäß § 3 Abſ. 2 GmbHG., oder als die Feſtſetzung einer 
Nachſchußpflicht gemäß § 26 des Geſetzes. 

Das Landgericht hat die Beſchwerde als unbegründet zurückgewieſen. 
Auch der weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht den Erfolg aus folgenden 
Gründen verſagt: 

Der Standpunkt der Beſchwerde iſt unzutreffend. Abgeſehen von gewiſſen 
Ausnahmefällen, in denen dem Regiſterrichter die Vornahme von Eintragungen 
von Amts wegen beſonders vorgeſchrieben iſt (§ 31 Abſ. 2, § 32 HGB., 
SS 142 bis 144 F.), hat er ſolche nur zufolge Anmeldung der Beteiligten 
vorzunehmen. Die Anmeldungen müſſen auf beſtimmte Eintragungen gerichtet 
ſein, welche genau zu bezeichnen und mit den vorgeſchriebenen Unterlagen zu 
verſehen ſind. Dagegen iſt es durchaus unſtatthaft, daß dem Regiſtergerichte 
von ſeiten der Beteiligten Beſchlüſſe einer Handelsgeſellſchaft eingereicht werden, 
damit es aus ihnen ſich dasjenige herausſuche, was ſich zur Eintragung in 
das Handelsregiſter eignet, und demgemäß ſeine Eintragung vornehme. Das 
Regiſtergericht kann und darf, abgeſehen von jenen Ausnahmefällen, nur ein⸗ 
tragen, was Gegenſtand einer Anmeldung iſt, die in formeller Beziehung den 
Vorſchriften des § 12 HGB. und des § 128 FG. entſprechen muß. Die 
Anmeldungen über Abänderungen des Geſellſchaſtsvertrags einer Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung haben insbeſondere gemäß § 54 des Geſetzes, be⸗ 
treffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, und diejenigen über eine 
Erhöhung und Herabſetzung des Stammkapitals nach §§ 57, 58 des Geſetzes 
zu erfolgen. Sämtliche Anmeldungen für die Geſellſchaft ſind durch deren 
Geſchäftsführer zu bewirken (§§ 35, 78 des Geſetzes). Dem Gerichte liegt 
im gegebenen Falle nur eine Anmeldung vor, nämlich die der Geſchäftsführer 
vom Februar 1907. Alles was in den eingereichten Schriftſätzen namens 
der Geſellſchaft beantragt und ausgeführt wird, ſtellt ſich nicht als eine form⸗ 
gerechte Anmeldung der Geſchäftsführer dar, kann alſo auch keinen ſelbſtändigen 
Anlaß für die Vornahme einer Eintragung in das Handelsregiſter bilden. 
In der Anmeldung vom Februar 1907 iſt aber der Antrag auf Eintragung 
einer Verpflichtung der Geſellſchafter aus § 3 Abſ. 2 des Geſetzes oder einer 
Nachſchußpflicht nicht enthalten. Es fehlt hiernach von vornherein an dieſer 
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unerläßlichen formellen Unterlage für eine derartige Eintragung in das Handels⸗ 
regiſter. Namentlich iſt für die Vornahme einer ſolchen Eintragung völlig 
unerheblich, was die Geſellſchafter bei Faſſung der betreffenden Beſchlüſſe ſachlich 
gewollt haben, wenn nicht ihre Abſichten durch entſprechende Beſchlüſſe zum 
Ausdruck und die letzteren gehörig zur Anmeldung gebracht worden ſind. 
Hiernach iſt das Verlangen der weiteren Beſchwerde, daß über die Eintragung 
von Verpflichtungen der Geſellſchafter aus § 3 Abſ. 2 des Geſetzes oder 
einer Nachſchußpflicht befunden werde, ungerechtfertigt. Inſofern iſt alſo die 
weitere Beſchwerde ſchon aus dieſem formellen Grunde zurückweiſen. 

Es kann ſich danach nur noch fragen, ob die in der Eingabe vom 
Februar 1907 enthaltene Anmeldung der Erhöhung des Stammkapitals der 
Geſellſchaft eine Eintragung rechtfertigt. Zunächſt können wohl Zweifel darüber 
entſtehen, was nach dieſer Eingabe eigentlich eingetragen werden ſoll, die 
einzelnen Beſchlüſſe vom 18. April 1898, 18. September 1898 und 
7. November 1903 als ſolche oder das von ſeiten der Antragſteller aus 
ihnen gezogene Facit der Erhöhung des Stammkapitals von 600 000 M. 
auf 720 000 M. Beide Vorinſtanzen haben die erfolgte Anmeldung in dem 
letzteren Sinne aufgefaßt. Man wird ſich dieſer Auffaſſung auch um dei 
willen anſchließen müſſen, weil die von den Geſchäftsführern zur Unterſtützung 
ihrer Anmeldung wegen der erfolgten Abzüge und gemachten Leiſtungen ab⸗ 
gegebenen Erklärungen ſich lediglich auf eine Erhöhung um 120 000 M., 
nicht aber auf eine ſolche um 240 000 M. beziehen. Von ſeiten der Beſchwerde⸗ 
führerin iſt dieſer Auffaſſung der Vorentſcheidungen auch niemals widerſprochen 
worden. 

Für die Eintragung einer Erhöhung des Stammkapitals der Geſell⸗ 
ſchaft von 600 000 M. auf 720 000 M. fehlt es aber an dem erforderlichen 
Beſchluſſe der Geſellſchafterverſammlung (§ 53 des Geſetzes). Eine Erhöhung 
des Stammkapitals um 120 000 M. hat eine ganz andere rechtliche Be⸗ 
deutung als eine Erhöhung um 240000 M. in Verbindung mit einer dem 
nächſtigen oder auch gleichzeitigen Wiederherabſetzung um 120000 M. Es 
kann keine Rede davon ſein, daß Erhöhung und Herabſetzung des Stamm⸗ 
kapitals, ſoweit ſie ſich zahlenmäßig decken, einander ohne weiteres gegenſeitig 
nach Art einer Aufrechnung aufheben. Das Weſen der Kapitalserhöhung be⸗ 
ſteht in der Schaffung neuer Mitgliedſchaften mit neuen Mitgliederrechten und 
zpflichten. Sind ſolche aber einmal begründet und mit der Eintragung in das 
Handelsregiſter entſtanden ($ 54 Abſ. 3 des Geſetzes), fo können fie nicht 
ſchlechthin durch eine anderweitige Beſchlußfaſſung und Eintragung der Herab⸗ 
ſetzung beſeitigt werden, und zwar auch dann nicht, wenn dieſe Eintragung 
gleichzeitig erfolgt; vielmehr würden zu ihrer Ausſchaltung ſehr viel weiter⸗ 
gehende, recht komplizierte Maßnahmen erforderlich fein (§ 58 Abſ. 2 des 
Geſetzes). Es iſt alſo ganz etwas anderes, ob eine Erhöhung und eine Herab⸗ 
ſetzung des Stammkapilals oder nur eine Erhöhung um die Differenz der 
betreffenden Summen beſchloſſen wird. 

Die Abſicht der Beteiligten bei Faſſung des Beſchluſſes vom 7. November 
1903 mag allerdings vielleicht die geweſen ſein, daß der am 18. April 
1898 gefaßte Beſchluß auf Erhöhung des Stammkapitals von 600 000 M. 
auf 840 000 M. aufgehoben oder nur in Höhe von 120 000 M. zur Durch⸗ 
führung gebracht werden ſolle. Das iſt aber rechtlich ganz etwas anderes, 
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als wenn das auf 840000 M. erhöhte Kapital wieder um 120 000 M., 
auf 720 000 M. herabgeſetzt wird. Der Nominalbetrag des Stammkapitals 
iſt zwar für beide Fälle der gleiche. Dazwiſchen liegt jedoch eine Fülle von 
rechtlichen Verſchiedenheiten, auf welche hier nicht näher eingegangen zu werden 
braucht. Die vorliegenden Beſchlüſſe der Generalverſammlung ſind hiernach 
durchaus ungeeignet, um die beantragte Eintragung der Erhöhung des Stamm⸗ 
kapitals von 600 000 M. auf 720 000 M. zu rechtfertigen. 

Aber auch wenn man ſich auf den Standpunkt ſtellen würde, daß eine 
Eintragung der drei erwähnten Einzelbeſchlüſſe verlangt werde, würde den 
geſtellten Anträgen doch nicht ſtattgegeben werden können. Es iſt hier haupt⸗ 
ſächlich auf den bereits von den Vorinſtanzen erörterten Geſichtspunkt hinzu⸗ 
weiſen, daß eine Erhöhung des Stammkapitals einer Geſellſchaft nicht durch 
eine Erhöhung der bereits vorhandenen, ſondern nur durch Schaffung neuer 
Geſchäftsanteile ſtattfinden darf. Die Beſtimmungen der 88 55 bis 57 des 
Geſetzes, in welchem die Erhöhung des Stammkapitals umfaſſend geregelt 
wird, laſſen klar erkennen, daß dieſe auf der Grundlage aufgebaut iſt, daß 
ſie ausſchließlich durch die Uebernahme neuer Stammeinlagen und den Erwerb 
neuer ſelbſtändiger Geſchäftsanteile erfolgen kann. Im $ 55 Abſ. 3 des 
Geſetzes iſt beſtimmt: „Wird von einem der Geſellſchaft bereits angehörenden 
Geſellſchafter eine Stammeinlage auf das erhöhte Kapital übernommen, ſo er⸗ 
wirbt derſelbe einen weiteren Geſchäftsanteil.“ Daraus ergibt ſich die recht⸗ 
liche Selbſtändigkeit der neuen Geſchäftsanteile. Nach § 55 Abſ. 4 des 
Geſetzes findet hinſichtlich der auf das erhöhte Kapital zu leiſtenden Stamm⸗ 
einlagen die Vorſchrift des § 5 Abſ. 1 bis 3 des Geſetzes über die urſprüng⸗ 
lichen Stammeinlagen Anwendung, was ebenfalls dafür ſpricht, daß ſie die 
gleiche rechtliche Selbſtändigkeit wie dieſe haben ſollen. Nach § 57 Abſ. 1 
ſoll das erhöhte Kapital durch Uebernahme von Stammeinlagen gedeckt werden, 
ſo daß eine Deckung durch Erhöhung der alten Stammeinlagen ausgeſchloſſen 
erſcheint. Nach S 57 Abſ. 3 Nr. 2 muß dem Regiſtergericht eine Liſte 
der Perſonen eingereicht werden, welche die neuen Stammeinlagen übernommen 
haben. Den neuen Stammeinlagen müſſen ſelbſtverſtändlich überall neue 
ſelbſtändige Geſchäftsanteile entſprechen. Für eine Erhöhung des Stammkapitals 
auf eine andere Weiſe, insbeſondere durch eine prozentuale oder ſonſtige Er- 
höhung der bereits vorhandenen Geſchäftsanteile, bleibt danach ſchlechterdings 
kein Raum. Dieſe Auffaſſung wird auch durch die Begründung zum Ent⸗ 
wurfe GmbHG. beſtätigt, in der gejagt wird: „Bei einer Erhöhung des 
Stammkapitals erfolgt die Uebernahme der zur Aufbringung des erhöhten 
Kapitals erforderlichen neuen Stammeinlagen auf Grund eines Vertrags 
zwiſchen dem Uebernehmer und der Geſellſchaft. Eine einfache Erhöhung des 
bisherigen Geſchäftsanteils des Geſellſchafters iſt aus denſelben Gründen un⸗ 
tunlich, welche der Vereinigung eines mittels Abtretung erworbenen Geſchäfts⸗ 
anteils mit dem bisherigen Anteile des Erwerbers entgegenſtehen.“ 

Es ijt an dieſer Stelle weiter auf die Begründung zu § 15 des Ge⸗ 
ſetzes Bezug genommen, wo es heißt: „Die Geſchäftsanteile als felbſtſtändige 
Gegenſtände des Rechtsverkehrs bewahren ihre Sonderexiſtenz auch dann, 
wenn im Wege der Veräußerung oder Vererbung mehrere Anteile in der 
Hand eines Geſellſchafters zuſammentreffen. Eine Verſchmelzung ſolcher Ge⸗ 
ſchäftsanteile zu einer neuen Einheit iſt im Entwurfe nicht vorgeſehen. Sie 
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verbietet fic) ſchon aus dem Grunde, weil bei noch nicht vollbezahlter Stamm: 
einlage der Rückgriff an die etwaigen Vormänner möglich bleiben muß; dieſer 
ſetzt aber die Fortexiſtenz der alten Geſchäftsanteile voraus, da die letzteren 
eventuell den Vormännern zurückzugewähren find ($ 22 Abſ. 4).“ 

Hiernach ſollten auch die im Falle einer Kapitalserhöhung entſtehenden 
neuen Geſchäftsanteile grundſätzlich eine Sonderexiſtenz haben und eine 
Verſchmelzung des erhöhten Betrags mit dem urſprünglichen Geſchäftsanteil aus⸗ 
geſchloſſen fein. Der innere Grund dafür war der, daß der alte Geſchäſts⸗ 
anteil unverändert fortbeſtehen ſollte, damit für ihn bei nicht vollbezahlter Stamm: 
einlage der Rückgriff an die etwaigen Vormänner gewahrt werde. Gelb: 
verſtändlich gilt der Grundſatz der Selbſtändigkeit der neuen Geſchäftsantele 
aber auch für den Fall, daß die Stammeinlagen bereits doll gedeckt ſind; 
denn das Geſetz macht in dieſer Beziehung keinen Unterſchied; vielmehr fol 
nach ihm die Erhöhung des Stammkapitals von Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung immer nur durch Bildung neuer Geſchäftsanteile, niemals aber durch 
bloße Erhöhung der bereits vorhandenen ſtattfinden. Auf dieſem Standpunkte 
ſteht aber auch durchweg die Praxis. Somit entſpricht der Beſchluß vom 
18. April 1898, nach welchem das Stammlapital der Geſellſchaſt von 
600 000 M. auf 840 000 M. in der Art erhöht werden ſoll, daß jede 
Stammeinlage um 40% erhöht wird, dem Geſetze nicht; er iſt deshalb nichtig 
und ſeine Eintragung unzuläſſig. Ferner iſt darauf hinzuweiſen, daß der 
Eintragung des Beſchluſſes auch aus § 58 des Geſetzes (hinſichtlich der in 
der Verſammlung vom 18. April 1898 nicht anweſenden Geſellſchafter) und 
aus §§ 55 Abſ. 1, 57 Abſ. 3 des Geſetzes (wegen der nicht erfolgten 
Einreichung der Uebernahmeerklärungen) Bedenken entgegenſtehen. 

Da der Beſchluß vom 18. April 1898 zweifellos als ein einheitlicher 
anzuſehen ift, jo kann ohne die Erhöhung des Stammkapitals auch nicht die 
Befugnis der Geſellſchaft eingetragen werden, jedem Geſellſchafter ſür jeden 
gelieferten Zentner Rüben 2½ Pf. fo lange zu kürzen, bis feine Stamm 
einlage berichtigt iſt. Da endlich die Beſchlüſſe vom 16. September 1898 
und 7. November 1903 offenbar die Gültigkeit des Beſchluſſes vom 18. April 
1898 zur Vorausſetzung haben, ſo ſind ſie mit deſſen Nichtigkeit gleichfalls 
hinfällig und es kann ihre Eintragung nicht erfolgen. Nach alledem iſt die 
weitere Beſchwerde im vollen Umfang als unbegründet zurückzuweiſen. 
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Eingetragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht; Unzuläſſigkeit der 
Abtretung nur eines oder einzelner Geſchäftsanteile von ſeiten eines mit 
mehreren Geſchäftsanteilen beteiligten Genoſſen. 


88 76, 138 Gen. 
Kammergericht Berlin, 5. März 1908. — Bd. 9 S. 177. 


Der Hausbeſitzer W. iſt bei der Eintragung der Genoſſenſchaft „Eiſen⸗ 
Moorbad L., Eingetragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht“, unter 
Nr. 3 der Genoſſenliſte als Genoſſe eingetragen worden. Nachdem ſpäter 
für ihn 99 weitere Geſchäftsanteile eingetragen worden ſind, ſo daß er 100 
Geſchäftsanteile hatte, wurde am 24. September 1906 zu Nr. 3, Spalte 7, 8 
der Genoſſenſchaftsliſte eingetragen, daß 27 Geſchäftsanteile an Dr. M. 
(Nr. 68 der Liſte) und 2 Geſchäftsanteile an H. (Nr. 90 der Lifte) über: 
tragen worden ſeien. 


Am 30. Oktober 1906 wurde bei Nr. 3 (Genoſſe W.) in Spalte 7 bis 9 
eingetragen: „Aufkündigung zum 31. Dezember 1907“, Tag des Ausſcheidens: 
„31. Dezember 1907“. — Am 8. Januar 1906 find bei Nr. 82 (Gee 
noſſe F.) 33 weitere Geſchäftsanteile eingetragen. Ein Zuſammenhang mit 
Nr. 3 iſt hier nicht erſichtlich. 

Unter dem 28. Oktober 1907 hat W. beim Amtsgerichte zu L. die 
Anträge geſtellt: 

in der Genoſſenliſte bei ihm vorzumerken, prinzipaliter, daß er Ende 
1905 mit 9000 M., im Auguſt 1906 mit 13 400 M. und zwei 
weiteren Anteilen und Ende September 1906 mit dem Reſte ſeiner 
Anteile, alſo gänzlich aus der Genoſſenſchaft ausgeſchieden ſei, eventuell, 
daß er Ende September 1906 aus der Genoſſenſchaft ausgeſchieden 
ſei. Er begründet ſie damit, er habe ſeine Uebernahme von 99 weiteren 
Geſchäftsanteilen zu ſeinem urſprünglichen Geſchäftsanteile der Ge⸗ 
noſſenſchaft gegenüber davon abhängig gemacht, daß ihm geſtattet 
werde, jede beliebige Zahl von Anteilen an andere Perſonen zu 
übertragen. Die Genoſſenſchaft habe dieſe Bedingung durch Schreiben 
ihres Aufſichtsrats und Vorſtandes angenommen. Daraufhin fei er 
mit weiteren 99 Anteilen als Vorſtandsmitglied der Genoſſenſchaft 
beigetreten. 


Auf Grund dieſer Berechtigung, Anteile in beliebiger Zahl zu über⸗ 
tragen, habe er im Dezember 1905 an F. 9900 M. Geſchäftsguthaben 
übertragen, ferner im Auguſt 1906 an Dr. M. 13 400 M. Geſchäftsgut⸗ 
haben, danach zwei Anteile an H. und endlich im September 1906 den ihm 
verbliebenen Reit an. Dr. M. Die Genoſſenſchaft fet mit ſämtlichen Ueber⸗ 
tragungen einverſtanden geweſen, habe die bezeichneten Beträge zu den an⸗ 
gegebenen Zeiten von ſeinem Geſchäftsguthaben gelöſcht und den Dr. M. 
an feiner Stelle in den Vorſtand gewählt. Nach § 76 des GenG. fei er 
dementſprechend aus der Genoſſenſchaft ausgeſchieden. Der Vorſtand ſei ver⸗ 
pflichtet geweſen, dies unverzüglich dem Regiſtergericht anzumelden und die 
Berichtigung der Genoſſenliſte herbeizuführen, habe dies jedoch verſäumt und 
weigere fic) auch jetzt, es nachzuholen. Er habe deshalb gemäß § 71 Abſ. 2 
des Gen®, Klage beim Landgericht erhoben. 

Blätter f. Rechtspfl. LVI. N. F. XXXVII. Freiw. Gerichtsbark. 11 
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Das Amtsgericht hat die Eintragung der beantragten Vormerkung ab 
gelehnt. Hiergegen hat W. Beſchwerde eingelegt, wobei er jedoch den Prinzipal⸗ 
antrag fallen gelaſſen und nur den Eventualantrag aufrecht erhalten hat. 

Das Landgericht hat die Beſchwerde mit der Begründung zurückgewieſen, 
daß die angeführten Tatſachen ungeeignet ſeien, das Ausſcheiden des Beſchwerde⸗ 
führers aus der Genoſſenſchaft darzutun, weil die teilweiſe Uebertragung des 
Geſchäftsguthabens zum Zwecke des Ausſcheidens eines Genoſſen unzuläſſig 
ſei. Daran könne durch Vereinbarung nichts geändert werden. Da die 
früheren Uebertragungen von Anteilen unſtatthaft geweſen ſeien, ſo ſei auch 
die Uebertragung des Reſtes des Guthabens ungeeignet geweſen, das Aus⸗ 
ſcheiden herbeizuführen. 

Auch das Kammergericht hat der weiteren Beſchwerde den Erfolg aus 
folgenden Gründen verſagt: 

Der Grund, aus welchem das Landgericht die beantragte Eintragung 
abgelehnt hat, iſt zutreffend. Es entſpricht der herrſchenden Meinung, insbe⸗ 
ſondere auch der Rechtſprechung des Kammergerichts (KGJ. 15, 57), daß 
ein mit mehreren Geſchäftsanteilen an einer eingetragenen Genoſſenſchaft mit 
beſchränkter Haftpflicht beteiligter Genoſſe einem andern nur ſein ganzes Ge⸗ 
ſchäſtsguthaben unter Austritt aus der Genoſſenſchaft, nicht aber einen oder 
einige ſeiner Geſchäftsanteile mit der Wirkung übertragen kann, daß er mit 
dem Reſte an der Genoſſenſchaft beteiligt bleibt. Daran iſt feſtzuhalten. 
Es war der ausgeſprochene Wille des Geſetzgebers, bei der Uebertragung des 
Geſchäftsguthabens jede Konſtruktion zu vermeiden, welche die Uebertragung 
der Anteilsrechte in einer den Aktien ähnlichen Weiſe erleichterte. Träger der 
Genoſſenſchaft find immer Perſonen und niemals Kapitalanteile. Danach kann 
wohl unter gewiſſen Vorausſetzungen eine Perſon an der Stelle einer anderen 
Mitglied der Genoſſenſchaft werden; es können aber nicht die den einzelnen 
Geſchäftsanteilen entſprechenden Geſchäftsguthabenteile eines Mitglieds derartig 
auf verſchiedene Perſonen verteilt werden, daß nunmehr jede Mitglied it; 
denn damit würde die Genoſſenſchaft einen kapitaliſtiſchen Charakter annehmen, 
der mit ihrem Wefen und Zwecke unvereinbar iſt. Der Beſchwerdeführer 
konnte alſo mittels der von ihm dargelegten, unzuläſſigen Abtretungen ein: 
zelner Geſchäftsanteile vder Guthabenteile niemals aus der Genoſſenſchaſt 
ausſcheiden. Sein Antrag auf Eintragung ſeines Ausſcheidens entbehrt 
danach der geſetzlichen Grundlage und war deshalb abzulehnen. 

Ferner iſt aber die beantragte Vormerkung ſeines Ausſcheidens unter 
Rückdatierung auf September 1906 auch an ſich unzuläſſig. Der Zeitpunkt 
des Ausſcheidens eines Genoſſen richtet ſich bei der Vormerkung nach denſelben 
Grundſätzen wie bei der endgültigen Eintragung (§ 71 Abſ. 2 des Gen. 
§ 35 Abſ. 2 der Bek. des Reichskanzlers vom 1. Juli 1899, betreffend 
die Führung des Genoſſenſchaftsregiſters). Das Ausſcheiden durch Uebertragung 
des Geſchäftsguthabens wird aber ſtets mit dem Tage der Eintragung (Vor⸗ 
merkung), niemals mit einem früheren Zeitpunkte wirkſam (§ 76 Abſ. 3 
des GenG., § 34 Abſ. 4 der Bek.). Von einer nachträglichen Vormerkung 
des Ausſcheidens mit Wirkſamkeit für September 1906, wie ſie hier verlangt 
wird, kann unmöglich die Rede ſein. 

Im übrigen ſind die von dem Beſchwerdeführer angeführten Tatſachen 
(die allerdings eines weiteren Nachweiſes oder einer Glaubhaftmachung nach 
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§ 71 Abſ. 1 des GenG., § 35 Abſ. 1 der Bek. nicht bedürfen) auch an 
ſich keineswegs ausreichend, um fein Ausſcheiden gemäß § 76 des Gen. 
(zu vgl, § 81 Nr. 5 der Bek.) darzutun. Es fehlt die Behauptung einer 
ſchriftlichen Uebereinkunft und der Tatſachen, welche im Falle einer endgültigen 
Eintragung der Vorſtand verſichern muß (§ 138 des GenG.; vgl. RIA. 1, 
187). In der Hauptſache konnte nach alledem an der Zurückweiſung der 
weiteren Beſchwerde kein Zweifel obwalten. 


Mangelnde Befugnis des Regiſtergerichts, von dem Geſellſchafter einer 
offenen Handelsgeſellſchaft bei der Verlegung ſeines Wohnorts die An⸗ 
meldung dieſer Aenderung zur Eintragung in das Handelsregiſter zu 
| verlangen. 


| §§ 106, 107 HGB. 
Oberlandesgericht Hamburg, 6. April 1908. — Bd. 9 S. 180. 


In der Handelsſache E. & Co. ſührt das Oberlandesgericht auf die 
weitere Beſchwerde des Geſellſchafters E. in den Gründen aus: 


Es handelt ſich um die Frage, ob ein bei der erſten Eintragung einer 
offenen Handelsgeſellſchaft unter Angabe ſeines Wohnorts eingetragener Ge⸗ 
ſellſchafter ſpäter bei Veränderung dieſes Wohnorts eine entfprechende An⸗ 
meldung zur Berichtigung der Eintragung im Handelsregiſter zu bewirken hat. 
. Hierfür iſt, wie das Landgericht zutreffend ausführt, nur das Handels⸗ 
:gejegbuch maßgebend, und zwar § 106 HGB. Das Landgericht legt dieſen § 106 
aber unrichtig aus, wenn es meint, wie der Geſellſchafter bei der erſten An⸗ 
meldung auch ſeinen Wohnort zur Eintragung anzumelden habe, ſo habe er 
auch ſpäter während des Beſtehens der Geſellſchaft etwaige Veränderungen ſeines 
„Wohnorts zur Eintragung anzumelden, damit das Handelsregiſter in dieſem 
Punkte ſtets richtig bleibe. 

5 Allein dem Wortlaute nach redet der $ 106 ganz allein von der erſten 
‚Anmeldung und nicht von erneuten Anmeldungen bei ſpäterem Wohnungs⸗ 
wechſel. Schon der unzweideutige Wortlaut würde ſchwerlich eine erweiternde 
Auslegung in dieſem Sinne zulaſſen. Vollends unzweifelhaft aber wird die 
‚engere, dem Wortlaute folgende Auslegung durch den § 107, wo ausdrücklich 
Anmeldung und Eintragung verlangt wird hinſichtlich der anderen Erforder⸗ 
niſſe des § 106 im Fall der Aenderung, nämlich wenn die Firma 
der Geſellſchaft geändert, der Sitz der Geſellſchaft an einen anderen Ort 
‚verlegt wird oder ein neuer Geſellſchafter eintritt. Hätte der Geſetzgeber 
gewollt, daß auch eine Aenderung des Wohnorts eines Geſellſchafters ange⸗ 
meldet und eingetragen würde, ſo hätte er dies ſicher im § 107 ausdrücklich 
ausgeſprochen. 

£ Auch ift der Zweck der fraglichen Beſtimmung im § 106 nicht der, daß 
iederzeit jeder Geſellſchafter leicht ſolle aufgefunden werden, ſondern die Sicherung 
wer Identität jedes Geſellſchafters bei der erſten Anmeldung und Eintragung 
dadurch, daß außer Namen, Vornamen und Stand auch der damalige Wohn: 
ort angegeben wird. 


N Die erhobene weitere fofortige Beſchwerde iſt hiernach begründet. 
11 * 
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Pflicht des Regiſterrichters, vor der Eintragung einer Geſellſchaſt mit 


beſchränkter Haftung auch die materielle Zuläſſigkeit der Gründung nad: 
zuprüfen. 
§§ 7, 8 GmbHG, 
Kammergericht Berlin, 7. Mai 1908. — Bd, 9 S. 181, 


In dem Grundbuche der Bergwerke des Amtsgerichts zu Sch. find feds 
Braunkohlengruben eingetragen. Als Gewerken find ſechs Perſonen vermerl. 
Zu notariellem Protokoll errichteten die ſechs Gewerken dieſer Gruben unter 
der Firma „Bergbaugeſellſchaft P.'s Hoffnung und Graf B. mit beichräntter 
Haftung“ eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung mit dem Sitze in 64, 
als deren Zweck fie die Ausbeutung der Braunkohlenbergwerke bezeichnete. 
Das Stammkapital wurde auf 50 200 Mark beſtimmt. Die Stammeinlagen 
ſollen in der Hauptſache durch Einbringung der Kuxe, im übrigen durch Bar: 


einzahlung bewirkt werden. Zu Geſchäftsführern wurden R. und B. beſtelt. 


Die Geſchäftsführer meldeten zum Protokolle des Gerichtsſchreibers des Anti: 
gerichts in Sch. die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung zur Eintragung in 
das Handelsregiſter an, indem fie verſicherten, daß die Sacheinlagen, d. }. 
die erwähnten Kue, vollſtändig und die baren Einlagen in Höhe von 2%, 
bewirkt ſeien, ſowie daß Sacheinlagen und Bareinlagen in ihrer freien Be 
fügung ſich befänden. 

Das Amtsgericht erhob jedoch folgende Anſtände, deren Behebung e 
aufgab. 


Nach dem Grundbuche beſtehe unter den zu der Geſellſchaft zuſammm⸗ 
getretenen ſechs Perſonen eine Gewerkſchaft alten Rechtes. Es handele ſih 
alſo um die Umwandlung der Gewerkſchaftsform in eine andere Geſellſchaſt 
form und es bedürfe deshalb der Beibringung eines in einer ordentlichen Ge 
werkenverſammlung gefaßten Beſchluſſes aller Gewerken in gerichtlicher ode 
notarieller Form, der Einwilligung der Pfandgläubiger und der Einreichung 
der Urkunden an die Bergbehörde. Da ferner die Bergwerke auf Grm 
der Schleſiſchen Bergordnung vom 5. Juni 1769 verliehen worden und I 
nach die Braunkohlen Regalien ſeien, jo fei die ſtaatliche Genehmigum, 


mindeſtens aber eine Beſcheinigung der Bergbehörde beizubringen, daß dit 


Genehmigung nicht erforderlich ſei. 

Die gegen dieſe Verfügung gerichtete Beſchwerde wurde vom un 
gerichte zurückgewieſen. Auch der weiteren Beſchwerde hat das RKammergerid 
den Erfolg verſagt und dabei in den Gründen ausgeführt: 


Die Vorinſtanzen gehen mit Recht davon aus, daß der Regifterridte 


vor der Eintragung einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung nicht bloß be 
Beobachtung der für die Anmeldung beſtehenden formellen Vorſchriſten de 
Geſetzes feſtzuſtellen, ſondern auch die materielle Zuläfſigkeit der Gründung 
nachzuprüfen hat. Im Bereiche dieſer Prüfung liegt aber die Erörterung M 
Frage, ob und unter welchen Umſtänden eine Geſellſchaft mit bejchränftr 
Haftung die im Geſellſchaftsvertrag als Gegenſtand ihres Unternehmens be 
zeichnete Ausbeutung beſtimmter Bergwerke betreiben kann. Die Frage he 
hört dem Bergrecht an, für das nach Art. 67 EGBGB. (zu vgl. Art. 32 
die Landesgeſetze maßgebend geblieben find. (Es wird ſodann dargelegt, au 


| 
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welchen Gründen nach dem maßgebenden Preußiſchen Rechte die Eintragung 
der Gefellſchaft mit beſchränkter Haftung auf Grund der beigebrachten Unter⸗ 
lagen nicht erfolgen könne.) 


Unzuläſſigkeit der Aufnahme von Namen anderer Perſonen als der. Ge⸗ 
ſellſchafter in die Firma einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, auch 
wenn der Perſonenname Beſtandteil einer Sachbezeichnung iſt. 

§ 75 GmbHG. 


Kammergericht Berlin, 30. Mai 1908. — Bd. 9 S. 182. 


Das Regiſtergericht hat gemäß 88 144, 143 des Geſetzes über die An⸗ 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und § 75 des Geſetzes, betreffend 
die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, die Löſchung der Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung „Waſſerverſorgung und Abwäſſerreinigung, Syſtem D.“ 
im Handelsregiſter in Ausſicht genommen, weil der Zuſatz zu ihrer Firma 
„Syſtem D.“ unzuläſſig fei. 

Den von der Geſellſchaft erhobenen Widerſpruch hat das Regiſtergericht 
zurückgewieſen und der eingelegten ſofortigen Beſchwerde das Landgericht den 
Erfolg verſagt. 
Die von der Gefellſchaft eingelegte ſofortige weitere Beſchwerde iſt vom 
Kammergerichte gleichfalls zurückgewieſen worden, und zwar aus folgenden 
Gründen: 
Nach § 144 Abſ. 1 FG. kann eine in das Handelsregiſter eingetragene 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung als nichtig gelöſcht werden, wenn die 
Vorausſetzungen vorliegen, unter denen nach den §§ 75, 76 GmbHG. die 
Nichtigkeitsklage erhoben werden kann. Nach § 75 dieſes Geſetzes kann eine 
ſolche Klage angeſtellt werden, wenn eine der nach § 3 Abſ. 1 weſentlichen 
Beſtimmungen nichtig ijt; darunter fällt nach S 3 Abſ. 1 Nr. 1 auch 
die Firma der Geſellſchaft. Nun ſchreiben aber § 4 Abſ. 1 Satz 1, 2 des 
Geſetzes vor: Die Firma der Geſellſchaft muß entweder von dem Gegenſtande 
des Unternehmens entlehnt ſein oder die Namen der Geſellſchafter oder den 
Namen wenigſtens eines derſelben mit einem das Vorhandenſein eines Geſell⸗ 
ſchaftsverhältuiſſes andeutenden Zuſatze enthalten. Die Namen anderer Perſonen 
als der Geſellſchafter dürfen in der Firma nicht aufgenommen werden. 

Für den Fall, daß die Firma: „Waſſerverſorgung und Abwäſſerreinigung, 
Syſtem D., Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung“, dieſer zwingenden Vorſchrift 
nicht entſpricht, iſt ſie nichtig und ſomit im Handelsregiſter zu löſchen; doch 
kann der ihr anhaſtende Mangel gemäß § 76 des Geſetzes bis zur Löſchung 
geheilt werden. 

Dieſe Firma iſt augenſcheinlich als Sach⸗, nicht aber als Perſonenfirma 
beabſichtigt. Es kann jedoch keinem ernſtlichen Zweifel unterliegen, daß der 
Ab). 1 Satz 2 des § 4 ſich nicht allein auf den zweiten Fall des 1 Satz (Wahl 
einer Perſonenfirma) bezieht, ſondern auch auf den erſten, daß die Firma der 
Geſellſchaft von dem Gegenſtande des Unternehmens entlehnt, alſo eine Sach⸗ 
firma gebildet wird. Er hat ſogar für dieſen Fall ſeine hauptſächlichſte Be⸗ 
deutung; denn nach der poſitiven Beſtimmung des Satz 1 kann die Perſonen⸗ 
firma (abgeſehen von etwaigen Zuſätzen) auch ohnedies nur mit den Namen 
von Geſellſchaftern gebildet werden. 
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Das Verbot der Aufnahme der Namen anderer Perſonen als der Ges 
ſellſchaſter in die Firma einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung iſt in 
Gegenſatze zu der Vorſchrift des § 20 HGB., welche für die Bildung der 
Firma von Alktiengeſellſchaften (Kommanditgeſellſchaften auf Aktien) nur eine 
Regel aufſtellt und nach dem Ermeſſen der Regiſtergerichts Ausnahmen zuläßt, 
ein abſolutes, von welchem Ausnahmen nicht gemacht werden dürfen. Dieſes 
Verbot ijt ferner in Abweichung vom § 18 Abſ. 2 HGB. ein abjtrattes, 
auf rein formellem Gebiete liegendes, für welches irgendwelche materiellen 
Vorausſetzungen nicht erforderlich find. Nach der klaren Faſſung des Geſezes 
hängt das Verbot des Satz 2 nicht etwa von der Vorausſetzung ab, daß die 
Aufnahme des Namens eines Nichtgefellſchafters in die Firma geeignet er⸗ 
ſcheint, eine Täuſchung über die Verhältniſſe der Geſellſchaft, insbeſondere übe 
die Mitgliedſchaft der genannten Perſon, herbeizuführen. Es bedarf alſo in 
einzelnen Falle für die Anwendung dieſes Verbotsgeſetzes weder des Nad: 
weiſes einer ſolchen Täuſchungsmöglichkeit, noch kann das Verbot durch den 
Beweis entkräftet werden, daß eine Täuſchung des Publikums in der an 
gegebenen Richtung ausgeſchloſſen fei. Der Richter iſt vielmehr ohne Ridiidt 
auf alle derartigen Nebenumſtände durch die Formen ſtrengedieſer Vorſchriſten 
gebunden. § 4 GmbHG. iſt in der Begründung des Geſetzentwurfs und 
in den Verhandlungen der Reichstagskommiſſion Gegenſtand eingehender Gr: 
örterungen geweſen, die hauptſächlich grundſätzlicher Art waren und an das 
Weſen der neuen Geſellſchaft anknüpften. Demgemäß iſt den Beſtimmungen 
des § 4, insbeſondere auch dem Verbote des Abſ. 1 Satz 2 eine prinzipiell 
Bedeutung beizumeſſen, fo daß von ihm nicht aus Zweckmäßigkeitsrückſichten 
irgendwelcher Art abgewichen werden darf. 

Endlich ijt aber das Verbot der Aufnahme der Namen von Nichtgeſell 
ſchaſtern in die Firma, entſprechend feinem abſoluten und grundſätzlichen Charakter, 
auch in bezug auf die Form, in welcher der Name gebraucht wird, als ein 
allgemeines und unterſchiedsloſes zu betrachten. Für die Frage, ob ein Name 
in der Firma gebraucht wird, kommt es nicht darauf an, wie er gebraucht 
wird. Es iſt alſo unerheblich, in welcher ſprachlichen Verbindung ober fad: 
lichen Beziehung der Name bei der Bildung der Firma verwendet wird, wenn 
er nur überhaupt in ihr enthalten iſt. Es iſt danach keineswegs erforderlich, 
daß der Träger des Namens nach der Art feiner Einfügung als Mitinhaber 
oder ſonſt irgendwie an der Geſellſchaft als beteiligt erſcheint. Der Name 
kann insbefondere auch Beſtandteil einer Firma in der enthaltenen Sachbezeichnuug, 
z. B. des Gegenſtandes des Unternehmens oder eines beſtimmten, bei ihn 
angewendeten Verfahrens ſein, ohne daß er dadurch ſeine Eigenſchaft als 
Name verliert, jo z. B. in der Verbindung „Syſtem D.“ oder „Patent D.“ 
Die Aufnahme folder, den Namen enthaltenden Wendungen genügt, um jenes 
Verbotsgeſetz in dieſer Beziehung als verletzt und die Firma für unzulällg 
zu erachten. 

Auf einem anderen Gebiete liegt die Frage, ob in einem in die Geſell⸗ 
ſchaftsfirma aufgenommenen Namen der „Name einer Perſon, im Sinne des 
§ 4 Abſ. 1 Satz 2 zu finden iſt. Der Umſtand allein, daß der Name bei 
einer Sachbezeichnung verwendet iſt, nimmt ihm dieſe an ſich vorhandene 
Eigenſchaft nicht; dagegen gibt es wohl Fälle, in welchen ein urſprünglicher 
Perſonenname mit der Zeit die aktuelle Bedeutung eines ſolchen verloren hat 
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und nunmehr als Träger eines Begriffs oder einer Idee, als Symbol oder 
Wahrzeichen in Betracht kommt. Dies kann dazu führen, daß er allgemein 
oder doch in gewiſſen ſachlichen Verbindungen nur noch eine ſachliche Bedeutung 
hat, ſeiner perſönlichen Beziehung dagegen vollſtändig entkleidet ijt. Das 
kann insbeſondere bei Namen aus der Mythologie, von verſtorbenen Fürſten, 
Helden oder Geiſtesgrößen der Fall ſein. Bei derartigen Namen iſt es 
wohl möglich, daß ihre Aufnahme in die Firma ſich nicht als Gebrauch des 
„Namens einer Perſon“, ſondern einer bloßen Sachbezeichnung darſtellt und 
deshalb zuläſſig iſt (zu vergl. KJ. 19, 17). Ob das im Einzelfalle zutrifft, 
iſt Sache der konkreten Prüfung und Entſcheidung. Eine allgemein zutreffende 
ſpeziellere Regel wird ſich dafür ſchwerlich finden laſſen, denn die Fälle können 
zu verſchiedenartig liegen. Sprachgebrauch und Verkehrsanſchauungen werden 
in letzter Reihe maßgeblich ſein. 

Die Anwendung dieſer Grundſätze auf den vorliegenden Fall muß aber 
dazu führen, die ſtreitige Firma für unzuläſſig zu erklären, weil darin der 
Name „D.“ enthalten iſt. Hierbei iſt insbeſondere unerheblich, daß der Name 
Beſtandteil einer Sachbezeichnung iſt; er iſt und bleibt trotzdem ein Name. 
Ferner kann es hier auch keinem Zweifel unterliegen, daß „D.“ der Name 
einer Perſon iſt. „D.“ (Friedrich Wilhelm D) iſt eine beftimmte, woblbefannte 
Perſönlichkeit, von ber das ſogenannte D.ſche Syſtem zur Herſtellung von 
Kläranlagen herrührt. Er hat gewiſſe Reichspatente erworben. Er war 
Geſellſchafter der Firma „F. W. D., Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung“, 
mit deren Konkursverwalter die Beſchwerdeführerin wegen ihrer Befugnis, 
nach D.ſchen Patenten zu arbeiten, den obenerwähnten Prozeß führt. 

Hiernach kommt auch in der ſonſtigen Verbindung „Syſtem D.“ das 
Wort „D.“ für das Publikum, insbeſondere für die Intereſſentenkreiſe als 
Name einer Perſon in Betracht, gleichviel ob D. damit als Geſellſchafter ge⸗ 
kennzeichnet wird oder nicht. D. iſt aber nicht Mitglied der Geſellſchaft, alſo 
darf auch ſein Name nach der ſtrengen, zwingenden Vorjdrift des § 4 nicht 
in die Firma aufgenommen werden. Die Vorinſtanzen haben ſonach zutreffend 
die Löſchung der Firma für geboten erklärt. Danach war die weitere Be⸗ 
ſchwerde als unbegründet zurückzuweiſen, ohne daß es eines Eingehens auf 
die ſonſtigen Streitpunkte, insbefondere darauf bedurfte, ob der fragliche Zuſatz 
gegen § 18 HGB. verſtößt. 


Befugnis des Regiſtergerichts, die Eintragung einer Aktiengefellſchaft 
abzulehnen, weun der Geſellſchaftsvertrag die Höhe des Grundkapitals 
nicht ausdrücklich ziffernmäßig angibt. 

§ 182 HGB. 


Kammergericht Berlin, 30. Mai 1908. — Bd. 9 S. 185. 


Der § 3 des Geſellſchaftsvertrags der im Handelsregiſter eingetragenen 
Aktiengeſellſchaft H. lautet: Das Grundkapital beträgt 6 000 000 M. Die 
Zahl der auf je 1000 M. geſtellten Aktien beträgt 6000. 


In der Generalverfammlung vom Dezember 1907 wurde beſchloſſen: 
I. Jede Aktie der Geſellſchaft, auf die 350 M. zugezahlt werden, wird 
Vorzugsaktie; die übrigen Aktien bleiben Stammaktien. 
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II. Der § 3 des Geſellſchaftsvertrags erhält folgende Faſſung: „Die 
Zahl der auf je 1000 M. geſtellten Aktien iſt 6000. Die Aktien 
zerſallen in Vorzugsaktien und Stammaktien.“ 

III. Der Aufſichtsrat wird ermächtigt, dem § 3, insbeſondere bine 
ſichtlich der Zahl der Stamm: und Vorzugsaktien die Faſſung zu 
geben, die ſich aus den Zuzahlungen auf die Aktien ergibt. 

Das Regiſtergericht hat die vom Vorſtande beantragte Eintragung der 
beſchloſſenen Aenderung des § 3 des Geſellſchaftsvertrags in das Handelsregiſter 
abgelehnt, weil nach der neuen Faſſung des § 3 die gemäß § 182 Abſ. 2 
Nr. 3 HGB. notwendige ziffermäßige Angabe des Grundkapitals der Geſell 
ſchaft fehle. 

Vom Landgericht iſt die hiergegen eingelegte Beſchwerde zurückgewieſen 
worden. 

In der weiteren, vom Vorſtand erhobenen Beſchwerde wird die Ver⸗ 
letzung des § 182 HGB. gerügt, weil eine ausdrückliche ziffernmäßige An⸗ 
gabe des Grundkapitals verlangt werde, während es genüge, wenn die Höhe 
des Grundkapitals aus dem Geſellſchaftsvertrag in Verbindung mit dem ein 
zutragenden Generalverſammlungsbeſchluſſe zu entnehmen ſei. Das jet aber 
hier der Fall; denn wenn 6000 Aktien zu je 1000 M. vorhanden fen, 
jo ergebe dies ohne weiteres ein Grundkapital von 6000000 M. 

Das Kammergericht hat auch dieſem Rechtsmittel den Erfolg verſagt. 
In den Gründen wird ausgeführt: 

Zutreffend hat das Regiſtergericht geltend gemacht, daß es ſich um eine 
Umwandlung von Stammaktien in Vorzugsaktien ohne Erhöhung des Grund⸗ 
kapitals handelt. Das Grundkapital der Geſellſchaft beträgt daher nach wie 
vor 6 000 000 M. und zerfällt auch jetzt noch in 6000 Aktien zu je 1000 M. 
Nach § 178 HGB. kann es gar nicht anders fein, wenn das Grundkapital 
und die Zahl der Aktien, in die es zerlegt wird, die gleichen bleiben. Eine 
Erhöhung des Betrags der einzelnen Aktien findet durch die beſchloſſenen 
Zuzahlungen zweifelsohne nicht ſtatt: vielmehr erhalten die Aktien, auf welche 
zugezahlt wird, nur gewiſſe anderweitige Vorzugsrechte. Es kann alſo keinen 
ernſtlichen Zweifel unterliegen, daß die erſten beiden Sätze des bisherigen § 3 
des Statuts der Aktiengeſellſchaft: „Das Grundkapital beträgt 6 000 000 M, 
die Zahl der auf je 1000 M. geftellten Aktien ijt 6000“, ſachlich immer 
noch zu Recht beſtehen. Gleichwohl iſt dieſem Teile des § 3 durch den 
Generalverſammlungsbeſchluß vom Dezember 1907 eine andere Faſſung ge⸗ 
geben worden; denn er ſoll nunmehr lauten: „Die Zahl der auf je 1000 M. 
geſtellten Aktien iſt 6000“, worauf dann weitere Beſtimmungen wegen der 
Einteilung der Aktien in Vorzugs⸗ und Stammaktien folgen, welche an fid 
an den vorhergehenden Beſtimmungen nichts ändern. Daraus iſt unzweifelhaſt 
eine Streichung des erſten Satzes: „Das Grundkapital beträgt 6 000 000 M.“ 
zu entnehmen. Das iſt offenbar auch der Standpunkt der Vorinſtanzen. 
Wenn demgegenüber der Vorſtand in ſeiner Beſchwerde ausgeführt hat, durch 
dieſen Beſchluß ſolle dem § 3 feine übrige beſtehende Faſſung nicht geraubt 
werden; die ganze Aenderung des § 3 laufe nur auf eine Aenderung in der 
Zahl und Bezeichnung der Aktien hinaus, ohne daß dadurch das Grund⸗ 
kapital berührt werde, ſo iſt das in formeller Beziehung nicht zutreffend, weil 
die beſchloſſene Neufaſſung des § 3 eben auf eine Streichung feines früheren 
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erften Satzes hinausläuft. Außerdem iſt auch nicht verſtändlich, inwiefern 
eine Aenderung der Zahl der Aktien ſtattfinden ſoll; denn ihre Zahl bleibt 
nach wie vor 6000. Im übrigen bedarf es für die hier zu treffende Ent⸗ 
ſcheidung einer Löſung dieſer Zweifelsfragen nicht; denn aus den von dem 
Vorſtande geſtellten Anträgen und dem Geſamtinhalte der weiteren Beſchwerde 
geht jedenfalls ſoviel hervor, daß gegenwärtig die Eintragung des § 3 in 
der Faſſung des Generalverſammlungsbeſchluſſes vom Dezember 1907 verlangt 
wird, wobei der Vorſtand ſich anſcheinend vorbehält, ſpäterhin auf Grund 
des fernerhin zu III gefaßten Beſchluſſes einen weiteren Antrag auf Ein⸗ 
tragung der Zahlen der Stamm: und Vorzugsaktien, die natürlich zuſammen 
immer nur 6000 ſein können, zu ſtellen. Bei der jetzt vorzunehmenden 
Eintragung ſoll aber offenſichtlich der bisherige Satz 1 des $ 3: „Das 
Grundkapital beträgt 6 000 000 M.“ wegbleiben, was, wie ausgeführt wird, 
deshalb zuläſſig ſei, weil aus dem verbleibenden Satze: „Die Zahl der auf 
je 1000 M. geſtellten Aktien iſt 6000“, ohne weiteres hervorgehe, daß das 
Grundkapital 6 000 000 M. betrage. Die Zuläſſigkeit dieſer Statutenänderung 
iſt jedoch von den Vorinſtanzen mit Recht verneint. 

Im § 182 Abſ. 2 HGB. iſt der notwendige Inhalt des Geſellſchafts⸗ 
vertrags einer Aktiengeſellſchaft angegeben und unter Nr. 3 insbeſondere 
vorgeſchrieben, daß der Geſellſchaftsvertrag „die Höhe des Grundkapitals und 
der einzelnen Aktien beſtimmen muß“. Dieſe Vorſchrift hat eine doppelte 
Bedeutung, nämlich einmal als Ordnungsvorſchrift für die auf Grund des 
Geſellſchaftsvertrags in das Handelsregiſter aufzunehmenden Eintragungen 
und ſodann als materielle Vorſchrift für das gültige Zuſtandekommen und 
das Weiterbeſtehen der Aktiengeſellſchaft als ſolcher. Der Charakter der Vorſchrift 
als Ordnungsvorſchrift iſt der urſprüngliche. § 182 Abſ. 2 HGB. iſt ent: 
ſtanden aus Art. 209 des Allg D HGB., deſſen Urſprung ſich auf Art. 182 
des Entwurfs eines VrH6B. von 1857 und § 2 des Preußiſchen Geſetzes 
über die Aktiengeſellſchaſten vom 9. November 1843 zurückverfolgen läßt. 
In dem zuletzt erwähnten Geſetze hatte die Aufſtellung gewiſſer Erforderniſſe 
für den Inhalt des Geſellſchaftsvertrags eine ſtaatsrechtliche Bedeutung, nämlich 
die einer Inſtruktion für die genehmigende Staatsbehörde. Dieſe Bedeutung 
behielt ſie auch im Art. 209, inſoweit als die Notwendigkeit einer ſtaatlichen 
Genehmigung nach der Landesgeſetzgebung noch beſtehen blieb. Mit der 
Beſeitigung des Erforderniſſes der Staatsgenehmigung, die allgemein durch 
das Geſetz vom 11. Juni 1870 erfolgte, erhielt die Vorſchrift den Charakter 
einer Anweiſung an den Regiſterrichter dahin, daß in Ermangelung irgend⸗ 
einer der dort vorgeſchriebenen Angaben der Aktiengeſellſchaft die Eintragung 
in das Handelsregiſter zu verſagen ſei, während aus dem Fehlen einer ſolchen 
keineswegs allgemein die Nichtigkeit der Geſellſchaft hergeleitet wurde, dieſe 
vielmehr nach allgemeinen Grundſätzen zu beurteilen war. Die Bedeutung 
als Ordnungsvorſchrift behielt Art. 209 Abſ. 2 auch nach der Aktiennovelle 
vom 18. Juli 1884, in deren Begründung zu Art. 209 geſagt wird: 
„Durch die Hervorhebung der gedachten Punkte als unbedingt weſentliche iſt 
für den Regiſterrichter eine feſte Norm für die Frage der Eintragung des 
Geſellſchaſtsvertrags geſchaffen.“ Zugleich erlangte Art. 209 Abſ. 2 aber 
auch den Charakter einer materiellen Vorſchrift, aus deren Verletzung ſich die 
Nichtigkeit des Geſellſchaftsvertrags ergab. Dieſe doppelte Bedeutung hat auch 
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jetzt noch § 182 Abſ. 2 HGB.; denn das Gegenteil ijt nirgends erfidtlig 
gemacht. Zugleich wurde die Tragweite des Fehlens feiner einzelnen Erforder⸗ 
niſſe für die Nichtigkeit des Geſellſchaftsvertrags in den SS 308, 309 näher 
geregelt. 

Im vorliegenden Falle kommt § 182 Abſ. 2 Nr. 3 aber lediglich als 
Ordnungsvorſchrift in Betracht, durch welche eine feſte, zwingende Norm für 
die Frage der Eintragung des Geſellſchaftsvertrags und ſeiner etwaigen Ab⸗ 
änderungen gegeben iſt. Als ſolche iſt ſie ſtrikte zu interpretieren und von 
ſeiten der Geſellſchaften auf das genaueſte zu befolgen. Der Regiſterrichter 
hat grundſätzlich auf ihre ſtrenge Erfüllung in allen Einzelheiten zu halten 
und, ſofern dies in irgendeinem Punkte nicht geſchieht, die beantragte Ein: 
tragung abzulehnen. Sein Standpunkt iſt dabei ein anderer als derjenige 
des Prozeßgerichts, wenn es ſich um die Nichtigkeitserklärung der auf Grund 
eines nicht ordnungsmäßigen Geſellſchaftsvertrags eingetragenen Aktiengeſellſchaft 
handelt. Es iſt an ſich ſehr wohl möglich, daß das Prozeßgericht einen 
ſolchen Mangel für ungeeignet zu erklären hat, um die Nichtigkeitserklärung 
der Geſellſchaft zu veranlaſſen, während durch ihn die Ablehnung der Ein 
tragung in das Handelsregiſter von ſeiten des Regiſtergerichts gerechtferigt 
wird (RIA. 8, 114); denn das letztere hat, anders als das Prozeßgericht, 
ſtets auf eine abſolute formelle Ordnungsmäßigkeit des Geſellſchaftsvertrags 
zu halten. 

Prüft man aber unter dieſem Geſichtspunkte die vorliegende Anmeldung, 
ſo kann ſie nicht zur Eintragung in das Handelsregiſter zugelaſſen werden. 
Wenn das Geſetz die Angabe der Höhe des Grundkapitals verlangt, ſo iſt 
das, rein formell betrachtet, etwas anderes, als wenn diejenigen Faktoren 
(Zahl und Höhe der Aktien) angegeben werden, aus denen man die Höhe 
des Grundkapitals berechnen kann. Es handelt ſich dabei um eine Form 
vorſchrift, deren genaue Befolgung auch nicht ohne praktiſche Bedeutung 
iſt. Sie kommt in Betracht bei der Einrichtung des Handelsregiſters ſowie 
für die vorgeſchriebenen Bekanntmachungen. Es kann deshalb nicht dem 
Belieben der Aktiengeſellſchaften überlaſſen bleiben, dieſe formellen Vor 
ſchriften unbeachtet zu laſſen und ihre Geſellſchaftsverträge ſo abzufaſſen, daß 
ſie zwar materiell die gleiche Bedeutung haben, aber in formeller Beziehung 
von ihnen abweichen. Es liegt auch im öffentlichen Intereſſe des Publikums, 
das vom Regiſtergerichte zu wahren iſt, daß es ſich möglichſt leicht aus dem 
Geſellſchaſtsvertrage jeder Aktiengeſellſchaft darüber unterrichten kann, wie hoch 
ihr Grundkapital iſt. Das iſt aber nicht in entſprechender Weiſe der Fall, 
wenn man ſich dies erſt aus anderen Angaben berechnen muß; denn dazu 
würde nicht nur ein genaues Studium des ganzen Geſellſchaftsvertrags nebſt 
etwaigen Nachträgen erforderlich ſein, ſondern es würden auch gewiſſe Rechts⸗ 
kenntniſſe dazu gehören. Außerdem können dabei im einzelnen Falle ſehr 
wohl Zweifel entſtehen; es ſoll in dieſer Beziehung nur auf die Vorſchrift 
des § 184 Abſ. 2 HGB. hingewieſen werden, wonach die Ausgabe der 
Aktien für einen höheren Betrag als den Nennbetrag möglich iſt. Nicht 
ohne Grund bemerkt das Regiſtergericht, daß gerade im vorliegenden Falle 
dadurch Mißverſtändniſſe entſtehen können, daß nachträglich die bisherige An⸗ 
gabe der Höhe des Grundkapitals geſtrichen werden ſoll; dabei kommt nament⸗ 
lich in Betracht, daß gleichzeitig auf die neuen Vorzugsaktien Zuzahlungen 
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von je 350 M. gemacht werden follen. Dies könnte unter Umſtänden den 
Laien zu dem Glauben verleiten, daß dadurch eine Erhöhung des Grund⸗ 
kapitals ſtattfinde, was tatſächlich nicht der Fall iſt.. .. Nach alledem haben 
die Vorinſtanzen mit Recht eine ausdrückliche Angabe der Höhe des Grund⸗ 
kapitals in dem neugefaßten § 3 des Geſellſchaftsvertrags verlangt und ſeine 
jetzige Faſſung für unzuläſſig erklärt. Demgemäß war die weitere Beſchwerde 
als unbegründet zurückzuweiſen. 


Beitellung einer Hypothek für eine Forderung, für die bereits an einem 

Bruchteile des Grundſtücks eine Hypothek beſteht, durch weitere Belaſtung 

des anderen Bruchteils, den der Eigentümer des bereits früher belaſteten 
Teiles zu dieſem hinzuerworben hat. 


§ 1114 BOB. 
Reichsgericht V. Zivilſenat, 11. März 1908. — Bd. 9 S. 190, 
Veröffentlicht RG. 68, 79. 


Uebergang des Eigentums an den einer offenen Handelsgeſellſchaft ge⸗ 

hörenden Grundſtücken ohne Auflaſſung auf einen der Geſellſchafter, wenn 

dieſer bei der Auflöſung der Geſellſchaft nach Vereinbarung das Geſchäft 

mit Aktiven und Paſſiven allein übernimmt und die bisherige Firma 
fortführt. Vgl. unten S. 188. 


§ 142 HGB., § 738 BGB. 
Reichsgericht V. Zivilſenat, 23. Mai 1908. — Bd. 9 S. 193. 
Veröffentlicht RG. 68, 410. 


Eintragung einer Hypothek mit dem durch Vermerk im Grund buche vor⸗ 
behaltenen Vorrechte vor einer älteren Hypothek ohne Vorlegung des über 
die zurücktretende Hypothek erteilten Hypothekenbriefs. 


§ 881, § 879 Abſ. 3 BGB., § 42 Abſ. 1 GBO. 
Kammergericht Berlin, 10. Februar 1908. — Bd. 9 S. 199. 


Im Grundbuche von F. Bd. 106 Bl. Nr. 3162 iſt in Abteilung III 
unter Nr. 1 eine Hypothek von 10 000 Mark mit dem Bemerken eingetragen, 
daß der Vorrang für ſpäter einzutragende Hypotheken von zuſammen 73 000 Mark 
vorbehalten ſei. Später ſind unter Nr. 2 und 3 zwei Hypotheken von 50 000 
und 15 000 Mark mit dem Range vor Nr. 1 und unter Nr. 4 eine Hy⸗ 
pothek von 5000 Mark mit dem Range vor Nr. 1 und mit dem Rang 
nach ferner einzutragenden 3000 Mark eingetragen worden. Bei der Hy⸗ 
pothek Nr. 1 iſt in der Spalte Veränderungen vermerkt, daß die Hypotheken 
Nr. 2, 3 und 4 einen Teil derjenigen Hypotheken bildeten, denen der Vor⸗ 
rang vor der Hypothek Nr. 1 vorbehalten ſei. 

Der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks hat in notariell beglaubigter 
Urkunde beantragt, eine Hypothek von 3000 Mark und fünf Prozent Zinſen 
für die Creditbank in F. in das Grundbuch eingetragen, und dabei erklärt, 
daß fie einen Teil der 73000 Mark bilden ſolle, deren Eintragung vor der 
Poſt Nr. 1 vorbehalten ſei, und zwar den im Range nach 65 000 Mark 
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folgenden Teil. Das Grundbuchamt hat den Antrag abgelehnt, weil der An⸗ 
tragſteller den Hypothekenbrief über die Poſt Nr. 1 nicht vorgelegt habe. 
Die Beſchwerde des Antragſtellers iſt vom Landgerichte zurückgewieſen worden. 
Auf die hiergegen eingelegte weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter 
Aufhebung der Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung 
und Entſcheidung an das Amtsgericht zurückverwieſen nach Maßgabe der fol⸗ 
genden Gründe: 

Nach § 42 Abſ. 1 Satz 1 GBO. ſoll bei einer Hypothek, über die ein 
Brief erteilt iſt, eine Eintragung nur erfolgen, wenn der Brief vorgelegt 
wird. Das Landgericht nimmt an, daß es für die Anwendung dieſer Be⸗ 
ſtimmung nicht darauf ankomme, ob die Eintragung örtlich bei der Hypothet, 
d. h. unter derſelben Nummer der Abteilung III des Grundbuchblattes er⸗ 
folgen ſolle, unter der die Hypothek ſteht, ſondern daß der § 42 GBO. auf 
alle die Hypothek in materieller Beziehung berührenden Eintragungen anzuwenden 
ſei, auch wenn ſie an einer anderen Stelle des Grundbuchblattes zu bewirken 
ſeien. Dieſer Annahme iſt nicht beizutreten. Die Worte des § 42 „bei 
einer Hypothek“ können ſprachlich nur auf ſolche Eintragungen bezogen werden, 
die im Grundbuch örtlich bei der Hypothek erfolgen. In dieſem Sinne iſt 
das Wort „bei“ auch ſchon im § 129 PrGBO. verftanden worden. Ebenſo 
wird es in den SS 41, 62 der jetzigen GBO. in der Literatur aufgefaßt. 

Die von dem Landgericht infolge feiner Auslegung des § 42 GBO. 
unentſchieden gelaſſene Frage, ob bei der mit einem Rangvorbehalt im Sinne 
des § 881 BGB. eintragenen Poſt in dem bezeichneten örtlichen Sinne eine 
Eintragung zu erfolgen hat, ſobald die Poſt eingetragen wird, für die der 
Vorrang vorbehalten iſt, iſt für das preußiſche Recht zu bejahen. 

Die Eintragung des Rangvorbehalts ſelbſt hat nach § 881 BGB. nur 
die Wirkung, dem Eigentümer die Befugnis vorzubehalten, ein anderes Recht 
mit dem Range vor dem unter dem Vorbehalte begründeten Rechte eintragen 
zu laſſen. Dadurch allein wird ein Rangverhältnis unter mehreren Rechten 
im Sinne des $ 879 BGB. noch nicht begründet, weil ein Verhältnis be 
grifflich die Exiſtenz oder grundbuchmäßig nach § 879 Abſ. 2 BGB. wenigſtens 
die Eintragung der mehreren Rechte vorausſetzt, unter denen es beſteht. Das 
Verhältnis kann alſo erſt mit der Eintragung des vorbehaltenen Rechts ent⸗ 
ſtehen. An und für ſich würde es ſich nach § 879 Abſ. 1 beſtimmen. 
In der Ausübung der vorbehaltenen Befugnis, das nachſtehende Recht mit 
dem Range vor dem vorſtehenden Rechte eintragen zu laſſen, liegt demgemäß 
eine abweichende Beſtimmung des Rangverhältniſſes, die nach § 879 Abſ. 3 
der Eintragung in das Grundbuch bedarf. Die Eintragung des Vorbehalts 
ſelbſt kann diefer Vorſchrift noch nicht genügen, da ſie nur über die Befugnis, 
nicht über deren Ausübung Auskunft gibt. Deshalb muß, um zu vermeiden, 
daß das Rangverhältnis ſich nach § 879 Abſ. 1 regelt, bei der Ausübung 
der Befugnis noch außer der Eintragung des zweiten Rechts ſelbſt eine fernere 
Eintragung erfolgen, die erkennen läßt, daß dies das Recht iſt, welches kraft 
des Vorbehalts den Vorrang erhalten ſoll. Im Entw. I BGB. § 842 
Abſ. 1 Satz 2 war die Notwendigkeit ſolcher Eintragung ausdrücklich 
vorgeſchrieben und dieſe Beſtimmung iſt noch in den Beratungen der II. 
Kommiſſion (Protokolle 3, 100) ausdrücklich gebilligt. Wenn ſie nicht 
in das Gefetz ſelbſt aufgenommen iſt, ſo beruht das lediglich darauf, 
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daß fie ſchon aus § 879 Abſ. 3 BGB. folgt. Auch in der Literatur über⸗ 
ragt dieſe Annahme. An welcher Stelle des Grundbuchs dieſe Eintragung 
zu erfolgen hat, iſt in der Grundbuchordnung nicht beſtimmt, ſondern gemäß 
S 1 Abſ. 2 derſelben den Anordnungen der Landesjuſtizverwaltung über: 
laſſen. Für Preußen iſt ſolche Beſtimmung in der Anlage A der Allg. Vig. 
vom 20. November 1899 durch die Probeeintragungen Abteilung II Spalten 
4 und 5 zu Nr. 2 und Abteilung III Nr. 4 Spalte 4 dahin getroffen, 
daß die Ausübung der vorbehaltenen Befugnis ſowohl bei dem vortretenden 
wie bei dem zurücktretenden Rechte zu vermerken iſt. Dieſe Probeeintragungen 
ſind, ſoweit ſie die Stelle für eine nach dem Geſetze notwendige Eintragung 
bezeichnen, bindende Rechtsvorſchriften (zu vgl. KGJ. 21, 142; 24, 129). 
Der preußiſche Grundbuchrichter hat deshalb die Eintragung des vorbehaltenen 
Rechts auch bei der mit dem Rangvorbehalt eingetragenen Poſt zu bewirken. 

Hieraus würde folgen, daß der § 42 Abſ. 1 Satz 1 GBO. anwend⸗ 
bar ſei, wenn der bei der mit dem Rangvorbehalt eingetragenen Hypothek 
zu bewirkende Vermerk unter den Begriff der Eintragung im Sinne des § 42 
fiele. Das Kammergericht hat aber bereits in ſeinem Beſchluſſe vom 2 1. März 
1907, RIA. 8, 272 dargelegt, daß zu den Eintragungen in dieſem Sinne 
ſolche Einſchreibung nicht gehören, welche die dingliche Rechtslage nicht ändern 
ſondern nur eine Tatſache kundgeben. An dieſer Anſicht iſt feſtzuhalten und 
fie führt dahin, den § 42 GBO. im vorliegenden Falle für unanwendbar 
zu erklären. 

Das Landgericht führt aus, daß die mit dem Vorbehalt eingetragene 
Poſt durch die Eintragung der vorbehaltenen Poſt materiell berührt werde. 
Wenn damit geſagt ſein ſoll, daß das Recht des Gläubigers der erſten 
Poſt durch die zweite Eintragung betroffen wird, jo wäre der Satz nicht 
richtig. Denn dann würde die Eintragung des vorbehaltenen Ranges nach 
§ 19 GBO. nur mit der Bewilligung des Erſtberechtigten erfolgen können. 
Dieſe Annahme iſt aber abzulehnen, weil der Berechtigte kraft der Ein⸗ 
tragung des Vorbehalts nur ein inhaltlich in der Weiſe beſchränktes Recht 
hat, daß er durch die Ausübung des Vorbehalts nicht betroffen wird. 
Wenn aber das Landgericht meint, daß die dingliche Rechtslage der mit dem 
Vorbehalt eingetragenen Poſt durch die Eintragung der vorbehaltenen Poſt 
geändert werde, ſo iſt dies zuzugeben, da, wie oben ausgeführt, das von der Regel 
des § 879 Abſ. 1 BGB. abweichende Rangverhältnis und die daraus bei 
der Zwangsverſteigerung und Zwangsvollſtreckung abzuleitenden Wirkungen 
erſt mit der Eintragung der vorbehaltenen Poſt entſtehen. Dieſe Aenderung 
der dinglichen Rechtslage iſt indeſſen nicht die Folge des bei der mit dem 
Vorbehalt eingetragenen Poſt zu bewirkenden Vermerkes, ſondern der bei der 
vorbehaltenen Poſt zu bewirkenden Eintragung. Denn die aus Anlage A 
der Allg. Vfg. vom 20. November 1899 zu entnehmeude Vorſchrift, daß 
die Ausübung des Vorbehalts an beiden Stellen zu vermerken ſei, kann nicht 
dahin verſtanden werden, daß beide Stellen die Stelle für die nach § 879 
Abſ. 3 BGB. notwendige Eintragung in dem Sinne ſein ſollen, daß die Ein⸗ 
tragung nur gilt, wenn ſie an beiden Stellen ſteht. Dieſe Annahme würde 
mit dem allgemeinen Grundſatz in Widerſpruch ſtehen, daß jede dingliche 
notwendige Eintragung ihren beſonderen, einheitlich feſtgeſetzten Platz im Grund⸗ 
buche hat; ſie würde zu Täuſchungen der Beteiligten führen, wenn der Ver⸗ 


— 174 — 


merk nur an einer der beiden Stellen ſtände. Die danach notwendige Ent- 
ſcheidung darüber, welche der beiden Einſchreibungen die dinglich wirkende 
Eintragung iſt, kann in Uebereinſtimmung mit Fuchs⸗Arnheim, Grundbuchrecht, 
Bd. 2 Anm. 18 zu § 46 GBO. nur zugunſten des bei der vorbehaltenen 
Poſt zu bewirkenden Vermerkes ausfallen. Denn bei der zuerſt eingetragenen 
Poſt iſt bereits der Vorbehalt ſelbſt eingetragen, ſo daß die Möglichkeit ſeiner 
Ausübung für jeden erkennbar iſt. Bei der zweiteingetragenen Poſt würde 
aber ohne den Vermerk, daß ſie kraft des Vorbehalts vortritt, jede Möglich⸗ 
keit fehlen, das Rangverhältnis zu erkennen. Schon die Verfaſſer der Motive 
3, 234 haben deshalb die Eintragung des Vorranges bei dem ſpäter einzu⸗ 
tragenden Rechte für erforderlich erklärt. Für den Vermerk, der bei der 
zurücktretenden Poſt zu bewirken ift, bleibt dann nur die Bedeutung übrig, 
daß er die eingetretene Rechtsänderung noch einmal kundgibt, alſo die Be⸗ 
deutung einer tatſächlichen Mitteilung, die, wie oben geſagt, keine Eintragung 
im Sinne des § 42 GBO. iſt und die deshalb erfolgen kann, ohne daß 
der Hypothekenbrief vorgelegt wird. 

Dieſes Ergebnis iſt auch innerlich gerechtfertigt. Denn die Gründe, die 
den Geſetzgeber zu der Vorſchrift des § 42 GBO. geführt haben (zu vgl. 
Motive 3, 615 und Motive zum Entwurf I der Grundbuchordnung § 31), 
treffen auf den in Rede ſtehenden Vermerk nicht zu. Der Grund buchrichter 
bedarf des Briefes nicht, um zu prüfen, wem die Hypothek zuſteht, da dies 
für die Eintragung des vorbehaltenen Rechts ohne jede Bedeutung iſt. Die 
durch die Eintragung des Vermerkes im Grundbuch ohne gleichzeitigen Ver⸗ 
merk auf dem Hypothekenbrief entſtehende Nichtübereinſtimmung zwiſchen Buch 
und Brief iſt ohne Nachteil ſür den Hypothekengläubiger und diejenigen, 
die die Hypothek oder ein Recht an ihr erwerben, ohne das Grundbuch ein⸗ 
zuſehen, da ſie aus dem Hypothekenbrief erfahren, daß die Hypothek dem 
Vorbehalt unterliegt. Ob von dieſem Vorbehalte ſchon Gebrauch gemacht iſt 
oder ob nur in der Zukunft davon Gebrauch gemacht werden kann, iſt für 
den Wert des Rechtes und der Sicherheit des Verkehrs ohne Bedeutung. 
Die gegenteilige, in der Literatur allerdings anſcheinend vorherrſchende Anſicht 
erſchwert den Verkehr, indem ſie den Eigentümer nötigt, zwecks Ausübung 
ſeines vorbehaltenen Rechtes den Brief über die mit Vorbehalt eingetragene 
Poſt herbeizuſchaffen. Es kann ſogar zweifelhaft ſein, ob ihm dies immer 
möglich ſein würde, da er nicht immer weiß, in weſſen Hand der Brief iſt, 
und da ihm ein Rechtsanſpruch auf Vorleſung des Briefes ohne beſondere 
obligatoriſche Vereinbarungen kaum zuſteht. 


Berichtigung des Grundbuchs durch Eintragung eines Eigentümers ohne 
den Nachweis der Uurichtigkeit des Grundbuchs, ſofern die Eintragung 
nnter Zuſtimmung des Eigentümers von dem eingetragenen Eigentümer 
bewilligt wird. 
§§ 19, 20, 22, 29 GBO., § 894 BGB. 


Kammergericht Berlin, 2. März 1908. — Bd. 9 S. 203. 
Der Kaufmann B. und feine Ehefrau haben das ihnen gehörende im 


Grundbuche von F. Bd. 63 Bl. 3148 verzeichnete Gründſtück durch notariell 
beurkundeten Kaufvertrag vom 6. April 1904 an die Eheleute W. verkauft 
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und aufgelaſſen. Die Eintragung der Eheleute W. als Eigentümer iſt am 
8. April 1904 erfolgt. 

Auf die Klage des W. gegen den Kaufmann B. hat das Oberlandes⸗ 
gericht in F. rechtskräftig feſtgeſtellt, daß der zwiſchen den Parteien über das 
genannte Grundſtück am 6. April 1904 abgeſchloſſene notarielle Kaufvertrag 
nichtig iſt. Darauf haben die Eheleute B. und die Eheleute W. in notariell 
beglaubigter Urkunde beantragt, das Grundbuch dahin zu berichtigen, daß der 
Kaufmann B. und feine Ehefrau Eigentümer des Grundſtücks feien. 

Das Amtsgericht hat den Antrag abgelehnt, weil die am 8. April 1904 
ſtattgehabte Auflaſſung und Eintragung durch die Nichtigkeit des Kaufvertrags 
vom 6. April 1904 nicht berührt werde, von einer Unrichtigkeit des Grund⸗ 
buchs und einem Berichtigungsverfahreu gemäß § 22 GBH. alſo keine Rede 
ſein könne. 

Die hiergegen von den Eheleuten B. und W.. eingelegte Beſchwerde iſt 
vom Landgerichte zurückgewieſen worden. Auf die weiter Beſchwerde hat das 
Kammergericht unter Aufhebung der Vorentſcheidungen die Sache zur weiteren 
Erörterung und Entſcheidung an das Amtsgericht zurückverwieſen. In den 
Gründen wird folgendes ausgeführt: 

Der Antrag der Beſchwerdeführer geht auf Berichtigung des Grundbuchs 
durch Eintragung derjenigen Perſonen als Eigentümer, denen das Eigentum 
nach materiellem Rechte zuſtehen ſoll, ohne daß ſie als Eigentümer einge⸗ 
tragen ſind. | 

Die Vorinſtanzen haben den Antrag abgelehnt, weil der Nachweis fehle, 
daß die einzutragenden Perſonen Eigentümer ſeien; ſie halten den Nachweis 
auf Grund des § 22 GBO. für erforderlich. Dieſe Begründung geht fehl. 
Denn der § 22 enthält nur eine Vorſchrift darüber, unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen es der Bewilligung des Betroffenen zur Berichtigung des Grundbuchs 
nicht bedarf. Im vorliegenden Falle liegt die Bewilligung der Betroffenen, 
nämlich der als Eigentümer eingetragenen Perſonen in deren notariell be⸗ 
glaubigtem Berichtigungsantrage vor, Der § 22 kann deshalb die Annahme 
nicht rechtfertigen, daß die angeblichen Eigentümer nur eingetragen werden 
könnten, wenn ihr Eigentum nachgewieſen ſei. Auch aus ſonſtigen Gründen 
läßt ſich ein ſolcher Rechtsſatz nicht ableiten, wenngleich er in der Literatur 
und in der Rechtſprechung (zu vergl. RJ A. 2, 48 u. 7, 264) vielfach aufs 
geſtellt iſt. Der materielle Anſpruch auf Zuſtimmung zur Berichtigung des 
Grundbuchs aus § 894 BGB. ſetzt allerdings voraus, daß der Inhalt 
des Grundbuchs mit der wirklichen Rechts lage nicht im Einklange ſteht und 
daß die Eintragung, zu der die Zuſtimmung verlangt iſt, dem wirklichen 
Rechtszuſtand entſpricht. Für den Grundbuchrichter ſind aber nicht dieſe 
materiellen Rechtsſätze, ſondern das im § 19 GBO. ausgeſprochene formelle 
Konſensprinzip maßgebend, nach dem eine Eintragung erfolgt, wenn derjenige 
ſie bewilligt, deſſen Recht von ihr betroffen wird. Dieſer Grundſatz gilt auch für 
eine Berichtigung des Grundbuchs. Denn der § 19 unterſcheidet nicht zwiſchen 
rechtsändernden und berichtigenden Eintragungen, und der § 22 läßt klar erkennen, 
daß grundſätzlich auch die Berichtigungen von der Bewilligung des Betroffenen ab⸗ 
hängig ſind. Eine Ausnahme von dem formellen Konſensprinzip iſt allerdings in⸗ 
ſofern gemacht, als nach § 20 im Falle der Auflaſſung eines Grundſtücks ſowie 
im Falle der Beſtellung oder Uebertragung eines Erbbaurechts die Eintragung nur 
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erfolgen darf, wenn die erforderliche Einigung des Berechtigten und des anderen 
Teiles erklärt wird. Es iſt aber nicht gerechtfertigt, hieraus den Saß ab: 
zuleiten, daß die Eintragung des wirklichen Eigentümers oder Erbbaube⸗ 
rechtigten den Nachweis vorausſetzt, er fei wirklich Eigentümer oder Erdbbau⸗ 
berechtigter. Denn der § 20 behandelt nur Fälle, in denen die Eintragung 
rechtsändernd wirkt, nicht den Fall der Berichtigung des Grundbuchs. 63 
mag fein, daß der Geſetzgeber aus denſelben Gründen der Rechtsſicherheit, aus 
denen er den § 20 erlaſſen hat, für den Fall der Berichtigung des Grund: 
buchs durch Eintragung eines Eigentümers oder Erbbauberechtigten eine fernete 
Ausnahme von dem § 19 hätte anordnen können dahin, daß ſolche Eintragung 
nur erfolgen dürfe, wenn deren Richtigkeit nachgewieſen fet. Der Geſetzgeber 
hat aber eine ſolche Vorſchrift nicht erlaſſen, ſondern er hat im Gegenteil in 
8. 22 allgemein verordnet, daß ein derartiger Nachweis die Bewilligung zu 
erſetzen vermag, und damit zu erkennen gegeben, daß beides nebeneinander 
nicht erforderlich iſt. Mit Rückſicht hierauf und auf die grundfätzliche Ber 
ſchiedenheit der rechtsändernden und der berichtigenden Eintragungen läßt ſich 
die Notwendigkeit des Nachweiſes der Unrichtigkeit des Grundbuchs bei vor: 
liegender Bewilligung auch nicht im Wege der Analogie aus § 20 ableiten, 
Es iſt zuzugeben, daß die Geltung des formellen Konſensprinzips für die Be 
richtigung des Grundbuchs durch Eintragung des Eigentümers von den Be 
teiligten dazu mißbraucht werden kann, die Eintragung in Fällen der Rechts 
änderung ohne Auflaſſung zu erlangen. Dieſe Möglichkeit berechtigt den 
Grundbuchrichter aber nicht, die geſetzmäßig begründeten Anträge auf Berich 
tigung allgemein abzulehnen, fofern ihm nicht nachgewieſen wird, daß ſie nich 
zur Umgehung des Geſetzes dienen. Auch iſt kaum anzunehmen, daß die Be 
teiligten mit Bewußtſein eine Berichtigung beantragen werden, wenn eine 
Auflaſſung erforderlich iſt, da ihre eigene Rechtsſicherheit darunter lede. 
Schließlich ſpricht für die Anwendung des formalen Konſensprinzips die Cr 
wägung, daß der Nachweis des Eigentums, wenn er erforderlich wäre, nac 
§ 29 nur durch öffentliche Urkunden geführt werden könne, daß dies aber 
häufig unmöglich fein wird. Die Beteiligten müßten alſo, um die gewünſcht 
Eintragung zu erlangen, die Auflaſſung, d. h. ihre Einigung über den Ein 
tritt der Rechtsänderung erklären (RIA. 9, 59). Es erſcheint ausgeſchloſee, 
daß das Geſetz in den zahlreichen Fällen, in denen die Beteiligten die Un 
richtigkeit des Grundbuchs zwar kennen, fie aber nicht durch öffentliche Ur 
kunden beweiſen können, nur dieſen Weg zur Richtigſtellung des Grundbuch 
hat eröffnen wollen, da die Einigungserklärung in ſolchen Fällen eine bewußte 
Unwahrheit fein würde. Die danach gerechtfertigte Annahme, daß die bear 
tragte Eintragung nicht von dem Nachweiſe des Eigentums der als Giger 
tümer einzutragenden Perſonen abhängig iſt, kann der vorliegenden Entſcheidung 
zu Grunde gelegt werden, ohne daß der § 79 Abſ. 2 GBO. verletzt wird. 
Denn die angeführten Beſchlüſſe der Oberlandesgerichte Karlsruhe und Stull 
gart beruhen auf der Annahme, daß der bezeichnete Nachweis geführt ie. 
Die in ihnen vorangeſchickten Erwägungen, daß derſelbe erforderlich ſei, waren 
alſo auf die getroffenen Entſcheidungen ohne Einfluß. 

Das gewonnene Ergebnis führt nicht zu der Folgerung, daß die Be 
richtigung des Grundbuchs immer erfolgen muß, wenn ſie von dem Betroffenen 
bewilligt iſt. Das Kammergericht hat in mannigfachen Anwendungen und 
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insbeſondere in Fällen der vorliegenden Art ausgeſprochen, daß der Grund⸗ 
buchrichter Eintragungen ablehnen darf, durch die nach ſeiner Kenntnis der 
Verhältniſſe das Grundbuch unrichtig werden würde (zu vgl. RIA. 2, 48; 3, 
38; KGJ. 25, 139; OL GRſp. 6, 114). Dieſer Satz findet feine Recht: 
fertigung darin, daß der Grundbuchrichter als ſtaatliche Behörde berufen ijt, 
die dinglichen Rechtsverhältniſſe im Grundbuche zu beurkunden, und daß das 
Grundbuch dieſe Rechtsverhältniſſe nach Möglichkeit in Uebereinſtimmung mit 
dem materiellen Rechte wiedergeben ſoll. Der Grundbuchrichter darf danach 
Berichtigungsanträge zwar nicht willkürlich und allgemein beanſtanden, weil 
er nicht weiß, daß die beantragte Eintragung wirklich eine Berichtigung iſt. 
Wenn aber beſtimmte, durch die Beteiligten ſelbſt unterbreitete oder ſonſt amtlich 
bekannte Tatſachen einen Zweifel in dieſer Hinſicht rechtfertigen, ſo iſt es 
nicht ungeſetzlich, daß der Grundbuchrichter den Antrag ablehnt, nachdem er 
geeigneten Falles den Beteiligten im Wege des § 18 GBO. Gelegenheit ge⸗ 
geben hat, den Zweifel zu beſeitigen. Der weſentliche Unterſchied zwiſchen 
dieſem Standpunkt und der oben abgelehnten Annahme, nach der die Un⸗ 
richtigkeit des Grundbuchs als Unterlage der Eintragung nachgewieſen werden 
muß, it der, daß nach dieſer Anſicht die Beweisregel des § 29 GBO. keine 
Anwendung findet, ſondern frei zu beurteilen iſt, ob ein Grund vorliegt, 
die Angaben der Beteiligten zu bezweifeln. Das praktiſche Ergebnis iſt im 
weſentlichen das gleiche wie das, zu dem das Oberlandesgericht Stuttgart in 
der angeführten Entſcheidung dadurch gelangt iſt, daß es den von ihm fiir 
erforderlich erachteten Nachweis nicht an die Formen des § 29 GBO. bindet, 
ſondern in der Regel die übereinſtimmenden Erklärungen der Beteiligten für 
genügend erklärt, um die Richtigkeit der neuen Eintragung darzutun. Die 
hier vertretene Konſtruktion verdient aber den Vorzug, weil ſie den Grundſatz 
des § 29 unberührt läßt. Sie ſteht auch mit dem § 891 BGB. nicht 
in Widerſpruch, da die Vermutung für die Richtigkeit der Eintragung 
durch die eigene Erklärung des eingetragenen Berechtigten beſeitigt iſt. Ebenſo 
iſt ſie mit dem Ausſpruche des Oberlandesgerichts Colmar in dem Beſchluſſe 
vom 15, Juni 1904 (OL GRſp. 9, 332), daß es bei vorliegender Bewilligung 
des Nachweiſes der Unrichtigkeit des Grundbuchs nicht bedürfe, nicht unver⸗ 
einbar, da, ſoweit erhellt, in dem dort behandelten Falle keine Anlaß beſtand, 
den Angaben der Beteiligten zu mißtrauen. 


Vorausſetzungen für die Umſchreibung einer auf den Erben des einge⸗ 

tragenen Gläubigers übergegangenen und von dem Erben einem anderen 

abgetretenen Briefhypothek anf denjenigen, welchem die Hypothek von dem 
anderen außerhalb des Grundbuchs weiter abgetreten worden iſt. 


88 22, 26, 40, 41 G80. 
Kammergericht Berlin, 30. März 1908. — Bd. 9 S. 207. 


Im Grundbuche von W. Bd. 8 Bl. 288 ſteht eine Darlehns hypothek 
von 2000 M. für den Gaſtwirt D. in B. eingetragen. Der eingetragene 
Gläubiger ijt am 1. November 1902 verſtorben. In dem von ihm und 
ſeiner Ehefrau errichteten gemeinſchaftlichen Teſtamente haben ſich die Ehegatten 
gegenſeitig zu Erben eingeſetzt. 

Die Witwe des eingetragenen Gläubigers hat mittels notariell beglaubigter 

Blätter f. Rechtspfl. LVII. N. F. XXXVII. Freiw. Gerichtsbark. 12 
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Urkunde vom 6. Juni 1907 die Hypothek an den Reftaurateur M. abgetreten; 
von dieſem ift die Hypothek durch notariell beglaubigte Urkunde vom 26. Auguſt 
1907 an die Aktiengeſellſchaft Br. weiter abgetreten worden. Den unter 
Ueberreichung der Teſtamentsausfertigung, der beiden Abtretungserklärungen 
und des Hypothekenbriefs geſtellten Antrag, die Hypothek auf die Alten: 
geſellſchaft umzuſchreiben, hat das Amtsgericht abgelehnt. Es erachtet die 
beantragte Umſchreibung erſt nach vorgängiger Eintragung des M. alz 
Gläubiger für ſtatthaft. Die hiergegen eingelegte Beſchwerde iſt vom Land⸗ 
gerichte zurückgewieſen worden. Das Kammergericht hat auf die weitere 
Beſchwerde die Vorentſcheidungen aufgehoben und die Sache zur anderweiligen 
Erörterung und Entſcheidung nach Maßgabe der folgenden Gründe an daz 
Amtsgericht zurückverwieſen: 

Das Landgericht hat die von dem Amtsgerichte für die Ablehnung der 
beantragten Umſchreibung der Hypothek angegebenen Gründe gebilligt und 
führt hinſichtlich des aus den SS 40, 41 GBO. hergeleiteten Ablehnung 
grundes aus: Die Grundbuchordnung enthalte von der im § 40 Abi. 1 
aufgeſtellten Regel, daß eine Eintragung nur erfolgen foll, wenn derjenige, 
deſſen Recht durch die Eintragung betroffen wird, als der Berechtigte eingetragen 
iſt, lediglich die für die Fälle des § 40 Abſ. 2 und des § 41 vorgeſehenen 
beiden Ausnahmen. Ein Ausnahmefall der zweiten Art ſei gegenwärtig in⸗ 
ſofern gegeben, als es ſich um die Uebertragung eines Rechtes handle und 
als die Witwe D., deren Recht durch die Eintragung betroffen werde, ſich als 
Erbin des eingetragenen Berechtigten durch Vorlegung des Teſtaments aus 
gewieſen habe. Eine Eintragung der Witwe D. fei daher nicht erforderlich. 
Es komme aber noch ein Zweiter, durch die Eintragung betroffener, nämlich 
der Zwiſchenzedent M. in Betracht. Deſſen Eintragung fet nach § 40 Abi. 1 
erforderlich. M. fei zwar im Beſitze des Hypothekenbriefs; er habe aber fein 
Gläubigerrecht nicht in einer dem § 1155 BGB. entſprechenden Art nad: 
gewieſen. Die überreichten Abtretungserklärungen führten nämlich nicht auf 
den eingetragenen Berechtigten zurück; ihre Reihe breche vielmehr mit der von 
der Erbin des eingetragenen Berechtigten ausgeſtellten Zeſſion ab. Geſchloſſen 
werde die Kette erſt durch das von der Erbin vorgelegte Teſtament, alſo nicht 
durch eine Urkunde der im $ 1155 BGB. bezeichneten Art. Wenn in det 
Literatur vielfach auch anderen Urkunden, insbeſondere Teſtamenten, die gleiche 
Wirkung wie den im § 1155 BGB. aufgezählten Urkunden beigelegt werde, 
jo könne dies nur im Wege einer ausdehnenden Auslegung geſchehen. da 
aber die Vorſchrift des § 40 Abſ. 2 eine feſt umgrenzte Ausnahmebeſtimmung 
ſei, ſo erſcheine deren ausdehnende Auslegung oder entſprechende Anwendung 
nicht ſtatthaft. 

Die Ausführungen des Landgerichts ſtehen mit der Auslegung in Ueber 
einſtimmung, die das Kammergericht dem § 40 Abf. 2 und dem § 41 Abs.! 
GBO. in ſtändiger Rechtſprechung gegeben hat. Das Kammergericht hat 
insbeſondere eine Verbindung dieſer beiden Beſtimmungen im Hinblick auf 
deren Charakter als Ausnahme» und Formvorſchriften für unzuläffig erklärt 
und deshalb die Rechtsgrundſätze aufgeſtellt: 

1. daß bei der Abtretung der Briefhypothek durch den Erben de 

Zeſſionars des eingetragenen Gläubigers die Umſchreibung der 
Hypothek auf den Namen des neuen Gläubigers erſt nach vor 


es 


gängiger Eintragung des abtretenden Erben erfolgen könne (RIA. 3, 
146; 4, 56; KGJ. 26, 151); 

2. daß bei der Weiterabtretung der Briefhypothek durch den Zeſſionar 
des Erben des eingetragenen Gläubigers die Umſchreibung der 
Hypothek auf den Namen des neuen Gläubigers die vorgängige 
Eintragung des abtretenden Gläubigers vorausſetze (RIA. 1, 173; 
OL GRſpr. 3, 307). | 

Die einſchlägige Literatur ift dieſen Rechtsgrundſätzen vielfach nicht bei⸗ 
getreten. Das Kammergericht iſt nach erneuter Prüfung zu der Anſicht gelangt, 
daß ſich der oben mitgeteilte erſte Rechtsgrundſatz nicht aufrecht erhalten läßt. 
Nach § 40 Abſ. 2 EBD, ſteht es bei einer Hypothek, Grundfchuld oder 
Rentenſchuld, über die ein Brief erteilt iſt, der Eintragung des Gläubigers 
gleich, wenn dieſer ſich im Beſitze des Briefes befindet und ſein Gläubigerrecht 
nach § 1155 BGB. nachweiſt. Der fo legitimierte Gläubiger gilt demnach 
als eingetragener Gläubiger im Sinne des § 40. Der Begriff des eine 
getragenen Gläubigers iſt aber im § 41 nicht anders auszulegen als im 
§ 40. Es iſt deshalb unter dem im § 41 Abſ. 1 bezeichneten Erben des 
eingetragenen Berechtigten der Erbe des im Sinne des § 40 eingetragenen 
Berechtigten zu verſtehen, alſo nicht nur der Erbe des im Grundbuche ver⸗ 
merkten Berechtigten, ſondern auch der Erbe des gemäß § 1155 BGB. aus: 
gewieſenen Briefbeſitzers. Bei der Abtretung der Briefhypothek durch den 
Erben des nach § 40 Abſ. 2 legitimierten Zeſſionars des eingetragenen 
Gläubigers kann daher die Umſchreibung der Hypothek auf den Namen des 
Zeſſionars des Erben nach § 41 Abſ. 1 ohne vorgängige Eintragung des 
Erben als Gläubiger erfolgen. 

Die Vorſchrift des § 41 Abſ. 1 befreit indeſſen nur den Erben des 
eingetragenen Berechtigten, nicht auch dem Zeſſionar des Erben von der Ein⸗ 
tragungspflicht. Wenn der Zeſſionar des Erben des eingetragenen Berechtigten 
die Briefhypothek weiter abgetreten hat, ſo iſt für die Beurteilung der Frage, 
ob vor der Umſchreibung der Hypothek auf den neuen Zeſſionar deſſen Zedent, 
d. h. der Zeſſionar des Erben eingetragen werden muß, nicht der § 41 Abſ. 1, 
ſondern der § 40 Abſ. 2 maßgebend. Nach § 40 Abſ. 2 iſt aber die 
Eintragung eines Zwiſchenzedenten nur dann nicht erforderlich, wenn der neue 
Zeſſionar ſich im Beſitze des Briefes befindet und er ſein Gläubigerrecht nach 
§ 1155 BGB. nachweiſt; es muß ſich alſo das Gläubigerrecht des Brief⸗ 
beſitzers aus einer zuſammenhängenden, auf einen eingetragenen Gläubiger 
zurückzuführenden Reihe von öffentlich beglaubigten Abtretungserklärungen, 
gerichtlichen Ueberweiſungsbeſchlüſſen oder öffentlich beglaubigten Anerkenntniſſen 
einer kraft Geſetzes erfolgten Uebertragung der Forderung ergeben. Geht die 
zuſammenhängende Reihe der im $ 1155 BGB. bezeichneten Urkunden nicht 
auf den eingetragenen Berechtigten ſelbſt, ſondern auf deſſen Erben zurück, ſo 
iſt die Vorausſetzung des § 40 Abſ. 2 nicht gegeben, und es tritt eine Be⸗ 
freiung von der im § 40 Abſ. 1 aufgeſtellten Regel nicht ein. 

Die Vertreter der entgegengeſetzten Anſicht glauben den Motiven zu der 
Vorſchrift des § 1155 BGB. entnehmen zu können, daß ein kraft Geſetzes 
erfolgter Uebergang der Hypothek, insbeſondere deren Erwerb im Wege des 
Erbganges, die Reihe der fortlaufenden Abtretungserklärungen, Ueberweiſungs⸗ 
beſchlüſſe oder Anerkenntniſſe nicht unterbrechen ſollte. Die Motive zum § 1114 
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des Entw. I, der einen geſetzlichen Uebergang der Hypothek nicht erwähnte, 
ſonſt aber dem § 1155 BGB. entſprach, unterſtützen allerdings dieſe Auf: 
faſſung. In ihnen iſt bemerkt (3, 752): „Vorausgeſetzt wird, daß die 
Abtretungserklärungen und die Ueberweiſungsbeſchlüſſe oder, wenn ein gie: 
licher Uebergang vorgekommen iſt, die dieſen beweiſenden Urkunden in zuſammen⸗ 
hängender Reihenfolge auf den eingetragenen Gläubiger zurückführen und daß 
Recht des Briefinhabers als Gläubigers ergeben.“ 

Die Verfaſſer des erſten Entwurfs find hiernach anſcheinend von de 
Annahme ausgegangen, daß die einen geſetzlichen Uebergang beweilenden 
Urkunden den im § 1114 des Entwurfs aufgezählten Abtretungserklätungen 
und Ueberweiſungsbeſchlüſſen gleichſtehen ſollten. Ob auch die geſetzgebenden 
Körperſchaften dieſen Standpunkt geteilt haben, erhellt aus den Materialien 
nicht. Die Vorſchrift, daß das öffentlich beglaubigte Anerkenntnis einer traf 
Geſetzes erfolgten Uebertragung der Forderung einer öffentlich beglaubigten 
Abtretungserklärung gleichſtehe, iſt von der zweiten Kommiſſion eingefügt 
worden. Die Protokolle (3, 658) bemerken hierzu nur, es habe ſich gegen 
den Vorſchlag dieſer Gleichſtellung kein Widerſpruch erhoben. Gerade der 
Umſtand, daß das Geſetz der öffentlich beglaubigten Abtretungserklärung bas 
öffentlich beglaubigte Anerkenntnis eines geſetzlichen Uebergangs gleichſtellt, ſich 
einer Auslegung des Geſetzes dahin entgegen, daß auch andere einen gefepliden 
Uebergang beweiſende Urkunden der öffentlich beglaubigten Abtretungserklärung 


hinſichtlich der ihr durch § 1155 BGB. beigelegten Wirkungen gleichzuſteln 


find. Wäre der zweiten Kommiſſion eine derartige Gleichſtellung als jet: 
verſtändlich erſchienen, ſo hätte es des von ihr beſchloſſenen Zuſatzes zun 


§ 1114 des erſten Entwurfs nicht bedurft. Aber auch der Zweck der Bor: 


ſchrift des § 1155 BGB. ſpricht gegen die Annahme, daß ein Erwerb det 


Briefhypothek im Wege des Erbganges den im § 1155 BGB. aufgezähllen 


Erwerbsarten gleichgeſtellt werden ſollte. Der § 1155 BGB. beſtimmt, daß 


die Vorſchriften über den Erwerb in gutem Glauben an die Richtigkeit des 
Grundbuchs zugunſten des Briefbeſitzers, deſſen Gläubigerrecht ſich in Gemäßhei 
des § 1155 ergibt, in gleicher Weiſe Anwendung finden ſollen, als wen 
der Briefbeſitzer im Grundbuche eingetragen wäre. Dieſe Vorſchrift war in 
Intereſſe der Sicherheit des Verkehrs im Hinblick auf die nach § 1154 BGR 
außerhalb des Grundbuchs erfolgende rechtsgeſchäftliche Uebertragung der Briel 
hypothek notwendig. Durch den öffentlichen Glauben des Grundbuchs wütde 
an ſich gemäß der 88 89 1 fſ. BGB. nur derjenige geſchützt worden fein, det 
ſeinen Rechtserwerb von einem im Grundbuch eingetragenen Berechtigten un 
mittelbar herleiten konnte. Der Schutz des öffentlichen Glaubens würde fd 
mithin bei der Briefhypothek auf ein Rechtserwerb, der ſich außerhalb de 
Grundbuchs vollzieht, ohne die Vorſchrift des § 1155 BGB. nicht erftredt 
haben. Unter dieſem Schutze ſteht aber nach § 892 BGB. nur der Recht 
erwerb durch Rechtsgeſchäft, nicht auch der Rechtserwerb kraft Geſetzes oder 
infolge Zwangvollſtreckung, mithin insbeſondere nicht derjenige, der auf Erbgang 
beruht. Die Anwendung der Vorſchriften der SS 891 ff. BGB. auf den 
Rechtserwerb außerhalb des Grundbuchs kann daher den Schutz des öffent: 
lichen Glaubens nur dem gewähren, der ein Recht außerhalb des Grundbuch 
durch Rechtsgeſchäſt erworben hat. Dementſprechend findet dieſer Schutz be 
dem Vorliegen mehrerer aufeinanderfolgenden Uebertragungen der Briefhypothel 
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nur dann ftatt, wenn ſämtliche Uebertragungen durch Rechtsgeſchäft erfolgt 
find. Der § 1155 BGB. macht durchaus ſolgerichtig die Anwendbarkeit 
der Vorſchriften der 88 891 ff. BGB. von dem Nachweis einer zuſammen⸗ 
hängenden, auf einen eingetragenen Gläubiger zurückzuführenden Reihe von 
Abtretungserklärungen, d. h. rechtsgeſchäftlichen Uebertragungsakten abhängig. 
Wird die Reihe der rechtsgeſchäftlichen Uebertragungen durch einen Uebergang 
der Hypothek im Wege des Erbganges unterbrochen, ſo können ſich die Rechts⸗ 
nachfolger des angeblichen Erben nicht auf ihren guten Glauben hinſichtlich des 
Rechtserwerbs dieſes Erben berufen. Der $ 1155 BGB. ſtellt der Abtretungs⸗ 
erklärung nur einen gerichtlichen Ueberweiſungsbeſchluß und das Anerkenntnis 
einer kraft Geſetzes erfolgten Uebertragung der Forderung gleich. Sowohl die 
Faſſung des § 1155 BGB. als auch deſſen Zweck und Zuſammenhang mit den 
SS 891 ff. BGB. laſſen eine Ausdehnung der Vorſchriften über den Schutz des 
guten Glaubens auf einen Rechtserwerb durch Erbgang nicht als zuläſſig er⸗ 
ſcheinen. Sit der nach § 1155 BGB. erforderliche Nachweis einer zuſammen⸗ 
hängenden Reihe von Abtretungserklärungen, Ueberweiſungsbeſchlüſſen und Aner⸗ 
kenntniſſen einer kraft Geſetzes erfolgten Uebertragung nicht geführt, wenn die 
Reihe durch einen Uebergang im Wege des Erbganges unterbrochen wird, ſo 
kann in dieſem Falle auch die Vorſchrift des § 40 Abſ. 2 GBO., die den 
Nachweis des Gläubigerrechts nach $ 1155 BGB. verlangt, keine Anwendung 
finden. 

Es iſt hiernach an dem oben erwähnten zweiten Rechtsgrundſatze feſt⸗ 
zuhalten, daß nach § 40 Abſ. 1, 2 GBO. bei einer Abtretung der Briefhypothek 
durch den Zeſſionar des Erben des eingetragenen Gläubigers vor der Um⸗ 
ſchreibung der Hypothek auf den Namen des letzten Zeſſionars die vorgängige 
Eintragung des abtretenden Gläubigers erſorderlich iſt. Dieſer Grundſatz kann 
aber auf die Fälle keine Anwendung finden, in denen bereits vor der Ein⸗ 
tragung des letzten Zeſſionars das Gläubigerrecht an der Hypothek außerhalb 
des Grundbuchs auf den letzten Zeſſionar übergegangen iſt. 

Eine Eintragung auf Grund des § 40 Abſ. 1 GBO. ſetzt voraus, 
daß das Grundbuch inſofern unrichtig iſt, als derjenige, deſſen materielles 
Recht durch die beantragte Eintragung betroffen wird, im Grundbuche noch 
nicht als Berechtigter verzeichnet iſt. Es ſoll in dieſem Falle vor der 
Bewirkung der beantragten Eintragung zunächſt die Berichtigung des Grundbuchs 
durch Eintragung des zurzeit materiell Berechtigten herbeigeführt werden. 
Dieſer Zweck der Vorſchrift des § 40 Abſ. 1 GBO. ergibt ſich aus der 
Denkſchrift zu den SS 38, 39 des Entw. II der Grundbuchordnung. Der 
§ 40 Abſ. 1 GBO. bezweckt nämlich nach der Denkſchrift, einerſeits dem 
Grundbuchrichter die Legitimationsprüfung zu erleichtern, andererſeits für jeden 
Beteiligten ein richtiges Bild des gegenwärtigen Standes der Realrechte zu 
geben und dadurch zu verhindern, daß ein anderer unbefugterweiſe über das 
Recht verfügt. Dieſer Zweck wird aber nur erreicht, wenn die Eintragung 
des gegenwärtig materiell Berechtigten in das Grundbuch erfolgt. Sofern 
dagegen die Eintragung einer Perſon, der das Recht nicht mehr zuſteht, als 
des Berechtigten ſtattfindet, wird durch dieſe Eintragung kein richtiges Bild 
des gegenwärtigen Standes der Realrechte gegeben und dem eingetragenen 
Nichtberechtigten die Möglichkeit einer ihm nicht zuſtehenden Verfügung über 
das Recht gewährt. Soll alſo die Uebertragung eines Rechtes eingetragen 
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werden, fo kann auf Grund des § 40 Abſ. 1 GBO. die vorgängige Cin: 
tragung des Uebertragenden in das Grundbuch nur verlangt werden, wenn 
der Uebergang des Rechtes auf den neuen Gläubiger noch nicht ſtattgefunden 
hat, das Recht vielmehr zurzeit materiell noch dem Uebertragenden zuſteht. 
Die Uebertragung der Briefhypothek erfolgt nach § 1154 Abſ. 1 BOs. 
bei Vorliegen einer ſchriftlichen Abtretungserklärung außerhalb des Grund⸗ 
buchs; die Eintragung der Abtretung in das Grundbuch iſt zur Uebertragung 
der Briefhypothek nur erforderlich, wenn die Abtretungserklärung nicht in 
ſchriftlicher Form abgegeben iſt (§ 1154 Abſ. 2 BGB.). Iſt eine Brie: 
hypothek von dem im Grundbuche nicht eingetragenen materiell Berechtigten 
durch ſchriftliche Erklärung unter Uebergabe des Hypothekenbriefes an einen 
anderen abgetreten, jo hat der Zeſſionar damit das materielle Gläubigerrecht 
erworben; die Eintragung des Zedenten als Gläubiger würde dem gegen 
wärtigen Stande der Realrechte nicht entſprechen und keine Berichtigung dei 
Grundbuchs herbeiführen. Ein Recht, das durch die Umſchreibung der Hypothel 
auf den Namen des Zeſſionars betroffen werden könnte, ſteht dem Zedenten 
an der Hypothek, ſobald fie rechtswirkſam auf den Zeſſionar übertragen if, 
nicht mehr zu. Daraus folgt, daß vor der Umſchreibung der Hypothek auf 
den Namen des Zeſſionars nicht auf Grund des § 40 Abſ. 1 BER. die 
vorgängige Eintragung des Zedenten als Gläubiger verlangt werden tans, 
wenn die Hypothek bereits außerhalb des Grundbuchs auf den Zeſſiona 
übergegangen iſt. Dies gilt insbeſondere auch für den Fall, daß der Zeden 
ſein Gläubigerrecht nicht gemäß § 40 Abſ. 2 EBD, § 1155 BGB. nad: 
gewieſen hat. Der § 40 GBO. kann daher auf den Fall der Umſchreibung 
einer Briefhypothek auf einen neuen Gläubiger nur dann Anwendung finden, 
wenn zum Uebergange des Gläubigerrechts gemäß § 1154 Abſ. 2 BOB. die 
Eintragung in das Grundbuch erforderlich iſt oder wenn zwar eine ſchriftlice 
Abtretungserklärung vorliegt, die Hypothek aber mangels Uebergabe des 
Hypothekenbriefes oder mangels einer Vereinbarung gemäß § 1117 Abs.? 
BGB. auf den neuen Gläubiger noch nicht übergegangen iſt. Der Grundbuch 
richter muß deshalb, wenn die Eintragung eines neuen Gläubigers bei einet 
Briefhypothek beantragt wird und der Zedent als Gläubiger weder im Grund: 
buch eingetragen noch gemäß § 40 Abſ. 2 ausgewieſen iſt, feine Prüfung 
darauf erſtrecken, ob nach den vorgelegten Urkunden erwieſen erſcheint, daß 
die Hypothek ſchon außerhalb des Grundbuchs auf den Zeſſionar übergegangen 
iſt, deſſen Eintragung als Gläubiger beantragt wird. Sofern der Uebergang 
der Hypothek für dargetan erachtet wird, muß die Eintragung des neuen 
Gläubigers ohne vorgängige Eintragung ſeines Rechtsvorgängers erfolgen. 
Die Eintragung eines Gläubigers, auf den die Briefhypothek außerhalb 
des Grundbuchs bereits übergegangen iſt, hat keine rechtsändernde Wirkung, 
ſondern bringt nur das Grundbuch in Uebereinſtimmung mit der materiellen 
Rechtslage; fie ſtellt ſich daher als Berichtigung des Grundbuchs dar. Dew: 
nach find für die Beurteilung der Frage, ob der außerhalb des Grundbuch 
erfolgte Uebergang der Hypothek auf denjenigen, deſſen Eintragung als 
Gläubiger beantragt wird, als nachgewieſen gelten kann, die für die Berich 
tigung des Grundbuchs gegebenen Vorſchriften maßgebend. Nach § 19 GVO. 
erfolgt eine Eintragung, wenn derjenige ſie bewilligt, deſſen Recht von ie 
betroffen wird. Bei der Eintragung des Ueberganges eines Rechtes with 
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wenn die Eintragung ſelbſt erft den Uebergang des Rechts bewirkt, das Recht 
des bisher materiell Berechtigten, wenn die Eintragung dagegen nur zur 
Berichtigung des Grundbuchs erfolgt, das Recht des Buchberechtigten betroffen. 
Die nach § 19 GBO. erforderliche Eintragungsbewilligung kann nach § 22 
GBO. durch den Nachweis der Unrichtigkeit des Grundbuchs erſetzt werden. 
Wenn alſo die Eintragung des Gläubigers einer Briefhypothek auf Grund 
der Abtretungserklärung eines weder im Grundbuch eingetragenen noch gemäß 
§ 40 Abſ. 2 GBO. ausgewieſenen Zedenten erfolgen ſoll, jo wird der 
Grundbuchrichter zu prüfen haben, ob die Hypothek für den eingetragenen 
Gläubiger zur Entſtehung gelangt und durch rechtswirkſame Uebertragungs⸗ 
akte ſeitens des eingetragenen Gläubigers und ſeiner Rechtsnachfolger ſchließlich 
auf den Zeſſionar, deſſen Eintragung verlangt wird, übergegangen iſt. 
Dabei ſind die für den Rechtserwerb des eingetragenen Berechtigten und des 
gemäß § 1155 BGB. ausgewieſenen Brieſbeſitzers ſtreitenden Vermutungen 
der 88 891, 1155 BGB. zu berückſichtigen. Wer die Hppothek durch 
Rechtsgeſchäft von dem eingetragenen Gläubiger oder einem gemäß $ 1155 
BGB. ausgewieſenen Briefbefiger in gutem Glauben an das Gläubigerrecht 
des Verfügenden erworben hat, iſt Hypothekengläubiger geworden, auch wenn 
der Rechtsvorgänger in Wahrheit nicht Gläubiger der Hypothek war. Der 
gute Glaube des Erwerbers bedarf keines Beweiſes, ſondern wird bis zum 
Nachweiſe des Gegenteils vermutet (Motive 3, 213). Regelmäßig wird daher 
der Nachweis genügen, daß derjenige, deſſen Eintragung als Gläubiger bean⸗ 
tragt iſt, die Hypothek von dem eingetragenen Gläubiger durch eine ſort⸗ 
laufende Reihe von geſetzlichen oder rechtsgeſchäftlichen Uebertragungsakten 
wirkſam erworben hat. Soweit dabei der Nachweis einer Abtretung in Frage 
kommt, würde an ſich das Zuſtandekommen eines Abtretungsvertrags und 
die Uebergabe des Hypothekenbriefs oder das Vorliegen einer Vereinbarung 
gemäß S 1117 Abſ. 2 BGB. in einer dem § 29 GBO. entſprechenden 
Form nachzuweiſen fein ($ 1154 Abſ. 1, § 398 BGB.). Es müßte alſo 
regelmäßig die Erklärung des Zedenten, daß er die Hypothek abtrete, die Er⸗ 
klärung des Zeſſionars, daß er die Abtretung annehme, und die Erklärung 
beider Beteiligten, daß der Zeſſionar berechtigt ſein ſolle, ſich den Hypotheken⸗ 
brief vom Grundbuchamt aushändigen zu laſſen, in öffentlich beglaubigter 
Form beigebracht werden. Dieſer Nachweis wird aber durch die Vorſchrift 
des § 26 GBO. erleichtert, nach der es für die Eintragung der Uebertragung 
einer Briefhypothek genügt, wenn an Stelle der Eintragungsbewilligung die 
Abtretungserklärung des bisherigen Gläubigers vorgelegt wird. Die Vor⸗ 
ſchrift des § 26 GBO. beruht nach der Bemerkung der Denkſchrift zum § 25 
des zweiten Entwurfs der Grundbuchordnung auf der Erwägung, daß die 
nachträgliche Eintragung der außerhalb des Grundbuchs erfolgten Abtretung 
bei Anwendung des § 19 EBD. nur auf Grund der Eintragungsbewilligung 
des bisherigen Gläubigers zuläſſig fein würde, was den Bedürfniſſen und 
Gewohnheiten des Verkehrs nicht entſpreche. Mag dieſe Bemerkung der 
Denkſchrift auch inſofern nicht zutreffend fein, als dabei der § 22 GBO. 
nicht berückſichtigt iſt, fo ergibt fie doch, daß der § 26 GBO. gerade die 
Fälle treffen ſoll, in denen eine Briefhypothek bereits außerhalb des Grund⸗ 
buchs übergegangen und das Grundbuch nur nachträglich durch Eintragung 
des neuen Gläubigers zu berichtigen iſt. Die Vorſchrift des 8 26 GBO. 
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hat daher jedenfalls die Bedeutung, daß für die Berichtigung des Grundbuchs 
durch Eintragung einer bereits erfolgten Uebertragung des Gläubigerrechts 
an einer Briefhypothek die Vorlegung der Abtretungserklärung des bisherigen 
Gläubigers genügt, daß mithin die einſeitige Abtretungserklärung des bisherigen 
Gläubigers zum Nachweiſe der geſchehenen Uebertragung, alſo auch zum 
Nachweiſe der Annahme der Abtretung durch den Zeſſionar und der Brief⸗ 
übergabe oder einer dieſer gleichſtehenden Vereinbarung ausreicht. Daraus 
folgt, daß auch bei mehreren aufeinanderfolgenden Abtretungen der Brief: 
hypothek die Beibringung der Abtretungserklärungen der ſämtlichen Gläubiger 
eine hinlängliche Grundlage für eine durch Eintragung des letzten Zeſſionars 
vorzunehmende Berichtigung des Grundbuchs bildet. Bit alfo eine Briel: 
hypothek durch Erbgang auf den Erben des eingetragenen Gläubigers über 
gegangen, demnächſt von dem Erben an einen anderen und von dieſem wie⸗ 
derum an einen Dritten abgetreten worden, ſo kann die Berichtigung des 
Grundbuchs durch Umſchreibung der Hypothek auf den Namen des letzten 
Zeſſionars ohne vorgängige Eintragung eines der Zwiſchenberechtigten erfolgen, 
wenn der Uebergang der Hypothek auf den Erben des eingetragenen Gläubigers 
durch öffentlich beglaubigte Urkunden nachgewieſen wird und die Abtretungs⸗ 
erklärungen des Erben und deſſen Zeſſionars in öffentlich beglaubigter Form 
vorgelegt werden. 

Durch dieſe Auslegung des § 26 GBO. wird die Vorſchrift des § 40 
Abſ. 2 GBO. keineswegs gegenſtandslos; fie behält vielmehr ihre Bedeutung für 
alle rechtsändernden Eintragungen ſowie für diejenigen berichtigenden Gir: 
tragungen, die nicht auf Grund einer Uebertragung des Rechts erfolgt. 

Bei Anwendung der vorſtehend entwickelten Grundſätze auf den gegen⸗ 
wärtigen Fall erweiſt ſich das Verlangen der Vorinſtanzen auf Herbeiführung 
der Eintragung des M. als Gläubiger der Hypothek als unbegründet. Denn 
da die Abtretungserklärungen ſowohl der Witwe als auch des M. in öffentlich 
beglaubigter Form vorliegen, jo ſteht der Eintragung der Aktiengeſellſchaft als 
Hypothekengläubigerin im Wege der Grundbuchberichtigung an ſich kein Hin⸗ 
dernis entgegen, ſofern nur der Uebergang der Hypothek von dem eingetragenen 
Gläubiger auf die Witwe und deren Verfügungsrecht nachgewieſen iſt. 


Befugnis des Nachlaßgerichts, die Feſtſtellung, daß ein anderer Erbe als 

der Fiskus nicht vorhauden iſt, ohne Wahrung der dreimonatigen Friſt 

zu treffen, ſofern nicht vor dem Erlaſſe des Feſtſtellungsbeſchluſſes ‚ein 
Erbrecht angemeldet iſt. 


88 1964, 1965 BOB. 
Kammergericht Berlin, 30. März 1908. — Bd. 9 S. 215. 


Das Amtsgericht in L. hat durch den Beſchluß vom 31. Dezember 1907 
feſtgeſtellt, daß ein anderer Erbe des im April 1905 geſtorbenen Arbeiters 
M. als der preußiſche Fiskus nicht ermittelt ſei, und zugleich die von ihm für 
die Erben eingeleitete Nachlaßpflegſchaft aufgehoben. Die von der Regierung 
in P. hiergegen eingelegte Beſchwerde iſt vom Landgericht zurückgewieſen worden 
Der weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht aus folgenden Gründen den 
Erfolg verfagt: 

Das Amtsgericht hat die Feſtſtellung aus § 1964 Abſ. 1 BGB., daß 
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ein anderer Erbe als der preußiſche Fiskus nicht vorhanden oder, wie es 
ſagt, nicht ermittelt ſei, bereits am Tage nach dem Abſchluſſe der Ermittelungen 
getroffen. Das Landgericht hat dieſes Verfahren mit Rückſicht darauf gebilligt, 
daß eine öffentliche Aufforderung zur Anmeldung von Erbrechten nicht er⸗ 
gangen und eine Anmeldung von Erbrechten nicht erfolgt iſt. Es meint, 
daß in ſolchem Falle die im § 1965 Abſ. 2 bezeichnete Friſt von drei Mo⸗ 
naten nicht innegehalten zu werden brauche. Die Regierung hält dagegen die 
Wahrung der Friſt für erforderlich und demgemäß den § 1965 für verletzt. 
Das Kammergericht hat in ſeiner bisherigen Rechtſprechung keine Veranlaſſung 
gehabt, ſich über dieſe in der Literatur beſtrittene Frage ſchlüſſig zu machen. 
Es hat aber in einem Beſchluſſe vom 10. Juni 1905 (RIA. 6, 106) und 
in einem Beſchluſſe des Ferienzivilſenats vom 2. Auguſt 1904 (OL GRſp. 9, 
384) angenommen, daß, wenn eine öffentliche Aufforderung unter Beſtimmung 
einer Anmeldungsfriſt ſtattgefunden hat, die Feſtſtellung des 8 1964 Abſ. 1 
erſt zuläſſig ſei, ſobald ſeit dem Ablaufe der Ameldungsfriſt drei Monate ver⸗ 
ſtrichen ſind, gleichviel ob Erbrechte angemeldet ſind oder nicht. Wenn dies 
richtig wäre, ſo würde die Wahrung der dreimonatigen Friſt auch bei dem 
Unterbleiben der öffentlichen Aufforderung geboten und nur noch etwa zweifel⸗ 
haft ſein, von welchem Zeitpunke ab in dieſem Falle der Beginn der Friſt 
zu berechnen wäre. Die nochmalige Prüfung der Frage hat aber zu dem 
Ergebniſſe geführt, daß die bisherige Anſicht des Kammergerichts nicht aufrecht 
erhalten werden kann. Es iſt zwar richtig, daß die Feſtſtellung des § 1964 
Abſ. 1 nach § 1964 Abſ. 2 nur eine Vermutung für das Erbrecht des 
Fiskus begründet und daß materielle Nachteile bei der Nichteinhaltung der 
Anmeldungsfriſt nicht verbunden fein ſollen (zu vgl. Motive 5, 555 ff.). 
Hieraus folgt aber nur, daß die dreimonatige Nachweisfriſt immer innezu⸗ 
halten iſt, wenn vor der Feſtſtellung, ſei es auch erſt nach Ablauf der An⸗ 
meldefriſt, ein Erbrecht angemeldet wird. Es kann dagegen hieraus nicht 
gefolgert werden, daß nach dem Ablaufe der Anmeldungsfriſt, oder wenn eine 
ſolche bei dem Unterbleiben der öffentlichen Aufforderung nicht geſtellt iſt, nach 
dem Ablaufe der gemäß § 1964 Abſ. 1 für die Ermittelungen offen zu 
laſſenden Friſt noch drei Monate darauf gewartet werden müſſe, ob eine An⸗ 
meldung erfolge, ehe die Feſtſtellung aus § 1964 Abſ. 1 geſchehen darf. 
Die Annahme, daß das Geſetz ſolches Warten vorſchreibe, würde der Anmeldungs⸗ 
friſt nur noch die Bedeutung laſſen, daß deren Ablauf die Nachweisfriſt des 
§ 1965 Abſ. 2 in Gang ſetzte. Die Anmeldungsfriſt würde dann in Wahr⸗ 
heit auch die nach ihrem Ablaufe beginnende dreimonatige Nachweisfriſt um⸗ 
faſſen. Dies ſteht aber damit in Widerſpruch, daß die Dauer der Anmel⸗ 
dungsfriſt, d. h. der Friſt, während welcher Anmeldungen erwartet werden 
ſollen, nach deren Ablauf aber auf Anmeldungen nicht mehr gewartet werden 
braucht, ſich gemäß § 1965 Abſ. 1 nach den für das Aufgebotsverfahren 
geltenden Vorſchriften beſtimmt, die Friſt mithin nach § 950 BPO, nicht 
länger als ſechs Wochen zu ſein braucht. Die bezeichnete Annahme würde 
ferner für den Fall des Unterbleibens der öffentlichen Aufforderung zu dem 
unmöglichen Ergebniſſe führen, daß die dreimonatige Friſt zweimal zu laufen 
beginnt, nämlich einmal mit dem Abſchluſſe der Ermittelungen oder dem Er⸗ 
laſſe des Beſchluſſes, daß die öffentliche Aufforderung unterbleiben ſolle, und 
ſodann noch einmal nach Eingang einer Anmeldung gemäß § 1965 Abſ. 2 
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mit der gerichtlichen Aufforderung, das Erbrecht oder die Erhebung der Klage 
nachzuweiſen. Das Nachlaßgericht iſt hiernach geſetzlich berechtigt, die Felt: 
ſtellung des § 1964 Abſ. 1 ſofort nach dem Ablaufe der bei der öffentlichen 
Aufforderung beſtimmten Anmeldungsfriſt oder, falls keine öffentliche Auf⸗ 
forderung ergangen und demgemäß keine Anmeldungsfriſt beſtimmt iſt, fofort 
nach Ablauf der im § 1964 Abſ. 1 für die Ermittelungen vorgeſehenen 
Friſt zu treffen, es fet denn, daß vor dem Erlaſſe des Feſtſtellungsbeſchluſſes 
ein Erbrecht angemeldet iſt. Die dreimonatige Nachweisfriſt iſt nur innezu⸗ 
halten, wenn innerhalb oder außerhalb der Anmeldungsfriſt vor der Felt: 
ſtellung des § 1964 bf. 1 ein Erbrecht angemeldet ijt, Ob es in Rid 
ſicht auf die beſondere Lage des Einzelfalles angezeigt iſt, die Feſtſtellung nicht 
ſofort in dem erſten Zeitpunkt, in dem ſie hiernach möglich iſt, zu treffen, 
ſondern fie noch einige Zeit hinauszuſchieben, ijt eine Tatfrage, deren Beur 
teilung dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Nachlaßgerichts unterſteht. Dieſes 
Ergebnis wird überigns auch durch die Entſtehungsgeſchichte der SS 1964, 
1965 beſtätigt. Der ihnen entſprechende § 2067 des Entw. I BGB., nach 
dem die öffentliche Aufforderung zur Anmeldung der Erbrechte und die Be 
ſtimmung einer Anmeldungsfriſt ausnahmlos vorgeſchrieben werden ſollte, 
läßt in feinen Abſ. 3, 4 klar erkennen, daß die dreimonatige Nachweisftiſt 
nur für den lief, der vor oder nach dem Ablaufe der Anmeldungsfriſt ein 
Erbrecht in Anſpruch nahm, und daß die Feſtſtellung von der Innehaltung 
der Dreimonatsfriſt nur im Falle der Anmeldung eines Erbrechts, nicht aber 
auch dann abhängig war, wenn eine Anmeldung nicht ſtattgefunden hatte. 
Die Kommiſion für die zweite Leſung des Entwurfs des Bürgerlichen Gele 
buchs hat ausweislich ihrer Protokolle 5, 670 eine materielle Aenderung 
dieſer Beſtimmung nur in ſofern vornehmen wollen, als ſie beſchloß, daß die 
öffentliche Aufforderung unterbleiben dürfe, wenn deren Koſten dem Beſtande 
des Nachlaſſes gegenüber unverhältnismäßig groß ſeien. Die ſonſtigen Aer: 
derungen des § 2067 des Entw. I BGB. find der Redaktionskommiſſion 
überlaſſen, von der der jetzige Wortlaut der $$ 1964, 1965 formuliert it. 
Es kann deshalb nicht angenommen werden, daß in der hier erörterten Be 
ziehung eine Aenderung gewollt und vorgenommen iſt. 


Eintragung der Umwandlung einer vom Grundeigentümer bezahlten Hy 
pothek in eine Grundſchuld ohne Führung des Nachweiſes, daß dem Eigen⸗ 
tümer die Forderung nicht zuſteht. 

§§ 19, 22 GBO., § 1177 BGB. 


Kammergericht Berlin, 6. April 1908. — Bd. 9 S. 218. 


Im Grundbuche von N. Bd. 14 Bl. 619 iſt in Abteilung III unter 
Nr. 5 am 7. Mai 1880 eine Hypothek für eine Darlehnsforderung einge: 
tragen worden. Eingetragene Eigentümer dieſes Grundſtücks find die Che 
leute M., die das Grundſtück unter Uebernahme dieſer Hypothek in Anrechnung 
auf den Kaufpreis durch Kaufvertrag vom 13. Januar 1907 erworben haben. 
In notariell beglaubigter Urkunde hat der Hypothekengläubiger bekannt, daß 
die Eheleute M. die eingetragene Forderung nebſt allen Zinſen bezahlt hätten, 
und die Löſchung der Hypothek im Grundbuche bewilligt. 

Die Eheleute M. haben darauf in notariell beglaubigter Urkunde vom 
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22. Auguſt 1907 erklärt: nachdem ſie die Forderung als Eigentümer bezahlt 
hätten, habe ſich die Hypothek in eine Grundſchuld umgewandelt; ſie träten 
die Grundſchuld an Frau Lehrer M. ab, indem ſie die Grundſchuld in eine Hy⸗ 
pothek für eine Dahrlehnsforderung dieſer Gläubigerin an ſie umwandeln. 
Die Eheleute M. haben zugleich die Eintragung der Abtretung und Um⸗ 
wandlung in das Grundbuch beantragt. 

Die antragsgemäße Eintragung hat das Amtsgericht abgelehnt. Die hier⸗ 
gegen eingelegte Beſchwerde iſt vom Landgericht zurückgewieſen worden. Auf 
die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht die früheren Entſcheidungen auf⸗ 
gehoben und die Sache zur nochmaligen Entſcheidung über den Eintragungs⸗ 
antrag an das Amtsgericht zurückverwieſen. 

In den Gründen wird folgendes ausgeführt: 

Das Amtsgericht und das Landgericht nehmen übereinſtimmend an, es 
ſei nicht erwieſen, daß die Hypothek ſich in der Hand der Eheleute M. in 
eine Grundſchuld verwandelt habe. Dies iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. 
Die Hypothek verwandelt ſich nach § 1177 Abſ. 1 BGB. nur dann kraft 
Geſetzes in eine Grundſchuld, wenn die Hypothek ſich mit dem Eigentum in 
einer Perſon vereinigt, ohne daß dem Eigentümer auch die Forderung zuſteht. 
Es beſteht die Möglichkeit, daß die Ehelente M. nicht die perſönlichen Schuldner 
der durch die Hypothek geſicherten Forderung geweſen ſind, da nicht feſtſteht, 
daß der Gläubiger die in dem Kaufvertrage vom 13. Januar 1907 ent⸗ 
haltene Schuldübernahme in den Formen des § 415 oder der $ 416 BGB. 
genehmigt hat. Es beſteht auch die Möglichkeit, daß die genannten Ehegatten 
den Gläubiger nicht in der Abſicht, die Forderung zu tilgen, befriedigt haben. 
Wenn beides nicht der Fall geweſen ijt, fo haben fie die Forderung nach § 1143 
Abſ. 1 BGB. kraft Geſetzes erworben. Die in der weiteren Beſchwerde ber- 
hervorgehobene Tatſache, daß die Eheleute M. dem Voreigentümer gegenüber 
die Schuld übernommen haben und nach § 415 BGB. ihm gegenüber vere 
pflichtet ſind, den Gläubiger rechtzeitig zu befriedigen, ſchließt das Weiterbe⸗ 
ſtehen der Forderung in der Hand der Eheleute M. nicht aus. Denn die 
dem Voreigentümer gegenüber beſtehende Pflicht der Eheleute M. zur Befriedigung 
des Gläubigers des Voreigentümers würde zwar einen Einwand gegen die 
Forderung der Eheleute M. geben, wenn ſie die perſönlichen Schuldner 
wären, das Erlöſchen der Forderung in der Hand der Eheleute M. aber nicht 
ohne weiteres zur Folge haben. Falls aber die Eheleute M. Gläubiger der 
Forderung ſind, ſei es auch, daß ihnen ein Einwand entgegenſteht, der die Geltend⸗ 
machung der Forderung verhindert, ſo liegt der Tatbeſtand des § 1177 Abſ. 
2, nicht der des § 1177 Abſ. 1 BGB vor. Die Hypothek würde dann 
Hypothek geblieben ſein. 

Aus dieſem Sachverhalte folgern die Vorinſtanzen, daß die beantragte 
Eintragung nicht geſchehen könne, daß vielmehr zunächſt der fehlende Nach⸗ 
weis für die Verwandlung der Hypothek in eine Grundſchuld geführt werden 
müſſe. Die Vorinſtanzen befinden ſich mit dieſer Annahme in Uebereinſtimmung 
mit der ſeitherigen Rechtſprechung des Kammergerichts, inbeſondere deſſen ab⸗ 
gedruckten Beſchlüſſen vom 25. Januar 1904 (KGJ. 27, 278) und 15. 
März 1906 (RIA 7, 151). Bei nochmaliger Erwägung der Frage kann 
indeſſen der in dieſen Beſchlüſſen aufgeſtellte Satz, daß die von dem Eigen⸗ 
tümer bewilligte Eintragung der Verwandlung einer ihm zuſtehenden Hypo⸗ 
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thek in eine Grundſchuld von dem Nachweiſe dieſer Verwandlung abhängig 
ſei, nicht aufrecht erhalten werden. Die Verwandlung tritt nach § 1177 
Abſ. 1 BGB. kraft Geſetzes ein, ſobald ſich die Hypothek mit dem Cigentum 
in einer Perſon vereinigt, ohne daß dem Eigentümer auch die Forderung qu: 
ſteht. Der Antrag, die Verwandlung in das Grundbuch einzutragen, geht 
alſo auf Berichtigung des Grundbuchs. Auch für Berichtigungen gilt der 
Grundſatz des § 19 GBO., daß eine Eintragung erfolgt, wenn derjenige 
fie bewilligt, deſſen Recht von ihr betroffen wird (zu vgl. oben S. 174), 
Die einzigen Perſonen, deren Recht durch die Eintragung der Verwandlung 
betroffen wird, ſind hier die Eigentümer Eheleute M., da feſtſteht, daß ſie die 
Hypothek, fet es auf Grund der §§ 1143, 1153 BGB., fei es auf Grund 
des 8 1163 Abſ. 1 BGB. erworbeu haben. Der Grundbuchrichter iſt deshalb 
nicht berechtigt, die von den Eheleuten M. in der Urkunde vom 22. Auguſt 
1907 durch die Erklärung, daß ſich die „Forderung“ in eine Grundſchuld 
umgewandelt habe, mit hinreichender Deutlichkeit bewilligte Berichtigung des 
Grundbuchs von dem Nachweis abhängig zu machen, daß der Inhalt der de 
willigung richtig ſei, daß alſo die Eheleute M. in der Tat die Hypothek ohne 
die Forderung erworben haben. Nur dann könnte der Grundbuchrichter {off 
feiner Amtspflicht, für die Richtigkeit des Grundbuchs zu ſorgen, den Antrag 
beanftanden, wenn er wußte oder wenigſtens auf Grund beſtimmter tatfadlide 
Anhaltspunkte vermutetete, daß die beanragte Eintragung das Grundbuch ur 
richtig machen würde. Derartige Anhaltspunkte find hier aber von den Bor: 
inſtanzeu nicht geltend gemacht und auch ſonſt nicht erkennbar. Es liegt nichts 
weiter vor, als die Möglichkeit, daß die Hypothek Hypothek geblieben iſt. & 
ift aber ebenſogut möglich, daß fie ſich in eine Grundſchuld verwandelt hat. 
Die bloße Möglichkeit, daß die beantragte Eintragung unrichtig fei, befteht 
faſt immer und gibt dem Grundbuchamte kein Recht, die Eintragung abpr 
lehnen (zu vgl. RIA. 5, 210). Die Entſcheidungen der Vorinſtanzen beruhen 
ſonach auf einer Verletzung des § 19 GBO. und find deshalb aufzuheben. 
Der vom Landgericht angeführte Beſchluß des Oberlandesgerichts in Braun⸗ 
ſchweig vom 14. Dezember 1900 (OL GRſpr. Bd. 2 S. 318) ſteht dieſet 
Entſcheidung nicht entgegen und nötigt nicht dazu, die Sache gemäß $ 79 
GBO. dem Reichsgerichte vorzulegen. Es behandelt zwar einen ähnlichen 
Fall, läßt aber in ſeinem Schlußſatz unentſchieden, ob die Ablehnung des 
Eintragungsantrags aufrecht zu erhalten ſei, wenn ein ſicheres Ergebnis dar: 
über, wer der perſönliche Schuldner ſei, ſich nicht erzielen laſſe. 


Erfordernis der Anflaſſung zur Umſchreibung des Eigentums an Grund: 
ſtücken einer offenen Handelsgeſellſchaft, die bei der Auflöſung der Gefell- 
ſchaft einzelnen der bisherigen Geſellſchafter zugeteilt werden (Vgl. RG. 
68, 410). 
§ 142 HGB., § 738 BGB. 
Kammergericht Berlin, 27. April 1908. — Bd. 9 S. 220. 


Die offene Handelsgeſellſchaft Geſchwiſter R. zu U. iſt eingetragene Eigen⸗ 
tümerin des im Grundbuche von U. Bd. 2 Bl. 95 verzeichneten Grundſtücks. 
Die Geſellſchaft iſt im Jahre 1900 in U. begonnen und in das Handels 
regiſter des Amtsgerichts in G. eingetragen worden. Im Jahre 1904 ließen 
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die beiden Geſellſchafter R. und H. eine in B. errichtete Zweigniederlaſſung 
der Geſellſchaft in das Handelsregiſter des Amtsgerichts in B. eintragen. 
Im Dezember 1906 wurde die Eintragung in das Handelsregiſter des Amts⸗ 
gerichts in G. angemeldet, daß die Geſellſchaft aufgelöſt ſei und daß der 
frühere Geſellſchafter H. das Geſchäft unter derſelben Firma in unveränderter 
Weiſe fortſetze; ferner wurde anfangs 1907 zur Eintragung in das Handels⸗ 
regiſter des Amtsgerichts in B. angemeldet, daß die Geſellſchaft aufgelöſt ſei 
und daß R. das Geſchäft in B. unter der Firma Geſchwiſter R. als ſelbſt⸗ 
ſtändig es fortführe. R. und H. erklärten ſodann zu notariellem Protokolle vom 
26. Juli 1907: ſie hätten bisher unter der Firma Geſchwiſter R. in B. 
und in G. eine offene Handelsgeſellſchaft betrieben; ſie hätten verabredet, 
daß die Geſellſchaften ſowohl in B. wie in G. aufgelöſt und daß das Ge⸗ 
ſchäft in B. allein von R., das Geſchäft in G. allein von H. übernommen 
und fortgeführt werden ſolle; ſie hätten bereits Ende 1906 und anfang 1907 
die Auflöſung der Geſellſchaft in B. und G. ſowie in B. den R. und in 
G. den H. als alleinigen Inhaber der Firma Geſchwiſter R. in das Handels⸗ 
regiſter eintragen laſſen. Ueber die Auseinanderſetzung wurde folgendes be⸗ 
ſtimmt: H. bekomme das in G. betriebene Handelsgeſchäft allein überwieſen; 
R. übertrage alle ſeine Rechte an dem Geſchäfte zu G., ſeinen geſamten Ge⸗ 
ſchäftsanteil dem H. zum ausſchließlichen Eigentume; H. habe die Geſchäfts⸗ 
ſchulden, inbeſondere die auf dem Grundſtücke laſtenden Hypotheken zu über⸗ 
nehmen und führe das Geſchäft unter der Firma Geſchwiſter R. zu G. 
fort; R. erhalte als Entgelt für dieſe Abtretung 23000 Mark. R. be⸗ 
komme das in B. getriebene Handelsgeſchäft allein überwieſen; H. übertrage 
alle ſeine Rechte an dieſem Geſchäſte dem R. zum ausſchließlichen Eigentume, 
R. übernehme dagegen die Schulden dieſes Geſchäfts, das er unter der Firma 
Geſchwiſter R. zu B. fortführe; H. erhalte als Entgelt für die Uebertragung 
13000 Mark. H. beantragte ſodann, im Grundbuche zu vermerken, daß er 
als der alleinige Inhaber der Firma Geſchwiſter R. zu G. der alleinige 
Eigentümer des vorbezeichneten Grundſtücks ſei. Das Grundbuchamt erachtete 
eine Auflaſſung des Grundſtücks an H. für erforderlich und lehnte deshalb den An⸗ 
trag ab. Das Landgericht wies die hiergegen von H. erhobene Beſchwerde 
zurück. Die weitere Beſchwerde wurde vom Kammergerichte gleichfalls zurück⸗ 
gewieſen, ohne daß dieſes es für erforderlich hielt, mit Rückſicht auf das Urteil 
des Reichsgerichts RGZ. 65, 227, die weitere Beſchwerde gemäß § 79 
Abſ. 2 GBO. dem Reichsgerichte vorzulegen. In den Gründen wird aus⸗ 
geführt: 

Das Kammergericht hat, auch unter der Herrſchaſt des neuen Rechtes, in 
ſtändiger Rechtſprechung daran feſtgehalten, daß es, wenn bei der Auflöſung 
einer aus zwei Perſonen beſtehenden offenen Handelsgeſellſchaft der eine Ge⸗ 
ſellſchafter das Geſchäft mit Aktiven und Paſſiven unter Fortführung der 
bisherigen Firma und unter Abfindung des anderen Geſellſchafters übernehme, 
zur Ueberführung der Geſellſchaftsgrundſtücke in das Vermögen des über⸗ 
nehmenden Geſelllſchafters der Auflaſſung bedürfe (ebenſo RIA. 2, 146). 
Es hat hierbei angenommen, daß die Ueberführung von Geſellſchaftsvermögen 
in das Sondervermögen eines Geſellſchafters einen Eigentums wechſel enthalte, 
der ſich nur in den gleichen Uebertragungsformen vollziehen könne wie bei 
Uebertragung an einen Dritten, und daß die Auflöſung der Geſellſchaft hieran 
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nicht ändere, da ihrer ungeachtet das Geſellſchaftsvermögen ſeine Selbſtändigkeit 
bis zur Durchführung der zur Uebertragung erforderlichen Rechtsakte behalte. 
Das Kammergericht hat in ſeinen Entſcheidungen auch die Vorſchriften des 
§ 738 BGB. und des § 142 HGB. gewürdigt, fie aber für Sonderbe⸗ 
ſtimmungen erklärt, die eine entſprechende Anwendung auf anders liegende 
Fälle nicht geſtatten. Dieſe Grundſätze ſind weiter für die Ueberführung von 
Grundſtücken einer offenen Handelsgeſellſchaft in das Miteigentum der Geſell⸗ 
ſchafter aus Anlaß der Geſellſchaftsauflöſung für maßgebend erachtet (zu vgl. 
KGJ. 24, 109; 25, 80; auch 33, 189. RIA. 3, 97 u. 188; 
4, 124). 

Des Reichsgericht hat ſich dagegen im Bd. 65, 227 für den Fall, daß 
bei der Auflöſung einer aus zwei Perſonen beſtehenden offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft der eine Geſellſchafter gegen Abfindung des anderen das Geſchäft mit 
Aktiven und Paſſiven übernimmt, dahin ſchlüſſig gemacht, daß die zum Ge⸗ 
ſellſchaftsvermögen gehörenden Grundſtücke ohne Aufflaſſung in das Eigentum 
des übernehmenden Geſellſchafters gelangen. Das Reichsgericht geht — wie 
auch das Kammergericht — davon aus, daß die offene Handelsgeſellſchaft 
eine Gemeinſchaft zur geſamten Hand iſt. Es entnimmt dem Geſetze, daß 
jedem Geſellſchafter nicht nur an dem Geſellſchaftsvermögen als ganzen, ſondeen 
auch an deſſen einzelnen Beſtandteilen ein Anteil als unmittelbare Mitbe⸗ 
rechtigung zuſtehe. Das Reichsgericht gelangt ſodann unter entprechender 
Anwendung des § 738 BSB und des § 142 HGB für den von ihm 
behandelten Fall zu der Annahme, daß der Anteil des überlaſſenden Geſell⸗ 
ſchafters dem übernehmenden Geſellſchafter anwachſe und daß hierdurch der 
letzere das Alleineigentum an den zu dem übernommenen Geſellſchaftsvermögen 
gehörenden Stücken erlange. 

Es bedarf für den vorliegenden Fall keiner Erörterung, ob gegen die 
Anſicht des Reichsgerichts, der ſich inzwiſchen der Ferienzivilſenat des Kammer⸗ 
gerichts am 15. Auguſt 1907 angeſchloſſen hat (RIA. 9, 71), begründete 
Bedenken geltend zu machen ſind. Denn gegenwärtig liegt ein Fall, wie der 
vom Reichsgericht in jenem Erkenntniſſe beurteile, nicht vor. 

Das Reichsgericht hat es aber in jener Entſcheidung ausdrücklich abgelehnt, 
das von ihm aufgeſtellte Akkreszenzprinzip auf alle Fälle zu erſtrecken, in 
denen bei der Auflöſung einer offenen Handelsgeſellſchaft Geſellſchaftsvermögen 
auf einen der bisherigen Geſellſchafter übergehen ſoll. Es legt vielmehr für 
die Anwendung dieſes Prinzips entfcheidendes Gewicht darauf, daß die Leber: 
nahme des Geſchäfts — alſo des von der Geſellſchaft bis zu ihrer Auflöſung 
betriebenen — mit Aktiven und Paſſiven — alſo mit ſämtlichen Aktiven und 
Paſſiven dieſes bisherigen Geſellſchaftsgeſchäfts — vereinbart ſei. Es hat 
ausdrücklich hervorgehoben, daß das Akkreszenzprinzip nur dann Geltung 
erhalte, wenn trotz der Aufhebung des ſubjektiven Geſellſchaftsverbandes die 
objektive Grundlage der Geſellſchaft, das Geſchäft, fortdauere, Hiernach iſt 
aber der Rechtsſtandpunkt der Vorinſtanzen begründet, gleichviel ob die vom 
Reichsgericht oder die vom Kammergericht entwickelten Grundſätze angewendet 
werden. Nach der Rechtſprechung des Kammergerichts (wenn von der Ent⸗ 
ſcheidung des Ferienzivilſenats vom 15. Auguſt 1907 RIA. 9, 71, abge⸗ 
ſehen wird) ergibt ſich die Notwendigkeit der Auflaſſung behufs Ueberführung 
des bisher der Geſellſchaft gehörenden Grundſtücks in das Sondervermögen 
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des Beſchwerdeführers ohne weiteres. Dasſelbe trifft aber auch für die Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts zu. Denn das Reichsgericht ſtellt keineswegs 
in Abrede, daß bei einer Ueberführung von Geſellſchaſtsvermögen in das 
Sondervermögen eines Geſellſchafters eine Aenderung in dem Eigentums⸗ 
verhältnis eintritt. Es nimmt nur für den von ihm erörterten Fall an, daß 
es keines beſonderen Uebertragungsakts bedürfe, weil der Erwerb des Eigen⸗ 
tums ſeitens des übernehmenden Geſellſchafters auf der Anwachſung des An⸗ 
teils des überlaſſenden Geſellſchafters beruhe. In den Fällen dagegen, in denen 
das Akkreszenzprinzip verſagt, iſt nicht erfindlich, wie die aus dem Rechtsver⸗ 
hältniſſe der geſamten Hand hergeleitete Mitberechtigung des einzelnen Geſell⸗ 
ſchafters an einem Grundſtücke ſich in gewöhnliches Eigentum anders als durch 
Auflaſſung umſetzen ſoll. Das Reichsgericht bezeichnet denn auch unter Bezug⸗ 
nahme auf frühere reichsgerichtliche Erkenntniſſe, auf Entſcheidungen des Kammer⸗ 
gerichts und des Oberlandesgerichts Dresden ſowie auf die Literatur als die 
herrſchende Meinung, daß eine die Auflaſſung erfordernde Veräußerung dann 
vorliege, wenn bei der Auflöſung einer mehrgliedrigen offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft deren Grundſtücke an einen oder mehrere bisherige Geſellſchafter über: 
gehen ſollen. Dieſer Auffaſſung wird, wie bemerkt, ausſchließlich für den 
beſonderen, gegenwärtig nicht vorliegenden Fall entgegengetreten, daß die Ge⸗ 
ſellſchaft nur zwei Mitglieder zählt und daß die Geſellſchaftsgrundſtücke als 
Beſtandteile des von einem Geſellſchaſter im ganzen, mit Aktiven und Paſſiven 
unter Abfindung des anderen Geſellſchafters übernommenen Vermögens der 
aufgelöſten Geſellſchaft auf den übernehmenden Geſellſchaſter, der das Geſchäft 
fortſetzt, übertragen werden ſollen. Auch vom Standpunkte dieſer Rechtſprechung 
des Reichsgerichts beſteht ſomit kein Bedenken, in den hier zur Entſcheidung 
ſtehenden Falle das Verlangen der Vorinſtanzen für berechtigt zu erklären. 
Hieraus folgt die Zurückweiſung der weiteren Beſchwerde. 


Volle Beweiskraft einer gerichtlichen oder notariellen Urkunde gegenüber 

dem Grundbuchamte trotz Nichterfüllnug der Vorſchriften über die Feſt⸗ 

ſtellung der Perſönlichkeit der Beteiligten, ſofern die Urkunde zweifelsfrei 

die Gewißheit des Urkundsbeamten über die Perſönlichkeit der Beteiligten 
erkennen läßt. 


§ 176 Abſ. 3 FG. § 29 EBD, 
Kammergericht Berlin, 4. Mai 1908 — Bd. 9 S. 224. 


Der Neubauer F. Sch. iſt eingetragener Eigentümer des im Grundbuche 
von S. Bd. 2 Bl. 6 verzeichneten Grundſtücks. Er bewilligte und bean⸗ 
tragte am 20. Februar 1908 zum Protokoll des Notars St. die Eintragung 
einer Sicherungshypothek zum Höchſtbetrage von 1000 Mark für den Spar⸗ 
und Vorſchußverein in N. Das Protokoll lautet, ſoweit es die Feſtſtellung 
der Perſönlichkeit des Eigentümers betrifft, folgendermaßen: „Vor mir, 
dem .. . Notar .. , erſchien heute der Neubauer F. Sch., wohnhaft zu 
S., mir nicht von Perſon bekannt, aber durch Vorlegung eines Grund⸗ 
buchpapiers ſich ausweiſend ....“ Das Grundbuchamt lehnte die Eintragung 
der Sicherungshypothek ab, weil die Indentität des Antragſtellers durch das 
notarielle Protokoll nicht nachgewieſen ſei, das Protokoll auch keinen Vermerk 
darüber enthalte, daß der inſtrumentierende Notar ſich Gewißheit über die 
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Perſönlichkeit verſchafft habe. Die Beſchwerde des Eigentümers ift vom Land: 
gerichte zurückgewieſen worden. Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammer: 
gericht unter Aufhebung der Vorentſcheidung die Sache zur anderweiligen 
Erörterung und Entſcheidung nach Maßgabe der folgenden Gründe an das 
Amtsgericht zurückverwieſen: 

Das Kammergericht hat ſich in früheren Entſcheidungen (KGJ. 20, 177; 
21, 188; 23, 5; 31, 245, OL Rſp. 3, 175) dahin ausgeſprochen, daß 
mangelhafte Vermerke über die Perſönlichkeit der Beteiligten in gerichtlichen 
oder notariellen Urkunden den Grundbuchrichter zur Beanſtandung der Urkunden 
als geeignete Grundlagen einer Eintragung wegen ungenügender Feſtſtellung 
der Perſönlichkeit der Erklärenden berechtigten. Hierbei iſt angenommen, daß 
der § 176 Abſ. 3 FG. zwar nur eine Sollvorſchrift enthalte, derer Nidt 
beachtung die Gültigkeit der Urkunde als einer öffentlichen (gerichtlichen oder 
notariellen) nicht beeinträchtige, daß aber dem Zeugniſſe des Urkundsbeamten, 
er habe ſich Gewißheit über die Perſönlichkeit eines ihm bisher nicht bekannten 
Beteiligten verſchafft, lediglich dann Beweiskraft, namentlich auch im Grund⸗ 
buchverkehre beizumeſſen ſei, wenn der Urkundsbeamte in der Verhandlung 
ſelbſt darüber Auskunft gebe, durch welche konkreten Beweismittel er ſich diese 
Gewißheit verſchafft habe. Die Anſicht des Kammergerichts wurde auch vielſach 
von der Literatur geteilt. Die entgegengeſetzte, ſchon ehedem von einzelnen 
Schriftſtellern vertretene Auffaſſung hat allmählich immer mehr Anhänger 
gefunden. 

Nach § 415 ZPO. begründen Urkunden, die von einer öffentlichen Be 
hörde innerhalb der Grenzen ihrer Amtsbefugniſſe oder von einer mit öffent 
lichem Glauben verſehenen Perſon innerhalb des ihr zugewieſenen Geldäft 
kreiſes in der vorgeſchriebenen Form aufgenommen find (öffentliche Urkunden), 
wenn ſie über eine vor der Behörde oder der Urkundsperſon abgegebene 
Erklärung errichtet find, vollen Beweis des durch die Behörde oder die Ur 
kundsperſon beurkundeten Vorganges. Sie begründen dieſen Beweis auch, 
wenn fie von einem Beamten unter Verletzung einer Ordnungs⸗(Soll⸗) Vor⸗ 
ſchrift aufgenommen find; denn es gehört geradezu zum Begriff einer Ordnungs⸗ 
vorſchrift, daß deren Verlegung, wenn fie auch der Amtspflicht des beurkundenden 
Beamten zuwiderläuft, doch die Gültigkeit des betreffenden Rechtsakt 
nicht berührt. Wenn der Richter oder der Notar bei der Beurkundung eine 
Rechtsgeſchäfts in Gemäßheit des § 176 Abſ. 1 FG. im Protokoll in ur 
zweideutiger, zweifelsfreier Weiſe beurkundet, daß eine beſtimmte Perſon vor 
ihm erſchienen ſei und eine Erklärung abgegeben habe, ſo erſtreckt ſich die 
Beurkundung auch auf die Feſtſtellung der als erſchienen und erklärend auf: 
geführten Perſönlichkeit. Dieſe Feſtſtellung iſt, ſofern das Protokoll der fit 
die Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts im Geſetze zwingend vorgefchriebenen 
Form entſpricht, in einer öffentlichen Urkunde enthalten. Die öffentliche Ur 
kunde erbringt ſomit vollen Beweis dafür, daß die im Protokolle bezeichnete 
Perſon vor dem Urkundsbeamten erſchienen iſt und die beurkundete Erklärung 
abgegeben hat. Dieſe volle Beweiskraft der Urkunde wird nicht dadurch be⸗ 
einträchtigt oder gar aufgehoben, daß der Urkundsbeamte unter Verſtoß gegen 
ſeine Amtspflicht nicht in einer dem § 176 Abſ. 3 entſprechenden Weiſe in 
dem Protokolle weiter angegeben hat, ob er den Beteiligten kennt, oder, ſofem 
dies nicht der Fall iſt, in welcher Weiſe er ſich Gewißheit über deſſen Per⸗ 
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ſönlichkeit verſchafft hat; denn die Vorſchrift des § 176 Abſ. 3 ift eben nur 
eine Sollvorſchrift. Das unter Beobachtung der zwingenden Vorſchriften des 
Geſetzes vom Richter oder Notar aufgenommene Protokoll über ein Rechts⸗ 
geſchäft hat die nach den Regeln der Zivilprozeßordnung zu beſtimmende 
volle Beweiskraft auch gegenüber dem Grundbuchamte; die Denkſchrift zum 
$ 29 GB. verweiſt bei der Anführung der „öffentlichen Urkunden“ aus⸗ 
drücklich auf den § 380, jetzt § 415 ZPO. Auch der Grundbuchrichter iſt 
daher nicht befugt, eine gerichtliche oder notarielle Urkunde lediglich wegen 
der Nichtbeachtung des § 176 Abſ. 3 als Grundlage einer Eintragung zu 
beanſtanden. 

Die vorſtehenden Erörterungen ſetzen allerdings voraus, daß der Urkunds⸗ 
beamte in dem Protokolle tatſächlich in unverkennbarer Weiſe die Perſönlich⸗ 
keit des Beteiligten feſtgeſtellt hat, daß alſo dem Protokolle der zweifelsfreie 
Ausdruck der Gewißheit des Urkundsbeamten über die Perſönlichkeit des als 
erſchienen und erklärend Aufgeführten zu entnehmen iſt. Nur in einem ſolchen 
Falle wird durch das Protokoll trotz der Nichtbeobachtung der Vorſchrift des 
§ 176 Abſ. 3 bewieſen, daß tatſächlich die als erſchienen aufgeführte Perſon 
die beurkundete Erklärung abgegeben hat. Wenn dagegen das Protokoll nach 
feiner Faſſung dem Zweifel darüber Raum läßt, ob der Urkundsbeamte in 
Wahrheit ſich die Gewißheit über die Perſon des als erſchienen und erklärend 
Aufgeführten verſchafft und die Ueberzeugung gewonnen hat, dieſer ſei wirklich 
derjenige, für den er ſich ausgebe, dann entbehrt das Protokoll in dieſem 
Punkte der Beweiskraft, die einer öffentlichen Urkunde zugeſtanden iſt. Bei 
einer derartigen Sachlage iſt das Protokoll auch nicht geeignet, die Unterlage 
für eine Grundbucheintragung nach Maßgabe des § 29 GBO. zu bilden. 
Hiervon unabhängig beſteht das Recht und die Pflicht des Grundbuchrichters 
zur Beanſtandung einer den zwingenden Formvorſchriften entſprechenden öffent⸗ 
lichen Urkunde in Fällen, in denen er auf Grund beſtimmter Tatſachen 
zu der Annahme gelangt, daß der Urkundsbeamte, der einen Beteiligten als 
erſchienen und erklärend im Protokoll aufgeführt hat, hierbei ſich getäuſcht 
habe oder irregeführt ſei und infolgedeſſen die Perſönlichkeit des Erſchienenen 
objektiv unrichtig feſtgeſtellt habe; ſofern derartige Verdachtsgründe vorliegen, 
darf es dem Grundbuchrichter nicht verwehrt fein, die Urkunde als Grundlage 
einer Eintragung zu beanſtanden, um nachteilige Folgen der objektiv un⸗ 
richtigen Beurkundung abzuwenden. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, inwieweit unter dieſen Geſichtspunkten für 
die früher von dem Kammergerichte beurteilten Fälle an den damals getroffe⸗ 
nen Entſcheidungen feſtzuhalten wäre. Im gegenwärtig vorliegenden Falle 
ſind Bedenken nach den bezeichneten Richtungen nicht zu erheben. Der Notar 
hat in dem Protokolle den „Neubauer F. Sch., wohnhaft zu S.“ als er⸗ 
ſchienen aufgeführt, ohne einen Zweifel daran, daß der Erſchienene tatſächlich 
dieſer F. Sch. ſei, auch nur anzudeuten. Er hat im Gegenteil noch beurkundet, 
daß der Erſchienene ſich durch Vorlegung eines Grundbuchpapiers über ſeine 
Perſon ausgewieſen habe. Das Protokoll enthält alſo eine zweifelsfreie Feſt⸗ 
ſtellung des Notars dahin, daß der F. Sch. vor ihm erſchienen ſei und die 
beurkundete Erklärung abgegeben habe; das Protokoll begründet alſo, weil 
die Mußvorſchriften des § 176 Abſ. 1 FG. beobachtet find, vollen Beweis 

Blätter f. Rechtspfl. LVII. N. F. XXXVII. Freiw. Gerichtsbark. 13 
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dieſer in ihm bezeugten Tatſache. Der Grundbuchrichter durfte daher das 
Protokoll nicht wegen mangelnder Beweiskraft beanſtanden. 

Das zweite vom Grundbuchamt erhobene Bedenken, das Protokoll ent⸗ 
halte keinen Vermerk, daß der Notar fic) Gewißheit über die Perſönlicheit 
des Erſchienenen verſchafft habe, war übrigens auch nach der früheren Nedt- 
ſprechung des Kammergerichts unbegründet. Das Kammergericht hat bereits 
wiederholt eine ausdrückliche Feſtſtellung des Notars in dieſem Punkte für ent 
behrlich erklärt und es für ausreichend erachtet, wenn der Urkunde mit Cider: 
heit zu entnehmen war, daß die Urkundsperſon darin zum Ausdruck bringen 
wollte, fie habe fic) tatſächlich die Gewißheit über die Perſönlichkeit des Er⸗ 
ſchienenen verſchafft (OL GRſp. 3, 175; 10, 40; JW. 1904, 18, und in 
der Zeitjchrift des Deutſchen Notarvereins 1904 S. 117). 


Abtretung einer Hypothek durch den Erben des eingetragenen Hypothelen: 
glänbigers unter Umwandlung der Buchhypothek in eine Briefhypothel; 
Zuläſſigkeit der Eintragung ohne vorgängige Eintragung des Erben. 


8 40 Abſ. 1, § 41 Abſ. 1 GBO. 
Kammergericht Berlin, 3. Juni 1908. — Bd. 9 S. 227. 


Im Grundbuche von F. Bd. 55 Bl. 1621 iſt am 29. Juni 1888 cine 
Hypothek für eine Dahrlehensforderung der Anna H. in F. im Betrage von 
2250 Mark eingetragen. Die Gläubigerin iſt nach ihrem Tode durch den 
Preußiſchen Fiskus beerbt worden. Die den Fiskus vertretende Regierung 
und der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks haben in der Urkunde von 
20. Oktober / 10. November 1906 erklärt, daß fie die bezeichnete Buchhypolht 
in eine Briefhypothek umwandelten und die Ausfertigung eines Hypotheler 
briefs ſowie einen Vermerk im Grundbuche bewilligten und beantragten. De 
Regierung hat in der Urkunde weiter erklärt, daß ſie die Forderung an den 
Maſchiniſten L. in F. abtrete und einen diefe Abtretung betreffenden Ver⸗ 
merk im Grundbuche bewillige und beantrage. Das Grundbuchamt hat den 
erſten Antrag der Regierung abgelehnt, weil die Umwandlung in eine Brie 
hypothek nicht in das Grundbuch eingetragen werden könne, ohne daß der Fiskus 
als jetziger Gläubiger eingetragen ſei. Die Beſchwerde der Regierung iſt vom Land 
gericht zurückgewieſen worden. Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht 
unter Aufhebung der Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung 
und Entſcheidung an das Amtsgericht aus folgenden Gründen zurid 
verwiefen: 

Die Entſcheidung hängt davon ab, ob die Vorausſetzungen des § 4! 
Abſ. 1 GBO. gegeben find. Der § 41 Abſ. 1 lautet in feinem hier in 
Betracht kommenden Teile dahin: „Sit derjenige, deſſen Recht durch eine Gir 
tragung betroffen wird, Erbe des eingetragenen Berechtigten, ſo findet die 
Vorſchrift des § 40 Abſ. 1 keine Anwendung, wenn die Uebertragung oder 
die Aufhebung des Rechts eingetragen werden ſoll.“ Es ſteht feſt, daß der 
Preußiſche Fiskus Erbe der eingetragenen Gläubigerin iſt. Das Landgericht 
vermißt aber das Vorliegen der zweiten Vorausſetzung, daß die Uebertragung 
oder die Aufhebung des Rechts eingetragen werden ſoll. Die dabei zugrunde 
liegende Auffaſſung, daß die Aufhebung der Ausſchließung der Erteilung des 
Hypothekenbriefs weder eine Uebertragung noch eine Aufhebung der Hypothel, 
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ſondern eine Aenderung derſelben fei, iſt unbedenklich richtig. Die SS 873, 
875, 877 BGB. unterſcheiden zwiſchen der Belaſtung des Grundſtücks mit 
einem Rechte, der Uebertragung eines ſolchen Rechtes, der Aufhebung des 
Rechtes an einem Grundſtück und der Aenderung des Inhalts eines ſolchen 
Rechtes. Die Aufhebung der Ausſchließung der Erteilung des Hypotheken⸗ 
briefs iſt weder eine Uebertragung der Hypothek, da die Perſon des Gläubigers 
ſich nicht ändert, noch eine Aufhebung der Hypothek, da die Hypothek be⸗ 
ſtehen bleibt, und kann deshalb nur unter den Begriff der Aenderung des 
Inhalts des Rechts gebracht werden (zu vgl. RJA. 2, 36). Die Regierung 
beſtreitet dies auch nicht, meint aber, daß die im § 41 Abſ. 1 für die 
Uebertragung und Aufhebung eines Rechtes geſchaffene Verkehrserleichterung 
auch für die bezeichnete Aenderung gelten müſſe, weil die Aenderung von 
geringerer Bedeutung ſei als die Uebertragung oder Aufhebung. Dieſe Aus⸗ 
legung des § 41 iſt rechtsirrtümlich. Die Aenderung eines Rechts mag für 
die Beteiligten eine geringere wirtſchaftliche Bedeutung haben als die Ueber⸗ 
tragung oder Aufhebung. Sie iſt aber begrifflich ein anderes Rechtsgeſchäft 
als die Uebertragung oder Aufhebung inſofern, als ſie neben einer teilweiſen 
Aufhebung des bisherigen Inhalts zugleich eine teilweiſe Begründung eines 
neuen Inhalts enthält (zu vgl. Motive 3, 465; Protokolle 4, 587). Als 
teilweiſe Neubegründung fällt ſie weder unter den Begriff der Uebertragung 
noch den der Aufhebung. Die Beſchränkung der erſten Alternative des § 41 
Abſ. 1 auf die Fälle der Uebertragung und Aufhebung unter Ausſchluß der 
bloßen Aenderung eines Rechtes iſt auch nach der Entſtehungsgeſchichte des 
Geſetzes ausdrücklich gewollt, ſo daß eine ausdehnende Auslegung nicht möglich 
iſt (zu vgl. RJA. 4, 56). Wenn alſo hier lediglich die Eintragung der 
Aenderung des Inhalts der Hypothek beantragt wäre, ſo würde dem Land⸗ 
gerichte beizutreten ſein. 

Es kommt aber in Frage, ob die Anwendbarkeit des § 41 Abſ. 1 hier da⸗ 
durch gerechtfertigt wird, daß der Antrag auf Eintragung der Aenderung 
der Hypothek gleichzeitig und einheitlich mit dem Antrag der Eintragung der 
Uebertragung der Hypothek auf einen anderen Gläubiger geſtellt iſt. Dieſe 
vom Landgerichte nicht erkennbar geprüfte Frage wird von Predari und Fuchs⸗ 
Arnheim bejaht; von Güthe, (außer für den hier nicht iu Betracht kommenden Fall, 
daß die Aenderungen von dem neuen Gläubiger bewilligt ſind) verneint. Das 
Kammergericht hat die Frage in dem Beſchluſſe vom 3. November 1902 (RIA. 3, 
202) verneint. Es hat aber ſchon in dem Beſchluſſe vom 28. September 
1903 (RIA. 4, 56) Zweifel an der Richtigkeit dieſer Anſicht durch die Be⸗ 
tonung angedeutet, daß der § 41 keine Anwendung finde, wenn eine Hypo⸗ 
thek nicht übertragen, ſondern nur ihr Inhalt geändert werden ſolle. Die 
jetzt erneute Prüfung hat dahin geführt, die Frage zu bejahen. 

Der § 41 enthält allerdings eine Ausnahme von einer Formvorſchrift 
und darf deshalb nicht ausdehnend ausgelegt werden. Auch bei der Aus⸗ 
legung einer ſolchen Vorſchrift iſt aber das allein Entſcheidende, welchen 
Sinn der Geſetzgeber mit dem gewählten Ausdrucke verbunden hat (zu vgl. 
RGZ. 58, 303). Der Wortlaut des § 41 iſt mit der Annahme vereinbar, 
daß die Vorſchrift des § 40 Abſ. 1 für alle Fälle ausgeſchaltet fein fol, 
in denen Uebertragung des Rechts durch den Erben des eingetragenen Be⸗ 
rechtigten einzutragen iſt, ſei es, daß ſie allein, ſei es, daß ſie in Verbindung 
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mit einer Aenderung des Inhalts des Rechts eingetragen werden ſoll. Der 
Grund, aus welchem das Geſetz den Erben im Falle der Webertragung des 
Rechtes von dem Eintragungszwange befreit hat, trifft auch für den Fal m, 
in dem neben der Uebertragung eine Aenderung des Inhalts zu buchen it 
Denn dieſer Grund beſteht darin, daß der mit dem § 40 Abſ. 1 verfolge 
Zweck der Erleichterung der Legitimationsprüfung und der Sicherung des ein 
getragenen Berechtigten bei einer Uebertragung des Rechts entfällt und daß 
die Eintragung eines Erben, der das eingetragene Recht veräußert, die Buch 
führung vermehrt, durch die Intereſſen Dritter nicht geboten ift und den 
Erben regelmäßig mit unnötigen Koſten belaſtet (zu vgl. Motive 3, 317; 
Denkſchrift z. GBO. 88 38, 39 S. 15; RGB. 53, 308). Viele & 
wägungen treffen in gleicher Weife zu, wenn die Uebertragung allein, wi 
wenn fie zugleich mit einer Inhaltsänderung eingetragen wird. Schleſflih 
zeigt auch die in dem KGJ. 26, 96 und 27, 263 mitgeteilte Entſtehung⸗ 
geſchichte des § 41, daß die Verfaſſer der Entwürfe des Geſetzes bei det 
Beſchränkung der Ausnahme vom § 40 Abſ. 1 auf die Uebertragung und 
Aufhebung des Rechtes nur den allgemeinen Gegenſatz dieſer Eintragungen 
zu den ſonſtigen unter 8 40 Abſ. 1 fallenden Eintragungen im Aue 
gehabt, den Fall einer Verbindung der Aenderung und Uebertragung ans 
Rechtes aber nicht beſonders erwogen und nirgends angedeutet haben, be 
§ 40 Abſ. 1 ſolle entgegen den bezeichneten Zwecken für dieſen Fall cine 
Uebertragung des Rechtes in Kraft bleiben. 

Aus dieſen Gründen iſt die Aufhebung der Vorentſcheidungen geboten 
und die Zurückweiſung der Sache an das Amtsgericht gerechtfertigt. 


Zuläſſigkeit des Gebranchs der Abkürzung „m. b. H.“ bei der Firmen 
zeichnung einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung im gewöhnlichen 
formloſen Geſchäftsverkehr. 


§ 4 Abſ. 2 GmbHG. § 37 Abſ. 1 HGB. 
Kammergericht Berlin, 12. Juni 1908. — Bd. 9 S. 231. 


Die Geſchäftsführer der Geſellſchaft der „V. Geſellſchaft mit beſchränle 
Haftung“ haben an das Regiſtergericht verſchiedene Briefe gerichtet, auf denn 
ſich der Vordruck „V. Geſellſchaft m. b. H.“ befand. Das Regiftergerit | 
hat darauf beiden Gefchäfteführern durch Verfügung vom 7. März 1908 ba 
Meidung einer Ordnungsſtrafe von 50 Mark aufgegeben, ſich des Gebraudé 
der Firma „V. Geſellſchaft m. b. H.“ zu enthalten oder deren Gebraud 
binnen 14 Tagen mittels Einſpruchs gegen die Verfügung zu rechtfertigen 
Den gegen dieſe Verfügung eingelegten Einſpruch hat das Regiſtergericht ver 
worfen. Die ſofortige Beſchwerde iſt vom Landgericht zurückgewieſen worden 
Auf die weitere ſofortige Beſchwerde hat das Kammergericht die Vorentſcheidung 
und die Verfügung des Regiſtergerichts vom 7. März 1908 aus folgende 
Gründen aufgehoben: | 

Das Einſchreiten des Regiſtergerichts wegen des Gebrauchs der sim 
mit der Abkürzung „m. b. H.“ ſtatt mit dem ausgeſchriebenen Zufage „ 
beſchränkter Haftung“ erſcheint nicht gerechtfertigt. 

Allerdings iſt es richtig, daß nach § 4 Uf. 2 GmbHG, wilde 
lautet: „Die Firma der Geſellſchaft muß in allen Fällen die zufäglide ty 
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zeichnung „mit beſchränkter Haftung“ enthalten“, jede Firma einer Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung als ſolche den ausgeſchriebenen Zuſatz „mit beſchränkter 
Haftung“ enthalten muß. Dies ergibt ſich nicht allein aus der Faſſung des 
Geſetzes, in welchem die Worte „mit beſchränkter Haftung“ in Anführungs⸗ 
ſtrichen enthalten find, ſondern auch aus dem Berichte der Reichstagskommiſſion, 
wo es heißt: „Auf Antrag eines Kommiſſionsmitgliedes wurde ausdrücklich 
ausgeſprochen, daß die zuſätzliche Bezeichnung „mit beſchränkter Haftung“ 
ſtets in unverkürzter Form in der Firma zum Ausdruck kommen müſſe“. Dem⸗ 
entſprechend wird die Eintragung einer ſolchen Geſellſchaftsfirma in das 
Handelregiſter nur in der ausgeſchriebenen Form „mit beſchränkter Haftung“ 
zuzulaſſen ſein. Auf dieſem Standpunkte ſtehen auch allgemein Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft und Praxis. 

Auch ſonſt wird die Führung der Geſchäftsfirma nur in der vollen 
Form ohne Abkürzung als eine korrekte, dem Geſetz entſprechende anzuſehen 
ſein; denn nach dem Grundſatze der Firmeneinheit darf für ein kaufmänniſches 
Unternehmen nur eine Firma und dieſe immer nur in feſt beſtimmter, ſchablonen⸗ 
hafter Form geführt werden, ſo daß eine Abkürzung der einzelnen Firmen⸗ 
beſtandteile einſchließlich der zu ihr gehörigen Zuſätze nicht zu billigen iſt 
(KGJ. 31, 216; RIA. 9, 24.). 

Hieraus kann jedoch nicht ohne weiteres der Schluß gezogen werden, 
daß die Verwendung einer ſolchen Geſellſchaftefirma mit der Abkürzung, m. b. H.“ 
(ſtatt des vorſchriſtsmäßigen Zuſatzes „mit beſchränkter Haftung“) für das 
Regiſtergericht einen Anlaß zum Einſchreiten gegen die Geſchäftsführer 
der Geſellſchaft auf Grund des § 37 Abſ. 1 des Handelsgeſetzbuchs bietet. 
Dieſe Vorſchriſt dient im Gegenſatz zu dem Abſ. 2, welcher von der Ver⸗ 
letzung privater Rechte durch den unbefugten Gebrauch einer Firma handelt, 
dem Schutz⸗ Les öffentlichen Intereſſes an einer geſetzmäßigen Firmenführung. 
Wenn in Aıf. 1 beſtimmt iſt: 

Wer eine nach den Vorſchriften dieſes Abſchnitts ihm nicht zuſtehende 
Firma gebraucht, iſt von dem Regiſtergerichte zu Unterlaſſung des 
Gebrauchs der Firma durch Ordnungsſtrafen anzuhalten, 
ſo iſt damit augenſcheinlich die mißbräuchliche Verwendung einer Firma gemeint, 
durch welche das öffentliche Intereſſe, inbeſondere das Intereſſe der Geſchäftswelt, 
irgendwie beeinträchtigt oder gefährdet wird. Zu einem Einſchreiten gegen eine 
Firmenführung, die in dieſer Beziehung völlig indifferent iſt, ſoll das Regiſter⸗ 
gericht durch jene Vorſchriſt nicht veranlaßt werden; denn dadurch würde nicht 
dem öffentlichen Intereſſe gedient, ſondern lediglich ein unnützer Formalismus 
gepflegt werden, der mit einer praktiſchen Auffaſſung der kaufmännniſchen 
Verkehrsverhältniſſe unverträglich iſt. 

Es hat ſich nun aber in außerordentlich weitgehendem Umfange die 
Uebung herausgebildet, daß für Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung im 
gewöhnlichen Verkehre die Firmen mit der Abkürzung „m. b. H.“ gebraucht 
werden. Auf Firmenſchildern, in Zeitungsinſeraten, Preisliſten und auch 
ſonſt begegnet man dieſer Abkürzung heutzutage überaus häufig. Nicht bloß 
Handelskreiſe, ſondern auch Behörden, insbeſondere die Gerichte in ihren Ent⸗ 
ſcheidungen, bedienen ſich ihrer regelmäßig. Es iſt infolgedeſſen in der 
Literatur bereits die Behauptung aufgeſtellt worden, daß der abgekürzte Ge⸗ 
brauch des fraglichen Zuſatzes in Geſellſchaftsfirmen auf Grund eines dero⸗ 
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gatoriſchen Gewohnheitsrechts für zuläſſig zu erachten fei (ArchBürgR. 23, 
412). Dieſe Annahme erſcheint allerdings nicht unbedenklich. Es ſpricht 
gegen ſie einerſeits die Kürze der Zeit, während welcher von einer ſolchen 
Uebung die Rede ſein könnte (ſtreng genommen erſt ſeit dem 1. Jan. 1900), 
und andererſeits der Umſtand, daß dieſe Abkürzung gewohnheitsmäßig doch 
immer nur dann zugelaſſen wird, wenn es ſich um einen gewöhnlichen, form: 
loſen Verkehr handelt, während ſie nicht erlaubt erſcheint, ſobald Formal⸗ 
akte in Betracht kommen. So befolgen die Regiſtergerichte nach den Erfahrungen 
des beſchließenden Senats grundſätzlich die Praxis, bei allen Anmeldungen 
zum Handelsregiſter die volle, unabgekürzte Zeichnung der Geſellſchaftsfirma 
zu verlangen (§ 12 HGB., §§ 7, 39, 54, 59, 65, 78 ff. Gmb G.). Auch 
bei der Zeichnung von Wechſeln und ähnlichen Formalakten wird eine Ab⸗ 
kürzung der Geſellſchaftsfirma nicht zuzulaſſen fein (ROHG. 12, 172; 14, 
201; 20, 262; 21, 27; RG. 14, 19; 28, 120). Im Handel und 
Wandel des täglichen Lebens dagegen, wenn es nicht auf die Wahrung be 
ſtimmter Formen ankommt, tragen ganz allgemein ſowohl die Vertreter der 
Geſellſchaſten mit beſchränkter Haftung als auch das ihnen gegenüberſtehende 
Publikum, Behörden und Gerichte nicht das geringſte Bedenken, den Gebrauch 
der formelhaft wiederkehrenden Abkürzung „m. b. H.“ für zuläſſig zu erachten. 
Dieſe Abkürzung hat ſich gegenwärtig ſo eingebürgert, daß der Firmenzeichner 
im gewöhnlichen Verkehr regelmäßig ſich gar nicht mehr bewußt ſein wird, 
daß er mit ihr von der vorgeſchriebenen Firmenzeichnung abweicht. Jedenfalls 
iſt es im allgemeinen nicht als ſeine Abſicht anzuſehen, auf dieſe Weiſe der 
Geſellſchaftsfirma eine von der richtigen abweichende Faſſung zu geben und 
ſomit eine der Geſellſchaft nicht zuſtehende Firma zu gebrauchen. Andererſeits 
iſt dieſe Abkürzung eine für jedermann verſtändliche, unzweideutige. Wer im 
praktiſchen Leben ſteht, weiß, daß der Zuſatz „m. b. H.“ auf Firmenſchildern, 
Briefbogen uſw. nichts anderes bedeutet als „mit beſchränkter Haftung“. 
Von einer Irreführung des Publikums durch dieſe Abkürzung der Geſellſchafts⸗ 
firma kann ſomit nach den heutigen Verhältniſſen regelmäßig keine Rede ſein. 
Dementſprechend wird auch — abgeſehen vielleicht von beſonderen, eigenartig 
liegenden Fällen, die hier unberückſichtigt bleiben dürfen, — das öffentliche 
Intereſſe durch einen derartigen abgekürzten Firmengebrauch nicht beeinträchtigt 
oder gefährdet. Es handelt ſich dabei lediglich um eine für das Publikum 
gleichgültige Inkorrektheit in der Wiedergabe der Geſellſchaftsfirma, in der 
der Gebrauch einer der Geſellſchaft nicht zuſtehenden Firma in dem oben erörterten 
Sinne nicht gefunden werden kann. 

Ein folder typiſcher Fall des inkorrekten Gebrauchs einer abgekürzten 
Firma, durch den das öffentliche Intereſſe nicht berührt wird, liegt aber auch 
hier vor. Bei den betreffenden Briefen der Geſchäftsführer der Geſellſchaft 
an das Regiſtergericht handelt es ſich nicht etwa um Anmeldung zum Handels⸗ 
regiſter mit Formalcharakter oder um anderweitige Formalakte, ſondern um 
formloſe Mitteilungen, wie ſie der gewöhnliche Geſchäftsverkehr mit ſich bringt. 
Es lag den Geſchäftführern auch offenſichtlich durchaus fern, durch den Vordruck 
„m. b. H.“ auf ihren Briefen für die Geſellſchaftsfirma dieſe abgekürzte Firma 
als ihr von Rechtswegen zuſtehend in Anſpruch zu nehmen; denn in mehreren 
der in Betracht kommenden Briefe findet ſich außer dem oben befindlichen Vor⸗ 
druck „m. b. H.“ unten bei der Unterſchrift die volle, unabgekürzte Firma. 
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Der Gebrauch einer der Geſellſchaft nicht zuſtehenden Firma im Sinne des 
$ 37 Abſ. 1 HGB. iſt ſomit zu verneinen. Das Einſchreiten des Regiſter⸗ 
gerichts war deshalb nicht gerechtfertigt. Demgemäß waren die ſämtlichen Vor⸗ 
entſcheidungen aufzuheben. 


Unfähigkeit eines nicht rechtsfähigen Vereins zum Erwerbe der Mitgliedſchaft 
einer eingetragenen Genoſſenſchaft. 


§ 1, § 9 Abſ. 2, § 23, § 43 Abſ. 4 GenG., § 54 BGB. 
Kammergericht Berlin, 25. Juni 1908. — Bd. 9 S 234. 


Der Vorſtand der „Spar- und Darlehnskaſſe, eingetragene Genoſſenſchaft 
mit unbeſchränkter Haftpflicht zu T.“, hat die Genoſſenſchaftsmeierei F., einen 
nicht rechtsfähigen Verein, unter Ueberreichung der Beitrittserklärung zur 
Eintragung in die Liſte ihrer Genoſſen bei dem Regiſtergerichte angemeldet. 

Das Amtsgericht lehnte die Eintragung ab, weil ein nicht rechtsfähig er 
Verein nicht Genoſſe einer Genoſſenſchaft werden könne. Die hiergegen ein⸗ 
gelegte Beſchwerde iſt vom Landgerichte zurückgewieſen worden. Der weiteren 
Beſchwerde hat das Kammergericht aus folgenden Gründen den Erfolg 
verſagt: 

Der Anſicht des Landgerichts, daß ein nicht rechtsfähiger Verein nicht 
Mitglied einer Genoſſenſchaft werden kann, iſt beizupflichten. 

Bis zum Inkrafttreten des Genoſſenſchaftsgeſetzes vom 1. Mai 1889 be⸗ 
ſtanden ſowohl hinſichtlich des geltenden Rechtes als auch vom geſetzgeberiſchen 
Standpunkt aus ſehr erhebliche Zweifel und Meinungsverſchiedenheiten hin⸗ 
ſichtlich der Zuläſſigkeit des Beitritts anderer als phyſiſcher Perſonen zu Ge⸗ 
noſſenſchaften. Beſonders Schulze⸗Delitzſch machte dagegen juriſtiſche Bedenken 
geltend. Von anderer Seite wurde die Zulaſſung juriltiicher Perſonen als 
Genoſſen befürwortet. Bei Erlaß des Geſetzes vom 1. Mai 1889 wurde 
jedoch der Beitritt nichtphyſiſcher Perſonen zu Genoſſenſchaften grundſätzlich 
zugelaſſen (KG J. 14, 54). Es geſchah dies jedoch nicht durch eine aus⸗ 
drücklich darauf gerichtete Vorſchrift, durch die jene Streitfrage grundſätzlich 
und allſeitig zum Austrage gebracht wurde, ſondern nur mittelbar durch die 
Beſtimmungen des § 9 Abſ. 2 Satz 2: „Gehören der Genoſſenſchaft einzelne 
eingetragene Genoſſenſchaften als Mitglieder an, oder beſteht die Genoſſenſchaft 
ausſchließlich aus ſolchen, ſo können Mitglieder der letzteren in den Vorſtand 
und den Auſſichtsrat berufen werden“, und des § 41 Abſ. 4 (jest § 43 
Abſ. 4 der Faſſung vom 24. Juni 1898) „die Genoſſen können das Stimmrecht 
nicht durch Bevollmächtigte ausüben. Dieſe Beſtimmung findet auf handlungs⸗ 
unfähige Perſonen, Korporationen, Handelsgeſellſchaften, Genoſſenſchaften oder 
andere Perſonenvereine keine Anwendung.“ Damit ſind wohl gewiſſe Anhalts⸗ 
punkte für die Zulaſſung nichtphyſiſcher Rechtsfubjekte als Genoſſen gegeben: 
jedoch beſteht nach dem Wortlaute des § 43 der Zweifel, ob unter dem 
Ausdruck „andere Perſonenvereine“ alle denkbaren Arten von Vereinen ver⸗ 
ſtanden werden müſſen oder vielmehr nur ſolche Perſonenvereine, die den im 
Geſetzesterte vorher angeführten „Korporationen, Handelsgeſellſchaften“ in ihrer 
i Qualifikation gleichartig find und deshalb jenen gleichgeſtellt werden 
ollten. 

Auch die Materialien zum Geſetze vom 1. Mai 1889 geben in dieſer 


Beziehung einen näheren Anhalt nicht. Es ijt alſo der Wiſſenſchaft und 
Praxis überlaſſen geblieben, die Frage ihrer Zulaſſung im Anſchluß an die 
angezogenen Beſtimmungen hauptſächlich unter allgemeinen rechtlichen Geſichts⸗ 
punkten zu entſcheiden. In Hinblick auf die im § 43 Abſ. 4 gegebenen 
Beiſpiele unterliegt es nun wohl keinem ernſtlichen Zweifel, rechtsfähigen Vereinen 
(88 21, 22, 55 ff. BGB.) den Beitritt zu Genoſſenſchaften zu verſtatten. 
Sehr gewichtige Bedenken ergeben ſich dagegen hinſichtlich der Zulaſſung 
„nicht rechtsfähiger Vereine“ (§ 54 BGB.) als Genoſſen. In der Literatur 
hat die Frage der Zuläſſigkeit eines ſolchen Beitritts, ſoviel ſich ermitteln 
ließ, bisher Beantwortung nicht gefunden. Sie wird von Planck, BGB. § 54 
und Gierke, Vereine ohne Rechtsfähigkeit (2) 30 wohl geſtreift, aber nicht 
unmittelbar behandelt. Erwägungen grundſätzlicher und praktiſcher Art müſſen 
zu ihrer Verneinung führen. | 

Die eingetragene Genoſſenſchaft des deutſchen Rechtes ift eine wirtſchaftliche 
Perſonalvereinigung und ſteht als ſolche in ſcharfem Gegenſatze zu den Kapital⸗ 
vereinigungen (Aktiengeſellſchaft, Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung). Während 
bei den letzteren Kapitaleinzahlungen als Unterlagen für das Zuſtandekommen 
und Weiterbeſtehen der Geſellſchaft dienen, bildet bei der Genoſſenſchaft die 
individuelle Beteiligung der Genoſſen die weſentliche Grundlage (RIA. 8, 
202; Gierke, Die Genoſſenſchaftstheorie, 286). Die gegenſeitige Förderung 
des Erwerbs oder der Wirtſchaft der Mitglieder mittels gemeinſchaftlichen 
Geſchäftsbetriebs (§ 1) und die Haftung der Genoſſen für die genoſſenſchaftlichen 
Verbindlichkeiten (§ 23) gehören zum Weſen der Genoſſenſchaft. Nach der 
urſprünglichen Idee der Genoſſenfchaft, wie fie von Schulze ⸗Delitzſch vertreten 
worden iſt, wurde dabei lediglich an die gegenſeitige wirtſchaftliche Förderung 
und Unterſtützung phyſiſcher Perſonen mit der Arbeitskraft, dem Kredit und 
Vermögen der individuellen Perſönlichkeit gedacht. Dieſen Standpunkt hat 
allerdings die ſpätere Geſetzgebung verlaſſen; ſie iſt weitergegangen und hat 
als Genoſſen außer phyſiſchen auch juriſtiſche Perſonen (Korporationen, Ge⸗ 
noſſenſchaften, rechtsfähige Vereine, juriſtiſche Perſonen des Handelsrechts) und 
Handelsgeſellſchaften ſelbſt, inſoweit fie nicht juriſtiſche Perſonen find (Kommandit⸗ 
und offene Handelsgeſellſchaften), zugelaſſen. Damit iſt allerdings das Er⸗ 
fordernis einer perſönlichen Beteiligung lediglich phyſiſcher Perſonen an den 
Genoſſenſchaften endgültig fallen gelaſſen und es iſt grundſätzlich die Teilnahme 
anderer Rechtsſubjekte, insbeſondere juriſtiſcher Perſonen und Handelsgeſell ſchaften, 
als Genoſſen geſtattet. Immerhin iſt im Auge zu behalten, daß es ſich dabei 
ausſchließlich um Rechtsgebilde handelt, die entweder in ihrer Eigenſchaft als 
juriſtiſche Perſonen oder kraft beſonderer geſetzlicher Vorſchrift eine gewiſſe 
ſubjektive rechtliche Selbſtändigkeit beſitzen, ſo daß ſie unter ihrem Namen 
(Firma) Rechte erwerben und Verbindlichkeiten eingehen, Eigentum und andere 
dingliche Rechte an Grundſtücken erwerben, vor Gericht klagen und verklagt 
werden können (§ 124, § 161 Abſ. 2 HGB.). Es iſt bei ihnen auch in 
genügender Weiſe Vorkehrung getroffen, daß ſie den geſetzlichen Beſtimmungen 
entſprechend organiſiert werden und daß ihre Rechtsverhältniſſe mit Nechts⸗ 
wirkſamkeit nach außen hin feſtgeſtellt werden. Im Falle der ſtaatlichen 
Verleihung der Rechtsfähigkeit (§ 22 BGB.) wird von ſeiten der verleihenden 
Behörde eine Prüfung der Statuten vorgenommen und das ſonſt Erforderliche 
veranlaßt. Bei Handelsgeſellſchaften, Genoſſenſchaften und eingetragenen Vereinen 
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wird vor ihrer obligatoriſchen Eintragung in die betreffenden Regiſter vom 
Gerichte geprüft, ob ihre Organiſation den geſetzlichen Anforderungen entſpricht; 
nach der Eintragung werden ihre Rechtsverhältniſſe öffentlich bekannt gemacht. 
Bei juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechts (§ 89 BGB.) bietet ihre 
Stellung im Staate zum mindeſten die gleichen Garantien. Nach alledem 
iſt bei dieſen Rechtsſubjekten regelmäßig auch eine ausreichende Gewähr dafür 
gegeben, daß Vermögen oder beſtimmte Haſtpflichtige vorhanden und erkennbar 
ſind, welche der Verpflichtung als Genoſſen einen realen Inhalt geben. In⸗ 
folge des Zuſammentreffens dieſer Umſtände genügen jene Rechtsſubjekte nach 
der herrſchenden Verkehrs⸗ und Rechtsanſchauung den nach 88 1, 23 GenG. 
an Genoſſen zu ſtellenden weſentlichen Anforderungen. Hiernach unterliegt 
es, ſowohl vom praktiſchen wie vom rechtlichen Standpunkte betrachtet, in der 
Tat keinen ernſtlichen Bedenken, derartige fingierte Rechts ſubjekte als einen 
gleichwertigen Erſatz für phyſiſche Perſonen anzufehen und ſie wie dieſe als 
Genoſſen zuzulaſſen. 

Daraus ergibt ſich indes keineswegs, daß dieſe Freiheit in der Zulaſſung 
anderer als phyſiſcher Perſonen zum Beitritte zu Genoſſenſchaften noch weiter, 
insbeſondere auch auf nicht rechtsfähige Vereine, zu erſtrecken iſt; vielmehr 
wird eine derartige Ausdehnung überall da zu verſagen ſein, wo die gleichen 
Garantien wie bei den juriſtiſchen Perſonen und Handelsgeſellſchaften für die 
Wahrung jener weſentlichen Grundlagen der Genoſſenſchaften (§8 1, 23 GenG.) 
nicht gegeben ſind. Das iſt aber bei den nicht rechtsfähigen Vereinen der Fall. 

Zunächſt fehlt ſolchen Vereinen die ſubjektive rechtliche Selbſtändigkeit, 
wie ſie juriſtiſche Perſonen und Handelsgeſellſchaften beſitzen. Wenn ſie auch 
in korporativer Weiſe organiſiert ſind (RG. 57, 92), ſo finden doch auf ſie 
nach § 54 BGB. die Vorſchriften über die Geſellſchaft Anwendung. Der 
nicht rechtsfähige Verein iſt wie die Geſellſchaft des bürgerlichen Rechtes nicht 
Rechtsſubjekt, ſondern Rechtsverhältnis. Wenn er auch als ſolcher verklagt 
werden, in Zwangsvollſtreckung und Konkurs geraten kann (88 50, 735 ZPO., 
§ 213 KO.“), fo fehlen ihm doch die weitergehenden ſubjektiven Rechte juriſtiſcher 
Perſonen und Handelsgeſellſchaften. Er kann insbeſondere nicht nur unter 
ſeinem Namen ſchlechthin Rechte, namentlich Eigentum und andere dingliche Rechte 
an Grundſtücken, erwerben oder vor Gericht klagen. Das auf den Namen des 
Vereins erworbene Vermögen ſteht nicht einer von den einzelnen Vereinsmit⸗ 
gliedern verſchiedenen Verbandsperſon, ſondern dieſen Mitgliedern zur geſamten 
Hand zu (§ 718 BGB.). Eine für den Verein anzuſtellende Klage muß von den 
Vereinsmitgliedern gemeinſchaftlich erhoben werden; es fehlt dem nicht rechts⸗ 
fähigen Vereine die aktive Parteifähigkeit. Eintragungen im Grundbuche dürfen 
nicht anf den Verein als ſolchen erfolgen, vielmehr nur auf den Namen der Mit⸗ 
glieder gemäß § 48 GBO. Wenn alſo der Verein auch vielleicht fic) einen 
Namen gegeben hat, jo bildet dieſer doch nicht, wie die Firma der Handelsgeſell⸗ 
ſchaft, eine vom Rechte anerkannte, formell wirkſam und rechtsgültige Bezeichnung 
des Vereins. Ob und mit welcher Rechtswirkung durch den Gebrauch des 
Vereinsnamens die Mitglieder des Vereins bezeichnet werden, kommt hier nicht 
in Betracht. 

Während ferner jene als Genoſſen zuzulaſſenden Rechtsſubjekte, wie vorhin 
dargelegt iſt, regelmäßig eine feſte Organiſation haben und in vermögens⸗ 
rechtlicher Beziehung gewiſſe Garantien gewähren, kann bei einem nicht rechts⸗ 
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fähigen Vereine ſehr wohl beides fehlen. Seine Bildung erfolgt nach den 
Vorſchriften über die Geſellſchaft (SS 705 ff. BGB.), die durchweg di8pofitiver 
Natur find. Dadurch wird es feinen Mitgliedern ermöglicht, ihm eine belicige 
Organiſation zu geben, die feinen Gläubigern ſowohl in bezug auf das Vereins 
vermögen als auch im Hinblick auf die perſönliche Haftpflicht der Vereinz⸗ 
mitglieder auch nicht die allergeringſte Gewähr bietet (RG. 63, 65; W. 1907 
S. 136 Nr. 16; Danz, DIZ. 1907 S. 377 ff.). Irgendeine Prüfung 
der Satzungen des nicht rechtsfähigen Vereins durch das Gericht oder durch 
eine andere Behörde findet nicht ſtatt, da er einer Eintragung in ein öffent: 
liches Regiſter oder einer ſtaatlichen Genehmigung nicht bedarf. Eine Beton: 
machung oder Offenlegung ſeiner Rechtsverhältniſſe iſt nirgends vorgeſchrieben. 

Hiernach ſind die Daſeinsbedingungen eines nicht rechtfähigen Verein’ 
für Behörden und Publikum im allgemeinen völlig unſichere, dunkle und un⸗ 
kontrollierbare und das um ſo mehr, als ſeine Statuten auch nachträglich nach 
dem Belieben ſeiner Mitglieder zu ungunſten Dritter geändert werden können, 
ohne daß dies nach außen hin hervorzutreten braucht. Danach iſt folden 
Vereinen auch grundſätzlich diejenige allgemeine Kreditwürdigkeit abzuſprechen, 
die juriſtiſchen Perſonen und Handelsgeſellſchaften vermöge ihrer Organifation 
und der Publizität ihrer Rechtsverhältniſſe zuzubilligen iſt. Nach alledem find 
bei den nicht rechtsfähigen Vereinen diejenigen materiellen Grundlagen, welche 
die Zulaſſung jener Rechtsſubjekte als Mitglieder von Genoſſenſchaften rät 
fertigen, im weſentlichen nicht vorhanden. 

Dazu kommt aber noch der folgende formelle Geſichtspunkt. Jedes Mit⸗ 
glied einer Genoſſenſchaft iſt in die Genoſſenliſte einzutragen (§ 12 Abſ. 3 Gen, 
S$ 26 ff. Bek., betreffend die Führung der Genoſſenſchaftsregiſters uſw. vom 
1. Juli 1899). Dieſe Eintragung iſt eine weſentliche Vorausſetzung für die 
Entſtehung der Mitgliedſchaft (§ 15 Abſ. 3 GenG.). Die Eintragung des 
Beitritts von Mitgliedern der Genoſſenſchaft erfolgt dadurch, daß ihre Namen 
unter laufenden Nummern an beſtimmter Stelle in der Liſte verzeichnet werden 
($ 29 Abſ. 1 Bek.). Der Inhalt der Genoſſenliſte ijt von weſentlicher Be 
deutung fur den Kredit der Genoſſenſchaft; ihre Einſicht iſt jedermann geſtateet 
($ 12 Abſ. 3 GenG.), damit man ſich aus ihr über die Mitglieder der 
Genoſſenſchaft unterrichten kann. 

Es iſt oben bereits dargetan, daß der Name eines nicht rechtsfähigen 
Vereins ſich nicht als eine vom Geſetze mit beſonderen Rechtsfolgen ausgeſtattete 
Bezeichnung des Vereins darſtellt. Er eignet ſich deshalb auch nicht zur Gi 
tragung in die Lifte der Genoſſen und erfüllt den mit dieſer Eintragung wr 
folgten Zweck nicht in der erforderlichen Weiſe. Durch den Vereinsnamen 
wird nicht ein Rechtsſubjekt, ſondern ein Rechtsverhältnis bezeichnet, was für 
eine Eintragung in die Genoſſenliſte nicht genügt. Würde man in dem Vereins 
namen eine Bezeichnung der an dieſem Rechts verhältniſſe beteiligten Vereins⸗ 
mitglieder erblicken, ſo würde auch unter dieſem Geſichtspunkte die Eintragung 
des Vereinsnamens in die Lifte der Genoſſen keineswegs gerechtfertigt fein, 
denn die einzelnen Vereinsmitglieder wollen für ihre Perſon nicht Mitglieder 
der Genoſſenſchaft werden. Außerdem find die Perſonen der Vereinsmitgliedet 
einem fortwährenden Wechſel ausgeſetzt, der fic) in ganz regellofer, unfontrollier: 
barer Weiſe vollziehen kann, ſo daß der Vereinsname auch inſofern eine durch 
aus unſichere, unzuverläſſige Bezeichnung bildet, was natürlich mit einer 
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Eintragung in die Genoſſenliſte nach deren Zwecken unvereinbar iſt. Allerdings 
kann ein Mitgliederwechſel auch bei juriſtiſchen Perſonen und Handelsgeſell⸗ 
ſchaften ftattfinden. Bei den erſteren wird indes durch einen ſolchen ihre 
Rechtsſtellung grundſätzlich nicht berührt. Bei den Handelsgeſellſchaften, welche 
nicht juriſtiſche Perſonen ſind, trifft dies freilich nicht in dem gleichen Maße 
zu (8 13 1ff., § 161 Abſ. 2, § 177 HGB.). Bei dieſen iſt aber vom 
Geſetz ausreichende Fürſorge getroffen, daß das Publikum ſich fortlaufend aus 
dem Handelsregiſter über die Perſonen der Geſellſchafter unterrichten kann 
(SS 9, 106, 107, § 161 Abi. 2, § 169 HGB.). Genoſſenſchafts⸗ und 
Handelsregiſter zuſammen geben alſo eine genügende Grundlage für die Prüſung 
der Kreditwürdigkeit der Genoſſenſchaft. In dieſer Beziehung fehlt es aber 
für die nicht rechtsfähigen Vereine an jeder Möglichkeit einer zuverläſſigen 
Information. 

Dieſe Erwägungen in ihrer Geſamtheit nötigen dazu, den nicht rechts⸗ 
fähigen Vereinen die Zulaſſung als Genoſſen einer eingetragenen Genoſſenſchaft 
ganz allgemein zu verſagen und den § 43 Abſ. 4 GenG. einſchränkend aus: 
zulegen. Es kann auch nicht etwa davon die Rede ſein, daß bei dem einzelnen 
nicht rechtsfähigen Verein eine beſondere Prüfung ſeiner Organiſation auf ihre 
Feſtigkeit und Zuverläſſigkeit in perſönlicher und vermögensrechtlicher Beziehung 
fiattfinden, und nach deren individuellen Ergebnis die Zulaſſung als Genoſſe 
erfolgen könne; denn eine derartige, in die materiellen Verhältniſſe des bei⸗ 
tretenden Genoſſen eindringende, ſachliche Unterſuchung der Anmeldung würde 
offenſichtlich über den Rahmen der dem Regiſtergerichte obliegenden Prüfungs⸗ 
pflicht hinausgehen (8 15 GenG.; § 29 Abf. 3 Bek.; KGJ. 28 A, 242; 
RIA. 8, 105). Außerdem würde es im Falle eines günſtigen Prüfungs⸗ 
ergebniſſes bei der Eintragung doch an jeder zuverläſſigen Garantie dafür 
fehlen, daß die Satzungen und die Organiſation des Vereins nicht ſpäterhin 
von ſeinen Mitgliedern in weſentlichen Punkten willkürlich geändert werden. 

Hiernach haben die Vorinſtanzen die Eintragung des nicht rechtsfähigen 
Vereins „Genoſſenſchaftsmeierei F.“ in die Liſte der Genoſſen mit Recht ab⸗ 
gelehnt. 


Anmeldung zum Handelsregiſter durch den Vorſtand einer Aktiengeſellſchaft; 
Notwendigkeit der Mitwirkung der Mitglieder des Vorſtandes in derjenigen 
Anzahl, die nach den für die Geſellſchaft maßgebenden Beſtimmungen zur 
Vertretung der Geſellſchaft erforderlich iſt. 
88 232, 234 HGB. 


Oberlandes gericht Jena, 5. Auguſt 1908. — Bd. 9 S. 240. 


Nach dem Geſellſchaftsvertrage der Aktiengeſellſchaft W. beſteht der Vor⸗ 
ſtand aus mindeſtens zwei Mitgliedern; zur Vertretung der Geſellſchaft ſind 
je zwei Vorſtandsmitglieder oder ein Vorſtandsmitglied zuſammen mit einem 
Prokuriſten berechtigt. Ausweislich des Handelsregiſters war im Juni 1908 
nur ein Vorſtandsmitglied in der Perſon des Direktors Sch. vorhanden. 

Zu der Frage, ob die Anmeldung regiſterpflichtiger Tatſachen zum 
Handelsregiſter durch das alleinige Vorſtandsmitglied Direktor Sch. in Gemein- 
ſchaft mit dem Prokuriſten S. erfolgen könne, führt das Oberlandesgericht auf 
die weitere Beſchwerde der Geſellſchaft in den Gründen aus: 
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Die Bewirkung der im Geſetze vorgeſehenen Anmeldungen zum Handels 
regiſter liegt dem Vorſtand als ſolchem als ſeine beſondere Amtspflicht ob; 
dies gilt nach § 234 HGB. insbeſondere für eine Anmeldung der hie in 
Rede ſtehenden Art. Anzumelden hat „der Vorſtand“. Darunter iſt zu ve: 
ſtehen, daß mindeſtens ſoviel Vorſtandsmitglieder anzumelden haben, als zur 
Vertretung der Geſellſchaft Vorſtandsmitglieder — für ſich allein, ohne Pre 
kuriſten — mitzuwirken haben. Iſt daher der Vorſtand, ſei es von vorn⸗ 
herein oder infolge eingetretener Veränderung nicht ſo zuſammengeſetzt, daß er 
zur Vertretung der Geſellſchaft legitimiert iſt, ſo muß erſt die Ergänzung des 
Vorſtandes erfolgen, bevor die Anmeldung bewirkt werden kann. In dieſem 
Sinne ſpricht fic) namentlich Staub, HGB. zu § 234 aus und ſeiner Anſicht 
hat ſich der Senat angeſchloſſen. Die weitere Beſchwerde war daher zurüch 
zuweiſen. 


Mangelnde Befugnis des Regiſterrichters, die Eintragung einer Genoſſen⸗ 

ſchaft in das Geuoſſenſchaſtsregiſter wegen vorausſichtlich fehlender Rents 

bilität des Unternehmens abzulehnen. Unzuläſſigkeit der Eintragung eine 

Genoſſenſchaft, die nur die mittelbare Förderung der Vermögensinteteſſen 
ihrer Mitglieder bezweckt. 


S 1 Gen, 
Kammergericht Berlin, 12. September 1908. — Bd. 9 S. 241. 


In Z. erſchien neben einer anderen Zeitung eine Zeitung, welche die 
Intereſſen einer politiſchen Partei vertrat, aber ſchließlich wegen ungünſtigen 
Geſchäftsganges einging. Im Februar 1908 hat fic eine Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftpflicht „Vereinsdruckerei Z.“ zu Z. gebildet, deren Bwed, fo- 
weit erſichtlich, darauf gerichtet ijt, an Stelle der eingegangenen eine neue 
Zeitung in Z. mit gleicher politiſcher Richtung erſcheinen zu laſſen. In 91 
der Satzungen iſt als Gegenſtand des Unternehmens der Betrieb einer Drudertt 
und eines Zeitungsverlags zur Förderung der Wirtſchaft und des Erwerbs 
der Mitglieder angegeben. Die Vorſtandsmitglieder haben die Genoſſenſchaft 
bei dem Regiſtergerichte zur Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter ange 
meldet. Das Regiſtergericht hat die Eintragung abgelehnt mit der Begründung, 
die Bildung der Genoſſenſchaft fet nicht geſchehen, um die wirtſchaftlichen 
Intereſſen der Mitglieder zu fördern, ſondern um politiſche Zwecke zu ver⸗ 
folgen. Die hiergegen eingelegte Beſchwerde iſt vom Landgerichte zurück 
gewieſen worden. Der weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht aus 
folgenden Gründen den Erfolg verſagt: 

Es ijt nicht Sache des Regiſtergerichts, vor der Eintragung einer Genoſſen⸗ 
ſchaft die Rentabilität des von ihr geplanten Unternehmens zu prüfen und 
von dieſer die Eintragung abhängig zu machen. Die Rechte einer eingetragenen 
Genoſſenſchaft können nach § 1 GenG. erworben werden von Geſellſchaſten 
von nicht geſchloſſener Mitgliederzahl, welche die Förderung des Erwerbs oder 
der Wirtſchaft ihrer Mitglieder mittels gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetriebs be⸗ 
zwecken. Iſt alſo der Zweck des geplanten gemeinſchaftlichen Unternehmens 
tatſächlich auf die Förderung des Erwerbs oder der Wirtſchaft der Genoſſen 
gerichtet, fo liegt eine Genoſſenſchaft im gefetzlichen Sinne vor und es komm 
grundſätzlich nicht darauf an, ob dieſer Zweck eine größere oder geringere Aus⸗ 
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ſicht auf Verwirklichung hat. Das Regiſtergericht iſt alſo nicht befugt, in 
dieſer Beziehung eine Bevormundung der Beteiligten eintreten zu laſſen und 
die Eintragung der Genoſſenſchaft wegen vorausſichtlich fehlender Rentabilität 
ihres Unternehmens abzulehnen. Dieſer Abweiſungsgrund kann ſomit als zu⸗ 
treffend nicht anerkannt werden. 

Gleichwohl war die beantragte Eintragung abzulehnen, weil nach dem 
feſtſtehenden Sachverhalte die Geſellſchaft überhaupt nicht die Förderung 
des Erwerbs oder der Wirtſchaft der Mitglieder bezweckt. Dieſem ge⸗ 
ſetzlichen Zwecke einer eintragungsfähigen Genoſſenſchaft wird nämlich nur 
dann entſprochen, wenn die Mitglieder durch das geplante Unternehmen 
unmittelbar in ihrem ſonſtigen Erwerb oder in ihrer Wirtſchaft gefördert 
werden ſollen, ſo daß der gemeinſchaftliche Geſchäftsbetrieb als ſolcher den 
Genoſſen in den angegebenen Beziehungen Vorteil verſchaffen ſoll. Da⸗ 
gegen genügt es nicht, wenn die Abſicht der Beteiligten dahin geht, durch 
einen Geſchäftsbetrieb, der an ſich mit dem Erwerb und der Wirtſchaft 
der Mitglieder nichts zu tun hat, ſelbſtändig einen Vermögenserwerb zu er⸗ 
zielen, der demnächſt den Mitgliedern, etwa in Form einer Dividende, zufließen 
ſoll. Eine derartige mittelbare Förderung der Vermögensintereſſen der Mit⸗ 
glieder ſtellt ſich nicht als die vom Geſetz gewollte „Förderung des Erwerbs 
oder der Wirtſchaft der Mitglieder mittels gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetriebs“ 
dar, denn es fehlt dabei der nach dem klaren Wortlaute des Geſetzes not⸗ 
wendige, beſonders durch das Wort „mittels“ geforderte innere Zuſammenhang 
zwiſchen dem gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetrieb und dem als anderweitig be⸗ 
ſtehend vorausgeſetzten Erwerbsberuf oder der Wirtſchaft der Mitglieder. Dieſe 
durch die Faſſung des § 1 gebotene Auslegung wird auch durch Zweck und 
Entſtehungsgeſchichte des Genoſſenſchaftsgeſetzes in überzeugender Weiſe beſtätigt. 
Dies iſt bereits in einem Beſchluſſe des Kammergerichts vom 23. Mai 1898 
dargelegt (K GJ. 18, 27). Im Anſchluß an dieſen ſoll nur noch auf folgendes 
hingewieſen werden: Der begriffliche Unterſchied zwiſchen der eintragungsfähigen 
Genoſſenſchaft und anderen Handelsgeſellſchaften beſteht gerade darin, daß die 
letzteren einen ſelbſtändigen Vermögenserwerb bezwecken, der ihren Mitgliedern 
ſchlechthin zugute kommen ſoll, während die Genoſſenſchaften keinen ſelbſtändigen 
Erwerb erzielen, ſondern die Mitglieder in ihrem ſonſtigen eigentümlichen Er⸗ 
werbsberuf oder in ihrer Wirtſchaft fördern ſollen (Arch BürgR. 30, 288). 
An der rechtlichen Möglichkeit, Handels⸗ und andere Geſellſchaften zu bilden, 
deren Zweck auf einen ſelbſtändigen Vermögenserwerb für die Mitglieder ges 
richtet iſt, fehlte es ſchon vor dem Erlaſſe der modernen Genoſſenſchaftsgeſetz⸗ 
gebung keineswegs. Dagegen wurde bis dahin eine paſſende Form für die 
auf Anregung von Schultze⸗Delitzſch gegründeten eigenartigen Vereine vermißt, 
die beſtimmt waren, die Bedürfniſſe ihrer Mitglieder in deren Wirtſchaft oder 
Gewerbe zu befriedigen. Dieſem Mangel ſollte durch Schaffung eines Sonder⸗ 
rechts für die Genoſſenſchaften abgeholfen werden. Ihre Unterſcheidungsmerk⸗ 
male von den anderen Geſellſchaften wurden bei den Vorarbeiten für die 
erwähnten Geſetze wiederholt beſonders hervorgehoben. So heißt es in dem 
Auszug aus dem Werke des Antragſtellers Schulze⸗Delitzſch, „Vorſchuß⸗ und 
Kreditvereine als Volksbanken, Leipzig 1863“. 

„Die Sozietät bezweckt den Betrieb eines lohnenden Gewerbes dem Publi⸗ 
kum gegenüber durch Abſatz ihrer Produkte oder Handelsartikel an dritte Perſonen. 
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Unſere Vereine, wie die meiſten anderen Arten der Genoſſenſchaft, ſind dagegen 
ſämtlich in der ausgeſprochenen Abſicht hervorgerufen, ein Bedürfnis ihrer 
Mitglieder in deren Wirtſchaft oder Gewerbe zu befriedigen, haben alſo ihre 
Kundſchaft innerhalb ihres eigenen geſchloſſenen Kreiſes. Dies gibt ihnen 
auch in dieſer Beziehung eine andere geſchäftliche und rechtliche Stellung, und 
wenn einzelne Vorſchußvereine, denen mehr Geldmittel zufließen, als der Bedarf 
der Mitglieder erfordert, noch außerdem auch Kunden von außerhalb verſorgen, 
um ihr Kapital gehörig zu verwerten, ſo bleibt das erſtere doch ſtets die 
Hauptſache, welcher alle übrigen Zwecke ſich unterordnen müſſen.“ 

Ferner wird im Kommiſſionsberichte des Preußiſchen Abgeordnetenhauſes 
von 1866 geſagt: 

„Der innerſte Kern der Verſchiedenheit von der offenen Handelsgeſel⸗ 
ſchaft tritt aber bei den allermeiſten Genoſſenſchaften in dem Endziele des 
Geſchäftsbetriebs hervor. Der Genoſſenſchafter bezweckt nicht, durch feine 
Teilnahme ſich unmittelbar einen Gewinn zu verſchaffen, welcher einen Teil 
ſeines Einkommens darſtelle, ſondern er ſucht durch wechſelſeitige Ausgleichung 
mit den übrigen Hilfsmitteln für ſeinen Geſchäſtsbetrieb zu der beſten Bezugs⸗ 
quelle ſeines Arbeitsmaterials oder ſeiner Lebensmittel zu gelangen. Die 
unmittelbare Wirkſamkeit der Genoſſenſchaft iſt nicht auf eine Vermehrung 
des Kapitals durch Abſatz an Fremde, fondern auf Verſtärkung der Hille 
mittel des Genoſſenſchafters innerhalb des eigenen Haushalts gerichtet.“ 

Ebenda wird bemerkt, daß der Verkehr der Genoſſenſchaft eben nur den 
Genoſſenſchaftern ſelbſt als Hilfsmittel in ihrem anderweitigen Gewerbebetriebe 
diene. Jene beſondere Beziehung des gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetriebs zu 
dem Erwerb und der Wirtſchaft der Mitglieder bildete danach ein weſentliches 
und charakteriſtiſches Merkmal für die neue Genoſſenſchaft und gerade dadurd 
unterschied fie ſich von den anderen Erwerbsgeſell ſchaften. Der hiernach ge 
gebene Begriff der Genoſſenſchaft ijt dann auch in die ſpäteren Genoſſenſchaftz⸗ 
geſetze unverändert übernommen worden (KJ. 18, 29 ff.). Die gegenteilige 
Auffaſſung von Pariſius⸗Crüger, GenG. (5) 72, daß alle Erwerbsgeſellſchaſten, 
gleichviel was der Gegenſtand des Unternehmens ſei, die Forderung des Erwerbs 
ihrer Mitglieder bezweckten, muß danach als unzutreffend bezeichnet werden. 
Sie verkennt namentlich den Zweck der Genoſſenſchaftsgeietzgebung; denn dieſe 
zielt nicht etwa darauf ab, für Erwerbsgeſellſchaften aller Art eine neue 
Geſellſchaftsform zu ſchaffen, ſondern wollte lediglich eine ſolche für die eigen: 
artigen Vereine bieten, die durch ihren gemeinſchaftlichen Betrieb allein und 
unmittelbar dem ſonſtigen Erwerb und der Wirtſchaft ihrer Mitglieder dienen 
ſollten. 

Den hiernach zu ſtellenden Anforderungen wird aber die angemeldete 
Genoſſenſchaft nicht gerecht. Die zu gründende Vereinsdruckerei und die von 
ihr herauszugebende Zeitung, mit der beſtimmte politiſche Zwecke verfolgt 
werden, haben als ſolche mit dem Erwerb und der Wirtſchaft der Mitglieder 
nichts zu tun. Wenn dabei auch ein erheblicher Verdienſt erzielt werden und 
den Genoſſen zufließen ſollte, ſo liegt darin nicht eine Förderung des Erwerbs 
und der Wirtſchaft der Mitglieder durch den gemeinſchaftlichen Betrieb im 
geſetzlichen Sinne. Dieſes Unternehmen eignet ſich ſomit auch nicht zur Ein⸗ 
kleidung in die Form der eingetragenen Genoſſenſchaft. 
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Nach alledem iſt die Eintragung der angemeldeten Genoſſenſchaſt von 
den Vorinſtanzen mit Recht ahgelehnt worden. 


Eintragung einer offenen Handelsgeſellſchaſt in das Handelsregiſter ohne 
Rückſicht darauf, ob eine ordnungsmäßige Zeichnung der Firma ſowie 
der Namensnnterſchriften der vertretungsberechtigten Geſellſchafter ein⸗ 
gereicht iſt. 
Form der Zeichnung der Firma und der Unterſchriften bei der Einreichung. 
§ 106 Abſ. 2, § 108 Abſ. 2 HGB. 


Kammergericht Berlin, 24. September 1908. — Bd. 9 S. 244. 


Der Fabrikbeſitzer J. W. war alleiniger Inhaber des von ihm unter 
der Firma „A. W. Söhne“ zu G. betriebenen Handelsgeſchäfts. Er hat 
ſeine beiden Söhne, F. W. und L. W., als Geſellſchafter in ſein Geſchäft 
mit gleichbleibender Firma aufgenommen. Die drei Beteiligten haben dieſe 
Veränderung durch eine notariell beglaubigte Urkunde vom 29. Mai 1908 
zum Handelsregiſter angemeldet. In der Urkunde haben ſie nacheinander die 
Firma mit den Worten „A. W. Söhne“ gezeichnet. Darauf folgt die Er⸗ 
klärung, daß ſie unter Ueberreichung dieſer Firmenzeichnungen die vorſtehenden 
Tatſachen zum Handelsregiſter anmelden. Sodann folgen die drei Namens⸗ 
unterſchriften: „J. W.“, „F. W.“, „L. W.“. Die Namensunterſchriften und 
die Firmenzeichnungen ſind von dem Notar beglaubigt. Das Regiſtergericht 
hat die beantragte Eintragung der offenen Handelsgeſellſchaſt „A. W. Söhne“ 
in das Handelsregiſter abgelehnt, weil durch die eingereichte Urkunde der 
Vorſchrift des § 108 Abſ. 2 HGB. nicht genügt fei. Die hiergegen ein⸗ 
gelegte Beſchwerde iſt vom Landgericht als unbegründet zurückgewieſen worden. 
Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung der Vor⸗ 
entſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung nach 
Maßgabe der folgenden Gründe an das Amtsgericht zurückverwieſen: 

Die Eintragung der offenen Handelsgeſellſchaft „A. W. Söhne“ durfte 
überhaupt nicht von der Erfüllung der Vorſchrift des § 108 Abſ. 2 HGB. 
abhängig gemacht werden. Das Handelsgeſetzbuch beſtimmt im § 106 Adj. 2, 
was für die Anmeldung einer offenen Handelsgeſellſchaft zum Zwecke ihrer 
Eintragung in das Handelsregiſter erforderlich iſt. Dazu gehört die im § 108 
Abſ. 2 HGB. vorgeſchriebene Zeichnung der Firma nebſt der Namensunter⸗ 
ſchrift durch die geſchäftsführenden Geſellſchafter nicht. Hiernach kann auch 
die vermeintliche Unvollſtändigkeit ihrer Zeichnung allein die Ablehnung der 
Eintragung der Geſellſchaft nicht rechtfertigen. Es wird dadurch für das 
Regiſtergericht vielmehr nur ein Anlaß gegeben, auf Grund des § 19 HGB. 
und des § 132 FG. gegen die dazu Verpflichteten behufs Erzwingung der 
Zeichnung ein handelsgerichtliches Ordnungsſtrafverfahren einzuleiten. Schon 
aus dieſem Grunde waren beide Vorentſcheidungen aufzuheben. 

Allein das von den Vorinſtanzen geltend gemachte Bedenken kann auch 
ſachlich nicht als zutreffend anerkannt werden. 

Der § 108 Abſ. 2 HGB. beſtimmt: 

Die Geſellſchafter, welche die Geſellſchaft vertreten ſollen, haben die 
Firma nebſt ihrer Namensunterſchrift zur Aufbewahrung bei dem 
Gerichte zu zeichnen. 


— 208 — 


Dieſe Zeichnung kann nach § 12 HGB. perſönlich bei Gericht bewirkt 
oder in öffentlich beglaubigter Form eingereicht werden. Die Vorſchrift des 
§ 108 Abſ. 2 weicht von derjenigen des $ 29 HGB. infofern ab, als der 
Einzelkaufmann nach der letzteren nur ſeine Firma zur Aufbewahrung bei 
dem Gerichte zu zeichnen hat, nicht aber ſeinen etwa von dieſer abweichenden 
Namen, während die zur Vertretung berechtigten Geſellſchafter die „Firma 
nebſt ihrer Namensunterſchrift“ zu zeichnen haben, alſo außer der Firma auch 
ihre Namensunterſchrift. Dabei iſt dem Worte „nebſt“ indes nicht etwa die 
Bedeutung beizumeſſen, daß dieſe beiden Zeichnungen in einem beſtimmten 
räumlichen Verhältniſſe zueinander ſtehen müßten, insbeſondere die Unterſchriſt 
des Namens der vorſtehenden Firmenzeichnung angefügt werden müſſe (was 
ſonſt ſicherlich in einer den Vorſchriften der 88 51, 233 HGB. entſprechenden 
Weiſe beſtimmt worden wäre); vielmehr wird dadurch nur zum Ausdrucke 
gebracht, daß ſowohl die Zeichnung der Firma als auch diejenige des Namens 
zur Aufbewahrung bei dem Gerichte geleiſtet werden muß. Dieſe Vorſchriſt 
bezweckt, ebenſo wie die im § 53 für Prokuriſten und im § 195 für die 
Vorſtandsmitglieder von Aktiengeſellſchaften gegebenen, den Beteiligten eine 
möglichſt ſichere Unterlage für die im Handelsverkehre häufig erforderliche 
Prüfung der Echtheit von Unterſchriften zu gewähren (RG. 54, 171), und 
dieſer Zweck wird in keiner Weile dadurch gefährdet, daß die beiden im § 108 
Abſ. 2 vorgeſchriebenen Zeichnungen räumlich voneinander getrennt werden. 
Es kommt alſo für die Rechtswirkſamkeit der hier vorliegenden Anmeldung 
nur noch darauf an, ob die vorliegenden Zeichnungen an fic) dem Gelep 
entſprechen. Das iſt aber zu bejahen. Was zunächſt die Zeichnungen der 
Firma anbetrifft, ſo genügt für dieſe (anders als in den Fällen der 
§§ 51, 233 HGB.) auch die bloße Wiedergabe der Firma ohne Hin 
zufügung einer Namensunterſchrift (KGJ. 21, 103). Die in der über 
reichten Urkunde befindlichen Firmenzeichnungen ſind alſo genügend, was 
auch von den Vorinſtanzen nicht bemängelt wird. Was ſodann die in ihr 
enthaltenen Namensunterſchriften der drei Beteiligten anlangt, fo liegt eben: 
falls kein Grund vor, dieſe als dem Geiege nicht entſprechend zu beanſtanden. 
Ihre beſondere Zugehörigkeit zu den entſprechenden Firmenzeichnungen iſt nach 
den obigen Darlegungen zu verneinen; ſie brauchten nicht zu dieſen in eine 
beſtimmte Beziehung gebracht zu werden und konnten unabhängig von ihnen 
gezeichnet werden. Ebenſowenig iſt es aber nach dem Geſetz erforderlich, daß 
der Wille der Geſellſchafter, ihren Namen künftighin in der gezeichneten Belle 
zu ſchreiben, irgendwie erkenntlich gemacht wird. Das Geſetz ſtellt lediglich 
objektiv das Erfordernis der Zeichnung der Namensunterſchrift zur Auf⸗ 
bewahrung bei dem Gericht auf. Wenn alſo mit dem Willen der Gefells 
ſchafter ihre beglaubigte Namensunterſchrift zu dem gedachten Zwecke dem 
Gericht eingereicht wird, ſo iſt dem Geſetze genügt. Das iſt aber im gegebenen 
Falle geſchehen. Der Umſtand, daß die betreffenden beglaubigten Namens⸗ 
unterſchriften gleichzeitig zur Unterzeichnung der vorhergehenden Erklärungen 
dienten, ändert nichts daran, daß „Namensunterſchriften“ im Sinne des § 108 
Abſ. 2 in ihnen zu finden find. Die gegenteilige Annahme würde zu dem 
formaliſtiſchen Ergebniſſe führen, daß in allen derartigen Fällen die Namens: 
unterſchrift einmal als Zeichnung gemäß § 108 Abf. 2 und dann noch ein 
zweites Mal als gewöhnliche Namenszeichnung unter dem betreffenden Alte 
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abgegeben und beglaubigt werden müßte. Irgendwelche praktiſche Bedeutung 
würde dieſe doppelte Namensunterſchrift jedoch nicht haben. Es wird auch 
in der Praxis ganz allgemein nicht nach der Auffaſſung der Vorinſtanzen 
verfahren. Nach alledem iſt durch die eingereichte Urkunde der Vorſchrift des 
§ 108 Abf. 2 genügt. 


Uebertragung des alleinigen Rechtes zur Vertretung einer offenen Haudels⸗ 
geſellſchaft an einen Geſellſchafter durch einſtweilige Verfügung. Voll⸗ 
ziehung der einftweiligen Verfügung. Bedeutung der Eintragung in das 
Handelsregiſter. 
88.15, 16, § 125 Abſ. 4 HGB., 88 929, 936 BRO. 


Kammergericht Berlin, 15. Oktober 1908. — Bd. 9 S. 247. 


F. und Fr. ſind im Handelsregiſter als Geſellſchafter der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft S. & Co. eingetragen. F. hat dem Regiſtergericht am 17. September 
1908 die Ausfertigung eines vorläufig vollſtreckbaren Urteils des Kammer⸗ 
gerichts vom 26. Auguſt 1908 ſowie eine Urkunde über die am 7. September 
erfolgte Zuſtellung dieſes Urteils überreicht und den Inhalt des Urteils zur 
Eintragung in das Handesregiſter angemeldet. Durch das Urteil wird „die 
Vertretung und Geſchäftsführung der Firma S. & Co. dem Gefellihaiter F. 
allein übertragen“. Daraufhin hat das Amtsgericht am 17. September 
1908 folgende Eintragung in das Handelsregiſter verfügt: „Durch einſt⸗ 
weilige Verfügung (Urteil) des Königlichen Kammergerichts vom 26. Auguſt 
1908 iſt dem Geſellſchafter Fr. die Befugnis zur Vertretung der Geſellſchaft 
entzogen und dem Geſellſchafter F. allein übertragen worden.“ — Die ent⸗ 
ſprechende Eintragung iſt am 18. September erfolgt. 

Fr. hat am 19. September 1908 dem Eintragungsantrage widerfproden. 
Er führte aus: Der Antrag ſei unzuläſſig, da die Eintragung der Entziehung 
der Vertretungsbefugnis in das Handelsregiſter ſich als Vollziehung der einſt⸗ 
weiligen Verfügung im Sinne der §§ 929, 936 ZPO. darſtelle, und er 
deshalb in der zweiwöchigen Friſt des § 929 Abſ. 2 ZPO. habe geſtellt 
werden müſſen. Für den Fall, daß das Regiſtergericht die Eintragung vor⸗ 
nähme oder die bereits erfolgte nicht löſche, hat Fr. gebeten, ſeine Eingabe 
als Beſchwerde anzuſehen und weiterzugeben. Das letztere ijt geſchehen. 

Das Landgericht hat die Beſchwerde zurückgewieſen. Es iſt von der 
Erwägung ausgegangen, daß die Eintragung an die Friſt des § 929 BRD. 
nicht gebunden ſei, da ſie keine Vollziehungshandlung darſtelle, daß aber die 
einſtweilige Verfügung mit der friſtgemäß erfolgten Zuſtellung wirkſam ge⸗ 
worden ſei. 

Der hiergegen eingelegten weiteren Beſchwerde — in der auch die Faſſung 
der Eintragung als eine zu weite bemängelt wird, da dem Geſellſchafter Fr. 
die Vertretungsbefugnis nicht ſchlechthin, ſondern nur reſolutiv bedingt bis 
zur rechtskräftigen Entſcheidung des zwiſchen den Geſellſchaftern durchzuführenden 
Auflöfungsprozeſſes entzogen ſei — hat das Kammergericht den Erfolg verſagt. 

In den Gründen wird ausgeſührt: 

Nachdem die beantragte Eintragung in das Handelsregiſter einmal bewirkt 
worden iſt, muß der Antrag des Beſchwerdeführers auf deren Löſchung gemäß 
§ 142 FG. beurteilt werden (RIA. 7, 116). Es kommt alſo darauf an, ob die: 

Blätter f. Rechtspfl. LVI. N. F. XXXVI. Freiw. Gerichtsbark. 14 
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Eintragung wegen Mangels einer weſentlichen Vorausſetzung unzuläſſig war. 
Wäre der Rechtsſtandpunkt des Beſchwerdeführers hinſichtlich der Vollzehung 
richtig, ſo würde ein ſolcher Mangel allerdings anzunehmen ſein. Er iſt 
jedoch nicht als zutreffend anzuerkennen. 

Durch das am 26. Auguſt 1908 verkündete Urteil des Kammergerichts 
iſt dem Beſchwerdeführer die Befugnis zur Vertretung der offenen Handel 
gefellidaft S. & Co. entzogen und dem Geſellſchafter F. allein übertragen 
worden. Darin liegt die Feſtſtellung eines Rechtsverhältniſſes (des Verhält⸗ 
niſſes, durch welches die Vertretung der Geſellſchaft geregelt wird), bezüglich 
deſſen eine Eintragung in das Handelsregiſter gemäß § 125 Abſ. 4 HOY. 
zu erfolgen hat. Für dieſen beſonderen Fall beſtimmt § 16 HGB., — als 
Ausnahme von der Regel des § 125 Abſ. 4 — daß zur Eintragung in 
das Handelsregiſter die Anmeldung der übrigen Beteiligten, gegen welche fid 
die betreffende Feſtſtellung nicht richtet, hier alſo die Anmeldung des F., des 
alleinigen Mitgeſellſchafters des Beſchwerdeführers, genügt. Daß die das 
Rechtsverhältnis feſtſtellende vollſtreckbare Entſcheidung des Prozeßgerichts eine 
einſtweilige Verfügung ijt, und daß fie nicht eine Feſtſtellung im Sinne des 
§ 256 APO. enthält, ſondern in das ſtreitige Rechte verhältnis ſelbſt rechte 
erzeugend eingreift, ändert an der Anwendbarkeit des § 16 HGB. nichts, 
wie in der Denkſchrift ausgeſprochen iſt. Es kommt alſo darauf an, ob eine 
gehörige Vollziehung der einſtweiligen Verſügung vorliegt. 

Der Standpunkt der weiteren Beſchwerde, daß die Vorentſcheidung inſofen 
auf einer Verletzung der 88 929, 986 BRO. beruhe, als fie die Zuftellung 
des Urteils des Prozeßgerichts innerhalb zweier Wochen nach ſeiner Verkündung 
als zur Wahrung der Friſt des § 929 Abſ. 2 ZPO. für ausreichend erachte, 
während auch die Eintragung in das Handelsregiſter eine Vollzugshandlung 
darſtelle und deshalb der Eintragungsantrag innerhalb der zweiwochigen driſt 
feit der Urteilsverkündung erfolgt fein müſſe, iſt unrichtig. Es iſt anerkannten 
Rechtes, daß es zur Wahrung der Friſt des § 929 Abſ. 2 HMO. bei einer 
einfiweiligen Verfügung genügt, wenn ihre Zuſtellung an den Gegner binnen 
2 Wochen nach ihrer Verkündigung erfolgt iſt, weil die Zuſtellung ſelbſt ſchon 
einen Akt der Vollziehung in ſich ſchließt. Dies hat das Reichsgericht (21, 
417; 51, 129ff.) überzeugend ausgeführt; das iſt auch vom Rammer 
gerichte wiederholt angenommen worden (ROY. 12, 103; 16, 131). Eine 
Abweichung von dieſem Standpunkte könnte im vorliegenden Falle höͤchſtens 
dann in Frage kommen, wenn etwa mit Rückſicht auf beſondere Rechtswirkungen 
der Eintragung in das Handelsregiſter dieſe als ein Akt der Vollziehung der 
einſtweiligen Verfügung angeſehen und inſolgedeſſen verlangt werden müßte, 
daß die Eintragung in der zweiwöchigen Friſt des § 929 Abſ. 2 ZW. 
bewirkt werde. Dies trifft aber keineswegs zu. Mit der Zuſtellung der eint 
weiligen Verfügung an den Beſchwerdeſührer trat das feftgeftellte Rechte 
verhältnis in Wirkſamkeit. Wie die Eintragung einer Prokura und ihrer 
Entziehung, jo haben auch die Eintragung des Ausſchluſſes eines Gefellſchaſters 
von der Vertretung der Geſellſchaft und der alleinigen Uebertragung der Ver⸗ 
tretungebefugnis auf einen Geſellſchafter nicht rechtserzeugende, ſondern lediglich 
rechtsbekundende Bedeutung. Die Entziehung der Vertretungsbefugnis erhält 
durch die Eintragung und durch die ſich an fie ſchließende öffentliche Be 
kanntmachung nur die erforderliche Publizität, deren Wirkungen im § 15 HES 
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beftimmt find. Daraus geht hervor, daß die Eintragung als Bollziehungsaft 
nicht in Betracht kommen kann und deshalb an die Friſt von 2 Wochen, 
die ſür die Vollziehung vorgeſchrieben iſt, nicht gebunden iſt. Es iſt ſogar 
anzunehmen, daß die „übrigen Beteiligten“ des § 16 HGB. verpflichtet find, 
ein eintragungsbedürftiges Rechtsverhältnis, wie das in dem Kammergerichts⸗ 
urteile feſtgeſtellte, ſobald es durch die Zuſtellung der einſtweiligen Verfügung 
an den Gegner in Kraft getreten iſt, zur Eintragung in das Handelsregiſter 
anzumelden, und daß ſie nötigenfalls durch Ordnungsſtrafen zur Anmeldung 
angehalten werden können (§ 14 HGB.). Der Kommentar von Gaup⸗Stein 
(zu § 929), auf welchen ſich der Beſchwerdeführer für ſeinen gegenteiligen 
Rechtsſtandpunkt beruft, enthält nichts, was mit den vorſtehenden Rechtsaus⸗ 
führungen nicht im Einklang ſtände. 

Da nun im gegebenen Falle die Vollziehung der am 26. Auguſt ver⸗ 
kündeten einſtweiligen Verſügung durch deren Zuſtellung an den Beſchwerde⸗ 
führer am 7. September 1908, alſo innerhalb zweier Wochen nach der Ver⸗ 
kündung gehörig ſtattgefunden hat, fo iſt die fragliche Eintragung zu Recht 
erfolgt, obwohl ſie erſt nach Ablauf dieſer Friſt (am 17. September) beantragt 
und (am 18. September) erfolgt iſt. 

Wenn die weitere Beſchwerde endlich die Faſſung der vom Amtsgerichte 
verfügten Eintragung als zu weit rügt, fo entbehrt dieſe Rüge ebenfalls der 
Begründung. Eine Friſtbeſtimmung oder Beſtimmung, wie ſie der Beſchwerde⸗ 
führer verlangt, konnte der Eintragung nicht beigefügt werden; das Rechts⸗ 
verhältnis war ſo einzutragen, wie es zurzeit beſtand. Die Möglichkeit ſeiner 
künftigen Aufhebung war dabei nicht zum Ausdrucke zu bringen. Der Charakter 
der betreffenden Maßregel als Folge einer einſtweiligen Verfügung kommt 
übrigens durch die vom Amtsgerichte gewählte Form der Eintragung inſofern 
hinreichend zum Ausdruck, als darin entſprechend dem § 25 der Verfg. des 
Juſtizminiſters vom 7. November 1899 (QMBL S. 317) auf die einſtweilige 
Verfügung Bezug genommen iſt. Im Falle der Aufhebung der einſtweiligen 
Verfügung wird gemäß § 16 Abſ. 2 HGB. die Löſchung des Vermerkes zu 
erfolgen haben, ohne daß es zu dieſem Zwecke eines bezüglichen Vorbehalts 
bei der Eintragung bedarf, und damit wird der frühere Zuſtand wieder: 
hergeſtellt ſein. 


Unzuläſſigkeit der weiteren Beſchwerde gegen den Beſchluß des Landgerichts, 
durch welchen dem Regiſtergericht aufgegeben wird, das Ordnungsſtrafverfahren 
zur Eintragung einer Firma in das Handelsregiſter einzuleiten. 


§§ 2, 14, 29 HGB. §§ 132 ff. FG. 
Kammergericht Berlin, 22. Oktober 1908. — Bd. 9 S. 250. 


Die Handelskammer B. hat beim Amtsgerichte B. den Antrag geſtellt, 
M. L. und M. F. zu B., die gemeinſchaftlich einen nach $ 2 HGB. ein⸗ 
tragungspflichtigen Grundſtückshandel betrieben, zu veranlaſſen, daß fie ihre 
Firma in das Handelsregiſter eintragen ließen. Das Amtsgericht hat nach 
Anhörung der Genannten den Antrag abgelehnt. Auf die von der Handels⸗ 
kammer dagegen eingelegte Beſchwerde hat das Landgericht das Regiſtergericht 
angewieſen, das Ordnungsſtrafverfahren gegen jene einzuleiten. Die gegen dieſen 
Beſchluß von L. und F. erhobene weitere Beſchwerde hat das Kammergericht 
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als unzuläſſig verworfen, weil gegen einen Beſchluß der vorliegenden Art eine 
weitere Beſchwerde nicht gegeben ſei. 
In den Gründen wird ausgeführt: 

Es handelt ſich hier um die Herbeiführung der Anmeldung einer offenen 
Handelsgeſellſchaft zum Handelsregiſter gemäß SS 14, 29 HGB. 

Das betreffende Zwangsverfahren iſt in den SS 132 fg. FG. in er 
ſchöpfender und umfaſſender Weiſe geregelt, ſo daß für eine anders geartete 
Behandlung der Sache grundſätzlich kein Raum iſt. Es iſt weſentlich im 
öffentlichen Intereſſe verordnet (RJA. 6, 194) und darf daher von dem 
Regiſtergerichte weder aus eigenem Antriebe noch auf Wunſch der Beteiligten 
anders geſtaltet oder im Falle des Bedürfniſſes ſeiner Anwendung durch Ein: 
ſchlagung eines anderen Verfahrens umgangen werden. Das Geſetz wollte 
durch die beſonders geartete Ordnung dieſes Verfahrens augenſcheinlich er⸗ 
höhte Garantien für eine gründliche, ſchleunige und durchgreifende Erledigung 
derartiger Streitigkeiten ſchaffen; ſo namentlich dadurch, daß die Abhaltung 
eines Erörterungstermins (§ 134 Abſ. 1) vorgeſchrieben, daß als Rechtsmittel 
nur die ſofortige Beſchwerde (§ 139 Abſ. 1) zugelaſſen und durch § 135 
Abſ. 2 dem Gerichte die ungeſäumte Erlaſſung erneuter Strafverfügungen 
bis zur Durchſetzung des ſtaatlichen Anſpruchs auf Erfüllung der Anmeldungs⸗ 
pflicht durch den Beteiligten aufgegeben wurde. An dieſen wichtigen Garantien 
für die Erreichung des angeſtrebten Zweckes würde es aber fehlen, wenn die 
Gerichte von den Beteiligten genötigt werden könnten, über einen ſolchen 
Streit außerhalb des förmlichen Ordnungsſtrafverfahrens im gewöhnlichen 
Beſchwerdeverfahren zu entſcheiden. Dieſe Möglichkeit hat das Geſetz während 
des Laufes des Ordnungsſtrafverfahrens durch die Vorſchrift des § 132 
Abſ. 2 ausgeſchloſſen, durch die eine Beſchwerde gegen eine gemäß § 132 
Abſ. 1 erlaſſene Strafverfügung für unzuläſſig erklärt wird. Es ſollte auf 
dieſe Weiſe die Einheitlichkeit des Verfahrens wegen des Streites über das 
Beſtehen der Anmeldepflicht und wegen der Beſtrafung des ſäumigen An⸗ 
meldungspflichtigen nach Einleitung des Ordnungsſtrafverfahrens gewahrt werden 
(RIA. 2, 127). 

Nach der Konſtruktion und dem Zwecke dieſes Verfahrens muß der gleiche 
Grundſatz aber auch für die Zeit vor ſeiner Einleitung gelten. Dementſprechend 
hat das Kammergericht bereits eine Beſchwerde für unzuläſſig erklärt, wenn 
das Regiſtergericht einen Beteiligten ohne Einleitung des förmlichen handels⸗ 
gerichtlichen Ordnungsſtrafverfahrens zur Erfüllung feiner Anmeldungspflicht 
aufgefordert hat. Es hat ferner die Unzuläſſigkeit der weiteren Beſchwerde 
gegen einen die Fortſetzung dieſes Verfahrens anordnenden Beſchluß des Land⸗ 
gerichts ausgeſprochen (RJ A. 2, 127). In gleicher Weiſe wird aber auch 
eine weitere Beſchwerde gegen einen die Einleitung dieſes Verfahrens verſügenden 
Beſchluß für unſtatthaft zu erachten ſein. Eine ſolche kann offenbar nur den 
Zweck haben, die drohende Einleitung des Ordnungsſtrafverfahrens abzuwenden 
und ein ſolches zu umgehen. Würde man auf dieje weitere Beſchwerde ein 
gehen, ſo würde in dem weiteren Beſchwerdeverfahren lediglich über die An⸗ 
meldungspflicht als ſolche, nicht aber über die Beſtrafung der Beteiligten 
entſchieden werden können und es würden dieſem Verfahren jene beſonderen, 
vom Geſetze für notwendig erachteten Garantien fehlen. 
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Nach den vorftehenden Ausführungen ift dem vorliegenden Beſchluſſe des 
Landgerichts überhaupt nicht die Bedeutung der rechtswirkſamen Sachentſcheidung 
über die Eintragungspflichtigkeit des fraglichen Geſchäftsbetriebs beizumeſſen; 
vielmehr wird dadurch nur feſtgeſtellt, daß für das Regiſtergericht ein aus⸗ 
reichender Anlaß zum Einſchreiten gemäß § 132 Abſ. 1 FG. gegen die Be⸗ 
teiligten vorliegt. Wenn aber gegen die Verfügung des Regiſtergerichts, durch 
welche das Einſchreiten ſelbſt ſtattfindet, nach Abſ. 2 daſelbſt eine Beſchwerde 
unzuläfſig iſt, ſo kann eine ſolche auch nicht gegen den Beſchluß des Land⸗ 
gerichts geſtattet ſein, welche den Anſtoß zu dem Vorgehen des Amtsgerichts 
gibt. Die Beteiligten erleiden dadurch, daß ihnen dieſe Beſchwerde abger 
ſchnitten wird, auch keinen ſachlichen Nachteil. Sie können die Einleitung des 
Ordnungsſtrafverfahrens zunächſt abwarten, ohne daß ihnen durch ihre bisherige 
Weigerung der Anmeldung der Firma oder ſonſt ein Schaden erwächſt, und 
ſie können demnächſt in dem Ordnungsſtrafverfahren ſelbſt, ungeachtet der 
jetzigen Entſcheidung des Landgerichts, alle ihre Einwendungen gegen ihre 
Anmeldungspflicht in umfaſſender Weiſe geltend machen und die früher er⸗ 
hobenen wiederholen. Danach iſt die jetzige weitere Beſchwerde zweck⸗ und 
gegenſtandslos; ſolche Beſchwerden ſind aber unzuläſſig (RG. 43, 425; 
OL GRſp. 2, 499; 5, 489; 10, 437). 


Eintragung der Liquidation einer durch Veräußerung des Geſchäfts sab 
der Firma aufgeloften offenen Handelsgeſellſchaſt. 
Deutliche Unterſcheidung der Liquidationsfirma von der bisherigen Birma. 


SS 30, 145, 153 HGB. 
Oberlandesgericht Colmar, 9. November 1908. — Bd. 9 ©. 252. 


Zwiſchen den Kaufleuten T. und A. G. beſtand in St. unter der Firma 
G. & Co. eine offene Handelsgeſellſchaft. Durch Vertrag vom 30. Juni 
1904 wurde das Handelsgeſchäft mit dem Rechte zur Fortführung der 
Firma auf die Kaufleute B. und S. übertragen, die das Geſchäft unter der 
bisherigen Firma weiter betrieben. Nach dem Vertrage ſollten die auf den 
Namen der Firma in Hypothekenregiſtern und Grundbüchern eingetragenen 
Hypotheken und die Immobilien der Geſellſchaft nicht auf die Erweber über⸗ 
gehen. Der Uebergang des Geſchäfts iſt in das Handelsregiſter eingetragen, 
dagegen nicht, daß die bisherige offene Handelsgeſellſchaft aufgelöſt und in 
Liquidation getreten iſt. 

Im Juni 1908 wurde von T. G. zur Eintragung in das Handels⸗ 
regiſter angemeldet, daß die frühere offene Handelsgeſellſchaft G. & Co. 
aufgelöſt und unter der Firma „Liquidationsgeſellſchaft T. G. & Co.“ in 
Liquidation getreten, daß alleiniger Liquidator T. G. ſei und daß an die 
Stelle des verſtorbenen Geſellſchafters A. G. deſſen alleinige Erbin L. G. 
als Geſellſchafterin getreten ſei. 

Das Amtsgericht hat die Eintragung abgelehnt. Die gegen dieſen Be⸗ 
ſchluß eingelegte Beſchwerde, in welcher eventuell um Eintragung der Firma 
„Liquidationsgeſellſchaft T. u. L. G.“ oder „Liquidationsgeſellſchaft Geſchwiſter 
T. u. L. G.“ gebeten wurde, iſt vom Landgericht zurückgewieſen worden, 
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weil bei der Veräußerung im Jahre 1904 von dem eigentlichen Handels⸗ 
geſchäfte nichts vorbehalten, vielmehr der ganze Betrieb auf die neue Geſell⸗ 
ſchaft übergegangen und daher nicht erſichtlich ſei, wie für die Tätigkeit eines 
Liquidators noch Raum ſei; die Veräußerung des Geſchäfts ſei eine andere, 
abgekürzte Art der Auseinanderſetzung im Sinne des $ 145 HGB. und 
verhindere das Eintreten der Liquidation. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Oberlandesgericht die Sache unter 
Aufhebung der Vorentſcheidungen zur anderweitigen Erörterung und Ent⸗ 
ſcheidung nach Maßgabe der folgenden Gründe an das Amtsgericht zurüd: 
verwieſen: | 

Dem Antrage, die Auflöſung der offenen Handelsgeſellſchaft, welche 
zwiſchen T. und A. G. beſtanden hat, in das Handelsregiſter einzutragen, 
was bisher noch nicht geſchehen iſt, war gemäß § 143 HGB. ſtattzugeben. 
Im übrigen kann der Anſicht des Landgerichts, daß nach der Veräußerung 
vom 30. Juni 1904 kein Raum mehr für eine Liquidation ſei, nicht bei⸗ 
getreten werden. Durch dieſen Vertrag wurde zwar das damals von T. 
und A. G. betriebene Handelsgeſchäft mit dem Rechte der Fortführung der 
Firma auf die Kaufleute B. und S. übertragen, andererſeits wurden aber 
erhebliche Vermögensbeſtandteile, nämlich die Hypotheken und Immobilien der 
Geſellſchaft, von der Veräußerung ausgenommen. Auf dieſe Vermögens⸗ 
beſtandteile iſt die Beſtimmung im § 145 HGB., wonach eine Liquidation 
nicht ſtattſindet, ſofern eine andere Art der Auseinanderſetzung von den 
Gefellſchaftern vereinbart iſt, nicht anwendbar. Eine andere Art der Aus⸗ 
einanderſetzung iſt nur bezüglich desjenigen Vermögens vereinbart, welches 
mit dem Handelsgeſchäft auf die neuen Erwerber übergegangen iſt, während 
bezüglich der Vermögensbeſtandteile, die von der Veräußerung ausgenommen 
ſind und ausgenommen werden durften, die bisherige Geſellſchaft, durch deren 
Auflöſung nur die produktive Tätigkeit der Geſellſchaft beendet iſt, beſtehen 
blieb, ſo daß inſoweit noch die Liquidation ſtattzufinden hat. Mit Recht iſt 
daher auch von den Beſchwerdeführern die Beſtellung der Liquidators zur 
Eintragung in das Handelsregiſter angemeldet worden (§ 148 HGB.). 

Was die Firma der Gefellſchaft betrifft, ſoll nach § 153 HGB. die 
bisherige, jetzt als Liquidationsfirma zu bezeichnende Firma fortgeführt werden. 
. Diefer Fortführung ſteht aber hier die Tatſache entgegen, daß das Geſchä ft 
mit dem Rechte zur Fortführung der Firma durch den Vertrag vom 30. Juni 1904 
veräußert worden iſt. Es iſt daher für die Liquidationsgeſellſchaft eine andere 
Firma einzutragen und zwar eine ſolche, die ſich von der bereits beſtehenden 
Firma „G. & Co.“ deutlich unterſcheidet (§ 30 HGB.), wobei zu beachten 
iſt, daß der Zuſatz „in Liquidation“ nicht Beſtandteil der Firma und daher 
kein hinreichendes Unterſcheidungsmerkmal iſt (RG. 29, 68). Danach et 
ſcheint die in erſter Linie zur Eintragung angemeldete Firma „T. G. u. Co.“ 
nicht zuläſſig, da durch den gemachten Zuſatz der Gefahr einer Verwechſelung 
nicht genügend vorgebeugt wird. Dagegen iſt eine ſolche Gefahr ausgeſchloſſen, 
wenn die Geſellſchaft unter der Firma „Geſchwiſter T. und L. G.“ liquidiert. 
Diefe Aenderung muß gemäß § 31 HGB. in das Handelsregiſter eingetragen 
werden, ebenſo wie die Aenderung, die in den Firmeninhabern dadurch ver- 
anlaßt iſt, daß an Stelle des verſtorbenen Geſellſchafters A. G. deſſen einzige 
Erbin L. G. getreten iſt. 
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Beſchwerderecht des Aktionärs gegen einen Beſchluß, durch den fein An⸗ 

trag auf Herbeiführung der Löſchung eines im Handelsregiſter einge: 

tragenen, die Individualrechte des Aktionärs verletzenden Generalver⸗ 

ſammlungsbeſchluſſes abgelehnt wird. — Mangelude Befugnis des 

Regiſterrichters, einen Generalverſammlungsbeſchluß als nichtig zu löſchen, 

der nicht durch ſeinen Inhalt, ſondern nur durch die Art des Zuſtande⸗ 
kommens zwingende Vorſchriften des Geſetzes verletzt. 


§ 271 HGB., §§ 142 bis 144 FG. 
Kammergericht Berlin, 10. Dezember 1908 — Bd. 9 S. 254. 


Die E. B. Eiſenbahn⸗Aktiengeſellſchaft beſchloß in der Generalverſammlung 
vom 24. September 1902 einſtimmig die Verſchmelzung mit der neubegründeten 
E. B. O. Eiſenbahn⸗Aktiengeſellſchaft, ſobald die Bahnſtrecke B.— . betriebs⸗ 
fähig hergeſtellt fei, und zwar ohne Liquitation unter beſtimmten, im General: 
verſammlungsprotokolle näher aufgeführten Bedingungen. Zugleich wurden 
der Vorſtand und der Auſſichtsrat beauftragt, die Verſchmelzung unter dieſen 
Bedingungen durchzuführen. Nachdem die bezeichnete Bahnſtrecke betriebsfähig 
hergeſtellt war, ſchloſſen die Vorſtände der beiden Aktiengeſellſchaften den nota⸗ 
riellen Fuſionsvertrag vom 29. Mai 1907, durch den das geſamte Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen der E. B. Eiſenbahn⸗Aktiengeſellſchaft auf die E. B. O. 
Eiſenbahn⸗Aktiengeſellſchaft übertragen wird, ohne daß eine Liquidation ſtatt⸗ 
findet. Der Vertrag wurde der Generalverſammlung der E. B. Eiſenbahn⸗ 
Alttiengeſellſchaft am 29. Juni 1907 vorgelegt und in dieſer mit 247 gegen 
150 Stimmen genehmigt. Der Aktionär St., der jetzige Beſchwerdeführer, 
erhob ſofort gegen den Genehmigungsbeſchluß Widerſpruch, indem er darauf 
hinwies, daß zu ſeiner Faſſung eine Mehrheit von drei Vierteln der vertretenen 
Stimmen erforderlich ſei. 

Demnächſt wurde zufolge Anmeldung des Vorſtandes im Handelsregiſter 
bei der E. B. Eiſenbahn⸗Aktiengeſellſchafſt am 8. Juli 1907 eingetragen: 
„In der Generalverſammlung vom 24. September 1902, beſtätigt durch die 
Generalverſammlung vom 29. Juni 1907, iſt beſchloſſen, das Vermögen der 
Geſellſchaft als Ganzes an die E. B. O. Eiſenbahn⸗Aktiengeſellſchaft gegen 
Gewährung von 566 Aktien zum Nennwerte von 1000 M. der übernehmenden 
Geſellſchaft zu übertragen, ohne daß eine Liquidation ſtattfindet. Die Geſell⸗ 
ſchaft iſt aufgelöſt und die Firma erloſchen.“ 

St. ſtellte bei dem Regiſtergerichte den Antrag, die Eintragung des 
Generalverſammlungsbeſchluſſes vom 29. Juni! 907 wieder aufzuheben, da er in 
der Verſammlung ſeinen Widerſpruch zu Protokoll erklärt und eine Anfechtungs⸗ 
klage erhoben habe, die deshalb gerechtfertigt ſei, weil überhaupt ein gültiger 
Fuſionsvertrag nicht vorliege und es dem Beſchluß an der erforderlichen 
qualifizierten Mehrheit fehle; letzteres ſei auch von Amtswegen zu berückſichtigen. 
Eventuell bat er, ſeine Eingabe als Beſchwerde gegen die erfolgte Eintragung 
zu behandeln. 

Das Amtsgericht erklärte die Eintragungsverfügung für zutreffend und 
legte die Sache dem Landgerichte zur Beſchwerdeentſcheidung vor. 

Die Beſchwerde wurde vom Landgericht als unbegründet zurückgewieſen. 
Hiergegen iſt vom St. weitere Beſchwerde eingelegt worden mit dem Antrage, 
die Eintragung vom 8. Juli 1907, betreffend die Auſlöſung der E. B. Eiſen⸗ 
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bahn⸗Aktiengeſellſchaft ſowie die Eintragung des Generalverſammlungsbeſchluſſes 
vom 29. Juni 1907, enthaltend die Veräußerung des Vermögens der Altien- 
geſellſchaft als Ganzes auf die E. B. O. Eiſenbahn⸗Aktiengeſellſchaft, von 
Amtswegen gemäß den SS 142 ff. FGG. löſchen zu laſſen. Das Kammer: 
gericht hat auch der weiteren Beſchwerde den Erfolg verſagt. 

In den Gründen wird ausgeführt: 

Der Beſchwerdeführer erſcheint als beſchwerdeberechtigt. Wenn in den 
8§ 142 ff. FG. auch nur von der Vornahme von Löſchungen „von Amts⸗ 
wegen“ geſprochen wird, ſo iſt es doch anerkannten Rechtes, daß ſolche unter 
den dort angeführten Vorausſetzungen auch auf den Antrag erfolgen können, 
und daß im Falle der Ablehnung eines bezüglichen Löſchungsvertrags die 
Löſchung der beanſtandeten Eintragung im Beſchwerdewege von demjenigen 
weiter verfolgt werden kann, deſſen Recht durch die Eintragung beeinträchtigt 
wird (KJG. 28, S. 40; 60, 231), Zwar hat im allgemeinen ein Aktionär 
für ſeine Perſon in Angelegenheiten der Aktiengeſellſchaft kein ſelbſtändiges 
Beſchwerderecht, weil er regelmäßig ſeine Rechte in Geſellſchaftsangelegenheiten 
durch Antragſtellung oder Beſchlußfaſſung in der Generalverſammlung ausüben 
muß (§ 250 HGB RIA. 4, 147; Recht 1904 S. 414, 1906 S. 866); allein 
dem Beſchwerdeführer war nach der beſonderen Lage des Falles die Beſchwerde⸗ 
befugnis zuzuſprechen, weil eine Beeinträchtigung von Individualrechten durch 
die Eintragung vom 8. Juli 1907 für ihn in Frage ſteht. § 271 HGB. 
gibt jedem in der Generalverſammlung erſchienenen Aktionär, der gegen einen 
in ihr gefaßten Beſchluß ſeinen Widerſpruch zu Protokoll erklärt hat, das 
Recht, dieſen Beſchluß wegen Verletzung des Geſetzes binnen einem Monat im 
Wege der Klage anzufechten. Der Beſchwerdeführer hat einen ſolchen Wider⸗ 
ſpruch und auch rechtzeitig eine entſprechende Anfechtungsklage erhoben. 
Unter dieſen Umſtänden wird man ihm aber das Recht zubilligen müſſen, 
auch vom Regiſtergericht eine Prüfung zu verlangen, ob die Vorausſetzungen 
einer Löſchung der von ihm angefochtenen Eintragung gemäß §§ 142 ff. 36. 
gegeben ſind; denn es handelt ſich dabei lediglich um eine andre Form der 
Geltendmachung ſeines Anfechtungsrechts aus § 271 HGB. Selbſtverſtändlich 
hat aber das Regiſtergericht den Löſchungsanſpruch des Beſchwerdeführers 
lediglich nach den beſonderen Voraus ſetzungen der SS 142 ff. FG. zu beurteilen. 

Bei der Eintragung vom 8. Juli 1907 handelt es ſich nach ihrem oben 
mitgeteilten Wortlaut und der ganzen vorſtehenden Sachdarſtellung um die 
Eintragung des Generalverſammlungsbeſchluſſes der E. B. Eiſenbahn⸗Aktien⸗ 
geſellſchaft vom 24. September 1902 und des ihn beſtätigenden General⸗ 
verſammlungsbeſchluſſes vom 29. Juni 1907, durch welche die Verſchmelzung 
dieſer Geſellſchaft mit der E. B. O. Eiſenbahn⸗Aktiengeſellſchaft ohne Liquidation 
der erſteren beſchloſſen worden iſt. Daraus iſt dann im Schlußſatze die geſetz⸗ 
mäßige Rechtsfolge gezogen worden, daß die E. B. Eiſenbahn⸗Aktiengeſellſchaft 
aufgelöſt und ihre Firma erloſchen iſt (§ 307 HGB.). Eine ſelbſtändige 
Bedeutung iſt dem letzteren Teile der Eintragung hiernach nicht beizumeſſen: 
vielmehr iſt als ausſchlaggebender und weſentlicher Beſtandteil der Eintragung 
vom 8. Juli 1907 der bezeichnete Inhalt der beiden Generalverſammlungs⸗ 
beſchlüſſe anzuſehen, die dabei als ein einheitliches Ganzes zu beurteilen ſind. 
Hiernach liegt aber unbedenklich der Fall 8 144 Abſ. 2 FG. vor, daß 
nämlich ein in das Handelsregiſter eingetragener Beſchluß der General⸗ 
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verfammlung einer Aktiengeſellſchaft gemäß der Vorſchrift des § 142 FG. 
als nichtig gelöſcht werden ſoll. 

Dies wird freilich von ſeiten des Beſchwerdeführers unter Hinweis auf 
die Rechtſprechung des Kammergerichts (NINA. 9, 34) OL GRſpr. 16, 93 
beſtritten und ausgeführt, daß es ſich bei dem mit unzureichender Mehrheit 
gefaßten Beſchluſſe nicht um einen wirklichen Beſchluß, ſondern um ein Schein⸗ 
bild von abſoluter Nichtigkeit handle und daß dieſe von Geſetzeswegen ein⸗ 
tretende Nichtigkeit vom Regiſtergerichte jederzeit von Amtswegen zu berückſichtigen 
ſei, ſo daß dieſes einem ſolchen Beſchluſſe die Eintragung zu verweigern und 
den eingetragenen Beſchluß ohne weiteres wieder zu löſchen habe. Dieſe Aus⸗ 
führungen ſind als richtig anzuerkennen, ſoweit es ſich um die Eintragung 
eines ſolchen Beſchluſſes handelt, aber nicht inſofern als die Löſchung des 
bereits eingetragenen Beſchluſſes in Frage ſteht. Die angezogenen Entſchei⸗ 
dungen des Kammergerichts beziehen ſich lediglich auf den erſteren Fall; für 
den letzteren greift die Vorſchriſt des § 144 Abſ. 2 FG. ein, nach welcher 
ein in das Handelsregiſter eingetragener Generalverſammlungsbeſchluß nur 
dann als nichtig gelöſcht werden kann, wenn er durch ſeinen Inhalt zwingende 
Vorſchriften des Geſetzes verletzt und ſeine Beſeitigung im öffentlichen Intereſſe 
erforderlich erſcheint. Daraus geht klar hervor, daß ein nichtiger General⸗ 
verſammlungsbeſchluß, wenn er einmal eingetragen worden iſt, nicht unter 
allen Umſtänden gelöſcht werden ſoll, ſondern nur beim Vorliegen der beſon⸗ 
deren dort aufgeführten Vorausſetzungen, ſowie daß die Löſchung immer nur 
wegen des gegen zwingende Vorſchriften des Geſetzes verſtoßenden Inhalts des 
Beſchluſſes erfolgen kann, niemals aber wegen der Art ſeines Zuſtandekommens. 
Das wird auch in der Denkſchrift zum FG. S. 74, 75 ausdrücklich hervor⸗ 
gehoben, wo in bezug auf die Löſchung von eingetragenen Beſchlüſſen der 
Generalverſammlung einer Aktiengeſellſchaft geſagt wird: „Die Löſchung von 
Amtswegen iſt daher nicht ſchon zuläſig, weil ein Beſchluß unter Verletzung 
der Vorfdriften über die Berufung der Verſammlung oder über die Ab⸗ 
ſtimmung zuſtande gekommen iſt, oder weil der Inhalt des Beſchluſſes gegen 
Beſtimmungen des Geſellſchaftsvertrages oder gegen geſetzliche Vorſchriſten nicht 
zwingender Natur verſtößt.“ Es kann alſo keine Rede davon ſein, daß die 
Grundſätze über die Ablehnung der Eintragung eines Beſchluſſes in der Weiſe, 
wie es der Beſchwerdeführer will, ohne weiteres auf die Löſchung eines ein⸗ 
getragenen Beſchluſſes übertragen werden könnten. 

Nun wird allerdings in der weiteren Beſchwerde noch behauptet, daß die 
Anwendung des § 142 FG., der die Löſchung einer Eintragung lediglich 
von dem Mangel einer für ſie weſentlichen Vorausſetzung abhängig macht, 
durch § 144 Abſ. 2 keineswegs ausgeſchloſſen werde und danach die dort 
bezeichneten Beſchlüſſe wegen weſentlicher Mängel unbeſchränkt gelöſcht werden 
könnten. Hierbei wird indes das Verhältnis beider Vorſchriſten zu einander 
offenſichtlich verkannt. Die in § 144 Abſ. 2 enthaltene Bezugnahme auf 
§ 142 und die daran angeſchloſſenen beſonderen Beſtimmungen laſſen deutlich 
erkennen, daß § 144 Abſ. 2 eine Einſchränkung des in § 142 enthaltenen 
allgemeinen Grundſatzes — die Löſchung jeder Eintragung, deren Vornahme 
wegen Mangels einer weſentlichen Vorausſetzung unzuläſſig war — bedeutet, 
und daß ſomit ſolche Beſchlüſſe nur unter den beſonderen Vorausſetzungen des 
§ 144 Abſ. 2, nicht aber nach der allgemeinen Vorſchrift des § 142 gelöfcht 
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werden dürfen. In dieſem Sinne heißt es auch in ber Denkſchrift FG. 74: 
„Der § 140 des Entwurfs (8 144 des Geſetzes) enthält beſondere Vor⸗ 
ſchriften über die Löſchung von Eintragungen, die ſich auf Aktiengeſellſchaften 
uſw. beziehen. Sie ſtellen ſich als eine Einſchränkung des allgemeinen Grund⸗ 
ſatzes dar, den der § 138 (§ 142 des Geſetzes) zum Ausdruck bringt.“ 

Prüft man aber demgemäß den Löſchungsantrag des Beſchwerdeführers, 
jo fehlen die beiden notwendigen Vorausſetzungen des § 144 Abſ. 2. Der 
zu löſchende Beſchluß verletzt, foviel erſichtlich, weder zwingende Vorſchriften 
des Geſetzes noch erſcheint ſeine Beſeitigung im öffentlichen Intereſſe erforder⸗ 
lich; vielmehr verfolgt der Beſchwerdeführer mit ſeinem Antrage lediglich ſeine 
eigenen, persönlichen Vermögensintereſſen. Danach war die weitere Beſchwerde 
als unbegründet zurückzuweiſen. 


Wirkſamkeit einer Hypothek, die ein im Güterſtande der allgemeinen 

Gütergemeinſchaft oder der Errungenſchaftsgemeinſchaft lebender Ehemann 

an einem für das Geſamtgnt erworbenen Grundſtücke gleichzeitig mit dem 

Erwerbe für einen Teil des Erwerbspreiſes ohne Einwilligung der Frau 
beſtellt. 


88 1443, 1445 BGB. 
Reichsgericht V. Zivilſenat, 8. Juli 1908. — Bd. 9 S. 258. 
Veröffentlicht RG. 69, 177. 


Sicherung eines Wiederkaufsrechts für den Verkäufer eines Trennſtücks und 
für den jeweiligen Eigentümer des Reſtgrundſtücks durch Eintragung einer 
Vormerkung zur Sicherung des Rechtes auf Auflaſſung. 
8$ 328, 497, 883 BGB. 


Kammergericht Berlin, 15. Juni 1908. — Bd. 9 S. 263. 


Der Kaufmann St. in B. hat durch den notariellen Vertrag vom 
4. Februar 1908 einen Teil ſeines im Grundbuche von B. Bd. 3 Bl. 218 
eingetragenen Grundſtücks, nämlich die Parzelle Nr. 801 von 4 ar, an die 
offene Handelsgeſellſchaft V. und B. in M. verkauſt. Die Auflaſſung iſt im 
Februar 1908 erfolgt. Das Reſtgrundſtück ijt als Parzelle Nr. 802 unter 
einer neuen Nummer in das Verzeichnis der Grundſtücke eingetragen. Die 
Parzelle Nr, 801 iſt nach dem Grundbuche von B. Bd. 18 Bl. 729 über⸗ 
tragen, der der Käuferin bereits gehörigen Parzelle Nr. 791 als Beſtandteil 
zugeſchrieben und mit dieſer Parzelle zuſammen unter Nr. 8 des Verzeichniſſes 
der Grundſtücke vermerkt. 

Im § 3c des notariellen Vertrags vom Februar 1908 iſt beftimmt: 
„Die Käuferin räumt dem Verkäufer das Recht ein, die verkaufte Parzelle 
für 4000 M. zurückzukaufen, ſobald die Käuferin dieſe Parzelle als Anſchluß 
zu einem öffentlichen Wege für ihr Lagerhausgrundſtück nicht mehr nötig hat. 
Die Käuferin bewilligt und beantragt die Eintragung vorſtehender Rechte für 
den Verkäufer, beziehungsweiſe den jeweiligen Eigentümer des Stammgrund⸗ 
ſtücks, auf das Grundbuchblatt der verkauften Parzelle. Hervorgehoben wird, 
daß auch das zuletzt gedachte Wiederkaufsrecht dem jeweiligen Eigentümer des 
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Stammgrundſtücks zuſtehen ſoll“. In einer zweiten, zur Ergänzung und 
Berichtigung des § 3 des Vertrags vom 4. Februar 1908 aufgenommenen 
notariellen Verhandlung vom 6. Februar 1908 haben der Verkäufer und die 
Käuferin weiter folgendes erklärt: „Die Käuferin bewilligt und beantragt die 
Eintragung nicht des Wiederkaufsrecht, ſondern einer Vormerkung des Rechtes 
auf Auflaſſung der verkauften Parzelle unter der dort angegebenen Bedingung 
gegen Zahlung von 4000 M., zuläſſigenfalls für den jeweiligen Eigentümer 
des Reſtgrundſtücks, andernfalls aber für den Verkäufer und deſſen Rechts⸗ 
nachfolger in das Grundbuch“. 

Das Amtsgericht hat in das Grundbuch von B. Bd. 18 Bl. 729 in 
Abteilung II unter Nr. 4 auf dem Grundſtücke Nr. 3 des Verzeichniſſes der 
Grundſtuͤcke folgendes eingetragen: „Vormerkung zur Sicherung des Rechtes 
auf Auflaſſung für den Kaufmann St. in B.“, die Eintragung der Vor⸗ 
merkung für den jeweiligen Eigentümer des Reſtgrundſtücks und für die Rechts⸗ 
nachfolger des Berechtigten aber abgelehnt. Die gegen die Ablehnung der 
Eintragung eingelegte Beſchwerde iſt vom Landgerichte zurückgewieſen worden. 
Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung der 
Vorentſcheidung die Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung an 
das Amtsgericht zurückverwieſen. 

In den Gründen wird folgendes ausgeführt: 

Das Landgericht entnimmt aus der Eintragungsbewilligung und dem 
mit ihr in Zuſammenhang ſtehenden Kaufvertrage vom 4. Februar 1908 
mit Recht, daß die Vormerkung, deren Eintragung beantragt iſt, einen per⸗ 
ſönlichen Anſpruch ſichern ſoll, der ſeine Grundlage in dem vereinbarten 
Wiederkaufsrechte hat. Der Sinn des Antrags geht danach auf Eintragung 
einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs des jeweiligen Eigentümers 
der Parzelle Nr. 802 gegen die offene Handelsgeſellſchaft V. und B. in M. 
auf Verſchaffung des Eigentums an der Parzelle Nr. 801 und zwar des 
künftigen Anſpruchs aus dem Kaufvertrage, der dadurch zuſtande kommen 
wird, daß der jeweilige Eigentümer der Parzelle Nr. 802 das zu ſeinen 
Gunſten in dem zwiſchen dem Kaufmanne St. in B. und der Firma V. u. B. 
in M. am 4. Februar 1908 geſchloſſenen Kaufvertrage vereinbarte Wieder⸗ 
kaufsrecht ausüben wird. 

Die bei der Prüfung dieſes Antrags zunächſt aufzuwerfende Frage, ob 
ein Wiederkaufsrecht überhaupt zugunſten einer anderen Perſon als des Ver⸗ 
käufers bedungen werden kann, iſt im Hinblick auf dem § 328 BGB. zu 
bejahen, wenngleich der § 497 BGB. nur von dem Wiederkaufsrechte des 
Verkäufers ſpricht. Denn da das Wiederkaufsrecht nach § 413 BGB. 
mangels einer die Uebertragbarkeit ausſchließenden Beſtimmung, wie ſie z. B. 
für das Vorkaufsrecht im § 514 BGB. getroffen iſt, auf einen Dritten über⸗ 
tragen werden kann, ſo ſteht auch nichts im Wege, ſchon bei der Begründung 
des Wiederkaufsrecht gemäß § 328 BGB. zu vereinbaren, daß ein Dritter 
das Recht unmittelbar erwerben ſoll. 

Ebenſo iſt die in der Literatur beſtrittene Frage zu bejahen, ob die Ver⸗ 
einbarung eines Wiederkaufrechts vor deſſen Ausübung eine genügende Grund⸗ 
lage für einen nach § 883 BGB. vormerkungsfähigen Anſpruch iſt. Die 
in der Literatur vertretene Annahme, daß ein bedingter Anſpruch vorliege, 
iſt allerdings bedenklich, denn ein bedingtes Recht iſt nach S 158 BGB. ein 
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Recht, das aus einem unter einer Bedingung vorgenommenen Rechtsgeſchäft 
entſpringt. Das Rechtsgeſchäft aber, aus dem der Anſpruch auf Uebertragung 
des Eigentums an der den Gegenſtand des Wiederkaufs bildenden Sache 
entſpringt, iſt nicht die Vereinbarung des Wiederkaufsrechts, die auch unmög⸗ 
lich als durch die Ausübung des Wiederkaufsrechts bedingt angeſehen werden 
kann, ſondern nach § 497 BGB. der Wiederkaufvertrag, der mit der Er: 
klärung, daß das Wiederkaufsrecht ausgeübt werde, zuſtande kommt, alſo ein 
Rechtsgeſchäft, das vor der Ausübung des Wiederkaufsrechts noch nicht ab⸗ 
geſchloſſen iſt und demgemäß auch keine Anſprüche, ſei es auch nur bedingt, 
erzeugen kann. Der Anſpruch auf Uebertragung des Eigentums aus dieſem 
künftigen Rechtsgeſchäfte fällt aber unter den Begriff der künftigen Anſprüͤche 
im Sinne des § 883 Abſ. 1 Satz 2 BGB., da ſeine Grundlage ſchon vor 
der Ausübung des Wiederkaufsrechts inſofern feſtſteht, als das Recht zu deſſen 
Ausübung vertragsmäßig feſtgelegt iſt. Er kann deshalb durch Eintragung 
einer Vormerkung geſichert werden. | 

Das Landgericht hat auch in den bisher erörterten Beziehungen keine 
Bedenken gegen die Eintragung der Vormerkung erhoben. Es meint aber, 
daß ein Wiederkaufsrecht nicht für den jeweiligen Eigentümer eines Grundſtücks 
begründet werden könne. Die Frage iſt allerdings nicht unzweifelhaft. Das 
Kammergericht hat aber in feinem Beſchluſſe vom 1. März 1906 (RIA. 
7, 142) angenommen, daß das Bürgerliche Geſetzbuch die Begründung eines 
obligatoriſchen Rechtes für den jeweiligen Gläubiger einer Hypothek durch einen 
gemäß § 328 BSB. abgeſchloſſenen Vertrag zulaſſe, und es findet bei nod: 
maliger Erwägung keinen Grund, von dieſer Anſicht abzugehen. Ein begriff⸗ 
licher Unterſchied zwiſchen der Begründung eines Forderungsrechts für den 
jeweiligen Gläubiger einer Hypothek und für den jeweiligen Eigentümer eines 
Grundſtücks iſt nicht erkennbar. Aus der Einſchränkung der Zulaſſung jubjettiv 
dinglicher Rechte an Sachen auf einzelne derartige Rechte im dritten Buche 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt ein Schluß auf die Unzuläſſigkeit der Be⸗ 
gründung derartiger Forderungsrechte nicht zu ziehen. Der Umſtand, daß das 
maßgebende zweite Buch des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Zuläſſigkeit nicht 
beſonders hervorhebt, iſt nicht entſcheidend, da im Rechte der Schuldverhält⸗ 
niſſe Vertragsfreiheit beſteht. Uebrigens hat auch das Reichsgericht in einem 
in der ZW. 1906, 354 ff. abgedruckten Urteile die Eintragung einer Bor: 
merkung für den jeweiligen Gläubiger einer Hypothek erörtert, ohne ſie zu 
beanſtanden. Das Bedenken des Landgerichts iſt deshalb als rechtsirrig an⸗ 
zuſehen. 

Das vom Landgerichte weiter angeregte Bedenken, daß die Beteiligten 
die Vormerkung zur Sicherung eines Anſpruchs gegen die jeweiligen Eigen⸗ 
tümer der Parzelle Nr. 801 eingetragen wiſſen wollten, beruht auf einer 
Verletzung des § 133 BGB. Die Eintragungsbewilligung und der ihr zu: 
grunde liegende Kaufvertrag laſſen hinlänglich deutlich erkennen, daß nur ein 
Anſpruch gegen die Firma V. u. B. durch die Vormerkung geſichert werden 
ſoll. Ein Anſpruch gegen den jeweiligen Eigentümer eines Grundſtücks würde 
allerdings nicht vormerkungsfähig ſein, weil er nicht begründet werden kann. 
Denn der Uebergang einer Schuld auf einen neuen Schuldner ſetzt entweder 
eine Geſamtnachfolge oder eine Schuldübernahme (§ 414 BGB.) voraus. 

Der Beſchluß des Landgerichts und der auf gleichen Erwägungen be⸗ 
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ruhende Beſchluß des Amtsgerichts find deshalb in dem hier in Frage ſtehenden 
Umfang aufzuheben, und die Sache iſt an das Amtsgericht zurückzuver⸗ 
weiſen 


Aenderung des Rangverhältniſſes zweier Hypotheken, die demſelben Gläu⸗ 
biger zuſtehen. 


SS 873, 877, 880 BGB. 
Oberſtes Landesgericht München, 19. Juni 1908. — Bd. 9 S. 266, 


Die Brauerei L., Aktiengeſellſchaft in Z., hat durch notariell beglaubigte 
Erklärung ihrer Vorſtandsmitglieder beſtimmt, daß der Rang der für ſie im 
Grundbuche von J. Bl. 28 in Abt. III unter Nr. 17 eingetragenen Sicherungs⸗ 
hypothek für Forderungen aller Art im Höchſtbetrage von 1000 M. einer 
demnächſt für fie einzutragenden Sicherungshypothek für eine Darlehens forderung 


von 2000 M., mit der dasſelbe Grundſtück belaſtet werden ſollte, zukommen 


* 


ſolle und die Eintragung der Rangänderung in das Grundbuch beantragt. 
Die Eigentümer des Grundſtücks haben in einer notariell beglaubigten Er⸗ 
klärung ihre Zuſtimmung erteilt. 

Die Darlehenshypothek von 2000 M. wurde in Abt. III unter Nr. 18 
eingetragen, die Eintragung der Rangänderung wurde aber unter Bezugnahme 
auf den Beſchluß des Reichsgerichts vom 26. Januar 1901 (RG. 47, 202, 
RIA. 5, 73) vom Amtsgericht abgelehnt. 


Die von der Aktiengeſellſchaft eingelegte Beſchwerde iſt vom Landgerichte 
zurückgewieſen worden. Das Landgericht führt im weſentlichen aus, daß die 
Erwägungen, die dem angeführten Beſchluſſe des Reichsgerichts zugrunde 
liegen, auf den gegenwärtigen Fall nur teilweiſe zuträfen, daß aber die Ver⸗ 
fügung des Grundbuchamts deswegen gerechtfertigt ſei, weil § 880 BGB. 
zu der Rangänderung die Einigung des zurücktretenden und des vortretenden 
Berechtigten erfordere und für den Fall, daß die in Betracht kommenden 
Rechte demſelben Berechtigten zuſtehen, eine beſondere Vorſchrift nicht getroffen ſei. 


Auf die weitere Beſchwerde hat das Oberſte Landesgericht unter Auf⸗ 
hebung der Vorentſcheidungen die Sache zur weiteren Erörterung und Ent⸗ 
ſcheidung an das Amtsgericht zurückverwieſen. In den Gründen wird folgendes 
ausgeführt: 

Das Kammergericht Berlin hat allerdings in ſeinen Beſchlüſſen vom 
28. Januar 1901 (RIA. 2, 50) und vom 9. März 1903 (KGJ. 26, 145) 
als ſelbſtverſtändlich angeſehen, daß bei einer Rangänderung zwiſchen Rechten, 
die demſelben Berechtigten zuſtehen, an die Stelle der nach $ 880 Abſ. 2 BGB. 
erforderlichen Einigung des zurücktretenden und des vortretenden Berechtigten 
die Beſtimmung des Berechtigten tritt, und ein großer Teil der Schriftiteller. 
iſt ihm darin gefolgt; dabei beruft fic) Predari auf die Vorſchrift des § 1151 
BGB. über die bei der Teilung einer Hypothekenforderung ſtattfindende Aenderung 
des Rangverhältniſſes der Teilhypotheken untereinander. Andere ſind dieſer 
Anſicht entgegengetreten und erachten in folchem Falle eine Rangänderung 
nach § 880 für ausgeſchloſſen, indem fie an dem Erforderniſſe der N 
feſthalten, die nur unter verſchiedenen Perſonen möglich iſt. 
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Im vorliegenden Falle iſt es nicht erforderlich, auf die Frage einzugehen, 
ob derjenige, dem die bei der Rangänderung beteiligten Rechte zuſtehen, eine 
Aenderung, bei der es ſich nicht um das Zurücktreten einer Hypothek, einer 
Grundſchuld oder einer Rentenſchuld handelt, durch ſeine einſeitige Beſtimmung 
und Eintragung in das Grundbuch herbeiführen kann und ob im Falle des 
§ 1151 das Beſtimmungsrecht des Gläubigers nicht als Ausfluß ſeiner Teilungs⸗ 
befugnis anzuſehen iſt. 

Die von der Beſchwerdeführerin bezweckte Rangänderung zwiſchen ihren 
Sicherungshypotheken iſt eine Aenderung des Inhalts der zurücktretenden Hyvo⸗ 
thek oder der beiden Hypotheken und kann als ſolche nach den SS 873, 877 
BGB. durch Einigung des Eigentümers und des Gläubigers und Eintragung 
in das Grundbuch bewirkt werden. Die Beſchwerdeführerin braucht nicht die 
in der Hypothek von 1000 M. enthaltene Zuruckdrängungsmacht auf die 
Hypothek von 2000 M. zu übertragen, ſondern es genügt, wenn zwiſchen 
den beiden Hypotheken, die in der Abteilung III des Grundbuchblatts un⸗ 
mittelbar aufeinander folgen, andere Rechte nicht inmitte ſtehen, den Inhalt 
der Hypothef von 1000 M. dahin zu ändern, daß fie das Recht auf Ve 
friedigung aus dem Grundſtücke nur unbeſchadet des in der Hypothek von 
2000 M. enthaltenen Befriedigungsrechts gewährt. Sollten andere Rechte 
inmitte ſtehen, ſo könnte mit dieſer Aenderung des Inhalts der Hypothek 
von 1000 M. die Aenderung des Inhalts der Hypothek von 2000 M. 
dahin verbunden werden, daß fie das Recht auf Befriedigung aus dem Grund: 
ſtück inſoweit gewährt, als die Befriedigung unbeſchadet der Rechte der anderen 
Beteiligten geſchehen kann. Eine ſolche Aenderung des Inhalts der Hypotheken 
iſt durch den § 880 BGB. nicht ausgeſchloſſen. Der § 880 trifft Be 
ſtimmung über die unmittelbare Aenderung des Rangverhältniſſes, die er als 
eine Angelegenheit der Inhaber der beteiligten Rechte behandelt; die Aenderung 
des Inhalts der Hypotheken durch Zuſammenwirken des Eigentümers und des 
Gläubigers führt mittelbar zu dem nämlichen Ergebniſſe. Die nach §§ 878, 
877 BGB. erforderliche Einigung kann unbedenklich in der Zuſtimmung der 
Eigentümer des belaſteten Grundſtücks zu der von der Gläubigerin getroffenen 
Beſtimmung gefunden werden. 

Da hiernach der beantragten Eintragung das von den Vorinſtanzen an⸗ 
genommene Hindernis nicht entgegenſteht, mußten die Entſcheidungen der Vor⸗ 
inſtanzen aufgehoben und das Amtsgericht angewieſen werden, auf den Antrag 
anderweit zu verfügen. 


Zuläſſigkeit der Erſtreckung der einen Bruchteil des Grundſtücks belaſtenden 

Hypothek auf den anderen Bruchteil durch den Alleineigentümer des Grund⸗ 

ſtücks, auch wenn die Rechte, welche in Anſehung des auderen Bruchteils 
den Vorrang haben, nicht im Range zurücktreten. 


§ 1114 BGB. 
Kammergericht Berlin, 21. September 1908. — Bd, 9 S. 269. 


Der Kaufmann A. H. in M. iſt eingetragener Eigentümer der in 
Bd. 42 Art. 1869 des Grundbuchs von M. verzeichneten Liegenſchaften. In 
Abt. III des Grundbuchblatts ſteht unter Nr. 4 auf dem in Abteilung I: 
unter Nr. 1 verzeichneten Grundſtücke Parzelle 560 zur ideellen Hälfte eine 
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Darlehnshypothek von 6000 M. nebſt 4 Proz. Zinſen für den Notar 
K. in M. ohne Bildung eines Hypothekenbriefs eingetragen. Der ein⸗ 
getragene Eigentümer hat durch notariell beglaubigte Erklärung bewilligt und 
beantragt, daß die Hypothek von 6000 M. als auf dem ganzen Grundſtücke 
laſtend eingetragen werde. Die Gläubiger der im Range nachſtehenden, auf 
dem in Abt. I unter Nr. 1 verzeichneten Grundſtücke eingetragenen Hypotheken 
in Abt. III unter Nr. 5 und 6 von je 10000 M. haben die von dem 
Eigentümer beantragte Aenderung des Grundbuchs bewilligt. Das Amts⸗ 
gericht hat den Eintragungsantrag abgelehnt, weil der Antrag auf Belaſtung 
eines Grundſtücksbruchteils gerichtet und daher, da er von dem Alleineigen⸗ 
tümer des Grundſtücks geſtellt werde, gemäß § 1114 BGB. unzuläſſig 
ſei. Die hiergegen erhobene Beſchwerde iſt vom Landgericht in M. zurückgewieſen. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung 
der Vorentſcheidungen die Sache zur weiteren Erörterung und Entſcheiduug 
an das Amtsgericht zurückverwieſen. In den Gründen wird folgendes aus⸗ 
geführt: 

Das Kammergericht hat in dem Beſchluſſe vom 28. September 1903 
(RIA. 4, 53) den Rechtsgrundſatz aufgeſtellt, daß der Alleineigentümer eines 
Grundſtücks die an einem Bruchteile des Grundſtücks beſtehende Hypothek nicht 
auf die übrigen Bruchteile des Grundſtücks ausdehnen könne. Dieſer Grund⸗ 
ſatz iſt vom Reichsgerichte (RGA. 9, 190; RG. 68, 79) für den Fall ab- 
gelehnt, daß dingliche Rechte, die der auf das ganze Grundſtück zu erſtreckenden 
Hypothek im Range gleich⸗ oder nachſtehen, nicht vorhanden ſind, oder daß 
die Inhaber ſolcher Zwiſchenrechte der Erſtreckung, nötigenfalls unter ent⸗ 
ſprechender Rangeinräumung, zuſtimmen. Das Reichsgericht hat ſeine Anſicht 
folgendermaßen begründet: Der geſetzgeberiſche Grund für die Vorſchrift des 
§ 1114 BGB. fei der geweſen, daß zwar Miteigentümern zu Bruchteilen deren 
Sonderbelaſtung nicht verboten werden könne, daß aber ein Verkehrsbedürfnis 
für eine derartige Sonderbelaſtung durch den Alleineigentümer nicht anzuerkennen 
ſei und es andererſeits dringend geboten erſcheine, die Schwierigkeiten, die die 
Hypothek auf dem Anteil eines Miteigentümers der Buchführung und der 
Zwangsverſteigerung bereiten könne, nicht ohne Not zu vermehren. Nicht eine 
rechtsgrundſätzliche Erwägung, ſondern Zweckmäßigkeitsgründe hätten hiernach 
den Anlaß zu der Vorſchrift des § 1114 BGB. gegeben (Motive 3, 638 ff.). 
Dieſe Gründe träfen nicht zu, wenn der Alleineigentümer eine bisherige Bruch⸗ 
teilshypothek auf das ganze Grundſtück erſtrecken wolle; im Gegenteile ſei eine 
derartige Neuordnung der Belaſtung im Intereſſe der Vereinfachung der Buch⸗ 
führung und der Zwangsverſteigerung nur erwünſcht. Wie die Motive (3, 
640) ergäben, habe man bei den Geſetzgebungsvorarbeiten ſich der Annahme 
zugeneigt, es handle ſich bei der Erſtreckung der an einem Bruchteile beſtehenden 
Hypothek auf das ganze Grundſtück durch den Alleineigentümer um eine Aus⸗ 
nahme von dem § 1114 BGB., jedenfalls aber der Rechtswiſſenſchaft und 
Rechtsprechung die endgültige Feſtſtellung einer ſolchen Ausnahme überlaſſen. 
Hiernach und im Hinblick auf die den behandelten Fall nicht treffenden Zweck⸗ 
mäßigkeitsgründe für den § 1114 BGB. rechtferrige fic) die Annahme, daß 
die Hypothekerſtreckung auf das ganze Grundſtück bei dem Nichtvorhandenſein 
oder bei der Zuſtimmung von Zwiſchenberechtigten einen Ausnahmefall zu 
§ 1114 BGB. bilde und dem Verbote dieſer Geſetzesſtelle nicht unterliege. 
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Das Kammergericht ſchließt ſich nach erneuter Prüfung der Frage unter 
Aufgabe ſeines früheren abweichenden Standpunkts der Anſicht des Reichsgerichts 
aus den für dieſe angegebenen Gründen an. 

Iſt aber die Erſtreckung einer Bruchteilhypothek auf das ganze Grund⸗ 
ſtück durch den Alleineigentümer bei dem Nichtvorhandenſein von Zwiſchenrechten 
oder bei der Einräumung des Vorranges durch die vorhandenen Zwiſchen⸗ 
berechtigten zuläſſig, ſo fehlt es an einem inneren Grunde, die Erſtreckung 
der Bruchteilhypothek dann auszuſchließen, wenn eine Rangeinräumung ſeitens 
einiger oder aller Zwifchenberechtigten nicht erfolgt ijt. Würde für dieſen Fall die 
Erſtreckung der Bruchteilhypothek nicht zugelaſſen, ſo könnte dies nur mit den 
für die Buchführung und für eine etwa erfolgende Zwangsverſteigerung zu be⸗ 
ſorgenden Schwierigkeiten begründet werden. Die Zuläſſigkeit der Erſtreckung der 
Bruchteilhypothek hinge alsdann davon ab, ob ſich die Erſtreckung im einzelnen 
Falle als zweckmäßig erwieſe. Die Anwendbarkeit des § 1114 BGB. wäre 
alſo für alle Fälle ausgeſchloſſen, in denen nicht Zweckmäßigkeitsgründe für 
die Anwendung der Vorſchrift ſprächen. Dieſes Ergebnis iſt aber unhaltbar. 
Der § 1114 BGB. enthält eine, wenn auch durch Zweckmäßigkeitsgründe 
veranlaßte, ſo doch zwingende Vorſchriſt, deren Anwendung nicht von dem 
Ermeſſen des Richters abhängen kann. Auch die Motive unterſcheiden an 
der von dem Reichsgericht angezogenen Stelle (3, 640) nicht zwiſchen dem 
Falle, in dem Zwiſchenberechtigte entweder nicht vorhanden find oder den 
Vorrang eingeräumt haben, und demjenigen, in dem eine Rangeinräumung 
ſeitens vorhandener Zwiſchenberechtigten nicht erklärt iſt. Vielmehr wurde nur 
die Frage aufgeworfen, ob von dem Verbote des § 1114 BGB. der Fall 
ſchlechthin auszunehmen ſei, wenn der Eigentümer die auf einem Bruchteile 
ſeines Grundſtücks haftende Hypothek auf das ganze Grundſtück ausdehnen 
wolle. Die Fälle, in denen die Erſtreckung einer Bruchteilhypothek auf das 
ganze Grundſtück ohne Einräumung des Vorranges ſeitens der Zwiſchen⸗ 
berechtigten geſchieht, werden überdies, wie das Reichsgericht bereits bemerkt 
hat, weitaus die Minderzahl bilden. Das Kammergericht trägt daher kein 
Bedenken, den Rechtsgrundſatz auszuſprechen, daß die Erſtreckung der einen 
Bruchteil des Grundſtücks belaſtenden Hypothek auf das ganze Grunbftüd 
durch deſſen Alleineigentümer ohne Rückſicht auf das Vorhandenſein und die 
Zuſtimmung von Zwiſchenberechtigten, unbeſchadet des Ranges der Zwiſchen⸗ 
rechte, nicht unter das Verbot des § 1114 BGB. fällt. 

Die Sache iſt unter Aufhebung der Vorentſcheidungen zur anderweitigen 
Erörterung und Entſcheidung an das Amtsgericht zurückverwieſen. Das Amts: 
gericht wird zu prüfen haben, ob die Erſtreckung der Bruchteilhypothek mit 
dem Vorrange vor den auf dem bisher nicht verhafteten Grundſtücksanteile 
ſtehenden Hypotheken Abt. III Nr. 5 und Nr. 6 einzutragen iſt oder ob 
dieſe Poſten in Anſehung des von der Bruchteilhypothek bisher nicht ergriffenen 
Grundſtücksanteils den Vorrang behalten. Eine ausdrückliche Erklärung, daß 
ſie in Anſehung des Grundſtücksanteils, auf den die bisherige Bruchteilhypothek 
erſtreckt werden ſoll, im Range zurückträten, iſt von den Gläubigern der Poſten 
Nr. 5 und Nr. 6 nicht abgegeben; vielmehr haben dieſe Zwiſchenberechtigten 
nur erklärt, ſie bewilligten die beantragte Aenderung des Grundbuchs. Das 
Amtsgericht wird zu erwägen haben, ob hierin eine . 
gefunden werden kann. | 
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Erfordernis der Einwilligung des Mannes zur Eintragung einer Hypothek 

an einem zum eingebrachten Gute gehörenden Grundſtücke feiner Frau, 

wenn dieſe zwar erſt nach der auf Beſtellung der Hypothek gerichteten 

Erklärung, aber ſchon vor der Stellung des Ctutragungsantrags bei dem 
Grundbuchamte die Ehe geſchloſſen hat. 


88 878, 878, 1895 BGB., § 19 G80. 
Kammergericht Berlin, 19. Oktober 1908. — Bd. 9. S. 274. 


Als Eigentümerin der im Grundbuche von O. Bd. 1 Artikel 16 ver⸗ 
zeichneten Grundſtücke iſt die Witwe Clifabeth S. eingetragen. Da fie wieder 
heiraten wollte, ſchloß ſie mit dem für ihre Kinder beſtellten Pfleger zu Protokoll 
des Notars L. am 24. April 1908 einen Auseinanderſetzungsvertrag, der 
am 12. Mai 1908 vormundſchaftsgerichtlich genehmigt wurde. In dem 
Vertrage verpflichtete ſie ſich in näher beſtimmter Weiſe, an jedes ihrer drei 
Kinder 600 Mark zu zahlen; zugleich bewilligte und beantragte ſie, daß für 
dieſe Anſprüche der Kinder Hypotheken zu gleichem Range auf den vorbe⸗ 
zeichneten Grundſtücken eingetragen würden. Der Notar beantragte am 
20. Juni 1908 unter Ueberreichung einer Ausfertigunn des Vertrags vom 
24. April 1908 die Eintragung der Hypotheken. Er bemerkte in dem An⸗ 
trage, daß die Witwe S. jetzt die Ehefrau des Auguſt J. in O. ſei. 

Das Amtsgericht hielt zur Eintragung der Hypotheken die Genehmigung 
des Ehemannes der Eigentümerin für erforderlich und lehnte, als die Ge⸗ 
nehmigung des Mannes nicht innerhalb einer beſtimmten Friſt beigebracht 
wurde, die Eintragung der Hypotheken durch Beſchluß ab. Die hiergegen 
eingelegte Beſchwerde der Beteiligten iſt vom Landgerichte zurückgewieſen worden. 
Auch der weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht den Erfolg verſagt aus 
folgenden Gründen: 

Nach § 19 GBO. erfolgt eine Eintragung, wenn derjenige ſie bewilligt, 
deſſen Recht von ihr betroffen wird. Die Bewilligung iſt zwar in erſter 
Linie ein Akt des formellen Grundbuchrechts, ſoll aber wie dieſes überhaupt 
der Verwirklichung und Beurkundung des materiellen Liegenſchaftsrechts dienen. 
Sie iſt deshalb nur wirkſam, wenn der Bewilligende die Macht zur Bewilligung 
hat. Dieſe Macht iſt nach dem materiellen Rechte zu beurteilen; denn die 
Bewilligung iſt in den Fällen der 88 873, 877 BGB. zugleich Beſtandteil 
der Einigung, in dem Falle des $ 875 BGB. zugleich einſeitige Aufgabe⸗ 
erklärung (RG. 54, 384). Die Macht zur Abgabe der Bewilligung ſteht 
deshalb demjenigen zu, der die Macht hat, in den Fällen der SS 873, 877 
BGB. ſich über den Eintritt der Rechtsveränderung mit dem anderen Teile 
zu einigen, im Falle des § 875 BGB. das Recht aufzugeben. Die rechts⸗ 
geſchäftliche Herbeiſührung der in den SS 878, 875, 877 BGB. bezeichneten 
Rechtsänderungen wird nach dem Sprachgebrauche des BGB. Verfügung genannt. 
Der aufgeſtellte Rechtsſatz läßt ſich deshalb mit der Literatur dahin formulieren, 
daß der Grundbuchrichter zu prüfen hat, ob der Ausſteller einer Bewilligung, 
auf Grund deren eine Eintragung in das Grundbuch erfolgen ſoll, die Macht 
hat, über das von der Eintragung betroffene Recht zu verfügen. 

Es fragt ſich, ob im gegebenen Falle der Grundbuchrichter bei der hier⸗ 
nach vorzunehmenden Prüfung die von der Grundſtückseigentümerin als Witwe 
abgegebene Eintragungsbewilligung um deswillen beanſtanden durfte, weil die 

Blätter f. Rechtspfl. LVII. N. F. XXXVII. Freiw. Gerichtsbark. 15 
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Eigentümerin zur Zeit der Anbringung des Eintragungsantrags bei dem 
Grundbuchamte wieder verheiratet war. Dieſe Frage iſt mit den Vorinſtanzen 
zu bejahen. | 

Eine Verfügung iſt ein Rechtsgeſchäft, durch das unmittelbar ein Recht 
übertragen, belaſtet, geändert oder aufgehoben wird. Aus dem Begriffe der 
Verfügung folgt ohne weiteres, daß die Wirkſamkeit der Verfügung die Ver⸗ 
fügungsmacht des Verfügenden im Augenblicke der Verfügung vorausſetzt. 

Es bedarf unter dieſem Geſichtspunkte zunächſt der Erörterung, in welcher 
Vornahme hier die Verfügung zu erblicken if. Nach § 873 Abi. 1 BGB. 
ijt zur Uebertragung des Eigentums an einem Grundftüde, zur Belaſtung 
eines Grundſtücks mit einem Rechte ſowie zur Uebertragung oder Belaſtung 
eines ſolchen Rechtes die Einigung des Berechtigten und des anderen Teiles 
über den Eintritt der Rechtsänderung und die Eintragung der Rechtsänderung 
in das Grundbuch erforderlich. Dasſelbe gilt für die Aenderung des Inhalts 
eines Rechtes an einem Grundſtücke (§ 877 BGB.). Entſprechend bedarf es 
zur Aufhebung eines Rechtes an einem Grundſtücke der Erklärung des Berech⸗ 
tigten, daß er das Recht aufgebe, und der Löſchung des Rechtes im Grund⸗ 
buche (§ 875 Abi. 1 Satz 1 BGB.). Nach § 873 Abf. 1 BGB. hat 
alſo die dingliche Einigung die Rechtswirkung der unmittelbaren Uebertragung 
oder Belaſtung eines Rechtes nur in Verbindung mit der Eintragung der 
Rechtsänderung in das Grundbuch. Trotzdem iſt ſchon die bindende Einigung als 
Verfügung anzuſehen, wie fic) aus der vom Kammergericht (KGJ. 25 A, 278) 
für den entſprechenden Fall der einſeitigen Aufhebung eines Rechtes gemäß 
§ 875 BGB. angeſtellten Erwägung ergibt: der rechtsgeſchäftliche Teil der 
durch die Einigung und Eintragung bewirkten Verfügung iſt nur in der 
Einigung enthalten, während die Eintragung ſich als ein behördlicher Alt 
darſtellt. Daraus kann indes nicht gefolgert werden, daß es materiell zur 
Herbeiführung der Rechtsänderung und demgemäß formell zur Eintragung ge⸗ 
nüge, wenn der Verfügende in dem Zeitpunkte, in dem er die Einigung oder 
Aufgabe und damit die Bewilligung in bindender Weile erklärt hat, zu der 
Verfügung befugt war. Denn die in bindender Form erklärte Einigung oder 
Aufgabe ſteht unter der Rechtsbedingung, daß die Eintragung im Grundbuch 
erfolgt. Deshalb muß, anders als im Fall einer rechtsgeſchäftlich bedingten 
Verfügung, die Verfügungsmacht des Verfügenden noch im Zeitpunkte der 
Eintragung vorhanden fein, damit die Verfügung wirken kann (RIA. 2, 250). 
Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung findet ihre Beſtätigung in der Vorſchrift des 
§ 878 BGB., nach der eine von dem Berechtigten in Gemäßheit der §§ 873, 
875, 877 abgegebene Erklärung nicht dadurch unwirkſam wird, daß der Be⸗ 
rechtigte in der Verfügung beſchränkt wird, nachdem die Erklärung für ihn 
bindend geworden und der Antrag auf Eintragung bei dem Grundbuchamte 
geſtellt worden iſt. Dieſe Beſtimmung iſt nur zu verſtehen, wenn ſie als eine 
Ausnahme von dem oben aufgeſtellten Grundſatze dahin begriffen wird, daß 
ſtatt der Verfügungsmacht im Zeitpunkte der Eintragung die Verfügungsmacht 
in dem Zeitpunkte genügt, in dem der Eintragungsantrag auf Grund einer 
bindend gewordenen Einigungs⸗ oder Aufgabeerklärung geſtellt iſt. Das Be⸗ 
ſtehen der Verfügungsmacht im Augenblicke der Bindung allein iſt demnach 
weder materiell noch formell zureichend. 

Dem im vorliegenden Falle geſtellten Antrag auf Eintragung der Hype 
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theken würde daher nur dann ſtattzugeben ſein, wenn die die Eintragung 
bewilligende Grundſtückeigentümerin noch zu der Zeit, als der Eintragungsantrag 
bei dem Grundduchamte geſtellt wurde, zur Verfügung über das Grundſtück 
ſelbſtändig befugt war. Dies trifft aber nicht zu, da die Eigentümerin nach 
der Anzeige des Notars, die vom Grundbuchrichter auch ohne Eintragung der 
betreffenden Tatſache in das Grundbuch berückſichtigt werden durfte, zu dieſem 
Zeitpunkte bereits eine neue Ehe eingegangen war. Die Beſchwerdeführer 
haben nicht behauptet, daß die Eigentümerin in einem anderen als dem Güter⸗ 
ſtande des § 1363 BGB. lebe. Das Grundſtück iſt demgemäß als durch 
die Eheſchließung der Verwaltung und Nutznießung des Mannes unterworfenes, 
eingebrachtes Gut zu behandeln, da eine der in den §§ 1364 ff. BGB. 
vorgeſehenen Ausnahmen nicht erkennbar Platz greift. Die Eigentümerin iſt 
alſo nach 8 1395 BGB. (zu vgl. RG. 54, 44) zwar nicht in ihrer Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit, wohl aber in ihrer Verfügungsfähigkeit inſofern beſchränkt, als 
fie der Einwilligung des Mannes zur Verfügung über das Grundſtück bedarf. 
Die Hypotheken können demgemäß nur mit Einwilligung des Mannes einge⸗ 
tragen werden. Dieſe Einwilligung iſt nicht beigebracht, wird auch durch die 
etwaige Verpflichtung des Mannes zu der Einwilligung nicht erſetzt. Die 
beantragte Eintragung iſt deshalb mit Recht abgelehnt. 


15* 


Verzeichnis 


der vom Reichsjuſtizamte zuſammengeſtellten, in dieſem Bande ent⸗ 
haltenen Entſcheidungen, unter Angabe der darin zur Geltung gebrachten 


Rechtsanſichten. 


. Nachlaßverwaltung auf Gläubigerantrag iſt unzuläſſig, wenn der Erbe 


die Befriedigung nur verzögert di woh eae RE J 8 
Eine Inventarfriſt darf nicht beſtimmt werden, wenn ein formgerechtes 
Inventar eines Miterben bei den Akten ik 
Lehnt das Nachlaßgericht die vom Erblaſſer erbetene Ernennung eines 
Teſtamentsvollſtreckers ab, iſt Beſchwerde zuläſſig 


. Zur Eintragung des Genoſſenſchaftsvorſtandes darf der Regiſterrichter 


nur die im Genoſſenſchaftsgeſetz und Statut vorgeſchriebenen Beſtellungs⸗ 
urkunden verlangen 
Die Handelskammer hat kein Beſchwerderecht, wenn ein Minderkaufmann 
unzuläſſigerweiſe ins Handelsregiſter eingetragen itt 
Der Regiſterrichter darf einen Beſchluß der Generalverſammlung nicht 
1 5 weil der betr. Gegenſtand nicht gehörig angekündigt 
Hebeſen ! 8 


„Die Löſchung einer Nachlaßhypothek auf Grund einer Löſchungsbewilligung 


des Vorerben des eingetragenen Gläubigers iſt ohne die Einwilligung 
bef Nacherben unzuläſſig, auch wenn der Vorerbe von den Beſchränkungen 
Kei AR. Ws at tas ee ae Ge Tawa, Ge a pies ee 


„Eintragung einer Hypothek für die noch nicht erzeugten Abkömmlinge des 


NEE zulaſſttit geg 8 


. Aus der Eintragungsbewilligung für eine verzinsliche Forderung muß 


der Zinsanfangstermin zu erſehen fein ..... „ veo ee aca 8 


. Die Pfändung einer bedingten Eigentümerhypothek iſt nicht eintragungs⸗ 


fähig, muß aber vom Grundbuchamt, wenn bekannt, bei der Hypothek⸗ 
Löſchung berückſichtigt werdnnn nun 


.Das Grundbuchamt darf das Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts um 


Eintragung des Verſteigerungsvermerks nicht wegen aus dem Gruud⸗ 
buch ſich ergebender Auſtände ablehnñßFe nnn 


. Rangänderungen bedürfen, auch wenn fie nach der Teilung der gemein⸗ 


ſchaftlichen Hypothek erfolgen, nicht der Zuſtimmung des Eigentümers 


Die gemeinſchaftliche Verfügung über ein Nachlaßgrundſtück kann fo ere 


folgen, daß die Miterben nacheinander auflaſſen 


Das Beſchwerdegericht in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 


kann zur Vornahme der weiter erforderlichen Ermittelungen zurück⸗ 
e <6. as a ca a ee ne 


15. Zuſtellungen find nach FG. auch wirkſam, wenn fie an den Beteiligten 
ſelbſt, nicht an feinen Bevollmächtigten erfolgen 
16. Die Mutter kann keine beſtimmte Perſon als Beiſtand berufen 


17. 


Hindert das Fehlen eines Liquidators die Zwangsvollſtreckung gegen 
eine Geſ. m. b. H., jo hat der Regiſterrichter einen Liquidator zu beftellen. 
Zu dieſem Amt kann Niemand wider ſeinen Willen kommen 
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Bei rg | einer Parzelle ift zum Eintrag der Mitbelaftung die 
Vorlegung des Briefs nicht erforderliche 3 
Eine Sicherungshypothek, die ſich kraft Geſetzes in eine Eigentümer⸗ 
grundſchuld verwandelt hat, iſt in eine Buchgrundſchuld umzuſchreiben 
Die Beſchwerde gegen einen vom Landgericht in 1. Inſtanz erlaſſenen 
Beſchluß, durch den in freiwilliger Gerichtsbarkeit die Bewilligung des 
Armenrechts verſagt wird, geht an das Oberlandes gericht 
Der Ehemann kann Beſchwerde gegen die Verfügung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts in einer Angelegenheit einlegen, die die Sorge für die Perſon 
des unehelichen Kindes feiner Frau betrifft - - ll 
Das Nachlaßgericht kann auch bei geſetzlicher Erbfolge verlangen daß in 
dem Antrag auf Erteilung eines gemeinſchaftlichen Erbſcheins die Erbteile 
in Bruchteilen angegeben werden 
Die Beſchwerde gegen die Anordnung der Nachlaßverwaltung iſt zurück⸗ 
zuweiſen, wenn die Vorausſetzungen für die Nachlaßverwaltung zur 
Zeit ihrer Anordnung gegeben waren, auch wenn inzwiſchen eingetretene 
neue Tatſachen die Aufhebung der Anordnung begründen 
Ein von Geſchwiſtern errichtetes gemeinſchaftliches Teſtament iſt ſeinem 
ganzen Inhalt nach nichtig, auch ſoweit die darin getroffenen Verfügungen 
den Erforderniſſen eines einſeitig errichteten Teſtaments entſprechen 
55 Sterberegiſter iſt die Oertlichkeit des Todesfalls genau zu be⸗ 
Cᷣiii mm dd ee re 
Die Führung mehrerer Firmen für eine Handelsniederlaſſung iſt 
Al.... 8 
Der Beſchluß über die Herabſetzung des Grundkapitals und die erfolgte 
Herabſetzung können ausnahmsweiſe gleichzeitig eingetragen werden 
Hat ein Genoſſe ſein Ausſcheiden im Regiſter vormerken laſſen, und 
hat der Vorſtand den Anſpruch anerkannt, ſo kann die Eintragung nicht 
nachträglich gelöſcht werden, weil der Vorſtand bei der Anerkennung die 
oo nicht gewahrt hall ee ee 

in gewöhnlicher Stellenvermittler darf keine von feinem Familiennamen 
abweichende Firma führen 
Das Regiſtergericht hat vor der Eintragung einer Aenderung des Ge⸗ 
noſſenſchaftsſtatuts zu prüfen, ob der Beſchluß mit der im Geſetz oder 
Statute vorgeſchriebenen Stimmenmehrheit gefaßt worden iſtt 
Beſtrittene Forderungen ſind vor der Eintragung der Herabſetzung des 
Grundkapitals ſicherzuſtelleoee nnn 
Nur der vollſtändig beſetzte Vorſtand der Genoſſenſchaft kann Statuten⸗ 
änderungen anmeldnn ens J). ͤ ͤͤr eee 
Der Konkursverwalter kann das Handelsgeſchäft nur mit Einwilligung 
des Kridars veränß een. 
Eine Vorſtandsänderung iſt von allen Vorſtandsmitgliedern zum Vereins⸗ 
regiſter anzumelden, auch wenn das Statut einzelne damit betraut hat. 
Soll das ganze Grundſtück mit einem Erbbau belaſtet werden, der nur 
8 en beſtimmten Teil auszuführen ijt, fo bedarf es keiner Abſchreibung 
E ee ee ð ̃²n ; ⁊³v d 8 
Solange die geſicherte Forderung nicht durch Vertrag zwiſchen Gläubiger 
und Schuldner oder durch Urteil feſtgeſtellt iſt, wird die Höchſtbetrags⸗ 
potter zu dem die Forderung überſteigenden Betrage nicht Eigentümer⸗ 
ll K Sasa aaa ee 
Der Vorrang für künftige Rechte vor einer eingetragenen Hypothek iſt 
auf dem Umweg zu erreichen, daß der Inhalt der Hypothek geändert und 
dem Eigentümer die Befugnis vorbehalten wird, ein Recht mit dem 
Vorrang eintragen zu laſſeen ee ee es 5 
Laſſen die Beteiligten zum Zwecke der Berichtigung auf, was zuläſſig iſt, 
fo tft der Erwerbsgrund mit Auflaſſung richtig angegeben 
Die Uebertragung des Rechts aus einer Reallaſt, bei der die Anſprüche 
auf die einzelnen Leiſtungen teils übertragbar, teils nicht übertragbar ſind, 


it unzulaſſiii hh un en 
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Scheidet ein Geſellſchafter aus der offenen Handelsgeſellſchaſt aus und 
überträgt mit dem Geſchäft das Grundſtück auf den andern Geſellſchafter, 
jo iſt keine Auflaſſung nötig. 
Hat ein örtlich unzuſtändiges Gericht die elterliche Gewalt entzogen, ſo 
iſt auf Beſchwerde die Entziehung aufzuheben 
Iſt ein Rechtsſtreit über das Erbrecht anhängig, ſo kann der Erbſchein 
bis- zur Entſcheidung des Prozeßgerichts abgelehnt werden 
Einem Beteiligten iſt auf Verlangen eine vollſtändige Teſtamentsabſchrift 
zu erteilen, wenn er auch nur an einem Teile des Teſtaments ein recht⸗ 
liches Intereſſe / ĩ ĩðZſ ĩ A ee 
Im Erbſcheinsverfahren iſt Aufgebot mit Todeserklärung entbehrlich, wenn 
das Gericht überzeugt iſt, daß der Verſchollene tot iſl 0. 
Liegt ein ſpäteres Teſtament vor und handelt es ſich darum, ob und 
wieweit das frühere aufgehoben ſei, ſo iſt zu ermitteln, was der Erb⸗ 
laſſer mit dem 2. Teſtament an und für ſich gewollt hat und danach der 
Umfang der Aufhebung zu beſtimmeen 
Der Regiſterrichter kann eine von ihm zu erlaſſende Verfügung bis zur 
Erledigung eines anderen anhängigen Verfahrens der freiwilligen Gerichts⸗ 
sige ausſetz nnn 

Eine Firma, in der der Familienname ſowie der Vorname des Firmen⸗ 
inhabers nicht als weſentlicher Beſtandteil enthalten iſt, iſt unzuläffig z 
Das Regiftergericht hat vor der Eintragung einer Geſellſchaft m. b. H. 
von den Geſchäftsführern die Verſicherung zu verlangen, daß außer den 
den 80 ſich auch die Sacheinlagen in ihrer freien Verfügung be⸗ 

nden C ͤͤ ¹i en 
Nach § 234 HGB. iſt die Originalurkunde über die e 
nicht in beglaubigter Form einzureichen. e 
Das Regiſtergericht darf vor der Eintragung einer G. m. b. H. von den 
Geſchäftsführern keine Verſicherung verlangen, daß auch die Sacheinlagen 
zu ihrer freien Verfügung ſtehen (ſ. 48) 7 
Behindert im Sinne des § 248 Abf. 2 50. iſt auch ein ausgeſchiedenes 
Vorſtandsmitglieeeeeeee eee 
Handwerker brauchen ihre Firma auch dann nicht eintragen zu laſſen, 
an der Gewerbebetrieb kein kleiner ift und kaufmänniſche Einrichtungen 
Kobe ee ee re oe oe ee 
Die Beſtimmung, daß dem Geſchäftsführer einer G. m. b. H. Einzel- 
vertretungsbefugnis nur zuſtehe, wenn er Geſellſchafter ſei, iſt unzuläſſig 
Soll bei der Erbteilung das Geſamteigentum am Nachlaßgrundſtück in 
Bruchteilseigentum umgewandelt werden, ſo müſſen die beteiligten Minder⸗ 
jährigen durch mehrere Pfleger vertreten werden 
Auf Grund eines gegen den unbekannten Gläubiger erlaſſenen Ausſchluß⸗ 


urteils, in dem ein angemeldetes Recht vorbehalten iſt, darf Löſchung der 


Grundſchuld erſt erfolgen, wenn nachgewieſen iſt, daß das vorbehaltene 
Necht ficht betet hI Se ee 
Iſt die offene Handelsgeſellſchaft aufgelöſt und hat einer der Geſellſchafter 
bei der Auflöſung das Geſchäft übernommen und fortgeführt, iſt aber 
die Umſchrift des Grundbeſitzes unterblieben, ſo gilt bie Geſellſchaft als 
ee fort und die Geſellſchafter müſſen als Liquidatoren 
fekt 8 
Hat der Eigentümer den Grundſchuldgläubiger befriedigt, ſo kann dieſer 
59 mehr die Umſchrift der Grundſchuld auf einen neuen Gläubiger 
ige ae te SO ee 
Eintrag eines Erbbaurechts mit der auflöfenden Bedingung, daß es im 
Falle ſeiner Veräußerung erliſcht, iſt unzuläſſiie g 
Zur Sicherung der Rechte des Sypothekengläubigers aus 8 1134 BOB. 
kann das Prozeßgericht durch einſtweilige Verfügung eine Zwangsverwal⸗ 
tung anordnen. Auf Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts hat das Grund⸗ 
buchamt die Zwangsverwaltung einzutragen „ „ Bi SS AE 


— . „ . ” 
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Errichtet der Teſtamentserbe der Anordnung des Erblaſſers gemäß eine 
Stiftung, ſo iſt zum Uebergang einer Nachlaßhypothek auf die Stiftung 
ein beſonderer Uebertragungsakt nötig La 
Eine Abrede, nach der eine Hypothek dem Gläubiger nur für den Betrag 
als Sicherheit dienen ſoll, den er nicht aus einem andern mit einer Hypo⸗ 
thek für dieſelbe Forderung belaſteten Grundſtück erlangt, iſt unwirkſam 


. Eine beſchränkte Dienſtbarkeit des Inhalts, daß der Verkäufer berechtigt 


ſein ſoll, eine an dem Eigentümer des Grundſtücks unter Eigentums⸗ 
vorbehalt verkaufte Maſchine auf dem Grundſtück aufzuſtellen, iſt unzuläſſig 


.Wenn die Anerkennung eines unehelichen Kindes gemäß der abgegebenen 


Erklärung eingetragen iſt, die Erklärung ſpäter aber als unrichtig wider⸗ 
rufen wird, ſo iſt doch eine Berichtigung des Standesregiſters ausgeſchloſſen 


. Das Statut einer G. m. b. H. kaun den zwangsweiſen Verkauf eines 


Geſchäftsanteils für den Fall vorſchreiben, daß der Geſellſchafter gewiſſe 
Verpflichtungen nicht erfüllll tel 


.Das Regiſtergericht kann einem Handwerker, Kleingewerbetreibenden die 


Führung einer den Anſchein einer kaufmänniſchen Firma erweckenden 
Geſchäftsbezeichnung unte rſagee nn 


Die Liquidationseröffnungsbilanz bedarf der Genehmigung der General⸗ 


verſammlung der Aktiengeſellſchaft, ihre Einreichung zum Regiſter iſt er⸗ 
ines... a ee 


. Mehrere Erben dürfen in Erbengemeinſchaft als Firmeninhaber eingetragen 


werden. Die Eintragung der Ausſchließ ung von Miterben von der Ver⸗ 
tretung der Firma ijt unzuläſſimin gg 
Verſchiedene Friſt für die Aufkündigung der Genoſſen je nach dem Grunde 
iſt unzuläſſig. Die Satzung kann auch dem Vorſtand das Recht zum 
Genoſſenausſchluß verleihen 
Der Regiſterrichter hat bei der Eintragung der Beſtellung von Vorſtands⸗ 
mitgliedern einer Genoſſenſchaft die Einhaltung der ſtatutariſchen Vor⸗ 
ſchriften für die Beurkundung der Generalverſammlungsbeſchlüſſe zu prüfen 
Die Erhöhung des Stammkapitals einer G. m. b. H. durch Erhöhung 
der bereits vorhandenen Stammeinlagen ohne Uebernahme neuer ſelb⸗ 
ſtändiger Einlagen iſt unzuläſſiniiiun g : 
Die Abtretung einzelner Geſchäftsanteile eines Genoſſen ift unzuläffig . 
Der offene Handelsgeſellſchafter braucht eine Verlegung ſeines Wohnorts 
nicht zum Regiſter anzumelden 


. Der Regiſterrichter hat vor der Eintragung einer G. m. b. H. auch die 


materielle Zuläſſigkeit der Gründung zu prüfen 
Die Sachfirma einer G. m. b. H. darf keinen Namen enthalten, auch 
nicht in der Sachbezeichnung wie „Syſtem )))... 


eo e@« @ ee @ bd 


. Das Regiſtergericht hat die Eintragung einer Aktiengeſellſchaft abzulehnen, 


wenn das Statut die Höhe des Grundkapitals nicht zahlenmäßig angibt. 


. Der Alleineigentümer kann eine auf einem Bruchteil des Grundſtücks 


eingetragene Hypothek auf das ganze Grundſtück erſtrecken 
Wenn bei Auflöſung einer offenen Handelsgeſellſchaft ein Geſellſchafter 
das ganze Geſchäft mit Aktiven und Paſſiven übernimmt, bedarf es keiner 
Aff. ORE I Er 


. Wird der vorbehaltene Vorrang durch Eintragung einer Hypothek aus⸗ 


geübt, ſo braucht der Brief über die zurückſtehende Hypothek nicht vorgelegt 
zu werden 3 


. Wenn der eingetragene Eigentümer die Berichtigung des Eigentums be⸗ 


willigt und der wahre Eigentümer zuſtimmt, ſo iſt das Grundbuch ohne 
Nachweis der Unrichtigkeit zu berichtigen 
Iſt die Briefhypothek auf den Erben des eingetragenen Gläubigers über⸗ 
gegangen, von dieſem an A. und von A. an B. abgetreten, ſo kann B. 
im Wege der Berichtigung eingetragen werden, ohne daß ein Zwiſchen⸗ 
berechtigter vorher einzutragen iſ.ñaeyu hh „v N 
Die 3-monatige Nachweisfriſt des § 1965 BGB. iſt nur einzuhalten 
wenn Erbrechte angemeldet ſind SNe hae aes se Ga a 
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Die Umwandlung einer vom Grundeigentümer bezahlten Hypothek in 
eine Grundſchuld iſt auch ohne den Nachweis zuläſſig, daß dem Eigen⸗ 
tümer die perſönliche Forderung nicht zuſteht -- 
Zur Umſchreibung von Grundſtücken einer offenen Handelsgeſellſchaſt, die 
bei deren Auflöſung einzelnen der bisherigen ss a a zugeteilt werden, 
ift Auflaſſung nötig 

Eine notarielle Urkunde hat trotz Nichterfüllung der Vorſchriften über 
die Feſtſtellung der Perſönlichkeit dem Grundbuchamt zu genügen, ſofern 
die Urkunde zweifelsfrei die Gewißheit des Notars über die een 
keit erkennen laß wen in ee 

Der abtretende Erbe des Hypothekengläubigers braucht ſich auch dann 
nicht eintragen zu laſſen, wenn er gleichzeitig den Inhalt der Sopotbel 
( ðâ ⁵ ⁵ĩↄò d ee, eh ar a 
Die Abkürzung: G. m. b. H. iſt im formloſen Verkehr zuläffig . a 
Nicht rechtsfähige Vereine können nicht die Mitgliedſchaft einer ne 
Schaft erwerben : 
Der Vorſtand einer Aktiengeſellſchaft hat in voller Zahl anzumelden Br 
Eine Zeitungsdruckerei kann nicht Genofienjchaftsunternehmen fein . . 
Der Eintrag einer offenen Handelsgeſellſchaſt ift nicht von der Firmen⸗ 
zeichnung (§ 108 Abſ. 2 HGB.) abhängig. Zeichnung der Unterſchrift 
liegt {chon in der Unterzeichnung der Eingabt e 
Bei der Uebertragung der Vertretung einer offenen Handelsgeſellſchaft an 
einen Geſellſchafter durch einſtweilige Verfügung kommt die Eintragung 
als Vollziehungsatt nicht in Betracht. 

Eine weitere Beſchwerde gegen einen Beſchluß des Landgerichts, durch 
den das Regiſtergericht veranlaßt wird, das Ordnungsſtrafverfahren zur 
Eintragung der Firma einzuleiten, iſt unzuläſſig Sts ce Ge tose 

Hat die offene Handelsgeſellſchaft beim Ver faut des Geſchäfts Vermögen 
ausgenommen, fo iſt die Liquidation einzutrageeen 

Iſt ein Generalverſammlungsbeſchluß eingetragen, ſo darf der Regiſter⸗ 
richter ihn nur dann als nichtig löſchen, wenn er durch ſeinen Inhalt 
zwingende Vorſchriften verletzt. ‘ 
Erwirbt der Mann in der allgemeinen Gütergemeinſchaft oder Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft ein Grundſtück, fo kann er Hypothek für den Kaufpreis 
auch ohne Einwilligung der Frau bewilligen 

Sicherung eines Wiederkaufsrechtes für den Verkäufer eines Trennftüds 
und für den jeweiligen Eigentümer des Reſtgrundſtücks if me durch 
Eintragung einer Auflafjungsvormerfung . . 

Aenderung des Rangverhältniſſes zweier Hypotheten , die demſelben 
Gläubiger zuſtehen, iſt auf dem Umwege der 55 873, 877 BGB möglich 
Die Erſtreckung einer Bruchteilhypothek auf den anderen Bruchteil durch 
den Alleineigen:ümer iſt ohne Rüdfiht auf Zwiſchenberechtigte zuläſſig. 
Deren Rang bleibt unveränderte. 

Heiratet die Frau zwiſchen Hypothekbewilligung und Stellung des Ein⸗ 
tragungsantrags, ſo bedarf die Eintragung die Bewilligung des Mannes 
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Erfahrungen und Anregungen zur Kunſt der Wectspflege. II. l . 


Vom Schreibwerk in der Rechtspflege 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts Sena: 


Bürgerliches Recht und Verfahren: Stellung des erſtinſtanz 


lichen Prozeßbevollmächtigten in der Berufungeinftang, — Straßen- 
reinigungspflicht und Goth. Gemeindegeſetz. — § 326 BGB. beim 
Darlehen anwendbar. — Koſtenanſatz beim Sea über wü aner 
Streitpunkte 8 
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Vortrag, 
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von 
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Preis: 60 Pfg. 
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Erfahrungen und Anregungen 
zur Kunſt der Rechtspflege für 
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von Auch Einem. 


Preis: broſch. M. 1.—. 


Schreibwerk in der Rechtspflege. 


Zweiter Teil der „Erfahrungen und Anregungen zur Kunſt der Rechtspflege“. 
Von 


Oberlandesgerichtsrat Richard Deinhardt. 


Preis: broſch. Mk. 1.—. 
Zu beziehen durch alle Buchhandlungen. 
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In neuen Serge en liegen vor: 


Sydow Buſch 
Sivilprozeßordnung 


und Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
in der bom 1. April 1910 ab geltenden Fallung, 
Unter beſonderer Berückſichtigung der Entſcheidungen des Reichsgericht 


Zwölfte, 5 un Auflage. (Mit der Novelle vom 1. Juni 1000 
Text.) 80. Gebunden in 8 Leinen 6 M. 50 Pf. | 


Struckmann⸗ Inn Koch 
Seren 


nebſt den auf den Zivilprozeß bezüglichen Beſtimmungen des Gerichisverfofunge 
geſetzes und den ee un In der Faſſung vom a Mai 1878 und 
der Novellen von 1905 nnd 0 


Kommentar. 


Herausgegeben unter Mitwirkung von K. Raſch ate in 
Altona, Dr. P. Koll, Senats-Präſident beim Berl esgericht in Köln, 
I Dr. Flechtheim, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht in Köln. Neunte, 
. umgearbeitete Auflage. 1910. In 1 Band. co 24 Mark, een 26 Mart. 
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im Grossherzogtun Sachsen-Weima 
von * . N 
Dr. hermann omon. „ 


Landgerichtsrat a. D. 
Preis broſch. 1 Mark. —— 


Dieſem Hefte ſind beigefügt: Ein Proſpekt des Werlages C. L. Hirſchfeld u 
Leipzig betr. Sammlung deutſcher Reichs⸗ und Landesgeſetze mit 
läuterungen; ein Proſpekt der Verlagsbuchhandluug Otto Liebmann, Berlin We 
betr. Die. 2. gänzlich neubearbeitete Auflage von Höfling, BGB. 11 
Frage und Antwort Band I und II.; ein Proſpekt der. Univerſität Grenoblt 
betr. Juriſtiſche Fakultät, Sommerſemeſter 1910 und ein Proſpeft der Mr 
lagsbuchhandlung Emil Roth, Gießen betr. Sammlung der neueſten End 
ſcheidungen zc. Wir empfehlen dieſe Proſpekte geneigter . | 
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Inhalt des dritten Heftes. 


See 


Carl Blomeyer fF .. | „ ae . . 16 
R. Deinhardt, Die Ausbildung der Juriſten „ ee ‚m 


C. Rothe, Gilt im Herzogtum Altenburg das Benvaltungsywangsue she fi 
Gerichtstoſten? 5 % 


Entſcheidungen des Oberlandesgerichts Je na. 


bei früherer Uebergehung 
Strafrecht und Strafverfahren: Beginn und Fortſetzung euch 


Bürgerliches Recht und Verfahren: Unzuläſſige Ausſetzung der 


Verhandlung. — Verjährung der Werkvergütung. Verpflichtung zur 
Werkabnahme, wenn Teile fehlen. — Eigentümerhypothek und Eigen⸗ 


tümergrundſchuld, Umwandlung in enten ee — Vergütung 
und Verläge des Vormunds. — Uebergehung aktenkundiger Dinge in 


der Beſchwerdeentſcheidung. — . der Mutter zur Vormünderin 


Strafverfahrens in 8 69 StrGB. — Uugültigkeit einer Polizeiverordnung, 
die Ruheſtörungen in Grundſtücken verbietet. — § 19 des Wechſelſtempel⸗ 
geſetzes. — Gültigkeit einer Polizeiverordnung, die nächtliche Muſik vere 
bietet. — Wirkung der vom Staatsanwalt eingelegten Berufung zu⸗ 


. 20 


gunſten des Angeklagten? — Diskrete Mitteilungen unter Eheleuten 


* 


Helmrich, Veränderungen im Perſonalbeſtande 1909 „ ee 


durch § 193 Str. geſchützt? — Mehta zu eee mat ne 


mitelverfälſchung 
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Verzeichnis der 1909 geprüften Aſſeſſoren und Reſerendare 201 
Bücherbeſprechungen: 1 

v. a ner neu e 
Reincke, BBO. . . C 
Warneyer, ZBpbo nen. 350 
Neumiller, ZPO. er a 240 
Schweitzers Pertausgaten, BRO, ease Fe ae a, ac each 200 
Sydow⸗Buſch, ZPO. „ ‚u 
Delius, BBO. De en ee ‚A 
Zehnter, Verſicherungsvertrag e ee ee 20 
Fleſch, Gewerbeorbnung V 2) 


Dieſem Hefte ift ein Proſpekt der Zigarrenfabrik Gebr. Blum, 
Goch, Rhld. beigefügt, und empfehlen wir denſelben 5 Beachtung 


SS Verlag von Hermann Pohle in Jena, ew 


Für die 


jerichtliche Praxis wichtige Erlasse 


des 


Hroßherzogl. Hachſ.-Weimax. Staatsminiſtexiums 
Departement der Juſtiz. 
1. Beft. 
Preis 25 Pfg. 
Um die Benutzung der S. 193 Bd. 44 (N. F. XXIV) der „Blätter für Rechts- 
lege“ abgedruckten „Oberbehördlichen Erlaſſe“ den geehrten Leſern zu erleichtern, 


ibe ich unter vorſtehendem Titel eine Separatausgabe hergeſtellt, welche von allen 
uchhandlungen und von der Verlagshandlung zu obigem Preiſe zu beziehen iſt. 


Erfahrungen und Auregungen 
zur Kunſt der Rechtspflege 


von 
Auch Einem. 


Preis: broſchiert 1 Mark. 


Die beiden vortrefflichen Schriften haben denſelben Verfaſſer und hängen eng 
tammen. Die neue, immer kräftiger werdende Bewegung in der Jurisprudenz, die 
em Willen und dem Gefühl ihren gleichberechtigten Platz in der Rechtsanwendung 
eben will neben dem Intellekt, die das Selbſtändige und Perſönliche in aller guten 
echtiprechung betont, hat in Deinhardt einen wertvollen Bundesgenoſſen gefunden. 
Intellekt und Wiſſenſchaft ſind Vorarbeiter, nicht Schöpfer.“ „Der Verſtand nimmt 
ie Begriffe, Gefühl und Willen aber beurteilen die Dinge als Werte, werten und 
hätzen Handlungen nach ihrer Bedeutung ab.“ Eindringlich und aus einem warmen 
herzen kämpft Verf. gegen Buchſtabengläubigkeit und Formalismus, gegen bureau⸗ 
catiiches Weſen und Prozeßverſchleppung und für eine wahrhaftigere, ſchlichtere und 
ichlichere Rechtspflege. Gewiß iſt das alles nicht neu. Der große Wert und der 
arke Reiz dieſer Abhandlungen aber liegt in der Anwendung dieſer Gedanken auf 
lle Gebiete des juriſtiſchen Alltags, außerdem in der lauteren und hohen Auf— 
jung des Verf. von dem Richterberufe, in feinem tiefen Reſpekt vor der deutſchen 
prache und in der ehrlichen Abneigung gegen alle Sprachdummheiten, das über⸗ 
riebene und umſtändliche Formenweſen in unſerer Rechtspflege. Der Stil iſt von 
)ernburgſcher Bündigkeit und Klarheit. 

Landrichter Dr. M. Rumpf, Oldenburg. 
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Praktiſche Juſtiz! Einfaches Schreib 


Von ie 

Richard Deinharot 
Oberlandesgerichtsrat in Jena. er 
Preis: broſchiert 1 Mark 20 Pf. 

Im Herzen Deutſchlands beginnt zuerſt die neue Rechtslehre Wurzel 


3 


faſſen. In Jena lehren und wirken im Sinn der juriſtiſchen Reformation 
drei Profeſſoren Danz, Hedemann und Reichel, und ur eee den zugle 
als Mitglieder des thüringiſchen Oberlandesgerichts. Dort erhob ſich kü 
der Oberlandesgerichtspräſident Dr. Börngen zu jenem prächtigen 9 
mento für eine moderne Rechtslehre und gegen die com Begriff 
irrung. Dort wirkt am Oberlandesgericht Richard Deinhardt. Er hat zun 
in den Thüringer Blättern für Rechtspflege Bd. 56, S. 161 f (auch im Son 
druck erſchienen) ſeine „Erfahrungen und Anregungen zur Kunſt der 9 
pflege“ niedergelegt. Die Ausführungen feſſeln vom erſten Wort an bis z 
letzten. Begriffsſklaverei, Weltfremdheit, Formalismus, bureaukratiſche 
Zitatenkram, Paragraphenſpiel geißelt er mit beredten, temperamentvoll 
Worten. Die zu hohe einſeitige Bewertung des Verſtandesmäßigen exter 
er richtig als das ſchwer abſtreifbare Alterserbe des römiſchen Rechts, deſſe 
Wiſſenſchaft eine gelehrte Kunſt ohne Wurzeln im Volksleben jet. Der orth 
doxen ſcholaſtiſch-formaliſtiſchen Ueberlieferung erklärt er den Krieg. Recht 
pflege iſt ihm Lebenskunſt, der Wiſſensqualm dürfe die eigenſte Perſönlicht 
im Urteilenden und das warme Leben draußen nicht erſticken. Das wird in 
in einer Fülle praktiſcher ſachlicher Ratſchläge ausgemünzt, die aus dem reich 
Schatz der Lebensweisheit eines feinen Beobachters entnommen find. © 
Die im Titel genannte Schrift fügt jenen ſachlichen Ausführungen eine 
zweiten Teil über juriſtiſche Sprache hinzu. Schon dort hatte der Verfaſſe 
darauf hingewieſen, daß die Beherrſchung des Rechts ſich auch zeige, wenn f 
nicht mit ſich blähender Wichtigkeit hervorgehoben werde; das Zweckmäßig 
Einfache, Echte müſſe überall, auch in der Sprache, der Leitſtern fein. Hatt 
der Verfaſſer als das Weſen, als die Seele der Rechtspflege, die Vertiefung i 
das Tatſächliche und die Beobachtung, das Verſenken in die Menſchenſeele 
und in die Verkehrsbedürfniſſe erkannt, jo zeigt er nunmehr, wie dieſe See 
in der äußeren Form, in dem Ausdruck und der Sprache ſich verkörpern müße 
Wer in dem Wahne befangen ift, es handle ſich bei der Rechtsſprache ur 
etwas Nebenſächliches, der wird durch dieſe Schrift gründlich geheilt. Mang 
an Geiſtesfreiheit und Unfreiheit im Geſchmack ſind unzertrennlich. Auch hie 
heißt es mens sana in corpore sano. Nicht einmal die einfache Regel ken 
man, jagt Deinhardt, daß man bei einem Gemälde nicht mehr die Hilfslinie 
und Farbenſtudien erkennen darf, wenn der Maler nicht zum Geſpött werde 
ſoll. „Wenn das Haus fertig iſt, bleibt das Gerüſt nicht ſtehen, der Bauſchmt 
wird weggefahren.“ Und daran anknüpfend, ruft er: Rettet die Juriſterei at 
der Umklammerung der Pedanten und Banauſen! Männliche Ideale, fü 
er aus, Kraft, Tat, Handeln ſollen in der Rechtspflege herrſchen: „wir wolle 
die verkehrte Welt nicht mitmachen, die in weitſchweifigem Altweiberg eich: 
ihr Beſtes aufgibt.“ Wie der Verfaſſer das nun im einzelnen durchführt um 
wie er durch eine große Anzahl von köſtlichen Proben aus der Praxis 
beinahe unglaubliche Hölzernheit und Unbeholfenheit des Juriſtendeutſch bele 
das kann man nur in der Schrift ſelbſt nachleſen. Ihre ſchier unerſchöpflich f 
aneinanderreihenden packenden Bilder und die erquickende Friſche und Schönhe 
der literariſchen Form bieten für ſich allein ſchon einen belletriſtiſchen Hochgem 
Möchten doch alle deutſchen Juriſten ohne Ausnahme in dieſem jprubel 
den Jungbrunnen ſich geſund baden. Wenn ich dem deutſchen Juriſten et 
Brevier nennen ſollte, es wären dieſe beiden kleinen Schriften. Nicht e in ei 
ziges Mal bloß, ſondern immer wieder leſen ſollte fie der junge und alte Juri 
Er kann daraus mehr lernen, als aus einem Dutzend dicker ſyſtemalf 
Werke und Kommentare. Die Wahrheit in der Jurisprudenz iſt auf 
Marſch: in Jena beginnt fie ihr Hauptquartier aufzuſchlagen. Wiederum 
Beleg für das Wort Nietzſches: die gefährlichſte Gegend in Deutſchland 
Sachſen und Thüringen, nirgends gibt es mehr geiſtige Rührigkeit und ¥ 
geiſterei. rnſt Fuchs. 
Digitized „008 S. 
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richts COMET af sob: tet hee y Al 


Entſcheidungen des Oberlandesgerichts Jena. 


Bürgerliches Recht und Verfahren: Recht auf Erſuttung auch 
bei Nichtbezahlung des Armenanwalts. — Die Partei wählt unter den | 
zugelaſſenen Auwülten ohne Rückſicht auf deren Wohnſitz. — Gebühr fir | 
den Anwalt bei Anträgen nach 8 715 ZPO. — Gebührenberechuung 
bei Prozeßverbindung. — Die Begünſtigung in § 2 cob.⸗goth. Wert⸗ 
abgabengeſetzes. — Formale Vorausſetzungen für Grundſtücksvertrage vor 
dem Gemeindevorfteher in Meiningen. — Bezugsrecht aus einer Lebens⸗ 
verſicherung. — Beamtenhaftung in Coburg⸗Gotha und Art. 3 der RVerf. 248 
Strafrecht und Strafverfahren: Gebrauchs⸗ und Geſchmacksmuſter 
— a Gein der Anlieger. — 5 im Herzogtum 
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Rudolf, Eltern⸗ und Kinderpflich tenen . 308 
Spann, Unehelihe Kindereueuauauuu 308 
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Krug, Letztwillige Verfügunggenddndnnd ee 308 
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Viezens, Bureaukraten und Lordd ee 311 
Pohlmann⸗Hohenaſpe, Reichsfinanzrefoerrrrmnmn 311 
Arnold, Philoſophiſche Betrachtungen eines Juriſten . . 312 


Verlag von Hermann Pohle. Jena 


Johannes Falks — 
Kriegsbüchlein 


Beiträge zur Geichidite Thüringens 1806—1813 
Eine Jahrhundertgabe für das Volk 


aufs neue herausgegeben von 


Rudolf Eckart 
Preis: broih. 1.10 Mark 
SER” Zu beziehen durch alle Buchhandlungen 


dDieſem Hefte iſt eine Karte der Verlagsbuchhandlung Otto 
Liebmann, Berlin W 57 betr. „Deutſche Juriſtenzeitung“ beigefügt. 
Wir empfehlen dieſelbe geneigter Beachtung. 


Verlagsbuchhandlung Otto Liebmann, Berlin W. 57. _ Otto Liebmann. Berlin W. 57. 


Deutsch Juristen- Zeitung 


herausgegeben von 


pr. P. Laband, Dr. 0. Hamm, Dr. Er nst Heinitz, 


Wirk, Geh. Rat, Presser. Wirkl. Geh. Rat, 1 . 


.Oberlandesgerichtspri. sident a. D. 


— bas verbreitetste juristische Organ. ae 


Erscheint am 1. und 15. jeden Monats. Preis vierteljährl. einschl. aller Beilagen 4 N. 


Aus dem Inhalt der ersten Nummer des neuen (XVI.) Jahrgangs: 


Laband, Dr., Wirkl. Geh. Rat, Der | Vierhaus, Dr., Oberlandesgerichts- 
Bundesrat. präsident, Der praktische Vorberei- 

Abschaffung der Todesstrafe? | ~ tungsdienst für die zweite Juristische 
Aeußerungen von: Paul Heyse, E. J. Prüfung. 


| 
Bekker, Ernst Haeckel, Bernh. Dern- | Zaeschmar, Reichsgerichtsrat, Das 


burg, Erich Schmidt, A. Wach, htlich hiitzte Vermögen“ 
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